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IV Borwort. 


Vielmehr umfaßt es die deutſche Rechtsbildung, wie ſie fich in ftetem Fluß 
befindet. Es enthält die deutſchen Rechtsgedanken, wie fie lebensfräftig 
unfere Gejeßgebung und unjer Gewohnheitsrecht beftimmen, gleichgültig, ob 
fie im Geſetz oder Gewohnbeitsrechte bereitd volle Anerkennung gefunden 
baben oder nur andeutungswetfe und widerſpruchsvoll zur Wirkung gelommen 
find oder gar erft um Einfluß und Geltung ringen. Was befagt e8 denn 
auch für das deutſche Recht, wenn irgend eine Regel in Preußen ober 
in Lippe, in Bayern oder In Bremen zum pofitiven Recht erhoben wird, da 
die Regel dadurch doch noch nicht deutſches, ſondern erft preußifches ober 
lippeſches, bayriſches oder bremiiches Necht geworden iſt? Hat dieje landes⸗ 
rechtliche pofitive Geltung der Regel für den Germaniften einen anderen Werth, 
als daß fie Zeugniß für die Lebenskraft eines beutfchen Rechtsgedankens ablegt ? 
Und fo gut wie dies Zeugniß durch ein Gegenzeugniß gebrochen werben kann, — 
nämlich durch den Nachweis, daß das betreffende Landesrecht die Negel einem 
Fremdrecht entlehnt oder frei erfunden bat, — fo kann dies Zeugniß auch durch 
andere Beweismittel eriegt werden. Gin ſolches Beweismittel find aber 
zweifellos die Entwürfe beuticher Geſetze. Thatſächlich hat denn auch fchon 
früher jeder Darfteller des deutſchen Privatrechts diefe Entwürfe als Quellen 
bes deutſchen Rechts benukt. 

Und wenn man diefen Grundfag einmal zugiebt, jo muß man alsbald 
weitergeben und fagen: der Entwurf des künftigen Reichsgeſetzbuchs ift ſogar 
eine wichtigere Quelle deutſchen Rechts als alle unſere pofitiven Landesrechte 
zufammengenommen, eben weil er ein Entwurf des Reichsgeſetzbuchs ift. 
Denn der Strom, welder diefer Quelle entjpringt, ftellt untrüglic und un- 
widerleglich die Richtung dar, in welcher das deutſche Recht fich zu diefer Stunde 
fortbewegt. Es mag fein, dag manch gründlicher Kenner des deutſchen Rechts 
der Meinung tft, nach dem biöherigen Gange der deutſchen Nechtsentwidelung 
hätte der Strom eine andere Richtung nehmen follen. Aber was Hilft ihm 
dieje feine Meinung? Er kann den Strom nicht aufhalten. Will er berichten, 
wie e8 mit dem heutigen beutichen Privatrechte fteht, jo muß er erzählen, 
was der Entwurf darüber beftimmt, und mag nur biftoriich Hinzufügen, daß 
ber "Entwurf mit diefer oder jener Beſtimmung von dem bisherigen Ent⸗ 
widelungsgange des beutfchen Rechts abgewichen: ift. 

So Habe ih dieſer Darftellung des deutſchen Privatrecht eine neue 
Grundlage geben müſſen, welche Gerber ihr nicht zu geben vermochte, bie 
Grundlage des künftigen Reichsgeſetzbuchs. Und was von Gerber's Wert fich 
auf dieſe neue Grundlage nicht jtellen ließ, fo geiftreich und formvollendet es 
war — ich babe e8 mit Bebauern preisgeben müljen, ein Opfer, welches Das 
neue Recht forberte. 

Trotz des großen Umfanged der hiernach erforderlichen Aenderungen iſt 
doch ein ſehr großer Theil von Gerber's uriprünglicher Arbeit auch in Diefer 
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neuen Auflage dem Leſer erhalten geblieben, und inſoweit kommt auch Gerber 
allein die Ehre des Werks und die Verantwortung dafür zu. Namentlich iſt 
Gerber's Syſtem im Weſentlichen das alte geblieben. Ebenſo bin ich bei 
der Auswahl des Stoffs im Weſentlichen Gerber gefolgt, fo z. B. was bie 
Ausſcheidung des materiellen Concursrechts, was die breite Behandlung bes 
Lehnrechts, die Inappe Behandlung des Handelsrecht® betrifft. Auch die bifto- 
riſchen Darftellungen Gerber’8 babe ih nur ba geändert, wo neuere Unter» 
juhungen zu neuen fiheren Ergebniffen geführt haben; deshalb erjcheint z. B. 
bie geichichtlicde Darftellung des ehelichen GOüterrechts in ihrer alten Geftalt; 
jo zahlreich die Einwendungen find, die man wider fie erheben möchte, jo un⸗ 
fiher wäre doch alles, was man an ihre Stelle ſetzen könnte. Unverändert 
find endlich die meilten Lehren geblieben, welche von dem Entwurf des Reichs⸗ 
geſetzbuchs nicht berührt worden find, wie etwa bie Lehre von der Autonomie, 
das Lehnrecht, das Handelsrecht, das Verlagsrecht, das Wechſelrecht, das Ur⸗ 
beberrecht; ich habe mich bier auf einige Zufäße, 3. B. wegen ber eingetragenen 
Genoſſenſchaften, des Patentjchutes befchränten Lönnen; bei dieſen Lehren 
babe ich es oft nicht einmal ausprüdlich erwähnt, wenn Gerber's Anficht von 
der meinigen abwich. Den reichen Citatenſchatz Gerber's babe ich nur zum 
Theil nachgeprüft; der Nuten der Nachprüfung bätte doch nicht im Verhältniß 
zu der Mühe geftanden, die fie mir verurfacht hätte; jo mag es denn fein, daß 
manche biefer Citate fich nicht auf die neueſte Auflage des citirten Werkes beziehen. 

Mancher Lefer wird im Einzelnen mit der Methode, welche ich bet ber 
Herausgabe diefer Auflage verfolgte, nicht einverftanden fein. Indes kann ich 
verfichern, daß ich bei jedem einzelnen Paragraphen mit möglichiter Unbefangen- 
beit das Maß der etwa nöthigen Umarbeitung gründlich erwogen babe. Oft 
war ich felber zweifelhaft genug. Schließli mußte doch in jedem Einzelfall 
mein fubjectiveg Ermeſſen ven Ausſchlag geben. Leicht babe ich mir die Arbeit 
nicht gemacht. 


Freiburg, im Januar 1895. Konrad Sofa. 


Aus früheren Vorreden des Verfaflers. 


Der Anſpruch, welder an ben Verfaſſer ver ſyſtematiſchen Bearbeitung 
eine® Rechtstheils geftellt werden muß, bat von jeher die verfchiedeniten Aus⸗ 
legungen erfahren. Wenn man auch immer erlannt bat, daß der Begriff des 
Syftems den Gebanfen einer nothwendigen Fügung des Einzelnen unter die 
einheitliche Herrſchaft der Geſammtidee einfchließe, jo bat man doch felten Die 
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Nothwendigleit einer confequenten Durchführung desſelben feftgehalten, und 
Rüdfichten der Deutlichleit, Bequemlichleit und vor Allem der Rüdficht auf den 
Lehrzwed, welcher die Folge des Unbekannten auf das Bekannte zu fordern 
fobien, einen Durchbruch geftatte. Wollte man died Perfahren gut heißen, fo 
würde man damit auf die Vortheile verzichten, welche in der Rüdwirkung ber 
Zorm auf den Inhalt erwachſen, man würde dann in ber fuftematifchen An- 
ordnung des Stoffes weit eher die Befriedigung eines änferlichen Intereſſes 
als die Erfüllung einer durch ſich felbft gerechtfertigten Forderung der Wiffen- 
ſchaft ertennen. Auch die feitherigen Bearbeiter bes deutſchen Privatrechts 
haben ſich mit diefer Forderung leicht abgefunden; bald haben fie halbwahre 
und der Geichichte angehörende Ideen zu einer maßlofen Herricaft erhoben und 
den modernen Rechtsftoff dem ungebörigen Zwange mittelalterliher Bhantafieen 
unterworfen, bald haben fie fi) begnügt, SKategorieen der gangbaren Syſteme 
des römijchen Rechts zu erborgen und fich äußerlich anzueignen, aber unbe- 
finmert um die weitere Gejtaltung des Eimelnen die ſchwer zu fügenden Stoffe 
in bunter Miſchung aufeinander gehäuft. Diefer Mangel bat aber noch eine 
bedenklichere Seite als die, welche in der Bernachläffigung des Maßes und der 
Schönheit der Anoronung gelegen if. Die Conſequenz eine® nach dem In⸗ 
Halte der Rechte zu fchaffenden Syſtems fordert die ftrengfte Prüfung der 
rechtlichen Natur der einzelnen Inftitute und ihres Zufammenbanges mit den 
bis zum legten Sammelpuntie auffteigenden Geſammtideen, fie verlangt Rechen- 
{haft über das Maß des zu liefernden Stoffes, Ausſcheidung alles Fremd⸗ 
artigen und eine Darftellung, welche nicht die Natur gewöhnlichen Erzäblens, 
fondern einer in fpontaner Bewegung fortfchreitenden Selbitentwidelung bes 
Gegenftandes haben muß. In der That bat fih die Geringichägung bes 
Syſtems bei den bisherigen Schriftftelleen über deutſches Privatrecht vielfach 
gerächt; daher ift e8 gekommen, daß fie fo Häufig das bloß factiiche Material 
des Nechtes ftatt des Nechtes felbft vortrugen, daß fie der Erzählung von 
Rechtsalterthlimern einen ungebührlichen Raum gönnten, daß fie für die Be⸗ 
deutung der Gefchichte der Nechtsinftitute gegenüber der Dogmatil den Maßitab 
entbehrten und über dem Leer eine Fülle Biftorifcher Notizen ſelbſt da aus⸗ 
ftreuten, wo ihnen die Beziehung zur Gegenwart mangelte, daß fie, Verwandt⸗ 
ſchaft mit Aehnlichkeit verwechfelnd, oft das Verjchiedenartigfte gemeinichaftlichen 
Geſichtspunkten unterftellten und daß fie endlich für die Abgrenzung des Privat- 
rechts gegen das äffentliche Necht kein wirkliches Bedürfniß empfanden. Tat 
könnte man von ihnen wiederholen, was Goethe über die perfiichen Dichter 
fagt, wenn er durch ihre Productionen an den Anblid eines orientalilchen 
Bazard erinnert wird: ‚Nicht immer find die foftbarften und niebrigften Waaren 
im Raume weit gefonvert, fie vermifchen fich in unfern Augen, und oft ge- 
wahren wir auch die Fäſſer, Kiften, Säde, worin fie transportirt werben; 
iwie auf einem Obft- und Gemüfemarkte fehen wir nicht allein Kräuter, Wurzeln 
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und Früchte, ſondern auch hier und dort allerlei Arten Abwürflinge, Schalen 
und Strunke.“ 

Aber wie muß die Idee eines Syſtems für die Wiſſenſchaft des deutſchen 
Privatrechts gefaßt werden? Man könnte verſucht ſein, in der Bedeutung der 
Nechtsfubjecte, der Perſonen, für das deutſche Privatrecht den Grund 
einer durchgreifenden Berfchiebenheit des Syſtems zu finden. Wenn fih im 
Syſtem des römiſchen Rechts die Bertbeilung der Stoffe allein nach dem 
Inhalte richtet, welchen bie einzelnen Rechte haben, nicht aber nach den 
Perjonen, welden fie zuftändig find, indem jedes Recht in gleicher Weife 
der denkbare Inhalt des Willens jeder Perfon ift, fo Lönnte man glauben, 
das Charalteriftiiche des deutſchen Rechts beftände eben in einer Abweichung 
von dieſem Grundſatze, indem es feine Perjonen nicht als Weſen mit einem 
überall Hin berrichenven freien Willen, ſondern als Subjelte betrachte, deren 
Willensfähigkeit durch Einflüffe der Gejchichte immer nur auf einen beftimmten 
Raum eingegrenzt ſei. So bat man in der That fchon die Aufgabe erfaßt 
und den privatrechtlihen Stoff in eine Menge Heiner Theile zerlegt, von benen 
jeder das befondere Gebiet der Willensherrichaft einer beftimmten Art von Per» 
ſonen ausmachte; man bat nämlich für nothwendig gehalten, den Ständen eine 
befondere Bedeutung bei diefer Zertheilung des Ganzen zu gewähren, man bat 
ein Adelsrecht, Bürger- und Bauernrechte gegründet, und biefen Separatrechten 
mit einer Heinen Wendung des Princips Landwirtbichafts-, Gewerbe», Handels⸗ 
rechte zur Seite geftellt. Bei diefer Eintheilung des Stoffe hat man fidh 
lange wohlgefallen, ja man hat barin einen befonderen Vorzug des beutfchen 
Rechts vor dem römijchen erbliden wollen, den man mit den Worten bezeich- 
nete, das deutſche Recht bringt auch das Individuelle, das Beſondere zur Gel- 
tung. Fügte man diefen Specialrechten nun noch einige Indifferenzgebiete bei, 
auf welchen ven verichtevenen Willen aller Perfonen ausnahmsweiſe zugleich 
geftattet wurde, fich frei berumzutummeln, fo hatte man das bunte und, wie 
man glaubte, recht eigentlich deutiche Bild des gemeinen beutfchen Privatrechts 
gewonnen. 

Wäre diefer Gedanke richtig, fo möchte ich dem Inhalte des beutfchen 
Rechts nur eine geringe Lebenskraft zufchreiben. Es ift aber auch überhaupt 
unbaltbar; er beruht auf einer Verwechſelung ver Begriffe. Der privatrecht- 
liche Wille, infofern er auf die Unterwerfung einer Sache oder Berjon geridh- 
tet ift, bleibt derfelbe, mag er ſich auch aus ber unendlichen Mannigfaltigleit 
der Dinge die verſchiedenartigſten Gegenſtände erwählen, mag er auch die bun- 
tefte Verkettung menfchlider Lebensverhältniffe durchdringen. Nun giebt es 
freilich ftaatliche und foctale Zuftände, welche den Intereſſen einer bejtimmten 
Glafje von Menichen eine befondere im Rechte wirffame Richtung geben, und 
die Wifjenfchaft kommt dieſen Intereffen entgegen, indem fie ihnen bereitwillig 
bie Form ihrer Geltendmachung gewährt; aber die Motive zur Hervorbringung 
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ſolcher Rechte liegen ebenſo ſehr jenſeits des Privatrechts, als alle anderen auf 
das Recht einwirkenden Momente des ſittlichen Lebens. Die Eintheilung der 
Menſchen nach Ständen hat vorzugsweiſe ein ſtaatsrechtliches Intereſſe; ſowie 
aber eine bedeutende und hervorragende Thatſache im Staatsleben auch über 
die urſprüngliche Sphäre ihres Erſcheinens hinaus wirken muß, ſo hat auch jene 
auf die Beſonderheit der geſchichtlichen Stellungen und der Neigungen geſtützte 
ſtändiſche Gliederung auf das Privatrecht den Einfluß gehabt, daß zu den all⸗ 
gemeinen Vorausſetzungen desſelben noch beſondere hinzutraten und eine der 
Verſchiedenheit der menſchlichen Intereſſen entſprechende Mannigfaltigkeit ver 
Rechtsformen erzeugt wurde. Sobald aber dieſe Motive ihre Aufgabe als rechts⸗ 
bildende Kräfte vollendet haben, treten ſie aus dem Kreiſe der juriſtiſchen Be⸗ 
trachtung zurück, welche ſich wenigſtens bei der heutigen Beſchaffenheit des bür⸗ 
gerlichen Rechts allein damit beſchäftigen kann, die Natur der entſtandenen In⸗ 
ſtitute und Sätze nicht nach ihrer zufälligen Beziehung zu vereinzelten Lebens⸗ 
zuſtänden, ſondern nach ihrer Stellung in einem Syſteme der Rechte zu unter⸗ 
ſuchen, deſſen leitender Gedanke ausſchließlich aus der Vergleichung der Haupt⸗ 
richtung des Perſonenwillens gefunden wird. 


Erlaugen, 1848. 


Es ift immer bebauerlih, wenn eine Verſchiedenheit wilfenfchaftlicher 
Richtungen zur Parteiſache wird; die Enticheibung fällt dann nicht allein der 
berechtigten unbefangenen Forſchung, fondern der Leivenfchaft und allen ben 
Mächten anbeim, welche bei Parteiftreiten wirffam zu fein pflegen. In biefem 
Sinne bellage ich die unglüdfelige Entdedung eines Gegenfates zwiſchen Ger- 
maniften und Romantften in Bezug auf bie Behandlung des Rechts in 
der Gegenwart. Nicht genug, daß er auf dem Gebiete der Wiflenfchaft gel- 
tend gemacht wurde; es fehlte auch nicht an folcdhen, welche ihn in pas Be⸗ 
reich des Öffentlichen Lebens hinübertrugen, und bier follte den Germaniſten 
Schon ihrem Namen nach das Loos der Popularität zufallen. Sonderbare Fü⸗ 
gung der Berbältniifel Während man die Germanijten als Vorkämpfer der 
Nationalität erhob und in demfelben Maße die Romaniſten verurtbeilte, war 
bie allgemeine Richtung der Zeit, das beutjche Recht feiner nationalen Eigen⸗ 
thümlichleit zu berauben und die aus dem innerften Geifte des beutjchen Volks 
erwachlenen Rechtsideen mit leivenfchaftlicher DBegier zu entwurzeln. Die We- 
nigften waren ſich wohl dabei bewußt, daß gerade dadurch die in der Indivi⸗ 
dualität des deutichen Lebens Itegende Schranke für die Alleinherrichaft bes 
abftracten römifchen WeltrechtS bejeitigt werben würde. 

In der That kann es aber nicht zweifelhaft fein, daß unter denjenigen, 
welche an den Fortfchritten der deutfchen Nechtswillenfchaft feit Savigny Theil 
genommen haben, ein folder Gegenfag zwiſchen Romaniften und Germaniſten 
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gar nicht ftattfindet; dieſer Gegenſatz gehört in das fiebzehnte und acht- 
zehnte Jahrhundert, in die Zeit, in welcher die Beziehung der Volksindividua⸗ 
fität zum Rechte noch feine ober wenigftens keine genügende Würdigung ge» 
funden hatte. Es giebt heutzutage keinen wahrhaft gebildeten Juriſten, ber 
dem beutichen Rechte in feiner eigenthümlichen Sphäre die gebührende Aner- 
kennung verlagte, und ebenfowenig wirb jegt ein Denkender die Bebeutung 
bes römiſchen Rechts für das deutſche Wolf verkennen. Iſt aber die Ver- 
fegung bed Gegenſatzes zwifchen Romaniſten und Germaniften in die Gegen- 
wart ſchon an fich völlig ungerechtfertigt, fo verbient fie um fo mehr abge- 
wieſen zu werben, weil fie wenigftend einen Theil ver Yuriften wieder in 
Parteien fcheidet, die Erlenntnig des wahren Bebürfniffes verhindert und die 
Kräfte, ſtatt auf Befriedigung des letteren, auf das ganz unfruchtbare Feld 
eines perjönlichen Kampfes leitet*). — 

Um die Richtung zu erkennen, in welcher die Wiffenjchaft zur wahren 
Förderung des deutichen Privatrecht8 thätig fein fann, ift e8 vor Allem nöthig, 
den Blid auf die eigenthümlihen Bildungsformen besfelben zu werfen. 
Eine richtige Auffafjung der leßteren wird dazu dienen, das Verhältniß des 
inneren Zuftanbes bes beutfchen Rechts zu denjenigen Forderungen aufzullären, 
welche unfere Zeit auf Grund der durch das römifche Hecht gewonnenen juri- 
ftifhen Bildung in Bezug auf die wifjenichaftliche Ausbildung eines Rechtes 
machen darf. 

Wo, wie in Rom, die Rechtsbildung eines Volkes durch einheitliche 
Gefammtorgane, nämlich eine gejeßgebende Gewalt und eine zugleich das 
Gewohnheitsrecht berüdfichtigende juriftiiche Praxis und Wiffenfchaft geſchieht, 
wird es möglich, daß das Recht gar bald zu einer Summe abftracter und ob» 
jectiver Principien heranwächſt, welche ſich ebenjo zur praltiichen Anwendung 
als zur ſyſtematiſchen Berbindung und wilienfchaftlichen Bearbeitung eignen; 
e8 ift dann bei einem für die Ausbildung des Rechts befähigten Volle ein 
leichter Schritt, daß die innere Natur der Rechte erlannt und zu einer bie 
thatſächlichen Verhältniffe des Nechtslebens beberrichenden Macht erhoben werde. 
Das deutiche Recht Kat Feine folchen einheitlichen Ericheinungsformen gehabt; 
es ift aus der unendlichen Menge individueller rechtöproductiver Kräfte hervor⸗ 
gegangen, welche in Deutfchland neben einander wirkſam waren: Stäbte und 
Landfchaften, Kirchen und Gutsherrſchaften, Genofjenichaften und Einzelne und 
endlich die vielen landesherrlichen Regierungen. Dieſer Umftand bat feine vor⸗ 
tbeilbafte, aber auch feine nachtheilige Wirkung gehabt. Vortheilhaft war er, 
weil auf dieſe Weife die reiche und fchöne Mannigfaltigleit des deutichen Volks⸗ 
lebens eine unmittelbare Einwirkung auf die Rechtsbildung bewahren und fo 

*) Ich babe dies nun näher ausgeführt in der Schrift: „Zur Eharakteriftit der dentichen 


Rechtswiſſenſchaft. Eine alabemifche Rebe. Tübingen 1851.” (Auch in Gerber's gefanmelten 
jur. Abhandl., 1872, ©. 1 fig.) 
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dem beutichen Rechte in dem Neichthume ver ihm zu Grunde liegenden inbivi- 
duellen factiichen Verhältniſſe einen ungemeinen Reiz verleihen konnte. Nach- 
theilig war jener Umſtand, weil dadurch die Principien des beutfchen Rechts 
eine Form erhielten, in welcher fie ebeniowohl einer feineren Ausbildung 
widerſtrebten, I als einer leichten Zerftörung ausgelegt waren, und weil bie 
übergroße Fülle und Mannigfaltigleit der rechtlich zu fihernden factiſchen Ber- 
bältnifje eine tiefere Würdigung des Nechtes als felbftändigen Elements in den 
Hintergrund drängen mußte. 

Die Bildungsform des deutſchen Rechts war nämlich in der Regel bie, 
daß feine Principien in der Geftaltung von Rechten im fubjectiven 
Sinne bervortraten. Die umfangreichjte Quelle des deutſchen Rechts, Der 
ungeheure Schag an Urkunden, Weisthümern und Schöffenurtheilen Tiefert 
bierzu den Beweis, in allen diefen befteht das juriftifche Element in ver Regel 
nur in der rechtlichen Feititellung einzelner Nechtsverhältniffe, und nur äußerft 
felten in ver bewußten Ausführung felbftänbiger Nechtsinftitute. Faft alle rechte 
lihen Beitimmungen ſchließen fih an ein Beſonderes, Individuelles an; das 
Allgemeine im Rechte findet feinen anderen Ausprud, als die in allen Gegen- 
den Deutſchlands übereinftimmende Sitte, welche zur Erzeugung und Wieber- 
Holung jener individuellen Zuſtände eine gleichmäßige Veranlaffung gab. Das 
Inſtitut der Reallaſten, des bäuerlichen Colonats, der Gutsherrlichleit kann 
man gejchichtlih fat aus Leinen andern Quellen al8 aus der Summe von 
Urlunden über einzelne Fälle der Begründung folcher Verhältniſſe conftrutren. 
Selbſt die ftädtifchen Statuten und die Rechtsbücher können diefe Eigenthüm⸗ 
lichkeit der Rechtsanſchauung nur zum Theil überwinden, objchon fie nach ihrem 
ganzen Charakter eine mehr principielle Darftellung anftreben. Bei diefer Lage 
der Sache war es aber natürlich, daß das deutſche Necht dem Uebergemwichte 
des römifchen Rechts nur einen geringen Widerjtand entgegenfegen Tonnte; 
während das lektere die Kraft principieller Ausbildung in die Wagſchale warf, 
fonnte fich jenes felbft da, wo es wirklich ein objectives Nechtsprincip enthielt, 
nur auf bie fehr unfichere Dauer des individuellen LXebensverhältniffes ftügen, 
in deſſen Verbindung es ausjchlieglich hervortrat. 

Wie verhielt fich nun zu diefem Zuftande des deutfchen Rechts die neuere 
Rechtswiſſenſchaft? 

Man verband anfangs das principiell ausgebildete, abſtracte römiſche 
Recht mit dieſem in lauter individuellen und ſubjectiven Rechtsverhältniſſen 
aufgehenden deutſchen Rechte. Die Verbindung dieſer beiden ſo ungleichartigen 
Elemente im usus modernus pandectarum war natürlich nur eine äußerliche, 
mechaniſche und unwiljenichaftliche. 

Nachdem man im Anfange des vorigen Jahrhunderts das deutſche Recht 
in felbftändiger Weile zu behandeln begonnen hatte, war man weit entfernt, 
jene Unvollkommenheit desjelben, welche in feiner eigenthümlichen Bildungsform 
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lag, zu erfennen und zu befeitigen. Die erften Verſuche find werthlofe Samm- 
Jungen der verſchiedenſten ©egenftänve, die buntefte Miſchung von Antiquitäten 
und modernen Rechtsſätzen; es fehlten diefen Arbeiten vie beiden Kauptfächlichen 
Grundlagen der Wilfenihaft, die hiſtoriſche Perjpective und die juri- 
ftifhde Durchdringung des Stoffes. Daß diefe leßtere Forderung auch 
nicht durch Die ſtoffloſe naturrechtliche Behandlung des beutichen Rechts am 
Ende des vorigen und am Anfang dieſes Jahrhunderts befriedigt worden ift, 
braucht Taumı bemerkt zu werben. Die gefhichtliche Auffaffung begann mit 
Eichhorn; für die andere Seite der Aufgabe ift aber weder burch biefen 
noch durch feine Nachfolger in der fyftematifchen Bearbeitung des Ganzen eine 
genügende Loͤſung erfolgt. 

Dean legte nämlih das game Gewicht auf den Nachweis der geichicht- 
lichen Entwidelung der Inftitute; man beichrieb das Entftehen und allmähliche 
Wachſen der Rechtsftoffe und befchlog mit einer Darftellung befien, was bie 
Gegenwart davon gerettet hatte. Es war dies die Schilderung eines Zu⸗ 
ichauers, der den vor feinem Blicke fich entfaltenven Begebenheiten bloß vecep- 
tiv und leidend gegenüberſteht. Das Mitgetheilte war nicht felbft ein Leben⸗ 
diges, von felbftändigen Trieben Geleitetes, fondern ein Caput mortuum, das in 
Rubriken georbnet dem Andenken der Zukunft übergeben wurde. ‘Der Fehler 
war, daß man fich bei der Ueberwindung der früheren naturrechtlihen Schule 
berubigte, daß man Alles gethan zu haben glaubte, wenn man die Nothwen- 
digkeit gefchichtlicher Auffafjung erkannt und praßtifch zur Geltung gebracht 
hatte. In jenen Darftellungen Eichhorn’8 und feiner Nachfolger liegt nichts, 
was einen fpecififch juriftiichen Charakter an fich trüge; das Juriſtiſche Tiegt 
dabei nur im Stoffe, die Darftellung ift nur die eines Erzählers. Man ver- 
fannte, daß in einer felbftändigen Wiffenichaft auch die Darftellung durch Die 
Eigenthümlichkeit des Stoffes ergriffen werden und von ihr ein Zeugniß ab- 
legen folle. Und fo mußte es kommen, daß troß der reichen Thätigleit unſerer 
Sermaniften jene oben erwähnte Unvolllommenheit des beutfchen Rechts nicht 
gehoben, daß für feine innere Fortbildung und die Ausfüllung ber Kluft 
zwifchen ihm und unferer heutigen jurtjtifchen Bildung, die wir als den beiten 
Gewinn der Aufnahme ded römifchen Rechts anfehen, nichts Weſentliches ge- 
leiftet wurde. — 


Erlangen, 1850. 


— — Schwerlid wird ſchon in naher Zukunft die Arbeit abgefchloffen 
fein, welche bei voller Unabhängigkeit vom römischen Rechte die deutſche Rechts⸗ 
production mit Erfaflung und Wahrung der innewohnenden Idee in das Bereich 
ber juriftifchen Eonftructton zu übertragen verfucht. Diefe Thätigkeit ift eine 
ungemein reizende; in ihrer Fortjegung werde ich mich nicht irre machen laffen, 
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in$befondere auch nicht durch die Kritik Bluntſchli's in ber Vorrede zu feinem 
deutſchen Privatrechte, im welcher mir die Rolle des „Romaniſten“ zugetheilt 
wird, der das deutfche Necht in römiſche Schulbegriffe einzwängt, im Gegen- 
ſatze de8 Germaniften „mit der friih und Heil ins Leben hineinſehenden 
Geiſteskraft“. Im der That verhält fih die Sache wohl anders. 

Es ift fchon früher von mir hervorgehoben worben, daß das beutiche 
Recht noch auf das Innigſte verbunden ift mit der Sitte und mit den 
organtichen Berbältnifien, d. h. den fubjectiven Momenten des Lebens. Diefe 
Thatfache Hat für gemüthliche Naturen einen nicht geringen Reiz; in Wahrheit 
ift fie aber das Zeichen einer entichiedenen Unvollkommenheit unjeres Rechte. 
Soll dies zu feiner vollen inneren Selbftänbigleit und zu einer ausgebildeten 
Technik gebracht werben, jo daß ed nicht mehr nur auf der finnigen Anfchauung 
ſchwankender thatjächlicher Verhältniſſe, ſondern auf der ficheren Bafis ber 
egacten jweiftifchen Kunſt ruht, fo ift eine Röfung desſelben von jenen Ver⸗ 
bindungen ein unabweisliches Bedürfniß. Diefer Gedanke war die Veranlaffung 
dieſes Buchs; es wollte ihn auf dem Gebiete des beutfchen Rechts im Ganzen 
verſuchen. 

Ein Mißverſtändniß würde es freilich ſein, wollte man dieſem Gedanken 
den Sinn unterlegen, als ſei darin das Streben ausgeſprochen, die urſprüng⸗ 
lichen und freien Bildungen des Lebens nach vorgefaßten theoretiſchen Prin- 
cipten materiell umzugeftalten. Dies ift ebenjowenig der Fall, al8 der Natur- 
forjcher mit dem Bebürfniß der Erkenntniß der Urftoffe in den organifchen 
Gebilden auch ein Bebürfnig fühlt, die letzteren zu zerftören, um jene in ihrer 
Einfachheit wieder berzuftellen. Nicht immer wachſen bie Rechtsverhältniſſe 
einfachen Nechtsinftituten in die Arme, fo daß fie durch dieſe vollitändig ges 
dedt würben; oft erjcheint ein Verbältniß, vom Geſichtspunkte feiner Wirkſam⸗ 
keit im Leben betrachtet, wie eine einfache Größe, während der Juriſt darin 
eine Verbindung höchſt verjchiedenartiger Elemente erblidt. Indem er nun 
verjucht, es nach feinen Grunbbeitandtheilen zu analyfiren und hinwiederum 
die Regel zu finden, auf welcher ihr künftliches Gefüge beruht, will er nichts 
weniger als eine Beeinträchtigung ber gefchichtlichen und thatfächlichen Einheit, 
ba er im Gegentheil nur bemüht tft, ihr auch vor den eigenthümlichen Forde⸗ 
rungen bes juriftifchen Denkens Anerkennung zu verichaffen. 

Die wirklich beſtehenden Gegenfäte find hiernach andere. Ste beißen nicht: 
Romanismus und Germanismusg, fondern: Iurisprudenz und 
Dilettantismus. — 


Tübingen, 1855, 
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Die vom Herausgeber zugefügten Paragraphen find Bee die von Gerber berrührenden 
Paragraphen durch ein Sternchen (*) unterfchieden. Winden fih innerhalb eines Paragraphen 
Zufäte des Herausgebers, fo im auch diefe jedesmal mit einem Sternchen, defjen Geltung ſich 
alsdann big zum Schluß bes Abſatzes erfiredt, bezeichnet; find umgefehrt in einen vom 
Herausgeber verfaßten Paragraphen oder Abſatz einzelne Stellen bes alten Gerber’ihen Textes 
verflochten,, fo find fie durch Anführungsftriche hervorgehoben. Die Anmerkungen zu dem 
Serber’ichen Zerte (Baragraphen ober Ablatı) rühren von Gerber, die zu dem vom Herausgeber 
verfaßten Texte rühren vom Herausgeber her; Ausnahmen find dadurch gekennzeichnet, daß 
eine Anmerkung Gerber’8 zum Terte bed Herausgebers mit —— — ſtrichen, Anmerkungen 
des Herausgebers zum Zerte Gerber’8 mit einem Sternchen verfehen 
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Erſtes Kapitel, 
Vegriff des deufſchen Yripakrechts. 


Bas Recht der Gegenwart. 


81. 

Das gegenwärtig in ‘Deutjchland geltende Privatrecht beruht auf der An- 
eriennung von Rechten verfchiedenen Urjprungs. Ein Theil desfelben wirb durch 
den Inhalt der fremden — römiſchen, canoniſchen, franzöfiihen — Rechts⸗ 
quellen {) geboten; ein anderer Theil gründet fih auf einheimifche Quellen. 
Die wifjenichaftlide Behandlung des Rechts Hat diejer Verichievenheit der 
Quellen einen Einfluß auf die fyftematifche Darftellung des Brivatrechts ge 
ftatten müſſen und verweift den Inhalt der fremden Rechte in das Syſtem 
des heutigen römischen und in das Syitem des franzöfifhen oder rbeinifchen 
Rechts, den einheimiſchen Nechtsftoff aber in eine getrennte Darjtellung, welche 
den Namen, „deutſches Privatrecht‘ führt ?). 


Bie Aufnahme des römiſchen Rechts in Bentichland '). 
g 2*. 

Das Eindringen römiſchen Rechts in Deutichland ift durch die Praxis 
der koniglichen und landesherrlichen Hofe oder Kammergerichte, in welche ſeit 
1) Ueber langobardiſches Recht unten 8 4. Ueber fonftige fremde Rechte S 16 I, 4. 

3) Gerber fagte: „gemeines deutſches Privatrecht”. Siehe hierüber 3 5°, 

1) Stobbe, Geſch. der deutſchen Rechtsquellen 1 S. 609 (1860) 11S. 9 (1864). Franklin, 
Beiträge zur Geſch. der Reception des röm. Rechts in Deutichland (1868). Stinking, Geſch. der 
populären Litt. des römifch-canonifchen Rechts in Deutſchland am Ende des 15. und im Anfang 
des 16. Jahrh.'s (1867); Derſ. Geſch. der deutichen Rechtswiſſenſchaft 2. Bd. 1880. 1884. 
C. A. Schmidt, Die Reception des röm. Rechts in Deutichland (1868). Muther, Römiſches 
und Canonifches Recht im dentfchen Mittelalter (1871). Stölgel, Die Entwidelung des gelehrten 
Richterthums in den deutfchen Territorien, 2 Bd. (1872). Moddermann, Die Reception des 
tom. Rechts, überf. v. Karl Schulz (1875). — Siehe auch die gedrängte Darftelung Brunners 


in Holtendorff’8 Encyllopädie II 3 S 26. 
17. Aufl, 1 
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dem 13. und 14. Jahrhundert der Schwerpunkt der beutichen Rechtsentwicke⸗ 
lung verlegt war, verjchuldet 2). Es war bei diefen Gerichten ein durchaus 
unvolfsthümlicher Geift, eine arge Geringſchätzung heimiſcher Sitte und 
heimifchen Rechts, eine blinde Vorliebe für ausländifches, zumal antikes Weſen 
zur Herrſchaft gelangt. So kam es, daß die Männer, welche als Richter, 
Fürſprecher oder Parteivertreter bei dieſen Gerichten thätig waren, deren 
juriftifche Anfichten aljo für die Anmendung und Yortbildung deutſchen Nechts 
nunmehr die Entſcheidung abgaben, ihre juriftifchen Studien in Italien machten 
oder, wenn dies Glück ihnen verjagt gewejen war, ſich wohl hüteten, durch 
Parteinahme für ihr Heimathsrecht die Mängel ihres Bildungsgangs zu ver- 
rathen. So lernten die „deutſchen“ Nichter das corpus juris kennen. An⸗ 
fänglih ftaunten fie e8 verjtändnißlos an, allmählich wagten fie es zu jtubiren, 
in dem borgefaßten Glauben, an der Quelle aller Weisheit zu ftehen, kritiklos 
nahmen fie die Regeln der Römer als das fchlechthin Richtige entgegen, kritik⸗ 
[08 gingen fie dazu über, diefe Regeln alsbald in Deutjchland anzuwenden 8). 
Und mit diejer Fritillofen Anwendung des römijchen Nechts ging die kritikloſe 
Nichtanwendung des deutſchen Rechts Hand in Hand. Die Hofgerichte wende- 
ten das heimijche Recht aus dem einfachen Grunde nicht an, weil fie es nicht 
fannten; die „gelehrten“ Mitglieder hatten in Italien von den Regeln des 
deutſchen Recht natürlich nicht das mindefte gehört, und dieſe Regeln 
nachträglich zu jtubiren, waren fie zu bequem und hochmüthig. Wenn nun 
ein Niedergericht, welches oft höchſt ungelehrt war, aber dafür mitten im 
Leben des wirklid geltenden Rechts ftand, oder wenn die Parteien auf das 
beimijche Recht hinwieſen, warb das jehr ungnädig als laienhaftes Geſchwätz 
ungebildeter Bauern vernommen, man fegte ſich darüber mit einer jcholaftiichen 
Redensart ganz hinweg, oder man verlangte ven Beweis der Geltung Des 
beimifchen Rechtsſatzes und verfuhr bei der Würdigung bes Beweiſes fo 
pedantiih, daß allmählich eine deutſche Nechtöregel nach der andern that- 
fächlich bejeitigt ward. So ift das römiſche Recht in Deutjchland lediglich als 
Suriftenrecht oder, wenn man will, als Juriſtenunrecht zur Geltung gekommen, 
und es ift deutſches Volksrecht nur dadurch geworben, daß das deutſche Volk 
ſich wohl oder übel in die Vergewaltigung gefügt hat. 

Man ift diefer Schilderung gegenüber verfucht, die Aufnahme des römiſchen 
Rechts in Deutichland „tiefer” aufzufaflen, fie auf Vorzüge des römijchen Rechte 
por dem deutſchen zurüdzuführen. Man erweilt aber damit dem flachen Geiſte 


2) Die folgende Erörterung kann natürlih nur ganz im Allgemeinen gehalten fein, nimmt 
deshalb abfichtlich 3. 8. auf die Romanifirung des Stadtredhts eine Rüdficht. Die nähere 
Ausführung gehört in die Rechtsgeſchichte. 

3) Der unkritiſche, unhiſtoriſche Geift jener Zeit hat fi natürlich nicht bloß bei der Auf- 
nahme des röm. Rechts gezeigt. Er tritt un® ebenfo entgegen, wenn wir ſehen, wie vielfach 
der Sachſenſpiegel, ein reines Privatwerk, als officielles Geſetzbuch behandelt wird, oder, auf 
unjuriftiihem Gebiet, wie die Dialer die Jungfrau Maria nad ber Mode des Mittelalters 
Heiden x. Aber nirgends hat fi diefer unfritifche Geift fo brutal gezeigt, wie bei der Reception, 
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jener Suriftenzunft, welche die Fremdherrſchaft des corpus juris bei uns ver- 
ſchuldet Hat, zu viel Ehre. Selbſt zugegeben, daß das römijche Necht wirklich 
befjer gewejen wäre als das deutjche — die Yuriftenzunft jener Zeit hätte dafür 
fein Verſtändniß gehabt). Was ihr an dem römischen Gefegbuch allein gefiel, 
war — natürlich von der Carbinaleigenfchaft abgejehen, daß das corpus juris 
vom Auslande kam und der Glanz der Antike darauf ruhte — die ſchwülſtige 
Sprache des Eoder und die Möglichkeit, die feinen und fubtilen Erörterungen 
ver Pandeltenjuriften in plumper Scholaftif endlos fortzufpinnen. 

Und thatſächlich wäre e8 auch eine Unwahrheit, zu fagen, das römiſche 
Hecht, fo wie e8 bei und aufgenommen tft, fei beſſer gewejen wie das da⸗ 
malige deutſche Recht. 

Freilich, e8 war ein Recht, defjen Entwidelung abgejchloffen ſchien, während 
das deutſche Kecht ſich im Fluſſe ver Entwidelung befand und fomit einen fehr 
„unfertigen” Eindruck machte. Die Mehrzahl der Menjchen werden das fertige 
Bild eines fehr mittelmäßigen Talent der genialiten Skizze eines Meiſters 
unbedingt vorziehen, auch bei Gejegeswerfen wird die Mehrzahl nicht anders 
denfen. Indes war die Fertigleit des römijchen Nechts nur fcheinbar; ober es 
war wenigſtens jojort mit ihr vorbei, fobald dad römische Recht in Deutſchland 
aufgenommen war. Das in :Deutichland geltende Recht ift noch bis zur 
Stunde unfertig und durch die Aufnahme des römiſchen Rechts in jeiner 
Entwidelung nur zum Theil gefördert, zum Theil aber geradezu gehemmt 
worden. 
Ferner: das römijche Recht war einheitlich, das deutiche Recht zeriplittert. 
Allein diefe Zeriplitterung wurde in jener Zeit noch gar nicht ernſthaft als ein 
Mangel empfunden, die Bevölkerung war dazu noch zu ſeßhaft, Handel und 
Wandel auf zu enge Kreije bejchräntt 5). Außerdem ift ein zerplittertes nationales 
Recht immer noch beſſer als ein einheitliches fremded Recht. Im jchließlichen 
Ergebniß bat denn auch das römijche Recht der Einheit unjeres Rechts minde⸗ 
ſtens ebenjovtel, geſchadet als genügt, denn etwa im ehelichen Güterrecht hat 
fie nur bewirkt, daß zu den vielen Gebieten mit deutjchen Güterrechtsarten noch 
eim neues Gebiet mit römijhem und mehrere Gebiete mit deutſchem, aber 
römiſch umgebildetem Güterrecht getreten find. 

Endlih: das römijche Recht war überaus reich entwidelt, bis in alle 
Einzelheiten ausgearbeitet, im Befig einer glänzenden, formalen Technif, wäh- 
rend das deutſche Recht es in allen dieſen Beziehungen faum über die erjten 
Anfänge herausgebracht hatte. Hier ift nun wirklich den Römern der Vorzug 


4) Died Urtheil ift hart, aber nicht zu hart. Bezeichnend ift dafür der Spott, der ſchon 
un Mittelalter den deutſchen Romaniften feitens ihrer italienischen Collegen zu Theil ward. 

5) Die Denkſchrift ded Nicolaus v. Eufa von 1433, auf welche Siegel, Deutſche Rechts⸗ 
geidjichte, 2. Aufl. (1889) $ 48 und auch Brunner a. a. D. großes Gewicht legen, beflagt 
zwar die deutiche Rechtszerſplitterung, aber fie ift doch eine vereinzelte und keinesfalls eine volls- 
thũmliche Aeußerung. 
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unbebingt zuzufprecyen, und die Bermuthung, daß wir es allmählich ebenfo weit 
gebracht Haben würden, wenn wir ohne Kenntniß des römischen Rechts geblieben 
wären, iſt jchwerlich zutreffend. Allein hier liegt ein Vorzug nicht des römiſchen 
jus, fondern der römiſchen jurisprudentia vor. Und ein rein formaler Vorzug! 
Nicht auf Die Form aber, fondern auf den Inhalt des Rechts kommt es in 
erjter Reibe an. Wer mollte besweifeln, daß das römische Sklavenrecht juriftiich 
feiner ift als unſer beutiges Dienftbotenrecht ? und boch wäre es einfach ein 
Aberwis, um beswillen das römifche Sklavenrecht bet und wieder einführen zu 
wollen. Der formale Vorzug der römischen Technik kann uns aljo vielleicht 
dazu beitimmen, dieje Technik als ſolche, die römifhe Methode uns anzu- 
eignen, aber keineswegs das römifche Recht jelbit bei uns aufzunehmen. 

Das Ergebniß ift: der Sieg, den das römiiche Necht über das deutſche 
erfochten Hat, beruht nicht auf fachlihen Vorzügen, die das römiſche Recht vor 
dem deutſchen voraus bätte®). Sicher iſt freilih, daß manche Rechtsinjtitute 
bon den Römern auch fachlich befjer georpnet find, als von den Deutichen. 
Aber eine große Zahl von Rechtsinftituten ift umgelehrt von den Römern weit 
Ihlechter bedacht worden, und zwar gerade Inftitute von allergrößter praftifcher 
Wichtigkeit, wie das Pfandrecht, das ehelihe Güterrecht?). Höchſtens bie 
Aufnahme einzelner römifcher Imftitute wäre aljo am Platz geweien. Daß 
das ganze römijche Civilrecht (mit einziger Ausnahme der felbft in Stalien 
antiquirten Inftitute, wie 3. B. der Sklaverei) bei uns aufgenommen ift, läßt 
fih nur als eine der größten Thorbeiten bezeichnen, die in der Nechtsgefchichte 
je vorgelommen find. 


Bas deutfche Recht nad Aufnahme des römischen Rechte. 


83. 

*Indes iſt der Sieg des römiſchen Rechts über das deutſche fein vollftän« 
biger geweſen. Denn dem römifchen Recht ift nur ſubſidiäre Geltung bei- 
gelegt worden, d. 5. es ift ibm nur dann Geltung zuzufchreiben, wenn ibm 
fein abweichender teuticher Rechtsſatz erweislich entgegenftand. Allerdings war 


6) Dementgegen lehrte Gerber $ 23: „Die Macht innerer Vollendung war es vor 
Allem, welche (dem römifchen Recht) die Aufnahme verfchaffte. Sie ergriff die Ueberzeugung 
der Gebilbeten u. ſ. f.“ 

?) Man muß dabei natürlid an die focialen Berhältniffe, an die wirthfchaftlichen Bedürf⸗ 
niffe des 15. und 16. Jahrh.'s denken. Manche römische Regel dünkt uns heute befler als die 
deutfhe, während im 15. und 16. Jahrh. thatfächlich die deutiche Regel mehr am Bla war; 
als Beifpiel diene etwa die römische Präfumtion zu Gunften der freiheit des Eigenthums. 
Auch darf man fich nicht etwa darauf berufen, daß das eheliche Güterrecht der Römer für die 
römiſchen Sitten und Lebensanſchauungen fehr gut gepaßt habe und alfo durchaus kein fchlechtes 
Recht geweſen ſei; denn es foll Hier ja fein Urtheil über den abfoluten Werth des römifchen 
Rechts gefällt werden, fondern die Rede ift nur davon, ob bie Einführung des römifchen Rechts 
in Deutſchland irgendwie zu befhönigen ift; und von biefem Standpunkt fcheint die Frage, 
* roͤmiſche Recht für die Römer gepaßt hat, faſt wie eine Verſpottung des deutſchen 

olts. 
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dieſe Subſidiarität des römifchen Rechts in manchen Gegenden Deutichlande 
nur eine Redensart: denn, wie bereit erwähnt, nahmen die Gerichte den 
Nachweis einbeimifcher Nechtsregeln fehr übelmollend entgegen und fchoben durch 
Schwierigkeiten in der Beweiswürdigung manchen unzweifelhaft gültigen deutfchen 
Rechtsſatz eigenmächtig bei Seite; außerdem fchafften einzelne Lanvesgefege den 
größten Theil der einheimiichen Rechtöregeln ausprüdlich ab und erhoben Damit 
das römifche Recht tbatfächlih aus einem „jubfidiären” zu einem „principalen”. 
Allein diefes Uebermaß des Romanismus war doch nicht in ganz Deutichland 
üblich, vielmehr war man namentlich im fächfifchen Nechtögebiete anhänglicher 
an das deutihe Recht und machte mit der Subjidiarität des Fremdrechts 
wirklich Ernſt. Und auch in vielen anderen Gebieten Deutichlands kam balo 
die Zeit der Umkehr; ein deutſches NRechtsinftitut nach dem anderen tauchte aus 
dem Halbdunkel, welches die Praxis der römilch gefinnten Gerichte über das 
beimifche Recht verbreitet Hatte, auf und errang fich in Geſetz oder Gewohnheit 
volle Anerkennung. Schlieglih entftand auch, der Aenderung aller focialen 
und wirtbichaftlichen Verhältniſſe entiprechend, in Hülle und Fülle neues 
Recht; e8 war zwar oftmals bloß loſe an Ältere deutiche Rechtsinftitute ange- 
fnüpft oder gar von dem älteren Rechte völlig unabhängig, wie 3. B. das 
Urheberrecht ; nichtSdejtoweniger muß es aber, da e8 in Deutichland felbitändig 
ausgebildet worden ift, als deutſches echt bezeichnet werben; es ift neubeutfches 
Recht, minder ebrwürdig, wie das altbeutiche, aber deshalb nicht minder 
beutich 1). 

* Im Ganzen bat das deutiche Recht vom Ende des 16. Jahrhunderts ab an 
Einfluß und Geltung ftetig zugenommen. Faſt jedes größere Geſetzbuch, das feit 
biefer Zeit in den Einzelſtaaten erlaffen ift, hat zur Befeſtigung des deutſchen Rechts 
beigetragen. Die Geſetze des neubegründeten deutſchen Reichs haben im Ganzen bie 
gleihe Richtung eingejchlagen, und das künftige deutſche bürgerliche Geſetzbuch 
wird fogar in dem ganzen großen Neichögebiete einfchließlih der am meilten 
romanifirten Landestheile dem deutſchen Rechte eine ebenbürtige Stellung neben dem 
römischen gewähren. Auf der anderen Seite find freilich auch einzelne Inftitute 
des älteren deutſchen Rechts, an welden man anfänglich mit großer Zähigkeit 
feſtgehalten hatte, im Laufe der Zeit preisgegeben worden, und man könnte 
deshalb glauben, das deutſche Necht babe nicht, wie vorher behauptet, an 
Geltung fortwährend zugenommen, fondern babe umgekehrt ftändig an Geltung 
verloren; um jo mehr, als gerade diejenigen Inftitute, welche von den germa- 
niſtiſchen Schriftitelleen am breiteften und mit augenjcheinlicher Vorliebe be- 


1) Auch daß das uene Recht an römiſche Inftitute oder an fonftige fremde Geſetzgebungen 
anknüpft, oder daß es ſich in den ansländifchen Staaten ähnlich entwickelt hat, wie in Deutichland, 
ft fein Grund, ihm die Zugehörigkeit zum deutichen Recht abzufprechen,, fofern nur die Aus- 
bildung des neuen Rechts in Deutichland eine felbftändige geweſen ift, oder anders gefagt, 
fofern Deutfchland ſich bei der Ausbildung bes neuen Rechts mehr productiv als receptiv ver⸗ 
halten hat. 
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bandelt wurben ?), und die deshalb als Mittelpunkt des fpecififch deutſchen 
Rechts erſchienen — als gerade dieſe anfcheinend wichtigften deutſchen Inftitute, 
wie namentlich das Lehnrecht und das bäuerliche Recht, an Geltung am aller- 
meilten verloren haben. Indes find alle dieſe Inſtitute nicht vom Fremdrecht, 
fondern vom deutſchen Rechte felbft überwunden, weil fie ihre Wurzel in mittel- 
alterlihen Berhältniffen haben und dem modernen Verkehr nicht mehr ent- 
ſprechen; es liegt aljo in ihrer Befeitigung gar fein Verluſt deutjchen Rechts, 
jondern nur eine Aenderung altveutfchen Nechts in neudeutjches. 

So gilt nun alfo deutfches und römiſches Necht nebeneinander in unjerem 
Baterlande und wird auch zukünftig nebeneinander gelten. Indes find beide 
Rechte nicht mehr unverföhnliche Gegenfäte wie dereinſt?). So wie das 
römifhe Recht einen unberechenbaren Einfluß auf die Nechtsentwidelung in 
Deutichland ausgeübt bat, jo bat es umgelehrt auch felbft den Einfluß des 
deutfchen Rechtslebens erfahren. Es ift auf der einen Seite erweitert worden, 
indem man feine Injtitute fortbildete und zur Beſtimmung neuer, einbeimifcher 
Nechtsverhältniffe verwendbar machte, auf der anderen Seite beſchränkt worden 
durch Ausfcheibung des bloß der untergegangenen römifchen Nation angehörenden 
Materials, — ein Proceß des Entwidelns, Annehmens und Abſtoßens, der 
keineswegs abgejchloffen ift, ſondern alltäglich fortgefegt wird. So hat es all- 
mäblih aufgehört, ein fremdartiger Körper im Organismus des deutſchen Rechts 
zu fein; feine Ideen find aus ihrer biftorifchen Verbindung erwedt und, be- 
fruchtet durch die geiftige und fittliche Bildung unferer Zeit, von Neuem für 
Deutichland belebt worden. Das geſchah vor Allen durch die deutfche Wiſſen⸗ 
ſchaft in ihrem Einfluffe auf das Rechtsbewußtſein des Volks und auf die 
Reichs⸗ und Landesgefeggebung. Ebenfo ift umgekehrt auch das deutſche Necht 
mebr oder minder den allgemeinen Regeln des römiſchen Rechts angepaßt und 
zwar nicht dem römiſchen Syſtem, aber doch einem verbundenen römijch-beutichen 
Syſtem organijch eingegliedert. 

*Anmerlung. Die fölgenden Bemerkungen Gerber's (aus $ 2, 3 der 16. Aufl.) feien bier 


noch nachgetragen:: „Darin liegt das Charafteriftifche der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, wie 
fie befonder8 auf Savigny und Puchta ruht, daß fie das römische Recht uns wahrhaft zu eigen 


2) Hier lag ein bebauerlicher Fehler der germaniftifchen Schriftfteller vor. Auch Gerber 
bat ſich von diefem Fehler nicht freigehalten. Namentlich das Lehnredht nimmt einen verhältniß- 
mäßig viel zu großen Theil feined Buches ein. Erſt Stobbe und Franken haben eine ange- 
meflenere Methode eingeführt. 

* 3) Wenn alfo noch jett ein Kampf zwiſchen römischen und deutſchem Recht ftatt- 
findet, fo betrifft er nur Einzelfragen. Deshalb follte eigentlich zwiſchen Romaniften und 
Germaniften fein grundfäßlidher Kampf mehr flattfinden. Freilich giebt es noch immer 
eine Zahl Romaniften , welche ſich über das fpecififch römifche Recht nicht erheben und deutfch- 
rechtliche Inftitute nur dann begreifen lönnen, wenn fie einer ber römiſchen Necht8fategorien 
genau entfprechen. Gegen biefe Art des einfeitigen Romanismus muß dann freilich der 
Germanift grundfäglich anlämpfen; neuerdings hat namentlich Gierke fich tiefer Pflicht in hervor⸗ 
ragender Weije unterzogen. 
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gemacht, als deutſches Recht wiedergeboren und in den Fluß umferes Rechtslebens bineingeleitet 
hat. Bei allen anderen Nationen, die das römifche Recht benutzen, ift e8 ein fremdes Geſetzbuch 
geblieben.” „Dan muß für bie deutfche Rechtswiſſenſchaft wie für die deutfche Dichtlunft zwei 
verſchiedene Perioden unterjcheiden. In beiden Gebieten erhebt fich der deutiche Geift zunächft 
im 13, Jahrhundert zu jelbftändigen und reihen Schöpfungen. Die fpätere Zeit verliert aber 
bald jelbft das Berftändniß diefer Erhebung und verdingt fich ber Mad fremder Nationalität. 
Daraus entfteht dann eine neue Grundlage, von jener innig-nationalen des 13. Jahrhunderte 
unendlich verfchiedene. Auf ber Baſis europäiſcher Kultur ruht die zweite Erhebung des 
deutjchen Geiſtes in Poefie und Recht, die er ſich in individueller Kraft zu eigen madt.” Da⸗ 
gegen ſcheiut mir eine andere Bemerkung Gerber’8 im Terte feines $ 3 fehr übertrieben: 
Das deutfche Recht war mit der Reception freilich „feiner Selbftändigfeit beraubt worden; bie 
Kraft der Rechtsbildung erichöpfte ſich von da an faft ganz in der langen Arbeit der Aneignung 
des fremden Rechts, d. h. feiner Bermandlung in deutſches Recht, und die einheimifchen Nechts- 
füge erhielten mit der Aufnahme des römifchen Rechtsſyſtems, dem fie äußerlich zugefligt wurden, 
den Charakter kümmerlicher Fragmente. Da das fremde Recht als ein Syftem, db. h. ein 
geiftig derbundene® Ganze, aufgenommen wurde, fo mar e8 natürlich, daß das juriftifche Denken 
nunmehr von deffen Mittelpunkte ausging, und die Trümmer des vaterländiichen Rechts in 
feine Peripherie verlegt wurden.” Ich meine dem entgegen: nur in bem allerfieinften heile 
Deutſchlands ift das deutſche Hecht in Wahrheit fo heruntergelommen geweſen, daß man feine 
Regeln als „kümmerliche Fragmente“ oder „Trümmer“ hätte bezeichnen bürfen. 


Bie übrigen in Bentfchland aufgenommenen fremden Rechte, 
8 4*, 


Zugleich mit dem römiſchen Necht ift auch das canonifche Recht!) und das 
langobardifche Lehnrecht in Deutjchland mit aufgenommen worden, erftere® in 
dem corpus juris canonici, legtere8 in den libri feudorum zufammengefaßt. 
Doch bat ſich das deutſche Necht auch gegen die canoniſchen und langobardijchen 
Regeln gewebrt, fo gut wie gegen die römifchen, und die Abwehr ijt nicht 
erfolglo8 geweſen. Insbeſondere das langobarbijche Lehnrecht hat das deutſche 
keineswegs überall verbrängen können, ſodaß in der fpäteren Darftellung des 
Lehnrechts die deutſchen Negeln nicht übergangen werben dürfen ?). 

Weit fpäter, erft zu Anfang dieſes Jahrhunderts, ift das franzöſiſche Recht 
in Deutfchland aufgenommen. Und zwar iſt das franzöfiiche Recht dem deutſchen 
Volke nicht wie das römische von feinen eigenen Juriften, ſondern durch einen 
Eroberer aufgezwungen; nur in einigen Rheinbundftaaten, namentlih in Baden, 
ift e8 durch Entfchluß der franzofenfreundlichen Regierung freiwillig eingeführt. 
Die Aufnahme des franzöfiichen Rechts Bat auch fonft einen ganz anderen 
Charakter als einft die Aufnahme des römischen. Denn fie ift nicht allein aus 
blinder Vorliebe für ausländifches Wejen erfolgt, fondern mit vollem Ver⸗ 
ftändnig für die nicht bloß formalen, ſondern fachlichen Borzüge, Die dem 


1) Freilich find die privatrechtlichen Regeln des canonifchen Rechts, die dauernd zur Geltung 
gelommen find, wicht gerade zahlreih. Es gehört hierher 3. B. die Regel, daß bie Erfigung 
durch mala fides superveniens unterbrochen wird. 

2) Streng genommen gehört das Iangobardifche Lehnrecht als ein fremdes Recht überhaupt 
nicht in das deutfche Privatrecht. 
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franzöftichen Rechte in Wahrheit vor dem damaligen deutſchen Rechte zulamen *). 
Deshalb war es geradezu ein Glück, daß das franzöfifhe Recht ſich nicht 
bloß mit einer fubjidiären Geltung begnügte, ſondern rüdfichtslos alles ab- 
weichende Landesrecht bejeitigte. Freilich ging auf biefe Art manches Stück 
deutihen Rechts, was den Anfturm des NRomanismus mühſam abgewehrt, 
nunmehr unter dem Anſturm des Franzoſenthums zu Grunde. Allein dies 
Schickſal traf vorzugsweife jene mittelalterlichen Inftitute, die, wie im vorigen 
Paragraphen erwähnt, auch im übrigen, nicht franzöfifch oder rheinbündleriſch 
gewordenen Deutfchland bald darauf gefallen find. Und außerdem bradten die 
franzöfifhen Gefege für diefen Verluft an deutfchem Rechte reichen Erſatz; denn 
ihrem Inhalte nach waren bie franzöfifchen Gejege weit deutſcher als die meiſten 
in Deutjchland felbft verfaßten Gefegbücher. Hatten doch die Franzofen von dem 
alten Frankenrechte, welches einft in der Merowinger- und Karolingerzeit in 
Gallien eingedrungen war, mit großer Zähigkeit feſtgehalten, ſodaß nunmehr 
mande uralte deutſche Regel nach ihrem Heimathlande zurüdkehrte. So ift 
e8 begreiflih, daß das franzöfiihe Recht in Deutichland geradezu volksthümlich 
geworben ift. Immerhin bat auch gegen manche franzöfiiche Regeln eine deutſch⸗ 
rechtliche Reaction ftattgefunden, und 3. B. das franzöfifche Grundbuchrecht und 
das franzöfiiche Recht der unehelichen Kinder ift ſchon jet im Weichen begriffen. 


Methode des dentſchen Prinntrechte. 
8 5*. 

Seit der Gründung des Norddeutſchen Bundes und des deutſchen Reichs 
find eine Reihe von Regeln des deutſchen Privatrechts reich sgeſetzlich feit- 
gejtellt, fie find zu gemeinem deutſchen Neichsrecht erhoben. In naber Zukunft 
wird zu dieſen Neichögejfegen ein großes, fait das geſammte Privatrecht um⸗ 
faffendes bürgerlihes Geſetzbuch für das deutſche Reich treten; der 
Entwurf dieſes Geſetzbuchs iſt bereits amtlich belannt gemacht; er wird vom 
Bundesrath und Reichstage berathen und aller Vorausſicht nach unverändert 
angenommen werden, man darf deshalb bdiefen Entwurf als das zufünftige 
pofitive Privatrecht Deutſchlands anjeben, und, da unfer Intereffe an dem 
Zufunftsrechte faum geringer ift als an dem Nechte der Gegenwart, wird ber 
Entwurf au in dieſem Syfteme des deutichen Privatrecht8 in gleicher Art zu 
berüdfichtigen fein, wie ein in voller Geltung befinpliches Geſetzbuch. 

Injoweit haben wir e8 aljo mit pofitivem deutſchen Neicherecht zu thun ?). 


3) Died Lob fol natürlich dem franzöftfchen Recht im Ganzen, nicht allen Einzelheiten 
gelten; und es ift auch nur relativ gemeint im Vergleich zu dem arg romanifirten, thöricht zer⸗ 
fplitterten, fcholaftifch verfahrenen „deutſchen“ Nechte jener Zeit. 

1) Auch die Gefege des alten deutfchen Reichs geben pofitives Reichsrecht, freilich nur mit 
jubfidiärer Geltung. Auch Reichsgewohnheitsrecht oder wie man gemöhnlid) fagt, gemeine® 
Gewohnheitsrecht ift in Fülle vorhanden (gleichfall8 nur mit jubfidiärer Kraft), Stobbe IS 7° 
leugniet dies freilich, allein Tann man wirkli den gemohnheitsrechtlihden Regeln über die 
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Dies Recht unterſcheidet ſich von anderen poſitiven Rechten in keiner Weiſe. 
Auch unſere Darſtellung braucht alſo in der Methode von der Darſtellung 
anderer poſitiver Rechte nicht abzuweichen, nur daß fie alle reichsrechtlichen 
Regeln, die ihre Grundlage in fremdem, insbeſondere römiſchem Rechte haben, 
unberüdfichtigt läßt, daß fie fich alfo auf denjenigen Theil des Reichsrechts 
beſchränkt, der deutſchen Urſprungs ift. 

Neben den Reichsgeſetzen giebt es aber auch particuläre Rechtsquellen in 
Hülle und Fülle. Heute, wo das große bürgerliche Geſetzbuch nur ein Zukunfts- 
recht darftellt, Haben die particulären Rechtsquellen jogar das Uebergewicht, und 
auch wenn das beutiche bürgerliche Geſetzbuch pofitive Geltung erlangt haben 
wird, werden die Barticularrechte nicht alle praftifche Bedeutung verlieren, weil 
jenes Geſetzbuch, jo umfaffend es auch angelegt ift, doch eine Reihe privat» 
rechtlicher Inftitute nicht regeln wird ?®). 

Das „Spitem des deutfchen Privatrechts“ darf alfo auch die Particular- 
rechte nicht unberüdfichtigt laſſen. Freilich will es dieſe Rechte nicht ale 
Barticularrechte darftellen, denn es will ein Syſtem deutſchen, nicht etwa 
preußiichen, bayriſchen, jächfifchen Rechts fein. Aber es ift im Stande, aus 
den Particularrechten wirklich deutſches Net?) zu fchöpfen. Wie dies zu 
geicheben hat, ift die Frage nach der „Methode“ oder nach dem „willenichaft- 
lichen Princip” des beutjchen Privatrechts. Im je größerem Umfange das 
Reichsrecht in Kraft tritt, deſto geringer wird die Wichtigkeit dieſer Frage. 
Aber unwichtig ift fie auch heute nicht, und felbft nach dem Erlaſſe des bürger- 
lihen Geſetzbuchs wird fie nicht gänzlich ohne Bedeutung fein. 


86. 
Das willenfchaftlihe Princip des beutfchen Privatrechts, ſoweit letzteres 
nicht auf reichBrechtlicher, fondern auf lanvesrechtlicher Grundlage beruht — 


directe Stellvertretung , über den Contocorrent, über den Eintritt des Erwerbers eines kauf- 
männiſchen Geſchäfts in die Geichäftsichulden , über das Verbot ber Ueberverfiherung u. |. f. 
bie Gemeinrechtlichleit abzufprechen ? 

2) 3.8. nicht das Jagdrecht, das Waſſerrecht, das Recht der Stammgüter und Familien- 
fideicommifje, das bäuerliche Erbrecht. 

3) Der Ausdrud „deutſches Privatrecht” läßt fchon zur Genüge erfennen, daß eine 
Darfiellung der Particularrechte als folcher ausgeſchloſſen fein fol. Deshalb ift der Zuſatz, den 
Gerber oft zufügt: „gemeines deutiche® Privatrecht‘ überflüffig. Er ift aber auch irreführend ; 
denn man kann unter einem „gemeinen dentfchen Privatrecht” doch nur ein Recht verftehen, 
welches pofitive gemeintechtliche Geltung hat, wie die Reichsgeſetze oder wie das römifche Recht. 
Gerber felbft jagt aber, daß er für fein gemeine® deutjches Privatrecht die unmittelbare An- 
wendbarkeit gar nicht beanſprucht, und damit entfällt auch die pofitive Geltung, alfo auch die 
pofitive gemeinredhtliche Geltung diefes Rechts. Es wäre auch eine arge VBerfümmerung 
des dentfchen Rechtöftoffes, mern man nur denjenigen Theil dieſes Stoffes, der pofitive gemein- 
rechtliche Geltung hat, berüdfichtigen wollte; jo würde 5. B. das ganze Grundbuchrecht nicht 
dazu gehören. Man läßt alfo — aud in Gerber’8 Sinne — das Wort „‚gemein’ lieber ganz 
fort, und fpricht kurz vom „deutichen Privatrechte”. Im Titel des Buches folgt denn auch Gerber 
felbft dem befieren Sprachgebrauch. Siehe Stobbe I $ 7. 
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und in den nächſten Paragraphen wird nur von biefem Theile des beutichen 
Privatrechts gefprochen werden — gebt aus von dem Sate, daß die Landes⸗ 
rechte zum größeren Theil nicht Probucte der Willkür, ſondern wirklide Er- 
zeugniffe des beutichen Vollägeiftes find. Zwar läßt fich nicht verlennen, daß 
fie fi unter einander durch mannigfache Verſchiedenheiten des Einzelnen ſcheiden, 
aber dieſe Abweichungen laffen die Gemeinſchaft der oberften Principien und 
des Urfprungs ebenjowenig verſchwinden, al8 die verfchiedenen ‘Dialekte die 
Einheit ver Sprache 1). 

Man könnte nun meinen, daß dem wiſſenſchaftlichen Bedürfniß durch 
unabhängige Bearbeitungen diefer Particularrechte genügt würde. Dem ftebt 
aber entgegen, theils daß es unmöglich ift, das einzelne Barticularrecht dus 
jih allein vollftändig zu erflären und zu conftruiren, weil es dann die noth- 
wendige Beleuchtung entbehren würde, die e8 aus ber wiſſenſchaftlichen An- 
fnüpfung an den nationalen Grund feines Urfprungs empfängt; theils daß 
dann dem Rechte des beutfchen Volks die wiffenjchaftliche Anerkennung ver- 
fagt würbe, auf welche e8 als die That eines eigenthümlichen Volksgeiſtes einen 
entfchievenen Anſpruch bat. Und wirklich ift man mun feit länger als einem 
Jahrhunderte gewohnt, dem beutfchen Nechte dieſe wifjenfchaftliche Stellung zu 
gewähren.. | 

Trotz der Anerfennung diefer Nothwendigkeit hat man ſich aber bis auf 
bie neuefte Zeit noch nicht über die Mittel und das Prinzip der Behandlung 
des aus den Lanvesrechten zu jchöpfenden deutſchen Privatrechts vereinigen 
fönnen ?). 

In den erften Verfuchen der Begründung eines Syſtems des beutichen 
Privatrehts von Georg Beyer bis auf Pütter wird die oben aufgeitellte Frage 
eigentlich faum berührt. Man fühlte dad Bebürfniß der felbftändigen Be⸗ 
bandlung dieſes Nechtsitoffes, ohne fich über das Ziel Kar zu werden, und 
begnügte fich mit einer des inneren Zuſammenhangs entbehrenven, ungeſchicht⸗ 
fihen Sammlung von Antiquitäten und bunt durch einander gewürfelten das 
einheimiſche Recht betreffenden Sätzen. Erft jeit Pütter verſucht man, jene 
Trage durch ein grünblicheres Eingehen auf die dabei vorkommenden Schwierig- 
feiten zu Iöfen. Die Einen behaupten bie unmittelbare gemeine Anwenbbarteit 
des beutfchen Privatrecht 3); Andere dagegen wollen nur ein theoretiiches ge- 
meines Recht, daS aber zur Erklärung ober zur Ergämung der Barticularrechte 


1) Eine eigenthümliche Auffaffung der Entwidelung des deutfchen Rechts bei Sohm, 
Tränlifches Recht und Römiſches Recht. 1880. 

2) Eine ausführliche Dogmengefchichte fiehe in Gerber's wiſſenſchaftl. Prinzip, S. 15—108. 

3) So Heineecius, Elements juris Germanici II Voll. (1736, 1737). Engau, Elementa 
jar. Germ. (1737). Senftenberg, Anfangsgründe der alten, mittleren und neuen teutſchen ge- 
meinen Xechtögelehrfamteit (1737) und derfelbe in feinen Gedanken von dem jederzeit lebhaften 
Gebrauch des uralten dentfchen Rechts (1759). Selchow, Elementa jur. Germ. priv. hodierni 
(1757). Mylius, De genuino conceptu juris Germanici (1752). 
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gebraucht werden könne 4), Der Streit dauert noch in ber Gegenwart fort. 
Während Runde ein unmittelbar anwendbares gemeines deutſches Recht auf 
Das ftügen zu können glaubte, was man Natur der Sache zu nennen pflegt), 
legte Eichhorn ®) das ganze Gewicht auf den Umftand, daß die Particularrechte 
noch immer einen guten Theil des ehemals gemeinen Rechts des Mittelalters 
erhalten hätten, welcher auch in dieſer Form feine uriprüngliche Bedeutung 
bewahre”?). 

Dad Irrthümliche diefer Voritellungsweiien liegt darin, daß fie alle von 
dem Gedanken ausgehen, der einzig mögliche Zweck der ſyſtematiſchen Dar- 
ftellung eines Rechts beftehe in der Zubereitung eines zur unmittelbaren An- 
wendung geſchickten Materials. Diefer Zwed ift bei der Natur umjerer 
Nectsquellen unerreihbar, da nur für den geringjten Theil eine allgemein 
verbindende Sanction, für die meiften nur eine particularrechtliche Anerken⸗ 
nung beſteht. Aber es giebt noch ein anderes Ziel für eine ſolche Darftellung, 
das nicht minder bedeutend tft als jenes, deſſen alleinige Zuläffigfeit jedoch 
nicht darauf geſtützt werben darf, daß jedes andere unmöglich jei, ſondern dar- 
auf, daß es unter jeder Vorausjegung in fich ſelbſt die volle Rechtfertigung 
enthält ®). 

Es ift möglich, daß das in einem Staate geltende Hecht feinen Grund 
und Ausgangspunkt nicht in diefem allein, fondern in der rechtserzeugenden 
Kraft eines die Grenzen diefes Staates überfchreitenden Bollsganzen hat. Dies 
ift dann der Fall, wenn wie in Deutfchland die Gefammtheit der Stammes- 
genofjen nicht zugleich äußerlich durch eine gemeinfame Staatögewalt reprä- 
fentirt, fondern in eine Reihe von einzeljtaatlichen Gruppen gefchieden wurde. 
Findet fih dann, daß die Gefammtinbividualität des Volks trog der ftaat- 
lien Zerjtüdelung noch in ihrem unmittelbaren Einfluß auf das Necht wirt. 
ſam geblieben ift, jo entjtebt für die wiflenjchaftliche Betrachtung neben ben 
Rechten der einzelnen Staaten noch ein anderes Object, welches das von 
taatlicher Einwirkung unabhängige Product des Volks if. Die Autorität 
dieſes leßteren iſt freilich nicht wie die der erjteren eine formelle, fondern nur 
eine materielle, darum aber eine nicht weniger bedeutungsvolle. Auch bier gilt 


4) Pütter, Elements jur. Germ. hodierni (1748). Rudloff, Commentstio de jure Germ. 
justa methodo tractando (1767). Zafinger, Ueber die Beftimmung bes Begriffs der Analogie 
des teutfchen Privatrecht® und der Grundfäße, dasfelbe zu bearbeiten, 1. Theil (1787), u. a. m. 

5) Runde, Grundſätze bed gemeinen deutſchen Privatrechts (1791). Dagegen Hufeland, 
Beiträge zur Berichtigung der pofitiven Rechtswiſſenſchaft, 1. Stüd, ©. 58 fl. (1792). 

6) Eichhorn, Weber da8 geſchichtliche Studium des deutichen Rechts in der Zeitfchrift für 
geihichtliche Hechtswifienichaft, Bd. 1, S. 124 fig. (1815). 

7) Bermittelnd Mittermaier in den verfchiedenen Auflagen feiner Grundſätze des gemeinen 
beutfchen Privatrechts. Beſeler, Syſtem des deutihen Pr.-R., 8 1 flg., fcheint den Beweis der 
Eriftenz eines bald bedingt, bald unbedingt geltenden gemeinen Rechts für überflilifig zu Halten. 
Siehe auch Thöl (Einleitung in das deutfche Pr.«R., 1851, 8 86). 

8) Vgl. Gerber, Das wiffenfchaftlihe Princip, S. 237 fig. 
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e8, daß die formelle ftaatlihe Trennung die materielle Einheit des Volkes nicht 
zerbricht. Die Gefchichte des deutichen Privatrechts zeigt und eine ununter- 
brochene Reihe innerlich) verbundener Entwidelungdmomente des Rechts als 
unmittelbaren Ausfluffes des feine politifchen und focialen Perioden durchlau⸗ 
fenden beutfchen Volksgeiſtes, für den die Mehrheit der deutſchen Staaten 
auch in diefer Hinficht nicht eine Zerftörung, fondern nur eine eigenthümliche 
Form feiner Erfcheinung giebt; und jo wie es nicht nur möglich, jondern auch 
wiſſenſchaftlich nothwenbig ift, diefer Gefammtbethätigung des deutſchen Volks 
in der Bergangenbeit ihre Anerlennung in ber Rechtswiſſenſchaft zu ge- 
währen, fo bat auch die legte That eben dieſes Volksgeiſtes auf dem &e- 
biete des Nechts, das heutige Recht des deutſchen Volks, ihren Anſpruch auf 
wiffenfchaftlihe Behandlung ?). Nicht bloß die Rechtsgeſchichte liefert den Be⸗ 
weis von dem Vorbandenfein einer Nechtsentwidelung in Deutichland, deren 
Einheit nicht auf Der zufälligen Uebereinſtimmung particulärer Schöpfungen 
beruht, ſondern es zeigt uns auch die Gegenwart mit ihren Keimen und Trieben 
fortfchreitender Rechtsbildung troß der im Einzelnen ftattfindenden Berjchieben- 
beit der Particklarrechte eine Menge von NRechtsprincipien, deren Entitehung 
ausfchlieglich der probuctiven Geſammtkraft des deutſchen Volls zugefchrieben 
werden muß. 


87. 


Faßt man die Wiſſenſchaft des deutſchen Privatrechts mit dieſem Principe 
auf, fo bedarf es für fie keiner weiteren Rechtfertigung durch Aufftellung eines 
äußeren durch fie zu erreichenden Zwecks. Das Recht eined Volles ift ebenjo 
wie feine Literatur ſchon an und für ſich ein die wifjenjchaftliche Berüdfichtigung 
in Anjpruch nehmender Gegenftand. Allerdings wird in der Regel die Dar- 


9) Man unterfcheide wohl den juriftifchen Gefichtöpuntt von dem vollswirth- 
ſchaftlichen. Wäre der Yettere hier maßgebend, fo würde man nicht jagen können, daß alle 
hier dargefiellten Inftitute den Typus der heutigen Zeit an fich trügen,Tda fie in dieſer Hinficht 
jehr verfchiedenen Kulturperioden angehören (man vente an die Reallaften neben den Papieren 
au porteur). Aber im Rechte erhält fi Vieles, was die Principien der Nationalölonomie 
längft fallen ließen. Weberhaupt wäre e8 völlig unrichtig, wenn man die Volkswirthſchaftslehre 
als den alleinigen Mafftab der Werthichägung der Inftitute des Privatrechts anfehen wollte. 
Die ölonomifdhe Beurtheilung ift dafür allerdings ein und zwar ein fehr wichtiger Factor, aber 
keineswegs der einzige. Im Rechte foll nicht bloß das ökonomiſche Durchſchniittsintereſſe, 
fondern auch das individuelle Intereffe zur Geltung gelangen. Das Recht iſt nicht der 
Knecht ölonomiſcher Verftändigleit, e8 hat vor Allem den Beruf, der fittlihen Freiheit 
zu dienen. — Abgeſehen hiervon beftehen jodann die größten Gegenſätze zwifchen der juriftiichen 
und Öfonomifchen Betrachtung bezüglich des Bedürfniſſes der Präcifion der Begriffe. Wo die 
Wirtbfchaftslehre für ihre Zwecke mit fehr umfafienden umd allgemeinen Begriffen ausreicht, 
bedarf die Jurisprudenz häufig der feinften Unterfcheidungen. Welche Verwirrung hat ſchon 
die verjuchte Uebertragung des ölonomifchen Vermögensbegriffs auf die Rechtslehre vom Eigen⸗ 
thum angerichtet! Und wie berechtigt ift es, wenn Goldſchmidt vor Denen warnt, welche die 
Speeialität aller einzelnen Obligationen des Handelsrechts verwiſchen und in einem allgemeinen 
öfonomifchen „Werthbrei” auflöfen wollen ! 
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jtellung eines Rechts in imperativer Form, d. h. mit vorzugsweifer Rückſicht 
auf feine Anwendung geſchehen, aber in dieſer Beziehung liegt keineswegs ber 
allein denkbare Gehalt eines Rechtsſyſtems. 

Seit den weithin geltenden Beurkundungen des Rechts im Mittelalter ift 
das einheimifche Privatrecht faft ausſchließlich durch particuläre Organe fort» 
gebildet worden, die aber meift im innigjten Zuſammenhange ftehen, ba fie 
lediglich der locale Ausprud für die einheitlichen Bewegungen des allgemeinen 
deutichen Rechtsbewußtjeind find. Wären dieſe num auch weniger lüdenbaft 
und unvollitändig, jo würden fie Doch immer als Producte der Willlür und 
unvollftändig erjcheinen, wenn fie nicht an die Gejchichte der allgemeinen 
Rechtsentwidelung des deutichen Volks angelnüpft werben könnten, von welcher 
fie nur eine einzelne unjelbititändige Wirkung find. Sein einzelner Staat 
Deutſchlands hat in fich allein die Wurzeln jeines Privatrechts, fie ruhen in 
dem allgemeinen deutjchen Rechtsboden. Die Wifjenfchaft des deutſchen Privat- 
rechts ift deshalb das einzige und unentbehrliche Ertlärungsmittel ver 
Particularrechte; fie giebt für feine oft nur andeutenden Ausjprüce und frag» 
mentarifchen Beitimmungen die leitenden materiellen Gedanken und belebenven 
Principien. Bon einer formellen Ergänzung aud diefem Fond, d. h. einer 
unmittelbaren fubfidiären Anwendbarkeit feiner Säte, kann dagegen ohne befon- 
dere Borausjegung nicht die Rede fein, da dem Inhalte diefer Wiſſenſchaft 
die äußere Sanction abgeht. Dies ift ja nur der aus den formell geltenden 
Nechtsquellen wieder rüdwärts gewonnene Rohſtoff, der ohne Rückſicht auf 
unmittelbare Anwendung wiljenjchaftlich behandelt und mit der Abficht entwidelt 
wird, daß dadurch der eigentliche Antheil des beutihen Bold am Rechte 
berausgeftellt werde ?). 

Zu diefem Nutzen tritt ein anderer, nicht minder beveutender. Die wiffen- 
Ichaftliche Bearbeitung des gemeinen deutſchen Rechts bringt die Errungenjchaft 
des deutſchen Volls auf dieſem Gebiete erjt zum lebendigen Bewußtjein und 


1) Obiger Theorie ift jeßt wohl auch entgegengehalten worden, daß ein Recht, welches 
feine Anmwendbarleit babe, fein Recht ſei. Indes ift der Inhalt des deutichen ‘Brivatrechts 
volltommen anwendbar, nämlich in der Form des Particularredts; nur tritt die Rüdficht auf 
die unmittelbare Anwendbarteit bei des. Darftellung desjelben im Syſtem des deutichen Privat- 
rechts zurüd, weil deffen Aufgabe nicht ift, das geltende Recht eines Staates darzuftellen, 
- foudern dieſes geltende Recht aller Staaten eines Bolfes aus dem rein praftiichen 
auf da8 Gebiet zu verlegen, in welchem es nur von der Seite feines Zuſammenhangs mit der 
Boltsindividualität, nicht von der feiner unmittelbaren praftijhen Wirkfamteit angefchaut wird. 
Es wird demnach nicht ein Recht ohne Anwendbarkeit, jondern ein am fich anwendbares Hecht 
ohne imperative Form, d. 5. von einem Standpunkte aus dargeftellt, auf welchem jene Eigen- 
ſchaft nicht als maßgebend Hervortritt. Die Nothwendigleif einer Trennung dieſer Geſichts⸗ 
puntte ift allerdings eine Abnormität, welche aber bis jet in dem öffentlichen Verhältniſſen 
Deutſchlands begründet war. Daß aber die Möglichkeit vorhauden ſei, ein Rechtsſyſtem auch 
nach einer anderen Rüdficht als der der Rechtsanwendung (3. B. in Beziehung auf die ethifche, 
nationale, ötonomifche, politiiche Seite des Rechts) darzuftelleu, tann keinem Zweifel unterliegen 
(j. auch Gerber's Grundzüge des deutichen Staatsrechte, ©. 10, flg.). 
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zeichnet dadurch, daß fie ſowohl die Lücken des bisherigen Rechts aufbecdt, als 
auch fofort ſich in jedem Falle der neu entwidelten Rechtsbildung bemächtigt, 
dem Bolt und feinen Gefepgebern den ficherften Weg zur Yortbildung des 
Rechts vor. 

*Aus diefen Grundjägen folgt durchaus nicht, daß das Syſtem des beut- 
ſchen Privatrecht8 die Particularrechte unbeachtet laffen dürfte. Im Gegentheil 
fußt es auf diefen Barticularrechten, weil ed ja gerade aus ihnen das beutjche 
Recht zu ſchöpfen bejtrebt iſt. Es kann fogar auf die Einzelheiten irgend eines 
Landesrechts eingeben, indem es dabei dies Landesrecht nicht um feiner felbit 
willen, fondern als ein Beifpiel deutſchen Rechts zur Darftellung bringt. 
Durch biefe Methode wird das deutiche Privatrecht davor bewahrt, in unbe- 
jtimmte und unfaßbare Redensarten aufzugeben, und behält den Boden des 
pojitiven Rechts unter fi ?). 


8 8, 


Die Aufgabe ift aber nur die, das gegenwärtig in Deutichland berr- 
ſchende Recht darzuitellen; es ift alfo das Gejchichtlihde vom Dogmatiichen zu 
trennen. Die Eigenthümlichfeit des Stoffs ſetzt bier freilich befondere Schwie- 
rigfeiten entgegen, denn während das Recht eines Staats bei der leichten 
Unterjcheidbarfeit der einzelnen Acte der Rechtsbildung mit Sicherheit in ben 
einzelnen Stadien jeiner Entwidelun; verfolgt werden fann, jo verhält fich dies 
bei dem Rechte des deutſchen Volks in dem obigen Sinne ganz andere. Bei 
dieſem fönnen die Abftufungen weniger durch Berüdjichtigung der Aufeinander- 
folge einzelner Gejege, al8 Durch eine auf die größte Fülle der mannigfaltigften 
Rechte geftügte Abitraction gefunden werden. Denn das Wiaterial zu dieſer 
Erkenntniß wird nicht von einem einheitlichen Organe, jondern durch eine Menge 
einzelner, formell von einander unabhängiger particulärer Rechtderzeugungen 
beigejteuert, welche nicht immer in völlig gleichmäßiger Nichtung vorwärts 
ſchreiten. Wollte man nun Die neuefte, zeitgemäßejte Ausbildung eines Parti- 
cularrecht8 ebenjo wie das in feiner Entwidelung zurüdgebaltene und ftagni- 
rende Einzelrecht in die Daritellung des gegenwärtigen Rechts des deutſchen 
Bolts aufnehmen, jo würde man zwar dem äußerlichen Maßſtabe der Boll- 
ftändigfeit (Statiftif) damit Genüge leiſten, aber dem oben aufgeftellten Prin- 
cipe wenig entjprechen. Dies fordert vielmehr ftetS eine befondere, nach dem 
Srundjage der Continuität der rechtögejchichtlichen Entwidelung geleitete Unter» 
juchung der Trage, welche particularrechtlihe Ericheinung Die dem gegenwärtigen 
Standpunkte der deutſchen Rechtsüberzeugung entiprechende jei. Das Rejultat 
biefer Unterjuchung giebt dann das Material diejes Syſtems. Dabei liegt es 
freilih in der Natur einer foldhen Arbeit, daß ein öfterer Rüdblid in die Rechts- 


* 2) Ich lege auf diejen von mir zugefügten letsten Abſatz des S 7 befonderen Werth. Ob 
Gerber mit feiner Bemerkung $ 9 am Ende das Gleiche jagen will, ift mir nicht deutlich. 
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geichichte den, Punkt der Vergleichung gewähren muß; denn es handelt fich ja 
um die Daritellung eines beweglichen und in jortvauernder Entwidelung be- 
griffenen Stoffe, die Bewegung aber läßt fich nicht au einem einzelnen Punkte 
(an emem „Querdurchſchnitte des Ylufjes‘‘), ſondern nur in einem größeren 
Raume erfennen!), 


89. 


In ähnlicher Weiſe läßt fich auch die Frage über die Art der Quellen- 
benugung beantworten. Die eigentliche innerjte Nechtsüberzeugung eines Volks 
erkennt man nicht aus dem Buchjtaben eines willfürlichen einzelnen Geſetzes, 
jondern aus der Gejammtprüfung aller Neußerungen jeines bejtimmten Rechts⸗ 
lebend. Auch dem deutichen Rechte kann jeinem Prinzipe nach fein einzelnes 
Rechtsbuch oder eine formelle NRechtsquelle als ſolche zu Grunde Liegen, 
weıl diefe bier nur als Zeugniß eines darüber ſtehenden Nechtsbewußtjeins von 
Bedeutung tft, deifen Gewinnung allein in Frage fommt. Seit dem Rechte des 
Mittelalters jchreiten die deutichen Particularrechte zwar mehr und mehr auseinan- 
der, aber doch iſt in allen nicht allein noch immer ein guter heil jenes mittel- 
alterlihen Grundſtoffs bewahrt worden, jondern e8 lafjen ſich auch die Stufen 
ihrer weitern Entwidelung auf die Einwirkung allgemeiner deutſcher Rechts⸗ 
ideen zurüdführen. Die Aufgabe bejteht nım barin, daß man entweder vom 
Rechte des Mittelalter oder von der jpätern Zeit an, in der die Wurzeln 
eines Rechtsjakes ihren erjten Ausgangspunkt haben, die Unterfuchung über 
den durch Einflüffe des fittlihen, politiichen und wirthichaftlichen Lebens ver- 
anlaßten Uriprung eines einzelnen Inſtituts beginnen läßt, demnächſt ſind die 
ſpäteren Scidjale und Entwidelungsjtadien in's Auge zu fallen, und das 
Inititut durch alle Phaſen jeiner Ausbildung bis auf die Gegenwart zu ver- 
folgen. Daraus ergiebt jih, daß alle, jowohl die veralteten als Die nod) 
geltenden und neuejten, ſowohl die allgemeinen al8 die particuläriten Nechts- 
quellen zur Gewinnung des Endreſultats benutt werden müſſen: denn auch 
bie Heinjte und mit der beſchränkteſten Wirkſamkeit beliehene Rechtsquelle kann 
ein Zeugniß der allgemeinen Nechtsüberzeugung des Volles jein. Das parti- 
eularrechtliche Detail iſt demnach bei diejer Unterjuchung weniger an fich von 
Dedeutung, als injofern es mit jenem Ziele in irgend einer Verbindung jteht?). 


1) Wenn durch diefe Bemerkungen die Nothivendigkeit einzelner rechtshiſtoriſcher Ein- 
leitungen auch bei einem rein dogmatiihen Werte anerfannt wird, fo wird durch diefelben doch 
zugleich aud der früher jo häufigen Gewohnheit entgegengetreten, ohne alle Frage nad) der 
innern Rothwendigteit und dem innern Zufammenhange jedem dogmatiichen Paragraphen ein 
oft mühelos geſammeltes antiquariſches Material mitzugeben. | 

3) Der Werth des unermeßlichen und kaum überjehbaren Details der deutſchen Xolal- 
Ratten für die Wifjenfchaft des gemeinen deutfchen Rechts ift aljo ein relativer. Anders ftellt 
ſich die Bedeutung des Details ſchon im römifchen Rechte, bei defjen einheitlicher und planvoller 
Eutwidelung fletd die Vorausſetzung zuläffig if, daß eine einzelne Erſcheinung nicht das Product 
localer und individueller Willtür, fondern vielmehr (wie in der Naturwiffenichaft) die Wirkung 
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Der Germanift hat aus der reichften Fülle des Materiald zu abjtrahiren und 
den Reingehalt zu ermitteln ®). 


8 10. | 

Die gewonnenen Refultate fönnen aber nicht als bloße Begriffe und Ideen 
ausgefprochen werben, fie bebürfen einer wiljenfhaftlichen, juriftiihen Form. 
Diefe ift in einem engeren und einem weiteren Sinne zu erzielen. 1) Die 
von der Gefchichte gelieferten Materialien müſſen nun zu Rechtsinftituten ge- 
italtet werben, welche nad den in ihnen liegenden Principien zu conjtruiren 
und in ihren Folgefägen zu entwideln find. Auf dieſe Weife empfangen die 
auf gefchichtlidem Wege gewonnenen Ideen eine körperliche Geſtalt, in ber 
fie geeignet werben, Object der juriftifchen Analyje zu fein. 2) Alle dieje ein- 
zelnen Inftitute müfjen wieder zu einer ſyſtematiſchen Einheit verbunden werben. 
Das Princip dieſes Syſtems kann jedoch nicht in dem Weſen des von ber 
Einwirkung des fremden Rechts noch unberührten mittelalterlichen Rechts gejucht 
werden; fein Ideenkreis ift unſerer Zeit fremd geworben, und die Romantik 
in der Wilfenfchaft wirb fich fruchtlo8 an feiner Verjüngung verjuchen. Auch 
können nicht die organiichen Verbindungen der Perjonen in Standes. und 
Berufsgemeinjchaften maßgebend jein; denn die ſyſtematiſche Einheit des Privat- 
recht8 beruht auf einigen ſpecifiſch juriftiichen Principien, und nicht auf Geſichts⸗ 
punkten, welche, jo bedeutend fie auch an fich fein mögen, body nur der hifto- 
riſchen oder focial-politiihen Anfchauung der Verhältniffe angehören!). Die 
wiſſenſchaftliche Behandlung des deutſchen Privatrechts in Bezug auf die ſyſte⸗ 
matische Anordnung kann jest feine andere fein, als diejenige, welche ſich aus 
ber allgemeinen Betrachtung der Natur der Privatrechte ergiebt und auf bas 
römische Recht ſchon längft angewandt worden if. Sie enthält die allein 
richtige Daritellung der Grundbeftanbtheile des Nechts, und ihr hat fich das 
gefammte Rechtsleben in Deutfchland feit der Aufnahme des römijchen Rechts 
angeſchloſſen. Ihr müſſen jich die NRechtöverhältniffe in ihrer nur thatſäch- 


höherer Geſetze jei. Vgl. über die entgegengejette realiftifche und particulariftiifche Richtung der 
Neueren Gerber’8 Leipziger Delanatsprogramm vom 13. Februar 1869, ©. 4. Geſammelte 
jur. Abh., S. 341 fig. 

3) Nach diefem Geſichtspunkte, aber auch nur nach diefem verdienen auch die ausländischen 
Rechte germanifchen Urfprunge eine vergleichende Berüdfichtigung. — Wenn im Terte die 
Methode der Eruirung deutjchrechtlicher Inftitute aus der Gefchichte aufgeftellt wird, fo ift damit 
freilich nicht gejagt, daß diefe Unterſuchung ſtets vor den Augen des Leſers zu Wege gebracht 
werben jolle; dies ift nur dann der Fall, wenn fie die Unterftügung eines befonderen 
Reſultats gewähren foll, dem es vielleicht bisher an Anerkennung gebradı. 

1) Das deutiche Privatrecht al8 dogmatiſches Syſtem behandelt Reditsinftitute, welche ſich 
als die mannigfaltigften Niederichläge verjchiedener focialer Perioden darftellen. Neben ben 
Trümmern längft zerjetter und zerbrödelter Sejellichaftsfchichten ftehen die Rechtsbildungen der 
neueften jocialen Entwidelung. — Einen interefjanten Verſuch, deutfches Privatrecht von feinem 
mittelalterliden Zuſammenhange aus barzuftellen, hat Heusler in feinen Injiitutionen des 
deutichen Privatrechts (1885 und 1886) gemacht. 
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lichen Erſcheinung unteroronen, und bie angeblich daraus hervorgehende „Zer⸗ 
ſtückelung“ berfelben ift nur ihre Beberrihung nach eigentlich juriftif gen 
Geſichtspunkten ?). 

Freilich iſt dieſes Syſtem des deutſchen Privatrechts kein bollſtändiges, 
indem nicht das ganze in Deutſchland zur Anwendung kommende Recht, ſondern 
nur das auf deutſchem Boden erwachſene darin behandelt wird. Eine Geſammt⸗ 
darſtellung ſowohl des einheimiſchen als auch des fremden Rechts läßt ſich 
heutzutage nur erſt für die Behandlung der Particularrechte rechtfertigen, 
in denen beiden Elementen eine gleiche verbindliche Kraft zukommt. Es würde 
die Wiſſenſchaft durch eine ſolche Vereinigung des gegenwärtig noch fo ungleich- 
artigen gemeinrechtlicden Material8 und burch eine Abtrennung desjelben von 
jeiner befonderen Literatur und Gefchichte den Weg zurüdgeführt werben, ven 
jeit einem Jahrhunderte verlaffen zu haben als ein Verdienſt der neueren Zeit 
betrachtet werben muß ?). 


Zweites Capitel, 
Quellen des deuffhen Rrivpakrechts. 


I. MAugefchriebenes Recht. 
8 11. 


Ungefchriebenes Recht Hat fi noch aus den Zeiten des Mittelalter her 
in großem Umfang bei uns erhalten und bilvet fich auch in der Gegenwart 
täglich von Neuem!). Freilich iſt das feit Aufnahme des römiſchen Rechts 
entitandene neuere Gewohnheitsrecht oft romaniſtiſch beeinflußt. Die Nechts- 
bildung hatte fich jest allmählih vom Volke zurückgezogen und trat mehr und 
mebr als die Aufgabe der Nechtögelehrten hervor, indem das Ziel der Recht, 
entwidelung nun nicht mehr die weitere Ausbildung des althergebrachten vater- 
ländifchen Rechts, fondern die Naturalifirung der fremden Nechtselemente auf 


2) Die Berechtigung ber obigen Entwidelung wird auch anerfannt von Arnold in jeinem 
Bude „Sultur und Rechtsleben“, 1865, ©. 427 fig. Nur irrt der Verfafler, wenn er gleich 
darauf die Bedeutung ded Syſtems für untergeorbnet erklärt. Im Gegentheil kann die Ein- 
wirtung eines wiffenfchaftlihen Syſtems auf bie Erfenntnif bes Weſens der NRechtsinftitute 
nicht hoch genug angeichlagen werden. 

*3) Dennoch Hat Roth in feinem deutichen Privatrecht (3 Bände, 188086) den Berjud 
gemacht, das gefammte deutiche, römifche und franzöſiſche Recht in einer einheitlichen Darftellung 
zu verbinden. Das Werk ift undollendet geblieben. | 

*1) Namentlich das eheliche Güterrecht beruht in manchen Theilen Dentfchlands gänzlich 
anf ungejchriebenem Rechte, z. B. in Osnabrüd, Hildburghaufen, den auf dem Odenmwalde 
belegenen Grafſchaften Erbach. Ebenjo ift 3. B. das fo wichtige Inftitut der mütterlichen 
Gewalt in Oberheflen nur gemohnheitsrechtlich feftgeftellt, 
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einheimifhem Boden und die Ausgleichung der zwijchen dem fremden und dem 
beutichen Rechte entſtehenden Widerjprüche fein mußte?). Bet voller geiftiger 
Herrichaft über die beiden Rechtsſyſteme würde man fich vielleicht mit der An 
eignung der formellen Vorzüge, der juriltiichen Technik des römiſchen Rechts 
begnügt haben. Da aber jtatt freier Beurtheilung eine jElavifche Unterwerfung 
unter das fremde Necht vorwaltete®), bei welcher bald der Muth und Trieb 
jelbftändigen juriftiichen Denkens verloren ging, jo war e8 natürlich, daß jenes 
Streben der Ausgleihung in der Regel nur zum einjeitigen Preisgeben des 
beutichen Rechts führte. Im günftigften Falle gelangte man an den Punkten, 
wo deutſches und fremdes Necht fich berührten, zu einer Reihe von Zwiſchen⸗ 
bildungen, in denen beide Rechte in wunderlicher Weife verſchlungen erfchienen. 
Geleitet wurde dieſe Rechtsbildung durch die Juriften, theils bei ihrem Einfluffe auf 
die Gefeggebung, theils bei ihrer fchriftitelleriichen und praktiſchen Wirkſamkeit 4). 

*Erſt vom 17. Jahrhundert ab iſt das deutiche Gewohnheitsrecht vom 
römischen Recht minder abhängig gemefen. 


U. Geſchriebenes Recht. 
1. Reichsgeſetze. 
8 12. 


Da die Reichsgeſetzgebung ſeit dem 15. Jahrhunderte nur ſelten das 
Privatrecht unmittelbar berührt und auch da, wo dies geſchieht, weniger im 


2) Die Geſchichte dieſer Periode der Rechtsbildung |. bei Eichhorn, Rechtsgeſchichte, 5 440 
—444. Stobbe, Geſchichte der deutfhen Rechtsquellen, 2. Abtb., S. 1 fig. 

3) Man nahm an, daß eine Berufung der Parteien auf ein dem gemeinen (kaiferlichen, 
gefchriebenen) römifchen Recht widerſprechendes deutfches Gewohnheitsrecht einen firengen Be- 
weis der Parteien (gleich dem eines beftrittenen Factums) nothwendig made, und verlangte, 
dag man jelbft die anerkannten Inflitute des deutfhen Rechts nad) den Kegeln des römiſchen 
behandle. — Nicht mit Unrecht hat man den Stil diefer Jurisprudenz mit dem NRococoftil in 
der Kunft verglichen. 

4) Rodinger, Ueber Formelbücher vom dreizehnten bi8 zum fechzehnten Jahrhundert (1855). 
Stobbe, 2. Abth., S. 167 fig. Stinking, Gefchichte der populären Literatur des röm.-canonifchen 
Rechts in Deutſchland am Ende des 15. und Anf. des 16. Jahrh. (1867) und Deſſen Geld. 
d. deutſchen Rechtsmifienfchaft, 1. Bd. ©. 102 flg. — Den Anfang machten bie füddentfchen 
fehr unbebeutenden Formelbücher (Formulari), darin begriffen find allerhand Brief aud) 
Rhetorik. Augsb. 1488. F. Hr. Riederer, Spiegel der wahren Rhetorik. Freib. 1498. 
F. Heinrih Goßler, Formulare und Teutſch Rhetorica 1502. F. Ulrid Tengler’s 
Layenſpiegel von rechtmäßigen Ordnungen in bürgerlichen und peinlichen Regimentern, Augsb. 
1509. F., der feit 1516 und öfter von Sebaftlian Brand (nur) herausgegebene „richterlich 
Elagfpiegel”, die Institutiones, Auszug und Anzeigung etlicher gefchrieben Kaiferlichen und des 
beil. Reich8 Rechte — — von Andreas Perneder 1544, „der Rechten Spiegel“ von 
Juſtin Ooblern. 1552. F. u. A. m. — Ganz vorzüglich gehören aber hierher bie Schriften 
ber |. g. Praktiker des 16., 17. und 18. Jahrhunderts, derem zahllofe Responsa, Consilia, Ob- 
servationes, Meditationes, Consultationes, Decisiones den Gerichtsgebrauch leiteten (diefe ganze 
Literatur hat begonnen mit den Obfervationen der beiden Kammergerichtsbeifiter Joachim Miyn- 
finger (1563) und Andreas Gail (1578). Eine Aufzählung ber wichtigſten hierher gehörigen 
Schriften giebt Maurenbredher, Deutſch. Br.-R., Bd. 1, ©. 78—88. 
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Geifte des deutſchen Rechts, als mit der Tendenz verfährt, Smitituten des 
römifchen Rechts durd leichte Modificationen einen Zugang im NRechtsleben 
anzubahnen, jo bat fie für die Entwidelung des beutjchen Privatrechts nur 
untergeordneten Werth gehabt. Meiftentheils behandelt fie dasſelbe bei Gelegen- 
beit der Polizeigefeßgebung,, jeltener in einzelnen unmittelbar darauf Bezug 
habenden NReichsichlüffen, Reichsordnungen und Theilen der Reichsabſchiede !). 
Trotz der Auflöfung des Deutfchen Reichs und troß des fcheinbar entgegen- 
ſtehenden Artikels 2 der Rheinbundsacte gebührt dieſen noch heutzutage in ben 
Ländern de? gemeinen Rechts unmittelbare Anwendbarkeit ?). Eine Quelle 
gemeinen deutſchen Rechts lag auch in den das Privatrecht betreffenden Be⸗ 
Ihlüjfen des früheren Deutichen Bundes’), deren Geltung als Geſetze freilich 
ihre Publication durch die Staatsgewalt der einzelnen Bundesitaaten voraus. 
ſetzte. Eine unmittelbare Quelle formell gemeinen Rechts liegt aber num in 
ben Geſetzen des Norbdeutichen Bundes und jet des Deutſchen Reichs, welche 
mit ihrer Publication durch die Bundes- bezw. Reichsgewalt unmittelbar ver- 
bindlich find und den Geſetzen der Barticularftaaten vorgeben *). 


2. Saudesgefehe. 
a) Aeltere Art. 
8§ 13*, 

Für die Ältere Art der Landesgeſetze ift charalterijtifch, Daß fie das römische 
Recht nicht formell abſchaffen, ſondern in fubfidiärer Geltung belaffen. Im 
Uebrigen find fie von äußerſt verſchiedenem Inhalt. Bald behandeln jie nur 
einzelne NRechtsinjtitute, z. B. die Veräußerung und Verpfändung von Grund- 
jtüden, die Wechſel, das Lehnrecht, bald find fie umfaflender angelegt; doch 
behandelt nur Das letzte der zur älteren Gruppe gehörigen Werke, nämlich das 
Bayriſche Landrecht von 1756 — auch Codex Maximilianeus Bavaricus civilis 
genannt, von dem bayriichen PBicelanzler von Kreittmayr verfaßt — das 


1) Eichhorn, Rechtsgeſch, S 528 und 530. Sammlungen find: Gerſtlacher, Handbuch 
der deutſchen R.Geſ., 11 Thle. 1781—94 (der 10. Theil enthält das Privatrecht). Auch 
Emminghaus, Corpus juris tam publiei quam privati. 2. Aufl., 1844. (Hiervon ifl 1856 eine 
Hortfegung als zweiter Band erfchienen.) Die wichtigſten Hierher gehörenden Reichsgeſetze find: 
die Notariatsordnung von 1512, die Kammergerichtdordnung von 1555 (auch das Concept von 
1613), die NeichSpolizeiordnungen von 1530, 1548, 1577, die Reichshofrathsordnung von 1654, 
der jüngfte Reichsabſchied von 1654, Reichsſchluß von 1731 (über Handwerksmißbräuche) u. |. w. 

2) S. Wächter, Gemeined Recht (1844), ©. 169 fig. 

3) Deutiche Bundedacte vom 8. Juni 1815. Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820. 
Brotofofle der deutjchen Bundesverfammlung feit dem Jahre 1816. Frankfurt a. M. G. von 
Meyer, Corpus jur. Confoederat. German. 2 Bde. 1833. Neue Aufl. 1847. Defjen Corp. 
Constitutionum Germ. 1858, (Neue Aufl. v. Zöpfl.) Emminghaus a. a. O. 

4) Norddeutſche Bundesverfafjung vom 26. Juli 1867, Berfafiung des Deutfchen Reiche 
vom 16. April 1871, Art. 2. Eine ſehr ſchätzbare überfichtliche Darftellung des in den neuen 
deutichen Reichsgeſetzen bis jetst geſchaffenen Privatrechts giebt Mandry, Der civilrechtliche 
Inhalt der Reichsgeſetze. 3. Aufl. 1886, 
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ganze Gebiet des Privatrechts, während die übrigen größeren Landrechte nur 
Familienrecht, Erbrecht und einige wenige andere Gegenftände zu berühren 
pflegen. Meift überwiegt bei den Gefegen der älteren Gruppe die romani- 
jirende Tendenz; am jcroffiten dann, wenn fie nur einzelne bürftige Regeln 
des beimifchen Rechts ausprüdlich beftätigen und im Uebrigen alles örtliche und 
provinzielle Recht für aufgehoben erklären , alsdann find dieſe „veutfchen” Geſetze 
die ſchlimmſten Feinde des wirklich deutſchen Recht? gewefen, und die Ausbeute, 
bie ein Darſteller deutſchen Rechts aus ihnen zu gewinnen vermag, ift Häglich. 
Seltener iſt es, daß die Geſetze umgelehrt das ehrliche Beftreben haben, einen 
Kern deutſchen Rechts gegenüber dem Romanismus zu retten. 


b) Jüngere Art. 
8 14*, 

Für fie ift charakteriftifch, Daß fie das römifche Recht formell befeitigen 
und ihm nicht einmal fubfiviäre Geltung belaffen. Webrigens ift das römiſche 
Recht auch für das Gebiet dieſer jüngeren Gejege nicht bedeutungslos, weil 
auch fie wenigftend materiell zum großen Theil auf dem römilchen Recht be- 
ruhen. 

Das erfte und zugleich das wichtigfte Gefegbuch ber jüngeren Art ift das 
allgemeine preußifche Landrecht, abgefaßt auf Veranlaffung Friedrichs des Großen, 
aber erjt nach feinem Tode — 1794 — veröffentlicht; die Redaction des Geſetz⸗ 
buchs iſt bauptfächlih von Suarez (F 1798) bejorgt, während fich um bie 
Vorarbeiten namentlich der preußiſche Minifter Samuel von Cocceji (F 1755) 
verdient gemacht bat; das preußilche Landrecht ift reich an Inhalt, in der Form 
etwas weitichweifig. Es folgt den zu Ende des 18. Jahrhunderts herrſchenden 
naturrechtlichen Lehren und giebt, nach Maßgabe diejer Lehren, bald römiſche, 
bald deutſche, bald frei erfundene Rechtsregeln. 

Die zweite Stelle nimmt die franzöfijche Geſetzgebung ein, deren pofitive 
pofitive Bedeutung für Deutfchland bereit erwähnt ift, namentlich der code 
civil. Wie für den Geift des preußiichen Landrechts der Einfluß Friedrich des 
Großen, fo ift für den Geift der franzöfifchen Gefegbücher der Einfluß Napoleons 
entjcheidend. Auch fie geben in eigenthümlichem Gemenge römifches, deutſches 
und neu erfundenes Recht !). 

Es folgt das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch von 1811. Für bie 
deutſche Rechtsentwidelung ift e8 von geringem Einfluß gewejen, auch in ber 


1) Das Urteil, weldyes Gerber über den code civil fällt, ift — gerade vom Stanb- 
punkte eines Freundes deutjchen Rechts — zu ftreng. Es lautet: „Das franzöfiiche Geſetzbuch 
ift nur deshalb an diefem Orte zu nennen, weil es in einem großen Theile der Rheinländer 
feine zur Zeit der franzöfiichen Herrjchait gewonnene Geltung, nicht im Intereſſe der Aner- 
fennung deutichen Rechtsbewußtſeins, bewahrt bat; denn e8 beruht auf Täufhung, wenn ihm 
eine über die Grenzen feiner uriprünglichen Beitimmung hinaus reichende Berechtigung zuer- 
tannt wird‘ ($ 23 der 16. Aufl.). 
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Zeit, in welcher Defterreich zum Deutfchen Bund gehört bat. Webrigens ift 
anzuerkennen, daß auch dies Geſetzbuch manche Megel des heimifchen Rechts in 
Treue bewahrt bat. 

Ein halbes Jahrhundert fpäter ift das letzte der particulären Geſetzbücher 
Deutſchlands, Das bürgerliche Geſetzbuch für das Königreich Sachfen von 1863, 
entjtanden. Es bat eine ausgeprägt romaniftifche Tendenz, in höherem Maße, 
als alle anderen Gefeßbücher ver jüngeren Gruppe; immerhin war bie beutfche 
Art des älteren fächfiichen Rechts ftarf genug, um auch den romaniftifchen 
Geſetzgeber zu wichtigen Zugeftänpniffen an das uriprünglich deutfche Necht zu 
nöthigen. 

Ein weiteres Dritteljahrhundert wird vergehen, bis den particulären Geſetz⸗ 
bücern ein Geſetzbuch für das ganze Deutfche Neich folgen wird. 


3. Stadtrechte. 
8 15. 

Die Entwidelung ber ftäbtifhen Statuten erfolgte unter ähnlichen Ber- 
bältniffen, als Die der Landesgeſetzgebung !). Faft in allen größeren (beſonders 
Reichs⸗) Städten ließ man im fechzehnten und fiebzehnten Jahrhunderte bie 
hergebrachten Statuten durch des römifchen Nechts Kundige reformiren, um fie 
mit der allgemeinen Richtung der damaligen Doctrin in Uebereinftimmung zu 
bringen. Diefe Ueberarbeitungen wurden vielfach mit folder Willtür ausge- 
führt, daß von dem eigenthümlichen früheren Statutenrechte einer Stadt in 
ber neuen Form nur geringe Spuren übrig blieben. Bisweilen legte man 
jo wenig Werth auf das eigene Net, daß man nicht einmal den Verſuch 
jeiner Fortbildung unternahm, vielmehr ſich ohne Weitere8 die Reformation 
irgend einer anderen Stadt ganz; oder theilweife aneignete. Gleichwohl find 
auch diefe Stadtrechte?) für die Dogmatik des heutigen deutſchen Privatrechts 
von Wichtigkeit, indem auch in ihnen bedeutende Züge des deutſchen Nechtsbe- 
wußtjeind zum Ausorude gelangen ®). 


1) Bgl. Gerber, Das wiſſenſchaftl. Princip, ©. 198 fig. 

2) Auch hier lafjen fi) Gruppen unterfcheiden, die jedoch erfi vollftändig werden, went 
man zugleich die Landrechte mit in diefe Zufammenftellung nach dem Maßſtabe der Berwandt- 
ſchaft hineinzieht. 

3) Die wichtigſten, noch jetzt gültigen Stadtrechte ſind folgende: Reformationen von 
Frankfurt a. M. von 1509, von 1578 (durch Joh. Fichard) und von 1611 (wichtig find 
Orth's Anmerkungen dazu, 5 Bde. 4. 1731—54). — Hamburger Geridtsordnung und 
Statuten bon 1608, revidirt 1605. Neu gebrudt 1771 und 1842 (die letztere Ausgabe enthält 
Anmerkungen und Nachweiſe der Quellen, unter denen bef. die Nilcnberger Reformation hervor⸗ 
tritt). — Rürnberger Reformationen von 1479, 1522 und bie leßte (aber öfter gedrudte) 
von 1564. — Das revidirte Lübiſche Recht von 1586 zeichnet fi vor den übrigen Refor⸗ 
mationen vortheilhaft au® durch das Beſtreben feiner Bearbeiter, fo viel als möglich da® alte 
lübifche Recht, wenn auch in modernifirter Geftalt zu bewahren. — Bremer Stadtredht von 1438 
bei Delrich8, volft. Sammlung alter und neuer Geſetzbücher der Reihsftadt Bremen, 1771. — 
Lüneburger Reformation von 1577. — Münchener Stadtrecht von 1347 (herausgeg. 
von Auer 1840). 
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Geltungsgebiet der Landrs- uud Atadtrechte). 
8 16*. 

Es find folgende Hauptgebiete zu unterjcheiden : 

I. Rechtsgebiete, in denen das römifche Necht feine pofitive oder formelle 
Geltung bat. Es gehören etwa zwei Drittel des jeßigen Deutſchen Reichs 
hierher. 

1) Gebiet des preußiſchen Landrechts mit über 20 Millionen Einwohnern. 
Es umfaßt etwa zwei Drittel Preußens ?) und einen nicht unbeträchtlichen Theil 
Bayerns ®). 

Das Landrechtögebiet bildet feine Einheit. Denn zunächſt ijt in dem 
preußifchen Zeile des Landrechtögebietd durch die neuere preußiiche, in dem 
bayrifchen Theile durch die neuere bayriſche Gejetgebung manche wichtige 
Aenderung eingetreten. Terner iſt in einigen preußiichen Gebieten) das 
Landrecht nur unvollftändig, nämlich mit Ausnahme des ehelichen Güterrechts 
und bes gejeglichen Exrbrechts, eingeführt. Emblich find im größten Theile des 
Landrechtsgebiets die bisherigen Provinzialrechte in Kraft geblieben, und das 
Landrecht bat bier nur fubfidiäre Geltung. Beiſpielsweiſe ift erhalten geblieben: 
das oftpreußifche Provinzialrecht, codificirt 1801, — das weſtpreußiſche Provin⸗ 
cialrecht, codificirt 1844, — das märlifche Recht, nicht cobificirt; wichtigite 
Rechtsquelle ift die Constitutio Joachimica von 1527 — das lübiiche Necht 
(in mehreren pommerſchen Städten) — die magdeburger Polizeiorbnung von 
1688 — das weftfälifche ebeliche Güterrecht, in der Geftalt, welches dieſes 
durch Gef. vom 16. April 1860 empfangen bat — das oitfriefifche Landrecht 
von 1515 — das bayreuther und ansbacher Provinzialrecht. 

2) Das Gebiet des franzöfiichen Rechts mit über 8 Millionen Einwohnern. 
Es umfaßt ganz Baden und ganz Elſaß⸗Lothringen, außerdem den größten 
Theil der preußiichen Rheinprovinz ®), Rheinheſſen, Rheinpfalz und das olven- 
burgifhe Fürſtenthum Birkenfeld. Die alten Provinzial- und Ortsrechte find 
bier durchweg aufgehoben. Dagegen haben bie einzelnen zu dieſem Gebiet 
gehörigen Staaten, jeder für feinen Antheil, abändernde Gefeke erlaffen, ſodaß 
3. B. das franzöfifche Grundbuchrecht die allerverichiedenften Formen angenommen 


1) Roth, I ©. 1. 

2) Nämlich die fieben öftlichen Provinzen, ausgenommen den Regierungsbezirk Straljund 
(Neuvorpommern und Rügen), ferner die Provinz Weftfalen, vier Kreije der Rheinprovinz (Nee, 
Duisburg, Eſſen, Mühlheim a/R.) und Theile der Provinz Hannover (Oſtfriesland u. ſ. f.). 

3) Nämlich Bayreuth und Ansbach. 

4) Es find dies die Kur- und Neumark, ein erheblicher Theil des Regierungsbezirls Arns⸗ 
berg und einzelne Gebiete Pommerus. | 

5) Nämlich alles, was am linken Rheinufer Tiegt, und vom rechten Rheinufer alle zum 
Regterungsbegirt Köln und die fühlihen zum Regierungsbezirk Düffeldorf gehörigen Kreife. 
Dagegen gilt im vechtörheinifchen Regierungsbezirt Eoblenz römiſches Recht ſammt einer Fülle 
zerfplitterter Sonderrechte und in den vier nördlichen rechtscheinifchen Streifen des Regierungs- 
bezirks Düffeldorf, wie ſchon erwähnt, preußifche® Landrecht. 
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bat. Außerdem Kat Baden infofern eine Ausnahmeftellung, als e8 den code 
civil in einer amtlichen Ueberfegung unter dem Titel „Badiſches Landrecht“ 
eingeführt bat, während in den anderen Staaten das franzöfiiche Gefegbuh im 
Urtert gilt. 

3) Das Nechtögebiet des fächfiichen bürgerlichen Geſetzbuchs mit 31/, 
Million Einwohnern. Es umfaßt nur das Königreich Sachfen und bilvet recht- 
lich eine Einheit. 

4) Zeriplitterte Gebiete mit weniger als ı/, Million Einwohner. Sie 
liegen faft alle in Schleswig-Holftein und erfreuen fich theils jütifchen, theils 
däniſchen, theils friefiichen Rechts. 

II. Rechtsgebiete, in denen das römiſche Recht ſubſidiäre Geltung beſitzt, 
mit über 16 Millionen Einwohnern. Hierher gehören Württemberg, Mecklen⸗ 
burg und ſämmtliche Kleinſtaaten von Sachſen⸗Veimar abwärts, außerdem der 
größte Theil Bayerns, Heſſen⸗Darmſtadts und Oldenburgs 6) und etwa ein 
Siebentel Preußens ?). 

Auch das römifch-rechtliche Gebiet bildet Feine rechtliche Einheit, fondern 
zerfällt in verfchiedene große und Heine Provinzen. Einmal bat jeder einzelne 
zum gemeinrechtlichen Gebiet gehörige Staat innerhalb feiner ftaatlichen 
Grenzen Sonvergejete erlaifen, ganz ebenfo, wie dies die zum preußifchen 
und franzöfifhen Gebiete gehörigen Staaten getban Haben, derart, daß 
jogar das Recht der beiden Schwarzburg von einander verſchieden ift; dadurch 
fommt es, daß in vielen gemeinrechtlihen Gebieten auch einzelne franzöfiiche 8) 
und vor allem einzelne preußiiche Geſetze Eingang gefunden baben?). Aber 
wichtiger noch: eine ganze Reihe älterer, d. 5. vor der Feſtſetzung der heutigen 
ftaatlihen Grenzen entftandener Geſetze und Gewohnheiten hat fidy neben dem 
gemeinen Recht erhalten, ſodaß die privatrechtlichen Bezirke mit den heutigen 
Staatsgrenzen durchaus nicht immer zufammenfallen. Als Beifpiele derartiger 
Bezirke ſeien folgende genannt: 

1) Das Gebiet des gemeinen Sachjenrehts umfaßt Anhalt, die Thürin- 
gifehen Staaten, Lauenburg und einen Theil Holfteins und Oldenburgs. Hier 
gilt mit dem Vorrang vor dem römiſchen Recht der Sachſenſpiegel als Gejeh- 
buch 9). 

6) Nämlich Bayern mit Ausnahme von Rheinpfalz, Bayreuth und Ansbach, ferner Olden- 
burg mit Ausnahme Birkenfelds, endlich, von Darmſtadt die Provinzen Oberheflen und Startenburg. 

7) Nämlich die ganze Provinz Heffen-Naffau, Hohenzollern, der größte Theil von Hannover 
und Schledwig - Holftein, der rechtscheinifche Theil des Regierungsbezirls Koblenz und ber 
Regierungsbezirt Stralfund. 

8) 3.8. der franzöflfche Sag la recherche de la paternit6 est interdite in den heffifchen 
Provinzen Oberhefien und Startenburg. 

9) 3. 8. ift das preußifche Gefet liber den Eigenthumserwerb an Grundflüden in Olden- 
burg, Braunfchmweig, Coburg⸗Gotha, Sondershauſen und beiden Lippes angenommen ; das preu- 
Bifche Berggeſetz ift fogar im größten Theile Deutichlands eingeführt. 

10) Außerdem gelten in Thüringen und Anhalt das fächftfche Weichbild, die Eonftitntionen 
des Kurfürften Auguft von 1572 u. ſ. f. Roth, Privatredt I ©. 176. 
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2) Das Gebiet des bayrijchen Landrechts umfaßt die altbayriichen Stamm- 
Iande (Ober-, Niederbayern, Oberpfalz; und Neuburg) und Berchtesgaden. 
Rechtsquelle: der Codex Maximilianeus Bavaricus civilis von 1756. 

3) Das Gebiet des württembergifchen Landrechts umfaßt ganz Württemberg, 
und zwar mit Ausſchluß aller Ortsrechte, ſodaß in Württemberg (ebenjo wie 
in Sachſen und Baden) Nechtseinheit beiteht: Hauptquelle das württem- 
bergifche Landrecht von 1610. 

4) Das Gebiet des Solmfer Rechts umfaßt nicht bloß die früheren Solmfer 
Territorien, ſondern auch das Gebiet der Iſenburgs, die Grafſchaft Hanau, 
die den Stolbergs gehörige Grafſchaft Königjtein, Leiningenſche Gebiete, alſo 
große Theile der jeßigen heſſiſchen Provinzen Oberheſſen und Starkenburg, 
Theile von Kurbefien, Naffau und des Reg. Bezirks Coblenz. Hauptquelle: bie 
von dem Frankfurter Stabtichreiber Johann Ficharb verfaßte 1571 veröffentlichte 
Solmfer Gerichts. und Landesordnung. 

5) Das Gebiet des Mainzer Landrechts von 1755. Diejes Geſetz ift auf 
dem linken Rheinufer, namentlich in Mainz felbjt, durch das franzöfiiche Necht 
verbrängt. Sein Geltungsgebiet umfaßt jett nur noch den rechtörheiniichen 
Theil des vormaligen Kurfürftentfums Mainz!) (jept zu Heffen-Darmftadt, 
Naffau und Bayern gehörig) und die Stadt Weblar. 

6) Das Gebiet des fuldiſchen Rechts umfaßt pas alte fulder Land und 
dazu gehörige Lehen, jett zu Kurheſſen, Hefjen-Darmftadt und Unterfranken 
gehörig. Das fuldifche Hecht iſt zumeilt ungefchriebenes Gewohnheitsrecht. 

7) Das Gebiet der fränkifchen Yandgerichtsorbnung von 1618 umfaßt das 
vormalige Bisthbum Würzburg (jegt zu Unterfranken gehörig). 

8) Das Gebiet des dithmarſcher Landrechts von 1567 in Theilen Holfteine. 

9) Beſonders wichtig find auch einzelne Stadtrechtögebiete. Am bedeutend- 
jten iſt das Gebiet des lübiſchen Rechts: e8 umfaßt außer Xübed eine ganze 
Reihe Holjteinjcher, medlenburgicher und oldenburgicher Städte 1?). 


Drittes Capitel. 


Ilerafur des deutfhen Vripakrechts. 
8 17. 
Erjt im Anfange des vorigen Jahrhunderts bat das beutfche Privatrecht 
die zu feiner wifjenjchaftlichen Ausbildung nothiwendige Selbftändigleit auch in 





11) Aber nicht vollftändig. So ift 3. B. in den zu Kurhefien gehörigen Mainzer Gebiets- 
theilen (Frislar, Amöneburg) da8 Mainzer Recht abgeichafit. 

12) Außerdem, wie ſchon oben erwähnt, einen Theil des preußifchen Landrechtsgebiets, 
nämlich die meiften pommerfchen Städte. Bon andern Stadtrecdhten bat fi 3. B. das bre- 
mifche noch in der Stadt Oldenburg Geltung verſchafft. 
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der äußeren Form empfangen, indem es aufhörte, in einzelnen abgerifjenen 
Sätzen als Mobification des römischen RechtS im usus modernus Pandec- 
tarum !) aufgeführt zu werben. 

Zwar bat nun das deutſche Privatrecht feine eigene Literatur erhalten und 
ift namentlich in neuerer Zeit Gegenftand einer warmen und vielfeitigen Theil⸗ 
nahme geworben; aber es fehlt noch viel, daß man fagen könne, es fei bier 
diefelbe dogmatiſche Durchbildung gewonnen, wie für das römijche Recht. Frei⸗ 
lich ift nicht zu verlennen, daß die wiflenfchaftliche Arbeit auf dieſem Gebiete 
in unferer Zeit mit ungewöhnlichen Schwierigfeiten zu kämpfen bat. Sie liegen 
in der überreichen Gejeßprobuction der Gegenwart, durch welche eine völlige 
Umbilbung unjeres gefammten Nechtszuftandes ausgeführt wird. Erit dann, 
wenn diefe Bewegung, mit der fich feine frühere in der deutſchen Rechtsge⸗ 
ſchichte vergleichen läßt, zum Abſchluſſe gelangt ift, wird die Wilfenfchaft (aller- 
dings mit ganz anderen Grundlagen) wieder zu neuer voller Geltung gegenüber 
einer bloßen Geſetzeskunde gelangen ?). 

Die Lehr- und Handbücher des deutſchen Privatrechtd aus dem vorigen 
Sabrhunderte feit dem erjten von Georg Beyer (+ 1714) find zum Theil 
unwiſſenſchaftliche, ohne gefchichtlihen Sinn gefertigte Compilationen alter und 
neuer Stoffe ?), zum Theil geihmadlojfe Sammlungen f. g. praktiſcher Notizen 
und Materialien *), zum Theil ftofflofe und vefinitionenreiche Syſteme mit ficht- 
barem Einfluß des alten Naturrechts 5). Auch Runde bat fich von dieſem 
nicht frei erhalten, obfchon er zum erjten Male den reichen Stoff des deutſchen 
Privatrechtd in voller Ausdehnung zufammengefaßt und in einer feiner Zeit 
entiprechenden wiflenichaftlichen Weiſe dargeitellt bat ®). 

Das Verdienſt eines ausgezeichneten Fortſchritts in dieſer Wiſſenſchaft ge- 
bührt 8.3. Eihhorn, der durch feine treffliche deutjche Staats⸗ und Nechts- 


1) Hierher gehören die Schriften: J. Schilter, Praxis juris Romani in foro Germanico 
juxta ordinem pandectarum (auch unter dem Titel: Exercitationes ad pandectas) cum praefat. 
Ch. Thomasii 1733 folg. — Sam. Stryk, Usus modernus pandectarum, 1690 und öfter. — 
A. de Leyser, Meditationes ad pandectas, ed. 32. 1773. 12 Voll. 18. 1780. — J. H. Boehmer, 
Exercitationes ad pandectas. 6 Voll. 1745—1764. 

2) Vgl. Gerber's Geſammelte jurift. Abhandl., S. 23 fig. 

8) Dahin gehören: G. Beyer, Delineatio juris Germanieci cura Griebneri 1718. Cura 
Hoffmanni 1723. — Heineccii Element. jur. Germ. tum veteris tum hodierni. 2%. Tom, 
1736—87. — J. BR. Engsu, Elements jur. Germ. civilis veter. pariter ac hodierni. ed. 8. 
1748. — Eisenhart, Institutiones juris Germ. priv. ed. 8. 1775. — B. Schmid, Prineipia 
juris Germ. antiquissimi, antiqui, medii pariter ac hodierni. 1755. - 

4) Dabin gehört: I. ©. Eſtor, Bürgerliche Rechtsgelehrſamkeit der Deutfchen u. f. w. 
ausgefertigt von 3. A. Hoffmann. 1757—67. 3 Thle. 

5) Dahin gehört: J. G. Pütter, Elements jur. Germ. priv. hodierni. ed. 3. 1776. 
— J. H. Ch. de Selchow, Elementa jur. Germ. priv. hodierni. ed. 8. 1795. — Ch. A. Goede, 
Jus Germ. priv. 1806. — Teutſches Privatredht von Krüll, 1805. 2. Aufl. 1821. 

6) 3. Kr. Runde, Grundfäge des gemeinen deutfchen Privatrechts. 1791. 8. Aufl. von 
Chr. 2. Runde. 1829. Commentar dazu: W. A. F. Danz, Handbud des deutſchen Privat- 
rechts. 10 Bde. 1800—23. (Bd. 8 von Schott, Bd. 9 und 10 von Griefinger.) 
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geichichte eigentlich erft einen ficheren Boden gefchaffen und in feiner Einleitung 
in das deutiche Privatrecht ”) im Maß und in der Anordnung des Stoffe von 
wahrhaft wiffenichaftlichen Principien geleitet wurde. Zahlreiche Nachfolger ®) 
baben ſeitdem in verfchievener Richtung die Arbeit Eichhorn's weiterzuführen 
verfucht; Einige — vor allen Georg Bejeler und Otto Stobbe — indem fie 
ein reicheres Material aus ſehr verjchiedenartigen Quellen berbeijchafften — 
Andere, insbefondere der Verfaſſer dieſes Werts — indem fie den Stoff nad 
einer jtrengeren juriftiichen Methode bearbeiteten, noch Andere, indem fie fich 
bemübten, modernen Stimmungen durch Anktnüpfung an mittelalterliche Recht 
den erwünfchten gefchichtlichen Hintergrund zu bereiten ?). Auch hat es nicht 
an guten und fördernden Bearbeitungen einzelner Lehren gemangelt, welche 
bald al8 Monographien, bald als Heinere Abhandlungen erfchienen find ?9), 


7) K. Fr. Eichhorn, Einleitung in das beutfche Privatrecht. 5. Aufl. 1845. 

8) C. I. A. Mittermaier, Grundfäte des gemeinen deutſchen Privatrechts mit Einfchluß 
des Handels-, Wechſel- und Seerechts. 7. Aufl. 1847. 2 Bde. — G. Philipps, Grundfäge 
des gem. d. Priv.R. 3. Aufl. 2 Bde. 1846—47. — R. Maurenbrecher, Lehrbuch des gefanunten 
heutigen gem. beutfchen Privatredhts. 1884, 2 Bde. (2. Aufl, 1. Bd. 1840, 2. ®b. 1855.) 
— €. W. Wolff, Lehrbuch des gem. deutſchen Privatrechts. 1. Bd. 1848. — ©. Beleler, 
Syſtem de8 gem. deutichen Privatrechts. 3 Bde. 1847—1855. 4. Aufl. in zwei Abtheilungen. 
1885. — Hillebrand, Lehrbuch des heutigen gem. deutfchen Privatrecht. 1849. (2. Aufl. 1865.) 
— Renaud, Lehrb. des gem. beutichen Brivatr. 1. Bd. 1848. — Bluntfchli, Deutfches Privat- 
recht. 3. Aufl. bef. dur Dahn. 1864. — Walter, Syſtem des gem. deutfchen Privatrechts. 
1855. — Gengler, Das beutfche Privatrecht in feinen Grundzügen. 4. Aufl. 1891. — Stobbe, 
Handbud des beutichen Privatrecht. 1. bis 5. Bd. 1871—85. 3. Aufl. feit 1898. — Roth, 
Syſtem des bdeutfchen Privatrechts, feit 1880 3 Bde. (undollendet). — Heusler, Inftitutionen 
des deutjchen Privatrechte. 2 Bde. 1885 u. 86. — Franden, Lehrbuch des deutſchen Privat- 
recht8, feit 1889. — Werthvolle Erörterungen enthält Thöl’8 Einleitung in das deutfche Privat- 
recht, 1851, und das Werk: Die materielle Uebereinftimmung des römifchen und germaniichen 
Rechtöprineipe von F. v. Hahn. 1856, 

9) Grundriffe lieferten Weiße (1832. 2. Aufl.), Gareis (1877) und Franklin (2. Aufl. 
18823), Ausgezeichnet find die Arbeiten von Ortloff (Grundzüge eines Syſtems des beutichen 
Privatrehts mit Einfluß des Lehnrechts. 1828) und Kraut (Grundriß zu Vorleſungen des 
deut, den Privatrecht. 6. Aufl. von Frensdorf, 1886), Das Werk von Ortloff bat zum erften 
Male eine mit diplomatifcher Genauigkeit und großer Literatur- und Quellenkenntuiß aus⸗ 
geführte Grundlage geboten, deren Werth burch viele eingeflreute eigene Bemerkungen erhöht 
wird; das Wert von Kraut enthält eine vorzügliche Chreftomathie der Duellen (ein Heines 
deutfche® Corpus juris), Aehnliches bietet: Lörfch und Schröder, Urkunden zur Geſch. bes 
deutſch. R. I. Privatr. 2. Aufl. 1881. — Dahin gehört auch: Gengler, Lehrbuch des deutjchen 
Privatrechts (2 Bde. 1854—62), in welchem ein treffliche® Material mit großem Fleiße zu⸗ 
fammengeftellt ift. 

10) Solche auf das deutiche Hecht Bezug habende Ausführungen enthalten auch die für 
das Tegtere nicht ausſchließlich beftimmten Zeitfchriften, als die Zeitfchrift für gefchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft, die Zeitfchrift für Nechtsgefchichte (18611878), das Archiv für civiliftifche 
Braris, die Zeitfchrift für das geſammte Handelsrecht, die Jahrbücher filr die Dogmatik des 
heutigen römiſchen und beutfchen Rechts von Gerber und Ihering u. A., das Jahrbuch von 
Belter und Muther, Zeitſch. f. d. Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart, herausgeg. 
von Grünhut, Archiv f. bürgerliches Hecht, herausgeg. von Kohler, Ring und Oertmann u. a. m. 
Bloß für deutiches Recht beftimmte Zeitfchriften find: Eranien zum deutſchen Privatrecht, Tief. 1 
(von Dalmwigt herausg.), 1825, Lief. 2 u. 3 (von Fald), 1826 und 1828, die Zeitfchrift für 
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Ganz beſonders wünfchenswerth bleibt aber eine wiffenfchaftliche Behand- 
lung der Particularrechte 11). Nur dadurch können der Wiffenfchaft des deutſchen 
Privatrechts neue Rebenselemente zugeführt und die Grundlagen weiteren Fort- 
ſchritts gefchaffen werden. Es find aber damit nicht bloß Die an fich ſchätzbaren 
Stoffiammlungen gemeint, welche in neuerer Zeit häufiger und vorzüglicher 
angelegt worden find, ſondern vollftändige, nach wiſſenſchaftlichen Grundfägen 
geleitete Ausführungen alles in einem Einzelftante geltenden Rechts nach dem 
trefflihen Mufter der von Wächter für Württemberg gelieferten Arbeit. 


— — 


beutfche® Recht und deutſche Rechtswiſſenſchaft, herausg. von A. L. Reyſcher, W. E. Wilda n. A. 
jeit 1839, mit dem 20. Bande gefchlofien, Zeitichrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeſchichte, 
germaniftifche Abth., feit 1880. Die verfchiedenen germaniftifchen Unterfuchungen bes Berfafiers 
dieſes Buchs find enthalten in Gerber's Gefammelten juriftiichen Abhandlungen (1872). 

*11) Hervorzuheben find folgende Werte: 1) Kür Preußen Dernburg, 3 Bde., 5. Aufl. 
feit 1894. Eccius⸗Förſter, 4 Bde., 6. Aufl. feit 1892. Fiſcher, 1887. Bornemann, 2 Aufl. 
1842. Gommentar von Koh, 8. Aufl. 1883. Nehbein und Reinke, 5. Aufl. feit 1894. 
2) Für Bayern Roth, 8 Bde., 2. Aufl., 1881. 8) Für Württemberg Wächter, 2 Bde. (um- 
vollendet), feit 1839. Reyfcher, 3 Bde., 3. Aufl. 1846. Lang, Handbuch des im Königreich W. 
geltenden Sachenrechts, 2. Aufl. 1893. 4) Kür Sadien Grügmann, 2 Bde, 1887. Com⸗ 
mentar von Siebenhaar, 3 Bde., 2. Aufl. 1869. 5) Kür Hannover Gräfe, 3. Aufl. 1860. 
Rudorff, 1884. 6) Für Baden Behaghel, 3. Aufl. 1895. 7) Für Medienburg v. Kamp, 
2 Bde., 1824. Böhlau, 3 Bde. 1871. 8) Für Thüringen Heimbach, 1848. Insbefondere für 
Weimar Sachſe, 1824, Böller, 1855. Für Meiningen Unger, 2. Aufl. 1890. Für Gotha 
Drüdner, 1880. Für Altenburg Hefle, 1841. 9) Für Kurheſſen Roth und v. Meibom, 1858. 
10) Kür Naffau Bertram, 2. Aufl. 1878. 11) Für Scleswig-Holftein Fald, 5 Bde., 1825. 
Paulſen, 2. Aufl. 1842. 12) Kür Braunſchweig Steinader, 1848. 13) Für Hamburg 
Baumeifter, 2 Bde, 1856. Gries, 1837. 14) Kür Bremen Pofl, 4 Bde., 1866. 15) Kür 
Lübeck Mevius, Comment. ad j. lubecense, 1664. Stein, 5 Bde., 1738. Pauli, 3 Bde., 1887. 
16) Kür Frankfurt Bender, 1848. Orth, Anmerkungen 3. Frankf. Reformation, 1731. 
Souhay, Anmert, 3. Frankf. Ref., 1848. 17) Für Oefterreich Unger, 3 Bde., 4. Aufl. 1876. 
Pfaff und Hoffmann, 2 Bde., 1877. 18) Für die Schweiz E. Huber, 4 Bde., feit 1886, 
19) Für die Oftfeeprovinzen d. Bunge, 1864. Erbmann, 4 Bde., 1894, 





Srſter Theil. 


Die allgemeinen Grundlagen des 
Privaktrechtks. 


Erſtes Capitel. 
Don der Sntflefung des Rechls. 


Allgemeinzg. 
8 18. 


Die Lehre von der Entjtehung bes Nechts, welche im Wejentlichen in 
gleicher Weije aus den Zeugniffen des römifchen wie bes beutfchen Rechts ge- 
wonnen werben könnte, pflegt in den Pandektenſyſtemen und im Stantsrecht 
vollſtändig ausgeführt zu werben. Ihr fchließt fich das hier zu Erörternde an, 
indem es bie befonderen Beziehungen des deutſchen Rechts zu dieſer Lehre 
berüdfichtigt und zur Geltung bringt. Hiernach bedarf das Geſetzesrecht 
an diejer Stelle feiner beſonderen Beiprechung. 


L Gemohnheitsreht. 
8 19. 


Daß die bindende Kraft des Gewohnheitsrechts) auf der Anerkennung 
berube, welche der in tbatfächlicher Uebung offenbarten Nechtsüberzeugung des 

1) Gegen die in ihren Hauptgrundlagen richtige Theorie Puchta's (Gewohnheitsrecht, 2 Thle. 
1828 und 1837) ift nicht felten vom germaniftifchen Standpunkte aus Einfprud) erhoben worben ; 
jedodh ohne genügenden Grund. Biele der gemachten Einwendungen erklären fih daraus, daß 
fih die ältere deutfchrechtliche Literatur gegenüber den Fortichritten der romaniftifchen abichloß 
und manden Irrthum noch fefthielt, der in dem anderen Gebiete des Privatrecht8 längſt als 
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durch gemeinjame Sittlichleit verbundenen Volks gebührt, fei es des ge- 
jammten deutſchen Volks, oder eines Theil oder Kreijes desfelben ?), wird 
buch die Praxis und Gefchichte bes beutjchen Rechts ebenfo fehr beftätigt, 
als der andere Sat, daß dieſem Gemwohnheitsrechte eine gleiche Wirkſamkeit 
wie dem gejchriebenen Rechte zulomme. Neuere Gefegbücher haben aber immer 
wieder eine Beichränfung des Gewohnheitsrechts verjucht, in der Vorftellung, 
ihre mühjam geglätteten Wege möchten fonft durch Unkraut überwuchert werben. 

*So erklärt das preußiſche Landrecht alle Gewohnheiten für ungültig, aus- 
genommen biejenigen provinziellen oder örtlichen Gewohnheiten, die bereitS vor 
Erlaß des Landrechts in Kraft waren, es verbietet alfo, kurz gelagt, die Ent- 
jtehung neuen Gewohnheitsrechts, während das alte Gewohnbeitsrecht, ſelbſt 
wenn ed im Widerſpruch zu den landrechtlichen Regeln ſteht, aufrecht erhalten 
bleibt. Das Handelsgeſetzbuch läßt alte und auch neue Gewohnheiten zu, foweit 
ſie eine Lücke dieſes Geſetzbuchs ergänzen, nicht aber, foweit fie ihm wiber- 
iprehen. Die ſächſiſche Geſetzgebung endlich ſpricht dem Gewohnbeitsrecht, 
alten wie neuem, fogar die Kraft ab, Lüden des Geſetzbuchs zu ergänzen, 
Ihafft aljo das Gewohnheitsrecht ganz ab). Das NReichdgefegbuch *) ſchweigt 
über das Gemwohnbeitsrecht ganz, ftellt mithin die Entſcheidung über die Wirk- 
jamfeit des Gewohnheitsrecht3 der Wiljenjchaft anheim: die Entſcheidung wird 
zu Gunſten der Gleichberechtigung von Gewohnbeitsrecht und gefegtem Recht 


jelder erfannt war. So fagt man, 1) das Gewohnheitsrecht folle auf der Autonomie der 
Privaten beruhen (Reyicher, Württemb. Privatr. 8 65); 2) feine Geltung liege in der Uebung 
und Gemohnheit (Befeler, Volksrecht und Juriftenrecht, 1843, ©. 77. 81); nur die8 muß 
eingeräumt werden, daß die Gewohnheit allerdings die alleinige Manifeftationsform des 
Gewohnheitsrechts ift, da nur aus diefem ftillen, thatfächlichen Ueben die Erfenntniß einer 
wahren im Gegenſatz zu einer „gemachten Rechtsüberzeugung hervorgeht. Der probuctive 
Factor dagegen ift die Gewohnheit nicht. 3) Theilweiſe gehört hierher, was Walter, Deutſch. 
Pr.⸗R. 8 24, 1 räfonnirt, indem er meint, die Theorie Puchta’8 verleugne für die Lehre von 
der Entftehung des G.⸗Rechts das fittlihe Moment; 4) Berwechielung des Gewohnheitsrechts 
mit dem jog. Herkommen, worunter nur eine einzelne, durch Zeitdauer (umvordenkliche Zeit, 
Verjährung) entftandene Befugniß (3. B. die Zehntberechtigung) oder Gerechtfame verftauden 
werden jollte, bei welcher zwar ebenfalls eine Gewohnheit, aber in ganz anderer Bedeutung 
vorfommt (Weiske, Pralt. Ausführungen, 2 Heft, 1846, ©. 22), Ueber die verfchiedenen mög- 
lien Bebeutungen des unklaren Worted Herlommen I. Puchta, Gewohnheitsrecht, LI 
©. 114 fig. und Borlefungen üb. d. heut. Pr.-R., Bd. ı ©. 26. Ueber Herlommen und 
Objervanz bei Stiftungen, als Forfegung des Stiftungswillens |. Gerber un Archiv f. civ. Pr., 
Bd. 37 ©. 57. Neuere Unterfuhungen von Zitelmann, Arch. f. civ. Pr., Bd. 66 ©. 328 (1888) 
und G. Rümelin in Ihering’8 Jahrb. 27 ©. 1583 (1889), 

2) Hiermit fol die nad dem gegenwärtigen Standpunkt der Lehre über das Gewohnheits- 
recht wohl als filr immer bejeitigt erjcheinende Frage beantwortet werden, ob es gemeine deutjche 
Gewohnheitsrechte gebe und folche noch jetzt entftehen könnten. Beides iſt von Hufeland, Bei⸗ 
träge zur Berichtigung — d. pofit. Rechtsw. (1792) St. ı N. ı verneint worden; ebenfo 
von Stobbe I 8 23; fiehe oben ©. 8°, 

8) PBublicationspatent zum Pr. LH, 55 3, 4, 7, Sächſ. GB. 28, HOB., Art. 1. 

4) Der Entwurf erfter Leſung wollte nad) Art des ſächſiſchen Geſetzbuchs das Gewohn⸗ 
heitsrecht ganz abichaffen. Bei der zweiten Leſung des Reichsgeſetzbuchs ift aber dieſe Beftim- 
mung geftrichen. 


30 Bon der Entſtehung des echte, 


ausfallen müllen, ſodaß das Gewohnheitsrecht das gejegte Recht abzuändern 
und aufzubeben die Macht bat, denn bie Gleichitellung von Gewohnheitsrecht 
und gejegtem Recht ergiebt ſich aus der Natur der Sache und aus ver Ge- 
ſchichte des Rechts 5). 


5) Abweichend u. A. Laband, Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. 1 ©. 580: Das Gefet fei 
„eine Bethätigung der ftaatlichen Herrſchaſt, der gegenüber die nichtorganifirte Rechtögemeinfchaft 
nicht befugt ift, im Wege ber Gewohnheit einen entgegengejeten Willen zur rechtlichen Anertennung 
zu bringen; giebt es dem Staate gegenüber lein Recht auf Ungehorfam, fo kann es auch fein 
Recht auf gemohnheitSmäßigen Ungehorfam geben’. Dementgegen meine ich, daß ein Geſetzgeber 
nicht jo eigenfinnig zu fein braucht, feinen Willen unter allen Umftänden durchzufegen, fondern 
baß er, ohne feiner Hoheit etwas zu vergeben, ſehr mohl vor einer entgegenftehenden Gewohn⸗ 
heit die Waffen ftreden faun; der Ungehorjam hört alsdann, fobald er zur Gewohnheit wird, 
einfach anf, Ungehorfam zu fein, weil der Geſetzgeber nunmehr auf jein durch Ungehorfam ge= 
ſchwächtes Gebot ſtillſchweigend Verzicht leiftet und, um Laband’8 Worte zu branchen, der „nicht 
organifirten Rechtsgemeinſchaft“ ein „Recht auf gemohnheitsmäßigen Ungehorſam“ thatjächlich 
bewilligt. Das klingt vielleicht parador, ift ed aber nicht: der gewohnheitsmäßige Ungehorfam 
ift ja nicht, wie Laband anzudeuten fcheint, eine beſonders ſchlimme Art des gewöhnlichen Un- 
gehorfams, jondern er Hat, bevor er zur Gewohnheit wurbe, gleihjam eine Feuerprobe beftanden 
und hat fi im diefer Feuerprobe bewährt. Mag doc) die „Bethätigung der ftaatlichen Herr⸗ 
ſchaft“ fich gegenüber dem Ungehorjam der „unorganifirten Rechtsgemeinſchaft“ etwas beeilen, 
mag der Staat einjchreiten, ehe der Ungehorjam zur Gewohnheit geworden ift; hat der Staat 
die richtige Zeit verpaßt, fo hat er damit den Ungehorſam als berechtigt anerlannt. Man wird 
zugeben müfjen, daß diefe Ausführung nicht auf naturrechtlicden Phantasmen beruht, jondern 
ganz jchlicht und realiftifch die Auffaſſung wiedergiebt, welche pofitiv das römifche, das mittel» 
alterlidye beutiche und das Beutige gemeine Recht beherricht. Ich nehme an, dab das RGB. 
indem e8 von dem Gewohnheitsrecht abfichtlicy ſchweigt, der gleichen Auffaſſung beitritt. — Nun 
ift es freiluh, wie die oben aufgeführten neuen Geſetze beweifen, möglich, daß ein Gejetsgeber 
den gewohnheitsmäßigen Ungehorfam jchlechthin befämpfen zu müfjen meint, ſei es daß er von 
ber Unfehlbarkeit jeiner Anfichten durchdrungen ift, fei es daß er zwar feine Fehlbarkeit einfieht, 
aber ſelbſt jeıne falfcheften Anfichten gegenüber der „unorganifirten Rechtögemeinfchaft” nicht 
preißzugeben gedentt, weil er jonft an Autorität zu verlieren fürchtet; und möglich iſt es auch, 
daß das RGB. ſich diefer legteren Auffafjung angeichloffen Hat, daß es aljo, indem es vom 
Gewohnheitsrecht jcyweigt, es todtichweigen wıll. Alsdann ift die Fortdauer eines alten und bie 
entftehung eines neuen Gewohnheitsrechts natürlich fehr erſchwert; ja es ift denkbar, daß der 
Staat, indem er gegen jeden Verſuch gewohnheitsrechtlicher Judicatur bei Zeiten einfchreitet, das 
Gewohnheitsrecht völlig vernichtet (Zitelmann, Archiv f. civ. Praris, Bd. 68 ©. 466). Aber 
es ift ebenjo möglich, daß die Duelle des Gewohnheitsrechts kräftig weiter ſprudelt troß des 
gejeglichen Verbotes. Welche diefer Möglichkeiten zur Wirkiichleit wird, ift feine Rechts⸗, ſondern 
eine Thatfrage. Wird doch die „Duelle des Recht? nicht durch das Recht oder durd) das 
Geſetz erzeugt. Sie liegt jenfjeit8 von Recht und Geſetz in dem Gebiet der nadten unjuriftiichen 
Thatjachen. Alſo kann auch Recht und Geſetz nicht eine der Duellen fchließen. So wenig ein 
Geſetz den Erlaß widerjprechender Gefege im Voraus für alle Zukunft verbieten kann, jo wenig 
kann ein Gejeg die Entftehung eines widerſprechenden Gewohnheitsrechts im Voraus unterjagen. 
Denn es könnte ſich leicht herausftellen, daß ein neues widerjprechende® Gefeg oder ein neues 
widerfprechende® Gewohnheitsrecht trotz des Verbots thatfädhlich zur Geltung kommt, und dann 
zeigt fich eben, daß das geſetzgeberiſche Verbot nichts war, als eine leere Declamation. — Nur 
in der gleichen Art ift auch die Frage zus entjcheiden, ob gegenüber den Reichsgeſetzen abmeichende 
particuläre Gewohnheiten entftehen fünnen. Sicher will der deutjche Geſetzgeber dieſe Frage 
verneinen. Aber was hilft die „Nein“, wenn feine Geſetze thatjächlich mit überwältigender 
Kraft von der Fluth partieulären Rechts fortgeſchwemmt werden ? Man wende nicht ein, daß 
da8 offenbar eine Revolution, ein Stüd Hocverrath, alfo jchlechterdings kein „Recht“, jondern 
ichnödes „Unrecht“ fein würde. Denn wir fprechen bier von der Duelle des „Rechts“, und ic) 
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Ueber die Erfenntnißquellen des Oewohnheitsrechts läßt fich aus ben 
Quellen des deutichen Rechts feine dem römischen Rechte gegenüber ſelbſtändige 
Theorie aufftellen; indeffen verdienen einzelne derfelben bier hervorgehoben zu 
werden, indem ihr Gebrauch im deutſchen Rechtsleben von bejonderer Wichtig- 
feit ijt ©). Dies iſt der Tall mit den bie Exiſtenz eines Gewohnheitsrechts 
unmittelbar bezeugenden Urtheilen und Erklärungen ver Gerichte, an die Weis- 
thümer und die eidlihe Kundſchaft ver Schöffen erinnernd, fowie mit den auf 
uriprünglicder Anichauung beruhenden Zeugniffen Sachverftändiger, beionders 
der gewerblichen Verbindungen”). Auch die Rechtsſprüchwörter, welde 
im Munde des Volks leben und in Deutichland in großer Dlannigfaltigfeit 
vorhanden find, gehören Hierher, ihre Anwendung darf aber nur mit großer 
Borficht geſchehen, da fie oft vielveutig und nichtsfagend, oft, nachdem fie ihre 
eigentliche Bedeutung verloren, irrtbümlich im Gebrauche geblieben und auf 
ganz frembartige rechtliche Beziehungen übertragen worden find 8); oft wollen 
fie gar fein Recht, fondern nur eine Sitte ausiprechen, was um jo mehr zu 
beachten ift, als in Deutfchland felbft jegt noch Beides jo häufig in unklarer 
Verbindung jtebt. 

* Sewohnheitsrechte, welche dem Gerichte befannt find, bevürfen eines Be⸗ 
weifes feitens ber Parteien nicht. Kommt dagegen ein dem Gerichte nicht 
belanntes Gewohnheitsrecht in Trage, fo kann das Gericht den Nachweis des 


babe ichon oben bemerkt, daß die Duelle des Rechts als folche jenſeits des Rechts liegt, daß 
aljo diefe Duelle ſelber weder recht noch unrecht, fondern nur „indifferent” fein kann. Für die 
Ebenbürtigkeit von Gefeg und Gewohnheitsrecht find in neuerer Zeit eingetreten u. A. Eijele, 
Archiv f. civ. Praxis, 69 S. 289 (1886); &ierfe, Entwurf, S. 122; fiehe auch Binding, 
Handb. des Strafrehts I S. 199. Dagegen 3. B. ©. Rümelin in Ihering’8 Jahrb. f. Dog⸗ 
matik 27 ©. 225, 244. — Gerber gab Über die Frage nur folgende kurze Anmerkung: ‚Die 
Beſchränkung des Gewohnheitsrechts habe da ihre Berechtigung, wo es ſich darum handelt, einem 
neuen gemeinrechtlichen Gefetze bei feiner Einführung gegen die Fortdauer particulärer Uebungen 
Sicherheit zu verjchaffen. Der früheren Ueberfhätung des Gemohnheitsrecht$ ſeitens der Bifto- 
riihen Schule ift in der neueften Literatur der Umſchlag einer Ueberſchätzung des Geſetzesrechts 
gefolgt. Es Handelt fid) dabei um Gegenjäge innerlichfter Natur: die Anſchauung, welche den 
größten Werth auf den Zufammenhang der Entmwidelung des Privatrechts mit den ſtill wirken⸗ 
den Kräften ber Bolksfittlichkeit legt, und die Anfchauung, welche in der bemußten und über- 
legten That ber Gefegeber die befte Wahrung aller Borausjegungen gelungener Rechts⸗ 
production findet.“ 

6) In der That beruht das deutſche Recht zum größten Theile auf Gewohnheitsrecht. 
Nahdem fich aber die Rechtswiſſenſchaft dieſes Stoffes ſchon längft bemächtigt hat, fo it für 
viele Inftitute die nächfte Erkenntnißquelle das Zeugniß der juriftifchen Literatur geworden. 

7) Bgl. die Coutinuatio des Reichsabſchiedes punct. commerciorum betreffend vom Febr. 
1671. ©. bejonder8 Puchta, Gemwohnheitsrecht, Bd. 2 ©. 120—146. — Uebrigens darf mar 
bloße |. g. Gebräuche i. e. ©, (3. B. Handelsgebräuche) nicht mit Gewohnheitsrecht ver- 
wechſeln; jene find nicht Rechtsfäge, ſondern thatſächliche Uebungen, deren Regel als vermutheter 
Inhalt des Parteiwillens bei gewiffen Rechtsgeſchäften zu gelten hat, folange nicht ein anderer 
Juhalt ale wirklicher Wille bewiefen wird. 

8) I. F. Eifenhart, Grundſätze der deutſchen Rechte in Sprüchwörtern mit Anmerkungen 
erläutert. 1757. N. Ausg. v. 2. E. Otto. 1828. Hillebrand, Deutfche Rechtsfprüchwörter. 
1858. Deuifche Rechtsſprüchwörter — gefammelt und erflärt von Graf und Dietherr. 1864. 
Pudta a. a. O. 148 u. f. 
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Gewohnheitsrechts von der dabei intereflirten Partei verlangen, kann aber auch 
nad feinem Exrmefjen den Beweis über das Vorhandenſein des Gewohnheits- 
recht von Amts wegen erheben ?),. 


2. Autonomie? 
8 20. 

Die bisherige Xehre war folgende. Es gebe in Deutichland privatredht- 
lihe Rechtsſätze, welche nicht in der geſetzgebenden Gewalt ober in ber 
tbatfächlich geübten Nechtsüberzeugung des Volks, fondern in der gewillfürten 
Beſtimmung Einzelner ihren Grund hätten. Dies fei das aus der Autonomie 
entipringende Recht, d. b. der gewiljen Perfonen zukommenden Befugniß, für 
bie ihrer Wirkſamkeit unterworfenen Verhältniffe Beftimmungen mit der Kraft 
von Rechtsſätzen zu ertheilen, welche auch für Dritte verbindlich ſeien. Dieſe 
Befugniß babe heutzutage: 1) per hohe Adel und die ebemals reichs— 
unmittelbare Ritterſchaft. Don dieſen Berechtigten werde die Auto- 
nomie in den mannigfachiten Kormen ausgeübt, in Samilienverträgen, Teftamenten, 
Hausgefegen, auch in der Form bloß gewohnbeitlicher Uebung, Objervanz. Sie 
eritrede fich auf die Succelfion, die Bormundichaft, die perfünlichen Berhält- 
niffe der Tamiliengliever und auf das Vermögen. Ihre Grenze liege in dem 
Ausichluffe jeder Dispofitton über ſtaatsrechtliche Verhältniffe und über Rechte 
Dritter. 2) Die Stadt- und Dorfgemeinden, obſchon bie ehemals 
diefen Corporationen zuftehende Befugniß, wirkliche Geſetze zu ertheilen, jetzt 
nur unter Vorausfegung der Beitätigung durch die gefetßgebende Gewalt aus- 
geübt werden könne. Manche fchreiben auh Privatcorporationen und 
fonftigen Genoſſenſchaften diefe Autonomie zu. 3) Gerichtshöfe und Behörden 
übten noch heutzutage ein theil8 in ausbrüdlichen Beſchlüſſen, theils in Obter- 
vanzen fich ausjprechendes Recht der Autonomie für die Feſtſtellung der äußeren 
Geſchäftsformen aus). j 

Diefe Lehre ift nicht haltbar?). Es giebt heutzutage feine Autonomie der 





9) CPO. 8 265. 
1) In voller wiſſenſchaftlicher Beſtimmtheit ift dieje Lehre erft von Puchta, Gewohnheits⸗ 
recht II S. 106 fig., ausgeführt worden. Denn wenn aud fchon früher den Verfügungen, 
von benen bier die Rede ift, häufig die Bezeichnung als „Sefege' erteilt wurde, fo weiß man, 
daß die Unterjheidung einer Norm des Recht sſatzes und einer Norm des Rechtsge— 
jhäftes von der älteren Jurisprudenz überhaupt nicht mit wirklicher Schärfe gemacht wurde. 
2) Die Begründung ber folgenden Darftellung fiehe bei Gerber, Ueber den Begriff der 
Autonomie, im Ardiv für civil. Praxis, Bd. 37 ©. 35 fig. (1854). Gegen diefe Anficht: Maurer, 
Kritiſche Ueberſchau der deutjchen Geſetzg. und Rechtswiſſenſch, Bd. 2 S. 129 fl. Zöpfl, Staate- 
recht, 4. Aufl., $S 313 fig. Jolly, Kritifche Ueberſchau, Bd. 6 ©, 330 fig, Hermann, De auto- 
nomia jur. Germ. fonte. 1859. Stobbe, Privatredht 88 19 flo. Dagegen wieder Gerber in 
ſ. u. Ihering's Jahrb., S. 36 fl. — Ein jehr häufiges Mißverſtändniß ift dieß, al8 wenn durch 
meine Lehre den Rechten der Standbesherren und der Gemeinden ein wejentliher materieller 
Abbruch gethan werde, während e8 ſich in der Hauptſache doch nur um eine Berfchiedenheit 
der rechtlichen Formulirung einer Verfügungsgewalt bandelt, welcher, mag man fie als 
beichränttes Geſetzgebungsrecht oder als eine eigenthiimliche rechtsgeſchäftliche VBerfügungs- 
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gedachten Perſonen und Genofjenfchaften in der Bedeutung einer Erzeugung 
privatrechtlicher Nechtsfäte. Denn was 1) die angebliche Autonomie des Adels 
betrifft, jo bejteht fie im heutigen Rechte lediglich in der Befugniß dieſes 
Standes, feine eigenthümlichen Interefjen durch Anwendung von Inftituten 
zu befriedigen, welche das deutſche Recht für fie jpectell geichaffen Bat — 
Tamilienfiveicommiffe mit oder ohne Individualiucceffion, Stammgüter, Erb- 
verbrüderumgen, Bamilienftiftungen neben allen jenen vielfachen Nebenbeftim- 
mungen, zu deren Aufnahme dieſe Inititute fähig find. Es handelt ſich alfo 
nicht um eine Begründung von Rechtsſätzen, jondern von Rechts verhält⸗ 
niffen. Zu jener Vorftellung gab Beranlafjung einmal der Umjtand, daß 
man jeit der NReception des römiſchen Rechts ein abgejchloffenes Syſtem des 
bürgerlichen Rechts bildete, in welchem jene aus freier und urfprünglicher That 
eines bejonderen Standes entwidelten Inftitute feinen Platz fanden ®), die man 
nun, da fie einmal nicht mehr verdrängt werben konnten, in ihrem rechtlichen 
Beftande durch Annahme einer ausnahmsweiſen angeblichen Gejeßgebungsgewalt 
des beutfchen Reichsadels) rechtfertigte; ſodann der weitere Umftand, daß 


gemalt auffaffen, im Ganzen ziemlich diefelbe praktifche Wirkung beigemeffen werden muß. 
Einen befonderen Antheil an der Oppofition bat aud) die Romantif, mit der fi Einzelne das 
„hochadelige Haus” als die Duelle einer „organifchen” Hansgeſetzgebung ausmalen, und bie 
Illuſion Mancher über den „genoſſenſchaftlichen Charakter“ der flandesherrlihen Familien, 
welche freilich vor einer wirklichen Kenntniß der thatfächlichen Verhältniffe in Bergangenheit 
und Gegenwart größtentheils verfchiwinden würde. Dies gilt bejonders von Gierke, Das 
deutihe Genoffenfchaftsrecht, 1. Bd. 1868, ©. 419 fig. — Eine neue, auf felbftändigem 
Denten beruhende Erörterung über diefen Gegenftand giebt Böhlau, Medlenb. Landrecht I $ 57. 
Bezüglich der f. g. Autonomie der Gemeinden nnd Corporationen ſtimmt er mit mir überein. 
Ber. des hohen Adels ftatuirt Böhlau nicht ein Recht der Privatrechtsgeſetzgebung, ſondern 
einer Art „organiſcher“ Rechtsoffenbarung (2). Unridtig ift e8, wenn Böhlau S. 354 a. €, 
meine Ausführungen eine „Anwendung von Bemerkungen Ihering’s nennt. 

8) Ein höchſt interefiante® Zeugniß eines ſcharfen Beobachters aus der Zeit, da der Proceß 
biefer theoretifchen Entwidelung begonnen batte, ift das von Zaſins, welcher fich (respons. sing. 
L., 2 Cap. 7) über Erjcheinungen der angegebenen Art — freie deutfche Rechtshandlungen ohne 
Anlehnung an ein fchon fertiged Inſtitut — fo ausbrüdt: in ordinationibus successoriis, quibus 
tota Germania est referta, hoc videre licet: hae enim nec sunt testamentum, nec codicillus, 
nec donatio propter nuptias, nec plane pactum, sed est voluntas in genere. 

4) So z. B. Knipschild, De fideicom. VI, 46. Dabei mußte natürlich der Umftand, 
daß die bedeutendften Mitglieder diefes Standes zugleih Tandesherren waren, zur Be- 
feftigung jener Vorftellung beitragen. Und doch wurde felbft zur Reichszeit die Conſequenz 
einer folden Anſchauung weder von der Neichöregierung noch von den Reichdgerichten voll- 
ftändig anerfaunt. So murde 3. B. ein zur Taiferlichen Beſtätigung eingereichtes Statut, in 
welchem eine zu firenge Anordnung des Ebenbürtigkeitsprinzips enthalten war, immer zurld- 
gewieſen. Wie unrichtig die oft gehörte Meinung ift, daß zur Zeit des Reichs eine gefetigebende 
Autonomie des hohen Adeld im vollen Sinne des Worteß beftanden babe, ergiebt fich aus ber 
Thatſache, daß fich die Dispofitionen dieſes Standes fogar gefallen laſſen mußten, nad dem 
privatrechtlichen Mafftabe des römischen Rechts beurtheilt zu werden. Bei manden Schrift- 
ftellern ift dentlih zu beobadhten, daß fie auß der modernen mit bem Begriffe Autonomie ver- 
bundenen Borftelung zurüd argumentiren. — Gegen die Behauptung, daß der hohe Adel fich 
will kürlich die Mundigkeitstermine habe beftimmen können, j. Gerber’8 Gefammelte jur. Abh., 
S. 55 Anm. ®), 

17. Aufl. 3 
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Gewohnheitsrechts von der dabei interejlirten Partei verlangen, kann aber auch 
nach feinem Ermeſſen den Beweis über das Vorbandenfein des Gewohnheits- 
rechts von Amts wegen erheben ?). 


2. Autonomie? 
8 20. 

Die bisherige Lehre war folgende. Es gebe in Deutichland privatrecht- 
liche Rechtsſätze, welche nicht in der gefeßgebenden Gewalt ober in ber 
thatfächlich geübten Nechtsüberzeugung des Volks, ſondern in ber gewillfürten 
Beftimmung Einzelner ihren Grund hätten. Dies ſei da8 aus der Autonomie 
entipringenve Recht, d. 5. der gewiſſen Perfonen zukommenden Befugniß, für 
die ihrer Wirkſamkeit unterworfenen Verhältniffe Beftimmungen mit der Kraft 
von NRechtsjägen zu ertbeilen, welche auch für Dritte verbindlich feiern. Dieſe 
Befugniß babe heutzutage: 1) der hohe Adel und die ehemals reichs— 
unmittelbare Ritterſchaft. Von biefen Berechtigten werde die Auto- 
nomie in den mannigfachiten Formen ausgeübt, in Bamilienverträgen, Tejtamenten, 
Hausgefegen, auch in der Form bloß gewohnbeitlicher Uebung, Obfervanz. Sie 
eritrede fich auf die Succeffion, die Vormundfchaft, die perjönlichen Berbält- 
niffe der Tamiliengliever und auf das Vermögen. Ihre Grenze liege in dem 
Ausichluffe jeder Dispofition über ftantsrechtliche Verhältniffe und über Rechte 
Dritter. 2) Die Stadt- und Dorfgemeinden, obſchon die ehemals 
diefen Gorporationen zujtehende Befugniß, wirkliche Geſetze zu ertheilen, jeßt 
nur unter Vorausſetzung der Beitätigung durch die gejetgebende Gewalt aus— 
geübt werben könne. Manche fchreiben auh Privatcorporationen und 
fonftigen Genofjenichaften diefe Autonomie zu. 3) Gerichtshöfe und Behörden 
übten noch heutzutage ein theil® in ausprüdlichen Beichlüffen, theils in Obier- 
vanzen fich ausiprechendes Recht der Autonomie für die Feſtſtellung der äußeren 
Gefhäftsformen aus !). j 

Diefe Lehre ift nicht haltbar?). Es giebt heutzutage feine Autonomie ber 


9) CPO. 8 265. 

1) In voller wifjenfchaftlicher Beftimmtheit ift diefe Lehre erft von Puchta, Gewohnheits⸗ 
recht II S. 106 fig., ausgeführt worden. Denn wenn auch fchon früher den Verfügungen, 
von denen bier die Rede ift, häufig die Bezeichnung als „Geſetze“ extheilt wurde, jo weiß man, 
daß die Unterfheidung einer Norm des Recht sſatze und einer Norm des Rechtsge— 
ſchäftes von der Älteren Iurisprudenz überhaupt nicht mit wirklicher Schärfe gemacht wurde. 

2) Die Begründung der folgenden Darftellung fiehe bei Gerber, Weber den Begriff der 
Autonomie, im Archiv für civil. Praxis, Bd. 37 ©. 35 fig. (1854). Gegen dieje Anficht: Maurer, 
Kritifche Ueberichau der deutfchen Geſetzg. und Rechtswiſſenſch, Bd. 2 S. 129 fl. Zöpfl, Staate- 
recht, 4. Aufl., 8 318 fig. Jolly, Kritifche Ueberſchau, Bd. 6 ©. 330 fig. Hermann, De auto- 
nomia jur. Germ. fonte. 1859. Stobbe, Privatrecht 88 19 flg. Dagegen wieder Gerber in 
ſ. u. Ihering’s Jahrb., ©. 36 fl. — Ein jehr häufiges Mifverftändniß ift dieß, als wenn durch 
meine Lehre den Rechten der Standeßherren und ber Gemeinden ein mwejentliher materieller 
Abbruch gethan werde, während e8 fi in der Hauptſache dod nur um eine Verſchiedenheit 
der rechtlichen Kormulirung einer Verfügungsgemwalt handelt, weldher, mag man fie al® 
beichränttes Geſetzgebungsrecht oder als eine eigenthlimliche rechtsgeſchäftliche Werfligungs- 
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gebachten Berfonen und Genofjenjchaften in der Bedeutung einer Erzeugung 
privatrechtlicher Nechtsfäte. Denn was 1) die angebliche Autonomie des Adels 
betrifft, jo befteht fie im heutigen Rechte lediglich in der Befugniß dieſes 
Standes, feine eigenthümlichen Interefien durh Anwendung von Inftituten 
zu befriedigen, welche das deutſche Recht für fie fpectell gefchaffen bat — 
Tamilienfiveicommifje mit oder ohne Inbivibualjucceffion, Stammgüter, Erb⸗ 
verbrüderungen, Bamilienftiftungen neben allen jenen vielfachen Nebenbeftim- 
mungen, zu deren Aufnahme dieje Injtitute fähig find. Es handelt fich alfo 
nicht um eine Begründung von Rechtsſätzen, fondern von NRedhtsverhält- 
niſſen. Zu jener Vorftellung gab Veranlaſſung einmal ber Umftand, daß 
man feit der Neception des römiſchen Rechts ein abgefchloffenes Syſtem des 
bürgerlichen Rechts bildete, in welchem jene aus freier und urjprünglicher That 
eines befonderen Standes entwidelten Inftitute keinen Plat fanden ®), die man 
nun, da fie einmal nicht mehr verprängt werben konnten, in ihrem rechtlichen 
Beitande dur Annahme einer ausnahmsweiſen angeblichen Gejeßgebungsgewalt 
des deutſchen Reichsadels 4) rechtfertigte; ſodann der weitere Umſtand, daß 


gemalt auffafien, im Ganzen ziemlich diefelbe praltifhe Wirkung beigemefjen werden muß. 
Einen befonderen Antheil an der Oppofition hat aud) die Romantik, mit der ſich Einzelne das 
„‚bochadelige Haus” als bie Duelle einer „organiſchen“ Hausgefegebung ausmalen, und bie 
Illuſion Mancher über den „genofienichaftlihen Charakter” der ftandesherrlihen Familien, 
welche freilich vor einer wirklichen Kenntniß der thatſächlichen Verhältniſſe in Vergangenheit 
and Gegenwart größtentheild verfchiwinden würde. Dies gilt befonders von Gierle, Das 
beutihe Genofienjchaftsrecht, 1. Bd. 1868, ©. 419 fig. — Cine nene, auf fjelbftändigem 
Denten berubende Erörterung über diefen Gegenftand giebt Böhlau, Mecklenb. Landrecht I $ 57. 
Bezüglich der f. g. Autonomie der Gemeinden und Corporationen fiimmt er mit mir überein. 
Bez. des hohen Adels ftatuirt Böhlau nicht ein Recht der Privatrehtsgefetgebung, fondern 
einer Art „organiſcher“ Rechtsoffenbarung (7). Unrictig ift e8, wenn Böhlau ©. 854 a. ©. 
meine Ausführungen eine „Anmendung” von Bemerkungen Ihering’® nennt. 

3) Ein böchft interefiante® Zeugniß eines fcharfen Beobachters aus der Zeit, da ber Proceß 
biefer theoretiichen Entmwidelung begonnen Batte, ift das von Zaſius, welcher ſich (respons. sing. 
L., 2 Cap. 7) über Erſcheinungen der angegebenen Art — freie deutſche Rechtshandlungen ohne 
Anlehnung an ein fchon fertiges Inftitut — fo ausdrüdt: in ordinationibus successoriis, quibus 
tota Germania est referta, hoc videre licet: hae enim nec sunt testamentum, nec codicillus, 
nec donatio propter nuptias, nec plane pactum, sed est voluntas in genere. 

4) So z. B. Knipschild, De fideicom. VI, 46. Dabei mußte natürlich der Umftand, 
daß die bedeutendſten Dlitglieder dieſes Standes zugleih Randesherren waren, zur VBe- 
feftigung jener orftellung beitragen. Und doch wurde felbft zur Reichszeit die Confequenz 
einer ſolchen Anſchauung weder von der Neichsregierung noch von den Reichsgerichten voll- 
ſtändig anerfaunt. So wurde 3. B. ein zur faiferlihen Beftätigung eingereichtes Statut, in 
welchem eine zu firenge Anordnung des Ebenbürtigleitsprinzips enthalten war, immer zurüd- 
gewieſen. Wie unrichtig die oft gehörte Meinung ift, daß zur Zeit des Reichs eine gefetsgebende 
Autonomie des hohen Adels im vollen Sinne de8 Worte beftanden habe, ergiebt fich aus der 
Thatſache, daß ſich die Dißpofitionen dieſes Standes fogar gefallen laffen mußten, nad) dem 
privatredhtlihen Maßſtabe des römifchen Rechts beurtheilt zu werden. Bei manchen Schrift- 
- ftellern ift deutlich zu beobachten, daß fie aus der modernen mit dem Begriffe Autonomie ver⸗ 
bundenen Borftelung zurüd argumentiren. — Gegen die Behauptung, daß der hohe Adel ſich 
willfürlih die Münbigkeitöternine babe beftimmen können, |. Gerber’8 Gefammelte jur. Abh., 
S. 55 Anm. ®). 

17, Aıfl. 3 
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dieſe Verfügungen wegen ihrer Wirkſamkeit auf eine unbeftimmte Zukunft und 
auf nicht individuell bejtimmbare zufünftig entftehende Subjelte eine gewifie 
Achnlichkeit mit Geſetzen Hatten). Nachdem aber das heutige Syitem des 
deutſchen PBrivatrechtd jene Inftitute mit eben dieſer Eigenthümlichleit in fich 
aufgenommen und bas in ihnen ausgefprochene Princip einer erweiterten Mög- 
lichkeit, Willensacte mit zufünftig bindender Kraft zur Erhaltung der Zamilien- 
individualität in der Gefchichte vorzunehmen, anerkannt hat, kann ihre Anwendung 
nicht mehr als eine Rechtserzeugung für einzelne Fälle betrachtet werden. Ber- 
fügungen des hoben und niederen Reichsadels über Güter⸗ und Tamilienver- 
hältniffe, welche auf eine unbegrenzte Zukunft wirken follen, haben demnach 
einen rechtlichen Beftand nur unter der Borausjegung, daß fie eines jener oben 
genannten Inftitute nach Maßgabe feiner Regeln realifiren *). Was die deutjche 
Bundesacte 7) feftjet, befteht nur darin, daß jenen Ständen die Befugniß, fich 
der genannten Rechtsinftitute in der Freiheit, wie fie gemeinrechtlich zur Zeit 
des Reichs beftand, zu bevienen, gegenüber der Zerritorialgefeßgebung, welche 
oftmals ihre Exiftenz bebrogt hat, garantirt wird. Ueber die Form der⸗ 
felben — ob Verträge oder Teſtamente nöthig, ob der Senior (das Familien⸗ 
baupt) allein oder nur in Verbindung mit den Agnaten Handeln könne — 
läßt fich eine Entſcheidung nur aus den Berbältniffen des concreten Falls er- 
mitteln; eine allgemeine Beitimmung ift jedoch die, daß ſolche Verfügumgen 
wegen ihrer weitgreifenven öffentlichen Bedeutung dem Souverain vorgelegt 


5) Es ift eine Eigenthümlichleit des bentfchen Hecht, daß es durch Vermittelung gewiſſer 
Inſtitute (Stiftung, Familienfideiommiß, Erbverbrüderung) die Begründung von Berechtigungen 
zulünftig entftehender, jet noch unbeflimmter Subjelte zuläßt. ©. aud Gerber in feinen und 
Iheriug's Iahrbühern, Bd. 1 (1867) ©. 84 fig. 

6) Daher wird z. B. die Einführung der Primogenitur und des Gebots der Unver⸗ 
änßerlichleit Heutzutage nur in Verbindung mit der Stiftung eines Familienfideicommiſſes 
ftatthaft fein, nicht aber als abftracter und ifolirter Sag, umd der Ungehorſam gegen eine folche 
Berfligung wird nicht als eine „Geſetzübertretung“, fondern als eine der Natur eines begrün- 
deten Rechtsverhältniſſes widerftrebende Handlung betrachtet twerden müſſen. Mit a. W. 
auch die Rechtsſatzungen des hohen Adels erjcheinen nicht als aus den Wollen gegriffene ab- 
firacte Ordnungen, fondern als die concrete Healifirung der in beflimmten Rechteinftituten an⸗ 
erfaunten Möglichkeiten. — Es fpricht nicht gegen dieſe Theorie, wenn fich Fälle nach 
weiſen laſſen, in welchen eine Staatsregierung vielleicht aus Unachtfamleit einzelne weiter grei= 
fende ftatutariiche Beftimmungen bat paffiren laſſen. Dieß gegen Roth, Bayr. Civilr. 1 
©. 108, 

7) Bunbesacte Art. 14: „Es werden (2) nach den Grundſätzen der früheren beutichen 
Berfafiung die noch beitehenden Familienverträge (der Mebdiatifirten und der Reichsritterſchaft) 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familien— 
verhältniffe verbindliche Berfügungen zu treffen, melde jedoch dem Souverain 
vorgelegt und bei den höchſten Landeöftellen zur allgemeinen Kenntniß unp Nachachtung gebradjt 
werden müſſen. Alle bisher dagegen erlafjenen Berorduungen follen fiir künftige Fälle nicht 
weiter anwendbar fein.’ Gontroverfe, ob diefe Schlußworte nur auf künftige Acte, oder auch 
(nad) der wohl richtigeren Anficht) auf die durch die Aheinbundsacte aufgehobenen Verfügungen 
zu beziehen find, f. Zachariä, Deutiches Staats⸗ und Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. 1 ©. 528, 
— Was die Obſervanz betrifft, fo vgl. darüber Gerber a. a. D. des Archivs für civ. Pr., 
©. 56 fig. 


Autonomie. $ 20. 35 


und durch die höchften Landesſtellen publicirt werben müffen, und erft von 
biefem Augenblide an verbindliche Kraft haben ®). — 2) Die Stadtgemeinden 
übten ehemals eine eigene wirkliche gefeßgebende Gewalt in ihrem Herrfchafts- 
bezirle aus; denn in dem unentwidelten feubalen Territorialitante hatte bie 
Sommunalgewalt die Bedeutung einer Iocalen Staatsgewalt. Im heutigen 
Stante, der alle ihm principiell zuftehenden Aufgaben wirklih übernommen bat, 
fteht der Gemeinde nur noch eine Gemeinvegewalt zu®*) Wenn diefe auch 
noch fo frei und felbftändig ift, fo Bat ihre Ausübung doch nur den Charakter 
der Verwaltung und Vollziehbung nach Maßgabe der in den Landesgeſetzen, ins⸗ 
bejondere Gemeindeordnungen enthaltenen Beitimmungen. Dies gilt felbft dann, 
wenn bie Gemeinden gejeglich ermächtigt werben, gewiſſe allgemein gehaltene 
Borjchriften der Gemeindeordnung durch (von der Staatsregierung zu beftätt- 
gende) Localftatuten nach Maßgabe örtlicher Verhältniſſe auszuführen umd zu 
präcifiren. So wenig aber die Verfügungen der Magiftrate, welche ſich auf 
die Verwaltung der Gemeinveangelegenbeiten ‚beziehen ?), als Ausflüffe einer 
gejetgebenden Gewalt angejehen werden können, jo wenig können als Ausflüſſe 
einer eigentlichen Gemeindeautonomie die polizeilichen Ordnungen gelten, welche 
die Gemeindebehörde in Ausübung der ihr vom Staate anvertrauten Xocalpolizei 
ausgeben läßt 1%). — Noch weniger kann endlich den Statuten von Brivat- 
corporationen die Bedeutung von Geſetzen beigelegt werden. Weberall 
handelt e8 ſich auch bier nur um die Anwendung beſtehender Nechtsregeln 
und die Ausführung der im objectiven Nechte gegebenen Möglichkeiten 11), 


8) Diefe Beſtimmung bes Art. 14 der B.-Acte ift von der Landesgeſetzgebung verſchieden 
aufgefaßt worden, die bald bloße Kenntnißnahme, bald Beftätigung des Sonverains forbert. 
©. Zachariä a. a. O., ©. 525. Köberlin in der Zeitfchr. für Civilr. u. Proceß. N. %. Bd. 21 
©. 237 fig. (1864). Kaiferliche Beftätigung war zur Zeit des Reich zur formellen Gültig. 
feit eines Familienſtatuts nicht nöthig (Entſch. des Reichsgerichts, Bd. 18 ©, 202), aber 
nüglic. 

* 83) Nur in Medienburg haben die Städte Rofod und Wismar ein felbftändige® Gejet- 
gebungsrecht bewahrt, Roth, 1 ©. 25711. 

9) Hierzu müſſen auch die Beſtimmungen gerechnet werden, welche ſich auf die Ordnung 
ber Allmendbenntzung, insbejondere der Gemeinbetrift und des Holz- und Streuholen® beziehen 
und einen regelmäßigen Gegenftand ber mit obrigkeitlicher Genehmigung zu entwerfenden ſ. g- 
Ortsſtatute, auch befonderer Gemeinde⸗Hutordnungen bilden. Denn auch hier hanbelt e8 fidh 
um Verfügungen über Eorporationseigenthfum, welche fi von Verfügungen eines Privatmanns 
nur dadurch unterfcheiden, daß bie Gemeindebehörde vermöge ihrer Iocalobrigkeitlihen Stellung 
als Borfteherin einer öffentlichen Corporation ihren Anordnungen durch Strafandrofung Nad- 
druck verichaffen kann, 

10) S. N. 12 a. E. 

11) Damit ſoll nicht gejagt fein, daß alle Corporations⸗ und Befelifceftöfatnten nur 
ben Charakter von Berträgen hätten. Es giebt eine ganze Reihe rechtsgeſchäftlicher Feſt⸗ 
fesungen, welche dem von ber Yurisprudenz noch wenig entwidelten Begriffe der Stiftung 
geſchäfte angehören. Es find einfeitige Rechtsgeſchäfte. Zu ihnen gehört vor Allem die 
Errichtung einer eigentlichen Stifung, ein Rechtsgeſchäft, durch welches eine in fortgefeiter 
Liberalität wirffame Willenspotenz in der Korm einer juriftifchen Berfon gegründet wird; dahin 
gehört ferner die Errichtung einer Eorporation, d. h. die im Zuſammenwirken Mehrerer er- 
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diefe Verfügungen wegen ihrer Wirkfamfeit auf eine unbeſtimmte Zukunft und 
auf nicht individuell beſtimmbare zufünftig entſtehende Subjelte eine gewifie 
Aehnlichkeit mit Geſetzen Hatten). Nachdem aber das heutige Shyitem des 
deutfchen Privatrecht® jene Imftitute mit eben diefer Eigenthümlichkeit in fich 
aufgenommen und das in ihnen ausgefprochene Princip einer erweiterten Mög- 
lichleit, Wilfensacte mit zufünftig bindender Kraft zur Erhaltung der Samilien- 
individualität in der Geſchichte vorzunehmen, anerkannt hat, kann ihre Anwendung 
nicht mehr als eine NRechtderzeugung für einzelne Fälle betrachtet werden. Ber- 
fügungen des hohen und niederen Reichsadels über Güter- und Fantilienver- 
hältniffe, welche auf eine unbegrenzte Zukunft wirken jollen, haben demnach 
einen rechtlichen Beftand nur unter der Vorausſetzung, daß fie eines jener oben 
genannten Inftitute nach Maßgabe feiner Regeln realifiren *). Was die deutſche 
Bundesacte ?) feitfet, befteht nur darin, daß jenen Ständen die Befugniß, fich 
der genannten Rechtsinftitute in der Freiheit, wie fie gemeinrechtlich zur Zeit 
des Reichs beftand, zu bedienen, gegenüber der Territorialgefeßgebung, welche 
oftmals ihre Exiſtenz bedroht hat, garantirt wird. Weber die Form ber- 
felben — ob Verträge oder Teſtamente nöthig, ob der Senior (das Familien- 
haupt) allein oder nur in Verbindung mit den Agnaten handeln könne — 
läßt fich eine Entjcheidung nur aus den Verbältniffen des concreten Falls er- 
mitteln; eine allgemeine Beftimmung ift jedoch die, daß foldye Verfügungen 
wegen ihrer weitgreifenden öffentlichen Bedeutung dem Souverain vorgelegt 


5) Es ift eine Eigenthümlichkeit des deutfchen Rechts, daß es durch Bermittelung gewifier 
Inſtitute (Stiftung, Familienfideiconmiß, Erbverbrüderung) die Begründung don Berechtigimgen 
zutünftig entftehenber, jet nody unbeflimmter Subjelte zuläßt. ©. auch Gerber in feinen und 
Shering’8 Jahrbüchern, Bb. 1 (1867) ©. 84 fig. 

6) Daher wird 3. B. die Einführung der Primogenitur und des Gebots der linver- 
änßerlichleit heutzutage nur in Berbindung mit der Stiftung eines Yamilienfideicommifjes 
Ratthaft fein, nicht aber als abftracter und ifolirter Sat, und der Ungehorjam gegen eine folche 
Berfügung wird nicht als eine „Geſetzübertretung“, ſondern als eine ber Natur eines begrün⸗ 
deten Rechtsverhältuiſſes wiberftrebende Handlung betrachtet werden müflen. Mit a. W. 
auch die Rechtsſatzungen ded hohen Adels erfcheinen nicht als aus den Wollen gegriffene ab⸗ 
firacte Ordnungen, fondern als die concrete Realiftrung der in beflimmten Rechtsinftituten an⸗ 
erfannten Möglichkeiten. — Cs fpricht nicht gegen biefe Theorie, wenn fi Fälle nad- 
weifen lafjen, in welchen eine Staatsregierung vielleicht aus Unachtſamkeit einzelne weiter grei- 
fende ftatutariihe Beſtimmungen bat pafftren laſſen. Dieß gegen Roth, Bayr. Civilr. 1 
©. 108, 

7) Bundesacte Art. 14: „ES werden (2) nach den Grundfägen der früheren beutichen 
Verfaſſung die noch beftehenden Familienverträge (der Mediatifirten und der Neichsritterichaft) 
aufrecht erhalten, und ihnen bie Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familien- 
verhältniffe verbindlide Berfügungen zu treffen, melde jedoch dem Souverain 
vorgelegt und bei ben höchſten Landeöftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht 
werden müflen. Alle bisher dagegen erlafjenen Verordnungen jollen für künftige Fälle nicht 
weiter anwendbar fein.’ Controverſe, ob diefe Schlußworte nur auf künftige Acte, oder auch 
(nad) der wohl richtigeren Anſicht) auf die durd; bie Rheinbundsacte aufgehobenen Berfügungen 
zu beziehen find, ſ. Zadariä, Dentiches Staatd- und Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. 1 ©. 523, 


— Bas die Obſervanz betrifft, fo vgl. darüber Gerber a. a. DO. des Archivs für civ. Pr., 
S. 56 fig. 
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und durch die höchſten Landesſtellen publicirt werben müffen, und erft von 
biefem Augenblide an verbinvliche Kraft Haben ®). — 2) Die Stadtgemeinden 
übten ehemals eine eigene wirkliche geſetzgebende Gewalt in ihrem Herrichafts- 
bezirte aus; denn in dem unentwidelten feubalen Territorialftaate batte die 
Sommunalgewalt die Bebeutung einer Iocalen Staatsgewalt. Im heutigen 
Staate, der alle ihm principiell zuftehenden Aufgaben wirklich übernommen hat, 
fteht der Gemeinde nur noch eine Gemeindegewalt zu®*). Wenn diefe auch 
noch fo frei und felbftändig ift, jo bat ihre Ausübung doch nur den Charakter 
ber Berwaltung und Vollziehung nach Maßgabe ber in ven Lanbesgefegen, ins⸗ 
befondere Gemeindeordnungen enthaltenen Beftimmungen. Dies gilt felbft dann, 
wenn die Gemeinden gefetlich ermächtigt werden, gewilfe allgemein gehaltene 
Borfchriften der Gemeindeordnung durch (von der Staatsregierung zu beftäti- 
gende) Localftatuten nach Maßgabe örtlicher Verhältniffe auszuführen und zu 
präcifiren. So wenig aber die Verfügungen der Magiftrate, welche fich auf 
bie Verwaltung der Gemeindeangelegenbeiten ‚beziehen ?), als Ausflüffe einer 
gefeßgebenden Gewalt angefehen werben können, fo wenig können als Ausflüffe 
einer eigentlichen Gemeindeautonomie die polizeilichen Ordnungen gelten, welche 
die Gemeindebehörde in Ausübung der ihr vom Staate anvertrauten Localpolizei 
ausgeben läßt 19). — Noch weniger kann endlich den Statuten von Brivat- 
corporationen die Bedeutung von Gefegen beigelegt werben. Ueberall 
Bandelt es fi auch bier nur um die Anwendung beftehender NRechtsregeln 
und die Ausführung der im objectiven Rechte gegebenen Möglichkeiten 11). 


8) Diefe Beſtimmung bes Art. 14 ber B.-Acte if von der Landesgefeßgebung verjchieden 
aufgefaßt worden, die bald bloße Kenntnißnahme, bald Beftätigung bes Souverains forbert. 
©. Zachariä a. a. O., ©. 525. Köberlin in der Zeitſchr. für Eivilr. u. Proceß, N. F. Bd. 21 
©. 227 flg. (1864). Kaiferliche Beftätigung war zur Zeit des Reichs zur formellen Gültig- 
keit eines Familienſtatuts nicht nöthig (Entſch. des Reichſsgerichts, Bd. 18 ©, 202), aber 
nütlid. 

* 8a) Nur in Medienburg haben die Städte Roftod und Wismar ein ſelbſtändiges Geſetz⸗ 
gebungsrecht bewahrt, Roth, 1 S. 25711, 

9) Hierzu müſſen auch die VBeftimmungen gerechnet werden, welche fich auf bie Ordnung 
ber Allmenbbenugung, insbeſondere der Gemeinbetrift und des Holz- und Streuholens beziehen 
und einen regelmäßigen Gegenftand ber mit obrigkeitliher Genehmigung zu entwerfenden |. g. 
DOrtöftatute, auch befonderer Gemeinde-Öutorbnungen bilden. Denn auch hier hanbelt es fidh 
um Berfügungen über Corporationseigenthum, welche fi von Berfügungen eines Privatmanns 
nur dadurch unterfcheiden, daß die Gemeindebehörde vermöge ihrer localobrigkeitlicden Stellung 
als Vorſteherin einer öffentlichen Corporation ihren Anordnungen durch Strafandrohung Rad 
druck verichaffen kann. 

10) S. N. 12 a €. 

11) Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß alle Corporations⸗ und Befelicaftsfntuten. nur 
ben Charakter von Verträgen hätten. Es giebt eine ganze Reihe vechtögejchäftlicher Yeft- 
fegungen, welche dem von ber Jurisprubenz noch wenig entwidelten Begriffe der Stiftung 
gefhäfte angehören. Es find einjeitige Rechtsgeſchäfte. Zu ihnen gehört vor Allem die 
Errichtung einer eigentlichen Stifung, ein Nechtsgefchäft, durch welches eine in fortgefeßter 
Liberalität wirkſame Willenspotenz in der Form einer juriftifchen Perjon gegründet wird; dahin 
gehört ferner die Errichtung einer Eorporation, d. h. die im Zuſammenwirken Mehrerer er- 
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3) Die angeblihe Autonomie der Behörden endlich bezieht fich jedenfalls 
nicht auf Gegenftänbe, welche in das Gebiet des Privatrechts fallen (Feſtſetzung 
äußerer Gefchäftsformen) !?). 


3. Recht der Miſſenſchaft ). 
8 21. 


Mehr als irgend ein anderes bedarf das deutſche Recht der Unterftügung 
durch die Wiſſenſchaft. Denn weder das Gewohnheitsrecht noch die Gejep- 
gebung haben vermocht, die Durch die Aufnahme des römijchen Rechts zerftreuten 
und zerrijfenen Elemente des einheimifchen Nechts wieder zu beleben und in bie 
gebührende Stellung einzuführen. Vielmehr war und ift e8 Sache der Wiflen- 
Schaft, die aufgebaltene Nechtsbildung zu erjegen, die einzelnen Bruchjtüde des 
einheimifchen Rechts zu fammeln, aus ihrer Gejchichte die innere Natur der⸗ 
felben und die darin verborgenen Säge zu ermitteln, aus gewonnenen Prin- 
cipien ergänzende Grundſätze ausfließen zu lafjen, dieſes Alles zu Inftituten zu 
vereinigen, und fie felbft wieder aus eigenem Mittelpunkte zu entwideln und 
in dad Syſtem einzufügen). Allerdings ift diefe Thätigkeit immer nur eine 


folgende Gründung eines für gewifle Zmede beftimmten Gemeinwillen® in ber Form ber 
juriftifden Perfon; beides find Nechtsgeichäfte, weiche nad) ber Norm erlaubender Rechtsſätze 
vorgenommen werden, und einen Beſtandtheil des Rechtsgeſchäfts bildet auch die Beſtimmung 
der Organifation, die Feftfegung des rechtlichen Apparate, mittelft defjen, und der Formen, in 
denen der corporative Gemeinwille fi) beivegen foll, d. h. die Feſtſetzung feiner Statuten. Wer 
fid) in die beftehende Corporation aufnehmen läßt, fchließt deshalb einen Vertrag — nicht mit 
den einzelnen Korporationsmitgliedern über die Anerlennung der Statuten, fondern mit der 
Corporation feLbft über feinen Eintritt in ihren Kreis ab, natürlich nach Maßgabe der 
Statuten, mit denen die Corporation allein eine rechtliche Eriftenz bat. Zu den Stiftungs- 
geichäften gehört auch die Errichtung eines Kamilienfdeicommiffes u. A. — Daß dagegen die 
Statuten einer Lebensverficherungsgefellichaft u. |. m. nur den Charalter fummirter Ber- 
tragsbefimmungen haben, ift wohl leicht zu erweifen. 

12) Daß fih in der Veröffentlihung von Präjudicien feine Autonomie der Obergerichte 
fundgiebt, bedarf feines Nachweifes. — Uebrigens ift felbftverftändlih von der hier behandelten 
Autonomie auch fern zu halten die delegirte Geſetzgebungsgewalt gewifler Behörden, 
namentlih Gemeinde- und Polizeibehörden, nach welcher fie geſetzlich ermächtigt find, polizei- 
lihe Verorduungen (dahin gehören auch bie lokalen Bauorbnungen) mit Geſetzeskraft innerhalb 
beftimmter Grenzen zu erlafien. Solche Behörden handeln einfach ald Organ des Staats, 
eine Erfcheinung, die namentlich da hervortritt, wo die Prineipien ber Selbftverwaltung in 
umfafjenderer Weife zur Geltung gelangt find, und hiernach gewille Orts⸗, Bezirle- und 
Provinzialbehörden mit der entfprehenden Verordnungsvollmacht ausgeftattet find. 

1) Bgl. Puchta, Gewohnheitsrecht I ©. 161 flg., II ©. 14 fig., Pandekten 8 16. Savigny, 
Syſtem des heut. Röm. Rechts, I 8 14, 19, 20. — Was Beſeler, Syftem des deutichen Privat« 
rechts, 8 34 fig. (und jchon früher in feinem Volksrecht und Juriſtenrecht), unter Juriften- 
recht verfteht, ift nicht ſowohl eine eigenthümliche Rechtsquelle, als vielmehr ein befonders quali- 
fleirter Theil de8 Gewohnheitsrechts, nämlich derjenige, bei welchen, „begünftigt durch die Fäffig« 
feit der Gefetggebung”, der Iuriftenftand eine ausſchließliche Macht über das Recht erworben 
und den Einfluß de& Volles verdrängt hat. Es ift nicht eine juriſtiſche, fondern pathologiſche 
Charafteriftit der Rechtequelle. 

2) Juriſtiſche Confequenz und Anwendung der Analogie find die hauptfächlichften Mittel 
zur Erreihung dieſes Zieles. 
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eonftruirende , welche ein Gegebenes vorausſetzt, das fie zum wifjenjchaftlichen 
und lebendigen Bewußtſein fördert; auch ift das Ergebniß derfelben fein unbe» 
ftreitbares, wie das fonjtige Necht, fonbern nur durch feine innere Wahrheit 
bindend, welche beshalb die fortbauernde Bedingung feiner Autorität ift°); 
aber doch ift e8 nothwendig, dieſes freiere Schaffen, welches fich namentlich, 
obſchon nicht ausfchlieglih, in der formellen Ausbildung bes Rechts bethätigen 
wird, von der bloßen Interpretation zu fcheiden, der e8 zwar verwandt, aber 
in feiner geftaltenden Kraft überlegen tft‘). Die Interpretation bringt das 
Neht zum Bewußtfein durch Darlegung des Gefekeswillend, die probucirende 
Wiffenichaft durch Aus- und Aufbau feines Materials 5). 

Dieſer Thätigleit ift der gegenwärtige Zuſtand des beutfchen Rechts zum 
größten Theile zu verdanten. Bon ihr ift aber wohl zu unterjcheiden jene 
andere Wirkſamkeit der Juriſten für die Erzeugung des Nechts, bei welcher fie 
nur die Organe zur Bildung eine® Gewohnheitsrechts werben, das fie als bie 
Kundigen im Volle ausiprechen ©). 


Zweites Capitel, 


Don der Anwendung der Yedhfsvorfhriften 


in Rückſicht anf die Derfchiedenheit ihrer Herrfchaftsgebiete. 


1. Innere Grenzen. 
8 22. 


Es ift eine natürlide Orbnung, daß bei dem Zufammentreffen mehrerer 
einheimiſcher Rechtsvorſchriften von verfchiedenem Herrichaftsumfange der- 
jenigen der Vorzug gegeben wird, welche unter dem Einfluffe ver dem fraglichen 
Thatbeftande am nächiten liegenden rechtserzeugenden Kräfte entftanden ift. Es 
wirb daber zuerſt das nächite Tocalrecht, dann das weitere PBarticularrecht und 
endlich das gemeine ſubſidiäre Necht Anwendung finden („Willfür bricht Stabt- 


8) Die communis opinio ber Schriftfteller hat bie Bedeutung einer Bermuthung der Wahr«- 
heit, welche aber natürlich durch genaueres Erforichen berichtigt werden darf. Ebenſo die öfter 
in gleicher Weiſe wiederholten Entfheidbungen höherer Gerichte. 

4) Die innere Kraft der wiflenfchaftliden Entwidelung fteigert ſich hier bi8 zu einem folchen 
Grabe, daß fie in das Gebiet der Production hinüberſchweift Denn indem der im pofitiven 
Rechte vorhandene Keim erfchloffen und als ein ausgebildetes Rechtsinftitut der Gegenwart aufe 
geftellt werden foll, handelt e8 fich zwar noch immer um eine Entwidelung des Inhalts jenes 
Keims, aber dieſe erfolgt mit der Zuthat einer ſolchen Menge von Materialien, daß eine wirk⸗ 
the Schöpfung entfteht. Eine fcharffinnige Analyfe diefe® Verfahrens giebt Thöl, Einleit. in 
das deutſche B-R., S. 110 fig. S. auch v. Scheurl, Beiträge zum röm. Recht, 1852, ©. 121 flg., 
und Ihering, Geift des röm. Rechts, 1. Bd. S. 29; 2. Bd. 2. Abth. 

5) Ihering in feinen und Gerber’8 Jahrbüchern, Bd. 1 (1857) ©. 1 fig. 

6) Dahin gehört namentlich das Recht, welches häufig mit dem Namen Gerichtsgebrauch 
oder Praxis bezeichnet wird. 
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recht; Stadtrecht bricht Landrecht; Landrecht bricht gemein Recht”) 1). Wendet 
man dieſe Regel auf die gegebenen Verhältniffe in Deutfchland an, fo ergiebt 
fih, daß das recipirte römiſche und canonifche Necht nebft den Vorfchriften ber 
älteren Reichsgeſetze dieſe letzte Stelle des ſubſidiären Rechts gegenüber einem 
beitimmten particularrechtlich geltenden einheimiſchen Nechte einnehmen. 

Eine ganz andere Regel gilt über das Verhältniß der Geſetze des jeßigen 
Deutichen Reichs zu den particularen Rechten feines Gebiets, indem fie nicht 
bloß ergänzendes und fubfipiäres, fondern das Particularrecht völlig aus⸗ 
ſchließendes gemeines Necht erzeugen ?). 


2, Arnferlihe (örtliche) Grenen‘), 
8 23. 


Es kann die Frage entftehen, ob das Recht des In⸗ oder des Auslandes 
zur Anwendung kommen müfje?); dies ift der Fall, wenn es fih um bie 
Beurtheilung eines im Auslande begründeten oder mit Ausländern abgefchloffenen 
Geſchäfts oder überhaupt eines Rechtsverhältniſſes Handelt, welches mit dem 
Auslande in irgend einer Verbindung ſteht ®). 

Die Beantwortung diefer Frage +) wird durch die Unterfuchung gefunden, 


1) Dieſes Sprichwort (f. Eifenhart, Rechtsiprihwörter, Ar. 1) ift abgeleitet aus den 
Worten des Sächſ. Weichbildes, Art. 24: Gellibd und Willlür bricht allerhand Recht, da man 
es gezeugen mag’ ; vgl. die Reich&hofrathSordnung Tit. 1 8 15, u. Zit.5 8 1. 

3) Berfaflung des deutfchen Reichs, Art. 2. 

1) Die andere hierher gehörende Frage, nämlich über die zeitliche Begrenzung ber 
Wirkſamleit der Rechtsregeln (die rüdwirkende Kraft ber Geſetze), wirb in den Pandekten⸗ 
ſyſtemen verhandelt; es ift im deutichen Rechte kein befonderer Grund, dieſe Frage hierher⸗ 
zuziehen. 

2) Die Literatur Über dieſe außerordentlich beſtrittene Frage iſt ungemein groß und findet 
fid am vollftändigften in ber Abhandlung von Wächter im Archiv f. eivil. Praris, Bd. 24 
©. 230-811; Bd. 25 ©. 1—60, 161—200, 861—419 verzeichnet. Hervorzuheben find: 
Cocceji, De fundata in territorio et plur. loc. concurr. potestate. 1764. Hert, De collisione 
legum, 1688. Story, Comment. on the conflict of laws. Boston 1841 (2. Aufl.). Schäffner, 
Entwidelung des internationalen Privatrechts. 1841. Foelix, Trait6 du droit international 
priv6 ou du conflict des lois des diffärentes nations etc. Paris 1843. Bütter, Das praltifche 
eutropäifche Fremdenrecht. 1845. Savigny im 8. Banbe feines Syſtems des heutigen röm. 
Rechts (1849). Pfeiffer, Das Princip des internationalen Privatrechts. 1851. Thöl, Einl. 
in das deutfche P.-R., S. 168 fig. vd. Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privat- 
rechte. 2 Bde., 2. Aufl. 1889. Derf., Lehrb. d. internat. Privat- u. Strafrecht (1892). 
R. Schmid, Die Herrihaft der Geſetze nach ihrer räumliden und zeitlichen Grenze. 1868. 
Böhlau, Mecklenb. Landr. 470—76. Stobbe, I $ 29 fig. Ferd. Böhm, Die räuml. Herrichaft 
der NRechtönormen (1890). Meili, Eodification des internationalen Civil⸗ u. Handelsrechte, eine 
Materialienfamml. (1890). Th. Niemeyer, Pofitived internationales Privatrecht. Theil 1. 
(1894). Ztſch. f. internat. Privat- u. Strafrecht von F. Böhm feit 1890, 

8) Diefer Frage im Wefentlichen gleich fteht die andere über bie Grenzbeſtimmung col- 
lidirender Local- und Provinzialrechte eines und desfelben Staats. 

4) Das römifche Recht mit feiner eigenthümlichen Behandlung der Beregrinen und feinen 
Orundfägen über origo und domieilium ift hier kaum in einigen Einzelfragen braudıbar. 
Saviguy, a. a. O., S. 80 fig. *Die Grundfäte des germanifchen Rechts haben fehr gewechielt. 
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welchem örtlichen Rechtsgebiete das einzelne fragliche Nechtsverhältniß angehört); 
hieraus ergiebt ſich dann die anzuwendende Rechtsregel ®). Die Verfchievenheit 
der Staaten fteht bei den völferrechtlichen PVrincipien der Gegenwart der An- 
wendung ber letteren nicht hindernd entgegen. Cine Ausnahme von biefem 
Grundfage findet nur dann ftatt, wenn das Gejeg des zur Entfcheibung be 
rufenen Gericht nach ausbrüdlich erklärter oder aus feinem Weſen berpor- 
gebender Beitimmung im Kreife feines Geltungsgebiets abfolut und ausfchließlich 
zur Anwendung gebracht werden joll, oder wenn es dem fraglichen Rechtsinftitute 
des Auslandes überhaupt die Anerlennung verſagt?). Es find nun die für 
jene Unterjuchung leitenden Grundfäge zu beftimmen. 


Anfangs ertennt jeder Stamm nur fein eigenes Recht an. Erſt feit der Berührung mit den 
Aömern und namentlich feit der Gründung des großen fränkiſchen Reichs wird man duldfamer 
und gelangt zu dem entgegengefeßten Extrem, bem Perſonalitätsprineip: jeder Reiche— 
angehörige wird nach dem Rechte feined Stammes beurtheilt, alſo 3. B. der Langobarde nad 
langobardiſchem Rechte, mag er ſich auch in Schwaben befinden, ja jogar dann, wenn er ſchwäbiſche 
Grundſtücke kaufen will. Doc ift das Perfonalitätsprincip ſchon im frühen Mittelalter faft ganz 
verfhmwunden. Stobbe in Bekler's Jahrb. VI S. 21 (1868). 

5) Thöl faht die Aufgabe fo: es ift zu unterfuchen, welches Geſentz über dieſe beftimmte 
Rechtsfrage entfcheiden will. Diefe Auffaffung beruht jeboch auf der Borausfegung, daß bei 
Erlaflung aller oder doch der meiften Eeſetze dieje Frage ausdrücklich ins Ange gefaßt werde. 
In der Regel wird aber die Beantwortung biefer, fowie ber meiften anderen auf das Herr- 
fchaftßgebiet bezüglichen Kragen offen gelafien, in der Regel will alfo ein einzelnes Geſetz hier⸗ 
über nichts Beſonderes beftimmen. Es ift daher eine durchaus richtige Technik in der Behand⸗ 
lung diefer Fragen, wenn, wie hier nad dem Borgang Savigny's geichieht, der regelmäßige 
Ausgangspunkt von den örtlihen Beziehungen des Rechtsverhältniſſes genommen wird. 
Es ift dies ein Berfahren, daß, weil e8 auf der Natur der Sache beruht, als im Syſtem des 
Privatrechts nach allgemeinen Grundſätzen fo lange für begründet augefehen werden muß, bis 
ein Geſetz einen auderen Weg ausdrüdlich vorfchreibt. 

6) Frühere Anfichten über diefen Gegenftand: 1) vielbeutige Theorie einer Unterſcheidung 
zwiſchen statata personalia, realia und mixta, welche zu feinem ficheren Nefultate führen Tann. 
Diefe beſonders von Eoceeji und den meiften fpäteren Schriftſtellern (3. B. auch von Kierulff, 
Eivilr. I ©. 75) vertheidigte Anficht findet fich auch im Cod. Maximil. Bavar. Thl. 1 €. 2 
8 17, und theilweiſe im Pr. Landr., Einl., 5 23 flg; 2) das Necht des Wohnſitzes entjcheide 
(f. namentlih Eichhorn, Eint., $ 834 u. A). Dies ift im Princip unrichtig; daher mußte dieſe 
Hegel durch eine Menge von Ausnahmen durchbrochen werben, 3) Nach der Meinung Wächter’$ 
bat vor Allem der angerufene Richter in feinem Rechte eine Entfcheidungsnorm über diefe 
Frage aufzufuchen und, wenn diefe fehlt, nad dem Sinn und Geiſt feiner Gefege zu prüfen, 
ob diefe unbedingt auch auf Ausländer bezogen werben follen oder nicht, im Zweifel aber fiets 
das Recht jeined Landes anzumenden. Freilich bebürfte e8 num für die Unterfuchung bes 
„Sinnes und Geiftes der Geſetze“, auf welche doc Alles anlommt, einer allgemeinen Regel, 
und es if wohl keine zuläffige Aushülfe, die Zweifel durch den allgemeinen Sat zu löfen, daß 
der Richter eventuell das Recht feines Landes zur Anwendung zu bringen habe. leberhaupt 
darf die Frage nicht dem Einfluß einer vorausgejegten Staatsabſchließung unterfiellt und des 
Halb nach anderen Principien als die fonftigen Rechtöfragen behandelt werden. Indeſſen bezieht 
fi dies nur auf den von Wächter gewählten Ausgangspunkt, nicht auf feine umfichtigen Ent⸗ 
ſcheidungen der Einzelfragen. 4) Auf einer umrichtigen Auffaffung der öffentlihen Stellung 
des Richters beruht die Anficht Pfeiffer's a. a.O., daß immer nur das Recht des angerufenen 
Gerichts zur Anwendung kommen mäfle. 

7) 3. B. der Sklaverei, ber Bielmeiberei. Man kann (mit Schmid a. a. DO.) hinzu⸗ 
fügen: oder wenn die Anerkennung bes fremden Rechts zu einer für bie eigenen Staatsbürger 
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recht, Stadtrecht bricht Landrecht; Landrecht bricht gemein Recht”) 1). Wenbet 
man diefe Regel auf die gegebenen Verhältniſſe in Deutichland an, fo ergiebt 
fih, daß das recipirte römifche und canonifche Recht nebft den Vorfchriften ber 
älteren Reichsgeſetze dieſe lette Stelle des ſubſidiären Nechts gegenüber einem 
beſtimmten particularrechtlich geltenden einheimifchen Nechte einnehmen. 

Eine ganz andere Regel gilt über das Verhältniß der Geſetze des jekigen 
Deutſchen Reichs zu den particularen Rechten feines Gebiets, indem fie nicht 
bloß ergänzendes und fubfibiäres, ſondern das Particularrecht völlig aus 
ſchließendes gemeines Recht erzeugen ?). 


2, Arnferlihe (örtliche) Grenzen‘), 
8 23. 


Es kann die Frage entftehen, ob das Recht des In- oder des Auslandes 
zur Anwendung kommen müfje?); dies ift der Fall, wenn es fih um bie 
Beurteilung eines im Auslande begründeten oder mit Ausländern abgejchloffenen 
Geſchäfts oder überhaupt eines Rechtsverhältniſſes Handelt, welches mit dem 
Auslande in irgend einer Verbindung ftebt ®). 

Die Beantwortung diefer Trage *) wird durch die Unterfuchung gefunden, 


1) Dieſes Sprichwort (f. Eifenhart, Rechtsſprichwörter, Ar. 1) ift abgeleitet aus den 
Worten des Sächſ. Weichbildes, Art. 24: Gelübd und Willkür bricht allerhand Recht, da man 
es gezeugen mag‘ ; vgl. die Reichshofrathsordnung Zit. 1 8 15, u. Kit. 58 1. 

3) Berfafiung des deutfchen Reichs, Art. 2. 

1) Die andere hierher gehörende Frage, nämlich Über die zeitliche Begrenzung der 
Wirkſamkeit der Rechtsregeln (die rückwirkende Kraft ber Geſetze), wird in den Panbelten- 
ſyſtemen verhandelt; es ift im deutſchen Rechte kein befonderer Grund, diefe Frage hierher⸗ 
zuzieben. 

2) Die Literatur über dieſe außerordentlich beftrittene Frage ift ungemein groß und findet 
fi am vollftändigften in der Abhandlung von Wächter im Archiv f. civil, Praxis, Bd. 34 
©. 230-811; Bb. 25 ©. 1—60, 161—200, 861 —419 verzeihnet. Hervorzuheben finb: 
Cocceji, De fundata in territorio et plur. loc. concurr. potestate. 1764. Hert, De collisione 
legum, 1688. Story, Comment. on the conflict of laws. Boston 1841 (2. Aufl.). Schäffner, 
Entwidelung des internationalen Privatrecht. 1841. Foelix, Praité du droit international 
priv ou du conflict des lois des difförentes nations etc. Paris 1843. Putter, Das prattifche 
europäifche Fremdenrecht. 1845. Savigny im 8. Bande feines Syſtems des heutigen röm. 
Rechts (1849). Pfeiffer, Das Princip des internationalen Privatrechts. 1851. Thöl, Einl. 
in das deutſche P.-R., S. 168 fig. d. Bar, Theorie und Prarid des internationalen Privat- 
rechts. 2 Bde, 2. Aufl. 1889. Derf., Lehrb. d. internat. Privat- u. Strafrechts (1892). 
R. Schmid, Die Herrichaft der Gelee nach ihrer räumlichen und zeitlichen Grenze. 1868. 
Böhlau, Mecklenb. Landr. 470—76. Stobbe, 18 29 fig. Ferd. Böhm, Die räuml. Herrichaft 
der Rechtsnormen (1890). Meili, Codification des internationalen Civil- u. Handelsrechts, eine 
Materialienfammi. (1890). Th. Niemeyer, Pofitives internationale8 Privatrecht. Theil 1. 
(1894). Ztſch. f. internat. Privat- u. Strafrecht von F. Böhm feit 1890, 

8) Diefer Frage im Wefentlichen gleich fteht die andere über die Grenzbeſtimmung col- 
Idirender Local⸗ und Propinzialcechte eines und besfelben Staats. 

4) Das römische Recht mit feiner eigenthämlichen Behandlung der Peregrinen und jenen 
Orundfägen über origo und domicilium ift hier faum in einigen Ginzelfragen braudıbar. 
Savigny, a. a. O., ©. 89 fig. *Die Erundfäge des germanifchen Rechts haben ſehr gewechfelt. 
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welchem örtlichen Rechtsgebiete das einzelne fragliche Rechtsverhältniß angehört); 
hieraus ergiebt fich dann die anzuwendende Rechtsregel®). Die Verfchievenheit 
ber Staaten fteht bei den völlerrechtlichen Principien der Gegenwart der An- 
wendung ber letzteren nicht hindernd entgegen. Cine Ausnahme von biefem 
Grundfage findet nur dann ftatt, wenn das Geſetz des zur Entſcheidung bes 
zufenen Gerichts nach ausbrüdlich erflärter oder aus feinem Weſen hervor» 
gebender Beitimmung im Kreife jeines Geltungsgebiets abjolut und ausſchließlich 
zur Anwendung gebracht werben foll, oder wenn es dem fraglichen Nechtsinftitute 
bes Auslandes überhaupt die Anerlennung verjagt ). Es find nun die für 
jene Unterſuchung leitenden Grundſätze zu beftimmen. 


Anfangs ertennt jeder Stanım nur fein eigened Recht au. Erft jeit der Berührung mit dem 
Römern und namentlich jeit der Gründung des großen fräukiſchen Reichs wird man duldfamer 
und gelangt zu dem entgegengefeßten Ertrem, dem Berfonalitätsprincip: jeder Reiche— 
angehörige wird uach dem Rechte feines Stammes beurtheilt, aljo 3. B. der Langobarde nad 
langobardifcheın Rechte, mag er fih aud) in Schwaben befinden, ja fogar dann, wenn er ſchwäbiſche 
Grundftüde kaufen will. Doch ift das Perfonalitätsprineip ſchon im frühen Mittelalter fat ganz 
verihwunden. Stobbe in Beller’8 Jahrb. VI S. 231 (1868). 

5) Thol faßt die Aufgabe fo: es if zu unterfuchen, welches Geſentz über biefe beftimmte 
Rechtsfrage enticheiden will. Diefe Auffafiung beruht jedoch auf der Vorausfegung, daß bei 
Erlafſung aller oder doc; der meiften Eeſetze biefe Frage ausdrüdiih ind Auge gefaßt werde, 
In der Regel wird aber die Beantwortung dieſer, fowie der meiflen anderen auf das Herr⸗ 
fchaftSgebiet bezüglichen Fragen offen gelafien, in der Regel will alfo ein einzelne® Geſetz hier- 
über nichts Beſonderes beftimmen. Es ift daher eine burchaus richtige Technik in der Behand⸗ 
lung diefer Kragen, wenn, wie hier nad dem Borgang Savbigny's gejchieht, der regelmäßige 
Ausgangspunkt von den örtlichen Beziehungen bes Rechtsverhältnifſes genommen wird. 
Es ift dies ein DBerfahren, bad, weil e8 auf der Natur der Sache berubt, als im Syſtem des 
Privatrechts nach allgemeinen Brundfägen fo lange für begründet augefehen werden muß, big 
ein Geſetz einen anderen Weg ausdrüdlich vorjchreibt. 

6) Frühere Anfichten über diefen Gegenftand: 1) vieldeutige Theorie einer Unterfcheidung 
zwifchen statata personalia, realia und mixta, weldje zu feinem ficheren Refultate führen kann. 
Diefe befonders von Cocceji und den meiften fpäteren Schriftftellern (3. B. aud von Kierulff, 
Civilx. 1 S. 75) vertheidigte Anficht findet ſich and im Cod. Maximil. Bavar. Thl. 1 €. 2 
8 17, und theilweife im Pr. Landr., Einl., $ 28 fig; 2) das Recht bed Wohnſitzes enticheide 
(f. namentlich Eichhorn, Einl,, 5 34 u. A) Dies iſt im Princip unricdtig; daher mußte diefe 
Regel durch eine Menge von Ausnahmen durchbrochen werben. 8) Nach der Meinung Wächter’8 
bat vor Allem der angerufene Richter in jeinem Rechte eine Entſcheidungsnorm über diefe 
Frage aufzufuchen und, wenn diefe fehlt, nach dem Sinn und Geift feiner Gelege zu prüfen, 
ob diefe unbedingt auch auf Ausländer bezogen werben follen oder nicht, im Zweifel aber ſtets 
dag Recht feined Landes anzuwenden. Freilich bebürfte e8 num für die Unterfuchung bes 
„Siunes und Geiſtes der Geſetze“, auf welche doch Alles ankommt, einer allgemeinen Regel, 
und es ift wohl eine zuläffige Aushülfe, die Zweifel durch den allgemeinen Sag zu löfen, daß 
der Richter eventuell das Recht feines Landes zur Anwendung zu bringen habe. Weberhaupt 
darf die Frage nicht den Einfluß einer vorandgefetten Staatsabſchließung unterfiellt und de&- 
Halb nad; anderen Prineipien als die fonftigen Rechtsfragen behandelt werden. Indeſſen bezieht 
fi dies nur auf den von Wächter gewählten Ausgangspunkt, nicht auf feine umfichtigen Ent- 
ſcheidungen der Einzelfragen. 4) Auf einer unrichtigen Auffafiung der öffentlichen Stellung 
des Richterd beruht die Anficht Pfeiffer’® a. a.O. daß immer nur das Recht des angerufenen 
Gerichts zur Anwendung kommen mäfle. 

7) 3. 8. der Sflaverei, ber Vielweiberei. Man kann (mit Schmid a. a. O.) hinzu⸗ 
fügen: oder wenn die Anertennung bes fremden Rechts zu einer für die eigenen Staatsblirger 
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Die Rechts, 7°) und Hanblungsfähigkeit der Perfonen kann nur nach dem 
Rechte ihres Domicils beurtheilt werben 8); denn nur in den Verbältniffen des 
Wohnfiges eines Menſchen liegen die auf bie rechtliche Geftaltung feines all- 
gemeinen perfönlichen Zuftandes wirkenden Umftände. Dasfelbe gilt im Allge- 
meinen auch von den Wirkungen, welche fich an einen beftimmten perjönlichen 
Rechtszuſtand anjchließen ?). Privilegien und Rechte natürlich, welche die Ver⸗ 
fafjung eines Staats an die Mitgliepfchaft eines beftimmten Standes dieſes 
Staats Mnüpft, können nicht in einem anderen Staate zur Geltung gebracht 
werden; aber umgekehrt können auch die einem inländiichen Stande gewährten 
Privilegien nicht von dem ausländifhen Genoffen eines foldhen Standes in 
Anipruch genommen werben. 

Rechte an unbeweglihen Sachen haben ihren Sit in dem Rechtsgebiete 
bes Orts, an welchem fich leßtere befinden ; in biejes tritt derjenige ein, welcher 
ih durch ein Dingliches Recht mit einem unbeweglichen Gegenitande in Berührung 
jegt. Eine gleihe Wirkung zur Beftimmung des Rechtsgebiet kann den be- 
weglihen Saden nicht in allen Fällen beigelegt werben; bei NRechtöverhält- 
niſſen, welche folche zum Gegenſtande haben, ift das Entfcheidende oft weniger 
in der Rage des Objekts als in deren fonftigem Inhalte zu fuchen 1°), 

Das Örtliche Rechtsgebiet der vertragsmäßig begründeten Forberungsrechte 
fann nicht durch die räumliche Beziehung eines Objekts, fondern nur durch die 
beftimmende Willensrichtung der Parteten feftgeftellt werden. Es ift zunächit 
denkbar, Daß die Gontrabenten eine auf das anzuwendende Recht unınittelbar bezüg« 
lie Verabredung getroffen haben. Iſt Dies nicht gefchehen, fo ijt in ver Kegel!) 


verletenden Ungleichheit führen würde. Hierauf beruht die Beſtimmung der beutichen 
Wechſel⸗O., 8 84. 

*72) Für die Rechtsfähigkeit will Bar, I S. 390, Stobbe, I 8 30% das Geſetz entſcheiden 
laſſen, dem das zu erwartende Recht im Uebrigen unterliegt. Nur für die Handlungsfähigkeit 
ſoll die lex domieilii maßgebend ſein. 

8) Eine neuere Anficht, welche auch in das Sächſ. Geſetzbuch, $ 7, 13, 15, 16 überge- 
gangen ift, jubftituirt dem Rechte des Wohnfites das Recht des Staats, dem der Be- 
theiligte angehört. Ebenſo Wecjjel-D. 84. Aber die Staatsangehörigleit ift oft von geringerem 
Einfluße auf die perfönlichen Berhältnifie, als das vieljährige außerhalb des Heimathoſtaats ge⸗ 
wählte Domicil. Auch verfagt jene Formulirumg den Dienft, wenn in dem Heimathsſtaate 
verfchiedene Provinzialrechte gelten. — Perſönliche Standesqualitäten, 3. ®. der Adel, werben 
beurtheilt nad dem Domicilvechte zur Zeit ihrer Begründung, auch wenn fpäter da8 Domicil 
verändert worden: ift. 

9) So Savigny, S. 135 fig. U. A. Wächter, Archiv, 25. Bd. ©. 176 fig. 

10) THöl, $ 85. Dagegen Savigny, ©. 171 fig., der beiveglihe Sachen den unbeweg⸗ 
lichen in diefer Hinficht gleichftellt ; bei Sachen mit wechfeinder Tage ſoll dann aus den Ver⸗ 
hältniffen ein Ruhepunkt ausgemittelt werden. * Ebenſo Dernburg, 8 27, Reichsgericht, Bd. 8 
©. 113 u. das Sächſ. GB. $ 10. Nach Pr. LR., Einl. 8 28 foll gemäß der bereit® im 
Mittelalter aufgeftellten Negel mobilia ossibus insunt der Wohnſitz des Eigenthümers oder des 
jonft Berechtigten enticheiden. d. Bar, 1 S. 637 läßt die lex rei sitae für Sachen gelten, die 
fih dauernd an einem Orte befinden, fonft die lex domicilii. 

11) Thöl, ©. 189 fig., ftellt andere Regeln auf und nimmt die obige Entfcheidung nur 
für den Fall an, daß die beftimmt erkennbare Abficht der Parteien auf den Erfüllungsort ge- 
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anzunehmen, daß ficb die Parteien dem Rechte des Orts unterwerfen wollen, 
an welchem die Obligation erfüllt werben foll 1?) ,; nach diefem Rechte wird 
insbeſondere die materielle Gültigfeit 13) und die Wirkung der Obligation be» 
urtheilt, fofern nicht das Recht des angerufenen Gerichts durchaus zwingender 
Natur if. Der Erfüllungsort kann ausdrücklich beftimmt fein ober fich von 
jelbft aus der befonderen Natur einer Obligation, unter Umftänden auch aus 
der Art und Weife der Entftehung einer Forderung ergeben, ſofern fte bie 
Erwartung erregt, daß an einem beftimmten Orte erfüllt werde 14). * Für 
DelictSobligationen ift das Geſetz des Thatorts entſcheidend 122). Für gejeh- 
liche Verbindlichfeiten läßt fich eine allgemeine Negel nicht aufftellen ; im Zweifel 
— aber eben nur im Zweifel — ift die lex domicilii des Schuldners maß- 
gebend. 

Der Sit des Erbrechts ift vermöge feiner Natur als das Recht an einer 
fremden, in einem Hinterlafjenen Vermögen rubenden Berjönlichleit, das Herr- 
Ichaftsgebiet der Nechtsregel, nach welcher der allgemeine perjönliche Zuſtand 
des Erblaffers zur Zeit feines Todes beurtheilt wurde, d. h. deſſen Domicil 15), 
Hiernach werben in&bejondere die materielle Gültigkeit Iegtwilliger Verfügungen, 
die Succeffionsordnung und die Succeffionsbedingungen beurtheilt ! 6). 

Die ehelichen Rechte ordnen fich nach dem ‘Domicilrechte des Ehemanns 


richtet war; es fei zunächſt zu umterfuchen, welches Geſetz, abgeiehen vom Privatwillen, das 
enticheidende wäre, und ob es ein diefen Privatwillen nachgebendes ſei. Indeſſen glaube ich 
die Richtung des Privatwillens auf den Erfüllungsort als das factifch Regelmäßige annehmen 
zu können. Der Grfüllungsort ift das räumliche Gebiet, in weldyem die Obligation ihre haupt» 
fächliche praftiiche Wirkung äußern fol. * Ebenſo Dernburg $ 28°, Entſch. des ROHG. 9 
©. 8 und von Gejeßen des Sächſ. GB. $ 11. Dagegen find für die lex domicilii deg 
Schuldners Bar, 11 S. 18. Das Reichöger. 9 ©. 227 ftellt, wie Gerber, die Entfcheibung 
in den Willen der Parteien. 

12) Ueber den Zufanmenhang ber Frage Über das örtliche Recht der Forderungsrechte 
und der über den Gerichtsftand, das forum contractus, |. Savigny, ©. 2083 fig. 

18) 3. B. die Einrede der Klagenverjährung, exceptio non numer. pecuniae 1. ſ. w. 
Ueber die befondere Stellung der Obligationen im Concurfe |. Savigny, ©. 282 fig. 

14) Der Erfüllungsort if in der Regel ber Wohnſitz oder der Ort der Gefchäftsführung 
des Schuldner. Er kann aber au nach der ausdrüdlichen Beftimmung der Parteien oder 
nad) der ganzen Anlage des Verhältniſſes ein außerhalb des Wohnorts des Schuldners liegender 
Ort fein. Handelt es fich in diefem Falle nur darum, daß der Schuldner dag zu Leiftende an 
einen dritten Ort zu verfenden bat, fo wird bier im Zweifel doch das Recht des Wohnorts 
oder Geſchäftsorts des Schuldners entſcheiden, weil von hier aus bie Erfüllung begonnen und 
unternommen wird. 

*148) Entſch. des ROHGG. 28 ©. 176, 24 ©. 85, des Reichsger. 7 ©. 378, 23 ©. 306; 
Stobbe $ 34%, Bar I ©. 114, Dagegen läßt Sächſ. GB. 8 708 den Wohnſitz des Ver⸗ 
legten zur Zeit der Erfüllung, Gerber die lex fori enticheiden. 

15) Die Suceeffion in Lehen und Fideicommißgüter (das fucceffive Erbrecht) kann nad) 
jeiner Natur nur nad) der lex rei sitae beurtheilt werden, da es fich hier um ben Eintritt in 
ein für alle Zeiten an den Raum ded Grundftüds gebundenes Verhältniß handelt. 

16) Die testamenti factio activa wird nad) bem örtlichen Nechte beurtbeilt, welchem bie 
Frage über die Handlungsfähigteit des Teftators zur Zeit der Errichtung des Teſtaments und 
bes Todes unterworfen war. Savigny, S. 811 fig. 
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als des Haupts der Ehe; nach dieſem richtet fich alſo die Prüfung der Fähig- 
keit zur Abſchließung der Ehe und der Zuläffigkeit einer Eheſcheidung. Der 
Einfluß der Ehe auf die Geftaltung des ehelichen Vermögens wird im Zweifel 
immer nach dem Rechte des erjten Domicils des Ehemanns beurtheilt. 

Die Entftehung der väterlichen Gewalt wirb beurtheilt uady dem Rechte 
des Wohnfites des Vaters zur Zeit der diefelben begründenden Umftänbe ; bie 
Wirkungen derjelben auf das Bermögen der Hauslinder nach dem jeweiligen 
Wohnfize des Vaters. Die Entftehung und Verwaltung der Bormundfchaft 
richtet fi in der Regel nach dem Rechte des Wohnfiges des Mündels 17). 

Die Formen der Rechtsgejchäfte müfjen nach den Borfchriften bes Orts 
eingerichtet werben, welchen das durch jene zu begrünbende Rechtsverhältniß 
unterworfen ift. Eine Ausnahme läßt ein gemeines Gewohnheitsrecht in Bezug 
auf die Formen der Verträge und leptwilligen Verfügungen zu 1°), indem es 
geftattet, fich nach freier Wahl auch der am zufälligen Aufenthaltsorte geltenden 
Formen zu bevienen (locus regit actum). 

* Kine Nenregelung des internationalen Privatrechts wird das Reichsgeſetz- 
buch bringen 1°). 


Drittes Capitel. 


Don den Hedhtsverhältniffen. 


Allgemeines. 
8 24, Ä 

Die rechtlichen Beziehungen der Perfonen zu einander bilden die Rechts⸗ 
verbältniffe. Ihr Inhalt kann äußerſt manmigfaltig fein. In allen Rechts⸗ 
verhältnifien finden fi aber Elemente, welche im Gegenjage zu ihrem wechjelnden 
Inhalte als ſtehen de Grundbeitandtheile Derjelben erfcheinen. Dahin gehören: 
1) Berfonen als Träger des Verhältniffes, 2) Sachen als unmittelbare 
oder mittelbare Objelte, 3) Handlungen und andere juriftiihe Thatſachen 
als Entjtehungsgründe der Rechte. Darüber, fowie über den Schuß der Rechte 
ift im Folgenden infoweit zu Handeln, als das deutſche Recht felbjtändige 
Grundſätze für diefe Lehren darbietet. 


*17) Stobbe $ 84 VII, IX. Sächſ. GB. 8 15, 16 läßt das Geſetz des Staats ent- 
ſcheiden, dem Bater bezw. Mündel unterthan ift. 

*18) Dies ift jet kaum mehr ftreitig. Siehe Wechſ. Ordn. 85, 86. Pr. ER. I, 5 8 111, 
Sächſ. GB. 8 9, e. c. 47, 48, Reichsger. 1 ©. 823, 9 ©. 176, 18 ©. 486. 

19) Zur Zeit iſt die Art, wie die Neuregelung erfolgen foll, noch nicht befannt gemacht. 
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Erſter Abſchnitt. 
Von den Perſonen. 
I. Phyſiſche Perſonen. 


1. Entfichung und Endigung derſelben. 
8 25. 


Der Menich Hat ſchon in feiner leiblichen Erjcheinung ben Anfpruh auf 
Rechtsfähigkeit, auf Perfönlichkeit im juriftiichen Sinne. Sie beginnt mit ber 
vollendeten Geburt des lebendigen Kindes; zum Beweiſe dieſes ſelbſtändigen 
Lebens dienen alle Aeußerungen besfelben, nicht bloß diejenigen, welche in den 
älteren germanifchen und deutſchen Rechten als bie regelmäßigen aufgeführt 
werben 1) 1°), 


1) L. Alam. Tit. 92. Sfpgl. 1, 88. Goſslar. Stat., ©. 18. Sächſ. Lehnr. 30 8 1 
(„Spenne die Sone na des vader bobe lebvet alſo lange, dat man fine fiimme geboren mach 
in vier Wenden des Huſes, fo i® be beerbt mit ſines vader Lene“) Schwipgl. 324 (Lafb.): 
„08 Kind geniejet aljo lange wile daz e din ougen uf getut unbe fiht bie bier wenbe des 
bufes, das find hat geerbt feiner muter gut. Magdeb. Schöff. Urth. bei Haltaus, Gloss. 
p. 2025, aber auch diefelben bei Böhme, Diplomatifche Beitr. 6, 145. — Bhilipps, D. Pr. R., 
Bd. 1 ©. 258, behauptet, daß nach mittelalterlichem deutſchen Recht bloß auf diefe Lebenszeichen 
der Beweis hätte gerichtet werden lönnen. Ebenſo Stobbe, Handbuch 18 87, ber fich darauf 
beruft, daß im mittelalterlidjen Proceß gewifle Thatſachen immer nur in beflimmter Weife 
hätten bewieſen werden können. — Die öffentlidje Beurkundung der Geburt erfolgt nad dem 
Reichsgeje vom 6. Febr. 1875 durch Eintragung in das Standesregifter. 

1a) Das regelmäßige und zwar officielle Mittel zur Inbividualifirung einer Perſon ift 
die Nennung ihres Namens Sowohl der Familien- al8 ber Taufname find Bezeich⸗ 
nungen ber Individualität. Nur ausnahmsweiſe beruht der Familienname einer Perſon auf 
einer willfärlichen Annahme, in ber Regel ift er die Folge eines fonftigen Lebensverhältnifies. 
So haben eheliche Kinder den Familiennamen ihres Vaters, uneheliche den ihrer Dintter, Ehe» 
frauen den ihrer Ehemänner, und zwar in dem Sinne, baß fie nicht bloß ein Recht, fondern 
auch die Pflicht ver Führung ihres Namens haben, bis eine zuläfftge Aenberung berfelben ein- 
getreten if. Der Familienname beruht alfo nicht auf einer willtürfichen Verleihung der Eltern 
n. f. w., fondern auf einer rechtlidhen Ordnung. — Die Aenderung eined Namens durch 
Annahme eines anderen Namens ift an und für fich privatrechtlich zuläffig; da aber der Name 
als das hauptfächlichfte Mittel der Kennzeichnung einer Perlon zugleich von öffentlidem 
Intereſſe ift, fo ift eine Mitwirkung der Regierung bei Namensänderungen in der Natur ber 
Sade begründet. Es wirb daber verlangt, daß die obrigkeitliche Erlaubniß dazu eingeholt 
werbe. Diefe Erlaubniß wird dann ertbeilt werden, wenn bie Behörde conftatirt hat, daß weder 
ein öffentliches Imterefle, noch ein anerkennungswerthes Intereſſe von PBrivatperfonen im Wege 
ſteht — Letzteres 3. B. dann, wenn zu fürchten ſteht, daß Jemand durch die Namensänderung 
Berwandtichaftsrechte erfchleihen, Rechtsanmaßungen präjudieiren, oder wenn Jemand durd) 
Annahme eines anderen Namens das Intereffe beeinträchtigen würde, das eine Familie bieher 
an der Ausſchließlichkeit ihres hiftorifch bedentungsvollen Namens gehabt hat. * Dabei verführt 
bie Verwaltungsbehörde nach freiem Ermeſſen; wenn fte alfo einen beveit8 von Anderen ge= 
führten Namen verleiht, haben die bisherigen Inhaber des Namens kein Einſpruchsrecht da- 
gegen. Wohl aber kann jede Perſon es fich verbitten, daß ihr Name von einem Anderen un« 
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* Die Berfönlichkeit de Menfchen dauert bis zu feinem Tode. Regelmäßig 
muß derjenige, der ben Tod eines Menfchen behauptet, ihn beweijen. Doc) 
wird auf Grund eines im fpäteren Mittelalter ausgebildeten Gewohnheitsrechts *) 
bei Verſchollenen, d. h. bei Perfonen, über deren Verbleib geraume Zeit 
hindurch Ungewißheit herricht, der Tod nad Ablauf gewiffer Friften vermuthet. 
Die Frijten find particularrechtlich Höchft verſchieden bemeifen. Es gelten zwei 
Hauptſyſteme. Das eine ift in der jächfifchen Praxis ausgebildet und gilt noch 
jetzt al8 gemeines Recht: es foll lediglich auf das Lebensalter des Verfchollenen 
ankommen, derart, daß der Verfchollene nah Ablauf von 7O Jahren feit feiner 
Geburt als verftorben gilt. Das andere in der fchlefifchen Praris ausgebildete 
Syſtem fieht dagegen nicht auf das Lebensaleer des Verſchollenen, ſondern auf 
die Dauer feiner Verſchollenheit, alfo auf die Zeit, die feit der letzten glaub- 
baften Nachricht über feinen Verbleib verfloffen ift: die Todesvermuthung greift 
Play, wenn diefe Zeit 10 Jahre beträgt. Auf dem Boden ber fchlefiichen 
Praris fteht namentlich das preußiſche Necht und das Reichsgeſetzbuch ?). 

*Die Todesvermuthung tritt mit dem Ablauf ber gefeglichen Friften nicht 
von Rechts wegen ein, jondern ift zunäcft durch richterliche Todeserklärung 
feitzuftellen. Die Todeserflärung ergeht nur auf Antrag 4); der Antragiteller 


befugter Weile, alfo ohne behörbliche Verleihung oder unvordenklichen Beſitzſtand, geführt 
werde, und fie kann dies Verbot auch im Civilproceß verfolgen: das ift für den abeligen wie 
für den bürgerlihen Namen durch die Gericht8praris feftgeftellt (Reichsger. 2 ©. 147, 5 ©. 178) 
und wird aud) vom RGB. 22 beftätigt. Gerber Hat dagegen ein ſolches Klagerecht, welches ein 
Privatrecht der Perſon am ihrem eigenen Namen vorausfegt, in Abrede geftellt. 

2) Heife und Eropp, Zuriftifhe Abhandlungen, II S. 139. Bruns in Belker's und 
Muther's Jahrb. I ©. 179. Northoff, Archiv f. pralt. Rechtswiſſ. N. 5. 2 ©. 1. 

8) Pr. IR. II, 18, $ 823, REB. 2; auch Sächſ. ©B. 88 (jebody mit 20 - jähriger 
Friſt). Immerhin ift auch bei den Geſetzen, welche ber fchleftichen Praxis folgen, wenigftens 
in Ausnahmefällen das Lebensalter des Verſchollenen erheblid. Einerſeits foll nämlich, 
wenn der Berichollene noch ale Miinderjähriger in Berfchollenheit dam, die zehnjährige Frift 
erft mit feiner Volljährigkeit beginnen, andererjeit® fol, wenn feit der Geburt des Ver⸗ 
ſchollenen 70 Jahre verftrichen find, die Friſt für die Todesvermuthung auf 5 Jahre ermäßigt 
werben. Pr. LR. II, 18 8 829, 830, Sächſ. GB. 38, 89, RGB. 2. — Auch fonft halten 
die der jchlefiihen Praxis folgenden Geſetze an der zehnjährigen Friſt nicht unbedingt feft. 
So ermäßigt 3. B. das REB. $ 3—5 die Frift in folgender Weife: 1) auf 3 Sahre jeit dem 
Friedensſchluß für Perfonen, die in einem Feldzuge als deſſen Theilnehmer verfchollen find; 
2) auf 1 Jahr für Perſonen, die fih auf einem untergegangenen Schiffe befunden haben; und 
zivar wird der Untergang des Schiffe vermuthet nad; einem Jahr in der Oftfee, nach 2 Jahren 
in anderen eurnpäifchen, nach 3 Jahren in außerenropäifchen Meeren, überall vom Tage der 
Abreife oder der letzten Nachricht vom Schiffe gerechnet; 8) für Berfonen, die in irgend eine 
andere Lchensgefahr gerathen und feitbem verfchollen find, auf 3 Jahre. Kür die Veftimmungen 
des RGB. zu 1, 2 bot die ältere, 3. B. die preußiiche und fächfliche Gefetgebung Vorgänge, 
während die Generalllaufel zu 8 neu ift. Siehe Pr. ER. I, 18 35, preuß. Gef. v. 24. Febr, 
1851, Sädjf. GB. 40, 41. Bei den größeren deutfchen Kriegen ift die Verfchollenheitsfrift meift 
durch Sondergefets geregelt worden, 3. B. für 1870/71 durch preuß. Gef. v. 2. April 1872, 

4) Antragsberechtigt find nach preußiſchem Rechte nur nahe Verwandte des Berfchollenen 
oder deſſen Abweſenheitsvormund, IN. II, 18, 88 824—826. Nach dem RGB. dagegen jeber 
Jutereſſent, alfo jogar Gläubiger des Berfchollenen. 
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muß die Berfchollenheit (gegebenen Falls durch feinen alleinigen Eid) glaubhaft 
machen; der Verſchollene ift öffentlich zu laden. Als Todestag gilt nach preußi- 
ſchem Recht der Tag der richterlichen Todeserklärung letztere tft alfo conſtitutiv, 
wirkt „ex nunc“ 5). Nach gemeinem Recht und nach dem Reichsgeſetzbuch gilt 
dagegen als Todestag der legte Tag der Friſt; die Todeserklärung wirkt alfo 
beclaratoriich, „ex tunc“®). Fraglich ift, ob der Verichollene in der Zwijchen- 
zeit bi8 zum Gintritt der Todesvermuthung pofitiv als lebend gilt, ob alſo die 
Todesvermuthung für dieſe Zeit durch eine Lebensvermuthung ergänzt wird 7), 
derart, daß der Verfchollene etwa eine Erbichaft, die ihm in dieſer Zeit anfällt, 
erwerben kann, Preußen und das Reichsgeſetzbuch bejaht die Frage?) — Die 
Todeserflärung kann durch Gegenbeweis oder auch durch bejondere Anfechtungs- 
Mage widerlegt werben; die Erben müfjen alsdann das ihnen etwa ausgehändigte 
Vermögen des DBerfchollenen herausgeben. — Nah älterem deutſchen Recht 
wurde das Vermögen des Berfchollenen, noch bevor er al& tobt galt, feinen 
Erben gegen Sicherbeitsftellung vorläufig zur freien Verwaltung und Nutzung 
ausgehändigt ; hieran hält noch jeßt das franzöfiiche und württembergiſche Recht 
feft?), während Preußen und das Reichsgeſetzbuch das Vermögen für viefe 
Zeit einem gewöhnlichen Vormund oder Pfleger anvertrauen. 

* Für den Fall, daß mehrere Perjonen in der nämlichen Gefahr ums Leben 
gefommen find, wirb die römijche Vermuthung über die Zeitfolge ihres Todes 
bon den neueren Geſetzen meiſt verworfen und Dagegen bie Vermuthung ihres 
gleichzeitigen Todes aufgeftellt 19). 


2, Einfluß befonderer Aufände anf die Rechtsverhältniſſe der Perſonen. 
A) Hatürlihe Bufände, 
8 26. 


Der Unterſchied des Gefchlechts trat im älteren beutichen Rechte in ficht- 
bareren Wirkungen hervor, al8 im römifchen, weil bie Motive des einheimijchen 
Privatrechts größtentheil® dem öffentlichen Neben entlehnt waren, in dem nur 


5) Pr. 2R. IL, 18 8 885 ; fiehe aber auch I, 1 $ 88. 

6) Regelsberger, Bandelten, 1 ©. 252. NGB. 8 7. Ebenfo Sächſ. ©B. $ 43. Bei ben 
abgefürzten Friften wird nah REB. 7 der Todestag zum Theil noch früher angenommen. 

7) Seibftverftändlich ift die Lebensvermuthung nicht; denn in der Zmilchenzeit kann es ja 
das Geſetz dabei bewenden laſſen, daß das Leben des Berfchollenen ungewiß if. Den NRachtheil 
würde dann tragen, men die Beweisiaft trifft. Wer beweifen muß, daß der Berichollene todt 
iſt — 3. B. derjenige, der fein Vermögen als Exbe beanfprudt — vermag es nicht ; denn bie 
Friſt der Todesvermuthung ift noch nicht abgelaufen. Und wer beweifen muß, daß der Ber- 
ſchollene noch lebt — z. B. fein Bormund, der feine Benfion erheben oder eine ihm angefallene 
Erbichaft antreten will, — vermag es gleichfall® nicht; denn wie der Tod fo ift auch da8 Leben 
des Verſchollenen ungewiß. 

8) Pr. EN. I, 18 37, 38, ROB. 8 7, 9. 

9) Roth, 1 ©. 856, 359. 

10) Pr. ER. I, 1 8 39, RGEB. 10. Noch allgemeiner Sächſ. ©. 2007. 
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der Mann, nicht auch Das Weib zu wirken berufen tit. *&o erſchien es durch⸗ 
aus natürlich, daß die Frauen lebenslänglich unter Vormundſchaft (Gefchlechts- 
vormundfchaft) geftellt wurden, daß fie nicht als lehnsfähig galten, daß fie 
im Erbrecht Hinter den Männern zurüditanden u. |. f. Je mehr fich aber 
das Privatrecht jenem Einfluffe des Öffentlichen Rechts entzogen hat, deſto mehr 
find auch allmählich die privatrechtlichen Wirkungen der Geſchlechtsverſchieden⸗ 
beit verſchwunden. Erhalten Hat fich eigentlich nur die Lehnsunfähigkeit der 
rauen — beim Zurüdtreten des Lehns im heutigen Recht wenig wichtig mehr 
— und die Zurüdjegung der Frauen im Erbrecht bei gewiljen Güterarten, 
nämlih den Stammgütern, den amilienfivetcommiffen und höchſt particulär 
bei Bauergütern ?). Im Uebrigen find dagegen jebt die Frauen den Männern 
privatrechtlich gleichgejtellt. Namentlich ift von einer Geſchlechtsvormundſchaft 
feine Rede mehr °). Und nicht bloß die für die Frauen ungünftigen, fondern 
auch die ihnen günftigen (römifchen) Beftimmungen, namentlich die weiblichen 
Nechtswohlthaten bei der Bürgfchaft, find durch bie neuere Geſetzgebung meift 
bejeitigt °° und werben vom Reichsgeſetzbuch ganz abgefchafft. 

Körperlicher Geſundheit fchrieb das ältere deutfche Recht einen bedeutenden Ein⸗ 
fluß auf die Handlungsfähigfeit der Perſonen zu, da man in jener Zeit ur 
jprünglicher, rein finnlicher Anfchauungen die menſchliche Willenstraft nicht ohne 
Verbindung mit entiprechenden phyſiſchen Kräften zu denken gewohnt war *). 
* Die mittelalterlichen Quellen geben biejer Auffaffung ſogar mit Vorliebe Aus- 
druck: wer nicht mehr dad Schwert heben, wer nicht mehr das Roß befteigen 
kann, darf feine Habe nicht mehr veräußern, e8 fet denn, daß die Erben ihre Zu- 
jtimmung geben. Deshalb find denn auch die ung fo geläufigen Verfügungen auf dem 


1) &d. Roth, 204. Nulli mulieri liberse . . liceat iu sui potestatem arbitrium, id est 
selpmundia vivere. Heusler, II S. 508. 

2) Auch die Regel, daß Frauen nur über ihre eigenen Nachkommen die Vormundſchaft 
führen können, gehört hierher. 

8) Die Gefchlechtsvormundfchaft hat fich Übrigens in fehr abgefchmächter Geftalt noch bis 
in bie neuefte Zeit erhalten, ift aber jetzt überall aufgehoben, zulettt wohl in Hamburg 1871, 
in Wismar 1875. Roth, 1 ©. 871. 

3a) Nämlich reichBrechtlid für die Handelöfrauen durch HGB. 6, für die Gewerbefrauen 
durch Gew.⸗Ordn. 11; Iandesrechtlich für die übrigen Frauen z. B. in Preußen 1869, in 
Bayern 1871 u. f. f., nicht dagegen in Württemberg und Mecklenburg. Roth, 1 ©. 872°, 

4) Sſp. I, 52 & 2: Alle varende have gift de man ane erveon gelof in allen steden,.. . 
al de wile he sik so vermach, dat he begort mit eme sverde unde mit eme scilde up en 
ors komen mach, von eme stene oder stocke ener dumelne ho, sunder mannes helpe, deste 
man yme dat ors unde de stegerip halde. Svene he disses nicht dun ne mach, so ne mach 
he geven noch laten noch lien, dar he’t jeneme mede geverne, de is na sime dode wartende 
si. Vol, Grimm, RechtSalterth., S. 95 fig. Gloſſ. zu Sachſenſp. I, 52 („Wer fein Gut 
alsdann erft vergiebt, da er es nicht mehr genießen kann, der vergiebt nicht das fein, fordern 
das feiner Erben iſt“). Goslariſche Stat. (Göfchen), S. 9, 3. 6—19. Görliger Landr. 45. 
Freiburger Stadtpriv., $ 62. Magdeburger Recht von 1261, $ 18 (Gaupp, Das alte magbe- 
burg. und ball. Recht, S. 284). Nibrecht Gewere, ©. 208. Sydow, Erbrecht ded Sachſenſp., 
Note 557. Pauli, Abhandl. aus d. lüb. Recht, Bd. 3 S. 199 fig. Bgl. Wigand, Pro- 
vinzialrecht des Fürftenthums Minden u. |. w., ®b. 2 (1834) ©. 140 u. ſ. w. 
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Xodtenbette völlig ungültig. Im neuerer Zeit iſt dieſe Auffaffung ver- 
fhwunden ®). Auch die mittelalterliche Regel, daß gewilje förperliche Gebrechen 
die Nechtsfähigfeit vermindern, 3. B. Krüppel und Ausſätzige nicht erbfähig 
find ®), ift jegt nur noch im Lehnrecht praktiſch. 

+ Mas den Einfluß des Alters auf die Rechtsverhältniffe der Perfonen 
betrifft, jo haben viele Particulargefege pen Großjährigleitstermin vom römifchen 
Rechte abweichend beftimmt, nach dem Vorgange bes Älteren deutſchen Rechts 7). 
Nach dem Neichsgefek vom 17. Februar 1875 tritt jet die Großjährigfeit im 
ganzen Gebiete des Deutſchen Reichs mit dem vollendeten 21. Jahre ein, eine 
Regel, die das Reichsgeſetzbuch Lediglich beitätigt, nur für Iandesherrliche 
Tamilien und die Familie Hohenzollern verbleibt e8 bei dem bausgefeglichen Boll» 
jäbrigleitstermin, meift dem 18. Lebensjahres). Doc ift nach römischen Vor- 
bilde geitattet, daß Minderjährige über 18 Jahre für volljährig erklärt werben 9); 
Iandesrechtlich macht endlich die Heirath volljährig 19%), was aber dur das 
Reichsgeſetzbuch befeitigt wird. 

* Die Hanblungsfähigleit der Minderjährigen wird von den deutſchen Geſetzen 
zum Theil nach römifchen, zum Theil nach felbjtändig aufgeftellten Regeln be- 
ftimmt. So wirb bie völlige Geichäftsunfähigfeit der Kinder unter 7 Jahren 
nach römiſchem Vorbilde beibehalten, dagegen die römiſche Unterjcheibung 
zwiichen Minderjährigen über und unter 14 Jahren verworfen 11); bie beiben 


5) Das Yüb. Recht v. 1586 I, 10, 8 hat den Grundfag noch; doch ift er gewohnheits⸗ 
rechtlich bejeitigt. Dagegen foll er noch nach Bamberger und Ofterftaber Recht gelten. Roth, I 
8 66°, 

6) Sp. I, 4: Uppe altvile unde uppe dverge ne irstirfi weder len noch erve, noch 
uppe kropelkint . . . De meselseke man ne untveit weder len noch erve. 

7) Bol. vorzüglich Kraut, Die Vormundſchaft, Bd. 1 (1885) S. 110 fig. Schröder, Rechts⸗ 
geſch. 5 11 7%, 61 Nr. 1. Brunner II ©. 81. „Urfprünglid war der Mündigleitstermin ein 
jehr früher, nämlich 3. B. bei ben Salfranfen das 12, ober 3. B. bei den Ribuariern ba 15. 
Jahr. Später wurde er in manden Rechten weiter hinausgefchoben, beſonders häufig in das 
18, Jahr (3. B. im langob. Recht, L. Liutpr. 19, fpäter auch in der Goldnen Bulle Kap. 7 
$ 4 für die Kurfürcften); andere Rechte dagegen, 3. B. Sachſenſp. I, 42 $ 1, fetten jenem 
Zermin des 12. Jahres („zu feinen Jahren kommen“) noch einen zweiten mit beſchränkteren 
Wirkungen an die Seite, nämlich das 231. Jahr (‚zu feinen Tagen kommen”). Neuere 
Portienlargefege nehmen bald das 21. (fo in Sachſen, Preußen, Bayern, Baden), bald das 28., 
24. oder das 235. Jahr an.” 

8) Siehe Berfafl. von Preußen 54, Bayern 7, Württemb. 9, Sachſen 8. 

9) 3.8. Sächſ. GB. 1967, preuß. Vormundſchaftsordn. v. 1875 8 61, RGB. 12, 18, 
Die Beichräntung, daß der für volljährig Erklärte nicht Über Grundftüde verfügen kann, wird 
vom Sächſ. GB. 1969 feftgehalten, dagegen von ber preuß. Vorm. Ordn. und dem RGB. 
abgeſchafft. 

10) Nur die minderjährige Eheſrau in Hamburg, Württemberg u. ſ. f., auch den minder⸗ 
jährigen Ehemann in Bayern, Bremen u. f. f. Motive I ©. 58. 

11) Dies ift zwar nicht durch die Reichspolizeiordn. v. 1548, welche oft als Beleg ange⸗ 
führt wird, aber durch ein allgemeines Gewohnheitsrecht feftgeftellt und von allen neueren Ge⸗ 
fegbüdhern anerkannt. Stobbe I 5 40 Aum. 16b, Negelöberger, PBanbelten I ©. 482. 
Abw. fiir das gemeine Recht Windfcheid, Pandelten 18 71°, Ueber älteres deutiches Hecht 
Heusler I ©. 2302, 
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legteren Klaſſen der Minderjährigen jtehen vielmehr gleichmäßig unter elterlicher 
oder vormundſchaftlicher Gewalt und bedürfen gleichmäßig zu allen Gefchäften, Die 
thnen nicht lediglich einen rechtlichen Vortheil bringen, der Einwilligung ihres 
Gewalthabere. Die Behandlung eines Vertrages, den der Minderjährige ohne 
deiſe Einwilligung abjchließt, ift in den neueren Gefegen verfchieden. Das Reichs⸗ 
geiegbuch bejtimmt Folgendes: der Minderjährige und fein Gewalthaber find 
an den Vertrag nicht gebunden; Dagegen ift Die andere Vertragspartei gebunden, 
jofern fie die Minderjährigfeit ded Gegners bei Abfchluß des Vertrages gelannt 
bat; doch kann fie den Gewalthaber auffordern, fich darüber zu äußern, ob er 
den Vertrag nachträglich genehmigen will, und fie wird frei, fofern der Gewalt- 
baber die Genehmigung ablehnt ober binnen 14 Tagen eine Erklärung über- 
haupt nicht abgiebt, fannte fie dagegen die Minderjährigkeit des Gegners nicht, 
jo wird fie an den Vertrag erjt dann gebunden, wenn ber Gewalthaber feine 
Genehmigung nachträglich ausfpricht, und kann, bis dies gefcheben, ihren Nüd- 
tritt erklären 1?). In einzelnen Fällen kann nach neueren Gefeken der Gewalt- 
baber den Minderjährigen zu gewiffen Gejchäften im Voraus ermächtigen; fo 
hat ein Minderjähriger, dem der Gewalthaber unter Genehmigung des Vor⸗ 
mundjchaftsgerichtes den felbftänpigen Betrieb eines Ermwerbsgefchäftes geftattet 
bat, die Ermächtigung zur felbftändigen Vornahme aller Rechtsgeſchäfte, welche 
ber Gejchäftsbetrieb mit fich bringt, ausgenommen folcher Gefchäfte, zu denen 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nöthig ift; ebenfo darf ein Minder- 
jähriger, dem ber Gemwalthaber ven Eintritt in ein Arbeitsverhältniß erlaubt 
bat, alle Rechtsgeſchäfte allein vornehmen, welche die Eingehung oder Aufhebung 
eines derartigen Arbeitsverhältnifies betreffen 1°). Die römische Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand bei Rechtsgejchäften Minderjähriger wird von den meiften 
neueren Geſetzen beſeitigt 14). 

Eine Entmündigung Großjähriger ift nach dem Reichsgeſetzbuch 15) nicht 
bloß wegen Geiſteskrankheit und Verſchwendung, fondern auch wegen Trunkſucht 
zuläjfig, wenn fie den Trinker zur Beforgung der eigenen Angelegenbeiten uns 
fähig macht oder feine Familie der Gefahr des Notbftandes ausſetzt oder bie 
Sicherheit Anderer gefährdet. Kin entmünbigter Trinfer oder Verſchwender 
ſteht rechtlich einem Minderjährigen über 7 Jahre, ein Geiftesfranfer, mag er 
entmühbigt fein oder nicht 1%), einem Kinde unter 7 Jahren gleich. 


12) RGB. 8 80 fig. 

13) Preuß. Gef. v. 12. Juli 1875, $ 4, 5. REB. 8 86, 87. 

14) 3. 8. vom Preuß. Gef. v. 12. Juli 1875, 10. Ebenſo ftillfchweigend vom RGB. 

15) ROB. 14, 78, 88, 

16) Es befteht aber der Unterfchied, daß die Handlungen der Entmündigten ſtets nichtig 
find, auch wenn fie in einer Zwiſchenzeit völliger Geiftesgefundheit vorgenommen wurden, daß 
bagegen die Handlungen der nicht entmünbigten Kranken nur dann als nichtig gelten, wenn fie 
in die Zeit frankhafter Willensunfreiheit fallen. REB. 78. So ſchon früher Pr. ER. I, 4 
8 25, c. c. 502. Ueber gemeined Recht, Roth II S. 470. Regelsberger 1 ©. 485, 
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B) Staatlihe und gefelfchaftlihe Buflände. 
8 27. 


Die Stellung, weldhe Iemand in Staat oder Gefellihaft einnimmt, übt 
einen Einfluß auch auf das Privatrecht aus. Es ift möglich, daß bavon eine 
Verſchiedenheit der "privatrechtlichen Nechtsfähigfeit abhängt. Jener Einfluß 
kann aber auch ein weniger unmittelbarer jein, wenn er fich nämlich nur in 
der Einwirtung kundgiebt, welche die einem politiichen oder gefellichaftlichen 
Zuftande angehörenden Motive auf Die Richtung des privatrechtlichen Handelns 
in der Begründung von Rechtsverhältniſſen äußern. Im Wejentlichen 
befteht hierin allein noch die Bedeutung, welche im heutigen Rechte der Stellung 
Semandes als Mitglied eines Standes für das Privatrecht zukommt. 

Es giebt Stände mit vollftändiger rechtlicher Organijation, welche dem 
öffentlichen Rechte des Staates oder der Kirche angehören. Dies iſt z. B. ber 
Fall, wenn die Ritterfchaft eine mit befonderen politifchen echten ausgeftattete 
Klaſſe der Staatsbürger bildet, ferner bei der Geiftlichleit namentlich Der 
katholiſchen Kirche. Andere Stände find bloße Zufammenfaffungen von Berufs 
Haffen, auf welche die Geſetzgebung in der Aufitellung einzelner Rechtsſätze 
Rüdficht nimmt, ohne fie in einer rechtlichen Organifation zu confoliviren; fo 
der Stand der Staatsdiener, der Kaufleute, der Grundbefiter. Noch andere 
Stände haben nicht einmal dieſe Bedeutung für das Recht und find lediglich 
Stände im rein gefellfehaftlichen Sinne, wie dies in vielen Ländern mit dem 
niederen Adel und mit den f. g. Honoratioren der Fall ift. Es ergiebt fich 
hieraus, daß die Stände im Ganzen heutzutage feine privatrechtlichen Körper 
find, jondern theils Erſcheinungen des öffentlichen Rechts, theils bloße Gruppen 
des geſellſchaftlichen Lebens, und zwar mit oder ohne Geſtaltung der Mitglied⸗ 
Schaft als perſönliches BPrivilegium des Einzelnen. Freilich bleiben fie nicht 
ohne Einfluß auf das Privatrecht, indem die eigenthümlichen Triebe, welche im 
Gebiete des Staats⸗ oder Geſellſchaftslebens zur ftändifchen Gruppirung führen, 
auch in der Erzeugung privatrechtlicher Nechtöverhältniffe wirffam werben. So 
erfcheinen fie zwar vielfach al8 Borausjehungen und Motive von Privat- 
rechtsinftituten, aber fie find deshalb nicht felbft Inftitute des Privatrechts. 

Diefe Auffaffung ift nicht die des mittelalterlichen Rechts. Da in ihm 
das Privatrecht noch nicht vom Öffentlichen Rechte geichieben ift, fo wird ben 
Standesverſchiedenheiten nicht eine bloß indirecte Einwirkung auf jenes zuge- 
ftanden, fondern es bequemt fich ihnen fo weit an, daß es fich in fo viele 
Theile fpaltet, als fich verichiedene Stände herausſtellen, Landrecht, Nehnrecht, 
Hofrecht, und gemwilfermaßen gehört hierher auch das Weichbildreht!). Der 
größte Theil unſeres einheimifchen Privatrechts hat ſich ſonach als Standesrecht 
ausgebildet. Aber gerade hiergegen find die Strebungen der neueren Zeit, und 


1) Dies Halte ich auch jet noch aufrecht, troß der Gegenbemerkungen Heusler's, 5 8. 
17. Aufl. & 
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zwar, wie man einräumen muß, mit vollem Erfolge gerichtet worden. An bie 
Stelle jener perſönlichen Gebundenheit in der älteren Stänbeglieberung ift all- 
mählich der volle privatrechtliche Individualismus getreten. Unter dem Einflufje 
dieſer Entwidelung bat fi das Privatrecht der Einwirkung des Öffentlichen 
Ständerechts entzogen und feine Bafis in einem Syitem von Rechtsinſtituten 
gewonnen, das nur noch eine Zufammenfafjung unter dem Begriffe der allge- 
meinen privatrechtlihen Perfönlichkeit zuläßt. Hier tft daher von den Ständen 
nur infoweit zu veben, als fie indirect auf das Privatrecht einwirken. 


8 28. 


Der hohe Adel umfaßt diejenigen Familien, welche im alten Deutfchen 
Reiche die Reichsſtandſchaft, d. h. die Mitgliedichaft im Neichstage befaßen. Er 
fällt mit dem vormals reihsunmittelbaren Adel nicht zufammen; denn viele 
reihsunmittelbare Familien befaßen feine Reichsftandfchaft, z. B. die Neichs- 
ritter, während umgelehrt manche lanbjäffige Familie der Neichsftandichaft 
nicht ermangelte !). Der hohe Abel zeigt zunächſt in Folge feiner politifchen 
Stellung und feiner Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Negenten eine Ein- 
wirkung auf das Inftitut der Ehe, indem er die Uebertragung ber Rechte des 
boben Adels auf die Nachlommen an die Bedingung einer ftandesmäßigen 
Ehe knüpft. Davon wird fpäter im dritten Buche die Rede fein. Weitgreifender 
wirken bie Intereffen des hohen Adels (zum Theil auch der ehemals reichs⸗ 
unmittelbaren Nitterfchaft) auf die das Immobiliarfaden- und das Erbredt 
betreffenden Verbältniffe ein. Der Gejammtheit der hieraus hervorgegangenen 
Rechtsinftitute, welche man häufig in einem f. g. Privatfürftenrecte 
zufammengefaßt hat, liegt die Idee zu Grunde, daß eine Samilie dieſes Adels 
troß des Wechfeld der Generationen ein jelbftändiges Biftorifches Individuum 
bilden folle; alle vergangenen, gegenwärtigen und zukünftigen Glieder erfcheinen 
nur als die zeitlichen Träger einer geiftigen Einheit, des abeligen „Hauſes“. 
Die reelle Grundlage dieſes zunächft nur fittlichen. Gedankens?) wird nun durch 
eine bejonvere Gejtaltung des Grundeigenthums gebildet, und zwar mit Hülfe 
von Rechtsinftituten, deren gemeinfamer Charakter in der Möglichkeit befteht, 
auf eine unbegrenzte Zukunft Hin in einer für bie bereinitigen lieder der 
Familie bindenden Weife zu disponiren (Familienfideicommiß, Familienſtiftung, 
Erbverbrüberung u. |. w.) 2). Dieſe Rechtsinſtitute ‚Haben ſich aus ber fort- 


*1) 3.8. die Stolbergs, welche preußifche Unterthanen waren. — Der Titel ift für den 
Begriff des hoben Adels gleichgültig. Es giebt Grafen, die hochabelig find (3. B. die Erbach, 
Caftell), und Fürſten, die zum nieberen Adel gehören (Fürft Putbus, Fürſt Blücher u. f. f.) 

*2) Abweichend legt Gierle in Grünhut's Ziſchr. 5 S. 557 diefem Gedanken einen be 
fimmten Recdtsfinn bei, indem er die hochadelige Familie für eine juriftiiche Perſon erklärt. 
Siehe unten 8 81°, 

8) Ueber die Kormulirung bes Rechts bes hohen Adels in f. g. Hausgeſetzen |. Gerber in 
f. u. Ihering's Jahrb, Bd. 3 ©. 433 fig. — AB ein Mufter lan das Hausgeleg im Ge⸗ 
fchlechte der Grafen und Herren von Giech (heramsgeg. von Gerber 1858) gelten. 


Hoher und nieberer Adel. 8 28. 29, 51 


geſetzten Webung vereinzelter Rechtsgeſchäfte gebilbet, und e8 hat Tange gedauert, 
bis dieſer Charakter überwunden und eine allgemeine Anerkennung ihrer Berech- 
tigung als objeltiver Inftitute des Rechtsſyſtems errungen worden ift (vgl. 8 20). 
Freilich tritt auch bei diejen, wie bei allen Rechtsbildungen, welche ohne Unter- 
ftügung der Gefeßgebung nur dur die Doctrin gefchehen, die Erſcheinung 
hervor, daß felbft die Grundprincipien ſchwankend und unficher bleiben. 

Der niedere Adel t) erfcheint im Privatrechte, infoweit er nicht die oben 
geſchilderten Rechtsinſtitute auch für fich in Anfpruch nimmt, nur wirkſam als 
Bedingung zur Erwerbung von abeligen Lehen). Außerdem bedingt er oft 
ftatutarifch den Eintritt in geiftliche und weltliche Nitterorben und Stifter und 
den Genuß der damit zufammenbängenden Pfründen ©), Hierzu wird häufig 
alter Abel, jedoch mit verjchiedener Beitimmung der Ahnenzahl erforvert 7). 


8 29. 


Die Stellung Jemandes ald Mitglied der übrigen Stände bat in noch 
weit geringerem Grade auf die Privatrechtöverhältniffe Einfluß. ‘Der Bürger- 
ftand als folder wirkt auf das Privatrecht in keiner Weiſe geftaltend ein ?), 


4) Der niedere Adel kann nur burch ein Privilegumm des Landesherrn neu erworben werden. 
In manden Ländern ift der Adel auch mit der Verleihung gewiffer Orden verbunden, in ber 
Regel aber nur der perjönlihe. Der erblicdhe Abel wirb auf die eheliche Defcendenz über⸗ 
tragen, welcher aud) die durch nachfolgende Ehe legitimirte Defcendenz, nad) Pr. LR. II, 2 
8 603 auch die burd) landesherrliches Nefeript legitimirte gleichfteht; auf adoptirte Kinder gebt 
der Adel nicht über. Er wird verloren durch einen der StaatSregierung angezeigten Verzicht 
— früber auch bei Begehung gemwifer Verbrechen und Betreibung gemeiner Gewerbe, auch 
Eintritt im bürgerliche Innungen. Ein längere Zeit nicht gebrauchter Adel Tann auf Antrag 
„ernenert” werben. 

5) Zu erwähnen ift auch die particularrechtliche Ausichließlichleit des Rechts der Kamilien- 
fideicommifje für den Adel. 

6) Bgl. Mittermeier, Grundfäge, $ 71. 

7) Es werden bald vier, bald acht, fechzehn und mehr gefordert. Hierzu ift ein Beweis 
nöthig, die Ahnenprobe. Diefe befteht in ber Siliationsprobe, d. 5. dem Nachweis, daß bie 
päterlihen und möütterlichen Afcendenten bis auf ben Probanten durch lauter eheliche Zeugungen 
verbunden find, und ber Nitterprobe, d. 5. dem Beweis, daß fie adelig waren. Hierbei werden 
Neugeadelte nicht gerechnet. Die erforderliche Zahl wird duch Zufammenzählen der im einer 
Reihe ftehenden Ahnen auf ber Ahnentafel gewonnen. ine Ergänzung der Ahnenprobe 
gewährt die |. g. abelige Kundſchaft, d. 5. das eibliche Zeugniß ber Standesgenofien, daf 
die fragliche Ahnentafel richtig fei. Perſonen, welchen aus Anlaß der Aboption durch einen 
abeligen Bater der Adel beſonders verliehen worden ift, gelten für ne geadelt. Dagegen wird 
der mit altem Abel geborenen Frau troß ihrer Verheirathung mit einem Bürgerlichen ihr &e- 
burtsftand angerechnet, wenn es fich um den alten Adel der von ihr in zweiter Che geborenen 
Kinder handelt 

1) Bon felbft verfteht fi, daß bier nicht von den Bürgern als Mitgliedern ftädtifcher Ge- 
meinden und von den Bauern als Mitgliedern don Dorfcommunen die Rebe if. — * Der 
Unterfchied zwifchen höherem und niederem Bürgerftande ift privatrechtlich infofern von Be— 
dentung, als der höhere Bürgerftand zu den „erimirten” oder „ſchriftſäſſigen“ Klafien gehörte, 
und in manchen Gegenden für biefe Klaſſen ein befondere® eheliches Güterrecht befteht; fo leben 
in den altheffiichen Theilen von Hefjen-Eaffel die fchriftfäffigen Klafjen nad) römischen Dotalvecht, 
während für die niederen Klaffen Errungenſchaftsgemeinſchaft gilt. 

4% 
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Shöffe, VBorfprecher, Bormund, Zeuge und Richter zu fein”), ſowie ded Rechts 
des Wergeldes 8), des Unfchuldseid! ?), und überhaupt der Befugnifle, welche 
nur von der Boraudfegung befonderen Bertrauend abhängen 1%). Die Ehr- 
lofigfeit, wo diefe Benennung technifh iſt 1u), war nur eine Bezeichnung 
für die aus folhen Verbrechen bervorgehende Rechtlofigfeit, welche ein befonderd 
heiliges Band oder eine befonderd ehrwürdige Pflicht verlegen 12), wie geſchworene 
Zreue und dad Gaftrebt. Die Ehtlofigfeit (Unechtheit) 1°) endlih war 
der aus der Verächtlichkeit der Lebensweiſe 14) und der unehelichen Geburt 75) 
heroorgehende Mangel der gerichtlichen Ehrenrechte, des Wergeld8 und bei 
legterer auch der Erbfähigfeit ?®). 

Die Unbeftimmtheit diefer Begriffe ließ e8 zu, daß man beim Eindringen 
ded fremden Rechts in der römischen Infamie nur die Wiederholung ded eigenen 
Mechts zu erfennen meinte1?), und man berief fich fortan in diefer Lehre faft 
immer auf die fremden, bei äußerlicher Betrachtung ähnlich erfcheinenden Inſtitute. 
Der Umftand aber, daß die römische Infamie, ein aus den politifchen Ber- 
hältniffen Rom entfprungenes Inſtitut, fchon an ſich gar nicht darauf angelegt 
war, das römifche Staatsweſen zu überdauern 18), daß überhaupt jede Zeit und 
jedes Bolt die Beftiinmungen über Schmälerung oder Entziehung der bürger- 


7) Dal. Sſp. III, 65 8 1,708 1, II, 182 8 8. Sfp. I, 51 $ 8; II, 28 $ 1; Constit. 
pac. a. 1235 (Pertz, Monum. Germ. hist. IV p. 816). 

8) Bgl. Sip. IT, 45 8 11. 

9) Sip. I, 49. Schwſp. (Laßberg) 48. Richtſt. Landr. 88. 

10) Darin die ratio von Sſp. II, 26 $ 2 u. 8, und II, 36 $ 1, 

11) Dies ift z. B. nicht der Fall bei Sip. I, 5 $ 2 (wiflike ere) und häufig. DBgl. 
Haltaus, Gloffar., ©. 268. Daß aber das Wort „Ehre kein techuifches fei für Stanbes- 
rechte, ſcheint mir ziemlich deutlich gerabe aus ber Ueberſchrift des Kaiſerrechts III 5, von 
grossen eren der rittere bervorzugehen,, welche Hillebrand S. 33 für das Gegentheil eitirt. 
Die darauf gegründete Anficht, daß die Ehrlofigleit ein Verluſt der Standesrechte fei (vgl. auch 
Eichhorn, St.- u. Nechtsgeich. $ 349), entbehrt genügender Begründung; eine ſolche faun natür⸗ 
lich auch nicht in dem Umftande liegen, daß eine Treulofigleit den Austritt au8 dem auf Treue 
berußenden Berhältniffe, 3. B. dem Lehnöverbande, zur Folge hat, 

12) Bgl. Gl. zum Sp. III, 788 1. Sp. 1.40; III, 84 $ 2. Schwſp. (Lafıb.) 278. 
Richtſt. Landr. 88, 51 u. f. w. 

18) Daß Echtlofigfeit abgefehen von der oben Anm. 3 hervorgehobenen Bedeutung auch 
Unechtheit bedeute, Hätte Walter (Deutſches Pr.-R., 8 74, 3) erjehen können aus Sp. I, 
51 8 1 (GGomeyer's Regifter s. v. echtlos), ;Uebrigen® erflärt fi) jetzt auch Stobbe, Handbuch, 
8 47 Anm. 5, gegen diefe Verwendung des Wortes Echtlofigleit. 

14) 3. 8. Kämpfer (Sfp. I, 45 8 8), Spielleute (Sfp. I, 50 8 2). 

15) Sfp. I, 38; III, 48 8 5. Schwſp. (Laßb.) 77. 

16) Bergl. namentlih Sp. I, 50 82 und I, 51 8 1, wo bie Unterſchiede ber Ccht- 
loſigkeit von der Rechtlofigkeit hervorgehoben werden. Zu diejen Unterfchieden in den Wirkungen 
gehört andy, daf die Echtlofen den Unfchuldseid nicht verlieren. Charalteriſtiſch ift für den Un, 
ehelichen der Mangel des Familienrechts. 

17) Diefe Entlehnung des Maßftab8 der eigenen Sittlichleit aus den Normen einer fremden 
und längft verfchwundenen Welt erfcheint als ein Theil des Sichfelbftverlierend, woran die 
deutiche Nation im 17. und 18. Jahrhundert krantte. 

18) Der Beweis bei Savigny, Syſtem b. heutigen röm. Rechte, II, 8 88. 
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fihen Ehre nur auf eigene fittliche Anfchauungen ftügen fann, hat bewirkt, daß 
jene Berirrung ohne dauernden Einfluß auf die Geftaltung diefer Lehre geblieben 
iſt 129). Mitten unter dem Gewebe der dadurch entftandenen Berwirrung haben 
ſich neue Rechtöfäge gebildet *%), in welchen wenigſtens ein Theil jener Älteren 
deutichen Grundfäge wieder zur Geltung gelangt ift. 


1. Ehrlofigteit. 
8 31. 


In engem Anfchlufe an die NRechtlofigkeit des älteren deutſchen Rechts1) 
bat ſich im neueren Rechte der Begriff der Ehrlofigfeit gebildet. Diefe ift die 
Entziehung der bürgerlichen Ehre, ihre Wirkung eine Verminderung. der 
Rechtsfähigkeit. Der Werth ded vollen Ehrenrechts aber bewirkt, daß eine Ent⸗ 
ziehung desfelben nur in den Fällen äußerfter Entfittlihung angenommen wird, 
nur bei ſchweren Verbrechen. Die Frage, wann die Ehrlofigfeit ftattfindet, iſt 
deshalb eine Frage ded Strafrecht? ?), und das Gefeb, welches den Verluft der 
Ehrenrechte regelt, ift dad Strafgeſetzbuch ?). 

* Hiervach tritt der Verluſt der Ehrenrechte nur ein als Folge eines ſtraf⸗ 
gerichtlichen Urtheild. Er ift im Urteil ſtets ausdrüdlich feftzufegen. Die Felt 
fegung kann nur erfolgen, wenn dad Urtheil zugleich die Todesftrafe oder eine 
Zudthautitrafe oder eine mindeitend dreimonatige Gefängnißftrafe verhängt; 
der Ehrverluft kann neben der Todeäftrafe und lebendlänglicher Zuchthausſtrafe 
auf Lebengzeit, neben zeitiger Zuchthausſtrafe auf 2—10, neben Gefängnipftrafe 
auf 1—5 Jahre verhängt werden. Die Wirkung ded Ehrverluſts ift genau 
beftimmt; fie gehört faft ganz dem öffentlihen Rechte an und ift infoweit hier 
nicht weiter darzuftellen, das Privatrecht ftreift nur die einzige Regel, daß der- 
jenige, dem die Ehrenrechte aberfannt find, nicht Vormund, Nebenvormund, 


19) Noch wird dies von Eichhorn, Einl. $ 84, verlannt, der durch Annahme einer rö- 
miſchen und beutfchen Ebrlofigleit den einfachen Geſichtspunkt trübt. 

20) Diefe find namentlich in der neueren Strafgefegebung erfichtlich; fodann aber in ben 
modernen Berfaflungen, Gemeindeordnungen und Specialgefegen ber verfchiedenften Art. 

1) Nicht zu begründen ift die von neueren Schriftftellern aufgeftellte Behauptung, daß die 
alte Rechtlofigkeit fpurlo8 verſchwunden oder gar, daß fie in die hentige Anrüdigleit überge- 
gangen fei. So 3. B. Budde a. a. O., ©. 119 u. A. m. Der Zufammenhang ber alten 
Rechtlofigkeit mit der heutigen Ehrloſigkeit, in welche fie im Laufe der Zeiten umgebildet wurde, 
wird doch durch deutliche Analogien beider Berhältniffe bewiefen. Die Entziehung procefiualifcher 
Ehrenrechte, in denen fich im Mittelalter die Volffreiheit realifirte, ift heutzutage die Entziehung 
gewiſſer Befugniſſe des öffentlichen Rechts; die Strafen zu Hals und Hand und Haut und 
Haar find heutzutage die |. g. entehrenden Strafen. 

2) Mittermaier, Grundf. $ 108. Hiernach verfieht es fich (auch abgefehen von ben nun⸗ 
mehrigen Befimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs 8 31 fig.) von felbft, daß von einer infamia 
immediata nicht mehr die Rede fein fann. A. M. Maregoll a. a. O. ©. 360 fig. Die ent- 
gegenftehenden Beftimmmngen der Neichögejeggebung, nämlich Reichsabſchied von 1550, 8 80, 
Reichsſchluß vom 19. Sept. 1668, Reichspolizeiordnung von 1548, Tit. 22, und von 1577, 
zit. 23 8 2 (Savbigny, Syſtem, 8. Bb. ©. 277 flg.) find bald aus der Prarid verſchwunden. 

3) Strafgejeßbud, Art. 81—37. 
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Curator oder Mitglied eine? Familienrathes fein kann, es fei denn, daß es ſich 
um Verwandte abfteigender Linie handele und die obervormundfchaftliche Behörde 
oder der Kamilienrath die Genehmigung ertheile. 

* Aeltere Gefepe fnüpften an die Verurtheilung zu ſchweren Kriminalfttafen 
noch anderweite privatrechtliche Folgen. Diefe Gefege find durch dad Straf- 
gefegbuch infoweit aufgehoben, als ihre Beſtimmungen troß ihres privatrehtlichen 
Inhalts in erfter Reihe eine Berfchärfung der gegen den Berurtheilten ergangenen 
Strafe, eine Ehrenminderung oder fonftige Benachtheiligung des Berurtheilten 
bezweckten; bierher gehört namentlich die römifh-canonifhe Beftimmung, daB 
Ketzer, Wucherer, Pasquillanten u. f. f. die testamenti factio einbüßen *). 
Dagegen find diejenigen Gefege durch das Strafgeſetzbuch nicht befeitigt, welche 
in erfter Reihe darauf abzielen, die Intereſſen Dritter dem Berurtheilten gegen⸗ 
über zu fügen; fo dauern namentlih die preußifchen Regeln fort, wonach die 
Verurtheilung zu gewiſſen ſchweren Strafen dem Gatten des Berurtheilten ein 
Recht auf Ehefcheidung giebt und die väterlihe Gewalt des Berurtheilten über 
feine Kinder aufhebt 5). Beſtimmungen der lebteren Art enthält au das 
Reichsgeſetzbuch. 

2. Anrüdigleit. 
8 32. 


Entſprechend der Echtloſigkeit des älteren Rechts galt noch bis in dies 
Jahrhundert hinein eine Schmälerung der bürgerlihen Ehre und fomit der 
Rechtsfähigkeit als Folge der Anrüchigkeit (Unehrlichkeit), welche mit gewiffen 
Eigenfhaften einer Perfon verknüpft war. Solche Eigenfchaften waren: 
1) die uneheliche Geburt. Die Wirkungen der darin liegenden Ehrenminderung, 
als Unfähigkeit zum Eintritt in Zünfte *), zur Ordination ?) und zum Lehnd- 
erwerbe 3), fonnten mit Ausnahme der legten durch wirkliche *) und unvoll- 
fommene Legitimation (legitimatio ad honores) 5) gehoben werden. 2) Das 
Gewerbe des Abdederd (Caviller), welches von der Theilnahme an Handwerfen, 
Zünften und Corporationen, deren Vorausſetzung die Unbefcholtenheit der Ehre 
ift, ausſchloß 6). Die Kinder des Abdeckers waren, wenn fie dad Gewerbe nicht 
ſelbſt getrieben hatten, ebenfomenig al® der bloße Inhaber der Cavillereigerechtig⸗ 


4) Windicheid, Pandelten, Bd. 3 $ 589, 

5) Pr. ER. II, 1 5 704, II, 2 8 255. Siehe Sächſ. GB. 8 1740. 

1) Bgl. Reichsſchluß vom 4. Sept. 1731, 8 11, 

2) Cap. 14, X. De filiis presbyt. (1,17). 

8) II. feud. 26, 8 11. 

4) Bol. den in Anm. 1 angef. Reihsfchluß. 

5) Vgl. über diefe Legitimation Eichhorn, Staats- u. R.-&. $ 351 Anm. m und 8 449, 

6) Durch die Keichspolizeiordnung von 1548, Tit. 37 8 1 und von 1577, Tit. 88 8 1, 
jowie dur den Reichsſchluß von 1731, $ 4, wurde eine Menge von Handwerkern von ber 
Unehrlichkeit befreit, mit welcher fie der ausgeartete Zunftgeift belegt hatte. Nur der Schinder 
wurde als unehrlich anerlannt. Bgl. [on die ReichSpolizeiordnung von 1580, Tit. 21. 


Anrüchigkeit. Verächtlichleit. 8 32. 83. 34. 57 


feit und der Scharfrichter mit der Anrüchtigkeit behaftet”). Getilgt wurde 
diefer Mafel 8) in jedem Falle durch die dem Landesherrn zuftehende Ehrenhaft« 
machung ®). 

* Gegenwärtig ift die Anrüchigfeit ohne juriftifche Bedeutung !°). 


8. Verächtlichkeit. 
8 33, 


Die VBerächtlichfeit 1) ift nicht am einzelne fpeciell beftimmte Handlungen 
gefnüpft, fondern die Folge einer Berurtheilung durch die öffentliche Meinung, 
wo fie die Unfittlichkeit, Smmoralität und unmürdige Lebensweiſe?) rügt. Ob» 
ſchon fie daher nicht ein wirkliches Nechtsinftitut, fondern ein rein factifcher 
Zuftand ift, fo hat fie doch gewiſſe juriftifche Wirkungen. Sie bewirkt eine 
Beichränfung der Rechtsfähigkeit in allen Fällen, in welchen der Nichter auf den 
fittlihen Charakter der Perfonen Rüdficht zu nehmen hat ?). 


B) Wegen der Verſchiedenheit der Religion. 
1, Beiden chriſtlichen Keligionsparteien. 
8 34. 


Obſchon der weitphälifche Friede feſtſetzte, daß auch diejenigen, welche ſich 
bei der Ausübung ihrer Religion nicht auf dad Normaljahr berufen könnten, 
im Genufje bürgerlicher und politifcher Rechte zu dulden feien!), fo wurde 
diefe Zuficherung doch durch die anderweite Beftimmung ?) wieder größtentheild 


7) Bgl. Reichsſchluß von 1772, 8 5. 

8 Es herrſcht Streit, ob die Anrüchigen zu den personae turpes gehören, wegen welcher 
den Geſchwiſtern des Teſtators die querela inofficiosi test. zufteht. Dies ift zu berneinen, da 
jene Turpität vorzüglich eine moraliſche Verächtlichleit fein fol. Vgl. auch Kind, Quaest. 
forens. (ed. 2), Tom. I p. 345. Dagegen Marezoll a. a. DO. ©. 390. Walter, Deutſch. 
Pr-R., 8 74, will die querela wenigften® gegen den Abdeder zulaflen. 

9) Bgl. Reichsſchluß von 1772, 8 5. 

*10) Nur das katholiſche Kirchenrecht hält daran feft, daß uneheliche Geburt eine Ir- 
regularität begründet, und verfagt deshalb unehelichen Kindern die Ordination. 

1) Die Verächtlichkeit fällt mit der römifchen turpitudo zuſammen. 

2) 3. B. der Vagabunden, feilen Dirnen u. f. w. 

*3) So bei der Wahl des Vormundes, bei der Verweigerung ber Heirathserlanbniß feitens 
ber Eltern oder des Vormundſchaftsgerichts, bei der Eheſcheidung. 

1) J. P. O., art. 5 $ 34. Subditi, qui — religionis suae exercitium nulla anni (1624) 
parte habuerunt, nee non qui — diversam a territorii domino religionem profitebuntur, pa- 
tienter tolerentur — 8 35. Sive autem Catholici sive Augustanae confessionis fuerint subditi, 
nullibi ob religionem — a mercatorum, opificum, aut tribuum communione, hereditatibus, 
legatis — aliisve — juribus arceantur, — sed in his et in similibus pari cum concivibus 
jure habeantur aequali justitia protectioneque iuti. 

2) J. P. Q., art. 5 8 86. Quod si vero subditus, qui nec publicum nec privatum suae 
religionis exercitium anno 1624 babuit, vel etiam, qui post publicatam pacem religionem 
mutabit, sua sponte emigrare voluerit aut & territorii domino jussus fuerit, liberum ei sit, 
aut retentis bonis aut alienatis discedere. 
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entkräftet, nach welcher e8 dem Landesherrn freiftehen follte, die bezeichneten 
Untertbanen zur Auswanderung zu zwingen. Die Ungleichheit des Rechts⸗ 
zuftandes, welche in Folge dieſes Zugeftändnifjes in vielen Territorien an die 
Abweihung von der im Lande herrfshenden Confeffion geknüpft wurde, ift in- 
deffen wenigften® in der Hauptfache ſchon befeitigt worden durch den fechzehnten 
Artikel der deutſchen Bundesacte 3), welcher allen Unterfchied im Genuſſe der 
bürgerlihen und politifchen Rechte, fofern er ſich auf die Verſchiedenheit der 
chriſtlichen Neligiondparteien ftüßte, in den Ländern ded Deutſchen Bunde? aud« 
ſchloß. Obſchon diefe Vorfchrift allgemein lautete, fo ergab die Gefchichte der⸗ 
felben *), daß fie fih nur auf die drei hriftlichen Religionsparteien, die Katholiken, 
Lutheraner und Reformirten beziehen wollte, fo daß alſo hiernach dad Recht des 
Staat?, die Wirfungen ded Bekenntniſſes für eine feparatiftifche Secte durch 
Beſchränkung der Nechtsfähigkeit ihrer Anhänger zu beftimmen, ungefchmälert 
beftehen blieb 5). Hiergegen war inzmifchen die entfchiedene Forderung der Zeit 
gerichtet und hatte auch bereit3 in den Verfaffungdgefegen der meiften Staaten 
ihren Ausdruck gefunden. Jedenfalls durfte hiernach fchon bisher ald gemeined 
Recht der Sab aufgeftellt werden, daß der Einfluß der Confeffiondverfchiedenheit 
auf die privatrechtliche Stellung der Perfonen aufgehört habe, und daß aud 
der Mebertritt von einer chriftlichen Religiondpartei zur anderen feine Aenderung 
der privatrechtlihen Nechtöfähigfeit bewirke s). Für dad Gebiet ded Deutſchen 
Reichs hat diefe Entwidelung endlich ihren vollen Abſchluß in dem Bundedgefet 
vom 3. Juli 1869 gefunden ?). 


2. In Rückſicht auf die Juden. 
8 35. 
Der Gefihtöpunft für die Behandlung der Berhältnifle der Juden im 
älteren Deutfhen Recht war der, daß fie vermöge der Berfchiedenheit ihrer 


8) Die Bunbesacte, Art. 16: „Die Verſchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien kann 
in den Ländern und Gebieten des Deutſchen Bundes einen Unterfchieb in dem Genuſſe ber 
bürgerlien und politiihen Rechte begründen.” 

4) Klüber, Acten des Wiener Congr., Bd. II ©. 489 fig, Bgl. Zachariä, Deutiches 
Staatd- und Bundesrecht, Bd. 1 ©. 447 fig. Vgl. aud Mohl, Württemb. Staatsrecht, Bd. 1 
S. 375 fig. 

5) KM Reyſcher, Württemb. Privatr., Bd. 1 $ 173. S. überhaupt Wilda in der Ztſchr. 
f. deutiches Recht, Bd. 11 ©. 161 fig. Ueber Sachſen |. Schmidt, Borlef. tiber ſächſ. Privatr. 1 
©. 68 fig. 

6) Bon felbft verfteht es ſich, daß durch Privatdispofition vermögensrechtliche Bortheile an 
das Zugehören zu einer beftimmten Confeſſion geknüpft fein dürfen, 3. B. Pfründen, Stipendien, 
Sideicommiffe, — Ob die Bedingung, die Religion zu ändern, eine conditio turpis fei ober 
nicht, if beſtriten. Die Entfcheivung kann nur aus den Motiven der Partei im einzelnen 
Hall gejchöpft werden. 

7) Bundesgeſetz dv. 8. Juli 1869: „Alle noch beftehenden, aus der Verſchiedenheit des 
religiöfen Belenntniſſes bergeleiteten Beichränfungen der bürgerlihen und ftaatSbürgerlichen 
Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere ſoll die Befähigung zur Theilnahme an der 
Gemeinde- und Landesvertretung und zur Belleibung öffentlicher Aemter vom religiöfen Bekennt⸗ 
niffe unabhängig fein.“ 
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Religion und Nationalität al® Fremde betrachtet?) und von der allgemeinen 
Rechtsfähigkeit ausgeſchloſſen waren. Sie bedurften deshalb eined Schutzes; 
diefen zu ertheilen, war eın Recht ded Kaiferd, dad wegen der an die Faiferliche 
Kammer dafür zu entrichtenden Abgaben der Juden als ein nupbared Regal 
behandelt wurde ?) und fpäter durch Verleihung nicht bloß in die Hände der 
Kurs und Reichfürften °), fondern auch an die unmittelbaren und mittelbaren 
Städte 4) und felbit an die Patrimonialherren gelangte. Der ertheilte Schuß 
war aber widerruflih 5), aud bezog er fich keineswegs auf alle Orte des be- 
ſtimmten Territorium? ®), vielmehr mußten felbft die „wergeleiteten” Suden 7) 
bei ihren Reifen im Lande noch einen befonderen Schug durch Entrichtung eine? 
Leibzolled erfaufen. Aus diefem Gefichtdpunfte erflärt es fich, daß fie (im beften 
Falle) als bloße Schupverwandte vom Erwerb ded Bürgerrehtd, des Grund⸗ 
eigenthums und von allen öffentlichen Aemtern audgefchlojfen und außerdem 
noch mancdherlei vechtlihen Nachtheilen unterworfen waren, welche aus ihrem 
Mangel an vollfommener Perfönlichfeit bervorgingen. Eine Art Gegengabe 
follten die ihnen ertheilten Wucherprivilegien, ſowie gewille Privilegien bei der 
Fahrnißklage 8) bilden. 

Die Beſchränkungen der Rechtöfähigkeit der Juden dauerten noch bis in 
died Jahrhundert fort, freilich mit vielfachen Abfhwächungen. So wurde den 


1) S. Eichhorn, Staate- und Rechtégeſch, 8 297 u. 350. Scheppler, Ueber die Aufs 
hebnng des Judenleibzolls, nebft einer fligzirten Gefchichte der Juden u. f. w., 1805. Spieler, 
Ueber die ehemalige und jeßige Tage der Juden in Deutfchland, 1809. Schmid, Ueber das 
Bürgerrecht der Juden in Deutichland in deffen Journal: „Der deutfche Bund”, Bd. ı Heft 2, 
1816. Stobbe, Die Juden in Dentichland während bes Mittelalters, 1866. Brunner, Rechts- 
geihichte, 1 ©. 275. Heusler, Inftitutionen, 1 ©. 147. — Außerdem vgl. als ältere dogma- 
tifche Schriften: Beck, Tractatus de jur. Judaeor., Bom Recht der Juden, 1741. J. Ch. 8. 
Schröter, Vermiſchte jurift. Abhandl., Bd. 1 ©. 106-3235. Thiel, Prineipia jurisprudentiae 
judaicae per German. commun., 1790, 

2) Bol. Schwfp. 349, 1 (Wadernagel 214). Richardi R. dipl, a. 1262 ap. Schoepflin, 
Als. dipl. 1, 441. Eichhorn, a. a. DO. 8 297 Aum. c. Daher hießen die Juden des heil. 
röm. Reichs Kammerknechte. Leber ihre Abgaben vgl. Eichhorn, a. a. O., Anm. f. 

8) Aurea Bulla IX 1 et 2. Reichspolizeiordn. von 1548, Tit. 20 8 5: „Daß Hinfliro 
Niemand Juden anzunehmen ober zu halten geftattet werden folle, dann benjenigen, die von 
Uns und dem heil. Reich Regalia haben, oder infonderheit derhalben privilegirt ſeynd.“ 

4) 3. B. Urkunde Karl’8 IV. für Sranffurt von 1863 bei Kraut, Grundr., $ 72, 9. 

5) 3. B. Urkunde von 1462 bei Eichhorn, R.-©., $ 297 Anm. d: „So ein Römifcher 
Kaifer oder König gekrönt wird, mag er den Yuben allenthalben im Reich all ihr Gut nehmen, 
dazu ihr Leben und fie töbten, bis auf eine Anzahl, ber lütel fein fol, zu einem Gedächtniß.“ 
Dies Recht ift oft wenigftend infofern ausgeübt worden, als die Juden mit ihrem Bermögen . 
verlauft, verpfändet und ihre Forderumgen cajfirt wurden. 

6) Oft waren die Juden in einer Stadt nur auf das Bewohnen beftimmter Straßen be⸗ 
ſchränkt. Außerdem waren fie noch verpflichtet, fidh durch auszeichnende Kleidung kennrich zu 
machen, an chriſtlichen Feſten fich verborgen zu halten. 

7) D. bh. die durch Schußbriefe, für welche fie das fog. Schutzgeld bezahlten, anfäffig ge- 
worbenen Juden, im Gegenjat der fog. unvergeleiteten. 

8) Neumann, Gefchichte bed Wuchers in Deutfchland (1865), &. 292, 305 fig. Gold- 
ſchmidt in der Zeitichr. f. d. gef. Handelsrecht, Bd. 8 ©. 266 fig. (1865). Unten 8 101, 10%, 
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entkräftet, nach welcher ed dem Landesherrn freiftehen ſollte, die bezeichneten 
Untertbanen zur Auswanderung zu zwingen. Die Ungleichheit des Rechts⸗ 
zuftandes, welche in (Folge diefed Zugeftändniffed in vielen Territorien an die 
Abweichung von der im Lande herrfchenden Confeffion geknüpft wurde, ift in 
deilen wenigſtens in der Hauptfache ſchon befeitigt worden durch den ſechzehnten 
Artikel der deutfchen Bundesacte ®), welcher allen Unterfhied im Genufle der 
bürgerlichen und politifchen Rechte, ſofern er ſich auf die Verfchiedenheit der 
hriftlichen Religiondparteien ftügte, in den Rändern ded Deutſchen Bundes aud- 
ſchloß. Obſchon diefe Borfchrift allgemein lautete, fo ergab die Geſchichte der⸗ 
felben *), daß fie fih nur auf die drei chriftlichen Neligiondparteien, die Katholiken, 
Lutheraner und Reformirten beziehen wollte, fo daß alfo hiernady dad Recht des 
Staat?, die Wirkungen des Befenntnijje® für eine feparatiftifche Secte Durch 
Beichräntung der Rechtöfähigkeit ihrer Anhänger zu beftimmen, ungefchmälert 
beftehen blieb 5). Hiergegen war inzmwifchen die entfchiedene Forderung der Zeit 
gerichtet und hatte auch bereitd in den Verfaffungdgefegen der meiften Staaten 
ihren Ausdrud gefunden. Jedenfalls durfte hiernach ſchon bisher als gemeined 
Recht der Satz aufgeftellt werden, daß der Einfluß der Eonfeffiondverfchiedenheit 
auf die privatrechtliche Stellung der Perfonen aufgehört habe, und daß aud 
der Webertritt von einer chriftlihen Neligionspartei zur anderen feine Aenderung 
der privatrechtlichen Rechtöfähigfeit bewirkte). Für das Gebiet des Deutfchen 
Reichs hat dieſe Entwidelung endlich ihren vollen Abſchluß in dem Bundedgefek 
vom 3. Juli 1869 gefunden ?). 


2. In Rüdfiht auf die Inden. 
8 35. 
Der Gefihtöpunft für die Behandlung der Berhältnifie der Juden im 
älteren Deutfchen Recht war der, daß fie vermöge der Berfchiedenheit ihrer 


8) Die Bunbdesacte, Art. 16: „Die Verſchiedenheit der dhriftlichen Religionsparteien kann 
in den Ländern und Gebieten des Deutichen Bundes keinen Unterfchied in dem Genuffe ber 
bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

4) Klüber, Acten des Wiener Congr., Bd. II ©. 489 fig. Bol. Zachariä, Deutiches 
Staats⸗ und Bundesrecht, Bd. ı S. 447 fig. Bol. auch Mohl, Württemb. Staatsrecht, Bd. 1 
&. 375 fig. 

5) KR Reyſcher, Württemb. Privatr., Bd. 1 8173. S. überhaupt Wilda in der Ztſchr. 
f. deutfche® Recht, Bd. 11 ©. 161 fig. Ueber Sadfen ſ. Schmidt, Borlef. über ſächſ. Privatr. 1 
©. 68 fig. 

6) Von felbft verfteht es fich, daß durch Privatdispofition vermögensrechtliche Bortheile an 
das Zugehören zu einer beftimmten Confeſſion gelnüpft fein dürfen, 3.8. Pfrünben, Stipendien, 
Fideicommiſſe. — Ob die Bedingung, die Religion zu ändern, eine conditio turpis fei oder 
nicht, ift beftritten. Die Entfcheidung kann nur ans den Motiven der Partei im einzelnen 
Fall gefchöpft werden. 

7) Bundesgeſetz v. 8. Juli 1869: „Alle noch beftehenden, aus ber Verſchiedenheit des 
religiöfen Belenntniſſes bergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlihen und ftaat8bürgerlichen 
Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere fol die Befähigung zur Theilnahme an der 
Gemeinde- und Landesvertretung und zur Belleidung öffentlicher Aemter vom religiöfen Belennt- 
nifje unabhängig fein.” 


Religionsverfchtebenheit. Juden. 8 85. 59 


Religion und Nationalität al® Fremde betrachtet?) und von der allgemeinen 
Rechtsfähigkeit ausgeſchloſſen waren. Sie bedurften deshalb eined Schutzes; 
diefen zu ertheilen, war eın Recht des Kaiferd, da® wegen der an die Faiferliche 
Kammer dafür zu entrichtenden Abgaben der Juden al® ein nupbared Regal 
behandelt wurde ?) und fpäter durch Verleihung nicht bloß in die Hände der 
Kurs und Reichsfürſten?), fondern auch an die unmittelbaren und mittelbaren 
Städle +) und felbit an die Patrimonialherren gelangte. Der ertheilte Schuß 
war aber widerruflih 5), auch bezog er fich keineswegs auf alle Orte des be- 
ftimmten Territoriums ®), vielmehr mußten felbft die „vergeleiteten“ Suden ?) 
bei ihren Reifen im Lande noch einen befonderen Schuß durch Entrichtung eines 
Leibzolled erfaufen. Aus diefem Geſichtspunkte erflärt es ſich, daß fie (im beften 
Talle) al® bloße Schupverwandte vom Erwerb des Bürgerrecht?, ded Grund⸗ 
eigentbum® und von allen öffentlichen Aemtern ausgeſchloſſen und außerdem 
noch mancherlei vechtlichen Nachtheilen unterworfen waren, welche aus ihrem 
Mangel an vollfommener Perfönlichkeit hervorgingen. Eine Art Gegengabe 
follten die ihnen ertheilten Wucherprivilegien, fowie gewiſſe Privilegien bei der 
Fahrnißklage ®) bilden. 

Die Befchränktungen der Rechtöfähigkeit der Juden dauerten noch bis in 
died Jahrhundert fort, freilich mit vielfachen Abſchwächungen. So wurde den 


1) S. Eihhorn, Staatd- und Rechtẽgeſch, 8 297 u. 850. Scheppler, Ueber die Aufe 
bebung des Judenleibzolls, nebft einer flizzirten Gefchichte der Iuden u. f. w., 1805. Spieler, 
Ueber die ehemalige und jetige Lage der Juden in Deutſchland, 1809. Schmid, Ueber das 
Bürgerrecht der Juden in Deutichland in deffen Journal: „Der deutſche Bund”, Bd. 1 Heft 2, 
1816. Stobbe, Die Juden in Deutichland während des Mittelalters, 1866. Brunner, Rechts⸗ 
geihichte, 1 ©. 275. Heusler, Inftitutionen, 1 ©. 147. — Wußerdem vgl. als ältere dogma- 
tiſche Schriften: Beck, Tractatus de jur. Judaeor., Bom Recht der Juden, 1741. 3. Ch. K. 
Schröter, Vermifchte juriſt. Abhandl, Bd. 1 ©. 106—235. Thiel, Principia jurisprudentiae 
judaicae per German. commun., 1790, 

2) Vgl. Schwip. 849, 1 (Wadernagel 214). Richardi R. dipl. a. 1262 ap. Schoepflin, 
Als. dipl. 1, 441. Eichhorn, a. a. DO. 8 297 Anm. c. Daher hießen die Juden des heil. 
röm. Reiche Kammerknechte. Weber ihre Abgaben vgl. Eichhorn, a. a. O., Anm. f. 

3) Aurea Bulla IX 1 et 2. Reichspolizeiordn. von 1548, Tit. 20 $ 5: „Daß binfliro 
Niemand Juden anzunehmen oder zu halten geftattet werden folle, dann benjenigen, die von 
Uns und dem heil. Reich Regalia haben, oder infonderheit derhalben privilegirt ſeynd.“ 

4) 3. B. Urkunde Karl's IV. für Frankfurt von 1363 bei Kraut, Grundr., 8 72, 9. 

5) 3. B. Urkunde von 1468 bei Eichhorn, R.-©., $ 297 Anm. d: „Eo ein Römiſcher 
Kaifer oder König gefrönt wird, mag er den Juden allenthalben im Reid) all ihr Gut nehmen, 
dazu ihr Leben und fie töbten, bi8 auf eine Anzahl, der Lütel fein fol, zu einem Gedächtniß.“ 
Dies Recht ift oft wenigftens infofern ausgeibt worden, al8 die Juden mit ihrem Vermögen . 
vertauft, verpfändet und ihre Forderungen caffirt wurden. 

6) Oft waren die Juden in einer Stadt nur auf das Bewohnen beftimmter Straßen be= 
ſchränkt. Außerdem waren fie noch verpflichtet, ſich durch auszeichnende Kleidung kenntlich zu 
maden, an chriftlichen Feſten fich verborgen zu halten. 

7) D. h. die durch Schußbriefe, für welche fie das fog. Schußgeld bezahlten, anfälfig ge- 
wordenen Juden, im Gegenfat der fog. unvergeleiteten. 

8) Neumann, Gefchichte des Wuchers in Deutfchland (1865), S. 292, 305 fig. Gold- 
ſchmidt in der Zeitichr. f. d. gef. Handelsrecht, Bd. 8 ©. 266 fig. (1865). Unten $ 101, 108. 
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Juden der Erwerb ded Grundeigenthums geftattet ?), aber die Beräußerung 
desfelben aus polizeilichen Gründen oft wieder beichränft 10). Auch die freie 
Gemwerbthätigfeit war bie und da durch Ausſchließung der Juden von YZünften 
gehemmt 31). Dagegen waren in vielen Ländern ſchon feit längerer Zeit die 
Rechtsſätze befeitigt, welche aud einem Mißtrauen gegen die fittlihe Yuverläffig- 
feit der Juden hervorgingen 12), al® die Unglaubwürdigfeit ihred Zeugniſſes 
gegen Chriſten 13), das Verbot der Ceffion von Forderungen der Juden gegen 
Ehriften an Chriften 4), die Nothwendigkeit richterlicher Mitwirkung bei Ber- 
trägen zwifhen Juden und Chriften !5), geringere Beweidtraft ihrer Handeld- 
bücher, die Befeitigung der legteren Befchränfungen fegt jedoch den Gebraud) 
einer lebenden Sprache bei Aufzeichnung der Gefchäfte voraud!°), Auch die 
Berfagung der Dotalprivilegien für die jüdische Ehefraut?) war in manchen 
Ländern gewohnheitärechtlich befeitigt 18). Andererſeits wurden auch die Wucher- 
privilegien der Juden meiften® aufgehoben 19). 

* Im Laufe diefes Jahrhunderts find auch die letzten privatrechtlichen Be- 
Ihränfungen der Juden gefallen, fo daß fie jetzt fich völliger Gleichberechtigung 
mit den Chriften erfreuen: diefe vollitändige Iudenemancipation erfolgte zuerft 
in den Gebieten des franzöfiichen Rechts, fodann in Preußen durch das Juden⸗ 
ebift vom 11. Mär; 1812 2°), dann allmäbhlih auch in einzelnen anderen 
Staaten, endlich durch das Bundesgeſetz vom 3. Juli 1869 im ganzen Deutjchen 
Reich. 


9) Der Grund der früheren Ausichliegung vom Erwerb des Grundeigenthums lag größten- 
teils im Mangel des Ortsblirgerrechts. 

10) &o in Württemberg erft nad) breijähriger Bewirthſchaftung, um dem Güterhandel 
vorzubeugen. Vgl. Mohl, Württemb. Staatör., 1 ©. 526, 

11) Bol. Bayer. Geſetz v. 10. Juni 1813, $ 16, 

12) Dies ift entweder beſonders ausgefproden (3. B. Württemb. Geſetz v. 25. April 1828, 
Art. 5 u. 6) ober ergiebt fi) aus der allgemeinen Faſſung des Geſetzes. 

18) Die Praxis ſchwankte hier. Vgl. Struben, Rechtl. Bedenlen, 8. Bd. S. 244. Das 
Reichskammergericht ließ das Zeuguiß mit Recht gelten. 

14) Vgl. Reichsabſchied von 1551 und Reichspolizeiordnung von 1577, Tit. 20 8 4: 
Cessio in potentiorem ; biefe ratio fiel heutzutage freilich weg; aber man konnte darum nicht 
fagen, daß ber Sat deshalb antiquirt fei. Vgl. Glück, Comm. zu den Pand., Th. 16 
©. 841 fig. Bei ber Ceſſion kaufmännifcher Forderungen fand dieſe Regel jedoch keinesfalls 
ftatt, wegen der den Handelsverfehr geftattenden Schubprivuegien. Vgl. Eichhorn, Eint., $ 81. 

15) Reichsabſchied von 1551, 8 78, 49. Diefer Sat ift durch Gewohnheitsrecht abrogirt. 
Bol. Struben, Rechtl. Bedenken, 3. Bd. Nr. 66, 

16) S. aud) dag D. HSB., Art. 32, 

17) Nov. 109 Cap. 2. Siehe die verfch. Anfichten bei Slüd, a. a. O. 19. Bd. ©. 117. 
Eine nege Unterfuhung darüber ift von Schloß, Die Dotalprivilegien der Jüdinnen, 1856. 

10) 2ögl. Kreittmayr, Ad. Cod Bav. Civil. P. 5. Cap. 20 8 8. 

19) Dies ift Schon durch die Neichögefee aufgehoben. Vgl. Neich$polizeiordnung v. 1548, 
Tit. 19 $ 6 und Tit. 20, und d. 1577, Zit. 20. Bol. Neumann, Gejchichte des Wuchers, 
©. 344 fl. 

*20) Da8 preußifche Judenedikt bewilligte aber bie volle Emaneipation nur für das Privat- 
recht, während die Beichränlungen des öffentlichen Rechts zum heil fortbeftehen blieben. 


Yuden, Ausländer. 8 85. 36. 61 


Die Anerkennung des religiöfen Cultus der Juden führte von felbft die 
Zulafjung ihres Damit in Verbindung ftehenden Rechts in einem beftimmten 
Maße mit fih. Die Quellen dieſes Rechts find: 1) die fünf Bücher Mofis #1); 
2) der Talmud, beftehend aus ber Mifchna und dem Commentar dazu, ber 
Gemara; dazu gehört auch 3) ein im zwölften Jahrhundert verfaßter Auszug 
aus dem Talmud und eine im fechzehnten Sahrhundert bearbeitete ſyſtematiſche 
Darftellung feiner Lehren, Schuldan Aruch genannt, welche Nechtsbücher ven 
Charakter gejeglicher Quellen erhalten haben ??). Die Anwendbarkeit dieſes 
Rechts, defjen Geltung der Richter in analoger Weife wie die eines Gewohn- 
heitsrechts zu ermitteln bat, findet noch jeßt in denjenigen Theilen ftatt, welche 
von der Religion untrennbare Beftimmungen über das Familien-, befonvers 
das Eherecht enthalten, fofern legtere nicht mit den allgemeinen ſittlichen Grund⸗ 
fügen der Gegenwart im Widerſpruch ftehen ?°). Im Uebrigen fann dem 
jüdiſchen Rechte heute eine privatrechtlihe Wirkſamkeit nicht mehr zugefchrieben 
werben (insbeſondere auch nicht im Erbrechte und Güterrechte der Ehegatten) 4), 
wenn nicht die Privatdispofition der Parteien eine ausprüdliche Unterwerfung 
unter dasſelbe erweiit. 


0) Wegen Mangels des Indigenats. 
1. Im Allgemeinen. 
& 36*. 

Dad Mittelalter war davon ausgegangen, daß der Ausländer überhaupt 
rechtlos fei und nur durch des Königs ſtets widerruflihen Schug zum Genuß 
irgend welcher echte gelangen könne!). Später bat fich dieſe Auffaffung 
abgeichwächt 2). Aber an eine privatrechtliche Sleichjtellung des Ausländers mit 
dem Inländer war bis in bie neuefte Zeit durchaus nicht zu denken. Vielmehr 
wurden die Ausländer in der allermannigfachften Art hinter den Inländern 
zurüdgefegt, ihnen 3. B. der Erwerb von Grundbeſitz, der Eintritt in bie 


21) Michaelis, Mofaiiches Recht, 1770-75, 6. Thle. 2. Aufl. 1775—83. 3. 8%, Saal- 
ſchütz, Das mofaifhe Recht mit Berückſichtigung des fpäteren jüdifchen, 2 Bde., 2. Aufl. 1885. 

22) Ausgabe der Mifchna und Gemara von Surenhufiud. Amstelod, 16088 - 1703. 8 Tom. 
fol. Dann von 3. 3. Rabe. Onolzb. 1760—63. 6 Thle. 4. Auszug aus dem Schulden 
Aruch ift da8 Bud: Ritualgefege der Juden, betr. Erbichaften, Bormundfchaftsfachen, Tefta- 
mente, Eheſachen, fomweit fie das Mein und Dein angehen, entworfen von Mof. Mendelsſohn 
auf Veranlaſſ. und unter Aufſ. Hirfchel Levin u. |. w. Berlin 1778. 5. Aufl. 1826. 

28) Deshalb muß 3. B. die Ehefcheidung durch bloße Einhänbigung eines Scheidebriefs 
durch den Mann als ausgefchloffen betrachtet werben, * während im Uebrigen gerade das Ehe- 
fheidungsrecht der Juden nad) ihrem eigenen jüdiſchen Necht zu beurtheilen ift, wenigſtens im 
denjenigen Rechtsgebieten, in welchen das Eheſcheidungsrecht noch jet ein konfeſſionelles ift. 
Erft das ROB. wird das Tonfeffionelle und damit auch das jüdifche Ehefcheidungsrecht ganz 
befeitigen. 

24) Abm. für einzelne Particularrechte Beſeler $ 64. Siehe aber Roth, $ 69 1%, 

1) Eichhorn, Rechtögefchichte, $ 46. Brunner, 1 ©. 273. Heusler, 15. 145. 
2) So fchon jeit Gründung des fränkiſchen Rechts. Heußler, 1 ©. 145. Stobbe, I S 42. 
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Zünfte, der Betrieb von Gewerben verboten und von jedem ins Ausland 
wanbernden Vermögen eine Abgabe (Abſchoß oder Nachfteuer, 8 37) erhoben. 
Und dieſer engherzige Standpunkt war um fo fohlimmer, als zu den Aus, 
ländern nicht bloß die Welchen und die Slaven gerechnet wurden, fondern 
auch die einzelnen deutichen Stämme, fogar die einzelnen deutfchen Städte unter 
einander ihre Angehörigen als Ausländer behandelten. Dementgegen ift in der 
Gegenwart die Gleichberechtigung der Ausländer mit den Inländern auf dem 
Gebiete des Privatrechts grundfäglic anerkannt. Und zwar gilt diefer Grund» 
laß für die Angehörigen ber verfchievenen Staaten des Deutfchen Reichs unbe» 
dingt und ausnahmslos 8), Dagegen beitehen zu Ungunften der Reichsausländer 
einige Ausnahmen: e8 wird ihnen nämlih nur ein befchränfter Schuß gegen 
Nachdruck und fonjtige Verlekungen des Urheberrechts gewährt, und falls ihr 
Heimathsſtaat die Deutſchen ungünftig behandelt, können ihnen im Wege ber 
Retorfion noch fonjtige Beichränkungen auferlegt werben *); von dieſen und 
wenigen anderen Ausnahmen ®) abgefehen, ftehen auch die Reichsausländer ben 
Neichsinländern privatrechtlich gleich. 


2. Abſchoß und Nadhfteuer?). 
8 37. 
Der Abſchoß, d. h. ein beftimmter Abzug?) von einem durch Univer- 
ſal- oder Singularfucceffion ?) an Auswärtige fallenden Bermögensquantum 
ijt unmittelbar aus der ehemaligen rechtlichen Stellung der Fremden hervor- 


3) R.Verfaſſ. Art. 8. Dagegen hatte fich die Bundesacte Art. 18 noch damit begnügt, 
den Deutichen den Erwerb des Grundeigenthums und bie Freiheit von Abſchoß und Nachfteuer 
zuzufichern. 

4) 3. B. Reichskonkursordn. 8 4. Die Lehre von der Netorfion gehört im Uebrigen 
in das Völkerrecht. Heffter, Suropäifches Völkerrecht, 8. Aufl. (1888) $ 110, 

5) 3. 8. ift die Veräußerung einer Sciffspart an Ausländer erſchwert (HGB. Art. 470 
Abf. 2) oder ganz verboten (für Schleswig-Holftein, Lewis in Endemann’s Handb. des Han- 
belsrechts, 4 S. 321%), In Preußen bedurften ferner bi8 1874 Ausländer zum Erwerbe eines 
Ritterguts der Zuftimmung bes DMinifteriume (Pr. Gef. v. 28. V. 1874). Dagegen gehört ber 
landsassiatus minus plenus nicht hierher, da er dem ansländifchen Befiter eined Grundftüds 
nur die politifchen mit dem Orundftlide verbundenen Rechte nimmt und ihn der Gerichtsbar⸗ 
feit der inlänbifchen @erichte in foro rei sitae nur in gleicher Art unterwirft wie die In- 
länder. Der landsassiatus plenus dagegen, der den auslänbifchen Grumbbefiger noch mit 
andermweiten, gar nicht auf dad Grundſtück bezüglichen Unterthanenpflichten belaftet, ift veraltet. 
ALS Belege für legteren giebt Gerber $ 47°? an: Roth, Benefizialmefen (1850), ©. 226 2%, 887 ®8, 
Böhlau, Zeitſch. f. Rechtsgeſch, 11 S. 296, Heimbach in feinen und Ortloff's Juriſt. Abhandl. 
(1847), ©. 600. Wözl, Bayer. Staatsverfafjungsrecht, 5 24. Siehe and) Stobbe, $ 43, 

1) 5. 3. Bobmann, Pragmatifche Geichichte des Abzugs- und Nachſtenerrechts in Deutſch- 
land überhaupt und im Erzſtift Mainz insbefondere, 1791. Deſſen äufßeres ober nachbarliches 
Territorialverh, u. ſ. w. bed Abz. u. Nachſt. 1791, w. 1795. Maurer, Geſch. der Frohnhöfe, 
2. Bd. (1862) ©. 96 fig. & 

2) Welcher Abzug von 5 Procent bie zu einem Drittel des Ganzen flieg. Vgl. Eichhorn, 
Einl., 8 78. 

8) Selbft Schenkungen und Brautſchatz, nicht aber auswärtige Grundftüde, fofern fie 
nicht angelauft wurden, um das Capital der Nachſteuer zu entziehen. 


Abſchoß, Nachſteuer. $ 87. 38, 63 


gegangen. Ste wurden, wie ſchon erwähnt, al8 außerhalb der Rechtsgenofien- 
haft ftehend behandelt +), bedurften mithin des beſonderen Schutzes des Königs 
oder der Vogtei des Grundherrn. Hatten fie verfäumt, dieſen einzuholen, fo 
z09 der Inhaber der Vogtei die von ben Fremden Hinterlaffene Erbfchaft ein 
(Fremblingsrecht, jus albinagii, droit d’aubaine); hatten fie aber den Schuß 
wirklich erbeten und erhalten und verftarben fie mit Hinterlaffung auswärtiger 
Erben, jo konnten diefe den Befit der Erbichaft nur mit einer Gabe (gabella 
hereditaria, Abfchoß) einlöfen, was dann auf alle an Auswärtige fallende 
Vermögensarten ausgedehnt wurde. 

Die Nachſte uer (gabella emigrationis, detractus personalis), d. h. 
eine beim Auswandern in ein fremdes Land zu zahlende Quote des Vermögens, 
bat zwar ebenfalls in den Vogteiverhältniffen ihren trüben Uriprung >), aber 
erſt fpätere Reichsgeſetze °) und ihre Erklärung durch die Yuriften gaben ihr 
eine breitere Grundlage. 

Das Recht, diele Abgaben zu fordern, wurde als Regal”) aufgefaßt und 
ben Landesherren allgemein zugefchrieben, während es zugleich auch auf Grund 
verfchiedener Rechtstitel ftädtifche Magiftrate und Gutsherren ausübten, und 
wurde ſehr Häufig in Anwendung gebracht. Noch zu Anfang diefes Jahr⸗ 
hunderts gehörte Abjchoß und Nachiteuer dem praftiichen Rechte an, und auch 
das preußiſche Landrecht giebt genaue Regeln darüber. Erſt durch die deutſche 
Bundesacte Art. 18 und den Bundesbeſchluß vom 23. Sunt 1817 °) find jo- 
wohl der Abſchoß als die Nachfteuer für die Staaten ded Bundes gänzlich 
aufgehoben ; *das Gleiche tft wenig fpäter gegenüber den ausländiichen Staaten 
erfolgt, entweder durch Landesgefek oder durch Staatsverträge oder durch 
Gewohnheit ?). Gegenwärtig find Abſchoß und Nachfteuer veraltet. 


HI. Sriftiihe Berfonen ’). 
1, Einleitung. 
g 38*. 
Nicht bloß die einzelnen Menſchen, von denen in der bisherigen Darftellung 
allein die Rebe war, werben vom Geſetz mit Rechten und Pflichten ausgeftattet, 


4) Daher das f. g. Wildfangsrecht des Kurfürften von der Pfalz, d. 5. feine Befugniß, 
Fremde, welche fi eine Zeitlang im Lande anfgehalten, den Hörigen gleich zu, behandeln, 
Maurer, a. a. D. ©. 102 fig. 

5) Vol. Eichhorn, Rechtsgeſch, 5 868 u. 446. 

6) 3. B. Reichsabſch. v. 1555, 8 25 (die wegen Verſchiedenheit der Confeiflon Aus- 
wandernden betr.). — Es lag darin eine außerorbentlich ſtarke Auswanderungsbeichränfung. 

7) Trotz der Auth. Frideriei IL C. commun, de succes, (6, 59). (gl. darüber Walter, 
D. Pr.⸗R., 8 60, 6.) 

8) Protoc. d. Bundesverſ. Bd. 3 ©. 254. 

9) Stobbe, 8 48*0. 

1) Hauptwerk Gierke, Die Genoſſenſchaftstheorie und die deutſche Rechtſprechung (1887); 
von demſelben Verfaſſer: Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht, Bände (1868 —81), Perſonen- 
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fondern auch gewiſſe von ven Menfchen gefchaffene Organifationen oder Anftalten, 
z. B. der Staat und die Gemeinden, die Corporationen, die Stiftungen. Und zwar 
find e8 diefe Anftalten als folche, welche das Geſetz mit Rechten begabt und 
mit Pflichten belaftet, alſo nicht die einzelnen Menſchen, welche die Anftalten 
gegründet haben, welche die Anftalten verwalten, deren Nuten die Anftalten 
dienen, ſondern der Organismus der Anjtalten, welcher alle diefe Perfonen und 
die von ihnen getroffenen Einrichtungen in fich zufammenfaßt. Und indem 
Rechte und Pflichten mit einer Anjtalt verknüpft werden, wird die Anftalt 
aus einer rein thatfächlichen zu einer juriftiichen Einheit erhoben; fie wird 
rechtlich als ein befonderes Individuum, gleichfam als eine jelbjtändige Perjon 
anerkannt. Man legt ihr deshalb in der Rechtsſprache auch den Namen 
„Perſon“ und zwar im Gegenfat zum Menſchen, der phyſiſchen Perſon, ben 
Namen „iuriftiiche Perſon“ bei. 

Doc ift der Name „Perſon“ auf die Anftalten eben nur gleichnigweife 
anzuwenden. Es wird alfo durch diefe Namengebung Teineswegs behauptet, 
daß zwifchen den Anjtalten und den menjchlichen Einzelperjonen eine weitgehende 
‚ Analogie beftehe, und noch weniger, daß die Anftalten von der Rechtsord⸗ 
nung etwa als wirkliche menfchliche Perfonen, als Menichen fingirt würden. 
Die Rechtsorbnung nimmt vielmehr die Anftalten einfach als das, was fie find, 
. nicht als Menjchen, ſondern als Schöpfungen der Menfchen. 


Aber nur ſolche menſchlichen Schöpfungen können mit Rechten und Pflichten, 
fönnen mit „juriſtiſcher Perſönlichkeit“ ausgejtattet werden, welchen kraft ihrer 
Organijation menjchliher Wille und menſchliche Thatkraft dauernd zu Dieniten 
ftebt und welche ebendadurch felber hanblungsfähig find. Denn eine handlungs⸗ 
unfähige Sache könnte ja, fall® das Gefet launenhaft genug wäre, ihr Nechte 
und Pflichten beizulegen, mit biefen Rechten und Pflichten nichts anfangen: 
ed wäre alſo verkehrt, etwa ein Haus, eine Urkunde ?) zur jurijtiichen Berjon 


gemeinfchaften und Bermögensinbegriffe bei Beller u. Fiſcher, Heft 18 (1889). Wichtig find 
ferner folgende Abhandlungen: Puchta, Artilel Corporationen in Weiske's Nechtsleriton, Bd. 3 
(1840), Befeler, Volksrecht und Iuriftenrecht (1843); Gerber, Ztih. f. Civilrecht u. Proceß, 
N. 5. Bd. 12 ©. 193 (1855); Unger, Münchner Krit. Ueberjhau, Bd. 6 ©. 147 (1858); 
Derf. in Ihering's Jahrb. f. Dogm., 25 S. 239 (1887); Böhlau, Rechtsſubjekt und Perſonen⸗ 
rolle (1871); Zitelmann, Begriff und Weſen der ſog. juriftifchen PBerfonen (1873); Bolze, Be⸗ 
griff der juriftiichen Perſonen (1879); LXaband, Ztſch. für Handelsrecht, Bd. 30, ©. 469 
(1885); Hölder, Ueber das Wefen der juriftifchen Perfonen (1886); Noftn, Recht der öffent- 
lichen Genofjenfchaft (1886); Karlowa in Grünhut’8 Ztſch, 15 S. 381 (1888); G. Rümelin, 
Methodifches über juriftifche Perjonen (Hreiburger Univ. » Programm 1891); Derſ., Zwedver- 
mögen u. Genoſſenſchaft (Freiburger Feftfchrift für Shering, 1892); Bernatzik im Archiv f. 
öffentl. Recht, Ob. 5 S. 169 (1890). Außerdem ziehen eine Reihe größerer Werte das Recht 
der juriftifchen Perfonen mit in ihre Darftelung, fo namentlich ſämmtliche Syſteme des römi- 
hen Rechts, 3. B. Savigny, Windfcheid, Brinz, Bruns (in d. Holtzendorff's Rechtsencyklopädie), 
Bekler, Regelsberger, ferner Ihering in feinem Geift des römifchen Rechtes, Bd. 3 $ 60, 
Stobbe in feinem Deutfchen Privatrecht, Bd. ı $ 49 fig. Heusler, Snftitutionen, I ©. 253 fig. 
2) Oder die liegende Erbichaft. Regelsberger, Bandelten, ©. 295. 
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zu machen. Nur die bejeelten Schöpfungen der Menfchen können „‚juriftifche 
Perſonen“ fein; nur fie bezeichnen wir als „Anſtalten“. 

Das Recht der juriftifchen Perfonen ift in Deutfchland felbftändig entwidelt 
worben, ift aljo ein Theil, und zwar ein ganz befonders wichtiger Theil des 
beutjchen Privatrechtd. Allerdings haben auch die Römer den Begriff der juriftifchen 
Perſon gefannt und einzelne Regeln für fie aufgeftellt; aber die römifche Behand- 
lung ber juriftiichen Perfonen — z. B. die Regel, daß fie nicht erbfähig, nicht 
belittfähig feien, die Nichtbeachtung ber forporativen Mitgliensrechte u. vergl. — 
ift lediglich ein Hemmniß für die deutfche Mechtsentwidelung gewefen ?). 

Die juriftifchen Perfonen find von äußerſt verfchievener Art. Ich ftelle 
im Folgenden die Körperſchaften oder Corporationen, d. 5. die mit 
juriftiicher Perfönlichkeit ausgeftatteten Privatvereine voran — wobei ich jedoch 
die handelsrechtlichen Vereine einftweilen ausſcheide“) — laſſe dann die Stif- 
tungen folgen und ſchließe mit einzelnen dem öffentlichen Rechte angehörigen 
juriſtiſchen Perjonen, nämlich den Gemeinden und Zünften. 


Anmerlung. Ueber den Begriff der juriftiichen Perſon giebt es zahllofe Theorien. 
Im Folgenden feien diejenigen genannt, die am meiften Anhänger gefunden haben. I. Die 
Fictionstheorie, welche früher bei den Romaniften die unbebingt herrihende war und auch 
von einzelnen Germaniften, 3. B. Gerber, vertreten wurde. Sie macht der juriſtiſchen Perfon 
als folder die Realität ftreitig und führt fie lediglich auf eine gefetliche Fiction zurüd. Ich 
entgegne: 1. Daß die Anftalten rein thatſächlich Realitäten, alfo keine Fictionen oder Abftractionen 
find, kann man ernftlich nicht beftreiten. Mit dem gleichen Rechte könnte man die Realität 
des Einzelmenfhen, die Identität des Menſchen von heute mit dem Menſchen von geftern in 
Frage ziehen. Der Iurift hat von biefer Art ftepticher Kritit keinen Bortheil zu erwarten. 
2. So bleibt nur die Frage übrig, ob etwa der Zurift den an ſich realen Anftalten, um fie zu 
juriftifchen Perfonen, zu Trägern von Rechten und Pflichten zu machen, irgend eine Eigenfchaft 
anbdichten muß, die ſie in Wahrheit nicht befiten. Auch diefe Frage ift zu verneinen. Daß man 
fie je bejaht hat, war die Folge bes Satzes, daß Träger von Rechten und Pflichten eigentlich 
nur der Menſch fein könne, und deshalb den Anftalten, um ihnen Rechte und Pflichten zu ver- 
leihen, menſchliche Eigenfchaften fictiv beigelegt werden müßten. Aber wie fommt man zu diefem 
Sage? Etwa, weil nur ber Menfc kraft feiner Willens- und Hanblungsfähigkeit mit Rechten 
und Pflichten etwas beginnen kann? Nun, felbft zugegeben, daß die Anftalten willens- und 
bandlungsunfähig feien — fiehe darüber unten $ 42 —, jedenfall® find ſie in dieſer Beziehung 
nicht ſchlimmer daran, als Kinder und Geiſteskranke; und find etwa bie Kinder — Fictionen ? 


8) Deshalb kann die Theorie der juriftifchen Perſonen ſehr wohl in den Pandekten über- 
gangen werden, nicht aber in einem Syſtem des deutſchen Privatrechts. Es muß fomit als 
veraltet bezeichnet werden, wenn Gerber eine pofitive Theorie der juriftifhen Perfonen gar 
nicht gab, fondern ſich mit der Belämpfung ber älteren Genoſſenſchaftstheorie — die heute von 
Niemand mehr vertreten wird — begnügte. ®erber meint, die Theorie der juriſtiſchen Berfon 
fei „am römiſchen Recht entwidelt“ und „burd eigenthümliche Principien bes einheimifchen 
Rechts nicht mohifiziert”. Ich meine dementgegen, die Theorie ift „am” deutichen Recht ent- 
widelt und auf eigenthümliche Principien des einheimijchen Rechts ganz und gar gegründet. 
Ob das „dentfche ober „einheimifche” Hecht, von dem ich hier rede, altdeutſches, alteinheimijches 
Recht if, kann ich bier ganz dahingeftellt fein laſſen, um die Streitfrage nicht unnöthig zu ver- 
mwideln. Auch wenn ein ganz modernes Hecht vorliegt, ift e8 deshalb nicht minder deutſch. 
So wird es gerechtfertigt fein, daß ich den 8 49 Gerber's ganz geftrichen und durch eine Reihe 
neuer Paragrapheu erſetzt habe. 

4) Das ift nicht folgeredit, beruht aber auf Gerber's Syſtem. 

17. Aufl, 5 
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Ober beruht der Sat, daß eigentlich nur der Menſch Träger von Rechten fein könne, darauf, 
daß alles Recht nur dem Menfchen zu Nut fein fol? Dann ift zu enwidern, daß es ein all- 
befanntes8 Mittel juriftifcher Technik ift, den Träger eined Rechte als bloßen Fiduciar von dem, 
welcher den Genuß des Rechts haben foll, zu unterfcheiden (Regelsberger, Banbelten, I ©. 299); 
man mag vielleicht die Einfegung folder Fiduciare als Künftelei anfechten, aber daß der Fidu⸗ 
ciar blos fingirt werde, bat man doc noch nicht behauptet. II. Die Genoſſenſchaftstheorie, 
bon Befeler begründet, jegt namentlidy von Gierke, Rofin und Regelsberger vertreten. Sie hat 
vielfach geſchwankt, namentlich infoweit, als fie früher für eine :Mittelform zwiſchen juriftifcher 
Perſon und Sorietät eingetreten war, weldje fie mit dem Namen „deutichrechtliche Genoſſen⸗ 
ſchaft“ belegt hatte. Setzt hat Gierke diefe Mittelform fallen gelafien und verfteht unter der 
Genoſſenſchaft einfach eine echte juriſtiſche Perſon. „Den Kern der Genofienichaftstheorie bildet 
die von ihr dem Phantom der persons fieta entgegengeftellte Auffafjung der Körperichaft ale 
realer Geſammtperſon“ (Gierle, S. 5); dieſe Geſammtperſon hat ein Gemeinbewußtſein, einen 
Gemeinwillen; es „befteht eine Organifation, vermöge deren menſchliche Kräfte dauerud in den 
Dienft eined focialen Zwecks geftellt find; vereint bringen fie Willensäußerungen und Wir- 
tungen hervor; dafür bilden die Individualwillen der am Webftuhl der Organifation fitenden 
Menden nur Elemente” (Regelsberger, S. 293). Ich glaube, daß meine oben im Text dar- 
gelegte Auffafjung fi) von der Genofienfchaftstheorie mehr im Ausdrud unterfcheidet, als in der 
Sade; es fcheint mir aber nicht erfpriehlich, die Analogie zwiſchen phyſiſcher und juriftifcher 
Perſon jo fcharf zu betonen, wie dies Gierfe thut; denn man kommt zu den von Gierke feſt⸗ 
geitellten Ergebniffen auch ohne jene Analogie; juriftiich ift fie alfo unerheblich; um der Miß- 
verftändniffe willen, die fie bei Freund und Feind hervorrufen kann, läßt man fie befier ganz 
auf ſich beruhen. III. Die Theorie von Brinz erklärt da8 Vermögen ber juriftiiden Perſon 
für ſubjektlos; Tebiglih, um einem beftimmten Zwecke zu dienen, werde das Vermögen vom 
Gefet in gleicher Art zufammengehalten, wie wenn es einem beftimmten Subjelt gehöre: es ſei 
ein „Zwedvermögen. Diefe Anficht fieht gemaltfam darüber hinweg, daß ein Subjelt des 
Amedvermögend in Wahrheit vorhanden ift, nämlid die organifixte Anftalt; es fehlt jeder 
Grund, die Anftalt nicht als Subjekt des Vermögend anzuertennen; mit dem gleichen Rechte 
fönnte man aud) jagen, das Vermögen bes phyſiſchen Menſchen fei herrenlo8 und werde nur 
durch den Zweck zufammengehalten, welchem biefer Menſch auf Erden dient. 


2, Die privatrechtlichen Körperfchaften. 
a) Entftebung?). 
S 39*, 

Ein Verein als folcher ift noch nicht Körperjchaft, noch nicht juriftifche 
Perſon; die juriftiiche Perjönlichleit muß ihm vielmehr erjt durch das Geſetz 
verliehen werben; bie Körperſchaft als ſolche wird aljo erſt durch das Geſetz 
gefchaffen. Aber das Gefeg fchafft fie nicht etwa aus dem Nichts, fondern 
findet den Verein als eine Realität, als eine von den Menfchen frei ins 
Leben gerufene Organifation bereit8 vor und begnügt ſich damit, dieſe 
Realität auch juriftiich — eben durch Verleihung ver Körperfchaftsrechte — als 
eine Einheit, al8 eine juriftiiche Perjon anzuerkennen ?); ganz ebenfo, wie auch 
der einzelne Menſch fein phyſiſches Dafein unabhängig von der Rechtsordnung 
erwirbt, aber die Rechtsfähigkeit, alſo die rechtliche Perſönlichkeit erſt dem 
Geſetze verdankt. 


1) Roſin in den Verhandl. des 19. deutſchen Juriſtentages, Bd. 2 ©. 134, Gierlke, 
ebenda S. 269. 
2) Dies feſtgeſtellt zu haben, iſt das Verdienſt der Genoſſenſchaftstheorie. Gierke, S. 16. 
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Das Geſetz kann nun das Anerkenntnig der Vereine als juriftifcher Berfonen 
in der allgemeinften Art ausjprechen, genau in gleicher Art, wie e8 die Rechts⸗ 
fähigkeit aller phyſiſchen Perfonen ausgeiprochen bat. Auf diefen Standpunkt 
bat ſich das mittelalterliche deutfche Recht geftellt: jeder Verein, der fich erfenn- 
bar die rechtliche Individualität beilegt, Hat damit durch Diele feine eigene freie 
That die Körperfchaftsrechte erlangt. Das heutige Necht Hat diefen Standpunft 
nur ®) noch im Bergrecht gewahrt: wenn fich mehrere Perjonen zu einem 
gemeinjamen Bergwerfäbetrieb zufammenthun, fo bilden fie eine mit juriftiicher 
Perjönlichleit ausgejtattete Gewerkſchaft, es fei denn, daß fie in orbnungsmäßiger 
Form ihrem Willen, eine Gewerkichaft nicht zur bilden, befonderen Ausbrud 
geben *). 

Seit Aufnahme des römifchen Rechts hat fich aber ein anderes Syſtem geltend 
gemacht, weldhes dem Spitem der freien Körperſchaftsbildung fo fchroff 
wie möglich entgegengejegt war, da8 Concejfionsiyitem. Nach diefem Syſtem 
muß nämlich jeder Verein, der Körperjchaftsrechte erlangen will, eine beſondere 
Eoncefjion der Verwaltungsbehörbe 4*) erwirfen, ſodaß aljo die VBerwaltungs- 
behörde von Fall zu Fall, nad freiem Ermefjen, darüber entjcheivet, ob ein 
Verein juriftifche Berfönlichleit erlangen folf oder nicht. Die Conceifion befteht 
entweder in einer ausdrüdlichen Verleihung der Körperichaftsrechte oder in einer 
bloßen Zulaffung des Vereins — welches Falles die Zulaffung zugleich ftill- 
Ichweigend bie Anerkennung des Vereins als juriftifcher Berfon mit einfchliegt — 
oder rein negativ darin, daß die Verwaltungsbehörde innerhalb einer beftimmten 
ihr gejegten Frift gegen die Gründung des Vereins als einer juriftiichen Perjon 
feinen Einfpruch erhebt. Das Conceſſionsſyſtem hat den großen Vorzug, daß 
e8 die Frage, ob ein beftimmter Berein Körperichaftsrechte habe oder nicht, 
ftet8 in ungweideutiger Weife entjcheivet, während bei dem Syſtem der freien 
Körperfchaftshildung diefe Frage fehr oft recht zweifelhaft fein muß. Außerdem 
giebt das Conceſſionsſyftem der Negierung das Necht, die Vereine zu bevor- 
munden, ba fie ihnen ja bei der Eonceffionirung alle möglichen Bedingungen 
und Beichränkungen auferlegen Tann; und bie melften Regierungen haben noch 
bis in die neuefte Zeit nicht ohne Grund auf dieſes Necht großen Werth gelegt. 
Sp erklärt es fih, daß das Eonceffionsiyften in Deutfchland ziemlich allgemein 
zur Herrichaft Fam. Noch jegt gilt es im preußifchen, gemeinen 5) und franzöfi- 
ſchen Recht als Regel. 

Das Eonceifionsiyften hat aber andererſeits den Mangel, daß es bie 


8) Abm. Gierke, ©. 77, Regelsberger, Bd. 1 ©. 812, welche die freie Körperichafte- 
bifdung noch jett für gemeines deutſches Recht erklären. 

4) Siehe unten 8 96. 

4a) Für gewiffe Vereine muß fogar bie Berleihung ber juriflifchen Perfönlichkeit durch 
Sondergeieß, alfo durch den Landesherrn unter Zuflimmung bed Landtages erfolgen. So in 
Preußen, für Religtonsgefellichaften (Berf. Art. 18). 

5) Siehe aber oben Anm. 8. 

5% 
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Vereine, welche Körperichaftsrechte erlangen wollen, ganz und gar in die Will- 
für der Regierung giebt und die Verwaltungsbehörden zu einem Webermaß in 
der Bevormundung der Dereine verleitet. Diefem Mangel fuht das Syſtem 
der Normativbeftimmungen abzubelfen, e8 giebt zwar die Bevormundung 
der Vereine nicht ganz auf, aber es beſchränkt fie auf ein enges Maß, indem es 
diejenigen Bedingungen, denen ein Verein beim Erwerbe der Körperjchaitsrechte 
fi) unterwerfen muß, ein für alle Dial gefetzlich feftlegt; und da jeder Verein, der 
fih diefen Bedingungen unterwirft, Körperfchaftsrechte erlangt, iſt damit dem 
Verein ein feſtes, von jeder Willlür der Behörden unabhängiges Recht auf den 
Erwerb der juriftiichen Perfönlichleit zuerkannt. Allerdings ift auch nach dem 
Spitem der Normativbejtimmungen den nad Körperjchaftsrecht ftrebenden Ber- 
einen meiften® die Pflicht auferlegt, fich bei einer Behörde zu melden; allein 
dieſe Vorſchrift foll lediglich die Behörde in den Stand fegen, zu prüfen, ob 
der Berein den gejeglichen Bedingungen genügt bat, und fall das Ergebniß 
ber Prüfung ein günftiges ift, den Erwerb der Körperichaftsrechte durch den 
Verein mittel Eintragung in ein der Einſicht des Publikums offenftehendes 
Regifter offenkundig zu machen; die Behörde kann aljo die Anmeldung und 
Regijtrirung des Vereins nicht, wie beim Conceſſionsſyſtem, nach freiem Er- 
meffen, fondern nur aus ganz beftimmten gejeglihen Gründen ablehnen. Dies 
Spitem tft namentlich von der Reichsgeſetzgebung für die Erwerbs- und Wirth- 
ihaftsgenofjenichaften (1868), die Altiengefellichaften (1870), die Gejellichaften 
mit beſchränkter Haftung (1892) eingeführt, landesrechtlich gilt es (jeit 1869) 
in Bayern allgemein, in Preußen (jeit 1879) für die Wafjergenoffenichaften ®). 

Das Reichsgeſetzbuch nimmt feines dieſer Syſteme ausjchließlich an. 

Es follen nämlich nach dem Neichdgejegbuch gemeinnügige, wohltbätige, 
gefelfige, wiffenjchaftlihe und fonjtige nicht wirtbichaftliche Vereine juriftifche 
Perfönlichkeit dadurch erlangen, daß fie ein fchriftliches, gewiſſen gefetlich genau 
bezeichneten Bedingungen?) genügendes Statut errichten und fib auf Grund 
dieſes Statuts in ein gerichtliche Regiſter eintragen laſſen; das Gericht darf 
die Eintragung nur ablehnen, wenn die Mitgliederzahl des Vereins geringer 
ift als fieben oder wenn das Statut den gefeglichen Bedingungen nicht ent» 
ſpricht. Hiernach ſcheint das Reichsgeſetzbuch dem Syſtem der Normativ- 
beſtimmungen zu huldigen. Indes fügt es die weitere Regel hinzu, daß binnen 
beſtimmter Friſt die Verwaltungsbehörde gegen die Eintragung Einſpruch er⸗ 
heben kann, ſofern der Verein „nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt iſt 
oder verboten werden kann oder wenn er einen politiſchen oder ſocialpolitiſchen 


6) Das in Sachſen ſeit 1868 geltende Syſtem ſteht dem Syſtem ber Normativbeſtimmungen 
nahe, ift aber durch das der Verwaltungsbehörde zugeſtandene Einſpruchsſsrecht dem Conkceffiond- 
ſyſtem angenähert. Aehnlich jetzt, wie im Tert gleich zu erwähnen, das ROB. 

7) Das Statut muß den Zmed, ben Namen und den Sitz des Vereins angeben und 
über den Eintritt und Austritt der Mitglieder, die Beiträge der Mitglieder, die Bildung des 
Borftandes, die Berufung der Ditgliederverfammlung Beftimmungen enthalten (RGB. $ 51, 52). 


Entflehung und Organifation der Körperfchaften. $ 39. 40. 69 


oder religiöfen Zweck verfolgt‘ 8); die Verwaltungsbehörde kann alfo wenigftens 
einem Derein, ber einen der drei zulegt genannten Zwecke verfolgt, nach Willkür 
den Erwerb der SKörperfchaftsrechte verwehren, es erfcheint Hier fomit das 
Syſtem der Normativbeftimmungen und das Conceſſionsſyſtem eigenthimlich 
verſchmolzen. 

Außerdem geſellt das Reichsgeſetzbuch dieſem gemiſchten Syſtem noch das 
reine Conceſſionsſyſtem Hinzu, indem es den Erwerb der juriſtiſchen Perſönlich⸗ 
keit auch durch ftaatliche Verleihung eintreten läßt, Und zwar foll dies Syſtem 
für nicht wirthichaftliche Vereine mit dem eben befchriebenen gemifchten Syften® 
eoncurriren, fo daß alfo die nicht wirthichaftlichen Vereine zwiſchen beiden 
Spitemen die Wahl Haben. Für wirtbfchaftliche Vereine ſoll dagegen das reine 
Conceſſionsſyſtem ausjchließlich gelten, fofern nicht reichögefegliche 9) :Borfchriften, 
3. B. die für Altiengefellichaften, Erwerbs- und Wirtbfchaftsgenoffenfchaften 
oder Geſellſchaften mit bejchräntter Haftung geltenden Regeln, etwas Abweichendes 
beftimmen 1°). 

b) Organifation, 
8 40*, 

Die Organifation der Körperfchaften wird in erfter Reihe durch das Statut 
beitimmt, welches jeder Körperfchaft bei ihrer Gründung von den Gründern 
gegeben wird. Doch kommen auch eine Reihe gejeglicher Regeln in Betracht, 
und zwar ſolche, denen das Statut fich unbedingt fügen muß, und folche, welche 
nur ergänzend eingreifen, wenn das Statut nichts Anderes beftimmt. “Die 
Regeln des Reichsgeſetzbuchs 1) find folgende: 

Jede Körperichaft muß zwei Organe befigen, einen Vorſtand, welcher 


8) Bezüglich des Einſpruchs foll das Bermaltungäftreitverfahren ftattfinden. Doch wird 
in dieſem Berfahren natürlih nur geprüft, ob der Verein wirklich einen politifchen u. f. f. 
Zweck verfolgt, nicht aber, ob der Einſpruch gegen die Eintragung um biefes Zweckes willen im 
Einzelfalle zn billigen if. 

9) oder folche Tandesgefegliche Borfchriften, die dur; da8 RGB. nicht aufgehoben werden, 
j. DB. die Gefeße über berg- und waſſerrechtliche Genofienfchaften. 

10) Das RGB. kennt aljo drei Arten von Körperfchaften: 1, Vereine, die nach ben 
Regeln des RGEB.'s regiftrirt find. II. Konceffionirte Körperfchaften. IH. Körperfchaften, welche 
anf fonftigen durd) das RED. nicht aufgehobenen Gefeßen beruhen. Ueber die Gruppe III 
enthält dag REB. keine Beftunmungen. Wohl aber über Gruppe I, II. Und zwar find bie 
Regeln für beide Gruppen im Ganzen die gleichen ; für bie regiftrirten Bereine find befondere Regeln 
nur über folgende Punkte aufgeftellt: über die Begründung des Vereins; über den Namen des 
Vereins (er fol fi von den Namen aller am nämlichen Orte beftehenden eingetragenen Vereine 
unterfcheiden und die zufägliche Bezeichnung „eingetragener Verein” enthalten); über die Re— 
giftrirung gewiſſer Vorgänge im Vereinsleben, 3. B. der Beftellung von Borftandsmitgliedern 
oder Liquidatoren (Gier find die für die Actiengefellfchaften geltenden Regeln des HGB.'s auf 
bie eingetragenen Bereine entfprechend ausgedehnt); darüber, daß der Berein aufgelöft werden 
ſoll, wenn jeine Mitgliederzahl unter 3 finft. 

1) Die Regeln des geltenden Recht flimmen im Ganzen mit denen des RGB.'s überein, 
find aber in den Einzelheiten particularredhtlich fo verfchieden, daß die folgende Darftellung ſich 
am beften auf da8 Recht des RGB.’S beichräntt. 


68 Bon den Hechtsverhältnifien. 


Vereine, welche Körperichaftsrechte erlangen wollen, ganz und gar in die Will- 
für der Regierung giebt und die VBerwaltungsbehörden zu einem Uebermaß in 
der Bevormundbung der Bereine verleitet. Diefem Mangel ſucht das Syſtem 
der Normatiobeftimmungen abzubelfen;, e8 giebt zwar die Bevormundung 
der Vereine nicht ganz auf, aber e8 befchränkt fie auf ein enges Maß, indem es 
diejenigen Bedingungen, denen ein Verein beim Erwerbe der Körperjchaftsrechte 
fich unterwerfen muß, ein für alle Dial gejelich feftlegt; und da jeder Verein, der 
fih Diefen Bedingungen unterwirft, Körperjchaftsrechte erlangt, iſt damit dem 
Verein ein feites, von jeder Willfür der Behörden unabhängiges Recht auf den 
Erwerb der juriftiichen Perjönlichleit zuerkannt. Allerdings ift auch nach dem 
Syſtem der Normativbeftimmungen den nach Körperichaftsrecht ftrebenden Ver⸗ 
einen meiftens die Pflicht auferlegt, fih bei einer Behörde zu melden, allein 
diefe Vorfchrift joll lediglich die Bebörve in den Stand: fegen, zu prüfen, ob 
der Derein den gefeglichen Bedingungen genügt bat, und fall8 das Ergebniß 
der Prüfung ein günftiges ift, ben Erwerb der Körperichaftsrechte durch den 
Verein mitteld Eintragung in ein der Einſicht des Publikums offenjtehendes 
Regifter offenkundig zu machen; die Behörde kann aljo die Anmeldung und 
Negijtrirung de? Vereins nicht, wie beim Concejfionsiyftem, nach freiem Er- 
mefjen, jondern nur aus ganz beftimmten gejeglichen Gründen ablehnen. Dies 
Syſtem ift namentlich von der Reichsgeſetzgebung für die Erwerbs. und Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften (1868), die Aktiengeſellſchaften (1870), die Gefellichaften 
mit beſchränkter Haftung (1892) eingeführt, Iandesrechtlich gilt es (jeit 1869) 
in Bayern allgemein, in Breußen (jeit 1879) für die Waflergenoffenichaften 6). 

Das Neichsgefekbuch nimmt feines diefer Syſteme ausſchließlich an. 

Es ſollen nämlih nach dem Reichsgeſetzbuch gemeinnügige, wohlthätige, 
gefellige, wiſſenſchaftliche und fonftige nicht wirtbichaftliche Vereine juriftifche 
Perjönlichkeit dadurch erlangen, daß fie ein jchriftliches, gewiſſen gejeglich genau 
bezeichneten Bedingungen’) genügendes Statut errichten und ſich auf Grund 
dieſes Statuts in ein gerichtliche8 Regiſter eintragen laſſen; das Gericht darf 
die Eintragung nur ablehnen, wenn die Mitgliederzahl des Vereins geringer 
it als fieben oder wenn das Statut den gefeglichen Bedingungen nicht ent- 
ſpricht. Hiernach jcheint das Neichögejegbuh dem Syſtem der Normativ- 
beitimmungen zu huldigen. Indes fügt e8 die weitere Regel binzu, daß binnen 
bejtimmter Friſt die Verwaltungsbehörde gegen die Eintragung Einſpruch er- 
beben kann, ſofern der Verein „nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt ift 

oder verboten werden fann oder wenn er einen politiſchen oder focialpolitifchen 


— — 


6) Das in Sachſen ſeit 1868 geltende Syſtem ſteht dem Syſtem der Normativbeſtimmungen 
nahe, iſt aber durch das der Verwaltungsbehörde zugeſtandene Einſpruchsſsrecht dem Conceſſions⸗ 
ſyſtem angenähert. Aehnlich jetzt, wie im Xert gleich zu erwähnen, dad RGB. 

7) Das Statut muß den Zweck, den Namen und den Sitz des Vereins angeben und 
über den Eintritt und Austritt der Mitglieder, die Beiträge der Mitglieder, die Bildung des 
Borftandes, die Berufung der Mitglieberverfammlung Beſtimmungen enthalten (RGB. 5 51, 52). 


Entfiehung und DOrganifation der Körperfchaften. 8 39. 40, 69 


oder religiöfen Zwed verfolgt‘ ®) ; die Verwaltungsbehörbe kann alfo wenigſtens 
einem Verein, der einen der drei zulegt genannten Zwecke verfolgt, nach Willfür 
den Erwerb der Körperfchaftsrechte verwehren; es erjcheint hier ſomit das 
Spitem der Normativbeftimmungen und das Gonceffionsfyftem eigenthümlich 
verichmolgen, 

Außerdem gejellt das Reichsgeſetzbuch dieſem gemifchten Syſtem noch das 
reine Conceſſionsſyſtem Hinzu, indem e8 den Erwerb der juriftifchen Perfünlich- 
keit auch durch ftaatliche Verleihung eintreten läßt. Und zwar foll dies Syſtem 
für nicht wirtichaftliche Vereine mit dem eben bejchriebenen gemifchten Syften® 
concurriren, fo daß alſo Die nicht wirthichaftlichen Vereine zwifchen beiden 
Spitemen die Wahl haben. Für wirthfchaftliche Vereine ſoll dagegen das reine 
Conceſſionsſyſtem ausfchlieplich gelten, fofern nicht reichögefeßliche *) Borfchriften, 
3. D. bie für Aftiengefellfchaften, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
oder Geſellſchaften mit befchräntter Haftung geltenden Regeln, etwas Abweichendes 
beftimmen 1°). 

b) Organifation, 
8 40*, 

Die Organifation der Körperichaften wird in erfter Reihe durch das Statut 
beftimmt, welches jeder Körperjchaft bei ihrer Gründung von den Gründern 
gegeben wird. Doch kommen auch eine Reihe gejeklicher Negeln in Betracht, 
und zwar foldye, denen das Statut fich unbedingt fügen muß, und folche, welche 
nur ergänzend eingreifen, wenn das Statut nichts Anderes beftimmt. Die 
Regeln des Reichsgeſetzbuchs1) find folgende: 

Jede Körperjchaft muß zwei Organe befigen, einen VBorftand, welcher 


8) Bezüglich des Einſpruchs foll das VBerwaltungsftreitverfahren ftattfinden. Doch wird 
in diefem Verfahren natürlih nur geprüft, ob ber Verein wirklich einen politiichen u. ſ. f. 
Zweck verfolgt, nicht aber, ob der Einſpruch gegen die Eintragung um dieſes Zweckes willen im 
Einzelfalle zu billigen ift. 

9) oder folche Tandesgefegliche VBorfchriften, die durch da8 RGB. nicht aufgehoben werben, 
3. B. bie Gefete über berg- und waſſerrechtliche Genofjeufchaften. 

10) Das RGB. kennt aljo drei Arten von Körperfchaften: I, Vereine, die nad) den 
Regeln des REB.'s regiftrirt find. LI. Eonceffionirte Körperfchaften. IL, Körperfchaften, welche 
auf fonftigen durd) das RGB. nicht aufgehobenen Gefegen beruhen. Ueber die Gruppe II 
enthält das REB. keine Beſtimmungen. Wohl aber über Gruppe I, II. Und zwar find bie 
Regeln für beide Gruppen im Ganzen die gleichen ; für die regiſtrirten Vereine find beſondere Regeln 
nur über folgende Punkte aufgeftellt: über die Begründung des Vereins; über den Namen des 
Bereins (er foll fi von den Namen aller am nämlichen Orte beftehenden eingetragenen Vereine 
unterfcheiden und die zufätliche Bezeichnung „eingetragener Verein” enthalten); über die Re— 
giftrirung gewifjer Vorgänge im Bereinsleben, z. B. der Beftellung von Borftandsmitgliedern 
oder Liquidatoren (bier find die für die Actiengejellfchaften geltenden Regeln des HEB.'s auf 
bie eingetragenen Vereine entjprechend ausgedehnt); darüber, daß der Berein aufgelöft werden 
foll, wenn feine Mitgliederzahl unter 3 finkt. 

1) Die Regeln des geltenden Rechts ſtimmen im Ganzen mit denen des ROB.'s überein, 
find aber in den Einzelheiten particularrechtlich jo verſchieden, daß die folgende Darftellung fich 
am beften auf da8 Hecht des RGB.'s beichräntt. 


70 Bon den Rechtöverhältniffen. 


die Körperfchaft nach außen hin vertritt, und eine Mitgliederverfamm- 
lung, welche alle nicht dem Vorſtande oder anderweit beitellten Organen über- 
tragenen Geſchäfte zu erledigen bat. 

Der Vorſtand wird von der Mitglieververfammlung ?) beftellt und kann 
jederzeit willfürlich ?) abgefegt werden. Der Körperfchaft gegenüber hat er bie 
Pflichten eines Mandatars; Dritten gegenüber bat er das Recht, die Körper- 
ihaft in allen unter den Zweck der Körperfchaft fallenden Gejchäften zu ver« 
treten. Doc kann dies Recht im Statut beliebig befchränkt werden: die Une 
einſchränkbarkeit der Vertretungsbefugniß, welche für die Borftände der handels⸗ 
vechtlichen Körperichaften eingeführt ift, Hat für bie übrigen Körperfchaften 
feine Geltung. 

Defteht der Vorftand aus mehreren Mitgliedern, fo beftimmt das Statut, 
ob jedes einzelne Mitglied oder nur mehrere oder nur alle Mitglieder zuſammen 
bie Vertretungsbefugniß haben; fchweigt das Statut, fo fteht das Vertretungs⸗ 
vecht der Mehrheit der Mitglieder zu. 

In der Mitglieververfammlung 4) wird, falls das Statut nichts Anderes 
bejagt, nach Köpfen derart abgejtimmt, daß die einfache Mehrheit der erjchtenenen 
Mitglieder entjcheidet 5). Nur für Statutenänderungen °) und die Auflöfung 
ber Körperſchaft wird eine Dreiviertel-Mebrheit gefordert; zur Abünderung von 
Sonderredhten ?) eines Mitglieds ift deſſen Zuftimmung, zur Abänderung des 
Zweds der Körperichaft Zuftimmung fämmtlicher Mitglieder erforderlich. Weber 


2) Falls die Saungen nichts Anderes beftimmen. Bei Gefahr im Verzuge kann auch 
das Gericht den Borftand ernennen. 

3) Unbefchadet feiner Entfhädigungsanfprüche aus beftehenden Verträgen. Der Vorſtand 
muß alfo zufrieden fein, wenn ihm fein Gehalt u. dgl. fortgezahlt wird, während er die Fort⸗ 
führung der Geichäfte, an der er aus Ehrgefühl ein großes Intereffe haben kann, nicht als jein 
Recht beanjpruchen darf. Doc; kann ihm das Statut auch dies Recht zubilligen, allo feine will- 
kürliche Abfeßbarleit ausichließen; dagegen kann es feine Unabjegbarkeit ſchlechthin — alfo 
auch für den Fall, daß wichtige Gründe (3. B. grobe Pflichtverlegung, Krantheit) feine Abjegung 
fordern, nicht anordnen — (NGB. 8 26), 

4) Deren Einberufung muß erfolgen, wenn das Interefje der Körperichaft oder die Regeln 
des Statut® es fordern; auch kann, falls das Statut nichts Abweichendes beftimmt, der zehnte 
Theil der Mitglieder die Einberufung jederzeit verlangen. ROB. 8 35. 

5) Hier ift alfo die fir eingetragene Erwerbs- und Wirthichaftsgenofienfchaften geltende 
Hegel verallgemeinert, während bei der Actiengejellfchaft nicht nach Köpfen, fondern nad Actien 
abgeftimmt wird, 

6) Einer Statutenänderung fteht natürlich ein Beſchluß gleich, der gegen bag Statut 
verftößt, ohne es ausdrädlich zu ändern. — Nach älterem Recht war e8 ſehr zweifelhaft, ob nicht 
zu einer Statutenänderung Einſtimmigkeit aller Mitglieder gehörte, hatten doch alle Mitglieder 
ihren Beitritt zum Berein nur nad) Maßgabe des Statut8 erklärt; wie kamen fie nun dazu, 
fih nah Willlür der Mehrheit eine Aenderung des Statut8 gefallen lafjen zu müflen? In 
ber That läßt ſich wenigftens für die wefentlihen Beſtimmungen des Statuts ein willfür- 
liche Abaͤnderungsrecht einer Mehrheit, mag e8 auch eine */,- Mehrheit fein, nicht rechtfertigen. 
Das RGB., meldyed dies Recht einführt, alfo fogar die Verlegung des Bereind ins Aus⸗ 
land durch Mebrheitäbefchluß erlaubt, ift (freilich unter Vorgang des Actiengefees) über das 
Biel hinausgefchoffen. 

7) Siehe unten S. 75 Anm. 9. 


Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit der Körperjchaften. 8 41. 42. 71 


das Verhältniß der Mitglieververfammlung zum Vorftande ſagt das Reichs⸗ 
geſetzbuch nichts; es ift anzımehmen, daß das Statut darüber frei befinden, 
aljo auch den VBorftand von der Mitgliederverfammlung ganz unabhängig 
machen kann; fchweigt aber das Statut, jo wird der Vorftand fich allen ftatuten- 
gemäßen Beſchlüſſen der Mitglieververfammlung zu fügen haben: denn daraus, 
daß der Verfammlung das Hecht gegeben ift, jogar das Statut der Körperichaft 
abzuändern, geht deutlich hervor, daß fie der eigentliche Herr über die Regierung 
der Körperichaft ift. 

Andere Organe als Vorftand und Mitglieververfammlung find geſetzlich 
nicht vorgeſchrieben; z. B. iſt ein Auffichtsrath nicht obligatorifch. 


e) Rechtsfähigkeit. 
8 41*. 

Daß die Körperihaft als folche rechtsfähig ift, ergiebt fich aus ihrem 
Begriffe: denn ihre juriftiiche Perjönlichkeit befteht ja gerade darin, daß fie 
fähig ift, mit Nechten und Pflichten ausgeftattet zu werben. Und zwar ift 
ihre Rechtsfähigkeit grumdfätzlich !) die gleiche wie die der phyſiſchen Perjonen; 
insbefondere ift die römifche Regel, daß die Korporationen mit Ausnahme 
einzelner beſonders privilegirter Vereine nicht erbfähig jeien, in Deutichland 
jelbft im gemeinrechtlichen Gebiet durch Gewohnheit abgeſchafft?). Nur folche 
Nechte, welche ihrer Natur nach auf phyfifche Perfonen beſchränkt find, wie 
bie meiften Yamilienrechte, bleiben den Eorporationen verjchloffen. Außerdem 
befteht vielfach nach Landesrecht die Regel, daß die Körperichaften gewiſſe 
Bermögenszumendungen — namentlih Schentungen — nur mit ftaatlicher 
Erlaubniß gültig erwerben können ?); das Reichsgeſetzbuch läßt dieſe Regel 
unberührt. 

d) Sandlungsfähigleit. 
$ 42*, 

Die Körperihaft ift handlungsfähig. Denn alle Handlungen, bie eines 
der Körperichaftsorgane als foldyes innerhalb jeiner Zuſtändigkeit vornimmt, 
werden vom Geſetz als eigene Handlungen der Körperichaft angefehen: Rechte 
und Pflichten, welche aus der Handlung entftehen, erwachſen alfo nicht — 
oder doch nicht ausſchließlich — in der Perjon ded Organes, welches bie 
Handlung vorgenommen, fondern kommen unmittelbar der Körperichaft zu '). 


1) Das ſoll natürlich kein logiſcher ober naturrechtlicher Grundſatz fein, fondern ein 
Grundſatz des heutigen pofitiven Rechts. 

2) Regelsberger, Bd. 1 ©. 821. 

3) So in Preußen alle Schenkungen über 8000 M. (Gef. v. 28. Febr. 1870), in Baden 
alle Schenkungen (Gef. v. 5. Mai 1870). 

1) Es wird lebhaft darüber geftritten, ob die juriftifche Perfon handlungsunfähig fei, weil 
die Handlungen ihrer Beamten eben nur als Handlungen bdiefer Perſonen aufgefaßt werden 
dürften (3. B. Windfcheid, Pandelten, $ 59), ober ob fie handlungsfähig fei, weil durch bie 


12 Bon den Rechtsverhältnifien. 


Wie weit die Zuftändigfeit der Körperichaftsorgane reicht, ift ın eriter 
Reihe dem Statut der Körperfchaft zu entnehmen. Nur die Frage ?), ob bie 
Körperfchaft für ſchuldhafte?) Handlungen ihrer Organe haftbar ift, ob alfo 
Delikte und fonftige ſchuldhafte Handlungen zu der Zuftänbigfeit der Körper- 
ſchaftsorgane gehören, hat das Geje in zwingender, felbjt durch das Statut 
nicht abzuändernder Weiſe geregelt: e8 foll nämlich die Körperichaft für den 
Schaden haften, welchen einer ihrer Vertreter *) durch eine in Ausführung ber 
ihm zulommenden Verrichtungen begangene zum Schabenserjage verpflichtende 
Handlung einem Dritten zufügt). Anders ausgevrüdt: es hängt zwar ganz 
vom Statut ab, welche Berrichtungen einem Körperjchaftsbeamten übertragen 
werben; aber, wie auch immer die Berrichtungen beftimmt werden, der Beamte 
ift nicht bloß zuftändig, fie gut, fondern er ift auch zuftändig, fie fchlecht aus⸗ 
zuführen, und die Körperihaft muß fi auch die fchlechte Ausführung der 
Verrichtungen, muß fich insbefondere jede in Ausführung der Verrichtungen 
begangene ſchuldhafte Handlung des Beamten zurechnen lafjen. Die „Vollmacht“, 
welche die Körperfchaft ihren Organen giebt, ift eben eine „Macht“, und wie 
jeve andere Macht nicht bloß zu gutem Gebrauch, jondern auch zum Mißbrauch 
geeignet. Wer die Macht verleiht, muß auch für ihren Mißbrauch einfteben. 
Hieraus folgt, daß der Körperichaft nicht bloß die fontraktlichen Berfchuldungen, 
fondern auch die Delikte ©) ihrer Organe — vorausgefekt, daß fie in Ausführung 


Handlungen der Beamten bie juriftiiche Perſon ſelber thätig werde (Gierle, S. 608). Das ift 
aber feine Rechts⸗, fondern eine TIhatfrage oder vielmehr jogar bloß eine Krage des Ausdrucks. 
Denn daß eine jurififche Perſon anders handelt wie eine phuyfiiche, läßt fich nicht beftreiten, 
und es hat deshalb guten Sinn, wenn man ihr die menschliche Handlungsfähigkeit im 
Sinne der dem einzelnen Menſchen innewohnenden Handlungsfähigkeit abipricht. Andererſeits 
befteht thatfählich ein fo inniger Zuſammenhang zwifchen der Thätigkeit der Corporationsbeamten 
mit dem ganzen Organismus der juriftiichen Perfon, daß die Handlung des Beamten nicht als 
die Handlung einer von ber Corporation völlig verfchiedenen Perſon erfcheint; man muß 
vielmehr fagen, die Handlung fei aus dem Organismus der juriftiichen Perſon heraus erfolgt; 
und nur ein kürzerer Ausdruck dafür ift e8, wenn man fagt, die juriftifche Perfon habe ge- 
handelt, fie felber ſei handlungsfähig. 

2) E. Löning, Haftung des Staats aus rechtswidrigen Handlungen feiner Beamten (1879), 
Rocholl, Rechtsfälle aus der Praxis des Reichsgerichts, Bd. ı ©. 335 (1888). 

8) Oder auch für fchuldlofe zum Scabenserfag verpflichtende Handlungen, 3. B. das 
Halten milder Thiere. 

4) Die Regel gilt alfo nicht für alle Beamte der Körperfchaft, fondern nur, wie das 
Reichöger., Bb. 19 ©. 350 fagt, für ihre Willendorgane. 

5) Dies ift (gegenüber mander Anfechtung in Theorie und Praxis) durch ein jüngere® 
Gew ohnbeitsrecht zweifellos fetgeftellt. Siehe Entich. des ROHG., Bd. 8 ©. 205; 18 ©, 186; 
des Reichsger, Bd. 8 ©. 236; 17 ©. 108; 19 ©. 848; 28 ©, 357; 29 ©. 14%. Das RGB. 
8 80 giebt jett diefem Gewohnheitsrechte auch die gefetzliche Beftätigung. 

6) Zu den Delicten, die nad) biefer Ausführung in die Zuftändigfeit eine® Vereinsbe⸗ 
amten fallen, wird natürlich Raub und Diebftahl felten gehören, wohl aber fahrläffige Körper- 
verlegung in einer Fabrik, ein Nahdrud in einer Verlagsbuchhandlung, Patentvergeheit, ftraf- 
bare Begünftigung von Gläubigern u. dgl, 
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der den Organen übertragenen Verrichtungen vorgenommen find — zugerechnet 
werben müſſen, aljo daß die Körperfchaft beliktfähig ift”). 


o) Rechte und Pflichten der Mitglieder. 
& 43*, 
Die Körperfchaft ift eine juriftifche Einheit, eine ſelbſtändige Berfon, alfo 
keineswegs identifch mit der Summe ihrer Mitglieder 1). 
Deshalb find denn auch die rechtlichen Eigenfchaften der Mitglieder nicht 
nothwendig zugleich Eigenjchaften der Körperichaft: eine Actiengejellichaft z. B., 
bie in Deutfchland ihren Sit hat, ift eine deutſche Körperichaft, auch wenn 


7) Die Begründung biefer Regel, wie ich fie gebe, hat mit deu Befonderheiten der 
juriftifhen Berfonen und ihrer Organe nichts zu thun; fie paßt vielmehr für jede andere Voll⸗ 
macht auch. Das ift aber kein Mangel meiner Begründung; vielmehr glaube ih, daß ber 
Verſuch Gierke's, die Haftung der Körperichaft für die Delicte ihrer Beamten aus dem juriftifchen 
Begriffe der Körperfchaft als einer realen Gefamtperfon oder aus dem Begriffe der Körperfchafts- 
beamten als Organe, nicht als Vertreter der Körperfchaft abzuleiten, nicht zu billigen ift 
(Rümelin, Zwedvermögen und Genofienfhaft S. 92). Weit fchärfer muß ich natürlich gegen 
bie andere Lehre Einfpruc einlegen, melde aus dem Weſen der juriftiichen Perfon gerade 
umgelehrt ihre DelictSunfähigleit, ihre Freiheit von der Haftung für die Delicte ihrer 
Beamten ableiten wollte, um fo fchärfer, als aud Savigny und jelbft ein jo unbefangener 
Romanift wie Bruns (im Holgendorff’8 Encyllopädie IH, 18 17) diefer Theorie ihre Autorität 
geliehen haben. Man darf fagen, dab für dieje Lehre ſchlechterdings gar nichts Ipricht, und 
daß man deshalb geradezu in Verlegenheit geräth, wenn man ſie widerlegen will. Bruns fagt: 
die Delictfähigkeit paßt nicht zur Eorporation; denn diefe fol „ein von den Mitgliedern durch⸗ 
aus verfchiedenes Rechtsſubject fein, und unmöglich (1) kann dieſes als ſolches über feinen 
Zweck Binaus thätig werden”. Mit gleihem Rechte kann man fagen, bie Delicte feien 
gegen den Zwed, den ber Einzelmenfh auf Erden zu erfüllen babe, „unmöglich“ könne 
alfo der Einzelmenſch delictfähig fein. — Ebenfo willfürlich ift es, wenn 3. B. Behrend, Handels- 
recht, 1 S. 345 fagt, bei Delicten fei die Stellvertretung begrifflih unmöglih. Wenn der Di- 
reetor einer Actiendruderei in deren Namen einen unerlaubten Nachdruck veranftaltet, und bie 
Actiendruderei für diefe Handlung haftbar ift, — was iſt denn da8 Anderes als bie angeblich 
„unmögliche“ Stellvertretung im Delict. Freilich ift der Director aus dem Nachdruck aud) 
perfönlich haftbar; aber das fchließt doch den Begriff der Stellvertretung nicht aus. — Dan 
kann gegen meine Theorie folgenden Einwand erheben: wenn es wahr ift, daß die Haftung ber 
juriftifhen Perſon für die Delicte ihrer Organe aus dem Wefen der Vollmacht abzuleiten ift, 
wie kommt e8 denn, daß dieſe Haftung im pofitiven echt nicht für alle Vollmachten, fondern 
nur für die von der juriftifchen Perſon am ihre Organe ertheilten Bollmachten und daß fte nicht 
für alle Beamten der Körperjchaft, fondern nur für ihre Willendorgane gilt? Meine Antwort 
ift, daß fich eine principielle Begründung diefer von unferem pofitiven Recht befolgten Methode 
in der That nicht geben läßt. Indeß wie oft verfährt das pofltive Recht, zumal das mit einer 
entgegengefetsten römischen Regel ringende deutſche Gewohnheitsrecht nicht prineipiell, fondern 
begnügt fich ein Xheilgebiet, auf dem der Kampf gegen das ältere Recht praltiſch am widhtigften 
ift, für fich zu erobern. Bedauerlich ift nur, daß auch das RGB. die Frage nicht prineipieller 
behandelt hat. 

1) Mit Recht betont Gierle S. 174 fig., daß man fich eine Körperichaft nur zugleich mi‘ 
ihren Mitgliedern denten könne, daß die Körperfchaft alfo eine „Einheit in der Vielheit“ dar- 
fielle, daß die Rechte der Körperſchaft oft von Rechten der Mitglieder durchkreuzt werden und 
daß nichts falſcher fei, als die Vorſtellung, durch die juriftifche Perjönlichleit der Körperichaft 
feien Rechte und Pflichten der Mitglieder — zumal Rechte und Pflichten, die auch gegenfiber 
Dritten wirkſam find — begrifflih ausgeichlofien. Siehe unten 8 72. 
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ſämmtliche Actionäre Engländer find ?). Und wichtiger noch: das Vermögen 
der Körperfchaft ift Körperfchaftsvermögen, nicht Vermögen der Miitglieder. 
Das gilt ebenfo für das Activ- wie für das Paffionermögen. Deshalb können 
die zum Wctivvermögen gehörigen Rechte nur von ber Körperfchaft, nicht von 
den einzelnen Mitgliedern geltend gemacht werden?). Ebenſo können die zum 
Paſſivvermögen gehörigen Schulden nur gegen die Körperfchaft, nicht gegen bie 
einzelnen Mitglieder verfolgt werden: die Mitglieder der Körperichaft find aljo 
den Gläubigern für die Körperichaftsfchulden mit ihrem Privatvermögen nicht 
haftbar. 

Doc bilden alle diefe Säte nur die Regel, d. h. fie gelten, wenn weber 
das Geſetz noch das Statut das Gegentbeil beftimmt. Eine logiih noth- 
wendige Folge aus dem Begriff der Körperfchaft oder der juriftiichen Perfon 
enthalten fie dagegen nicht. 

Demgemäß kann Geſetz oder Statut beitimmen, daß die Mitglieder für die 
Schulden der Körperichaft perfönlich mit ihrem Privatvermögen haftbar find ®*). 
Das tft, wie ſchon gejagt, eine Ausnahme von der Regel; denn allein aus 
dem Wefen der Körperichaft als einer juriftifchen Perfon läßt ſich die Haftung 
der Mitglieder nicht ableiten. Aber es ift eine juriftiich zuläffige Ausnahme ; 
denn bie Haftung der Mitglieder, wennfchon fie aus dem Wefen ber juriftifchen 
Perſon nicht felbftverftändlich folgt, widerfpricht Doch andererſeits diefem Wefen 
durchaus nicht, es können ja für die Verpflichtungen eines Schuldners ganz 
fremde Berfonen, etwa als Bürgen, haftbar fein: um jo mehr werden für die 
Verpflichtungen einer Körperfchaft deren Mitglieder haften können *). 

Ebenfo Tann das Gefet beftimmen, daß die Mitglieder der Körperichaft 
die der Körperichaft gehörigen Rechte in eigenem Namen ausüben Tönnen 5). 
Auch diefe Regel folgt nicht aus dem Wefen ber juriftiichen Perſon, aber fie 
tft durchaus vereinbar damit, weil ja auch fonft ein und Dasfelbe Recht 
mebreren Perjonen gemeinfam gegeben werben kann ®). 





2) Deshalb kann fie die deutfche Flagge führen. RGeſ. v. 23. Decemb. 1888. Giehe 
mein Lehrb. des Handelsrechts 8 32, 8 84, 1b, 

8) Anders natürlih, wenn fie das Recht haben, die Körperichaft zu vertreten; aber 
al8dann treten die Mitglieder nicht in eigenem Namen, fondern im Namen ber Körper- 
ſchaft auf. 

3a) Eine gejetliche Beftimmung diefer Art ift thatfächlich erfolgt bei der eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaft mit bechräufter oder unbefchräntter Haftpflicht. Leber die Gemeindeſchulden fiehe 
unten 8 47111, 

4) Das ift denn auch niemals beftritten. Nur meint Laband (3. f. Handelr. 30 ©. 501), 
bag für die Annahme juriftifcher Perfönlichkeit bei einer Körperfchaft, deren Mitglieder 
für die Körperfchaftsichulden haften, fein Bedürfniß vorliege. Aber diefe Behauptung Laband's 
ift nicht zu billigen; ein Geſetz kann gute Gründe haben, einen Verein, obſchon feine Mitglieder 
für die Vereinsſchulden haften, trogdem für eine von der Summe der Mitglieder verjchiedene, 
alfo für eine juriftiiche Perſon zu erllären. 

5) Solche Beftimmung findet fi etwa bei der Allmende ober der älteren Gewerkſchaſt. 
Im neueren Redt ift ſie felten. 

6) Siehe unten $ 72. 
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Bon der Frage, welche Rechte und Pflichten die Mitglieder eines Vereins 
Dritten gegenüber haben, iſt fehr verfchieven die Frage, welche Rechte und 
Pflichten fie gegenüber dem Verein haben. Hier find die Sagungen jeder Körper⸗ 
haft in erfter Neihe maßgebend. Hervorzuheben iſt Folgendes. 


Die Rechte der Mitglieder find entweder echte Mitgliebsrechte ober 
Gläubigerrechte. Erſtere ftehen den Mitglievern als folchen zu, fie find deshalb 
nur zugleich mit der Mitgliepfchaft veräußerlich; fie können im Concurſe der 
Körperichaft nicht als Concursforderungen geltend gemacht werden und paffen 
überhaupt weder in die römifche Kategorie der dinglichen noch im Die der 
Forderungsrechte; fie find vielmehr Mechte eigener Art. Lebtere ftehen den 
Mitgliedern nur zufällig zu, gleich als ob dieſe der Körperfchaft fremde 
Perſonen feien; fie find frei veräußerlih und gelten im Körperfchaftsconcurfe 
als Koncurdforderungen ?), als Ab- oder Ausfonderungsrechte; fie find entweder 
dinglicher oder perſönlicher Art, im erfteren Falle jura in re aliena. Unter 
den Mitgliedsrechten find wieder allgemeine Mitglievsrechte und Sonderrechte 
zu unterfcheiben; und zwar können nad dem Neichögefegbuch die allgemeinen 
Mitglievsrechte durch Mehrheitsbeſchluß der Mitglieververfammlung ®) abge- 
ändert werden, ohne baß bie Minderheit dagegen Einfpruch erheben kann, 
während bei Sonderrechten eine Abänderung nur mit Zuftimmung des be- 
rechtigten Mitgliedes möglich ift?). — Die Mitglievsrechte gehen immer auf 
Theilnahme an der Berwaltung ber Körperfchaft; wem dies Recht ganz fehlt, 
ift in Wahrheit überhaupt nicht Mitglied. Dagegen ift ein zwar häufiges, 
aber nicht weſentliches Recht der Mitglieder die Befugniß, die Auszahlung 
eines Antheild an den Neineinahmen des Vereins und bei deſſen Auflöfung 
oder auch bei dem Einzelaustritte des Mitglieved die Auszahlung eines Antheils 
an der Subftanz des Vereinsvermögens fordern zu können. 

Die Pflichten der Mitglieder geben bald auf Dienftleiftungen für den 
Berein, z. B. auf die Uebernahme gewiſſer Dereinsämter, bald auf Geld⸗ 


7) Hierher gehören Rechte, die ein Mitglied ganz ohne Rüdficht auf feine Mitgliedichaft aus 
jelbftändigen Gründen erworben hat; 3. B. ein Actiomär giebt feiner Actiengeſellſchaft ein Dar- 
lehen. Ebenſo Rechte, die ein Mitglied zwar als foldhes erworben hat, die aber fpäter von feiner 
Mitgliedichaft Tosgelöft find: fo ift der Anſpruch bes Actionärs auf feinen Gewinnantheil zunächſt 
ein echtes Mitgliedsrecht, wird aber, fobald der Semwinnantheil bilanzmäßig feftgefeßt iſt, zum 
Släubigerredht. Siehe mein Lehrb. des Handelsr., 8 95, V, 2. 

8) Nöthigenfalls durch */ Mehrheit, wenn eine Statutenänderung vorliegt. 

9), Mit diefer Regel ift freilich nichts gemonnen. Denn welche Rechte find denn „Sonder- 
rechte? Die Antwort kann nur fein: „diejenigen Rechte, welche bloß mit Zuflimmung der 
berechtigten Mitglieder abgeändert werben könuen“. Die Regel enthält alfo einen circulus vitio- 
sus. Zu den Sonderrechten des REB.'s zählen jedenfall® nicht bloß die eigentlichen oder echten 
Sonderrechte, welche nur einzelnen Mitgliedern als folchen verliehen find. Vielmehr Tann jedes 
Mitglied fich 3. B. einen Beichluß der Mitgliederverfammlung verbitten, ber dies Mitglied ungünfliger 
behandelt als die übrigen Mitglieder; alfo auch das Recht auf gleihmäßige Behandlung, ob» 
ſchon e8 allen Mitgliedern zufteht, ift ein Sonberreht im Sinne des RGB.'s. 
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leiftungen. Letztere find entweder auf einen feiten Betrag befchränft '9) oder 
ungemeſſen, welches Falles das Mitglied durch die Beitragspflicht um jein 
ganzes Vermögen gebracht werden Tann !!). Die ungemefjene Beitragspflicht 
wird aber bei manchen Vereinen baburch gemilvert, daß jedes Mitglied durch 
Preisgabe feiner Mitgliedsrechte ſich von der Beitragspflicht befreien kann !?). 

Der Mitgliederftand der Körperfchaften ift nicht unabänderlich, vielmehr 
der Eintritt neuer, der Austritt alter Mitglieder geftattet. Doch find die Regeln 
über die Veränderung des Mitglieveritandes bei den einzelnen Körperichafts- 
arten überaus verſchieden. Es feien deshalb nur die Beitimmungen über Die 
unter das Reichsgeſetzbuch fallenden Körperichaften erwähnt. 

Nach dem Reichsgeſetzbuch 88 36—37 ift die Mitgliedichaft nur dann 
veräußerlich oder vererblich, wenn das Statut es bejonderd anordnet; man 
kann aljo Vereinsmitglied regelmäßig nur dadurch werden, Daß man vom 
Vereinsvorſtande als Mitglied in den Verein aufgenommen wird !°), 

Dagegen bevarf der Austritt aus dem Vereine der Zuftimmung des Vor- 
ſtandes oder eines fonftigen Vereinsorganes nicht; er fteht vielmehr allen 
Mitgliedern zu jeder Zeit frei 14); auch das Statut kann das Recht des will. 
fürlichen AustrittS nicht aufheben, fondern höchſtens zeitlich beſchränken, derart, 
daß der Austritt nur zum Schluß eines Geichäftsjahres ftattfinden darf und 
eine gewiſſe Zeit — längitens 2 Jahre — vorher angelündigt werben muß. 
Das ausicheivende Mitglied wird von allen Beitragspflichten dem Verein 
gegenüber frei, foweit fie fich nicht auf Die Zeit vor feinem Austritt beziehen; 
einen Antbeil am Vereinsvermögen erhält das austretende Mitglied nicht aus- 
gezahlt; diefe beiden Regeln !5) Tann aber das Statut des Vereins ändern. 


f) Auflöfung. 
& 44*. 
Die Auflöfung des Vereind gefchieht durch die in dem Statut angegebenen 
Gründe, z. B. den Ablauf der dort beftimmten Zeit !). Ferner durch Concurs- 





10) So bei der Actiengefellichaft, wo fein Acttionär mehr einzuzahlen braucht als den 
Nennwerth (oder bei der Emiffion über pari den Emifftionswerth) feiner Actien. 

11) So bei ber eingetragenen Genofjenihaft mit unbefchränlter Haft- ober Nach- 
ſchußpflicht. 

12) So bei der Gewerkſchaft und der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 

13) Bei den Actiengeſellſchaften gilt gerade das Gegentheil: die Mitgliedſchaft iſt ver⸗ 
erblich und veräußerlich; die Aufnahme eines Mitgliedes, welches nicht den Antheil eines alten 
Mitgliedes durch Erbgang oder Veräußerung erworben, iſt nur ausnahmsweiſe, bei einer Er- 
höhung des Grundlapitals, zuläffig. 

14) Aud) bier gilt bei den Actiengefellfchaften bie entgegengefetste Hegel. Allerdings kann 
jeder Actionär auf feine Rechte dem Berein gegenüber verzichten; aber er wirb babur.) von 
feinen Pflichten gegen den Berein nicht frei. 

15) Das RGB. ftellt diefe Regeln nicht ausdrücklich auf, fett fie aber wohl als jelbft- 
verftändlich voraus, 

1) Daß die Mitgliederzahl unter 2 ſinkt, ift kein Auflöjungsgrund; eine juriftifche Perjon 
mit einem ober feinem Mitgliede ift allerdings fein Verein mehr, kann aber doch eine lebens- 
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eröffnung über das Bereinsvermögen und durch einen Auflöfungsbefchluß der 
Diitgliederverfammlung, welche nach dem Reichsgeſetzbuch, falls das Statut 
nicht8 Anderes bejtimmt, nır mit Dreiviertel-Mebrheit gefaßt werben darf. 
Endlih kann dem Verein nach den meilten Landesrechten aud von Amts wegen 
feine juriftiiche Perfönlichleit genommen werden; auch das Reichsgeſetzbuch 8 40 
läßt dies zu 2), wenn der Verein durch geſetzwidriges Verhalten feiner Organe das 
Gemeinwohl gefährdet, oder wenn er fich mit einem wirtbfchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betriebe oder mit politifchen oder religiöfen Angelegenheiten befaßt, obſchon 
der Zwed des Vereins ftatutenmäßig gar nichts mit Geſchäften, Politif oder 
Religion zu thun Bat. 

Die Hauptfrage ift, an wen das Vermögen des aufgelöjten Vereins fallen 
ſoll. In erfter Reihe ift die Antwort auf dieſe Trage dem PVereinsftatut zu 
entnehmen. Und zwar auch dann, wenn das Statut Feine ausprüdliche Be⸗ 
ſtimmung darüber enthält: es tft alsdann die für das Schidjal des Vereins⸗ 
vermögens entjcheidende Regel aus dem Geiſte des Vereinsftatuts zu gewinnen. 
Doc ſchneidet das Reichsgeſetzbuch 5 41 eine derartige freie Auslegung des 
Statutd ab, ftellt vielmehr für den Tall, daß das Statut Feine ausprüdlichen 
Beitimmungen giebt, folgende fchablonenhaftern Regeln auf: bei Vereinen, bie 
nah ihrem Statut ausſchließlich den Intereſſen ihrer Mitglieder dienen, joll 
das Vermögen an die zur Zeit der Auflöſung vorhandenen Mitglieder zu 
gleichen Theilen fallen, bei anderen Vereinen joll e8 dagegen an ben Fiscus 
gelangen, der es thunlichjt in einer den Zweden des Vereins entjprechenden 
Weije verwenden joll®). 

Auf die Aufldfung des Vereins folgt nah dem Reichsgeſetzbuch 88 42 
bis 48 *) eine förmliche Liquidation des Vereinsvermögens, ähnlich wie fie ſchon 
bisher reichsgeſetzlich für einzelne Vereinsarten, 3. B. die Actiengejellichaften, 
feftgefegt war. Die Bertbeilung des Vereinsvermögens darf erſt erfolgen, 
nachdem die Bereinsgläubiger öffentlih aufgefordert find, ihre Forderungen 
anzumelden, nachdem ein Jahr („Sperrjahr‘‘) feit diefer Aufforderung ver- 
ftriben ift und alle in dieſem Jahre angemeldeten Forderungen bezahlt oder 
fihergeftellt find. 
fähige Anftalt fein und als foldde fortbeftehen. Das gilt 3. B. für Actiengejellichaften. Siehe 
mein Lehrb. d. Hanbelsrechts, $ 96 IV. Abw. Gierle, ©. 838, Stobbe, 5 54°. Für einge- 
tragene Bereine, aber nur für diefe, befiimmt das ROB. $ 63, daß fie von Amts wegen aufzu- 
Idfen find, wenn ihr Mitgliederftand dauernd unter 3 fintt. 

2) Das RGB. ſchreibt daflr das Verwaltungsftreitverfahren vor. Die Aberlennung der 
juriſtiſchen Berjönlichleit geichieht aljo durch die Verwaltungsgerichte. 

3) Hat die Mitgliederverfammlung das Net, über das Schickſal des Vereinsvermögens 
bindend zu beichliegen? Gewiß, wenn das Statut ihr dies Recht giebt. Ebenfo gewiß, wenn 
fie fi durch gültige Aenderung der Statuten dies Recht felber beilegt. Das RGB. 8 41 giebt 
aber der Mitgliederverfammlung das Recht auch über den Bereich diefer beiden Fälle hinaus, 
jedoch nur für nicht wirthichaftliche Vereine und mit ber weiteren Beſchränkung, daß die Ver⸗ 


fammlung das Vermögen nur einer öffentlichen Anftalt oder Stiftung zuweiſen darf. 
4) Ausgenommen, wenn das Vermögen an ben Fiscus fällt oder Concurs eröffnet ift. 
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3. Atiftungen !), 
8 45*, 


Stiftungen find ſolche privatrechtliche, mit jurijtifcher Perfünlichkeit aus- 
gejtattete Anjtalten, welchen eine corporative Berfafjung mangelt; es fehlen 
aljo bei der Stiftung die ‚Mitglieder‘, d. h. Berfonen, welche ein eigenes 
Recht auf die Verwaltung der AnftaltSangelegenbeiten baben ?). 

Die Stiftung fommt zu Stande, indem der Gründer oder Stifter feinen 
Stiftungswillen urkundlich erklärt ?), und derjenige Bundesftaat, in deſſen Gebiet 
bie Stiftung ihren Sig haben foll, feine Genehmigung ertheilt. Ob die Ger 
nehmigung ertheilt oder verweigert wird, hängt vom freien Ermeſſen des 
Staates ab, Für die Errichtung der Stiftungen tft alfo das für die Errichtung 
ber Körperſchaften großentheild aufgegebene Conceſſionsſyſtem fortpauernd in 
Geltung *). 

Die Organifation der Stiftung wird durch die Stiftungdurkunde geregelt; 
nothwendig iſt jedenfalls, daß fie ein Organ befikt, welches fie nach außen 
vertritt. Die Rechts, und Handlungsfähigfeit ijt die gleiche wie bei den Körper- 
Ichaften. Die Beendigung der Stiftung richtet ſich nach den Regeln ber 
Etiftungsurtunde ; ergänzende gejeßliche Regeln fehlen 5). Das Vermögen ber 
aufgelöjten Stiftung fließt an die Perſon, der es durch die Stiftungsurkunde 
zugewiejen ift, eventuell an den Fiscus. 

Dft werden an Behörden, Kirchen, Gemeinden u. ſ. f. Schenkungen mit 
der Auflage gemacht, das Kapital oder bie Zinjen der Schenkung zu beftimmten 
Zweden zu verwenden. Durch eine ſolche Schenkung entfteht Feine juriftifche 
Perſon; vielmehr fließt das gejchenkte Gut mit dem Vermögen des Schenkungs- 
empfängers rechtlich zujammen, felbjt wenn es nah der Beftimmung des 
Schenkers getrennt verwaltet werben muß. Wenn man eine derartige Schenkung, 
wie ed häufig geichieht, als Stiftung bezeichnet, fo tft ber Sprachgebrauch Fein 


1) Roth in Iherings Jahrb, Bd. 1 S. 189 (1857), Demelius, ebenda Bd. 4 ©. 189 
(1861), Schloßmann, ebenda Bd. 37 ©. 1 (1889), Kohler, Archiv f. bürgerl, Recht, Bod. 8 
S. 227 (1891). 

2) Deshalb ift eine ſog. „Kamilienftiftung”, bei welcher der Borftand den Beſchlüſſen einer 
Berfammlung der Yamilienmitglieder unterworfen ift, in Wahrheit keine Stiftung, fondern eine 
Körperichaft. Ueber Kamilienftiftungen fiehe noch unten 8 777, 

3) Regelmäßig ift die Erklärung eine letztwillige. Doc ift auch die Erklärung unter Le 
benden zuläfjig: diefe ift ftet® einjeitiger Natur und deshalb zunächſt widerruflich; erft mit dem 
Augenblid, wo die Stantsgenehmigung ertheilt umd die Stiftung damit vollzogen ift, erliſcht 
das Widerrufsrecht bes Stifterd; da8 mar fchon ältere Recht und wird vom RGB. 81 be- 
ſtätigt; als Form fchreibt dad RGEB. den gerichtlichen oder notariellen Abſchluß vor. 

4) So ſchon das jetiige Recht (Motive I S. 122) und nun auch ROB. 70. 

5) Aufhebung der Stiftung von Amts wegen wird zuläffig fein, wenn die Umftände, unter 
denen die Genehmigung ber Stiftung vom Staate ertheilt ift, fich weientlich geändert haben, 
3. B. der Stiftungszwed nicht mehr in der vom Staat genehmigten Art erreicht werden kann. — 
Auch die Toncurderöffnung wird Auflöjung der. Stiftung herbeiführen. 
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technijcher : dieſe Schenkung ift von der eine neue juriftifche Perſon begründenden 
echten Stiftung rechtlich durchaus verfchieden ®). 


4. Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts, 
Hllgemeines. 
8 46*. 

Privatrechtliche Regeln, die für alle juriftifchen Perfonen des öffentlichen 
Rechts gemeinfan gelten, laſſen fih nur in fpärlicher Zahl aufitellen. Von 
ſolchen Regeln tit zu erwähnen, daß dieſe Berfonen in gleihem Umfange rechts- 
fähig find, und daß fie für Verſchuldungen ihrer Willensorgane in gleichem 
Umfange haften, wie die privaten Körperjchaften 1). Im übrigen bat jede ein- 
zelne Art der juriftiichen Perſonen des öffentlichen Nechts ihre bejonderen 
Regeln. Dieſe Regeln ſollen, foweit fie privatrechtlichen Inhalts find, im 
Volgenden für die Gemeinden und für die Zünfte dargejtellt werben. 


a) Die Gemeinden. 
gar“, 

Das Gemeinderecht ift Privatrecht nur fo weit, als es das Gemeinde⸗ 
vermögen betrifft. 

1. Das unbewegliche Gemeindevermögen war im Mittelalter überwiegend 
Allmende (Bürgervermögen). Das will befagen: es ftand zwar im Eigenthum 
ber Gemeinde, die man deshalb auch als Feld⸗ oder Marlgenofienichaft be- 
zeichnete ?), aber e8 wurde nicht in deren Gejammtinterefje, ſondern im Intereffe 
ber einzelnen ®emeindeangebörigen bewirtbichaftet, jo daß jeder Bauer fein 
Vieh auf die Gemeindeweide auftreiben, das für feinen Hof nöthige Bau- 
und Brennholz im Gemeindewalde fchlagen konnte u. ſ. f. Und zwar bat einft 
die Allmende den gefammten Grund und Boden Deutjchlands umfaßt, in jener 
Urzeit, welche ein Sondereigenthbum an Liegenfchaften überhaupt nicht kannte ?): 


6) Siehe Regeldberger, Pandelten, Bd. 1 &. 841. Kohler, Concursrecht, (1891) 8 85°. 

1) Letzteres ift freilich für das geltende Recht fehr beftritten; namentlich wird bei Aut 
übung von Hoheitsrechten jede Haftung des Staats für feine Beamten geleugnet (fiehe hierüber 
Gierle, &. 786, 796, und Löning in der S. 72 Anm. 2 genannten Schrift). Set fiellt das 
RGB. 77 die im Tert bezeichnete Regel ausdrücklich fef. 

1) Ich gehe davon aus, daß Ortegemeinde und Markgenofjenichaft identiſch find. Aller- 
dings gab es Fälle genug, two mehrere Ortögemeinden eine gemeinfame Mark befaßen, aljo die 
Markgenofjenfchaft eine Mehrzahl von Ortsgemeinden umfaßte. Indes ift das keinesfalls bie 
Regel geweien. 

2) Zur Gefchichte der Allmende: Löw, Markgenofienichaften (1829). Renaud in der Ztichr. 
f. d. Recht, 9 ©. 1 (1845), Wyß in der Ztſch. f. Schweiger Hecht 1 Heft ı Abth. 2, Heft 2 
Abth. 1 (1852), 2. v. Maurer, Gefch. der Markenverfaff. (1860), derſ., Geſch. der Dorfverf. 
(1865), Thudichum, Gau- u Diarkverf. in Deutichl. (1860), Aus der neueren fiteratur: 
Gierke, Genoſſenſchaftsrecht, Bd. I, II (1868, 1878), Minsfowsti in Schmoller’8 Forſchungen II 
Heft 4” (1879), Hanſen,“ Agrarhiftoriiche Abhandl. I, II (1880 fig), Heusler, I S. 262, 


— 
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damals bat das ganze Land den Gemeinden oder Marlgenoſſenſchaften, in welche 
das Volk ſich bei der erften Beſiedelung des Landes getheilt Hatte, insgefammt 
ala Allmende gehört. Später ift dann Haus und Hof und der größte Theil 
des Ader- und Wiejenlandes in das Sonbereigenthum ber einzelnen Bauern 
übergegangen; aber Wald, Weide, Gewäſſer und auch bier und da manche 
Felder und Wiefen blieben nach wie vor ungetbeilt im Gemeindebeſitz. Diefer 
Reſt des Landes war aljo jest allein noch Allmende. Das Beſitzthum eines 
Bauern, Hufe genannt, bejtand nunmehr einerfeitd aus Haus, Hof, Feldern, 
die fih in feinem Sondereigen befanden, und anbererfeitS aus dem Echt- 
wort, d. h. dem Recht auf Mitbenugung des ungetheilt gebliebenen Reſtes 
des Landes. 

Das Nubungsrecht an der Allmende war alfo ein Beitandtheil der Hufe, 
ein Zubehör des bäuerlichen Hof. Demnach waren nicht etwa alle Ein- 
wohner des Dorfs nußberechtigt, jondern von der Allmende ausgefchlofjjen war, 
wer keinen Bauernhof befaß. Anfangs war die Zahl der in diefer Weile von 
der Allmendenugung ausgejchlojjenen Perfonen nicht eben groß, noch war jeder 
freie, felbftändige Mann im Befite eines bäuerlichen Guts sd). Aber fehr raſch 
änderte fich die Verhältniß. Die Bevölkerung nahm zu, die Zahl der befik- 
Iofen Leute oder derer, deren Gut zu Hein war, um als Bauerngut zu gelten, 
wuchs. Die wirklien Bauern bildeten alfo jegt einen oft nur Meinen Bruch- 
theil der Gemeinde und jchloffen fih, Thon um ihr alleiniges 1) Nukungsrecht 
an ber Allmende gegen jede Verkürzung zu Gunften der übrigen Einwohnerichaft 
zu vertbeidigen, genofjenichaftlich an einander: fie bildeten einen engeren Verband 
innerhalb der Gemeinde, einen dörflichen Adel, die ſog. Realgemeinded). 
Auch heute noch ift das Nutungsrecht an der Allmende auf diefe Realgemeinde 
beſchränkt 6) und durchaus nicht auf alle Angehörigen der Ortsgemeinde aus- 
gedehnt; und jelbft die zur Realgemeinde gehörigen Familien dürfen ihr Nußungs- 
recht nicht immer zugleich ausüben, ſondern fie wechjeln oft ab, oder e8 find 


Brunner, I 8 10, 25, Schröder, 8 10, 28, 41, Lamprecht, Deutiches Wirthichaftsleben im Mittel⸗ 
alter, Bd. 1, 2 (1886 fig.). 

8) Dies wurde einfach dadurch ermöglicht, daß für jedes vollfreie Mitglied der Gemeinde, 
welches ein ſolches Gut noch nicht befaß, aus ber Allmende ein Gut neugebildet wurde. 

4) Sehr oft bat aber der Gutsherr umfaffende Rechte an der Allmende (Jagd⸗, Weiberecht 
u. dgl.) gehabt. Oft war er fogar Eigenthümer der Allmende, und die Orts⸗ oder Realge- 
meinde hatte nur ein beſchränktes Necht daran. Heusler, 1 ©. 282. 

5) Auch der Name „DOrtsbürgergemeinde” ift dafür Üblih, 3. B. im Heflen. 
Hiernach ifi alfo „Ortsbürger” nicht, wer in der Gemeinde ſtimmberechtigt, fondern wer au 
der Allmende nußgberedtigt ift. 

6) Doc; verliert eine zur Realgemeinde gehörige Familie ihr Nutungsredht nicht, wein 
fie ihr Bauerngut veräußert, und umgelehrt, wer ein Bauerngut kauft, tritt damit noch nicht 
in die Realgemeinde ein. Die Zugehörigkeit zur Realgemeinde oder das alte Echtwort ift alfo 
jett ein Zubehör des Bauernguts mehr wie im Mittelalter, fondern ein perjönliches Borrecht 
gewiſſer vormald mit Bauerngütern angefeflener Familien. Die NRealgemeinde muß indes auch 
neue Mitglieder aufnehmen, wenn dieſe das vorgeichriebene Einkaufsgeld zahlen; bei Dörfern 
mit großer Allmende ift natürlich da8 Einkanfsgeld fehr hoch. 


Aumende. Realgemeinde. 8 47. 81 


nur diejenigen Mitglieder, welche am längſten im Dorfe wohnen, zur Ausübung 
des Rechts befugt 7). 

3m Mebrigen haben fich die Nechtsverhältniffe an der Allmende im Laufe 
der Zeit ſehr mannigfach geftaltet, und demgemäß ift auf die Frage, wer bas 
Berfügungsrecht über die Allmende befitt, eine einheitliche Antwort nicht mög- 
lid. Die Häufigfte Form?) ift, daß dad Eigenthum an ber Allmende der 
Drtögemeinde zufteht, daß aber die nugberechtigten Bauern als bevorzugte Mit- 
glieder der Drtögemeinde gelten — den Brioritätsactionären einer Actiengefell- 
Ichaft vergleichbar — und in diefer ihrer Eigenfchaft das ausſchließliche Nutzungs⸗ 
recht an der Allmende als ein corporatives Mitgliedsrecht für fich beanſpruchen 
dürfen; wo biefe Form vorliegt, gejchieht eine Verfügung über die Allmende 
durch Beſchluß der Ortögemeindeverfammlung ?), obne daß eine Zuftimmung 
der einzelnen nußberechtigten Bauern nöthig wäre 10) 11). 

Die Art der Nutung der Allmende wirb jetzt meiftens durch ein Ortsftatut 


7) Es wird aljo eine Art Anciennetätslifte aufgeftellt. 

8) So Heusler und Gierke, — die freilich um Einzelnen jehr von einander abweichen ; 
dagegen nimmt ®erber $ 51 für bie ältere Zeit Miteigenthum der Banern zu ideellen Theilen, 
für die fpätere Zeit (mit Renaud) Eigenthum der Ortsgemeinde und fervitutenähnliche jura 
in re aliena der Bauern an. 

9) Ob dazu Genehmigung des Gutsherrn oder der StaatsauffichtSbehörde nöthig, ift 
landesrechtlich verſchieden beſtimmt. 

10) Der Rechtslogik entſpricht dies nicht. Denn die Nutzungsrechte der Bauern find 
Sonderrechte (Gattungsrechte), und die Ortögemeinde kann nad allgemeiner Hegel (oben ©. 75°) 
über folche Sonderredhte nur mit Zuftinunung der einzelnen Berechtigren verfügen; umd zwar 
ift fogar Einftimmigteit der Bauer nöthig, denn die im Actiengefeg für die Prioritätsactionäre 
anfgeftellte Regel, welche zur Verfügung über die Prioritätsrechte einen Beihluß der Mehr- 
beit der Prioritätactionäre genügen läßt, enthält fein allgemeingültige® Princip. Es hat aber 
da8 pofitive Gewohnheitsrecht in den meiften Rechtsgebieten eine Zuftimmung der einzelnen Bauern 
jür unnöthig erklärt; das ift leicht verftändlic,, wenn man bedenkt, daß im Mittelalter und zum 
Theil noch in neuefter Zeit die nugberechtigten Bauern zugleich die Ortögemeinbeverfammlung 
durch ihr ausfchließliches oder doch bevorzugte® Stimmrecht beherrichten, fo daß eine Berlegung 
der Interefien diefer Bauern durch die Befchlüffe der Ortögemeindeverfanumlung nicht zu bejorgen 
war. Die ganze Frage ift Übrigens ftreitig, Gierle, Genoſſenſchaftstheorie S. 312?, 

11) Andere Formen find, daß das Nutungsrecht der Realgemeindemitglieder fein Mit- 
gliedsrecht, ſondern ein jus in re aliena iſt oder daß die Realgemeinde als eine felbftändige ju- 
riftifche Berfon neben der Ortsgemeinde fteht und das Nutzungsrecht ihr als Geſammtheit, nicht 
den einzelnen Bauern zufommt. Endlich giebt e8 Fälle, wo das Eigenthum an der Allmende 
gar nicht der Ortsgemeinde, fondern der Realgemeinbe als juriftiicher Perfon oder auch un- 
mittelbar den einzelnen Bauern als Miteigenthümern zuſteht. Für jede dieſer Formen wird 
die Frage nad) dem Berfligungsrecht über die Allmende verjchieden zu beantworten fein. So 
wird, wo bie Realgemeinde eine eigene juriftifche Perfon ift, meiſt ein Mehrheitsbeſchluß der 
Renlgemeindemitglieder unter Zuftimmung der Ortögemeinde genügen. Wo die Bauern Mit- 
eigenthümer der Allmende find, kann dagegen menigftend nad) gemeinem Recht von verpflich- 
tenden Mehrheitsbeſchlüſſen nicht die Rebe fein (fiehe aber unten $ 72). Welche Form aber im 
Einzelfalle vorliegt, läßt fi) durch Feine allgemeine Regel beftimmen, ſondern bängt ganz 
von der geſchichtlichen Entwidelung ab, weldye die bäuerlichen Berhältnifje in dem betreffenden 
Dorf genommen haben, 

17. Aufl. 6 





89 Bon den Rechtsverhältniffen. 


geregelt; und zwar ift auch heute noch, wenigftens bei Feldern !?) und Weibeland, 
die unmittelbare Nutzung durch die einzelnen berechtigten Bauern üblich, während 
bet Wäldern die Bewirthichaftung meift durch Gemeinde- oder Staatsbeamte 
stattfindet 13) und nur die Walverzeugniffe oder ihr Gelderlös unter die Berech⸗ 
tigten nach feiten Regeln vertheilt werben. 

Der Umfang der Allmenden ijt im Laufe der Zeit jehr zufammengejchrumpft, 
namentlich jeit dem 18. Jahrhundert 1%). Insbeſondere haben Die Gemeinheits- 
tbeilungen, von denen weiter unten im Sachenrecht näber die Rede fein wird, 
fih vielfah auch auf die Allmenden bezogen!) Bald ift die Allmende 
zwijchen den nukberechtigten Bauern reell getheilt worden, bald ijt fie verkauft 
und der Kaufpreis ift zur Vertheilung gekommen, bald hat die Gemeinde die 
Allmende als Kämmereigut (unten zu II) übernommen und hat die Nußungs- 
rechte der Bauern abgelöſt. In manden Staaten ift Dies Verfahren fogar 
äußerft begünftigt worden, da die Allmendwirtbichaft der Landescultur wenig 
förderlih erſchien. Namentlich haben manche Geſetze die fchwierigen Fragen 
nach dem Verfügungsrechte über die Allmende , welche oben erörtert worben 
find, einfach abgefchnitten, indem fie pofitiv das Recht, die Auftheilung zu 
fordern, entweder der Mehrheit der DBetheiligten oder gar einer Minderheit 
ertbeilten 126). Doch ift die Beſeitigung der Allmenden nur in dem größeren Theile 
Norddeutſchlands thatfächlich durchgeführt, derart, daß bier der Begriff ber 
Allmende geradezu verſchollen ij. Dagegen tft im Welten und Süden Deutſch⸗ 
lands die Allmende noch in ſehr erheblichem Umfange erbalten. 


IH. Außer der Allmende giebt e8 noch eine zweite Art des Gemeinbever- 
mögens, das Kämmereigut; in den Städten wird fogar die Allmende durch das 
Kämmereigut mehr und mehr verbrängt. Das Kämmereigut ift dem Gejammt- 
intereffe der Ortögemeinde zu dienen bejtimmt, nicht dem Intereffe der einzelnen 
Gemeindeangebörigen. Deshalb findet bei dem Kämmereigut eine unmittelbare 
Nutzung durch die Bürger oder Bauern niemals ftatt, vielmehr wird das Gut 


12) Die Allmend - Felder find zu diefem Zwecke in Loofe getheilt, und die einzelnen Be— 
vechtigten erhalten in gewiſſen Perioden immer ein neues Loos oder befommen auch das ihnen 
einmal zugewiefene 2008 auf Lebenszeit. 

13) Unmittelbare Bewirthſchaftung durch die einzelnen Bauern findet fi) namentlich bei 
den Eichenihälmäldern im Siegener Lande. S. preuß. Gef. d. 17. März 1879. 

14) Die größte Verminderung der Allmende war freilich ſchon längft vorher eingetreten, 
— durd die Roduugen des Waldbodeng, |. unten 8 80. 

15) Die Gemeinheitstheilungsordnnungen verfolgten in den meiften Gebieten Deutſchlands 
nur die Befeitigung der Weidegemeinfchaften und verwandter Mitberechtigungen. Deshalb be= 
ſchränkten fie fi oft darauf, die Gemeindemweide aufzuheben, während fie die in Looſe ge⸗ 
tbeilten Aecker der Allmende fortbeftehen Tiefen. 

16) In Sachſen (Gem.-Theil.-Drön. v. 17. III. 1882) und urjprünglich auch in Preußen 
(Sem.-Theil.-Ordn. dv. 7. Juni 1821 8 17, aufgehoben durch Dell. v. 26. Juli 1847 8 2) 
fonnte jogar jeder einzelne Bürger bezüglich feines Antheils Aufhebung der Gemeinfchaft ver- 
langen. Dagegen fordert die Bad. Gemeinde-Ordn. von 1831 %/,-Mehrheit ber Ortögemeinde- 
bürger und abſolute Mehrheit der Realgemeindemitglieder. 
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verpachtet oder durch Gemeindebeamte verwaltet, der Erlös fließt in die 
Gemeindekaſſe und wird mit den übrigen Mitteln dieſer Kaffe zur Dedung ver 
allgemeinen Gemeindebepürfniffe oder zur Bezahlung ber allgemeinen Gemeinde⸗ 
laften verwendet; eine Vertheilung des Erlöſes an die Gemeindemitglieder ift 
nur ganz ausnahmdweife ftatthaft. 

IH. Für Gemeinvefhulden wurden nach mittelalterlichem Rechte ſowohl 
die Gemeindeangehörigen al8 die Gemeindebeamten mit ihrem Privatvermögen 
haftbar gemadt 7). Daß dies der juriftifchen Perfönlichkeit der Gemeinde 
nicht wiberfpricht, tft oben gezeigt ’®). Im heutigen Rechte ift aber biefe 
Haftung durchweg befeitigt: für Gemeinbefchulden haftet nur das Bemeinde- 
vermögen 12), 

b) Die Zünfte?) 
8 48*, 

Das Wefen der Zünfte berubte vormals auf dem Zunftzwang, d. h. auf 
ber Regel, daß nur die ber Zunft angebörigen Meifter zum Betriebe eines 
Handwerks befugt waren, während gegen jeden Nichtzünftler (Pfuſcher, Böhn- 
baje), welcher fich mit vem Handwerksbetriebe befaßte, ftrafrechtlich vorgegangen 
wurde. Diefer Zunftzwang ift nun im Laufe des 19. Jahrhunderts aufgehoben, 
zuerft in den Gebieten bes franzöfifchen Nechts, dann jchon 1810 in Preußen, 
1825 in Bayern, 1862 in Baben u. |. f., im übrigen Deutfchland durch das 
Nothgewerbegefeb vom 8. Juli 1868. Trotzdem haben ſich die Zünfte erhalten, 
da fie auch ohne das Privileg des Zunftzwang® den Intereffen der ihnen als 
Mitgliever beigetretenen Handwerksmeiſter zu dienen im Stande find. Ihr 
Zwed ift jeßt nicht mehr, ihren Mitgliedern ein Monopol des Handwerks⸗ 
betriebe8 zu bieten, wohl aber, den Gemeingeiſt unter den Innungsmitgliedern 
zu pflegen, ihre Standesehre zu jtärken, das Lehrlingswefen zu leiten, für das 


17) Gierke, Genoffenfchaftsrecht, II ©. 770. Stobbe 8 50°. Abm. Heusler, I ©. 280. 

18)" Oben ©. 74. 

19) Meili, Schulderecution u. Concurs gegen Gemeinden (1880), berf., Rechtsgutachten, 
betr. die Schulderecution u. ben Concurs gegen Gemeinden (1885), derf., Das Egecutiondver- 
fahren gegen Gemeinden (1898). 

1) Quellen des jeßigen Rechts : Reichsgewerbeordnung (REOD.) v. 1. Juli 1883 mit Zufägen 
v. 8. December 1884, 23. April 1886, 6. Juli 1887. Quellen bes älteren Rechts find bie 
Privilegien und Statuten der einzelnen Zünfte, das Gewohnheitsrecht und einzelne Reiche 
und Landesgefege, namentl. (nad) Gerber $ 55') die RPO. v. 1530 Tit. 89, v. 1548 Tit. 36, 
37, R.Abſch. v. 1551 8 88, 84, v. 1559 8 75. RPO. v. 1577 Tit. 87, 38. Reichsſchl. v. 
1731, 1772. Literatur zum neueren Recht: Stobbe $ 57. ©. Meyer, Verwaltungsrecht, (2. Aufl. 
1893) I $ 132, Stieda, Art. Innungen in Conrad’8 Wörterb. IV ©. 586, Roſin, Oeffentl. 
Genoffenfchaft (1886), S. 73; zum älteren Recht: Ortloff, Recht der Handwerker (1803), Dier- 
bach, Theorie de8 Zunftzwangs (1808), Eichhorn, Rechtsgeſchichte, SS 812, 482, Wilda, Gilde- 
weien im Mittelalter (1831), Gierke, Genoffenfcdaftsrecht, I (1868), Wehrmann, Die älteren 
lübedifchen Zunftrollen, 2. Aufl. (1872), Stieda, Zur Entſtehung des Zunftweiene, (1877), 
Schmoller, Straßburger Tucher- und Weberzunft (1879), Pappenheim, Die altdäniſchen Schuß- 
gilben (1885), Heusler I S. 298, Schröder, Rechtsgeſchichte, 8 51”. & 

® 
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Herbergsweſen der Gefellen und ven Nachweis von Gefellenarbeit zu jorgen, 
Krankenkaſſen zu gründen u. dgl.2). Durch die neuere Gefehgebung tft den 
Innungen auch eine ſehr bebeutfame Gerichtsbarkeit in Streitjachen zwijchen 
den Meiftern einer-, den Gejellen und Lebrlingen andererſeits zugeitanden ?). 
Und da diefe Gerichtsbarkeit auch auf Streitfachen ber der Innung nicht bei- 
getretennen Meiſter ausgedehnt werden darf *), da der Innung ferner das Recht 
verliehen werben kann, die nicht zünftigen Meifter zu Gunften der von ihr 
eingerichteten Gefellenherbergen, Lebrlingsichulen u. dgl. zu befteuern ®), da 
endlich den nicht-zünftigen Meiſtern jogar das Halten von Lehrlingen verboten 
werden farın 8), fo iſt Damit auch der alte Zunftzwang — in fehr abgejchwächter 
Geftalt freilid — wiederhergeitellt ): den nicht- zünftigen Meiſtern ijt der 
Betrieb des Handwerks nicht geradezu verboten, aber er ift ihnen nur unter 
ungünftigeren Bedingungen wie den Zunftmeiftern und nur in Abhängigkeit 
von ber Zunft geftattet. Doch kann der nicht zünftige Meiſter feiner üblen 
Lage jeverzeit ein Ende machen, indem er der Zunft als Mitglied beitritt®). 

Innungen können jederzeit neubegründet werden. Ihr Statut bebarf ber 
Genehmigung der Berwaltungsbehörde; die Genehmigung darf aber nur aus 
gewiffen gejeglich bejtimmten Gründen verweigert werben, namentlich dann, 
wenn die im Innungsjtatut vorgejfehenen Einrichtungen nicht genügen, um die 
Erfüllung der ven Innungen obliegenden Aufgaben ficherzuftellen °). | 

Ihre Organijation wird im Statut beitimmt; jedenfalls muß die Innung, 
wie im älteren Recht, eine Verſammlung, welche alle ihre Mitglieder umfaßt, 
und einen Vorjtand (Obermeiſter) beſitzen; legterer wird in ber Innungsver⸗ 
fammlung frei gewählt und vertritt die Innung nach außen 19), 

Die Rechts⸗ und Handlungsfähigfeit der Innungen ift die gleiche wie bie 
der privatrechtlichen Corporationen !!), Die Mitglieder haben am Innungs- 


2) RED. 97, 978, 

3) RED. 97 Nr. 4, 978 Nr. 6, RGEeſ. v. 29. Juni 1890 8 79. 

4) RSO. 1006 Nr. 1, 100f Nr. 3 (dur R&ef. dv, 1. Zuli 1883 und 6. Juli 1887 in 
die Gewerbeordnung eingejchoben). 

5) RGO. 100f (eingejchoben durch RGeſ. v. 6. Juli 1887). 

6) RED, 1008 Nr. 3 (eingefchoben durch ROef. v. 8. December 1884), 

7) Freilich nur facultativ,; denn die oben erwähnten Regeln treten zu Ungunften ber 
nicht-zünftigen Meifter nur ein, wenn die Regierung dies für dem Bereich eines beftimmten Orts 
und eines befiimmten Handwerks beſonders anordnet, was felbftverftändlich nur gejchieht, wenn 
die betreffende Zunft fich bewährt hat; auch ift die Anordnung ftet8 widerruflih. — Thatſächlich 
ift die Anordnung nicht jelten ergangen, bildet aber body die Ausnahme, 

8) Allerdings kann und muß die Innung feinen Beitritt zurüdiweifen, wenn er die geſetz⸗ 
lichen oder ftatutarifchen Eigenfchaften der Innungsmitglieder nicht befittt. Alsdann finden aber auch 
die oben erwähnten Regeln, welche ihn Binter die Innungsmeifter zurüdfegen oder ihn von der 
Innung abhängig machen, feine Anwendung auf ihn. 

9) REO. 98b, Wird die Genehmigung verfagt, fo können die Gründer den Recurs im 
Bermwaltungsftreitverfahren einlegen. 

10) RGEO. 101, 984 Nr. 6, 7: Ueber Innungsausſchüſſe 102. Weber Iunungsverbände 
104a fig., 104h fig. (eingefchoben dur RGeſ. v. 23. April 1886), 

11) RED, 99. Gierle S. 31, 
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vermögen eine gegen Dritte wirffamen Rechte, wie fie auch umgekehrt für 
Innungsſchulden perjönli nicht haftbar gemacht werben können 12). Das 
Statut beftimmt bie Beiträge, welche jedes Mitglied zur Innungsfaffe zu leiften 
bat. Auch kann dad Statut anordnen, daß die Innung in mittelalterlicher Art 
eine Disciplinargewalt über ihre Mitgliever ausübt und Ordnungsſtrafen gegen 
fie feftzufegen befugt ift 12). 

Der Eintritt neuer Mitglieder in die Innung war nach älterem Recht 
fehr erfchwert. Nicht bloß war vorgefchrieben, daß jeder, der den Eintritt be⸗ 
gehrte, eine Lehr⸗ und Gejellenzeit, lettere zum Theil auf der Wanderfchaft, 
durchgemacht und eine Meifterprüfung abgelegt hatte, ſondern Ausländern, 
Juden, den zahlreichen Klaſſen der anrüchigen Perfonen war der Eintritt gänz- 
lih verwehrt; ja fehr oft war die Zunft eine „geichlofiene”, d. b. fie nahm 
nur eine begrenzte Zahl von Mitgliedern auf, jo daß der Eintritt neuer Mit- 
glieder nur beim Ausicheiven alter möglich war. Das heutige Recht ift diefen 
engberzigen Regeln abhold. Es ſchließt demgemäß von Gefeßes wegen nur 
jolhe Perfonen aus, denen die bürgerlichen Ehrenrechte abgeiprochen oder bie 
in der Verfügung über ihr Vermögen gerichtlich beichränft find. Im Uebrigen 
wird der ftatutarifchen Anordnung volle Freiheit gelaffen 14): das Statut kann 
alfo beliebig mild, aber auch beliebig ftreng in feinen Bedingungen fein 15); 
aber das Statut muß die Bedingungen für alle Perfonen, die den Eintritt in 
die Innung begehren, gleich mäßig feitfegen, fo daß nicht etwa die Söhne 
von Meijtern oder die Bürger der Stadt günjtiger behandelt werben bürfen, 
als andere Perſonen; e8 darf ferner die Zahl der Innungsmitgliever nicht nach 
der Art der alten, gejchloffenen Zünfte eine feft begrenzte fein; endlich darf 
die Zulafjung neuer Mitglieder auch nicht in das freie Ermefien der Innung 
geftellt werben, jondern wer den gejetlichen oder ftatutarifchen Beftimmungen 


12) RGEO. 99, 

18) RED. 98a Nr. 4, 5, 100b. Beiträge und Ordnungsſtrafen werben im Bermaltunge- 
zwangsverfahren beigetrieben wie @emeindeabgaben. Wegen ber Beiträge ift aber der Rechtsweg 
zuläffig, wegen der Ordnungsftrafen nur eine Beſchwerde an die Gemeinbe. 


14) Regelmäßig follen natürlich nur Perſonen, die das betreffende Gewerbe jelbftändig als 
Meifter (oder im Großbetriebe ald Werkmeifter) betreiben, ale Mitglieder zugelaflen werden; 
doch können andere Perſonen wenigſtens Ehrenmitglieder fein. Auch die Gejellen der Zunft- 
meifter find Mitglieder, jeboch mit befchränkten Rechten und Pflichten. Die Rechte eines ver- 
forbenen Meiſters geben auf feine Wittwe über, wenn fie fein Gewerbe fortfegt, ausgenommen 
die Stimm- und Ehrenrechte (RGEO. 100, 100a.). 

15) RED. 100. Das Statut ift alfo befugt, nad) alter Art die Ausbildung als Lehr- 

ling und Gefelle und die Ablegung der Meifterprüfung zur Bedingung des Eintritts zu machen. 
Doch foll die Meifterprüfung fi) nur auf die gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes beichräufen 
and darf von dem, der die Prüfung bereit$ vor einer anderen gleihartigen Innung beftanden 
bat, nicht nochmal® gefordert werden. Ferner kann das Statut auch beicholtenen Perfonen, 
mögen fie auch im Befite der bürgerlichen Ehrenrechte oder gar noch unbeftraft fein, den Eintritt 
verfagen. Nur entfcheibet dann nicht die Willlür der Innung, ob jemand beicholten ift, ſondern 
die Gemeinde (unter Anm. 16). 
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entjpricht, bat ein Necht darauf, feine Aufnahme in die Innung zu 
fordern 6). 

Der Austritt aus der Innung fteht jedem Mitgliede jederzeit frei; höchſtens 
kann eine Anzeige des AustrittS 6 Monate vorher gefordert werden; doch hat 
das ausfcheidende Mitglied keinen Anſpruch auf das Innungsvermögen und 
wird von den Beiträgen, deren Umlegung am Tage feines AustrittS bereits 
erfolgt ijt, nicht befreit 10°); auch gegen feinen Wille ann ein Mitglied aus- 
gefchloffen werben, jedoch nur, foweit dies im Statut vorgejeben ift 17). 

Die Innung wird — abgefehen von den im Statut angegebenen Gründen 
— durch einen Beichluß der Verwaltungsbehörde aufgelöjt, wenn fie die Er- 
füllung ihrer Aufgaben vernachläffigt oder wenn fie andere als die gefeßlich 
zuläffigen Zwecke verfolgt. Das Vermögen einer aufgelöjten Innung tft feinem 
bisherigen Zwecke gemäß zu verwalten, und zwar, wenn nicht in anderer Weife 
dafür gejorgt wird, durch die Gemeinde; eine Bertbeilung an bie zeitigen Mit- 
glieder ift nur zuläffig, wenn das Bermögen nicht für Unterrichts- oder andere 
öffentliche Zwecke bejtimmt war, und mit ver Deichränlung, daß fein Mitglied 
mehr ausgezahlt erhalten darf, als e8 zufammen an Beiträgen für bie Innung 
früher eingezahlt hatte 18). 

Die Regeln des jetigen Neichsrechts finden nur auf folde Innungen 
Anwendung, die feit dem Inkrafttreten Des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1881 
neu gegründet find oder ihre Statuten nach den Beftimmungen dieſes Geſetzes 
umgejtaltet haben. Aeltere Innungen, die fich weigern, fich dem neuen Reichs⸗ 
recht anzupaflen, können aufgelöft werben 19). 


Sweiter Höfdinitt. 
Bon den Gegenftänden der Rechte (Saden). 


1. Aewegliche und unbewegliche Sachen. 
8 49. 


*Die Unterſcheidung von beweglichen und unbeweglichen Sachen, von 
„Fahrniß“ und „Liegenſchaften“ iſt im deutſchen Privatrecht von allergrößter 
Bedeutung. Denn nur ein kleiner Theil deutſcher Rechtsregeln gilt gemeinſam 
für beide Arten von Sachen, während der Eigenthumserwerb, die Eigenthums⸗ 
klage, das Pfandrecht, die Zwangsvollſtreckung u. ſ. f. für Liegenſchaften grund⸗ 


16) Doch iſt das Recht kein Privatrecht. Es entſcheidet darüber die Gemeinde, RED. 
100, 104. 

164) RED. 8 100. 

17) ROD. 98a Nr. 3. 

18) RGEO. 1034. 

19) RGeſ. v. 18. Juli 1881 Art. 8. 
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ſätzlich anders geregelt ift, wie für Fahrniß, und außerdem das Handelsrecht die 
Liegenichaften regelmäßig von feinen Beftimmungen ausnimmt. Die Unter- 
ſcheidung ift wohl begründet: denn Grundftüde und Fahrniß find von fo großer 
natürlicher DVerfchiedenheit, daß fie eine gleichmäßige rechtliche Behandlung 
ſchlechterdings nicht vertragen !). 

Die Unterjcyeidung bezieht fich zwar an fich nur auf körperliche Sachen; aber 
das Bedürfniß der weiteren Anwendung der mit ihr zufammenhängenben 
Rechtsſätze hat die Nothwendigkeit ihrer Ausdehnung auf unkörperliche Sachen 
und zwar gewöhnlich in der Weiſe veranlagt, daß Nechte an und für fich be- 
weglih, aber wenn fie mit einer unbeweglichen Sache verbunden find 1°), für 
unbeweglich angejeben werben ?). Beweglihe Sachen werben bei Nechtsge- 
ſchäften häufig mit vollsthümlichen Ausprüden bezeichnet, deren Erklärung dem 
Örtlihen Sprachgebrauche zu entnehmen ift ?); ſolche Ausprüde fommen namentlich 
vor zur Bezeichnung eines Complexes von Sachen, welcher entweder mit einem 
beitimmten juriſtiſchen Charakter 4) oder mit einer fonftigen einheitlichen Be⸗ 
ziehung hervortritt ). Nicht immer find Die Sachen in den Barticularrechten 
nach ihrer bleibenden inneren Natur der einen oder anderen Klafje zugewieſen, 
fondern bald werben fie abwechjelnd nach dem fuccejfiven Hervortreten beftinumter 
Eigenichaften zu ben beweglichen ober unbeweglichen Gegenftänden gezählt ©), 


1) Allerdings findet fi eine gleihmäßige Behandlung von Liegenſchaft und Fahrniß (mit 
einzelnen Ausnahmen) im römiihen Recht; allein gerade hierin liegt einer der fchlimmften 
Fehler diefes Rechts. — Dementgegen führt Gerber bie Wichtigleit, welche das deutfche Recht ber 
Unterſcheidung beilegt, auf den Zuſammenhang der Grundftüde mit öffentlichen Interefien und 
ihrer größeren Werthſchätzung vor ber fahrenden Habe in der Zeit eines unentwidelten Verkehrs 
zurüd und meint, in der Gegenwart feien noch einige bedeutende Spuren diefer verfchiedenen 
Beurtheilung beider Arten von Saden fihtbar. Unfer heutiges Grundbuchrecht wird aljo als 
eine übrig gebliebene „Spur’ des mittelalterlihen unentwidelten Verlehrs anfgefaßt. — Ueber 
älteres deutſches Recht Stobbe $ 63, Heusler I S. 331. 

1a) Alſo Rechte, die dem Beſitzer oder Eigenthilmer eines Grundftüds als ſolchem zu- 
fiehen, 3. B. Prädialſervituten, oft der Patronat. Doc find auch die Rechte, welche eine un⸗ 
bewegliche Sache zum Gegenftand haben, für unbeiveglich anzufehen, 3. 8. das Bergwerlseigenthum, 
Berfonalferpituten an Grundftüden. * Nur Hypotheken müfjen als beweglich gelten (Sächſ. ©B. 
8 60), weil fie bloßes Zubehör zu einer Geldforderung find; und auch Grundſchnlden find nicht 
anders zu behandeln. 

2) Ortloff, Grundzüge, S. 257. Stobbe 8 68. Br. IR. I, 28 7-9. Deflerr. GB. 
$ 298. Bahyeriſches Landreht II Th., 1. Cap. 8 9, Sächſ. Eivilgefegb. $ 60, Schmibt, Vorleſ. 
fiber jächl. Privat., IS. 94. — Uebrigens wird die Immobiliarqualität auf Rechte in der Regel 
nicht in ber Weife iibertragen, daß lettere in jeder, fondern nur fo, daß fie in gewiffen 
Beziehungen hiernach beurtheilt werden (befonder& bedeutend für bie Frage der Nothwendigkeit 
der Ingrofjation im Grundbud). 

3) Bol. Preuß. LR., I. Thl. 3. Tit. $ 1030, wo ſolche Ausdrüde erklärt find. 

4) 3. B. Gerade, Heergeräthe, Mußtheil. 

5) 3.8. Hausrath, Möbeln, Kiftenpfand, Effeeten, Eapitalvermögen, Geräthichaften, reide 
ter, Ingedömte. Bergl. über die legteren beiden Ausdrücke Haltaus, Glossarium, unter d. 
Worte, nnd Kraut's Grundr. 8 63. 

6) So in Bezug auf Korn und Wein in der Oeffnung von Stäfa bei Grimm, Weisth. 1, 
45; Oeſterr. Geſetzb. $ 295; „die Fifche in Zeichen und das Wild im Walde werden erft dann 
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bald gejchieht dieſe Claſſification nach einem die Eigenichaft der Beweglichkeit 
unmittelbar gar nicht berührenden Gefichtspunfte, wie 3. B. in der Regel: 
„was die Fackel verzehrt, iſt Fahrniß“ 7). 

Die unbewegliden Sachen werben Eigen, Erbe, liegende Güter genannt ®). 
Jedoch bezeichnet da8 Wort „Erbgut“ im engeren Sinne ein beftimmten Ver⸗ 
äußerungsbejchräntungen unterworfenes Stamm- und Yamiliengut?), der Aus- 
drud „freies Eigenthum“ (Allod) ein vom Lehns⸗ und Fideicommißverbande 
oder von gutsherrlicher Abhängigleit freies Grundſtück. 


2. Rechtlich verbundene Sachen. 
g 50. 


Die Pertinenzqualität einer Sache, wonach diefe juriftifch als ein Theil 
einer anderen behandelt wird, berubt auf der ausfchließlichen Beitimmung ber- 
felben zum Nuten der Hauptfache!). Bon bdiefer der Natur der Sache ent- 
Iprechenden und auch im römiſchen Rechte anerkannten Auffafjung enthält das 
deutſche Recht feine Abweihung in dem Sprichworte, daß Alles Pertinenz fei, 
was erd⸗, wand», band», mauer-, niet- und nagelfeft ift ?), indem Dies feinen 
anderen Anſpruch macht, al8 den, die äufßerlide Bezeichnung derjenigen Sachen 
zu geben, welche (obſchon aus verfchievenen Gründen) thatfächlich regelmäßig 


ein beivegliche® Gut, wenn ber Teich gefifchet und das Wild erleget und gefangen worden if”. 
Bgl. Mittermaier, Grundf., $ 143. — * Auch Seefchiffe werben oft als unbeweglich behandelt, 
j. B. was bie Art der Verpfändung und bie Eigenthumsklage betrifft, Goldſchmidt II S 60°, 
Stobbe 8 681%, Heusler I ©. 334. 

7) ®gl. Senckenberg, Selecta jur et hist. Tom. III p. 282, und Morgen, De vera ac 
genuina rer. mobil. et. immob. indole ete. Giess. 1760 (beſonders im zweiten Theil). Diejes 
Sprichwort findet ſich befonders in Heffifchen Localrechten; nad) Stobbe 8 631° ift das Sprich⸗ 
wort fogar auf ein ganz kleines Rechtsgebiet, den Breidenbacher Grund (bei Biedenkopf), be⸗ 
Ihräntt. — Die Saalfeldiſchen Statuten Art. 63 bei Wald I ©. 29 fagen: Was uff lengute 
stet, daz der wint bewet und dy sunne beschint, daz ist varne habe, 

8) Bol. die Stellen bei Kraut, Grundr., 8 63. Homeyer's Regiſter zum Sachſenſpiegel. 
Meber die Ausdrücke proprietas, Eigen u. |. w. fiehe Dunkler, Zeitichr. f. deutſch. R, Bd. 2 
S. 187 flg. Ueber terra Salica fiehe Waitz, Das alte Recht der Sal. Franten, ©. 117 fig. 
Ueber Allod fiehe Grimm, RU, ©. 492. Waitz, a a. DO. ©. 121, un. Pardessus, Loi 
Salique, p. 692 sq. (14. Abhandl.). Bol. auch Kraut in den Götting. gel. Anzeigen 1847 
©. 1734. 

9) Den Gegenjat bildete da8 „mohlgeivonnene Gut”. 

1) Vgl. Bauptfählih Wächter, Handbuch des Württemb. Privatrechts, II S. 249 fig. 
Stobbe, Handbuch, 18 65. Heusler 1 ©. 368, Kohler in Shering’8 Jahrb. 26 S. 1 (1888). 

2) Vgl. Goslar. Statut. (Göſchen), ©. 26 3. 23. Nürnberg. Reform. II, 16, Gef. 6. 
Ortloff, Grundzüge, ©. 2358 fig, Es ift ein Irrthum, anzunehmen, daß mit diefen Sprid- 
worte auf den bloßen körperlichen Zuſammenhang bie Pertinenzqualität geftügt werde (da es 
fih offenbar weit mehr noch auf die Eigenfchaft einer Sache als Theil ber Hauptfache be= 
zieht). So Maurenbrecher, Lehrbuch, 1 ©. 402 Anm. 2. Schon die Einficht der intereffanten 
Caſuiſtik im Rechtsbuch nad Diftinctionen II, 2 flg., melde im Wefentlichen ganz richtigen 
GSefihtspuntten folgt, hätte vom Gegentheil belehren können. Bgl. Orth’s Anm. zur Frauff. 
Reform, Th. 2 S. 387. Bgl. die richtige Anficht bei Wächter, a. a. DO. ©. 255, und Fald, 
Schleswig⸗Holſt. Pr.-R., Bd. 5 ©. 185 Anm. 7. 
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in der Verfügung über die umbewegliche Hauptjache eingefchloffen find). Die 
Eigenichaft einer Sache als Pertinenz einer anderen wird in der Regel aus 
ihrem natürlichen Verhältniſſe zur Hauptſache erkannt werben; fie kann aber 
auch durch eine ausbrüdliche Privatdispofition oder durch Gefek begründet 
werden. — *Eine eigenthümliche Erweiterung des beutfchen Pertinenzbegriffs 
gegenüber dem römijchen ift, daß, wenn ein Grundftüd erlennbar dauernd zu 
einer bejtimmten Benutzung beftimmt ift, die für diefe Benutung nötbigen Sachen 
als Zubehör des Grundftüds gelten, z DB. das Inventar als Zubehör des 
Zandguts, die Braumafchinen al® Zubehör der Brauerei +). 


3. Oeffentliche Anden, 
a) Beffentlihe Wege ?). 


8 51. 


Aus dem Kreife ber öffentlichen Sachen treten vermöge ihrer bejonderen 
rechtlichen Beziehungen die öffentlichen Flüſſe ($ 52) und öffentlihen Wege 
bervor. Zu den legteren gehören alle zum gemeinen Gebrauche dienenden 
Wege ohne Rüdficht darauf, ob ber mit der Laft des öffentlichen Gebrauchs 
behaftete Wegboden im Eigenthbume des Staats, einer Gemeinde oder eines 
Privaten befindlih ift, im Gegenjage der bloß zu einem fpeciellen und aus- 
ſchließlichen Gebrauch angelegten Wege ?). Die öffentlichen Wege können nicht 
ohne Einwilligung des Staats oder der Gemeinde der allgemeinen Communication 
ganz oder theilweiſe entzogen werben, während bie Veräußerung des Weg- 
bodens ohne Veränderung feiner Beltimmung dem Eigenthümer frei ſteht. 
Neue Landſtraßen (Eifenbahnen) im eigentlihen Sinne des Wortes?) und 


8) Oft beflinnnen Partieularrechte, was als Pertinenz gelten fole. Bol. Br. LH. I, 2, 
$ 42—108, Defterr. GB. 8 294297. Sächſ. GB. $ 88—70. Privatverfuche der Art find: 
8. 5. Hommel, Pertinenz- und Erbfonderungsregifter, 6. Ausg. 1805, Hagemann, Land- 
wirthichafter., $ 158—160, Scholz, Schäfereirecht, (1837) S. 311 fig. 

4) Heußler 1 ©. 859. Stobbe 18 65, V, VL Kohler in Ihering's Jahrb., Bd. 26 
©. 9 fig., 117, 120. Regelöberger, Bandelten, I S. 889. Reichsger. Bd. 20 S. 204. Jetzt 
ausbrädiih ROB. 8 77i, 

1) Bering, Rechte an öffentlichen Wegen, 1894. 

2) Die Namen, welche für ſolche Wege am häufigften gebraucht werben, 3. B. Feld⸗, 
Holz⸗, Nebenmwege, find wegen ihres fchwantenden Gebrauchs ein unficheres Kriterium. Bol. 
Eichhorn, Einl., $ 272 c. Als das Subjelt des Rechts auf die einem Privatgrundfiüde auf- 
liegende Belaftung als Communalmeg muß die Ortsgemeinde angejehen werden. Die Be— 
hanptung, daß ein Öffentlicher Weg auf einem Privatgrundftüde beftehe, kann übrigens, ab- 
gefehen von den in conftitutiven Rechtögefchäften liegenden Titeln, nur auf unvorbenkliche Zeit 
geftügt werden; denn das „Publikum“, welches den Weg benutt hat, fann nicht als Organ 
der Gemeinde in Ausübung von Befishandlungen, wie fie eine regelmäßige Erfigung voraus- 
fegen würde, angelehen werden. — Eine in neuerer Zeit öfter gehörte, völlig unrichtige Be— 
hauptung geht dahin, daß dem Staate bezw. der Aktiengefellfchaft an dem Eifenbahnlörper fein 
privatrechtliche& Eigenthum zuſtehe. S. aber Teguer im 2. 8. d. öſterr. Centralbl. f. jur. 
Praxris (1884). 

8) D. h. die großen und allgemeinen Communicationswege, im Gegenfat bloßer Bicinal- 
wege. Bgl Pr. LR.L, 15 $ 1. Es find dies die ehemaligen Königsftraßen des Sfp. II, 59 $ 3. 
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Drüden als Fortfegungen foldher, mit allgemeinen Staatsmitteln zu bauen 4), 
den zu den Landftraßen nöthigen Boden nach dem Recht der Exrpropriation 
zu gewinnen und eine Abgabe von den Benutenden zu fordern, ift ein der 
Staatögewalt als Ausflug ihres Hoheitsrechts, mithin keineswegs als Regal 
zuftehbendes Recht 5). Die Befugniß einer Gemeinde oder eines Privaten, bie 
Anlagen von Landftraßen und Brüden auszuführen und entſprechende Abgaben 
zu fordern, kann durch Bewilligung des Staats erlangt werben ®). 


b) ®effentlihe Gewãſſer 9. 
8 52*, 

Nicht alle Gewäſſer find öffentlich. Vielmehr ftehen Teiche ohne ober- 
irbifchen Abfluß und Quellen, deren Abflug fein feites Rinnfal bildet, zur 
ausichließlichen Verfügung der Perfonen, welchen der Teich⸗ oder Quellboden 
gehört. Wohl aber find öffentlich alle Flüſſe, zu denen bier und im Folgenven 
auch die Bäche gerechnet werben, aljo nicht bloß die großen ſchiffbaren Ströme, 
jondern auch die unbebeutendften Wafferläufe ?): die Wafjerwelle, welde fie 
umfaffen, ift nicht bloß herrenlos in dem negativen Sinne, daß Niemand 
ih in ihren ausſchließlichen Befig fegen darf, fonvdern Gemeingut in dem 
pofitiven Sinne, daß jedermann fie mit Maaßen zu benugen befugt ift, und 
daß ein jeder, welcher fie benupt, dafür Sorge tragen muß, den Mitgenuß 
anderer Perſonen nicht zu beeinträchtigen ?). Diefe Grundſätze find ſchon im 


4) Bol. Hanbold, Sächſ. Recht, 3 563. Sachſe, Sächſ. PR., $ 387—390. 

5) &8 ift ſchwer zu begreifen, wie Maurenbrecher in feinem Lehrbuch. 8 298, diefe ans 
der Landespolizei bervorgehenden Berechtigungen zu einem Landftraßenregal ſtempeln kann, 
welches niemals eriftirt hat. Auch Eichhorn, $ 272, fcheint nach der Stellung der Lehre dieſen 
Irrthum zu theilen. Ebenfowenig kann daher von einem Cifenbahnregale die Rede fein. 
Richtig Koch, Deutſchlands Eifenbahnen, 2. Abth. (1860), ©. 482 fig. 

1) Glaß, Wafjerrechtliche Gefeßgebung (1856); Schent, Zur Wafferreditöfrage (1860); 
Sceele, Preuß. Waſſerrecht (1860); Endemann, Ländliches Waflerreht (1862); Libbelohde, 
Ueber das in Hannover geltende Recht der Entwäfjerung u. f. f. (1862); Schentel, Badiſches 
Waſſerrecht (1877); Bözl, Bayriſche Waſſergeſetze 2. Aufl. (1880); Hahn, Prenß. Gef. über 
Borfluth u. f..f., 2. Aufl. (1886); Zeller, Geſetz über die Bäche u. f. f. in Heſſen (1888) ; 
Nieberbing, Wafferrecht, 2. Aufl. (1889) ; Neubauer, Zufammenftellung de8 in Deutfchland gel- 
tenden Waſſerrechts (1881). — Neuere Gefebe: Preußen Gel. v. 28. Febr. 1848 über bie 
Privatflüffe mit Zufag v. 11. Mai 1858; dv. 1. April 1879 über Waffergenoffenfchaften ; 
v. 20. Auguft 1883 über die Strombauverwaltung, Ein nene® Gefeg wird vorbereitet; ein 
Entwurf dazu ift_bereits veröffentlicht. Bayern 3 Geſetze v. 28. Mai 1852. Sachſen Sei. v. 
15. Auguſt 1855, 9. Gebr. 1864. Hannover Gef. v. 22. Auguft 1847. Baden Gef. v. 25. 
Anguft 1876, mit Zufag v. 12. Mai 1882. Heſſen Gel. v. ı4. Juni ımd 80. Juli 1887. 

2) Wie unten zu zeigen, find die fchiffbaren Flüſſe in höherem Maße öffentlic) als andere 
Flüffe und Bäche. Aber die herlömmliche Lehre, daß fie allein öffentlich feien, ift ſchon für das 
gemeine Recht nicht richtig, vom Standpunkt der neueren Waſſergeſetze aber gänzlich falſch. — 
-Die römische Unterfcheidung, daß öffentlich alle Flüffe feien, die im Sommer nicht austrodnen, 
ift in Deutfchland nie anerfannt. 

8) Gerber 8 61 Anm. 6 fagte mit Recht: „Ein Fluß ift ein höhere® Naturgefchent, das 
Allen, deren Grundftüde e8 berührt, gleichmäßig zu Gut kommen fol.” Nur ift feine Be- 
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mittelalterlichen Rechte anerkannt; insbeſondere Yehrt der Sachſenſpiegel *), daß 
auf den „ſtromweiſe“ fließenden Gewäſſern die Schiffahrt und Fiſcherei 
Jedermann freiftehe. Doch wird daneben auch wieder die Regalität der größeren 
Flüſſe behauptet und thatſächlich durchgefegt ®), und jelbft die Schiffahrt auf 
diefen Flüffen nur gegen Leiftung bober Abgaben geftattet. ‘Die nicht fchiff- 
baren Flüffe gelten meift als Allmenpgut der Gemeinden und werden demgemäß 
genofjenfchaftlich regulirt. 

Das neuere Waflerrecht ift in zahlreichen Landesgeſetzen ©) enthalten; fie 
ftimmen in dem Grundgedanken, daß der Fluß ein Gemeingut aller fei, überein, 
weichen aber in den Einzelheiten vielfach von einander ab, jo daß nur wenige 
ihrer Einzelregeln 7) als gemeiniames deutſches Recht gelten können. Auch 
das Neichögefebuch ändert hieran nichts, da e8 das Waſſerrecht der reichsgeſetz- 
lihen Regelung nicht unterwirft. 

So fehlt gleich für die erfte Frage, wer der Eigenthümer des Fluſſes tft, 
eine einheitliche Antwort. Allerdings ftimmen alle Rechte darin überein, daß 
die fließende Welle herrenlos iſt; allein dieſer Sat tft praltifch fat beveutungs- 
1082). Dagegen wird das Eigentbum an dem Raume, welchen jene Welle zu 
durchfließen bat, ſehr verſchieden behandelt. So wird bei jchiffbaren Flüſſen 
das Eigenthum bald dem Staate zugefchrieben?), bald wird ber Fluß für 
herrenlos erflärt 19). Ebenſo wird bei den nicht fchiffbaren Flüffen bald 
Eigenthum der Uferbeſitzer bis zur Mittellinie des Fluſſes?1), bald gleichfalls 
Herrenlofigkeit angenommen ??). Auch die Frage, wen das vom Strom ver- 
lafjene Bett und die neuentftehende Inſel gehört, wird verfjchieven behandelt: 
Bett und Imfel wird bald (menigftens bei fchiffbaren Flüffen) dem Staate zu- 
gewieſen18), bald für Eigenthum der Uferbefiger erklärt \*). 


hauptung zu eng. Der Fluß foll aud) denen zu gut kommen, deren Grundflüde er nicht be= 
rührt, er ift Gemeingut. 

4) SEſp. I, 28 $ 4: svelk water strames vlüt, dat is gemene to varene unde to 
vischene inne. Schröder, Rechtögeich., $ 48°, Heusler, I ©. 364. 

5) Const. Frid. I de regalibus 1158. Heusler, I ©. 368. 

6) Siehe oben Anm. 1. 

7) 3. B. die über den Leinpfad. 

8) Regelöberger, Pandelten 1, S. 408. 

9) Pr. ER. I, 14 8 21, 25. Dernburg, I $ 251° (dagegen erflärt Reichsgericht Entſch. 4 
©. 260 ben ſchiffbaren Fluß in Preußen für berrenlos); Bayriſches Waflergef. Art. 1; Heſſ. 
Waſſergeſ. dv. 14. Juni 1887 Art. 48 n. f. f. 

10) So für das gemeine Recht (die Frage ift dort fehr ftreitig) Regelsberger, Pandekten 1 
©. 425, für das franzöflfche Recht Neichsgericht Entich. 18 ©. 344. 

11) Für Preußen Reichsgericht Entſch. 3 S. 245, 16 ©. 178, 21 S. 299; Bayr. 
Waſſergeſ. Art. 89. 

12) Hefl. Waſſergeſ. v. 80. Juli 1887, für das franzöf. Recht Neichögericht Entſch. 12 
©. 841, 

18) So fon ein Reichsgerichtsurtheil v. 1294 und neuerdingd ber c. c. 560, das bayı. 
und heſſiſche Waſſergeſetz, der preußifche Entwurf. 

14) So ſchon Sſp. II, 56 8 3 und jetzt Pr. ER. IL, 9 8 244. 
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In der folgenden Darftellung wird, um die Weberficht zu erleichtern, von 
der preußifchen Regel ausgegangen, daß ein Eigenthum am Fluffe anerkannt 
ift, bei jchiffbaren Flüffen zu Gunſten des Staates, bei nicht fchiffbaren Flüſſen 
zu Gunſten der Uferbefiger 15). 

Der Wlußeigenthümer bat! fein ausfchließliches Hecht auf die Benutzung 
des Fluffes. Vielmehr muß er gewiffe Arten der Wafferbenugung ohne weiteres 
Jedermann geftatten. Diefer Gemeingebrauch umfaßt bei allen Flüffen, — 
einjchließlich der Bäche — das Waflerfchöpfen zu häuslichen und wirthichaftlichen 
Zweden, das Wafchen, das Viehtränken und Schwänmen 1%). Auf fchiffbaren 
Flüſſen umfaßt er außerdem als ein ganz beſonders wichtige® Recht die Sciff- 
fahrt, die Flößeret mit gebundenem Holze, zur Eiszeit auch den Verkehr auf 
dem Eiſe7) 13), Der Gemeingebrauch ftebt Jedermann zu, alfo nicht bloß 
den Uferbefigern; indes braucht fein Uferbefiger es fich gefallen zu laſſen, 
daß fremde Perjonen um dieſes Gemeingebrauchs willen die ihm gehörige Ufer- 
itrede betreten 182). Die Uferbefiger haben alfo bezüglich des Gemeingebrauche 
ein natürliches Monopol; nur wo eine Öffentliche Straße das Ufer des Fluſſes 
berührt, wird der Gemeingebrauch auch für Nicht-Uferbefiter praftiich. — Der 
Gemeingebrauch ift fein Privatrecht 19): Deshalb wird bei Beſchränkungen des 
Gemeingebrauchs den Betheiligten feine Entſchädigung gezahlt ? 9). 


15) Der Unterfchieb zwiſchen den Geſetzen, melde ein Eigenthbum am Fluſſe anerlennen, 
und denen, die ſolches Eigenthum beftreiten, tft minder groß, als man zunächſt glauben follte. 
Denn auch die Geſetze der legteren Art geben den Fluß nicht ſchrankenlos dem Gemeingebraud 
frei, fondern behalten manche Rechte am Fluſſe, 3. B. das Recht auf den Schatz, auf bie 
Sifcherei, dem Staate, der politifchen Gemeinde ober den Uferbefigern vor. Nur führen fie 
diefe Rechte eben nicht auf das Eigenthum am Fluſſe zurüd, fondern fafien fie als bejchräntte 
Privatrechte an einer Öffentlichen herrenlofen Sache auf. 

16) In Heflen au das Kahnfahren und die Eißgewinnung, nad) dem preußifchen Ent⸗ 
wurf auch da8 Baden umd die gewöhnliche „Abwäſſerung“, d. b. die Abführung bed Hauk- 
und Wirtbichaftswaflere und der Abmwäfler des gewöhnlichen Gewerbebetriebes und der Haus 
induftrie in den Fluß. Nach Reichsgericht, 4 S. 259 gehört auch die Entnahme von Steinen 
aus dem fhiffbaren Fluß zum Gemeingebrauch; abw. Preuß. Entw. 8 13. 

17) Für nicht ſchiffbare Flüffe gilt da8 Recht nur, ſoweit e8 anf Herlommen beruht, 3. B. 
im Spreewald; die dortigen Wafferläufe find nicht fchiffbar, aber mit Kähnen zu befahren und 
dienen durchaus als öffentliche Verfehrsftraßen. Nach dem Entwurf des preuß. Waſſergeſetzes 
fann die Behörde den öffentlichen Verkehr auf nicht fchiffbaren Flüſſen auch da einführen, wo 
er noch nicht herlömmlich iſt. Nach gemeinem und franzöfiichen Recht ift die lößerei mit 
verbundenem Holze fogar allgemein, ohne Rückſicht auf ein beſonderes Herlommen, ftatthaft, 
fomeit fie überhaupt möglich ift, alfo auf allen flößbaren Flüſſen. 

18) Die Wildflößerei, d. 5. die Klößerei mit ungebundenem Holze ift nur anf nicht ſchiff⸗ 
baren Flüffen ftatthaft und auch hier nur, foweit ſie herlömmlich oder durch die Behörde be- 
fonder® erlaubt if. In Sadjfen it die Wildflößerei Regal. Annalen des Kgl. Sächſ. OAG., 
N. F. 3b. 7 ©. 545. 

188) Ausnahmen f. unten Anm. 84. 85. 

19) Gierke, S. 194. Abm. Regeldberger, 1 ©. 421. Doch giebt das Reichsgericht bei 
Störungen de8 Gemeingebrauchs den Betheiligten gemeinrechtlid) eine Civilllage (Entich., 1 
S. 158; 15 ©. 188), 

20) Entſch. des Reichsſsgerichts, 6 ©. 162. 
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Jede über den Gemeingebrauch hinausgehende Benutzung ift zunächit den 
Tlußeigenthümern vorbehalten ?1), z. B. die Gewinnung von Eis, die An- 
legung von Mühlen, von Abzugsgräben, die Einführung von Abwäljern in 
ben Bluß 22) u. f. f. Aber diejer Vorbehalt ift fein unbedingter. Vielmehr ift 
der Flußeigenthümer verpflichtet, auch eine über den Gemeingebrauch hinaus- 
gebende Benugung des Fluſſes Jedermann zu gejtatten, jofern er dafür voll- 
ſtändige Entſchädigung erhält und der ihm drohende Schaden durch den von ber 
Benugung des Fluſſes zu erwartenden Vortheil erheblich überwogen wird. 
Auch durch diefe Regel wird anerkannt, daß der Fluß nicht dem Eigenthümer, 
jondern der Oeffentlichkeit zu dienen beſtimmt ift. Freilich muß auch der Eigen- 
tbümer von Feldern und Häufern ſich eine Enteignung gefallen laffen: er 
braucht dies aber nur zu tbun, wenn es Durch das Öffentliche Interefje ge- 
fordert wird; der Flußeigenthümer Hingegen muß die Benugung der ihm ge- 
börigen Flußſtrecke jelbft dann geftatten, wenn auch nur das Brivatinterefje 
eined Dritten e8 wünfchenswerth macht. 

So iſt alfo die Benutzung des Fluſſes vertheilt zwijchen dem großen 
Publilum, den Eigenthümern der einzelnen Flußſtrecken und endlich den Nicht- 
eigenthümern, welche mit Bewilligung der Eigenthümer ober im Wege der 
Enteignung ein bejondere8 über den Gemeingebrauch Hinausreichendes Be⸗ 
nußungsrecht erworben haben. Die Natur des Fluſſes bringt e8 nun aber 
mit fich, daß dieſe verjchievenen zur Benutzung berechtigten Perſonen fich leicht 
gegenfeitig benachtbeiligen: der Fabrikbefiger, welcher die Fabrikwäſſer in den 
Fluß ſchickt, jchadet dem Fiſchbeſtande und verdirbt das Trinkwaſſer; der 
Müller, welcher das Waffer für jeine Mühle aufftaut, behindert bei Hoch» 
waſſer den raſchen Abflug der Fluth und bedroht die Oberlieger mit Ueber- 
ſchwemmung; der Landwirth, welcher das Waſſer auf feine Wieſen ableitet, 
nimmt dem tieferliegenden Sägewerke das zum Betriebe nöthige Waffer u. |. w. 
Deshalb muß zwiſchen den verjchievenen Benutzungsrechten ein Ausgleich verjucht 
werben. 

Zunächſt ift derjenigen Benutzung, die im öffentlichen Interefje liegt, alſo 
namentlich der Schiffahrt ?3), der Vorrang vor allen anderen Benugungsarten 
einzuräumen; und zwar ohne daß die dadurch benachtheiligten Privatperjonen 
einen Anjpruch auf Entfchädigung ?%) hätten; denn ihr Recht am äluffe ift 

31) Natürlich hat der Flußeigenthümer auch das Recht auf die dem Gemeingebrauch über- 
wiefene Benugung des Fluſſes fo gut wie jeder andere. Er Hat das Recht ſogar beſſer wie 
andere. Denn er bat es als ein Privatreht. Deshalb muß er, falld das Benutzungsrecht 
geſchmälert wird, entichädigt werden. Siehe auch u. Anm. 24 und Reichsgericht Entſch. 4 S. 260. 

22) Daß einzelne diefer Nugungsarten von manchen Gejegen zum Gemeingebrauch ge- 
rechnet werden, ift Anm. 16 erwähnt. 

23) Schwab, Beilageheft zum Archiv f. d. civ. Praxis, Bd. 30 (1847). Aud die Be— 
nutzung des Fluſſes zum Baden und zur Entnahme von Zrinkwafjer kann hierher gehören. 

24) Nur wenn das öffentliche Intereffe erft durch eine neue Anlage (Schiffbarmachung 
des bisher nicht ſchiffbareu Fluſſes, Anlegung einer neuen Badeanftalt) gejchuffen wird, ift 
Entihädigung zu zahlen. 
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auf eine dem öffentlichen Intereſſe widerjtreitende Benutzung von vornherein 
gar nicht gerichtet geweien. Alle anderen Benugungsarten find dagegen als 
gleihwerthig anzujehen 25). Leder Nubungsberechtigte ift deshalb auf eine 
antheilige, ven fonftigen Betheiligten unſchädliche?) Benutung des Fluſſes zu 
beſchränken und ift ſelbſt im Rahmen jeined Antheilsrechts zur pfleglichen Be⸗ 
handlung des Waflers verpflichtet; er muß in&befondere das von ihm abgeleitete 
nicht verbrauchte Waller noch im Bereiche der feiner Nutzung unteriorfenen 
Flußſtrecke in den Fluß zurüdleiten 27). 

Indes erleidet der Grundſatz, dag jeder Nutberechtigte auf eine antheilige 
und unſchädliche Benugung des Waſſers bejchränkt fei, ſehr weſentliche Aus- 
nahmen; würden nämlich alle Nußberechtigten gleichmäßig behandelt, würde 
einem jeden der gleiche Rang zugewiejen, jo würde oft die Folge eine Jer- 
jplitterung des Waſſernutzens fein, und fein einziger der vielen Theilnehmer 
würbe einen brauchbaren Antheil erhalten. Diefem Mangel wird in zwiefacher 
Art abgeholfen. 

Erſtlich individualiſtiſch, indem zu Gunften eines von einem der Theilhaber 
geplanten Unternehmens dad Nutzungsrecht dieſes Theilhabers auf feinen Antrag 
verftärft wird, fet e8 daß ihm der Verbrauch einer größeren Wafjermenge 
geftattet wird, al8 eigentlich auf feinen Antheil entfällt, ſei es daß ihm eine 
Denupungsart erlaubt wird, welche den übrigen Theilnehmern Schaden bringt 
oder Schaden zu bringen droht. Diefem Zwede dient das Berleihungsverfahren *3). 


25) Aljo fein Borzug des Miühlengerverbes vor ber Beriefelung von Wiefen und umge- 
fehrt, Reichsgericht Entſch. 18 ©. 258. Aber auch fein Vorzug der älteren, feit längerer Zeit 
ausgelbten Benutzung vor der jüngeren, es fei denn, daß die ältere Benutzung durch ftaatlicye 
Berleihung (fiehe unten S. 95) oder gemeinrechtlich durch unvordenkliche Verjährung gefchütt 
if. Reichsgericht Entf. 18 ©. 259. 

26) Was aber unſchädlich ift, darf nicht mit naturwiſſenſchaftlicher Strenge, fondern nad) 
Maßgabe der oft jehr milden Verlehrsſitte beurtheilt werben. Die Unterlieger dürfen alfo den 
Oberliegern nicht die Zuleitung aller fremden Stoffe in den Fluß verbieten, mit der Be⸗ 
bauptung, fie hätten ein Recht auf völlig reines Waffer, jondern fie müfjen fich die herkömm⸗ 
liche Zuleitung des gewöhnlichen Wirthſchaftswaſſers u. dgl. gefallen laſſen. Neichögericht Entſch. 
16 ©. 182. DBgl. ebenda 2 ©. 210. Um fo beftimmter ift aber jede da8 herkömmliche Maß 
überfchreitende Ableitung von Fabrilwaſſer u. dgl. zu verbieten. Reichsgericht Entſch. 16 ©. 146. 
— Der Antheil, welcher jedem Nutberechtigten an der Wafjermernge zukommt, wird nach ber 
Länge der Uferftrede, auf welcher er das Nutzungsrecht bat, zu bemefjen fein. Für den Antheil, 
der auf den Gemeingebrauch fällt, paßt diefer Maßſtab nicht. Hier muß eine billige Schägung 
abhelfen. 

27) Diefe Pflicht ift in den meiften Waſſergeſetzen feitgeftellt und wird vom Reichsgericht 
Entid., 8 ©. 188, 15 ©. 184 flir gemeinrechtlich erklärt. 

28) Bon diefer Verleihung zu trennen ift die Conceſſion. Bei Ietterer werben ausſchließ⸗ 
li) gemerbepolizeiliche und fonftige öffentliche Intereſſen geprüft, dagegen werden die Privat» 
rechte der Uferbefiger diefen einfach vorbehalten. Eine Konceffion kann nöthig fein, obſchon 
eine Verleihung nicht nöthig ift, da der Conceſſionär mit dem ihm rechtmäßig zulommenden 
Bafjerantheil auskommt, 3. B. wenn ein Uferbefiger in einem nicht fchiffbaren, waflerreichen 
Fluſſe eine Mühle anlegt. Ebenfo kann umgekehrt eine Verleihung nöthig fein, obſchon eine 
Conceſſion nicht erforderlich ift; 3. B. ein Landivirth läßt fi als Tränke für feinen großen 
Biehbeftand eine vergrößerte Waflermenge verleihen. Freilich werfen auch noch eine Reihe 
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In dieſem werden alle Gegeninterefienten aufgefordert, ihre Einwendungen 
gegen bie Erweiterung der Nutungsrechte des Unternehmers geltend zu machen. 
Werben rechtmäßige Einwendungen erhoben, fo kann der Antrag des Unter- 
nehmers einfach abgelehnt werben: denn ein Recht auf die Erweiterung feiner 
Nugungsbefugniß fteht ihm natürlich nicht zu; ftellt aber die Behörde feft, daß 
der Nutzen, welchen der Unternehmer zu erwarten bat, weſentlich größer ift, 
al8 der Schade, welcher dem Widerſprechenden drobt, fo kann ber Einwand 
verworfen und dem Unternehmer gegen Entfehäbigung deſſen, der den Ein- 
wand erhoben hat, die Erweiterung des Nutzungsrechtes verliehen werben. Und 
zwar gewährt die Verleihung dem Unternehmer ein feſtes Brivatrecht ?°) auf 
bie ihm bewilligte Wafjerbenugung; wenn fich alfo fpäter berausftellt, daß bie 
Gegeninterefjenten durch das Unternehmen weit empfindlicher verlegt werben, 
als man urfprünglihd annahm, fo können fie nicht fordern, daß der Unter- 
nehmer das Unternehmen aufgiebt °%), fondern fie können nur, falls fie ihre 
Einwendungen rechtzeitig geltend gemacht haben, eine Erhöhung des anfänglich 
berechtigten Schadenserſatzes fordern 21). 

Zweitens ſocial, indem Die verſchiedenen Nußberechtigten zu einer 
Waflergenoffenichaft vereinigt und durch die von ber Mehrheit der Genofjen- 
haft gefaßten Befchlüffe zu einer angemefjenen Regelung ihrer Waffernugung 
gezwungen werden. Solche Genofjenichaften werben nur auf Antrag gebilbet. 
Doch braucht der Antrag nicht einftimmig von allen Betbeiligten geftellt zu 
werben; im Gegentheil Tann, wenn die Mehrheit der Betheiligten die Gründung 
der Genoſſenſchaft befchloffen Hat, die Minderheit zum Eintritt gezwungen 
werden ??) (Zwangsgenoſſenſchaft). Diefe Genoſſenſchaften können eine ge- 


neuerer Geſetze und jogar die Gewerbeordnung die Conceffion und die Berleihung durd)- 
einander. Wann eine Konceffion nöthig, ift eine ausſchließlich verwaltungsrechtliche Frage. — 
Der Berleihung gleich fteht gemeinrechtlich die unvordenkliche Verjährung (Reichsgericht Entſch. 8 
©. 136, 18 ©. 259. 

29) Reichsgericht Entſch, 23 S. 154. Bgl. aber ebenda 15 ©. 188, 18 ©. 259. 

30) Diefe Regeln find befonderd ſcharf in dem preußiichen Entwurf feftgeftellt. Für 
Mühlen und ſonſtige Wajfjertriebwerle find fie aber im Wefentlichen bereit8 reichsgeſetzlich aner- 
fannt (RED. 88 17 fig). — Nur Einwendungen, welde anf befonderen privatrechtlichen 
Ziteln beruhen (RGO. $ 19), werben durch da8 Berleihungsverfahren nicht betroffen; hierher 
gehören 3. B. Einwendungen aus Verträgen, welche die Uferbefizer unter fich gejchlofjen haben, 
aus Serpituten u. |. fe — Die Berleihung geichieht meift durch Verwaltungsbehörden oder 
Berwaltungsgerichte. 

81) Außerdem können fie, wenn nad gefchehener Verleihung der Waflerftand fich ver- 
ringert, eine Ermäßigung des dem Beliehenen zugeftandenen Wafjerverbrauchs fordern ; das 
entipricht einem bei der Verleihung ſtillſchweigend gemachten Borbehalte. Daß fi) auch die 
Flußeigenthümer und die am Gemeingebrauch beteiligten Perſonen eine foldhe Verringerung ge- 
fallen lafjen müſſen, ift jelbftverftändlid, da fie nur ein Recht auf antheilige Nukung 
haben und bei Abnahme der Wafjermenge aud ihr Antheil Kleiner wird. Die Größe de 
Waſſergebrauchs wird in diefen Fällen meift durch die Verwaltungsbehörde oder ein Verwal⸗ 
tungsgericht beftimmt, unter Ausſchluß des Rechtswegs. 

32) Der Beitrittszwang gilt aber nach preußiſchem Recht nur für Genofienfchaften zur 
Ent- und Bewäfjerung, bei einzelnen Induftrieflüfien (Wupper und Bolme ſammt Nebenflüſſen) 
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meinfame Benutung des Fluſſes, namentlich auch die Errichtung gemeinfamer 
Anlagen (Sammelbeden, Gräben u. dgl.) beſchließen, aber auch eine tage- over 
ftundenweife Abwechslung im Gebrauche des Fluſſes einführen. 

Die Unterbaltung liegt bei fchiffbaren Flüffen meiſt dem Staate, bei nicht 
ichiffbaren Flüffen je nach Landesrecht den Flußeigenthümern oder den Ge- 
meinden ob. 

Das Ufer, deſſen Grenze gegen den Fluß durch deſſen mittleren ®>) 
Wafjerftand beftimmt wird, fteht im gewöhnlichen Privateigenthum; ſomit ift 
auch das Ufer fchiffbarer Flüffe nur fo weit fiscaliich, als der Fiscus das 
Eigenthum der einen oder anderen Strede, 3. B. behufs Anlegung eines Hafens, 
beſonders erworben bat. Aber auch das Ufer ift nicht zum ausſchließlichen 
Gebrauche des Eigenthümers beitimmt, ſondern dient in freilich fehr beſchränktem 
Umfange gleihfall8 dem Gemeingebrauch. Der Befiter muß nämlich gegen 
Entſchädigung jeden für die Benugung des Fluſſes erforderlichen Gebrauch feines 
Ufers erlauben, fofern der dadurch zu erwartende Vortheil wefentlich größer ift, 
als der ihm ſelbſt drohende Nachtheil 4): ja, bei ſchiffbaren Flüffen muß er fogar 
den zur Schiffahrt nöthigen Leinpfab unentgeltlich hergeben 5). Außerdem tft 
er im Interefje der Benutung des Fluſſes zu orbnungsmäßiger °*) Unterhaltung 
des Ufers verpflichtet. Ein diefen Laften gegenüberjtehendes Vorrecht bei ber 
Benugung des Fluſſes bat der Uferbefiter als ſolcher nicht, nur bei nicht 
ſchiffbaren Flüſſen fällt ihm ein folches Vorrecht mittelbar zu, fofern er bier 
zugleich bis zur Mittellinie Flußeigenthümer ift. 

Die Verpflichtung, zur Erhaltung der Deiche und Siele?”) (Abzugs⸗ 
gräben) gegen Ueberſchwemmungsgefahr beizutragen, rubte nach älterem 
Rechte als Neallajt auf jedem innerhalb des bebrohten Gebietes liegenden 
Grundftüde („kein Deich ohne Land, kein Land ohne Deich‘), zur Regulirung 
der Laſt hatten fich von alters her die betbeiligten Grundbeſitzer zu Deichgenoifen- 


auch für Senofjenichaften zur Anlage von Sammelbeden (Gef. v. 1. April 1879, 30. December 
1891, 14. Aug. 1898). 

33) So in Baden, Bayern und Heſſen; ebenfo nad) Reichsgericht Entſch. 4 ©. 261 in 
Vreußen. Abm. Motive zum preuß. Entw., S. 122, 

34) Daß dies von der gewöhnlichen, allen anderen Grundbefigern gleichfall® drohenden 
Enteiguung verſchieden ift, fiehe oben S. 93. Die Regel findet fih in allen neueren Waffer- 
gefegen, freilich in einigen nur bejchräntt. 

85) Pr. ER. II, 15 $ 57. Die Pflicht, den Leinpfad zu gewähren, findet fich bereits im 
Mittelalter, 3. B. in der bei Stobbe, II $ 8515 angeführten Urkunde von 1157. 

86) Ordnungsmäßig mindeftene in dem Sinne, daß durch die Berwahrlofung des Ufers 
die Vorfluth nicht erſchwert wird. 

87) Wilda, Deich⸗ und Sielrecht, in Weiske's Rechtslexikon, III S. 279; v. Thünen, Ge⸗ 
ſchichte der deichrechtl. Zuſtände in der Herrſchaft Jever (1847); Bojunga, im Neuen Mag. 
für hannov. Recht, V (1864) ©. 81; Gengler, 8 90; Hermes, in v. Stengel's Wörterb. bes 
Verwaltungsrechts unter Deichweſen, I ©. 259 (1891). — Neuere Geſetze: Preuß. Gef. v. 
28. Jan. 1848; Deichregl. f. die Schleiwig-Holfteinifchen Marichen v. 6. April 1803; Deich- 
u. Sielorbn. f. Oſtfriesl. v. 12. Juni 1853. — Bahr. Gef. v. 28. Mai 1852, Art. 18; 
Bad. Bei. v. 25. Aug. 1876, Art. 61; Hefſ. Gef. v. 30. Zuli 1887, Art. 98. 





Deichgenoſſenſchaften. Vertragsſchluß unter Abweienden. $ 52. 63. 54. 97 


haften (Deichachten, Kogen) unter jelbftgewählten Vorſtänden (Deichgrafen) 
vereinigt; jeder Grundbefiter mußte ein beftimmtes Stüd des Deichs (Ravel, 
Pfand) für fih allein unterhalten („Pfanddeichung,); nur außerordentliche 
Deichlaften wurden auf alle Mitglieder ver Genofjenfchaft gemeinfam vertheilt 
(„Kommuniondeichung“); ein Genoſſe, der fich feiner Deichpflicht entzog, ver- 
wirkte das Eigenthum an feinem Grundftüde („Spatenrecht“; „wer nicht kann 
beichen, muß weichen‘). Died Syſtem der Erhaltung ver Deiche durch Deich- 
genofjenjchaften gilt in Norddeutſchland noch gegenwärtig; nur ift in den meiften 
neueren Geſetzen die Pfanddeichung fortgefallen, d. h. e8 werben auch Die ge- 
wöhnlichen Unterhaltungstoften auf die ganze Genoffenfchaft vertheilt; noch 
mebr veraltet ift das Spatenreht: der Verzug in Erfüllung der Deichlaft 
wird heut nicht anders behandelt, wie ber Verzug in Zahlung von Grundftenern. 
Das ganze Deichwefen fteht unter Staatsauffiht; die Deichgenoffenfchaft ift 
eine Korporation des öffentlichen Rechts. — In Süddeutſchland find die Deich- 
achten der Grundbeſitzer nicht gebräuchlich; die Deichlaft ift hier vielmehr ven 
politiichen Gemeinden auferlegt. 


Dritter Abſchnitt. 
Entftehung und Endigung der Rechte. 
‚Einleitung. 


8 58. 


Rechte werden begründet und aufgehoben zunächft durch Handlungen der 
betheiligten Perſonen: Nechtögefchäfte, bei denen jene Begründung oder Auf- 
bebung die unmittelbar beabfichtigte Wirkung, — unerlaubte Handlungen, bei 
denen fie die unwillfürliche Folge if. Ein Recht kann aber auch durch un⸗ 
mittelbare Einwirkung der Staatsgewalt entitehen, durch Ertheilung eines 
Privilegiums. Endlich kommt auch in eigentbüümlicher Weife dem Ablaufe der 
Zeit die Wirkung einer Begründung von Rechten zu. 


L Auch Rechtsgeſchäft. 
8 54*. 

Die Theorie des Nechtsgefchäfts im heutigen Rechte iſt auf römijcher 
Grundlage ausgebildet und ift deshalb der Darjtellung in den PBandecten zu 
überlaffen, fo wichtig auch die Aenderungen find, welche einzelne der römiſchen 
Regeln erfahren Haben !). Nur eine diefer Aenderungen fei hier hervorgehoben: 
fie betrifft den Vertragsichluß unter Abweſenden. Es ift nämlich der Antrag. 
fteller an feinen gegenüber einem Abweſenden geftellten Antrag nicht erft dann 


1) &o namentlich in der Lehre vom Irrthum, vom Zwang, von der Simulation. 
17. Aufl. 7 
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gebunden, wenn der Antragsempfänger die Annahme des Antrags erklärt, 
fondern auch ſchon vorher, aljo zu einer Zeit, wo der Antrag noch eine rein 
einfeitige Erklärung des Antragenden darſtellt. Doch ift dieſe Gebundenheit 
auf eine kurze Friſt beſchränkt; fie erliſcht nämlich, wenn der Antragsempfänger 
den Antrag ablehnt oder wenn er bis zu dem Zeitpunkte, in welchem der Antrag⸗ 
fteller den Eingang einer Antwort unter regelmäßigen Umftänden erwarten 
durfte, eine Erklärung gar nicht abgiebt. Eine Annahmeerklärung, welche nach 
Ablauf der Frift eingeht, ift verjpätet, bringt alfo den Vertrag nicht zu Stande; 
und zwar braucht der Antragfteller regelmäßig die Beripätung nicht beſonders 
zu rügen, fonvern kann die verfpätete Antwort einfach unbeachtet laffen, nur 
wenn der Antragsempfänger feine Annahmeerklärung rechtzeitig abgeſendet hat 
und ihre Verſpätung erft auf der Reiſe eingetreten ift, muß der Antragfteller, 
fofern er dies erfennen konnte, die Verſpätung ausprüdlich rügen, wibrigenfalls 
der Vertrag als zu Stande gefommen gilt? ). 


2, Buch) Beitablauf. 
8 55. 


* Die Friften des alten deutfchen Rechts haben fich nur noch ausnahmsweije 
erhalten; fo fpielt 3. B. die Frift von „Jahr und Tag” !), die meift auf ein Jahr 
ſechs Wochen drei Tage berechniet wurde, noch im Lehnrecht eine Rolle. Aber 
auch die römifche Friſtberechnung ift in den neueren Geſetzen verworfen. Es 
wird nämlih, wenn für den Anfang einer Frift ein in ven Lauf eines Tages 
fallender Zeitpunkt maßgebend ift, diefer Tag zwar, wie in Rom, als untheil- 
bare Einheit behandelt („Civilcomputation”), aber er wird nicht, wie in Nom, 
in die Frift eingerechnet ?);: wer am 3. Februar eine Lieferung „in 4 Tagen” 
veripricht, braucht erit am 7. Februar zu erfüllen. Cine nah Monaten be- 
ftimmte Friſt endigt erft mit dem Beginn besjenigen Tages des lepten 
Monats, welcher durch feine Zahl dem Anfangstage der Frift entfpricht, 
ohne Rückſicht auf die verjchievene Länge der Monate; fehlt viefer Tag im 
legten Monate, fo endigt die Frift mit dem legten Tage dieſes Monats: „zwei 
Monate vom 31. December” enden aljo am 28. bezw. 29. Februar °) („Kalender⸗ 
rechnung”). 

Obſchon das Inftitut der un vordenklichen Zeit feine heutige bogma- 
tiiche Ausbildung in der Anlehnung an Sätze des römiſch⸗canoniſchen Nechts 


2) Diefe Regeln find zum Theil bereit8 im Preuß. LR. I 5 8 96 fig, für das Handels⸗ 
recht im HGB. Art. 338 fig. enthalten. Siehe jet REGB. 120 fig. 

1) Stobbe $ 687, Sohm, Ztſch. d. Sav. Stift. (1880) S. 55. Heußler I ©. 57. | 

2) WO. Art. 82, HGB. 328, Sädif. GB. 87, CPO. 199, REB. 155. Das RGB. 
will aber bei der Berechnung des Lebensalterd den Geburtstag in die Frift einrechnen; man 
ſoll aljo das neue Lebensjahr ſchon mit dem Beginn des jedesmaligen Geburtstage® antreten. 

3) Wechſelordn. 32. HGB. 828, Sächſ. GB. 88. CPO. 200. RGB. 149. 


Friftberechnung. Unvordenkliche Zeit. Berjährung. $ 56. 69 


erhalten Kat *), jo ift e8 immerhin von Bedeutung, zu gedenken, daß die An- 
erfennung althergebrachter Rechtsverhältniffe wegen der langen Dauer ihres 
Beſtehens von jeher auch dem deutichen Rechte eigenthümlich gewejen ift. Darin 
ift auch unzweifelhaft da8 Motiv der Praxis zu juchen, welche der unvordenk⸗ 
Iihen Zeit, über die im römiſchen Recht gezogenen Grenzen hinaus, eine all- 
gemeine Anwendbarkeit bei allen Privatrechtsverbältniffen beilegt, bei welchen 
die tbatjächlihe Nechtsübung als Beſitzverhältniß aufgefaßt werben kann). 
* Die rechtliche Bedeutung der unvordenklichen Zeit ift aber, daß eine durch zwei 
Menſchenalter hindurch thatfächlich fortgejette Rechtsübung als rechtmäßig ver- 
mutbet wird, daß aljo der Erwerb des Rechts nicht erft bewiefen zu werben 
braucht. Die neueren Geſetze haben die unvordenkliche Zeit nicht übernommen ®) ; 
ebenjowenig das Reichsgeſetzbuch. 

* Die Klag⸗ oder Anſpruchsverjährung des heutigen Rechts iſt überwiegend 
nach römijchen Regeln beſtimmt?). Nur das, was am Ende die Hauptſache 
ift, die Länge ber Verjährungsfrift, tft in den deutichen Gefeken ſelbſtändig 
beitimmt. Auch das Reichsgeſetzbuch bat, weſentlich im Anichluß an bas 
preußische Recht 8), zwar die breifigjährige Frift des römijchen Rechts beibe- 
balten, aber gerade die allerwichtigiten und allerbäufigften Fälle von der Friit 
ausgenommen und mit ziwei- bis vierjährigen Friften bedacht ?), von einzelnen 
für beftimmte Anfprüce eingeführten Sonderfriiten ganz zu fchweigen. 


4) Mit Recht ift Pfeiffer in der Zeitfchr. für bentfches Recht, Bd. 8 ©. 1 flg., der 
Behauptung Buchka's (Der unvordenkliche Beſitz des gem. deutichen Civilrechts, 1841), welcher 
auch Mittermaier, Grundf. $ 168, umb Friedländer (Die Lehre von der unvorbenklichen Zeit, 
D. Abth., 1843) beipflichten, entgegengetreten, daß fich das ganze Inſtitut der unvorbenklichen 
Zeit fo, wie e8 heutzutage in Hebung iſt, aus germanifchen Rechtsquellen ableiten lafſe. Man 
wird in beutfchen Rechtsquellen feine andere Benutung des Zeitablaufs für Begründung und 
Endigung von Rechtsverhältnifien ausgebildet finden, als die Ertinctivverjährung bei der 
Gewere von Jahr und Zag. Aber gewiß läßt ſich behaupten, daß aus den deutfchen Quellen 
eine unverlennbare, aber noch unbeſtimmte Hinneigung zur Berufung auf das feit zwei Gene- 
rationen Hergebracdhte jomohl des Rechts, als der Rechte hervortritt (f. Homeyer, Syſtem bes 
Lehnrechts S. 304—805), welche bereitwillig dem römiſchen Inftitute entgegenlam unb eine 
Praris herftellte, durch welche die Nothwendigleit, mit Saviguy (Syftem IV ©. 603) das In⸗ 
ftitut aus dem Privatrechte zu verbannen, befeitigt wird. Uebereinſtimmend Stobbe 8 69%, ', 

5) Pfeiffer, Prakt. Ausführ. II S. 8, VII ©. 175 (1828/44). Stobbe $ 69, 

6) Stobbe, $ 69 I. II. 

7) Das ältere deutſche Recht kennt eine allgemeine Berjährung der Anfprüde nicht, — 
fomenig wie das ältere römifche Recht fie gefannt hat. Einzelne Fälle der Berjährung finden 
fi) aud im älteren deutfchen Recht zur Genüge. Stobbe, $ 68 II, IL. Heusler I ©. 57. 

8) Preuß. Gef. v. 81. Mär) 1838, 

9) RGB. 8 168, 164, 166, 775. Es verjähren namentlich I. in 2 Jahren a) die An- 
ſprüche der Kanfleute, Fabrikanten und Handwerker für die von ihmen gelieferten Waren ober 
geleifteten Arbeiten (doch befteht bier wieder eine wichtige Ausnahme zu Gunſten der Liefe⸗ 
rungen unb Arbeiten, die für den Gewerbebetrieb des Schuldners beftimmt find: die Lieferung 
an den Conſumenten verjährt alfo in 2, die an den Händler oder Fabrikanten in 30 Jahren); 
— b) Anſprüche auf Fracht, Fuhrlohn; — e) Anſprüche der Wirthe wegen Wohnung, Zeche 
u |. f.; — d) Anfprüche der Brivatbedienfteten und Arbeiter wegen Gehalt, Lohn u. ſ. f.; — e) Au⸗ 
Iprliche des Dienftherrn wegen Lehrgeld, Lohnvorſchüſſe; — 5) der Lehrer, Anwälte, Aerzte u. f. f. 

Ts 
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3 JdZurch Brinilegien (Berechtinkeiten ans Regalien). 
8 56*. 

Gewiſſe Erwerbsgefchäfte hat der Staat als „regal“ erklärt, d. h. er bat 
fie fih allein vorbehalten. Privatperjonen find alfo von der Vornahme diefer 
Erwerbsgeichäfte ausgefchloffen. Doc kann der Staat einzelne Privatperjonen 
an den BVortheilen der Regale theilnehmen Iafjen, indem er ihnen die Vor- 
nabme eines regalen Ermwerbsgefchäfts überträgt; ob aber der Staat von biefer 
feiner Befugniß Gebrauch machen will, hängt von jeinem freien Ermefjen ab; 
e8 kann alfo Niemand fordern, daß ihm die Ausübung eines regalen Rechts 
geftattet werde: deshalb ift der Staat auch in der Lage, demjenigen, der um 
die Erlaubniß zur Ausübung eines Regals nachſucht, ein Entgelt von beliebiger 
Höhe, z. B. ein Pachtgeld, abzuverlangen. Man kann hiernach den Begriff 
ber Negale auch dahin beftimmen, daß fie Nechte find, deren Ausübung den 
Privatperjonen nur kraft freier Bewilligung des Staats, nur frajt Privilegs 
freifteht 2); doch fteht gemeinrechtlich dem ftaatlichen Privileg die unvordenkliche 
Verjährung glei ?).. Bon den StaatShoheitsrechten find die Regalien ver- 
ſchieden „durch ihren privatrechtlichen Charakter 3), von dem fonftigen Vermögen 
des Fiscus dadurch *), daß fie nicht als einzelne realifirte Berechtigungen, 


wegen ihre® Honorare. II. In 3 Jahren Anſprüche auf Schadenserfat aus unerlaubten 
Handlungen. Ill. In 4 Jahren die Anſprüche auf gewiſſe wiederfehrende Leiftungen (3. B. 
Zahlung von Darlehnszinſen, Pacht- und Miethezinfen, Renten, Alimenten, Gehälter öfient- 
liher Beamten). — Die zwei⸗ und vierjährige Frift beginnt nicht mit dem Tage, an dem ber 
Anſpruch fällig geworden, fondern mit dem 81. December des Jahres, in dem die Fälligkeit 
eingetreten; die dreijährige Frift beginnt mit dem Tage, an dem der Berlegte von dem ihm zu- 
gefügten Schaden und der Perfon des Erfagpflichtigen Kenntniß erlangt hat. 

1) „Darin Tiegt der Grund der ſyſtematiſchen Stellung der Lehre von den Regalien 
an dieſen Platz. Es ift eine regelmäßige, aber irrige Uebung ber Germaniften (auch noch 
von Stobbe 8 83 feftgehalten), die Regalien in das Sachenrecht zu fielen, da doch der 
Inhalt derfelben gar keine nothwendige Beziehung zum Sachenrecht hat, 3. B. die Gewerbs- 
regale: ebenfo irrig ift e8, wenn die Lehre von den Regalien und die einzelnen regalen Rechte 
zufammengeftellt werden, denn ein Zufammenhang der letzteren befteht nicht vom Gefichtspuntte 
des Rechts aus, fondern nur von dem der Finanzwifjenihaft. Das Eigenthümliche 
des Regalitätsinftitut® liegt im etwas Allgemeinem, nämlich in der dadurch bewirkten Exemtion 
geroifjer privatrechtlicder Befugnifje aus der gemeinen Freiheit; der Inhalt der von der Re 
galität beberrjchten Rechte dagegen ift im Einzelnen zu beftimmen, entweder als die befondere 
Befugniß zum Eigenthumserwerb, z. B. beim Bergregal, oder die Berechtigung zum Betriebe 
eines Gewerbes, z. B. beim Boftregal oder das Recht zur befonderen Benutzung einer öffent- 
lihen Sache. — Ueber ben Begriff Zachariä, Stich. f. Deutſch. R. 13 (1858) ©. 319. Böhlau, de 
regalium notione (1855). Strauch, Ueber Urfprung u. Natur der Regalien (1865). v. Brünned, 
Das Recht auf Zueignung der Meereöproducte u. das Bernfteinregal (1874). 

2) c. 26 X. de V.S. — In Preußen fann ein Regal ſchon durch 44-jührige Erfigung 
erworben tverden (Pr. IR. II, 14 8 85, I, 9 8 629). Stobbe II $ 83°, Immerhin ift der 
Erwerb eines regalen Rechts dur Privileg fo fehr die Regel, daß die Hervorhebung dieſer 
Erwerbsart in der Ueberfchrift des Paragraphen nicht ungerechtfertigt ift. 

3) „Srüher nannte man auch die Hoheitsrechte Regalien und unterfchieb diefe als „weſent⸗ 
liche” von den privatrechtlichen als den untefentlichen oder veräußerlichen Hoheitsrechten.“ 

4) 3. B. dem Eigentfum an Domänen, Forſten. Dean darf alfo jet nicht mehr von 
einem Forſtregal ſprechen. Siehe unten $ 80, 
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fondern als die ausſchließliche Möglichkeit der Berwirklichung einer beſtimmten 
Klaſſe von Rechten erjcheinen 5), und daß fie dem Staate nicht als zufälligem 
Subjelt gehören, fondern dem Staate als ſolchem.“ 

Die Regalien waren bereit3 im fräntifchen Reiche bekannt, freilich nicht 
als Vorrechte ded Staats, fondern, der damaligen Auffafiung entſprechend, als 
Vorrechte des Königs (jura regalia). Namentlih ift dazumal die Nukung 
des herrenloſen Landes Regal gewefen ®), die Nutzung der fchiffbaren Flüſſe, der 
Bergbau, zum Theil auch die Jagd und Fifcherei 7). Auch Befngniffe, die ung 
beute als Staatshoheitsrechte erjcheinen, wie 3. B. das Recht der Zollerhebung, 
das Münzrecht, werben als Privatrechte behandelt und treten alfo gleichfalls 
in die Reihe der eigentlichen Regalien. Allmählich wechfeln Die Regalien ven 
Inhaber, namentlich jeit dem Ende der Stauferzeit: fie gehen immer mehr vom 
Könige auf die Landesherren über. Seitdem hat ihr Umfang noch weiter zu- 
genommen, indem 3. B. im 16. Jahrh. das Pojtregal neu auftauht®). Da- 
gegen ift in neuerer Zeit die Zahl und Wichtigfeit der Negalien ungemein zurüd. 
gegangen. Ganz verſchwunden ift das Poftregal; e8 bejteht allerdings zu Gunften 
des Reichs, Bayerns und MWürttembergs ein beſchränktes Monopol der Brief- 
und Zeitungspoft, dies Monopol ift aber ein Staatshoheitsrecht geworben und 
gehört nicht mehr dem Privatrecht an?). Ganz verſchwunden ift ferner das Jagd⸗ 
regal. Dagegen haben fich Ianvesrechtlich einzelne Refte des Regale an Flüffen 19), - 





5) Gerber nennt deshalb die Regale auch Bor-Rechte, weil der Inhaber des Regals erft 
dadnurch, daß er von ihm Gebraud; macht, wirkliche, fertige, realifirte Rechte erlangt. So be= 
deutet da8 Bernfleinregal nicht da8 Eigenthum am Bernftein, jondern nur das ausſchließliche 
Recht, Eigentum an VBernflein zu gewinnen. Nach Gerber foll ein ähnliche® logiſches 
Berbältniß beftehen zwifchen dem allgemeinen Warterechte der Lehnsagnaten und ihren concreten 
Suceeffionsrechten oder zwifchen dem Borvertrage und dem wirklichen Bertrage. 

6) Noch weiter gehend nimmt Schröder in der Ztſch. der Eav. Stift. II ©. 62 (1881) . 
Obereigenthum des Königs an dem ganzen Grund und Boden, aud dem im Privatbeſitz befind- 
lihen an. Siehe auch Heusler I ©. 366, 

7) Die für die Lombardei erlaffene Constitutio de regalibus Friedrich) Barbarofſa's von 
1158 iſt auch fir Deutfchland wichtig geworben. Sie beftimmt: Regalia sunt hec: Arimanie, 
vie publice, flumins navigabilia et ex quibus fiunt navigabilia, portus, argentariae, piscationum 
redditus et sslinarum et dimidium thesauri inventi in loco Caesaris. 

8) Ueber die Geichichte der Regalien |. außer den in Anm. 1 genannten Schriften: 
Hullmann, Gefchichte des Urfprungs der Regalien (1806). Eichhorn, Rechtsgeſch. 5 36%, 548, 
Waitz, Verfafjungsgeichichte 4 S. 128, 8 ©. 256. Schröder, Ztſch. der Sav. Stift. 2 ©. 62 
(1881). Rofcher in den Abhandl. der phil. hift. Claſſe der Sächſ. Geſellſch. der Wiſſenſch. 
(1884). Schröder, Rechtsgeichichte 88 28, 48. Brunner I S. 205, 2 ©. 75, 171, Heusler I 
©. 364, 

9) Abm. Berber 8 67%. Siehe auch Laband, Staatsredht II S. 51. Nach meiner Anſicht 
darf man deshalb auch nicht von einem Zelegraphenregal fprechen, ſondern nnr von einem 
Zelegraphenmonopol (Ref. v. 6. April 1892). 

10) 3. 8. das der Wildflößerei in Sachſen (oben ©. 921°) und öfter noch der Fiſcherei. 
Auch ein Mühlenregal foll noch Iandesrechtlich Hier und da fortbeftehen. Im Gebiet der neueren 
Waſſergeſetze ift dagegen das Mühlenregal fallen gelaffen; denn das Berleihungsverfahren, 
welches oben S. 94 erwähnt ift, gejchieht nicht nach Willkür der Regierung, ſondern beftimmt 
fih nach ganz feften gefeßlichen Regeln, und der Staat ift auch nicht befugt, für feine Verleihung 
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des Sifcherei- und Bergregald und das Regal der Befignahme herrenlofer 
Grundſtücke erhalten 12). 

Diefe Ueberrefte der Regalien find kümmerlich, und der Begriff des Regals 
wird in abfehbarer Zeit ganz veralten. Dagegen knüpft gefchichtlih an das 
Inſtitut der Regalien ein anderer höchſt moderner Gedanke an, der der Ber- 
ftaatlihung der Gewerbe Traft Staatshoheitsrechts. Wie fchon erwähnt, ift 
der Uebergang vom regalen Gewerbebetriebe zu einem nicht fisfalifchen, fondern 
wirklich ftaatlichen Betriebe bei der Poft bereits erfolgt. Auch andere zur Zeit 
noch freie Gewerbe werben der DVerftaatlichung nicht entgehen. 

Das Reichsgeſetzbuch läßt das Recht der NRegalien unberührt. 


Dierter Abſchnitt. 
Schutz der Rechte. 
8 57. 

Die Lehre von den gerichtlichen Schutzmitteln der Rechte, insbeſondere 
den Klagen und Einreden, hat zwar im heutigen Rechte eine Geſtalt empfangen, 
welche von der durch das reine römiſche Recht gegebenen vielfach verſchieden 
iſt; aber doch kann ſie nur im Zuſammenhange des letzteren, in welchem ihre 
Wurzel ruht, ſyſtematiſch behandelt werden 1). Obſchon Dagegen das deutſche 
Recht, nach Maßgabe des Charakters der öffentlichen Verhältniſſe im Mittel- 
alter, die außergerichtlichen Schutzmittel der Rechte in viel ausgedehnterem 
Maße kannte?), als das fremde Recht, fo iſt von allen dahin gehörigen In⸗ 
ftituten heutzutage doch nur das Pfändungsrecht geblieben °). 


Bas Afkndungsreeht'). 
8 58, 
Ein allgemeines Recht der Selbiterecution privatrechtlicher Anſprüche durch 
Pfändung, d. h. außergerichtliche Befitergreifung beweglicher Sachen des Schuld- 


einen beliebigen Preis zu fordern; bie Berleihung geſchieht alfo nicht kraft Regalitäts-, fondern 
fraft StaatShoheitsreht. Soweit der Staat als Eigenthümer eines Flufſes gilt, find natürlich 
die Rechte des Staates an diefem Fluſſe einjchließlich der Fifcherei auf dies Eigenthum zurüd- 
zuführen und nicht auf ein Regal. Leber das Forftregal unten 8 80, 

11) Siehe unten 8 86. 90. 91. 98. 98, 

1) Bgl. darüber v. Savigny, Syftem, Bd. V, und Wächter, Crörterungen aus dem 
römifchen u. f. f. Privatrechte, II. Heft 1846, und Württ. Pr.-R. Bd. II S. 402 fig. 

2) Bol. Wächter, Beiträge zur deutichen Geſchichte 1845 ©. 39 fig. 

8) Denn bie heutzutage über Selbfthülfe, Hetentionsrecht u. |. m. geltenden Grundfäge 
tönnen allein mit. den Beftimmungen des römifchen Rechts in Berbindung gebracht werben. 

1) Bilda, Ztſchr. f. d. R, Bd. 1 ©. 167 fig. (1839). Trummer, Vorträge liber merl- 
würdige Erfcheinungen in der Hamb. Rechtsgeſch., 2. 3b. (1847) ©. 80 fig. v. Meibom, Das 
deutſche Pfandrecht (1867) S. 190 fig. Stobbe, Handbuch I $ 70. Nägeli, Das germanifche 
Selbftpfändungsredit (1876). R. Löning, Vertragsbrud (1876). Brunner II ©. 445. — Bon 
älteren Schriften ift zu erwähnen: Stryck, De jure pignorandi (1677), und C. F. Hommel, De 
pignoratione et custodia animalium pauperiem facientium, 1774. 
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ners, ift, wenn es überhaupt beftanden Haben follte, wenigftens für die Zeit 
ber uns überlieferten Beurkundungen des deutſchen Rechts nicht mehr nachzu⸗ 
weilen ?). Vielmehr treten fchon in den germanifchen Voltsrechten ) Häufige 
Derbote der Privatpfändung wegen Schulden hervor, und biefe wiederholen 
fih in einer Menge jpäterer Satzungen und Statuten, insbefondere auch in 
ben Landfrievden des Reichs“) zu dem ausgeiprochenen Zwede, einer jeden ber 
bürgerlichen Rechtsordnung wiberftrebenden Eigenmacht zu fteuern. Bon biefem 
Verbote wurde indeffen diejenige Pfändung nicht berührt, welche durch den 
Mangel gerichtlicher Hülfe gerechtfertigt erichten 5) oder vertragsmäßig in einer 
ſ. 9. Pfandelaufel eingeräumt war ®),. Auch berubte es auf dem befonderen 
Subjectionsverhältnilfe des Zingmanns, wenn er fich wegen rüditändiger Zinſen 
die Pfändung durch den Zinsherrn gefallen laffen mußte ”). 

Eine völlig jelbfländige Grundlage dagegen bat ohne Zweifel das Pfänbungs- 
recht, welches von der ältejten Zeit bis zur Gegenwart gleichmäßig anerkannt 
und von jenen Verboten niemals betroffen worden ift, nämlich das Recht der 


2) Insbeſondere war es Wilda’8 Anficht, dag im germanifchen Zeitalter das Pfändungs- 
recht als eine die richterliche Gewalt ergänzende allgemeine Inftitution beftanden babe, und daß 
die verbietenden Stellen der Legg. Barb. und der Landfrieden nur verfrühte Verſuche der An⸗ 
bahnung einer ftaatlichen Ordnung geweſen feier. S. dagegen befonders Meibom a, a. O. 
Nur das Iongobarbifche Recht (T,og. Rothar. 345. 246. Liutpr. 15) lennt ein Selbfterecutiond- 
recht des Släubiger durch Privatpfändung; aber auch dies beftand wahrfcheinlih nur für un⸗ 
ftreitige und als folche feſtgeſtellte Forderungen. Ueber lettere Beſchränkung fiehe Wach, Arreft- 
prozeß (1868) ©. 1 fig. Heusler II S. 241. Bal de Lieure, Launegild und Wadia (1877) 
©. 196, Brunner II ©. 446, 

8) L. Bajuvar. XIII, 1, 8. L. Burgund, XIX, 1. L. Sal. 74. Gap. v. 785 c. 25. 
Bol. aber Sohm, Proceß der Lex Salica (1867) ©. 82 fig. 

4) Landfrieden v. 1285 c. 10, dv. 1281 e 47, v. 1287 c. 34, v. 1808 c. 25 u. a. 

5) v. Meibom ©. 220. — ©. jetzt das Sächſ. Eivilgefehb. S 180. REB. 8 193, 

6) Auf ſolche vertraggmäßige Pfändungsrechte beziehen ſich auch die Stellen der Land- 
frieden von 1389 8 24, von 1398 8 6, umd der NeichSabichied von 1448 8 2 u. flg.; dgl. 
Meibom S. 211 fig. — Ein Berbot derartiger Abmachungen fcheint der ewige Landfr. v. 1495 
5 9 geben zu wollen. S. indeflen Wilda a. a. DO. ©. 206. Stobbe $ 70 Anm. 40a. Bgl. 
für das heutige Recht Struben, Rechtl. Bed. 2. Bd. Nr. 32 und jegt CPO. 702 Nr. 5. 

7) „Zur Zeit der Vollsrechte noch unbelannt. Siehe aber fchon den Landfrieden von 1281 
8 59: „Ez pfendet ein jeglich man sinen hindersazzen an fronboten umb sinen zins und umb 
sein gulte“. Sſp. I, 54 $4; IH, 20 $ 2. Schwip. (Wadern.) 70. Goslar. Stat. (Göfchen), 
©. 22 3. 1. Augsburg. Stat. v. 1276 Art. 888 (Wald), Beitr., 4. Bd. S. 382). Rechtsb. 
nad Diftinet. IH, 14, 7 umd II, 4, 1. Freiberger Stadtreht (Schott, Sammlung, 8. Th. 
S. 157), Zit. 1 Anm. 230 u. 29. Wilde, a. a. DO. ©. 209 fig. Oft wird es noch in den 
Landrechten des 16. Zahrh. wiederholt. Aber auch ſchon aufgehoben in den Kurſächſ. Conft. 
II 39. Daß der Grund diefes Pfändungsredhts hauptſächlich in dem AbhängigleitSverhältnifie 
des binterfäffigen Zinsmanns zu fuchen fei, führt gegen andere Meinungen richtig aus v. Mei- 
bom ©. 205 flg.“; *auf Korberungen gegen unabhängige Zinsfchuldner, z. B. des Bermiethers 
gegen feinen Miethsmann wäre alsdann das Pfändungsrecht bloß fraft einer fachlich recht wenig 
gerechtfertigten Analogie übertragen. Siehe Stobbe $ 70°. — „Gin Pfändungsredht bei dem 
Rentenlanfe — welches allerbings in einigen Stellen erwähnt wird — befand gemeinredt- 
lich nicht, wenigftens nicht für dasjenige Verhältniß, welches fich von dem ehemaligen Zu- 
fammenhange mit der Zinsleihe frei gemacht hatte. Meibom S. 200. Stobbe $ 70.“ 





104 Bon ben Rechtöverhältnifien. 


Pfändung bei Beichädigungen von Grundftüden durch Thiere?), und 
das Recht der Pfandnahme, wenn Menſchen?) bei einer Schavensitiftung 
an Grundftüden betroffen werden. Welches auch immer der urjprüngliche 
Zufammenhang dieſes Pfändungsrechts mit der allgemeinen Recht3orbnung 
gewejen fein mag‘), jebenfalls lag die auch für die Gegenwart fortwirkenve 
bauptjächliche Rechtfertigung 1!) besfelben in der Betrachtung, daß eine bei 
Felpftreitigfeiten erfahrungsgemäß nicht ganz zu unterdrüdende Eigenmacht durch 
Anerkennung als ein in gewiſſen Grenzen zuftändiges Recht am leichteften un- 
ichädlich gemacht werbe !?). * Das Inftitut hat ſich in vielen Gegenden Dentich- 
lands, voltsthümlich, wie es ift, als geltendes Recht erhalten 1°). Das Reichs- 
geſetzbuch regelt es nicht, läßt ed aber da, wo es landesrechtlich gilt, Fortbeftehen. 


8 59. 


Die Befugniß zur Pfändung (Schüttung) findet heutzutage!) ftatt, wenn 
durch Perfonen oder fremdes Vieh an ertragsfähigen Grundftüden ein Schaden ?) 
angerichtet worben ift 3); vorausgeſetzt wird jeboch ſtets, daß die fraglichen 


8) L. Sal. IX, 2 fig. L. Ripuar. LXXXII, 1. L. Alam. Hloth. II, 72, 2. L. Bajurv. 
XIV, 17. L. Frision. Add. VII, 2. Sfp. 1 47. Schwſp. (Wadern.) 310. 

9) Sip. II, 27 8 4; 28 8 2; II, 20 8%. Schwſp. (W.) 281. 

10) dv. Meibom S. 198 u. 200, denkt bei der Thierpfändung, daß das beſchädigende Thier 
ſelbſt als Schuldfnecht habe dienen follen, bei der Berfonalpfändung an da8 erfahren bei hand- 
hafter That. Gegen die Anficht Albrecht's, Gewere, S. 21 u. ©. 75 Anm. 152c, daß das 
Pfändungsrecht aus der Gewere an der Immobilie, welche auch die Gewere an ber darauf 
befindlichen Fahrhabe umfafle, zu erllären fei, |. Wilda ©. 217 und Gerber in Schneider’s 
Jahrb. 1846 ©. 787 fig. 

11) Wilda ©, 229. * Bedarf das Pfändungsrecht wirklich einer derartigen Rechtfertigung ? 
Genügt nicht vielmehr der Hinweis darauf, daß das zahme Verbot der Eigenmacht wohl für 
Stabt und Dorf, aber nicht für dag freie Feld paßt? Unſer Recht erfennt die Eigenmacht an, 
nicht um fie unschädlich, fondern um fie wirkſam und ſchneidig zu machen. 

12) Erft die neuere civiliftiiche Surisprudenz hat diefem Pfändungsrechte weiterhin auch 
den ihm urſprünglich fremden Charakter einer VBefigvertheibigung beigelegt. Carpzov, Jurisp. 
romano-saxon, Il, 27 def. 3, Churſächſ. Conſt. v. 1572 p. U const. 7. Mevius, Decis. I 38, 
Leyser, Spec. 595 med. 1—4. Kreitmayr, Anmerf. über d. Cod. Maxim. Th. 2 €. 6 $ 21 
Anm. 2. Bol. Wilda ©. 248. Die Pfändung wurde als eine Art Nothrvehr betrachtet, mit 
der man namentlich die Verjährung unterbrede. S. auch Pr. ER. I, 14 $ 451 fig. 

* 18) So namentlich in ganz Preußen nad) dem Feld- und Forftpoligeigefeg v. 1. April 1880 
8 67 flg. (moneben zum Theil noch die Regeln des Pr. ER. I, 14 8 413 fig. und der älteren 
Feldpolizeiordnung vom 1. November 1847 in Kraft geblieben find), ferner in Sachſen nad dem 
GB. 8 488 fig, in Altbayern nad dem Bayrifchen Landrecht II, c. 6 8 24, nad) Wächter, 
Wurttemb. Privatr. Bd. II, 61 N. 25 auͤch in Württemberg. 

1) Siehe die Duellen in der vorausgehenden Anmerkung. 

2) Es muß ein wirklicher Schaden entflanden fein; daher findet fie nicht flatt, wenn das 
Srefien, Gehen u. f. w. auf einem unbeftellten Ader geſchah. Vgl. Sip. UI, 47 8 5. (Nechteb. 
nad) Diftinet. IL, 10 dist. 10), vgl. mit Sſp. II, 27 8 4. 

3) Oder wenn eine Berfon folche Handlungen vorgenommen bat, welche zwar an fich feinen 
materiellen Schaden zufügen, aber eine für die an dem Grundſtücke beftehenden Rechte präjudi- 
eirende Beſitzſtörung enthalten; eine Ausdehnung des Pfändungsrechts auf andere als die mit 
dem Grund und Boden verbundenen echte läßt fich nicht rechtfertigen. Das den Zünften 
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Handlungen wirklich unrechtmäßige waren?). Berehtigt zur Pfändung ift 
jeder Intereſſent am Grundſtücke, der durch die Gepfändeten einen Schaden 
leidet 5); die Pfändung kann aber ausgeübt werben fowohl durch den Inter- 
eilenten ſelbſt, als auch durch die in feinem Dienſte ſtehenden Leute und bie 
im Allgemeinen zur Flurhütung beftimmten Berjonen®). Soll aber bie 
Pfändung eine rechtmäßige fein, fo muß fie auf friiher That und inner- 
halb der Grenzen des dem Befchädigten oder Bedrohten gehörigen Grundftüds 7), 
ohne unnöthige Gewaltthätigkeit ®) und Härte), und nur mit Entziehung fo 
vieler Pfandobjekte geſchehen, als zur Sicherung der muthmaßlichen Entſchädi⸗ 
gungsjumme und Koften erforberlih find 1°). Der Pfändende hat die Ver— 
pflihtung, dem Eigenthümer 11) der gepfänveten Gegenſtände fofort Anzeige 
von der geſchehenen Pfändung zu machen, dem e8 dann obliegt, die gepfändeten 
Thiere gegen andere genügende Sicherheitsohjecte auszulöfen !1*). Inzwiſchen 
haftet der Pfändende für custodia und bat, wenn nicht particularrechtlich eine 


bisweilen zugeſtandene Pfändungsrecht hat wohl einen ganz anderen Charakter und biftorijchen 
Zufammenhang; es war mehr die Erecution einer obrigteitlihen Strafgewalt. 

4) Daher kann das Pfändungerecht nicht ausgeübt werden, wenn der fraglihe Schaden 
durch die Enge oder Unfahrbarkeit des Fahr⸗ reſp. Triftmegs veranlaft murde (vgl. Sachſe, 
Sächſ. Privatr. 8 252 Anm. 8). Aus befonderen Gründen auch nicht, wenn Poſten oder 
Couriere den Schaden herborbrachten (Reichspoftgefeg vom 28. October 1871 8 18), Barticular- 
rehtlih muß zu biefen Fällen der Unanmwendbarleit des PfändungsrechtS roch der andere ge- 
rechnet werden: wenn Jemandes Grundftüd außerhalb der geichlofienen Zeiten befchäbigt wurde 
(vgl. Sip. UI, 48 8 2%, Rechtsb. n. Diftinet. IL, 10, 3. Sadfe a. a. O.). 

5) Mithin nicht bloß der Eigenthümer, fondern auch der Bafall, Pächter, Nießbraucher, 
Servitutberechtigte. Wilda, S. 264. 

6) Vgl. Hagemann, Landwirthſchaftsrecht $ 16 a. & Gegen die Ausdehnung diefer 
Pfändung im Namen Dritter nach den Grundfägen der negot. gestio (vgl. Stryck a, a. O., 
C. 2 $ 61 u. 62) mit Recht Wilda, ©. 268, 

7) Bgl. Sfp. UI, 28, II, 40 (— werdet des mannes perde bestedeget in der handhaften 
dat). Leyser, Spee. 111 med. 7, und Spec. 595 8 8, Wilde ©. 281 fig, (mo aud die 
früheren Gegner angef. find). Nur den Flurfhügen als Pfändenden fteht die Verfolgung in 
der Feldflur zu. So auch Sädf. GB. 8 489. Dagegen fetst das preuß. Feldpolizeigeſetz 8 77 
der Pfändung feine räumliche Grenze. 

8) Wo aber der Exceß beginnt, ift eine durch das Ermeſſen des Richters nad) dem einzelnen 
Falle zu beurtheilende Frage. «Ueber das Tödten der Thiere vgl. Wilda, Anm. 187.) Hierbei 
ift namentlich die Größe des Widerſtandes des Gepfändeten in Anichlag zu bringen; beſonders 
verboten und firafbar aber ift die ſ. g. Pfandlehrung, d. h. die Wiederentreigung der gepfänbeten 
Saden, und die Gegenpfändung, d. 5. die Pfändung des Pfändenden. 

9) Zunächſt müſſen die entbehrlicheren Gegenftände gepfändet werben. 

10) Wilda S. 288. 

11) Eichhorn, Einl. $ 123 u. A. (auch Wilba iS. 801 für einige Fälle dahin) 
fordern auch gerichtliche Anzeige der Pfändung. Dafür läßt fich fein entfcheidender Grund an- 
führen. Particularrechtlich ift dies aber allerdings vorgefchrieben, 3. B. Blankenb. Stat. 
(Wald) 5, 110 Nr. 6), Sächſ. Eonft. UI, 7, Pr. LR. a. a. O. $ 431. Schon der Schwabenfp. 
Art. 212 (Lafberg) S 2 fchreibt die gerichtliche Ablieferung vor; aud die Henneb. Landes- 
ordnung, Bd. II, T. 8, Cap. 11, 8 3. Das Sächſ. Civilgeſetzb. 8 494 fordert Anzeige beim 
Gericht innerhalb 48 Stunden bei Berluft ber dur die Pfändung erworbenen rechtlichen 
Bortheile; ähnlich “Pr. Feldpol. Gef. $ 80, 81 (Anzeige bei Gemeindebehörbe oder Ortöpolizei). 

* 11a) Solche Auslöfung muß der Pfändende annehmen. Br. Feldpol. Gef. 8 78. 
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Berbindlichleit zur Ablieferung gepfändeter Thiere in die öffentlichen Pfandſtälle 
befteht, für deren Fütterung und Erhaltung zu forgen 1*). 


8 60. 

Die rechtmäßig gefchebene Pfändung 1) gewährt einen zweifachen Vortbeil: 
zunächft begründet fie eine Vermuthung für die wirkliche Schabenszufügung *); 
dann ertheilt „fie eine Sicherftellung ver Anfprüche des Pfändenden, indem biefer 
das gepfändete Objelt auf erfolgte Verurtdeilung und Zahlungsvermeigerung 
des Eigenthümerd oder, wenn diefer unbelannt war, auf erfolgloje öffentliche 
Bekanntmachung, nach den über den Berlauf von Pfandgegenftänden geltenden 
Grundfägen zu veräußern befugt ift?). Der Erlös dient nicht allein zur Tilgung 
der Schadenserſatzforderung, fondern auch zum Erfat aller dabei aufgelaufenen 
Koften und Nebenaniprüde. Zu dieſen gehört auch das noch jekt particular- 
rechtlich vorkommende |. 9. Pfandgeld, welches bald als Entſchädigung wegen 
Nichtauslöfung des eifenden Pfandes, bald als Vergeltung der zur Pfändung 
aufgewandten Mühe aufgefaßt wird 4) und wahrjcheinlich aus der mittelalter- 
lichen Buße wegen Rechtsverlegung entſtanden iſt ®). 


12) Anders bisweilen früher. Bal. Grimm, R.-Alt., ©. 618. v. Meibom, ©. 239. — 
Der Nuten ber gepfänbeten Thiere kann vom Pfänder gezogen und abgerechnet werben. 

1) Wenn die Pfändung wegen einer präjubiciellen Anmaßung vorgenommen wird, be- 
wirkt fie Erhaltung des Beſitzes oder Quaſibeſitzes, alfo auch Unterbrechung einer begonnenen 
Berjährung. Obſchon diefer Gebrauch der Pfändung jetzt gemeinrechtlih und von allen 
Scriftftellern zugeftanden wird, fo läßt fich doch nicht Ieugnen, daß manche Zweckmäßigkeits- 
gründe dagegen jprechen; jedenfalls ift der Kraftaufmand größer, als der Zweck forbert. 

2) Eichhorn a. a. DO. behauptet im Webereinftimmung mit dem bayer. Landrechte, daß 
durch die Pfändung die Zufügung des Schadens bemwiefen werde; dies iſt nur ein anderer 
Ausdrud für das im Text Ausgefprochene und bedurfte nicht der Polemit Wilda’s, S. 811. 

3) Es entfteht alfo fein wirkliches Pfandrecht an der gepfändeten Sache (mie ſich 3. B. 
Zeiler, Commentar zum öſterr. Gefetb., Bd. 8 S. 755 ausdrüdt) mit dinglicher Klage, 
fondern meift mır ein mit Diftractionsbefugniß verbundenes Retentionsrecht. So auch Preuß. 
Feldpolizeigefeg, 38 78, 85. Vgl. Kreitmayr, Anm. zum Cod. Max. Bav., Bd. 2 ©, 655, 6. 
Sädf. BOB. 5 488, 494, 479. *Nach dem Preuß. Feldpol.Geſ. 5 82 fig. geichieht die 
Berfteigerung der Pfänder durch die OrtSpolizei, nachdem dem Gepfändeten zuvor eine Frift 
gegeben ift, die Pfändung im Bermwaltungsftreitverfahren als unrechtmäßig anzufechten; macht 
der Gepfändete die Unrechtmäßigleit der Pfändung glaubhaft, fo Tann die “Polizei die Ber- 
fleigerung ausfegen und dem Pfändenden die Verfolgung feiner Rechte im Eivilproceß überlafien ; 
bis da® Gericht entfcheidet, befchließt die Polizei Über die Verwahrung des Pfandes. 

4) Ober auch als Zeichen des fortgejettten Beſitzes. Die verſchiedenen Anfichten fiehe bei 
Wilda, S. 303 fig. Es gilt heutzutage nur noch im nördlichen Deutichland, befonders in ben 
Gegenden des fächfiichen Rechts. S. Schmidt, a. a. O. S. 151. *In dem preuß. Feldpol.⸗Geſ. 
85 87, 69 fig. heißt das Pfandgeld Erſatzgeld; der Pfändende kann nach feiner Wahl 
Schadenserfat oder Erjatgeld fordern, nicht aber beides zugleich; das Erſatzgeld ift feft tarifiert, 
— 3. 8. für jedes gepfändete Stüd Federvieh 2 und für jedes Stüd Nindvieh 50 Pfennig — 
und kann gefordert werden, auch wenn fein Schaden nachweisbar ift, hat alſo den Charakter 
einer Privatftrafe. Im Sähf. GB. 8 493 heißt das Pfandgeld „Pfandſchilling“. 

5) Bgl. Sſp. II, 37. Grimm, R.⸗A., ©. 5583. 





Zweiter Theil. 
Die einzelnen Privakrechke. 


Erſtes Bud). 
Die Rechte an Sachen. 


Erſtes Capitel, 
Allgemeines. 


1. Eherakter der Rechte au Sachen nach deutſchem Kechte. 
8 61. 


Die ummittelbare Unterwerfung einer Sache unter den Willen einer Perfon 
ift das Merkmal der dinglihen Rechte. Der allgemeine Gedanke einer ſolchen 
Relation zwifchen Perfon und Sade ift im deutſchen Rechte ebenſo wie im 
römischen Rechte zu finden; aber es fragt fich, ob beide Rechte auch in Bezug 
auf die Auffafjung ihres möglichen fpeciellen Inhalts übereinftimmen. 

Im mittelalterlichen Rechtsleben Deutſchlands waren alle Formen des 
dinglichen Nechtsprincipe in tbatfächlicher Uebung, und zwar ſowohl volles 
Eigenthum, als auch die verfchiedenen Arten einer partiellen Unterwerfung von 
Saden. Freilich faßte man dieſe Uebung noch faum als die bewußte An- 
wendung von Rechtsinftituten auf, d. b. als ein rechtliches Handeln, welches 
nur in der Anlehnung an die erfannte Ordnung der ein gewifles Verhältniß 
beherrſchenden Regeln vorjchreitet; vielmehr ſah man im einzelnen rechtlichen 
Thatbeftande mehr nur das Ergebniß concreter Willensbeftimmung und begnügte 
ſich, es als folches anzuerkennen !). Daher erfcheinen dingliche Rechtsverhält⸗ 


1) Es ift felbftverftändlich, daß im diefer Auffafjung nicht die Behauptung enthalten ift, 
daß es an allen Regeln des rechtlichen Handelns gefehlt habe. 
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niffe in ben Beurkundungen des Mittelalters weniger als der praftifche Ausdruck 
felbftändiger Inftitute mit beftimmtem Inhalte und feftftehenden BPrincipien, 
welche troß der unendlichen Mannigfaltigfeit der zu beherrfchenden thatjächlichen 
Geſtaltungen unverändert biefelben bleiben; vielmehr werden oft die legteren, 
weil fie der finnlichen Auffaffung das Nächfte find, auch als das Hauptjächliche, 
das Suriftifche dagegen als etwas mehr Formelles, das erft durch jene feinen 
Inhalt empfängt, betrachtet. So kann man fagen, daß die Beftimmung jener 
Rechte bis auf einen gewiflen Grad der AZufälligfeit der factifchen Verkettung 
des Verkehrs preisgegeben war. Cie traten weniger als abgeflärte unabänder- 
lihe Rechtsbegriffe, fondern mehr nur als die immer in ähnlicher Weife 
wiederkehrenden rechtlich geficherten Thatfachen hervor. Wäre man conjes 
quent bei diefer Betrachtungdweife geblieben, fo würde das juriftiiche Element 
zu einer bloßen Form herabgeſunken fein, die fich den verfchiedenften Zuftänden 
anfchließt, um ihmen die rechtliche Beglaubigung zu gewähren. Wo man aber 
wenigſtens geneigt ift, die rechtliche Subftanz mehr nur als das Moment der 
formellen Anerkennung factifcher Berbältniffe hervortreten zu laffen, da wird 
die felbftändige Ausbildung der einzelnen Inftitute des Sachenrechtd noch zu 
feinem wirklichen Bebürfniffe ?). 

Diefe in den mittelalterlihen Rechtsquellen häufig entgegentretende An- 
Ihauung ſpricht fich in verfchiedener Weife, bisweilen auch in dem Gebrauche 
des Worted Gewere (Befit, Beligrecht) aus; in diefer Anwendung erjcheint 
e8 al8 eine der Formeln für die Bezeichnung des rechtlichen Verbältniffes einer 
Perfon zu einer Sache. Je mehr man die dinglichen Nechtöverhältnifie vor- 
zugsweile nach‘ ihrer tbatjächlihen Erſcheinung auffaßte, um fo mehr mußte 
fich der Begriff der Beſitzes, weil er die gewöhnliche äußere Erfcheinungs- 


2) Für die Eriflenz dieſer Anſchauungsweiſe kann fein Beweis ber Art erwartet werden, 
wie man ihn fonft für rechtshiftorifche Thatfachen fordert. Denn es handelt fich Hier, nicht um 
greifbare Rechtsfäge oder Rechtsinftitute, fondern um eine Eigenthümlichkeit allgemeiner Art, 
welche aus dem Gejammteindrude des Charakters der Rechtequellen zu erfennen if. Diefer 
trifft aber mit der geiftigen Stimmung bes Diittelalters überhaupt zufammen, welche wicht zur 
Erfafjung der im Wefen der Dinge felbft liegenden Ideen, fonbern entweder zu rein finnlicher 
Betrachtung ober zu einer von der realen Welt völlig getrennten Abftraction hinneigt. Man 
kann übrigens für das im Text Gefagte leicht eine Reihe von Belegen aus den Rechtsbüchern 
zufammenbringen, 3. 8. die Stellen, in welchen bloß das Thatfächliche eines Rechtsverhält⸗ 
nifjes, felbft ohne einen auch nur Äußeren Zuſatz des juriftiichen Elements, angegeben wird 
(varende have für Recht an Mobilien, Sfp. I, 15, $ 1, morgengabe für Morgengabsredt, 
Sſp. I, 20, 8 6 u. 9, len und eigen für Lehnrecht und Eigenthum, sin geld für feine For- 
derung, |. Homeyer, Syftem des Lehnr,, S. 277 fig. u. 424); dann die Stellen, in welchen 
zu dem Thatſächlichen das Yuriftifche äußerlich hinzugefügt wird (. B. bie bei Kraut, 
Grundr., 8 99, Anm. 33 abgedr. Urkunde von 1296; „Sat diefelben güter in unfere Hände 
und da8 Recht der Eigenſchaft derjelben Güter uns ufgegeben mit eim Halme“). — 
Merkwürdig ift der Umftand, daß im älteren römifchen echte eine ganz ähnliche Erfcheinung 
vorkommt, nämlich der Gebraud; des Wortes auctoritas und auctor (das Letztere entfprechend 
dem Geweren im altdeutichen Bindicationsprocefle); f. Puchta, Eivil. Abhandl. 1823, S. 87 flg., 
und Curſus der Inftit., Bd. 2 ©. 60 flg., 


4! 
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form ſachenrechtlicher Herrſchaft iſt, als ein allgemein verwendbares Mittel 
ihrer rechtlichen Charakteriſtik darbieten. So erklärt es ſich, warum das Recht 
des Mittelalters ſeine juriſtiſche Technik vorzugsweiſe an den Beſitz anknüpft: 
er erſcheint dem mittelalterlichen Rechte als das äußere juriſtiſche Normal— 
kennzeichen ſachenrechtlicher Befugnifje ?). Es will die thatſächliche Mannig⸗ 
faltigkeit dinglicher Verhältniſſe nicht verleugnen, aber es umgeht ihre materielle 
Entwickelung, indem es ſich häufig mit der Determinirung eines äußerlichen 
Beſitzrechts begnügt, an welchem die Fragen des Sachenrechts ihre praktiſche 
Löſung, beſonders im Proceſſe, finden zu können ſchienen. 

Dieſe Charakteriſtik beſchreibt die Anſchauungsweiſe, wie fie im mittel⸗ 
alterlichen Rechtsleben, freilich nicht in bewußter Klarheit, herrſchte. Aus ihr 
ergiebt ſich, daß der Gebrauch des Wortes und Begriffs „Gewere“ in der 
oben hervorgehobenen Bedeutung mehr eine Sache der juriſtiſchen Technik war, 
daß man aber daneben im Ganzen nur ein geringes Intereſſe haben konnte, 
die eigenthümliche juriſtiſche Natur der einzelnen materiellen Rechtsverhältniſſe 
zur theoretiſchen Erkenntniß zu bringen. Daraus "erklärt ſich auch, warum im 
älteren beutichen Rechte die inneren Gegenſätze des dinglichen und perjänlichen 
Rechts nicht immer zur Geltung fommen*). Doch hat das deutfche Recht diefe 
feine urfprüngliche Anjchauungsweile aus eigener Kraft fchon im Mittelalter 
zu überwinden begonnen und ift dazu übergegangen, die innere materielle Natur 
der Rechte zu erfaſſen und die auf einzelne fachenrechtliche Verhältniſſe bezüg- 
lihen Rechtsfäte zu verbinden und in ihrer Einheit zur Geltung zu bringen. 
Durch die Aufnahme bes römiſchen Nechts ift jene ältere Behandlung des 
Sachenrechts vollends verdrängt. Gegenwärtig iſt fie veraltet. 


8 62. 


Noch eine weitere Eigenthümlichleit des mittelalterlichen deutihen Sachen⸗ 
rechts ift Hier zu erwähnen: der große Einfluß der Verbindung bes öffentlicyen 
und des Privatrechts, welche den Nechtszuftand des Mittelalter überhaupt 
fennzeichnet. Hierauf beruht eine Reihe eigenthümlicher Inftitute des Sachen⸗ 
rechts, deren Gemeinfames darin befteht, daß ein Verhältniß des dffentlichen 
Lebens in eine privatrechtliche Geftaltung eingekleivet if. In dieſem Doppel⸗ 
charakter liegt das Wefen des Lehnrechts, des Derhältniffed des Gutsheren zum 
Bauern, des Zinsheren zum zinspflichtigen Grundholden. Ueberall kehrt Hier 





* 3) Daß neben diefer Verwertung der Gewere ald des Normaltennzeichens eined Rechts 
an der Sache aud) eine rein pofiefjorifhe Behandlung der Gewere — ohne jede Rüdficht auf 
das Recht an der Sache — bem deutſchen Duellen befannt ift, ift in $ 68 zu erwähnen. 

4) Bgl. die Bemerkungen von ©. Lenz, Studien und Kritifen im Gebiete des preußiſchen 
Rechts (1847), S. 23 fig. Albrecht, Die Gewere (1828), ©. 126. *Nach Laband S. 277 
hat das altdeutfche Recht den Gegenfat dinglicher und perfönlicher Rechte Überhaupt nicht ge⸗ 
kannt; dagegen Heusler, 1 ©. 385, der fogar eine verfchiedene Stilifirung der dinglihen und 
der perfönlichen Klagformel annimmt; jene ſolle: malo ordine possides, dieſe folle: dare debes 
lauten. Zweifelnd Stobbe, I $ 66°, 
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die Erfeheinung wieder, daß Herrichafts- und Subjectionsverhältuifie von 
mannigfaltigem focialpolitifchen Inhalte auf ſachenrechtliche Verbältniffe ge- 
gründet find !). Bei allen diefen Inſtituten tritt eine eigenthümliche Verbindung 
perjönlicher und dinglicher Elemente hervor. 

Zum Theil auf dem Einfluffe der öffentlichen Nechtsorbnung beruht ſodann 
der burchgreifende Gegenfat des Immobiliar- und Mobiliarſachenrechts im 
Mittelalter. Grundeigenthum ift in jener Zeit nicht bloß ein privatrechtliches 
Vermögen, fondern zugleih die Borausfegung vollen politiichen Rechts. 
Deffentlichfeit des Erwerbs, Gebundenheit durch Nechte der Yamilie und den 
Einfluß ftändifcher Gliederungen auf der einen Seite — die umfafjenpite Ge⸗ 
währung der Dispofitions- und Verkehrsfreiheit auf der anderen Seite — find 
die bauptfächlichiten Gegenfäge in ver Behandlung des Rechts an Grundftüden 
und an fahrender Habe. An allen dieſen Geftaltungen des mittelalterlichen 
Sachenrechts haben aber freilich nicht bloß Einflüſſe des politiichen Lebens, 
ſondern ganz beſonders auch der gefellichaftlichen und wirthichaftlichen Ordnung 
Antbeil. Das deutſche Sathenrecht des Mittelalters ift recht eigentlich der 
Ausdrud des ökonomiſchen Zuftandes jener Zeit. 

Die meiften dieſer Eimflüffe find längft verfchwunden. Nur ein Theil 
der darauf beruhenden SImititute und Sätze bat fich erhalten; manche derſelben 
haben aber in Verbindung mit Ideen und Motiven der Gegenwart eine völlig 
neue Bebeutung und Wirkſamkeit empfangen, wie 3. B. das geſammte Recht 
des ländlichen Grundbeſitzes. Bon bdiefem tft, foweit es von allgemeiner, 
ſachenrechtlicher Bedeutung, im Folgenden näher zu fprechen. 


2. Redtsuerhältuige des ländlichen Grundbeſttzes. 
a) Aelteres Redt?). 
8 63*, 

Seit den Zeiten des Mittelalters zerfiel in den meiften Gegenden Deutich- 
lands das platte Land in eine Unzahl bald größerer, bald kleinerer gutsherr- 
licher Bezirke, deren jeder aus einem Herrenbof (Fronhof, Salhof) als feinem 
juriſtiſchen Mittelpunlte, aus einem oder mehreren Dörfern ?) und endlich aus 
einer Flur beftand, welde in buntem Gemenge fowohl die zum Herrenhofe 


1) „Radicirung bon Freiheit und Unfreibeit auf Grund und Boden”, — „Berbiudung 
de imperium mit dem dominium“, 

1) Siehe die Kiteraturangaben bei $ 47, 189. Außerdem v. Brünned, Zur Geſchichte des 
Grundeigenthums in Oft- und Weftpreußen (1891); derf. in der Ztſch. der Sav.-Stift., Bb. 8 
©. 88, 9 ©. 104, 10 ©. 24. Knapp, Bauernbefreiung u. der Urfprung ber Lanbarbeiter, 
(1887); Böhlau in der Ztich. f. Rechtsgeſch, 10 ©. 857. Korn, ebenda, 11 ©. 1. Dieſer 
und die folgenden Paragraphen bringen nur gewiſſe allgemeine Lehren. Ueber die länblichen 
Rechtöverhältnifje im Einzelnen fiehe unten bei den bäuerlichen Nutzungsrechten, ben Servituten 
und Reallaften. 

2) Auch da, wo die Anfiedelung nicht in Dörfern, fondern in Einzelhöfen geſchah, hat 
fih oft eine Gutsherrlichkeit ausgebildet. 
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wie die zu den Dörfern gehörigen Felder, Wieſen und Weibeflächen umfaßte. 
Und zwar war ber Befiger bes Herrenguts — der Gutsherr, die Herrihaft — 
@ebieter nicht bloß über das Herrengut, fondern auch über das Dorf und 
bie bäuerliche Flur; nicht bloß Die Knechte des Herrenguts, fondern auch die 
bäuerlichen Einwohner im Dorfe waren ihm unterthänig >). 

Die urfprünglide Begründung ber mit Gutsherrlichkeit ausgeftatteten 
Herrenhöfe it im Laufe der Jahrhunderte ſehr allmählich erfolgt. Schließlich 
ift aber ber Kreiß der Herrenböfe ein geichloffener geworden, und nur aus- 
nahmsweiſe, etwa durch Ianbesherrliches Privileg, Tonnte ein neuer Herrenhof 
gefchaffen werben. Dagegen galt es noch bis in neuere Zeit als zuläffig, daß 
ein bereitö vorhandener Herrenbof über feine bisherigen Grenzen ausgebebnt 
und neue abhängige Bauerngüter begründet wurden: der Beſitzer eines Herren- 
hofs konnte nämlich nicht bloß Stüde feines Gutd, die er bisher felber be- 
wirtbichaftete, an abhängige Leute ausleihen, fonbern er konnte auch Durch 
vertragsmäßige Dereinbarung feine bisher unabhängigen bäuerlichen Nachbarn 
zum Eintritt in feine Gutsherrlichleit bewegen und dadurch deren freien Be⸗ 
figungen in abhängige Bauerngüter umwandeln. 

Der Erwerb der Herrenhöfe war im Allgemeinen ein Vorrecht des Landes⸗ 
bern und der Nitterjchaft, weshalb die Herrenhöfe denn auch regelmäßig als 
Nittergüter bezeichnet werben; doch wurden auch Kirchen, Stifter und 
Städte zum Erwerbe zugelajfen. Welchen Perſonen ver Erwerb eines ab- 
hängigen Bauernguts zu verftatten fet, hing meiſt von der freien Beſtimmung 
des Gutsherrn ab; nur ausnahmsweife wurde ald Gegenftül zu dem Satz, 
daß der Herrenbof nur von Nittern erworben werben könne, ber Erwerb ber 
Bauergüter auf Landleute befchräntt und etwa Stäbtern oder Mbeligen 
verwehrt. 

Der Gutsherr war trotz ſeiner Herrenſtellung in der Verfügung über das 
Herrengut und die gutsherrlichen Rechte vielfach gebunden. Denn ſehr oft 
war er gar nicht Eigenthümer des Guts, vielmehr das Gut ein Lehen, und 
der Gutsherr auf ein vaſallitiſches Nutzungsrecht beſchränkt. Aber auch wenn 
er Eigenthümer war, konnte ſein Verfügungsrecht zu Gunſten der Agnaten 
gebunden fein, ſei es daß das Gut ein Familienfideicommiß, ſei es daR es 
ein abeliges Stammgut war. Doc beitand eine Regel, welche die Herrengüter 
ganz allgemein für gebundenes Vermögen erklärt hätte, durchaus nicht. 


3) Eine voliftändige Darftellung der Gutsherrlichkeit ſoll hier natürlich nicht gegeben 
werben. Ginmal ift die öffentlich-vechtlihe Seite der GutSherrlichleit (dev Gutsherr war zu⸗ 
gleich die Obrigkeit feines Bezirks und mit Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt u. dgl. verfehen) bier 
nicht zu verfolgen. Zweitens aber bleibt die Gewalt des Gutsherrn, melde er über die Ge- 
fanımtheit der ländlichen Bevölkerung feine® Bezirks befaß — alfo nicht bloß über die Bauern- 
gutsbeſitzer als ſolche, fondern auch über deren Yamilienangehörige und über andere befitlofe 
Perſonen — bier außer Anja; denn fie ift rein perfönlidder Art und hat mit ben allge 
meinen Lehren des Sahenredts, bie hier behandelt werben, nichts zu thun. 
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Dagegen ergab fich‘ Die Gebundenheit des abhängigen Bauernguts in 
voller Allgemeinheit Schon aus deſſen Begriff. Allerdings war das Recht des 
abhängigen Bauern an feinem Gute fein gleichmäßiges; denn oft war er Eigen- 
thümer, noc öfter war aber das Eigentbum des Bauernguts bei dem Eigen- 
thlimer des Herrenguts, und der Bauer mußte fich mit einem bloßen Nutungs- 
recht an fremder Sache begnügen; und dies Nutungsrecht war bald feft vererblich, 
bald nur auf Lebenszeit des Bauern bewilligt, bald fogar noch bei Lebzeiten 
des Bauern widerruflih. Aber ob ihm nun Eigenthbum oder bloßes Nutungs- 
recht zulam, ob fein Necht erblich, lebenslänglich oder frei widerruflich war, — 
dem Gutsherrn gegenüber war er in jedem alle gebunden. Er war gebunden, 
indem ber Gutsherr die Art feiner Bodenbewirthſchaftung controlliren durfte. 
Er war ferner gebunden, indem er dem Gutsherrn die mannigfachſten Abgaben 
und Dienfte zu leiten und ihm die Weide, die Jagd und noch andere Arten 
der Benubung des bäuerlichen Guts als ein gutsherrliches Vorrecht zu geftatten 
hatte. Er war endlic darin gebunden, daß er das Gut ohne Zuftimmung 
bes Gutsherrn weder theilen noch im Ganzen veräußern +) noch mit Schulben 
belajten durfte. 

Noch in einer zweiten Richtung war bie Bewtrtbichaftung des ländlichen 
Defites gebunden, und zwar galt dieſe Gebundenbeit vielfach auch für den 
Herrenhof und für ſolche Bauerngüter, die ji von aller Gutöherrlichkeit frei 
erhalten hatten 5). 

Schon feit ältefter Zeit, feitdem der Grund und Boden überhaupt in das 
Privateigenthum der Bauern übergegangen war, galt nämlich für die ländliche 
Mark ver Flurzwang oder die Veldgemeinfhaft®), d. h. die Bewirth- 
Ichaftung der Aeder und Wiefen mußte nach beftimmten, für bie ganze Mark 
oder gewilje Abtheilungen derjelben gemeinfam aufgeftellten Regeln eingerichtet 
werden; von diefen Regeln und nicht von dem Ermeſſen des Eigenthümers 
hing e8 ab, welche Aeder mit Winterung, welche mit Sommerung beitellt und 
welche in die Brache gelegt wurden, wann die Beitellung, warn die Ernte den 
Anfang nahm u. ſ. f. Dieſe Gemeinfamleit des Landbaus war auch thatläch- 
li eine Nothwendigfeit, da die Aeder der Bauern derart im Gemenge lagen, 
daß eine getrennte Beſtellung eined einzelnen Ackers die Beftellung ber anderen 
Felder ftören mußte ”). 

Dazu kam, daß bie ganze Dorfflur (mit Ausnahme der Häufer, Gärten 
4) Die Beräußerung war den Bauern, bie ein vererbliches Nutzungsrecht oder Eigen- 
tum am Bauerngut befaßen, freilih nicht abjolut verboten; aber der Erwerber der Güter 
mußte ein tüchtiger Wirth fein, und ob er dies war, entſchied der Gutsherr thatfächlih nad 
freiem Ermefjen. 

5) Brunner, J S. 63, 195. Schröder, Rechtsgeſch. 8 10, $ 28 im Anfang, 41. 

6) Feldgemeinfchaft in diefem Sinne bedeutet alfo nicht, daß die Felder den Bauern ge⸗ 
meinfam gehörten, fondern daß fie nach gemeinfamen Regeln bewirtbichaftet werden mußten. 

7) Das war befonder® empfindlih, wenn einzelne der im Gemenge liegenden Aeder nicht 
an einen Feldweg fließen. Auch im Interefje der Bewachung der Felder lag der Flurzwang. 
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u. dgl.) überaus häufig der gemeinfamen Nutzung verfchiedener Perſonen unter- 
log. Namentlich pflegte dem Gutsherrn, wie fchon erwähnt, ein Mitnukungs- 
recht an der Dorfflur infofern zuzuftehen, als er auf den Stoppelfelvern, Wiefen 
und Weideflächen der Bauern fein Vieh zu meiden befugt war; und da, wo fich 
ein gutsherrliches Weiderecht nicht ausgebildet hatte, war dafür oft ein Weibe- 
recht der Gemeinde im ganzen ‘Bereiche der Flur entftanden®). Ein folches Ver- 
hältniß gemeinjchaftlicher lanpwirthichaftlicher Nutung wurde ald Gemeinheit 
bezeichnet 2). Es Fonnte auf den verjchiedenften Wechtstiteln beruben: die 
mehreren nußberechtigten Perjonen waren entweder gleichartig berechtigt, z. DB. 
als Miteigenthümer oder al8 Mitglieder einer Corporation, oder aber ihre 
Berechtigung war ungleichartig, 3. B. einer der Betheiligten etwa Eigenthümer, 
ber andere Dagegen nur jerwitutberechtigt 1%). Aber wie Dies Nechtsverhältnig auch 
war, bie eine Folge ver „Semeinheit” war überall die gleiche: jeder Gemeinder 
mußte bei Ausübung feines Nutzungsrechts auf die Rechte feiner Genoffen Rüd- 
fiht nehmen und wurde dadurch in feinem eigenen Wirthichaftsbetriebe empfind- 
lich gehemmt. So mußte 5. B. überall, wo zu Gunften der Gemeinde ober 
des Gutsherrn ein Weiderecht beitand, dafür Sorge getragen werben, daß bie 
alljährlich in Brache gelegten Felder nebeneinander lagen, weil fie nur fo eine 
zujammenbängende größere Weidefläche bildeten; und, um ben Ertrag der Weibe 
nicht zu fchmälern, durfte fein Bauer etwa eine einjchürige Wiefe in eine zwei- 
ſchürige verwandeln. 
b) Die Agrarreform?). 
8 64*, 

Die foeben gefchilderte Gebundenbeit des ländlichen Befites warb fchon in. 
den Zeiten bes Mittelalters oft als eine Laft empfunden, und jedenfall baben 
im 16. Sahrhundert die Bauernkriege gezeigt, daß die Landleute nicht überall 
ihres bäuerlichen Rechts froh waren. Die Landwirthſchaft fonnte, durch Feſſeln 
aller Art gebunden, Feine Fortfchritte machen, während doch die zunehmende 
Dichtigfeit der Bevölkerung einen befjeren Betrieb des Ader- und Wiejenbaues 
nöthig machte. So wurden Agrarreformen nöthig. Und nachdem einmal ein 
Anfang gemadt, war Fein Aufbalten mehr. Denn jchon der Beginn der 
Reform mußte nothiwendig den confervativen Sinn der Landbevölkerung ftören, 
und doch war es diefem confervativen Sinne jahrhundertelanger Eingewöhnung 





8) Gutsherrliches Weiderecht und Gemeindeweideredht kam fogar nebeneinander vor. 

9) „Gemeinheit“ bedeutet alſo nicht, daß der gefammte Yandmwirthichaftliche Betrieb eines 
Grundſtückes ein gemeinfchaftlicher fein müßte, jondern e8 genügt, wenn 3. B. auf dem näm⸗ 
lihen Grundſtücke der eine die Feldfrüchte, der andere die Stoppelmeide nutt. 

10) So war 3. ®., wie ſchon emwähnt, entweder der Gutsherr Cigenthümer der Dorf- 
flur, und dann war das Recht der Bauern auf die Adernutung ein fervitntartiges Recht, 
oder der Eigenthümer ftand bei den Bauern, und dann war umgekehrt das gutsherrliche Weide- 
recht als Servitut aufzufafien. 

1) Außer der bei 8 631 genannten *iteratur fiehe Dernb. 18 207 fig. Glagel in 
Stengel's Wörterb. des Verwaltungsrechts, I ©. 8, 90, 548, 

17. Aufl. 8 
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allein zu danken, daß man die Laſt ver ländlichen Unfreiheit bi8 dahin überhaupt 
ertragen hatte ?). So ift denn in den meiften deutſchen Staaten die Agrarreform 
mit größtem Nachdruck ind Werk gefekt. Schon feit dem 16. Jahrhundert 
hatten einzelne Landesherren einen bejcheidenen Anfang gemacht; die Aufklärungs- 
zeit, der Einfluß der franzöfifchen Revolution, bie Freiheitskriege beichleunigten 
die Bewegung; mit dem Jahre 1848 erreichte fie ihren Höhepunkt. 

Eritlich wurde die Gutsherrlichleit befeitigt. Demgemäß erhielten bie 
Bauern an den Gütern, an welchen fie bisher nur ein Nutungsrecht gehabt, nun⸗ 
mehr volles, erbliches Eigenthbum, meiftend verbunden mit dem Rechte freier Ver⸗ 
äußerung, Verſchuldung und Theilung ; ebenfo wurden die Bauern von den Laſten 
befreit, welche zu Gunften der Herrfchaft auf ihren Gütern Ingen, den Abgaben 
und Frohnden, den Weide⸗ und Jagdſervituten u. f. f., ſei es, daß dieſe Laften 
Sofort aufgehoben, jet es, daß fie für ablösbar erklärt wurben, berart, daß ber 
Bauer fich erft durch eine Geldzahlung an den Gutsherrn völlig freilaufen mußte °). 

Zweitens wurden die Gemeinheiten durch eine Gemeinheitstheilung‘) 
befeitigt, wenigjtens foweit fie als kulturſchädlich erjchtenen, wie namentlich bie 
Meiderechte. Entweder jo, Daß der vormalige Hauptnuger das bisher gemeinfam 
benutte Grundjtüd allein befam, der Inhaber der Nebennugungen dagegen mit 
einer Geldrente abgefunden wurde, oder häufiger fo, daß das Grundſtück real 
getheilt und jedem der bisherigen Nupberechtigten ein Theil zu Eigenthum und 
ausschließlicher freier Nutzung überwiejen ward. 

Drittens wurde der Verſuch gemacht, die ländlichen Grunbftüde aus ihrer 
Bemenglage zu bringen, durch zweckmäßigen Austaufch der zerftreut liegenden 
Barzellen zu arrondiren und durch Anlegung geeigneter Feldwege für jedes neu 
gebildete Grundftüd die jelbitändige Bewirthichaftung zu ermöglichen. Dies 
galt namentlich für die Grundſtücksſplitter, die überall entftehen mußten, wo 
man bie bisherigen Gemeinheiten real auftheilte, aber auch auf bie von Alters 
ber vorhandenen Parzellen ward das Austaufch- und Arcondirungsverfahren 
(„Bertoppelung”, „Fel dbereinigung“) ausgedehnt 5). 





2) Ein Beifpiel dafür ift die Freigabe des Erwerbes von Nittergütern durch Bürgerliche 
und der damit zufammenhängenbe häufige Wechjel der Perſon der Gutsherren. An ben alten 
Gutsherrn aus der angeftammten Ritterfamilie waren die Bauern gewöhnt geweſen; mit ihm 
waren fe aufgewachſen, ihm brachten fie Anhänglichleit und Ehrfurcht entgegen, mit ihm mar 
ein patriarchalifches Berhältnig möglih. Dem neuen Käufer des Guts fanden dagegen die 
Bauern fremd gegenüber. Und diefer Käufer hatte bei der Bezahlung bes Rittergutes die 
gut$herrlihen Rechte mitbezahlen müfjen ; jchon um auf feine Koften zu kommen, machte alfo 
ber neue Herr feine Rechte mit geihäftsmäßiger Strenge geltend, während bie alten Gut$- 
herren ihre Gewalt meift mit Schonung und Wohlmollen gebraucht hatten. Man fieht: die 
erfte Reform (Freigabe des Rittergutserwerbes) zog weitere Reformen (Emanzipation der Bauern) 
nad) fi. 

3) Die Zahl der Agrargefege ift außerordentlich groß. Es feien deshalb hier und im 
Folgenden nur als Beifpiele die preußifchen Hauptgejege genannt: Landesfulturedict v. 14. 
Sept. 1811, Gef. v. 2. März 1860. 

4) Preuß. Semeinheitötheilungsordn, vom 7. Juni 1821. 

5) Preuß. Semeinheitstheilungsorbn. dom 7. Juni 1821. Gef. v. 2. April 1872, 
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Schließlih nahmen auch die früheren Herrenhöfe an der Reform Theil; 
nicht bloß negativ, indem fie ihre gutSherrlichen Rechte verloren, fondern pofitiv, 
indem auch ihnen die Gemeinbeitstheilung und Arrondirung zu gute kam und 
die vielfach im Gemenge mit den Bauernädern liegenden berrichaftlichen Felder 
gegen zufammenhängende Parzellen in der Nähe des Herrenhofs ausgetauſcht 
wurden. Außerdem warb der Erwerb der Herrengüter auch den Bürgerlichen 
freigegeben ®), und der Lehnsverband, ver fie vielfach gefefjelt, aufgehoben ?). 

Diefe gefammte Agrarreform („Separation‘) wurde in den meilten 
Staaten gleichzeitig in Angriff genommen und innerhalb gewifjer Bezirke — viel- 
fach unter Leitung befonderer Agrarbebörden (in Preußen der Generalcommiifionen 
und der Spetialcommiffare) — planmäßig Dorf für Dorf durchgeführt. Negel- 
mäßig wurbe nicht von Amtswegen eingegriffen, fonvern der Antrag (Provocation) 
eines Betheiligten abgewartet. War der Antrag aber geftellt, fo mwurbe das 
Verfahren auch gegen ven Wiberfpruch der übrigen Betheiligten eingeleitet und 
zu Ende gebracht, nicht bloß bei Aufhebung der gut8herrlichen echte, jondern 
auch bei den Gemeinbeitstheilungen und Verfoppelungen: wenn es noth that, 
wurde aljo der Bauer zwangsweiſe aus feinem altererbten Barzellbefig ausgewiefen, 
und ihm ein abgerundetes Erfakgrunditüd gegen feinen Willen aufgendthigt. 
Die Reform war aljo im Weſentlichen ein großes Erpropriationsverfahren. 

Eine Hauptjchwierigfeit bildete die Entjchädigungsfrage; denn e8 war 
Grundſatz, daß jeder Betheiligte für die Opfer, die er bei der Reform zu bringen 
batte, volle Bergütung empfangen follte. Am einfachiten ließ die Entjchäbigung 
fih bei den Gemeinheitstheilungen und Berfoppelungen durchführen: denn fie 
gefchah Hier meiftens in Land , und die Verkoppelung felbft bot eine Gewähr dafür, 
daß die Landentſchädigung durch zweckmäßige Auswahl der Erfagftüde jedem 
Betbeiligten Nuten brachte. Dagegen mußte die Entſchädigung für die Aufhebung 
der gutSherrlichen Nechte in Geld bewirkt werden. Zu dieſem Zwecke wurden 
diefe Rechte nach ihrem Jahreswerth abgefhätt, in jährliche Geldrenten ums 
gerechnet und ſchließlich dieſe Geldrente capitalifirt. Statt daß nun aber der Bauer 
das fo feftgeftellte Entſchädigungscapital direct an den Gutsherrn zahlte, trat ber 
Staat zwifchen den Gläubiger und den Schulbner]; der Staat zahlte aljo feiner- 
feit8 die capitalifirten Nentenbeträge in Form unkündbarer, feſt verzinslicher 
Staatsſchuldſcheine Mentenbriefe) an ben Gutsheren aus, hielt ſich aber da⸗ 
durch ſchadlos, daß er die von ihm auf die Staatsſchuldſcheine zu zahlenden Zinſen 
und außerdem gewiffe Amortifationszufjchläge alljährlich wieder von den Bauern, 
zugleich mit deren Staatsfteuern, einzog®). So empfingen aljo die Gutsherren 


6) Prenß. Edit v. 9. Oct. 1807. 

7) Darauf, daß auch die ftantsrechtliche Stellung der Gutsherren abgeändert und die 
perfonenrechtliche Stellung der Landbevölferung durch Aufhebung der Leibeigenichaft gebefiert 
wurde, ift hier, im Sachenrecht, nicht weiter einzugehen. 

8) Für diefe Bermittelung bes Staates bei der Ablöfung wurden in Preußen befondere 


„Rentenbanten“” eingefekt. 
8* 
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ihre Entſchädigung ſofort. Die Bauern erfuhren Dagegen zunächſt nur eine 
Verwandelung ihrer Belaftung — nämlich die Umrechnung der Laften in Geld 
und den Eintritt des Staats als Gläubiger an Stelle des Gutsherrn — ; erit 
durch die fortjchreitende Amortifation der von ihnen an den Staat zu zahlenden 
Renten ift die Entlaftung der Bauern endgültig eingetreten. Nur bei einer be- 
ſchränkten Anzahl gutsherrlicher Rechte war man radikal genug, die Aufhebung 
obne jede Entſchädigung des Gutsherrn anzuordnen ?). 


Anmerlung. Die Art, wie die Ablöfung der gutsherrlichen Rechte z. 8. in Preußen 
durchgeführt wurde, brachte (ganz abgefehen davon, daß fchon die Möglichleit der Ablöfung an 
und für fi ein großer Bortheil war) den Bauern erheblichen Gewinn. Zunädft wurde der 
jährliche Werth der gutSherrlichen Rechte mäßig abgejchätst und, wenn bdiefer Werth mehr aus- 
machte als °/, des Gutsreinertrages, ber Mehrbetrag einfach geftrihen. Sodann wurde der 
fo ermittelte Jahreswerth zu 50% capitalifirt, der über das Kapital ausgeftellte Staatsſchuld⸗ 
ſchein wurde aber vom Staat nur mit 4 0/, verzinft, und die Bauern brauchten deshalb an den 
Staat gleichfall® nur 40% als Rente zu zahlen (thatfächlich zahlten fie freilich 4’/, oder 5%, 
aber der Mehrbetrag war nicht Rente, fondern Amortifationszahlung); die Belaftung der Bauern 
wurde alfo von 5 auf 4 %o herabgefettt, mithin um ein volles Sünftel ermäßigt. Alle diefe 
Begünftigungen der Bauern waren natürlich ebenfoviele Benachtheiligungen der Quteberren. 
Zrotdem brachte auch ihnen die Ablöfung, rein finanziell betrachtet, einen weſentlichen Geminn. 
Denn die 40%, die der Staat in ficherfter und bequemfter Weife als Zins feiner Staatsſchuld⸗ 
heine zahlte, waren natürlicd) mehr werth als die 5%, die oft im ſchwieriger Weife und mit 
unfiherem Erfolge, in Streit und Unfrieden von ben Bauern beizutreiben waren. Außerdem 
konnte der Gutsherr die Staatsfchuldfcheine jederzeit verkaufen und ſich dadurch den Eapitalmerth 
feiner gutsherrliden Rechte — je nad) dem Kursftande bald etwas mehr, bald etwas weniger — 
in baarem Gelde verfchaffen. Und felbft, daß die Laſten, welche mehr als ?/, bes Gutsertrages 
ausmachten, den Bauern einfach erlaffen wurden, war kein wejentlicher Berluft für den Gutöherrn ; 
denn folche übermäßigen Laften waren beſonders ſchwer beizutreiben, ihr Werth alfo ein ziveifel- 
hafter. 

ec) Ritter- und Bauerngüter im heutigen Recht. 


8 65*. 

Die ländlichen Neformgefeke fchafften nicht bloß Die mittelalterlihe Ge⸗ 
bundenheit des ländlichen Beſitzes ab, foweit fie von Alters ber beftand, ſondern 
verboten auch für die Zukunft ihre Wiedereinführung. Mit ängftliher Sorge 
ward bejtimmt, welches Maß der Bindung und Belaftung der Grundftüce 
als „modern“ fernerweit erlaubt, welches Maß dagegen als mittelalterlich ver- 
boten fein ſollte. Es ift aljo der Begriff des Herrenguts und des abhängigen 
Bauernguts, des Flurzwangs und der kulturfchäplichen Gemeinbeit in den meijten 
deutichen Staaten der Rechtsgeſchichte überwieſen. 

Somit unterfcheiden fich denn die Rittergüter heute von andern Gütern 
privatrechtlich 2) nicht mehr erheblich, ihr Titel ift nur noch eine Erinnerung 
an alte, jett aufgehobene Herrenrechte ?). 


9) So 3. 8. in Preußen für das Jagdrecht, ferner für ba8 gutkéherrliche Heimfallsrecht 
bei Erbzins- und Erbpachtgütern. 

1) Oeffentlichrechtlich find manche Vorrechte der Nittergliter noch erhalten, 3. B. in 
Medienburg und Württemberg (Verf. 136). 

2) Manche Rittergüter haben einen Theil der vor Zeiten erworbenen Gerechtſame in der 
Dorfflur noch bis in bie Gegenwart fich bewahrt. Aber dabei handelt e8 fi) nicht um einen 
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Inhaltreicher blieb dagegen der Begriff ded Bauernguts. Denn. wenn fchon 
bie Abhängigkeit der Bauerngüter und ihre auf dem Flurzwang und den Ge- 
meinheiten beruhende Gebundenheit gefallen ift, find andere ihrer Eigenthüm⸗ 
lichkeiten noch gegenwärtig erhalten. Von dieſen Eigentbümlichleiten wird 
jpäter, namentlich im Erbrecht, die Rede fein. Hier ift nur ganz allgemein 
zu bemerten, baß der moderne Begriff des Bauernguts Fein gleichmäßiger ift. 
Bald verfieht man darunter gewiffe individuell beftimmte Güter, die jeit un. 
vordenklicher Zeit in bäuerlihem Beſitze geftanven haben ®), bald alle Güter 
von Heinerem oder mittlerem Umfange, mögen fie in alter ober neuer Yeit 
gebildet fein); bald wird enblich ein rein formaled Kennzeichen des Bauern, 
gute, 3. DB. die Eintragung des Guts in eine Höferolle, aufgeftellt, jo daß fogar 
ein Rittergut, wenn fein Befiter e8 in die Rolle eintragen läßt, in ein Bauern- 
gut dieſer rein formellen Art verwandelt werben Tann 5). 


3. Allgemeine Regeln des Grundbuchrechts '). 
S 66*. 

Während von den bisher befprochenen Eigenthümlichleiten des mittelalter- 
lihen Immobiliar⸗Sachenrechts nur ein Kleiner Theil in das Recht der Gegen- 
wart herübergerettet, der größere Theil dagegen durch die neuefte Agrarreform 
gründlich befeitigt ift, bat ein anderes nftitut, deſſen Wurzel gleichfalls im 
Rechte des deutfchen Mittelalters liegt, in der Gegenwart unausgefette För- 
berung erhalten, das Inititut der Grundbücher. Man kann fogar fagen, daß 
es die Bafis für das gefammte moderne Recht der Liegenſchaften geworden ift, 
weshalb dies Recht vielfach geradezu als „Grundbuchrecht“ bezeichnet wird ?). 


objeltiven noch heute gültigen Rechtsfag, fondern um fubjelttive, individuelle Berechtigungen. 
Denn jene Gerechtfame ftehen nicht etwa allen Nittergütern gleichmäßig zu, fo daß aus der 
Feſtſtellung der Rittergutseigenſchaft eines Gutes auch das Borhandenfein jener Gerechtfame zu 
folgern wäre. Vielmehr muß jeder Nittergutsbefizer, der irgend eine ritterfchaftlidde Gerecht- 
ſame behauptet, bemeifen, daß fie in conereto gerade ihm zuſtehe. Die Rittergutseigenfchaft 
des Grundftüdes beweift alfo nicht, daß ihr Befiger ein beftimmtes Recht Hat, fondern erklärt 
nur gefchichtlich, wie er zu dem Rechte, wenn er e8 hat, gelommen ift. — Daß übrigens aud) 
einzelne objektive Regeln privatrechtlichen Inhalts für Rittergüter noch jest in Geltung find, fol 
nicht beftritten werden; doch find fie höchſt particulär umd ohne allgemeines Intereſſe. ALS 
Beiſpiel folher Regeln diene, daß in Nenvorpommern die Nittergutsbefiger nad) Dotalrecht, bie 
anderen Landgutsbeſitzer nach deutfchem Güterredht leben (Roth, II S. 40°, 199 1), 

3) So ift 3. B. die Beftimmung über die Untheilbarfeit ber Bauerngüter im badifchen 
Schwarzwalde (unten $ 77) zu verftehen. 

4) So 3. B. in dem preußiichen Rentengutsgefeg vom 7. Juli 1891. 

5) So die neuen preußifchen Landgüterordnungen. 

1) Sefchichtliches unten 8 88, 

2) Quellen: preuß. Gef. v. 5. Mai 1872 über den Eigenthumserwerb u. f. f. und 
preuß. Grundbuchordn. vom gleichen Tage. Beide Gefetze galten zunächft nur für das Gebiet 
des preuß. Landrechts, find aber allmählih mit einzelnen Abänderungen auch auf die übrigen 
Landestheile (ausg. Lauenburg und die vormals zu Naffau, Darmfladt und Frankfurt gehörigen 
Bezirke) ausgedehnt, zuletzt durch Gef. v. 12. April 1888 auf den franzöftfcherechtlichen Theil 
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Der leitende Gedanke des Grundbuchrechts iſt, daß bie Rechtsverhältniſſe der 
Liegenſchaften offenkundig gemacht werden müſſen: ganz ebenjo wie Lage, Größe, 
Bodenbeſchaffenheit follen auch die Nechtsverhältnilfe der Grundftüde fichtbar 
fein; man foll fie dem Grundftüde gleichſam ableſen können. 

Demgemäß ®) wird für jede Gemeinde (oder für einen fonftigen räumlich feft 
begrenzten Bezirk) ein bejonderes Grundbuch angelegt, welches Jedem, der ein 
rechtliches Intereffe glaubhaft macht, zur Einficht offenftehbt. In diefem Grund: 
buch erhält jedes einzelne in dem Bezirk belegene Grundſtück ein befon- 
deres Blatt (Folium), beſtehend aus dem Zitelblatt, auf dem das Grundftüd 
jelbft möglichjt genau zu bezeichnen ift, aus der erften Abtheilung, in welder 
der Name des Eigenthümers, fowie Zeit und Grund feines Erwerbes einge- 
tragen wird, aus ber zweiten Abtheilung, welche die auf dem Grundſtücke 
ruhenden Dienftbarleiten und NReallajten angiebt, endlich aus der dritten Ab⸗ 
theilung, welche die Hypotheken und Grundſchulden enthält *). 

So werben die ein bejtimmtes Grundftüd betreffenden dinglichen Rechtsver⸗ 
bältniffe auf dem diefem Grundſtücke gewibmeten Grundbuchblatt überfichtlich 
zufammengeftellt. Jedoch nicht unbedingt vollftändig 4). Vielmehr werben 
zunächſt die auf öffentlichem Necht beruhenden allen Grundftüden des Bezirks 
gemeinfamen Laften, wie 3. B. Grundfteuern, Deichlaften, im Grundbuche nicht 
eingetragen; da dieſe Laſten als notorifch gelten können, bedarf es auch in ber 
That ihrer nochmaligen Kundmachung dur das Grundbuch nicht. Nicht ein- 
getragen werben ferner nach den meilten Rechten Miethe und Pacht und bie 


der Rheinprobinz. Auch einige Nleinftaaten haben fich der preuß. Gefeßgebung angefchlofien, 
nämlih Oldenburg, Braunfchweig, Coburg-Gotha u. f. f. (Roth 3 ©. 15). — Bayern (rechts⸗ 
xheinifh), Hyp.⸗Geſ. v. 1. Juni 1822. — Württemb. Pfandgefeg v. 15. April 1825, Gef. v. 
13, April 1873. — Sächſ. GB. 8 276, 387 flg., ®. v. 9. Ian, 1865 $ 83 fig. — Darmftadt 
(rechtsrheiniſch) Gef. v. 21. Febr. 1852 u. 15. Sept. 1858. Wichtig find auch die verfchiedenen 
Medlenburgifchen Hypothetengefege, ſowie die Gefee der drei Hanfeftädte. Literatur: Stobbe, 
18 67, II $ 95, Roth, ITS. 5. Maier, Das deutiche Grundbuch und Hypothekeu- 
weien ’(1869), Exner, Publieitätsprincip (1870), Bekter, Ihering's Jahrb. Bd. 80 ©. 51 
(1891), Dernburg, I 3 190-216, Randa, Eigenthumsredht (2. Aufl.), ı ©. 385. Die 
Kommentare zu den preußifchen Gefeken v. 5. Mai 1872 v. Achilles (4. Aufl. 1894), Bahl- 
mann (3. Aufl. 1880), Tumau (5. Aufl. 1892). 

8) Siehe das Formular am Schluffe dieſes Buche. Das Formular fowie die Bemerkungen 
im Text folgen der preuß. Grumbbuchordn. v. 5. Mai 1872, welche durd das R.G.B. nicht 
wejentlich abgeändert werden. Die Grundbücher der übrigen deutfchen Staaten haben zum Theil 
eine andere Einrichtung. 

4) Das im Xert befchriebene Grundbuchblatt heißt, weil e8 als Titel den Namen des 
Srundftäds führt, Realfolium. Daneben giebt e8 in Preußen auch Grundbüder mit Per⸗ 
jonalfolien. Hier fteht auf dem Titelblatt der Name bes Eigenthümers; die erfle Ab- 
theilung giebt ſämmtliche in dem betreffenden Bezirke belegenen, biefem Eigenthümer gehörigen 
Grundftäde an; die zweite und dritte Abtheilung endlich ſtimmt mit der der Nealfolien überein. 
Die Perfonalfolien find da zweckmäßig, wo der Grunbbefig in Heine Parzellen zerfplittert iſt, 
ba bier nicht für jede Parzelle ein eigenes Blatt angelegt werden Tann. 

48) Daß der thatfähliche Beſitz eines Grundſtücks und die daraus hervorgehenden Rechte 
im Grundbuche nicht eingetragen werden können, ift felbftverftändlich, 
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Grunbbienftbarfeiten 5). Bon diefen Ausnahmen hat das Neichögejegbuch indes 
bie legte geftrihen, aljo auch für die Grunddienſtbarkeiten den Eintragungs- 
zwang eingeführt 6), 

Die Grundbuchvermerke find entweder pofitiver Art („Eintragungen“), 
wenn fie die Begründung eines neuen Rechts beurfunden, ober negativer Art 
(„Löſchungen“), wenn fie die Aufhebung eines vormals beſtehenden Rechts 
feſtſtellen. Sie find ferner entweder enbgültiger oder nur vorläufiger Art; 
legterenfall8 werben fie Bormerkungen (Proteftationen) genannt; die Vor- 
merfungen haben den Zwed, den Anſpruch auf Einräumung oder Aufhebung 
eines Rechts an dem Grundftüde, wenn die endgültige Eintragung oder Löſchung 
des Rechts aus irgend einem Grunde zur Zeit nicht zuläffig tft, einftweilen zu 
fihern 7). 

Endgültige Eintragungen oder Löſchungen dürfen nur erfolgen, wenn alle 
Betheiligten oder wenigftens biejenigen Betheiligten, zu beren Ungunften bie 
Eintragung oder Löſchung geſchieht, darein willigen 8), eine Regel, welche als 
das „Conſensprincip“ bezeichnet wird. Es genügt aljo nicht, daß die Be- 
tbeiligten zur Einwilligung laut früherer Zufage oder gejeglicher Vorfchrift 
verpflichtet find. Vielmehr muß, wenn ein Betheiligter viefer feiner Verpflich- 
tung entgegen bie Einwilligung verweigert, die Eintragung oder Löſchung fo 
lange unterbleiben, bi8 feine Einwilligung auf Antrag der übrigen Betbeiligten 
durch rechtskräftiges Erkenntniß ergänzt iſt. Anders bei Vormerkungen: ibre 
Eintragung kann fchon erfolgen, wenn fie durch einjtweilige Verfügung des 
Proceßgerichts angeordnet wird ?). 

Es kann troß Anwendung aller Vorficht Leicht vorlommen, daß die Grund- 
buchbehörde im Grundbuch eine faljche Eintragung macht. Alsdann wird das 
materielle Rechtsverhältniß zunächft nicht geändert, bleibt vielmehr troß der falfchen 
Beurkundung des Grundbuchs fortbeftehen 19). Mithin haben die Eintragungen bes 
Grundbuchs nicht ſchlechthin rechtsbegründende Kraft, und ein Zwieſpalt zwijchen 
dem materiellen Recht und der formellen Beurkundung des Grundbuchs wird 
nicht zu Gunften des formellen, fondern zu Gunften des materiellen Rechts 
entichieven. Allein die Vermuthung fprictfür die Richtigkeit des Grundbuchs: 
e8 muß alfo berjenige, welcher ein dem Grundbuch widerſprechendes Rechts 

5) Siehe unten $ 145°, 

6) REB. 8 794. 

7) Preuß. Cigenth.-Erwerbsgef. $ 70. RGEB. 8 803. 

8) Preuß. Eigenth.-Ermwerbögef. $ 2, 8, 13, 14, 19. RGEB. 8 794, 796. 

9) Preuß. Eigenth,-Ermwerbögefeg $ 70. RGEB. 8 804. Und zwar ſoll nad) dem RGB. 
der Erlaß der einſtw. Verfügung jelbft dann zuläffig fein, wenn eine Gefährdung des zu 
fihernden Anſpruchs nicht glaubhaft gemacht iſt. 

10) Dies ift die Auffaflung;des preußiſchen Rechts, Gef. v. 5. Mai 1872 8 9, und das 
RGB. 8 813 ift ihr beigetreteten. Dagegen bat das Sächſ. GB. $ 278 (und übereinflimmend 
das Recht von, Mecklenb, Hamburg, Lübel, Motive III ©. 137) den Grundſatz ber for«g, 
malen Rechtskraft der Eintragung aufgeftellt: danach Hat aud) die falfche Eintragung rechtsbe⸗ 
gründende Kraft und kann nur mit einer perfönlicden Klage angegriffen werden. 
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verbältnig behauptet, dafür den Beweis führen. Und wichtiger noch: dieſer 
: Beweis ift gegenüber allen benjenigen Berjonen, welche im Vertrauen auf bie 
Nichtigkeit des Grundbuchs ein Recht an dem Grimbftüde erworben haben, 
unzuläffig 11); diefen Perfonen gegenüber wird aljo die Bermuthung der Nichtigkeit 
des Grundbuchs zur Fiction, bie praesumtio juris zur praesumtio juris et de 
jure gejteigert. Man drüdt diefen Sat dahin aus, daß man dem Grundbuche 
öffentlihden Glauben (publica fides) zufchreibt. 

Hiernach ift das Nechtöverbältniß bei einer falfchen Eintragung das fol- 
gende. Derjenige, zu deſſen Gunften die Eintragung ergangen ift — man 
kann ihn im Gegenfag zu dem wirklichen materiell Berechtigten als „Buchbe⸗ 
berechtigten’ (Bucheigenthümer, Buch - Hypothelengläubiger u. |. f.) bezeichnen 
— bat fein wirkliches materielle8 Recht; aber er bat den Schein des Rechts 
für fih, und er bat außerdem eine wirkliche rechtlihe Macht, nämlich die 
Legitimation, zu Gunſten redlicher ‘Dritter über das Grundftüd gültig zu ver- 
fügen. Solange er von diefer feiner Machtvollkommenheit feinen Gebraud) 
madt, kann felbjtverjtändlich der Inhaber des materiellen Rechts einfach die 
Streihung der fallen Eintragung fordern; alsdann macht er dem Zwieſpalt 
zwilchen dem materiellen Recht und dem Grundbuche ein Ende; er nimmt dem 
Buchberechtigten den Schein des Rechts, nimmt ihm die Macht rechtlicher Ver⸗ 
fügung. Bat aber der Buchberechtigte über das Grundftüd bereits zu Gunften 
eines reblihen Dritten Verfügung getroffen, fo muß ber materiell Berechtigte 
die Verfügung als rechtsgültig anerkennen und fann alfo entweder die Streichung 
der faljchen Eintragung gar nicht mehr fordern 1?) oder muß wenigſtens das 
zu Gunſten des redlichen Dritten begründete Necht fortvauern laſſen18). Nur 
mitteld einer perjönlichen Klage kann er von dem Buchberechtigten wegen deſſen 
materiell unvechtmäßiger Verfügung Schadenderfag oder Herausgabe der Be- 
reiherung fordern !*); und mit einer gleichfalli8 perjönlichen Klage kann er 
nach dem Reichsgeſetzbuch die Herausgabe der Bereicherung auch von dem red- 


11) Preuß, Eigenth.-Erm.-Cef. 5 9. RGB. $ 810. Nah preußiſchem Recht gilt 
übrigens diefe Regel nur zu Gunſten defien, ber ein Recht am Grundſtück entgeltlich er- 
wirbt; ebenfo nad bayriichem, württembergifchen Recht u. f. f. Hingegen madt das Recht 
bon Medienburg, Sachſen u. ſ. f. feinen Unterſchied zwifchen entgeltlihem und umnentgeltlichem 
Erwerbe (Motive II ©. 212), Das RGEB. $ 810, 812 fchließt fi dem letzteren Syſtem an, 
vermittelt aber injofern, als es den unentgeltlichen Rechtserwerber zur Herausgabe ber Bereicherung 
verpflichtet. 

12) Nämlich dann, wenn der Buchberedjtigte fein Scheinrecht in vollem Umfang auf den 
redlihen Dritten übertragen und dadurch in ein wirkliches Recht verwandelt hat; Beilpiel: B 
iſt fälſchlich fatt des bisherigen Eigenthümers A als Eigenthümer eingetragen und übereignet 
nun das Grundftüd dem redlichen C. 

18) Nämlich dann, wenn der Buchberechtigte dem Dritten bloß ein befchränktes Recht über⸗ 
tragen hat; Beifpiel: der fälfchlih eingetragene Eigentümer B hat das Grundftüd dem C 
nicht übereignet, fondern bloß hypothekariſch verpfändet. 

14) Ze nachdem diefen ein Verjchulden trifft oder nicht. REB. $ 812. 
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lichen Dritten wenigftens in dem Falle verlangen, wo deſſen Nechtserwerb ein 
unentgeltlicher war 5). 

Die formale Macht des Buchberechtigten, durch feine Verfügungen unan- 
fechtbare Rechte an dem Grundſtück zu Gunſten rveblicher ‘Dritter zu be- 
gründen, gefährdet die Intereffen des materiell Berechtigten dinglich. Und 
die Gefährdung hört an und für fich erft dann auf, wenn bie faliche Ein- 
tragung im Grundbuche gelöjcht ift, was nach dem Eonjensprincip die Ein- 
willigung bes Buchberechtigten oder feine rechtskräftige Berurtbeilung voraus- 
ſetzt. Gerade bier leiften nun aber die Vormerkungen gute Dienfte: ber 
materiell Berechtigte Tann, ſchon ehe er den Proceß gegen den Buchberechtigten 
beginnt, durch einfeitigen Antrag eine einftweilige Verfügung des Procepgerichts 
erwirken, welche die Vormerkung feines Anfpruchs auf Löſchung ber falfchen 
Eintragung im Grundbuche anorbnet '°). Hierdurch verhinbert der Antrag- 
ſteller freilich nicht, Daß der Buchberechtigte Über das Grundftüd nach wie vor 
verfügung trifft; denn die Vormerkung beveutet nicht etwa eine Beſchlagnahme 
des Grundſtücks. Aber wenn ber Antragfteller demnächſt den Proceß gewinnt, 
fo wird kraft feines vorgemerkten Rechts die Eintragung des Buchberechtigten 
endgültig gelöfcht, und alsdann find alle in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Ein- 
tragung der Vormerkung und der enpgültigen Löſchung getroffenen Verfügungen 
des Buchberechtigten dem Antragfteller unſchädlich. Der Dritte kann ſich aljo 
auf feinen Glauben an die Nichtigkeit der Eintragung nicht berufen, wenn ein 
Anfpruch auf Löſchung der Eintragung im Grundbuche bereitS vorgemerkt war. 
Wer von einem Buchberechtigten, gegen ben eine Vormerkung eingetragen ift, 
ein Recht erwirbt, mag immerhin redlich fein, ba er ja von der Unrichtigleit der 
Bormerlung überzeugt fein Tonnte; aber er hegt dieſe feine Heberzeugung auf eigene 
Gefahr; ftellt ſich ſpäter Die Vormerkung wirklich als unrichtig heraus, fo tft das von 
ihm erworbene Recht vollgültig, wird dagegen bie Vormerkung durch rechtd- 
fräftige8 Urtbeil beftätigt, fo ift fein Recht null und nichtig. 

Dem Falle der faliden Eintragung eines gar nicht beſtehenden Rechts 
fteht natürlih der Fall der falihen Loͤſchung eines zu Recht beſtehenden An- 
ſpruchs gleih. Somit hat die falſche Löſchung nicht fchlechthin rechtszerſtörende 
Kraft 17); aber es wird doch vermuthet, daß das gelöfchte Recht wirklich auf- 
gehoben ift, und zu Gunften deſſen, ver im reblichen Glauben an die Recht. 
mäßigfeit der Löſchung ein Recht am Grundſtücke erworben bat, Tann dieſe 
Vermuthung nicht einmal durch Gegenbeweis widerlegt werden. Bat alfo, 


15) RGB. 8 812. 

16) Preuß. Eigenth.-Ermwerbögei. $ 9. RGB. Is 814. Ein Beiſpiel fiehe in dem For⸗ 
mular Abtheilung II Nr. 3; in diefem BVeifpiel ift übrigens voransgefett, daß die Eintragung 
des Heinrich und Albert Spengel thatſächlich feine falfche war; deshalb wird die Vormerkung 
fpäter durch rechtskräftiges Urtheil gelöfcht. 

17) ROB. 8 809, 810, 
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nachdem die Löfchung gefchehen, ein veblicher Dritter am Grunbftüde ein Recht 
erworben, fo kann das gelöfchte Recht entweber gar nicht wieder eingetragen 
werben 8), ober die Eintragung kann nur fo erfolgen, daß fie dem Rechte 
des Dritten unſchädlich iſt 19). 

Der Anſpruch, Eraft deffen ein materiell Berechtigter die Aenderung einer 
unrichtigen, feinem echte widerftreitenden Grundbuchbeurtundung fordert, tft 
ein binglicher 2°). Er ift freilich, wie gezeigt, gegen rebliche Dritte unwirkſam. 
Allein diefe Beichränkung hebt nach deuticher Rechtsanfchauung die Dinglichkeit 
bes Anfpruchs nicht auf. Deshalb kann 3. B. der Eigenthümer, deſſen Eigen- 
thum im Grundbuch fälfchlich geftrichen ift, das Grundftüd nicht bloß von dem, 
ber an feiner Stelle als Eigenthümer eingetragen ift, oder von deſſen unred⸗ 
lihen Nechtsnachfolgern, fondern auch von jedem anderen rvechtlofen Befiger 
pindiciren, 3. DB. von einem Pächter, deſſen Pachtzeit abgelaufen iſt; und da fein 
Anſpruch eine wirkliche Vindication und nicht etwa eine actio doli oder con- 
dictio ift, fo gilt fie im Concurje des Beklagten als Ausſonderungsrecht, unter» 
liegt dem ausſchließlichen binglichen Gerichtsitande 21) u. ſ. f. 

Denn an dem nämlichen Srundftüde mehrere Hypotheken, Neallaften oder 
ober jonftige Rechte gleicher Art befteben, fo gilt für fie eine beitimmte 
Rangordnung; wichtig namentlich, wenn es zur Zwangsverfteigerung bes Grund- 
ſtücks kommt. Leitender Grundſatz ift nun, daß nicht bie Urt over der Inhalt 
des Rechts oder die Perſon des Berechtigten für die Rangordnung entjcheidend 
ift, fondem die Zeit der Eintragung bes Nechts im Grunpbuche: das früher 
eingetragene Recht gebt dem fpäter eingetragenen vor ??), Doc wird bie 


18) So z. B. dann, wenn eine Hypothek fälſchlich gelöfcht ift und nun ein Dritter das 
Grundſtück al8 hypothefenfrei zu Eigenthum erwirbt. 

19) Wenn 3. B. die einzige auf einem Grundſtück laftende Hypothek ſälſchlich gelöfcht ift, 
und num ein Dritter eine Hypothek an dem nämlichen Grundftilde erwirbt, fo kann die gelöfchte 
Hypothek twieder eingetragen werden, aber nur an zweiter Stelle. 


20) Anders natürlich nach dem ſächfiſchen Rechte, Siehe oben Anm. 10. 


21) Doch gilt dies alles nur, wenn die Eintragung oder Löſchung wirklich falſch, d. h. 
wenn die dingliche Rechtsänderung, auf welche der Grundbuchvermert fich bezog, gar nicht ein- 
getreten war. Anders, wenn nur der Rechtsgrund des Gefchäfts, auf Grund defien die Ein- 
tragung ober Löſchung gefchehen ift, ungültig war. Alsdann kann zwar die benachtheiligte 
Partei, indem fle das Geſchäft anficht, gleichfalls die Abänderung der Eintragung oder Löſchung 
fordern. Aber ihre Klage ift rein perfönlid. Doc kann auch in diefem alle nach einzelnen 
Gefehen (3. B. RGB. 8 803) der Anfechtungsanfpruh im Grundbuch vermerkt werden und 
gewinnt dann dinglidhe Kraft. 

22) Alfo ift regelmäßig das im Grundbuche ränmlich vorgehende Recht den nachfolgenden 
Rechten auch im Range überlegen; demgemäß muß, weun zwei Rechte gleichzeitig und zu gleichem 
Range eingetragen werden follen, und nun nothgebrungen eines diefer Rechte im Grundbuche 
voranftehen muß, die Ranggleichheit beider Rechte ausdrüdlich vermerkt werden. — Daß das 
räumliche Aufeinanderfolgen der Rechte ihre rechtliche Rangordnung bezeichnet, gilt nur im 
Rahmen der einzelnen Grundbudabtheilung; dagegen ift für die Rangverhältniffe der Ein- 
tragungen in der II. und IUL. Abtheilung untereinander nur die Zeit der Eintragung maßgebend. 
— Der Richter darf natürlich die Zeit, wann er die bei ihm beantragten Eintragungen macht, 


Grundbuchrecht. Recht der Fahrniß. 8 66. 67. 123 


Regel nicht mit unbebingter Strenge durchgeführt. Zunächſt paßt fie für folche 
Rechte nicht, welche im Grundbuche gar nicht eingetragen zu werben brauchen; 
für deren Rangordnung fehlen einheitliche Grunpfäge 2°), Ferner kann bie 
Rangordnung der Rechte durch Vereinbarung der betheiligten Gläubiger 
(‚„‚Brioritätscejfton‘‘) vertragsmäßig abgeändert werben ?*). Endlich kann der 
Eigenthümer nad manden Gefegen bei ber Belaftung des Grundſtücks mit 
einem Rechte jich die Befugniß vorbehalten, ein anderes, natürlich feinem Um⸗ 
fang nach genau zu beftimmendes Recht mit dem Range vor jenem Rechte ein- 
tragen zu lafjen *5). 

Die Eintragung eines Rechts Hat noch zwei weitere eigenthümliche Wir- 
fungen: fie macht alle aus dem eingetragenen Rechte fließenden Anſprüche 
unverjährbar ?6) — ausgenommen die Anſprüche auf wiederkehrende Leiftungen, 
3 B. auf Hypothekenzinſen — und fie läßt das Necht auch bei einer „Con⸗ 
fuſion“ fortvauern 37). 

Leivet Iemand durch ein ſchuldhaftes Verſehen der Grunpbuchbehörbe, 
— 3. B. dadurch, daß dieſe bie Eintragung eines Rechts verfänmt oder ein 
eingetragenes Recht irrthümlich Löfcht — einen Schaden, fo ift der fchuldige 
Beamte erjagpflichtig, und auch der Staat ift wenigſtens in zweiter Reihe, wenn 
von dem Beamten der Schadenserſatz nicht zu erlangen ift, Haftpflichtig 28). 


A. Allgemeine Regeln deu Sachenrechts an Sahrniß. 
Ss 67*, 


Auch bezüglich ver Fahrniß ift das deutſche Recht beitrebt, deren Rechts⸗ 
verbältniife erkennbar zu machen. Natürlich nicht durch Einrichtung öffentlicher 
Regifter, nach Analogie der Grundbücher. Vielmehr dadurch, dag das Recht 
an der Sache von der äußerlich erkennbaren thatſächlichen Verwirklichung dieſes 
Rechts, alſo vom Beſitze der Sache abhängig gemacht wird. So erllärt fich 
bie Regel, daß der Berechtigte, welder die Sache freiwillig aus feiner Hand 
läßt, fein Recht an der Sache in dem Augenblide verliert, wo ein Dritter ein 


nicht willkürlich befiimmen, fondern foll ſich fireng an die Reihenfolge halten, in der die Anträge 
bei ihm eingehen. 

23) Siehe unten $ 158°%. 

24) ROB, 801. Regelmäßig ift aber die Zuftimmung bes Eigenthümers nöthig. Die 
Beränbernng ift im Grunbbuche einzutragen und wirkt nicht bloß unter den betheiligten Gläu⸗ 
bigern, fonbern hat dingliche Wirkung gegen jeden Dritten. 

25) NOB. 802, 

26) Pr, ER. I, 9 8 511. Preuß. Eigenth.-Erwerbsgef. $ 7. RGB. 8 817. Die 
wiederfehrenden Leiftungen verjähren nad preußifchem Recht und Reichsrecht in 4 Jahren, 
f. oben ©. 99°, 

27) Eine eingetragene Grunddienfibarkeit 3. B. erlifcht nicht, wenn auch das herrſchende 
Srundftüd von dem Cigenthümer de8 dienenden Grundſtücks zu Eigenthum erworben wird. 
Pr. ER. I, 22 8 53, 54. RGB. S 807. 

28) Prenh. Grundb.-Ordn. 8 29. 
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diefem Rechte wiberftreitendes eigenes Recht an der Sache in guten Blauben 
erwirbt. Dagegen dauern bei unfreiwilligem Verlufte der Sache die dinglichen 
Rechte des DVerliererd, obichon fie unerkennbar find, fort. Die Erfennbarkeit 
ber binglichen Rechte an Fahrniß wird aljo mit minverer Strenge durchgeführt, 
als es im Grundbuchrecht mit den Liegenfchaften gefcheben ift. 


Zweites Capitel. 


Der DBeltip, 


1. Ras Recht deu Mittelalters '). 
8 68*. 


Der Begriff des Befibes als der thatſächlichen Herrichaft über eine Sache 
— ohne Rüdfiht auf das Recht an der Sache — iſt dem altveutichen Rechte 
wohl befannt, und zwar wird der Beſitz im mittelalterlihden Sprachgebrauch 
„Bewere‘?) genannt. Sonad fällt der deutfche Begriff „Gewere“ feinem 
Grundgedanken nad mit dem römifchen Begriffe „possessio“ zufummen. Doch 
unterfcheidet er fih von ihm einmal dadurch, daß eine echte Gewere nur an 
Srundftüden und an gewilfen Gerechtfamen anerlannt wird; und zweitens ba- 
durch, daß die Gewere nicht ven Willen des Beſitzers vorausſetzt, fich wie ein 
Eigenthümer zu benehmen, fonvdern nur den Willen, die Sache zu nuten®), 
jo daß alfo auch dem, der ficb wie ein Lehnsmann, Nießbraucher ober Pächter 
benimmt, die Gewere der Sache zugeichrieben wird t). 

In drei Fällen, in denen man jetzt von einer „ideellen“ oder ‚‚juriftifchen‘‘ 
Gewere zu fprechen pflegt, wird bie Gewere ausnahmsweiſe einer Perfon zu- 


1) Literatur 'in Anm. 4. 

2) Bom Stamm wern (gothiſch vaajan) — vestire. Der Stamm ift etymologiſch ver- 
fhieden von den gleichlautenden Stämmen wörn (gothiſch varjan) == praestare, der fi in 
dem beutigen „Gewährleiſtung“ erhalten hat, oder wern = prohibere (heute in Wehr, Gewehr 
erhalten. Der Iateinifhe Name für Gemere ift im Mittelalter vestitura, der franzö- 
ſiſche saisine. " 

8) Nichtfteig LR. 26 8 6: So vrag, we an dem gude tu rechte were hebbe. So vintme, 
de it in nut unde in gelde hebbe; aljo nicht der animus domini, fondern ber animus utendi 
fruendi ift nöthig. 

4) Daß die Gewere im technifchen Sinn nichts anderes ift als der Beſitz, ift zuerſt von 
Laband, Klagen, S. 158 nachgewiefen und dann näher von Hensler, Die Gewere (1872), und 
Inflitutionen, 2 S. 20 ausgeführt. In der Hauptſache zuſtimmend Stobbe, 2 $ 72; Schröder, 
Rechtsgeſch, 8 61, 2. Dadurch if die Ältere Literatur antiquirt; es fei de&halb aus ihr nur 
die berühmte Schrift Albrecht's, Die Gewere (1828), genannt; der Inhalt diefer Schrift ift: „fie 
geht davon aus, daß das deutfche Recht ber dinglihen Berechtigung an ſich noch kein Klagrecht 
beilege, das Klagrecht fei ihm etwas hiervon Umabhängiges, Selbftändiges, welches nach feinen 
eigenen Bedingungen beftehe und geleitet werde... . Dies felbfländig zu denkende Klagrecht 
ift ihm die Gewere“ (Gerber, $ 72 Anm. 4). Die neueſte Schrift von Huber, VBebentung ber 
Gewere im deutſchen Sachenrecht (1894) konnte hier nicht mehr berlidfichtigt werden. 
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gefehrieben, welcher die thatfächliche Herrſchaft über die Sache fehlt oder fehlen 


fann5). Wer nämlich ein Grundſtück von dem bisherigen Befiter dur Auf- ' 


lafjung erwirbt, erhält die Gewere nicht erft burch die körperliche Beſitznahme 
bes Grundftüds, ſondern fchon durch die Auflaſſung. Wer den Befiker eines 
Grundſtücks beerbt, erlangt die Gewere gleichfalls ohne körperliche Befik- 
nahme mit dem Augenblide des Todes des Erblaffers. Ein Beſitzer endlich, der 
gewaltfam aus ber Gewere geſetzt wird, gilt dem Vergewaltiger gegenüber 
fortoauernd als Inhaber der Gewere. In dieſen Fällen wird aljo ein Zuftand, 
welder in Wahrheit nicht einen „Beſitz“ im gewöhnlichen Sinne darſtellt, 
dennoch „Gewere“ genannt. Oder, anders ausgebrüdt, es werben einer Per- 
fon, welche nicht im Befig iſt, ausnahmsweiſe die rechtlichen Vortheile des 
Beſitzes zugefprochen. Hierin liegt nicht etwa eine Principloſigkeit des deutſchen 
Rechts, Feine unklare Grenzverwirrung zwiſchen petitorifchen und pofjefforiichen 
Rechtsſätzen. Denn e8 fommt — um bied wenigſtens für einen ber oben ge» 
nannten brei Fälle darzulegen — bie ideelle Gewere des Erben auch dem Erben 
bes unrechtmäßigen Befigers zu, d. h. einer Berfon, welche an dem Grund- 
ſtücke nicht das mindefte Recht hat; die Gewere dieſes Erben hat fomit durch⸗ 
aus Teinen petitorifchen, jondern einen rein poſſeſſoriſchen Charalter. 

Die Gewere genteßt nach älterem deutſchen Nechte eines felbitändigen 
Nechtsichutes fowenig wie Die possessio nach römiſchem jus civile.. Vielmehr 
ift der Rechtsvortheil, welcher mit der Gewere verbunden ift, zunächſt nur ein 
Beweisvortbeil: wer die Gewere bat, ift näher zum Beweiſe, darf fein Recht 
zur Sache felbfiebent, d. h. durch den eigenen Eid und ben Eib von ſechs 
angejeffenen Zeugen, beweifen *). Daraus folgt alfo, daß die Gewere nur in 
Verbindung mit dem Rechte an der Sache geſchützt wird; denn folange ber 
einzige aus der Gewere entipringende Vortheil in dem Vorzuge bejteht, das 
Necht zur Sache zu beweiſen, kann die Gewere dem Befiter, welchem ein 
Recht an der Sache fehlt, offenbar nichts nutzen. 

Aehnlich aber wie in Rom eine jüngere (prätorifche) Rechtsentwicklung 
einen poſſeſſoriſchen Befigichug einführte, iſt auch im jüngeren deutſchen 
Rechte, namentlich in den Landfriedensgeſetzen bes 13. Jahrh.'s ein poſſeſſoriſcher 
Schuß der Gewere entjtanden ): wer gewaltfam aus der Gewere gejegt ift, 
kann lediglih auf Grund biefer Thatfache die Wiebereinjegung in bie Gewere 


5) Die drei Fälle find übrigens ftreitig. Siehe Stobbe, 2 $ 94. Behrend, Anevang und 
Erbengewere (1885), ©. 32. Als Duellenbelege mögen dienen: Sſp. Lehnr. 889 $ 8: Of en 
man enem anderen gut uplet vor sime herren, tohant so hevet he die gewere an’me gude, 
Glogauer Rechtsb. c. 8: wen gut anirstirbit von gesippe, der hat daran czu hand eyne 
rechte gewer. Schwäb. Lehner. 96: Svem man sine gewer mit gewalte nimt, der verliuset 
weder gewer noch lehen. 

6) Eine Regel, die nur dadurch erflärlich wird, daß nach mittelalterlichem Recht die Rolle 
bed Beweisführers für nünftiger galt al® die Rolle des Beweisgegners. 

7) Landfriede Ottokar's für Oefterreich etwa 1251. Siehe Bruns, Recht des Beſitzes, 
S. 826; Schröder in Haupt’8 Zeitjchr. f. Deutfches Alterthum, 13 ©. 161; Stobbe, 2 ©. 28, 
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fordern, ohne daß er felber ein Recht an der Sache behaupten oder ber 
Gegner ihm aus einem eigenen Rechte an der Sache Einwenbungen entgegen- 
Stellen dürfte). Daß dies jüngere Recht dur das römiſch⸗canoniſche Recht 
beeinflußt, aljo nicht mehr ein rein deutſches Recht geweſen, ift möglich, aber 
kaum wahrfcheinlich. 

Weitere Rechtsvortheile bringt die Gewere, wenn ſie auf einer gericht- 
lichen Auflaffung beruht und durch Jahr und Tag ungeftört fortgebauert bat. 
Alsdann erlöfchen nämlich alle Rechte, welche der Gewere wiberftreiten, es jet 
denn, daß der Berechtigte durch echte Noth behindert geweſen ift, fein Recht 
geltend zu machen. Die Gewere wirb nunmehr als „rechte Gewere“ be- 
zeichnet ?). 

2. Ueneres Reit '), 
& 69*. 

Das Recht der Gewere ift auh nah Aufnahme des römischen Rechts 
nicht völlig verfchwunden, zeigt fich vielmehr in einzelnen Regeln des heutigen 
Befiprechts noch jet fortpauernd wirkſam. 

Zunächſt wird das römijche Erforderniß, daß der Befiter die Sache wie 
ein Eigenthümer (cum animo domini) haben müfje, mehr oder minder fallen 
gelaffen; fo werben die Befitflagen unterjchiedelo8 auch demjenigen gewährt, 
welcher die Cache nur wie ein Nießbraucher oder Pächter inne hat ?); ja es 
wird, noch über Die Regeln des deutſchen Rechts hinaus, der Befitihut auf 
den Inhaber ohne eigene Intereſſe (Gutöverwalter, Berwahrer u. j. f.) aus- 
gebehnt 3). 

Weiter wird in mehreren Landesrechten und jept auch im Reichsgeſetzbuch 
ber Beſitzſchutz für vererblich erflärt *), d. h. es werben dem Erben eines Be⸗ 
fiterd die Befigvortheile und insbejondere die Beſitzklagen zugeſprochen, auch 
wenn er jelber ven körperlichen Beſitz des Nachlafjes noch nicht ergriffen bat 5). 


8) Eine Zwilchenftufe zwiſchen bem älteren oben gejchilberten und diefem jüngeren Rechte 
ift e& geweien, daß ber gewaltſam Entwerte, wenn er petitorifch Tlagte, innerhalb dieſes Pe⸗ 
titoriums durch Zwifchenurtheil feine vorläufige Wiedereinweifung in die Gervere auf die Dauer 
des Procefies fordern durfte. Laband, Klagen, ©. 188. Stobbe, II $ 73, 4. 

9) Auf die Eimgelheiten des Juſtituts Tann bier nicht eingegangen werden. Sie gehören 
der Rechtsgeſchiche an. Siehe aud) unten $ 88. Literatur Laband, Klagen, S. 292. 
Heusler, 1 ©. 103. Stobbe, 2 $ 74. Sohm, Ztſch. der Savignyftiftung I, ©. 53. Brunner, 
ebenda 4 ©. 237, 

1) Bruns, Das Recht des Beſitzes im Mittelalter und in ber Gegenwart (1848). Randa, 
Der Beſitz nad) öfterr. Recht (3. Aufl. 1879). Stobbe $ 75 fig. 

2) Das römiſche Recht hatte die Beſitzllagen nur dem „juris possessor‘‘ (in beſchränktem 
Umfang) bewilligt, dagegen 3. B. dem Pächter ganz verjagt. 

3) Pr. ER. I, 7 8 146 fig. 160. Sächſ. GB. 8 208 fig. REB. $ 780 fig. 

4) Namentlich im preußiihen und franzöfiichen Recht. Siehe meine Schrift: Der Beſitz 
des Erben (1877) ©. 97, 107. So auch jet das REB. 2054 gemäß Entw. I. 

5) Das hat natürlich) nicht den Siun, daß der Beſitz felbft vererblich ſei; denn der Beſitz 
als bloße Thatſache ift nothwendig unvererblid. Die Regel bedeutet vielmehr, daß Niemand 
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Endlich wird der Beſitz und der Beſitzſchutz auch bei gewiſſen unkörper⸗ 
lichen Gerechtſamen, z. B. bei Reallaſten anerkannt6); das Reichsgeſetzbuch 
gewährt wenigſtens dem Beſitzer von Grunddienſtbarkeiten und beſchränkten 
perſoͤnlichen Dienſtbarkeiten einen poſſeſſoriſchen Schuß”). 


Drittes Capitel. 
Das Ligentihum. 
L Inhalt des Eigenthums. 
1. Im Allgemeinen. 


8 70. 


Das Recht der principiell totalen Verfügungsgewalt über Sachen iſt ſowohl 
dem älteſten als dem ſpäteren deutſchen Rechte befannt 1); ja man darf be— 
haupten, daß das mittelalterliche Recht ſich weſentlich an das Eigenthum am 
Grund und Boden anſchließt. Eine wiſſenſchaftliche Erkenntniß des Eigenthums⸗ 
begriffs kann freilich in den Quellen des Mittelalters kaum erwartet werden; 
das Rechtsleben desſelben, das ſeine Geſtaltungen nicht nach abſtracten Regeln, 
ſondern nach thatſächlichen Intereſſen bildete, bringt das Eigenthum nicht immer 
als ſcharf begrenztes Inſtitut und in ſtrenger Feſthaltung ſeines Weſens zur 
Erſcheinung?). Daraus erklärt ſich zunächſt, daß das Wort Eigenthum nicht 


in den Beſtand des Nachlaſſes eigenmächtig eingreifen ſoll. Selbſt der, welcher befugt iſt, 
etwa die Herausgabe einer im Nachlaſſe befindlichen Sache zu fordern, darf fie ſich nicht eigen- 
mächtig nehmen. Thut er es do, jo kann der Nadjlaßpfleger oder der Erbe poſſeſſoriſch die 
Rüdgabe der Sache fordern, ohne daß der Bellagte auch nur einrebetveife behaupten dürfte, die 
Sade gehöre ihn und der Erblafjer habe kein Recht auf fie gehabt. 

6) Stobbe $ 76. 

7) RGB., 8 939, 999. 

1) Es hat nicht an Schriftftellern gefehlt, welche dem beutfchen Rechte dert Begriff des 
Eigenthum® ganz ableugnen wollten und zwar mit dem Scheine eines befonderen Verſtänd⸗ 
nifje® des innerften germanifcdhen Genius. So 3. B. Bollgraff im Beilageheft zum 9. Bande 
bes Archivs f. civil. Praris S. 40. Philippe, Deutſch. Pr.-R. (3. Aufl. Bd. 2 ©. 6 fig.) 
Damit hängt e8 aud) zufammen, wenn man im Hinblid auf die Behandlung der Mobiliarfrage 
ganz allgemein die abfolute Wirkſamkeit des Eigenthums als eine dem deutfchen Rechte principiell 
widerftrebende Eigenthitmlichkeit des römifchen Rechts darftellen wollte. S. dagegen die Bemer- 
tungen Dunter’s in der Zeitichr. für deutſches Recht Bd. 2 S. 181 unb 187 fig. 

2) Daß man den Inhalt des Eigenthums volllommen kannte, kann Niemand leugnen, 
der in die Rechtsquellen des Mittelalter8 einen Blick geworfen hat. Vgl. auch Dunker a. a. O. 
©. 188. Siehe bef. d. Ki. Kaiferrecht II Eap. 90. Im Sadhjfenfpiegel kommt zur Bezeichnung 
des Eigenthums vor: eigentliche Gewere, Eigen, Erbe. Auch war man fich feiner Gegen⸗ 
füße, jura in re aliena, als Leibzucht, Nutung, Lehen bewußt. Vgl. Sfp. U, 44 $ 8. Aber 
auch bier tritt nn$ das in $ 61 Bemerkte in feiner concreten Anwendung auf das Eigenthum 
entgegen. (Das Wort „Eigenthinn‘‘, der Ausdruck für den abftracten Hechtebegriff, kommt erft 
im viergehnten Jahrhunderte vor.) — Ueber die dem beutjchen Rechte angehörenden Partieen der 
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fordern, ohne daß er felber ein Recht an der Sache behaupten oder ber 
Gegner ihm aus einem eigenen Rechte an der Sache Einwendungen entgegen- 
ftellen bürfte®). Daß dies jüngere Necht durch das römifch-canonifche Recht 
beeinflußt, alfo nicht mehr ein rein deutſches Recht gewejen, ift möglich, aber 
kaum wahrfcheinlich. 

Weitere NRechtsvortheile bringt die Gewere, wenn jie auf einer gericht. 
lichen Auflaffung beruht und durch Jahr und Tag ungeftört fortgedauert hat. 
Alsdann erlöichen nämlich alle Rechte, welche der Gewere wiberftreiten, es jet 
denn, daß der Berechtigte durch echte Noth behindert gewejen tft, fein Recht 
geltend zu machen. Die Gewere wird nunmehr als „rechte Gewere“ be- 
zeichnet °). 

2. Aeuneres Reit '). 
8 69*. 

Das Recht der Gewere ift auch nach Aufnahme des römiſchen Nechts 
nicht völlig verſchwunden, zeigt fich vielmehr in einzelnen Regeln des heutigen 
Befiprechtd noch jett fortdauernd wirkſam. 

Zunächſt wird das römifche Erforderniß, daß der Beſitzer die Sache wie 
ein Eigenthümer (cum animo domini) haben müffe, mehr oder minder fallen 
gelaffen; fo werben die Beſitzklagen unterſchiedslos auch demjenigen gewährt, 
welcher die Sache nur wie ein Nießbraucher oder Pächter inne bat ?); ja es 
wird, noch über die Regeln des deutſchen Rechts binaus, der Beſitzſchutz auf 
den Inhaber ohne eigenes Intereſſe (Gutsverwalter, Berwahrer u. ſ. f.) aus- 
gedehnt ®). 

Weiter wird in mehreren Landesrechten und jegt auch im Reichsgeſetzbuch 
ber Beſitzſchutz für vererblich erklärt 4), d. h. e8 werden bem Erben eines Be⸗ 
figer® die Befigvortheile und insbefondere die Beſitzklagen zugeiprochen, auch 
wenn er jelber den körperlichen Beſitz des Nachlaffes noch nicht ergriffen bat >). 


8) Eine Zwiſchenſtufe zwilchen dem älteren oben geſchilderten und diefem jüngeren Rechte 
ift e8 geweien, daß der gewaltfam Entwerte, wenn er petitorifch klagte, innerhalb dieſes Be- 
titoriums dur Zwifchenurtheil jeine vorläufige Wiedereinweifung in die Gewere auf die Dauer 
bes Procefies fordern durfte. Laband, Klagen, ©. 188. Stobbe, II 8 73, 4, 

9) Auf die Einzelheiten des Inftituts kann bier nicht eingegangen werben. Sie gehören 
ber Rechtsgeichihte an. Siehe auch unten 8 88. Literatur Laband, Klagen, ©. 292. 
Heusler, 11 ©. 103. Stobbe, 2 $ 74. Sohm, Ztſch. der Savignyftiftung I, ©. 53. Brunner, 
ebenda 4 ©. 237. 

1) Bruns, Das Recht ded Befiges im Mittelalter und in ber Gegenwart (1848), Rande, 
Der Befig nad) Öfterr. Hecht (3. Aufl. 1879). Stobbe $ 75 fig. 

2) Das römiihe Recht hatte die Befisflagen nur dem „juris possessor“‘ (in beſchränktem 
Umfang) bewilligt, dagegen 3. B. dem Pächter ganz verjagt. 

3) Pr. LR. 1,7 8 146 flg. 180. Sächſ. GB. 8 208 fig. REB. 8 780 fig. 

4) Namentlid) im preußifhen und franzöfiichen Hecht. Siehe meine Schrift: Der Beſitz 
des Erben (1877) ©. 97, 107. So auch jet das REB. 2054 gemäß Entw. I. 

5) Das hat natürlich nicht den Sinn, daß der Beſitz jelbft vererblich fei; denn der Beſitz 
als bloße Thatſache ift nothwendig unvererblid. Die Regel bedeutet vielmehr, daß Niemand 
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Endlich wird der Beſitz und der Beſitzſchutz auch bei gewiſſen unkörper⸗ 
lihen Gerechtſamen, 3. B. bei Reallaften anerlannt®); das Reichsgeſetzbuch 
gewährt wenigjtend dem Befiter von Grunddienſtbarkeiten und bejchränlten 
perjönlichen Dienftbarleiten einen poffefforiihen Schuß”). 


Drittes Kapitel. 
Das Figenthum. 
L Inhalt des Eigenthums. 
1. Im Allgemeinen. 


8 70. 


Das Recht der principiell totalen Verfügungsgewalt über Sachen iſt ſowohl 
dem älteften als dem fpäteren veutichen Rechte bekannt 1); ja man darf be- 
baupten, daß das mittelalterliche Recht fich wejentlih an das Eigentum am 
Grund und Boden anjchließt. Eine wifjenjchaftliche Erkenntniß des Eigenthums⸗ 
begriff kann freilih in den Quellen des Mittelalters kaum erwartet werben; 
das Rechtsleben desjelben, das jeine Geftaltungen nicht nach abjtracten Regeln, 
jondern nach thatfächlichen Intereffen bildete, bringt das Eigenthum nicht immer 
als fcharf begrenztes Inftitut und in ftrenger Felthaltung feines Weſens zur 
Erjcheinung ?). Daraus erklärt fich zunächft, daß das Wort Eigentum nicht 


in den Beftand bes Nachlaffe® eigenmächtig eingreifen fol. Selbſt der, welcher befugt ift, 
etwa die Heraußgabe einer im Nachlaſſe befindlichen Sache zu fordern, darf fie ſich nicht eigen- 
mächtig nehmen. Thut er e& doch, jo kann der Nadjlagpfleger oder ber Erbe poſſeſſoriſch die 
NRüdgabe der Sache fordern, ohne daß der Bellagte auch nur einredeweife behaupten dürfte, die 
Sade gehöre ihn und der Erblaſſer habe kein Recht auf fie gehabt. 

6) Stobbe 8 76. 

7) REB., 8 939, 999. 

1) Es hat nicht an Schriftftellern gefehlt, welche dem deutfchen Rechte den Begriff des 
Eigenthums ganz ableugnen wollten und zwar mit dem Scheine eines befonderen Berftänd- 
nifjes des innerften germaniſchen Genius. So 3. B. Bollgraff im Beilageheft zum 9. Bande 
des Archivs f. civil. Praxis ©. 40. Philipps, Deutih. Pr.-R. (8. Aufl. Bd. 2 ©. 6 fig.) 
Damit hängt e8 auch zufammen, wenn man im Hinblid auf die Behandlung der Mobiliarfrage 
ganz allgemein die abfolute Wirkſamkeit des Eigenthums als eine dem deutfchen Rechte principiell 
widerfirebende Eigenthümlichteit des romiſchen Rechts darftellen wollte, &. dagegen bie Bemer- 
tungen Dunker's in der Zeitihr. für deutſches Recht Bd. 2 ©. 181 und 187 fig. 

2) Daß man den Inhalt des Eigenthums volltommen kannte, kann Niemand leugnen, 
ber in bie Rechtsquellen ded Mittelalters einen Blick geworfen hat. Vgl. and) Dunker a. a. O. 
S. 188. Siehe bef. d. Ki. Kaiferrecht LI Eap. 90. Im Sachſenſpiegel kommt zur Bezeichnung 
des Eigentbums vor: eigentliche Gewere, Eigen, Erbe. Auch war man fich feiner Gegen⸗ 
ſätze, jura in re aliena, als Leibzucht, Nutzung, Lehen bemußt. Vgl. Sip. II, 44 $ 8. Aber 
auch hier tritt und das in 8 61 Bemerkte im feiner conereten Anwendung auf das Eigenthum 
entgegen. (Das Wort „Eigenthum“, der Ausdrud für den abftracten Rechtsbegriff, kommt erft 
im viergehnten Sahrhunderte vor.) — Ueber die dem beutjchen Rechte angehörenden Partieen der 
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jelten als iventifh mit dem Worte Vermögen gebraudt wird, eine An- 
wendung, welche fich in der Sprache bes Volks und einiger neuerer Geſetz⸗ 
gebungen erhalten hat?);, es liegt darin nicht eine materielle Erweiterung des 
Eigenthumsbegriffs, jondern nur eine Dürftigkeit des juriftiichen Denkens, das 
für die Vielheit rechtlicher Zuftändigkeiten nur die einzige Formel des Eigen- 
thums Tannte. Daher war ed auch möglich, daß man gewiffe dem deutſchen 
Rechte eigenthümliche Nutungsrechte, welche vermöge ihres weiten Umfangs dem 
Eigentbume nahe treten, ebenfalls als eine Art Eigenthum auffaffen konnte; 
dies bat Veranlafjung zur Aufftellung der eigenthümlichen Lehre vom getheilten 
Eigenthum gegeben, deren Erwähnung und Beurtheilung unerläßlich ift. 


8 71. 


Neuere Gefetgebungen !) jowohl, al8 ein alter Gebrauch der Nechts- 
gelehrten ?) haben gewiſſe ſehr weitgreifenve dingliche Rechte an fremden Sachen 
als ein wirkliches Eigentfum (dominium utile oder Nutzeigenthum) aufgefaßt, 
welches neben dem urjprünglichen Eigentbume (dominium directum oder Ober- 
eigenthum) ftattfinde. Zu den Fällen dieſes |. g. dominium utile bat man 
namentlich) das Necht des Vaſallen am Lehngute und die verjchiedenen Arten 
der bäuerlichen Gutsrechte gezählt, welche einen |. g. Obereigenthümer voraus- 
fegen, mithin Rechte, welche durch eine utilis res vindicatio gefchüßt werben. 
Jedoch hat man es nicht oder wenigitens nicht allgemein gewagt, an dieſe Ein⸗ 
tbeilung auch die Folgerung zu Inüpfen, daß dem f. g. Nuteigentbümer alle 
wirklichen Eigenthumsrechte zulommen müßten®). Diefer Sprachgebrauch bat 
feinen gejchichtlichen Grund in dem Mißverftändnifie einer Ausprudsweije der 
Bloffatoren +) und widerfpricht jowohl dem Charakter des Eigenthums über- 


Eigentbumslehre vgl. au: Randa, Das Eigenthumsrecht nad) öfterr. Rechte u. ſ. w. (2. Aufl.) 
1. Hälfte 1893. 

8) So 3.2. d. Pr. ER. I, 8 8 1, und Oefterr. GB. Art. 853: „Alles, mas jemanden 
zugehört, alle feine körperlichen und unlörperliden Sachen, heißen fein Eigentum.” Ueber 
diefen Gebrauch im älteren Rechte |. die bei Kraut, Grundr., 8 92, augeführten Urkunden. 
Offenbar ift e8 aber ein Irrthum, wenn man annimmt, daß darin die Eriflenz eines Eigen⸗ 
thums an Rechten begründet fei; e& handelt fi in der That nur um einen populären, an das 
ältere Naturredht eriunernden Sprachgebrauch. Das merkwürdige Beijpiel eines folgenreichen 
Mißbrauchs diefer Art ift das „literarifche Eigenthum‘. Auch das „Bergwerkseigenthum“ ge⸗ 
hört hierher. ©. Förſter, Theorie des — preußiſchen Privatr. II (1868) ©. 185 fig. 

1) Bgl. Oefterr. ©B. $ 357, Pr. ER., Th. I Tit. 8 $ 16. Codex Maxim. Bavar. II, 
2 8 2. Sogar die Reichsgeſetze (Kammergerichtsorbn. v. 1521, Tit. 82 8 2 und Inst. pac. 
Osnabr., Art. 11, $ 12) gebrauchen dieſen Ausdrud. 

2) Vgl. Runde, Deutſches Pr. R. (7. Ausg.) $ 264. 

:) 3. B. das Recht auf den Schatz (jedoch ſpricht ihn daB Pr. LR. a. a. O. Tit. 9 
8 94 fig. allerdings dem f. g. dominus utilis ganz und das Oeſterr. GB. $ 899 wenigſtens 
zur Hälfte zu), die insula nata, und namentlid das Recht der Konfolidation auch auf Seiten 
des Nutzeigenthümers. 

4) Die Stellen der Gloſſe, welche zu diefer Terminologie Beranlafiung gegeben haben, 
nennen nämlich dominium utile diejenigen Rechte, welche mit einer utilis (nicht directe) vindi- 
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baupt 5), als er auch in der Ausdrucksweiſe der Quellen des beutfchen Rechts 
feine Unterftügung findet 6). Obſchon man anerkennen muß, daß die fo be- 
nannten Befig- und Nubungsrechte eine auferorbentliche Selbftändigfeit haben, 
und daß thatjächli in ihnen wenigſtens jetzt der Schwerpunkt jener Leihever- 
hälmiſſe enthalten ijt, fo hören fie darum doch nicht auf, Rechte an fremden 
Sachen zu fein und werben demnach auch richtiger als folche bezeichnet. * Auch 
das Reichsgeſetzbuch läßt den Begriff des Untereigenthums fallen. 


2. Aiteigenthum und Gefammteigenthum ?). 
8 72*, 


Dem älteren wie dem neueren beutfchen Rechte ift eine Form des Mit- 
eigentbums, welche mit der des römiſchen condominium im Wefentlichen 
übereinftimmt, wohl befannt: die Sache ift zwiichen den Miteigenthümern zwar 
nicht reell, aber doch ibeell nach Quoten getheilt, und jeder Miteigenthümer 
kann über feine Quote felbftändig verfügen, fie 3. B. veräußern, verpfänden, 
im Proceßwege geltend machen. 

Aber das deutſche Recht ift reicher wie das römiſche. Es hat neben ber 
Form des condominium, die man auch als die Form des ſchlichten Mit- 
eigenthums bezeichnen Tann, noch eine zweite Miteigenthumsform, die ber 


catio verfolgt werben, 3. B. bie bonorum possessio, die superficies und emphyteusis. Bgl. 
Glossa ad L. 1 et 2, Dig. de bonor. poss. (37, 1), ad L. 2 D. de superf. (45, 18), ad L. 1 
D. si ager vectigal. (6, 8). ad L. 3 D. de usurp. (41. 8), ad L. 1 Cod. de thes, (10, 15). 
Die Aehnlichkeit der Emphyteuſe, welche die Gloſſe fo bezeichnete, veranlaßte zunächft die Aus— 
dehnung der Ausdrudämeife auf da8 feudum durch die Gloſſe ſelbſt. Ein Mißverſtändniß biefer 
Bedeutung des Wortes utilis, welches man al® gleichbedeutend mit Nutzungsrecht anfah, 
gab jenem Ausdrud eine ganz neue Bedeutung und veranlaßte die Theorie vom getheilten 
Eigenthum. Diefen Nachweis Hat geliefert Thibaut, Civil. Verſuche, II, 8. 
5) Bol. Thibaut a. a. O. 


6) Dies ift freilich im neuerer Zeit mehrfach behauptet worden. Beſonders hat es Phillips 
(Deutfhes B.-R., Bd. 2 ©. 19) verſucht, deutich-rechtliche Elemente zu entbeden, welche diefe 
Theorie unterftügten. Siehe Dunker in der Zeitichr. f. deutfch. Recht, Bd. 2 ©. 177 fig, 
der den Nachweis geliefert hat, daß das deutſche Recht dieß ſ. g. dominium utile nirgends 
flatuirt, fondern die darin enthaltenen Rechte überall als Rechte an einer fremden Sache an- 
erkeunt. — Bon Neuem, aber ohne neue Gründe, wird die Theilung des Eigenthums ver- 
theidigt von Beſeler, Syſtem 8 82%, Buntſchli, D. Pr R., 1 $ 60 (der ſich bie Sache durch 
Ueberſetzung bes Worte „Eigenthum“ in das Wort „„Herrichaft” erleichtert), und von Walter, 
D. Pr-R., $ 132. — Diefer fragt (Anm. 10), ob nicht die Jurisprudenz auch neue Begriffe 
formuliren dürfe? Gewiß, aber fie müſſen richtig fein und einem Bedürfniß entſprechen. — 
S. Gierte, Entwurf, S. 824. Förſter, Theorie des — preuß. Privatrechts, 2. Bd. (1868), 
©. 181 fig. 

1) Dunker, Das Geſammteigenthum (1843); Stobbe in der Zeitfch. f. Rechtsgefchichte 4 
©. 207; Derf., Privatrecht II $ 81; Biere, Genoſſenſchaftsrecht, 1 ©. 424, II ©. 924; Derf. 
GSenofienichaftstheorie in den im Aegifter unter Miteigenthum, gefammte Hand, Gejammteigen- 
thum genannten Stellen; Derf. in Belter’® und Fiſcher's Beiträgen zum Entwurf, Heft 17 
(1890). Heußler, 1 ©. 223. 

17. Aufl. 9 


- — — — 
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„geſammten Hand') ausgebildet, urſprünglich für ſolche Miteigenthümer 
beſtimmt, welche im gemeinſamen Haushalt bei einander ſitzen, ſpäter aber 
auch für Miteigenthümer mit getrenntem Haushalt anerkannt. Für die ge⸗ 
ſammte Hand iſt weſentlich, daß jeder Miteigenthümer zwar eine Quote der 
gemeinſamen Sache fein eigen nennen kannꝰ), daß er aber nicht befugt iſt, 
rechtlich über diefe feine Quote zu verfügen, daß vielmehr Verfügungen über 
bie Sache nur von allen Miteigenthümern gemeinfam — d. h. eben: „zu ge- 
fammter Hand’ — gefchehen können. Nach älterem Recht war ferner wenig. 
ftens für die wichtigften Anwendungsfälle der gefammten Hand noch eine zweite 
Regel harakteriftiih: ftarb ein Gefammthänder, ohne Nachkommenſchaft zu 
binterlaffen, fo traten nicht feine Seitenverwandten als Erben an feine Stelle, 
fondern fein Antheil fiel an die Übrigen Gefammthänder (Conjolidationsprincip): 
im neueren Recht hat fich diefe Regel nur ausnahmsweife, z. B. für bie ehe 
lihe Gütergemeinfchaft erhalten. 

Die gefammte Hand findet ihre Hauptanwendung im Familiengüterrecht 4), 
namentlich bei der ehelichen Gütergemeinfchaft, fowie bei mehreren Formen der 
bandelsrechtlihen Geſellſchaften, nämlich der offenen Handelsgeſellſchaft, ber 
Commanditgejellihaft und ver Rhederei; nach dem Reichsgeſetzbuch 8 658 fol 


2) Gerber verwirft diefen Begriff nicht ganz, fertigt ihn aber in einer Anmerkung von 
2 Zeilen (S. 126) ab: „aus befonderen Gründen (fei) die Konftatirung der Quotalberech⸗ 
tigungen einftweilen ſuspendirt“. Im Uebrigen bemerkt er mit Rüdficht auf die mittelalter- 
lihen Duellenzeugniffe über die gefammte Hand: „Der eigentliche Schlüffel zur Löjung der 
duch die Fafjung der Urkunden über die oben genannten Berhältniffe entftandenen Schwierig« 
feiten liegt in der Betrachtung der eigenthümlichen Bildungsform bes beutfchen Rechts, 
welches die Bildung ber RechtSverhältniffe nicht der Herrichaft beftimmter, durch die Natur des 
Recht gebotener Brincipien, fondern der freien Geftaltung der factifchen Lebensverhältniffe an⸗ 
beim giebt, und den dadurch entitandenen Zuftänden die rechtliche Beglaubigung mehr nur al8 
ein äußeres formelle8 Element — als einen bloßen Stempel — binzufügt”. Die 
jetjige Jurisprudenz müſſe aber die Begriffe ſchärfer beftimmen. „Im Gegenfate hierzu will 
wieder Trummer (Merkw. Erſch. in der Hamb. Rechtsgeſch. Bd. 3 (1850) ©. 247 fig.) dieſe 
Unklarheit feftgehalten twiffen. Müßte ich die Aufgabe eine Dogmatikers des Ddeutichen 
Privatrecht? bloß darin ertennen, Anſchauungen zu fhildern und zu beichreiben, bei denen fich 
das mittelalterliche Hecht nad feiner Geiammtanlage beruhigen durfte, jo könnte ich den Be⸗ 
mertungen Stobbe’® a. a. O. ©. 216 flg. vollftändig beitreten. Da aber unfere Aufgabe zu⸗ 
glei die if, die pofitiven Elemente des deutſchen Rechts auch für die Gegenwart zu 
erhalten und zu befeftigen, fo ift die Forderung ganz unabweisiih, fie in der Weife zu ent- 
wideln, daß fie in unferem durch dıe Aufnahme des römifchen Rechts ganz veränderten Rechts- 
organismus überhaupt noch beftehen können. Ueber die Ausführung diefer Aufgabe in dem 
Sinne, daß der materielle Charakter der überfommenen Inſtitute nicht geſchädigt werde, können 
berfchiedene Anfidhten beſtehen; wer aber jene Aufgabe felbft ablehnt, verneint damit überhaupt 
die Berechtigung dogmatifcher Rechtswiſſenſchaft“. Mau darf nur gegenüber Gerber behaupten, 
daß die im Zert gegebenen Begriffe in Wahrheit ausreichend fcharf beftimmt find. 

8) Heußler, 1 S. 238. Gierke, Genoffenichaftstheorie, S. 845°. Dagegen wollen Stobbe, 
II 8 82° u. die Entſch. des Reichdger. 9 ©. 144, 25 ©. 256 überhaupt gar keine Eintheilung nach 
Duoten gelten lafien. Auch REB. 8 920 läßt „Bruchtheile‘ nur beim fchlichten Miteigen- 
tum gelten. 

4) Im preußifchen Hecht auch bei Diiterben. Br. LR. I, 17 8 127, 151. Dernburg, 
Preuß. Privatredit, 3 8 238, 
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fie aber außerdem bei allen (vertragsmäßigen) Gefellichaften Anwendung finden, 
jo daß die Form des fchlichten Miteigenthums ganz in den Hintergrund ge- 
drängt wird und eigentlich nur für Miterben) und für Fälle der communio 
incidens ®) anwendbar bleibt. | 

Der römiſche Grundſatz, daß die Art, wie die gemeinfame Sache zu be- 
nugen und zu verwalten ift, nur durch einftimmigen Beſchluß der Miteigen- 
thümer beftimmt werben kann, ift in ven beutichen Geſetzen meiftens fallen 
gelafjen, vielmehr entjcheiven darüber Mebrheitsbeichlüffe, wobei die Mehrheit 
nicht nach Köpfen, fondern. nach Verhältniß der Antheile ber einzelnen Mit. 
eigentbümer berechnet wird’). Dagegen wird der römifche Grundfag, daß bie 
Auflöfung der Gemeinfchaft nur auf Zeit. ausgefchloffen werden kann, meiſtens 
fejtgebalten ®); erſt das Reichsgeſetzbuch erlaubt, daß vertragsmäßig eine Rechts. 
gemeinihaft auch auf ewige Zeit begründet wird; doch foll dieſe ewige Ge- 
meinjchaft ſchon auf Verlangen eines einzigen Genofjen aufgehoben werden 
fönnen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, aljo z. DB. dann, wenn die Mehr⸗ 
heit ihr Uebergewicht zum Nachtheil der Minderheit mißbraucht 2). 

Doch gelten bie vorftehenven Regeln nicht für alle Arten von Gemein- 
ſchaften. Vielmehr find z. B. bei der offenen Handelsgefellichaft Mebrheits- 
beichlüjfe über die Benutung der gemeinjamen Sachen unzuläffig, und bei der 
Rhederei Tann der einzelne Genoſſe bie Aufhebung der Gemeinſchaft felbft dann 
nicht fordern, wenn ein wichtiger Grund ihm zur Seite fteht. 

Verſchieden von dem ſchlichten Miteigenthum und der gefammten Hand ift 
das Geſammteigenthum:). Diefes liegt vor, wenn bei einem mit 
juriſtiſcher Perſönlichkeit ausgeftatteten Vereine die Vereinsmitglieder an dem 
Bereinsvermögen feite, auch nach außen bin wirkfame Rechte haben. Denn es 
geht nicht an, in ſolchen Fällen das Eigenthum allein dem Vereine zuzuſprechen 
und die Nechte der Mitglieder als bloße jura in re aliena anzufeben; haben 
Doch die Mitgliever ihre Rechte am Vereinsvermögen gerade deshalb, weil fie 
Mitglieder des Vereins find, alfo weil ihnen das Vereinsoermögen nicht ein 
alienum ift. Ein Eigenthum, welches einem aus einer Mehrzahl von Mit- 
gliedern zufammengejegten Vereine zufteht, kann eben jehr leicht um diefer be- 
fonderen Eigenthümlichleit feines Subjekts willen eine andere Geſtalt erhalten 
als das einer Einzelperfon zuftehende Eigenthum. Es Tann fich deshalb ein 
Rechtsſatz herausbilden, welcher die Eigenthumsbefugnifje nebeneinander — ganz 
oder getheilt — dem Verein ald Ganzem und den einzelnen Mitgliedern ge- 


— 


5) Enw. IS 2051. Ob Entw, II hieran etwas ändern wird, fteht noch dahin. 

6) REB. 8 683, 

7) Pr. ER. I, 17 812, RGB. $ 681. Beſchränkter Sächſ. GB. 8 881. 

8) Pr. ER. I, 17 8 289, 118. Sächſ. EB. S 338. Ausnahmen gelten nur für ge» 
wiſſe Arten der Nechtögemeinfchaft, 3. B. die Allmenden, die Rhederei, die Gewerkſchaft. 

9) RGOB. 8 685. 

10) Gierke ©, 318, 
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währt!) Eben für ein foldhes Nebeneinander der Eigenthumsbefugniffe ift 
ber Ausprud Geſammteigenthum fehr angemefjen. 


3. Beſchränkung des Inhalts, 
A) Weſchraͤnkung des Beräußerungsredits. 
Einleitung. 
8 731)*, 

Tas altdeutfhe Necht kannte urfprünglih ein Brivateigenthum nur an 
Fahrniß ?). Als fih dann fpäter langfam auch an Grundſtücken das Privat- 
eigentbum entwidelte, war das altdeutjche Recht doch weit entiernt, dem ein- 
zelnen Grundſtücksbeſitzer nunmehr fofort die Macht beliebiger freier Verfügung 
über die von ihm erworbenen Liegenfchaften zuzugeftehen, ſondern es ging 
davon aus, daß der Erwerb ver Liegenfchaft nicht ausichlieglich für die Perjon 
des Erwerbers geſchehe, vielmehr für ihn und fein Haus, für ihn und feine 
Familie ?). So entftand der wichtige Sat, daß Niemand feine Grunditüde gegen 
den Willen feiner Familie, feiner nächften Erben zu veräußern befugt fei*). 


11) Gerber und die meiften Andern belämpfen dieſe Borftellung. Sie führe auf ein 
condominium plurium in solidum, und das ſei begrifflid; unmöglich. Ich möchte wifjen, warım ? 
Daß mehrere Perfonen eine Forderung nebeneinander als Gläubiger in solidum haben, iſt dod) 
gar nicht zu beanftanden, und was bei der Forderung geht, geht auch beim Eigenthum. 
Natürlich werden die beiden Solidar-Eigenthümer miteinander leicht in Widerftreit kommen. 
Aber ift da8 etwa bei Solidarforderungen nidyt der Fall? Der Widerftreit kann ja gelöft 
werden. Es kann vorgehen, wer zuerft kommt. Es kann durch Theilung der Zuſtändigkeit 
bald der eine, bald der andere den Vorrang befommen. Es braucht audy keiner vorzugehen, 
fo daß im Streitfall — falls nicht ein Theil nachgiebt — beide Theile unthätig bleiben müſſen. 
Befteht hier nun wirklich das logiſche Bedürfniß, einen von beiden Theilen überzuordnien, ihn 
für den Alleineigenthlimer zu erklären, den andern auf jura in re aliena zu beichränfen ? 
Wenn nun aber feiner der obere ift, ſondern beide ſich da8 Gleichgewicht halten, fol man baum, 
der Logik zu Ehren, zwifchen ihnen lofen? Oder ift e8 logifch norhmendig, alsdann jeden ber 
beiden Theile auf ideelle Antheile zu befchränfen, da doch der Verein ald Ganzes über alle 
Antheile verfügen kann ? 

1) Eichhorn, Rechtsgeſchichte, 88 56, 3595 Sydow, Erbrecht des Sadjfenfp. (1823) ©. 179; 
Beleler, Erbverträge, 1 $ 5, 8 ©. 6; Pauli, Abhandl. aus dem lübiſchen Recht, I (1837); 
Dreves, Abhandl. ans dem hamb. Erbrecht, I (1844, dazu Pauli, Ztſch. f. D. R., 10 ©. 326); 
@erber, Meditationes ad locum Spec. Saxon. I 52 (1847); Sandhaas, Germaniftiihe Abh. 
(1858), Nr. 35 Homeyer, Ueber die Heimat nach altd. Recht, insbeſ. das Hantgemal (1852), 
©. 35; Siegel, D. Erbrecht (1853), S. 88; Zimmerle, D. deutihe Stammgutsſyſtem (1857); 
Schröder, Ztſch. f. Rechtsgeſch, 9 (1870) ©. 410; v. Amira, Erbenfolge und Berwandt« 
ſchaftsgliederung nad den altniederdeutihen Rechten (1874), ©. 105; Gierke, in der Ztſch. f. 
Rechtegeſch, 132 ©. 482 (1876); Fipper, Beiſpruchsrecht nad) altfähl. Recht (1879); 
Heußler, 1 S. 277, II ©. 54; Schröder, Rechtsgeſchichte, F 85°, 81°, Roſin in Ihering's 
Jahrb., 32 ©. 328 (1893), 

2) Brunner, Rechtsgeſchichte, 1 ©. 58, 159. 

3) v. Amira, a. a. DO. ©, 57, 212; Gierle, Ztſch. f. Rechtsgeſch, 12 ©. 482 (1876) 
Heusler, 1 ©. 227, I1 ©. 54 ; Echröder, ©. 268; Rofin, ©. 328. „Ueber flavifche® Recht v. 
Richthofen, Singuläre Erbrechte an fchlefiihen Rittterglitern (1843), S 7.” 


4) L. Sax. c. 6%: nulli liceat traditionem hereditatis sune facere . . ut heredem suum 
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In feinem Grundgedanken ijt diefer Sag altes gemeinveutfches Recht ge- 
wefen 5). Seine Durchführung im Einzelnen war dagegen bei den verfchiedenen 
Stämmen ſehr ungleihmäßig. So verlangte man in Süddeutſchland, daß bie 
nächften Erben bei der Deräußerung pofitiv mitwirkten, daß der Befiter das 
Grundſtück mit den Erben zu gefammier Hand veräußerte: die Erben galten 
bier alſo geradezu als Miteigentbümer, und der Befiger hatte nur das aus⸗ 
ſchließliche Verwaltungs⸗ und Nutzungsrecht, nicht aber die Macht rechtlicher 
Verfügung vor den Erben voraus 32). Nach ſächſiſchem Nechte genügte es da⸗ 
gegen, wenn die Erben nur binnen Jahr und Tag feinen Widerfpruch gegen 
die Veräußerung erhoben: bier war aljo der Befiter alleiniger Eigentümer, bie 
Erben aber waren mit einem jus in re aliena, mit einem binglichen „Bei—⸗ 
ſpruchs“⸗ oder „Wartrecht“ ausgeftattet. Noch wichtiger war ein anderer 
Unterſchied. In Süddeutſchland ließ man bei der Veräußerung nur die -nicht 
abgejchichteten Söhne des Befigerd mitwirken: die Söhne gaben, fobald fie 
ſich abjchichten ließen, die Gebundenheit des väterlichen Beſitzes preis, und 
deshalb war ihre Zuftimmung zur Veräußerung unnöthig; um fo weniger war 
ber DBefiger, welcher der Söhne ganz ermangelte, genöthigt, etwa die Zuftin- 
mung von Seitenverwandten ®) einzuholen, c8 fei denn, baß er mit diefen 
Seitenverwandten noch unabgetheilt in gemeinſamem Befige ererbter Güter faß. 
Hingegen ließ das fächfiiche Hecht die Gebundenheit des Grundſtückseigenthümers 
troß der Abfchichtung oder Abtheilung mit den Söhnen oder Seitenverwandten 
fortbeſtehen; der Befiger mußte alfo auch von feinen abgejchichteten Söhnen 
und in deren Ermangelung von dem nächften Seitenvermandten die Zuftimmung 
zur Grundftüdsveräußerung einholen 7). 

War die Veräußerung ohne Zuftimmung des nächſten Erben erfolgt, fo 
ließ e8 das Geſetz nicht etwa dabei bewenden, bie Veräußerung für nichtig oder 
anfechtbar zu erklären, vielmehr war das zu Unrecht veräußerte Gut fofort 
dem Erben verfallen; er konnte das Gut an fich ziehen, gleich als fet bie 
Deräußerung nicht gefchehen und der Veräußerer gejtorben®); zur Erftattung 


exheredem faciat nisi forte famis necessitate coactus. L. Burg. I, 24 $ 5, 51 8 1,848 1. 
L. Baiuv. I, 1u. |. f., aus fpäterer Zeit Sip. I, 52 8 1 und zahllofe andere Belegftellen. 

5) So Heußler und Schröder, während Beſeler Erbverträge, 1 S. 48, Lewis, Succeſſion 
ber Erben in die Oblig. des Erblaſſers (1864), S. 7, Ficker, Unterfuhungen zur Erbenfolge 
der ofigermaniichen Rechte (1891), I ©. 229, 248, 271 die Regel nur als jüngeres partituläres 
Recht gelten laſſen tollen. 

5a) v. Amira, a. a. O., ©. 57. Heusler, 1 S. 228. Abm. Gierke, a. a. O., ©. 482. 

6) Den Eeitenverwandten find auch die Vorfahren des Beſitzers gleichzuftellen. 

7) Hensler, 1 S. 227 fig. 

8) Sſp. I, 52 $ 1: ane erven gelof.. ne mut nieman sin egen . . geven . .; gift he’t 
weder rechte sunder erven gelof, die erve underwinde’s sik mit ordelen, als of he dot si 
jene de’t dar gaf. Der Erbe machte alfo geradezu einen Gewinn, da er da8 Gut noch bei 
Lebzeiten des Erblaſſers erhielt. Die Klage ging übrigens nicht bloß gegen den eriten Er— 
werber, fondern auch gegen beffen Rechtsnachfolger. Sie ift alfo dinglich. Heusler, II S. 59 
Rofin, S. 405. Ohne Begründung beftreitet Stobbe 8 87 die Dinglichkeit uud till die 
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des von dem Erwerber an den Veräußerer gezahlten Kaufpreifes war ber Erbe 
nicht verpflichtet. Hatte aber der nächfte Erbe die Veräußerung genehmigt ober 
batte er, indem er die Anfechtungsflage nicht binnen Jahr und Tag erhob, fein 
Recht an dem Grundftüde „‚verjchwiegen‘‘, fo war die Veräußerung vollgültig; 
es war alfo feine Rebe davon, daß nunmehr etwa ftatt des nächiten Erben die 
entfernteren Verwandten ein Beilpruchsrecht gehabt hätten): die Gebundenheit 
des Guts zu Gunſten der Familie geltend zu machen, war nicht die Gefammt- 
heit der Samilienmitglieder oder der Schwertmagen, jondern nur der nächte 
Erbe befugt. 

In gewiffen Ausnahmefällen war die Veräußerung troß mangelnder Zu- 
ftimmung des Erben gültig; jo namentlich im Falle echter Noth, ganz befonders 
alfo dann, wenn der Befiter fi nur durch die Veräußerung vor der Schuld- 
nechtichaft zu retten vermochte 19). 

Das Soeben gejchilderte altdeutfche Recht bat noch bis tief in das Mittel- 
alter hinein Geltung behalten. Indeß ward es bald als eine läftige Feſſel für 
ben Grundftüdsverlehr empfunden. Man gab deshalb — theilweife fchon im 
frühen Mittelalter — wenigftens für „‚wohlgewonnene‘‘ Güter, d. 5. Grund- 
ftüde, welche der Befiker unter Lebenden, 3. B. durch Kauf oder Tauſch er- 
worben, die Veräußerung frei und ließ das Beifpriuchsrecht des Erben nur für 
Erbgüter, d. h. Grunpdftüde, welche ber Befiker durch Erbgang erlangt 
hatte, fortgelten 11). Aber auch in diefer Beichränfung 1?) vermochte ſich das 
alte Recht nur partikulär zu Halten!3), warb feit dem 16. Jahrhundert zu 
einer Befonderheit einiger weniger norddeutſcher Rechtsgebiete und iſt in neuefter 
Zeit auch Hier aufgehoben 19). Damit ift Die gejeglihe Bindung des Grunb- 
befites zu Gunften der Familie des Befierd aus dem geltenden Rechte ver- 
ſchwunden 15) — ausgenommen aus dem Übelsrechte, in defjen Gebiet fie auch 


Klage als actio personalis in rem scripta auffaſſen; auch Gerber 8 81? ift gegen bie Ding- 
lichkeit. Siehe auch Laband, ©. 262. 

9) Gosl. Statuten, S. 28: Let en ervegut. . dat sin neyste erve vulbordet, de an der 
sibbe vernere is, de mach dat nicht weder spreken. Abw. Amira, ©. 134. 

10) Siehe L. Sax. c. 62 (oben Anm. 4). Daß Sip. I, 52 8 ı den Ausnahmefall der 
echten Noth nicht erwähnt, ift wohl nur Zufall, Stobbe, $ 87, Andere Ausnahmefälle waren 
zeitweife die VBeräußerungen an König und Kirche. 

11) Nach Stobbe 8 87 ift die erſte Spur der Beſchränkung des Beiſpruchsrechts auf 
Erbgüter das Wormſer Dienftredht von 1024 c. 2, 

12) Eine andere Abſchwächung des alten Rechts ift die Verwandlung des Beiſpruchsrechts 
in ein Näherrecht. Siehe 8 179. 

18) Gerber S. 134*, ® nennt folgende Belegftellen: Lub. Recht I, 10, 6, Hamb. Stat. III, 
1, 4, Lumeb. Stabtr. 4, 1, Berd, Brem. Güterredht der Ehegatten (1832), Arm. 223—283, 
Sächſ. Conflit. v. 1572, II, const. 11, 81, Haubold, Sächſ. R. $ 396. Ueber Hannover PBufen- 
dorf, Observ. jur. univ. III, obs. 15, IV, obs. 88—70, Hagemann, Pralt. Erört. VII, Nr. 36; 
über rhein. Brovinzialrechte Walter, Syftem, $ 186*. Siehe auch Buttel, Arc. f. d. Praris 
des in Oldenb. geltenden R.'s, II ©. 54, Steun, ebenda, I ©. 270. 

14) In Bremen 1888, in Lübed 1862. Stobbe, $ 137°, 

15) Gerber $ 82° fagt no: das Inftitut fei „den Berfchwinden nahe”. Siehe aber 
Stobbe $ 1875, T, 
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durch das Reichsgeſetzbuch nach Maßgabe des Landesrechts in Geltung belafien 
if. Bon diefem Adelsrechte ift im Folgenden näher zu handeln. 


a) Die adeligen Stammgiüter?). 
S 74*. 

Die Gebundenheit des Grundbefiges zu Gunften der Familie des Beſitzers 
batte urfprünglid — wie foeben gezeigt — mit den bejonderen Verhältniſſen 
des Adels nichts zu thun, fondern galt ebenfogut für den Bauern und Bürger 
wie für den Ritter. Als nun aber bereits im Miittelalter die Gebundenheit 
des Grundbeſitzes ſich loderte empfand es der Abel tiefer, ald bie anderen 
Klaſſen der Grundftüdseigenthlimer, daß die Freiheit der Veräußerung, fo be- 
quem fie für den jeweiligen Befiker eines Guts war, doch die Macht, das An« 
jehen und den Neichthum des Standes und ber Tamilie, welcher der Beſitzer 
angehörte, nothiwendig beeinträchtigt... Und kraft feines ſtarken Standes, und 
Familienbewußtſeins war der Adel bereit, auf dieſe Freiheit Verzicht zu leiften. 
So entitand jeßt ein bejonderes Recht des Adels. Was früher für alle Grund- 
jtüde gegolten, war nun ein Ausnahmerecht adeliger Güter geworben | 

Freilich war die Nechtsentwidelung Teine gleichmäßige. Nur der hohe 
Adel hat das Ausnahmerecht allgemein durchgeſetzt; die Reichsritterſchaft hat 
wenigitens annähernd das gleiche Ziel erreicht, bei dem fonftigen Adel ift da⸗ 
gegen die gejetliche Gebundenbeit des Grundbeſitzes nur höchſt partifulär ans- 
erlannt worden ?). Trotz diefer Ungleichmäßigfeit ift aber die Rechtsentwidelung 
überaus wichtig gewejen; denn ihre Ergebniffe gehören, anders als die am 
Schluß des vorigen Paragraphen beiprochenen Erbgüter, noch dem Rechte der 
Gegenwart an, und fie find bei dem großen Umfange des hochabeligen und 
reichsritterſchaftlichen Grundbeſitzes fogar von ganz bejonderer praktiſcher Be- 
deutung. 

Die Gebundenheit des adeligen Grunpbefited bat niemals für ſämmtliche 
Grundftüde, die fich im Eigenthum eines Adeligen befanden, gegolten; vielmehr 
bat c8 fogar beim hoben Abel zu keiner Zeit an ungebundenem, „allodialem“ 
Dermögen gefehlt. Gebunvenes „Hausvermögen“ find vielmehr bloß bie 
Stammpgüter (bona aviatica s. stemmatica), welche von alter ber der 


1) Brandt, De natura bonorum avitorum (1746), 9. P. v. Hornthal, Vom teutichen 
Stammgut (1818). Moſer, Familienſtaatsrecht der teutjchen Reichsſtände, I S. 747 fig. 
Kohler, Handb. d. Privatfürftenrechts (1882), H. Schulze, Erb u. Familienrecht der dentſchen 
Dynaftien des Mittelalters (1871). Wippermann, Kleine Schriften juriftifchen und rechts- 
hiſtoriſchen Inhalts 1. (1873). Hefiter, Die Sonderrechte der fouveränen u. der mebiatifirten 
vormals reichsſtändiſchen Häuſer Deutfchlands (1871). Außerdem die bei 8 73, 75 genannte 
Literatur. 

2) Im heutigen Recht Hat der niedere nicht reichSritterichaftliche Adel nur in einigen 
bannöverfchen Bezirken die gefeliche Gebundenheit jeiner Stammgüter durchgeſetzt. So nament- 
li durch das ſtaatlich anerkannte Statut von 1847 die Nitterfchaft des Herzogthums Bremen. 
Stobbe $ 187°. 
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Tamilie gehört Hatten. Neu erworbene Güter treten nur dann zum Haus- 
vermögen binzu, wenn ber Befiger fie diefem Vermögen durch Teftament oder 
fonftige Erklärung ausbrüdlich widmet ?), oder bei vielen Familien auch ohne 
jolche Erklärung, fofern nur das Gut bereit8 in der zweiten Generation ber 
Familie gehört, fofern aljo der jeßige Befiter das Gut von einem Ange- 
hörigen feiner Familie durch Erbgang erworben hatt). 

Das Ausnahmerecht der adeligen Stammgüter entfernte fich übrigens von 
dem altveutfchen Rechte, aus dem es entfprungen ift, wejentlih. Der Sat 
freilich, daß eine unbefugte Veräußerung nichtig 5) fei, wurde wohl allgemein 
beibehalten. Allein die Ausnahme im Falle echter Noth ward fallen gelafien, 
und ftatt der Zuftimmung des nächjten Erben meift die Zuſtimmung einer 
Mehrzahl oder gar aller Agnaten gefordert). Zweifelbaft war, ob bei unbe- 
fugter Veräußerung der nächte Erbe das Gut fofort an fich ziehen burfte ober 
ob er erjt den Tod des Veräußerers abwarten mußte”). 


Das Recht der Agnaten, bei Veräußerung des Guts um ihre Zuftimmung 
befragt zu werben, ift im Zweifel als jus in re aliena aufzufaffen. Das 
Eigentbum des Stammguts ſteht aljo allein dem DBefiker, regelmäßig bem 
Haupte der Adelsfamilie zu.. Bei den Familien, welche die Individualſucceſſion 
nicht eingeführt haben, kann aber natürlich das Gut im Mitbeſitze mehrerer 
Perſonen ftehen, und dieſe find dann Miteigenthümer zu gefammter Hand. Ein 
Eigentbum der ganzen Bamilie als juriftifcher Perfon ift höchſtens particular- 
rechtlich) anzunehmen; daraus, daß die Stammgüter oft als „Hausvermögen“ 
bezeichnet werden, folgt die juriftifche Perjünlichteit des Haufes, der Familie 
nod nicht ®). 

Die wefentlichite Eigenthümlichleit der adeligen Stammgüter, um berent- 
willen fie auch allein an diefer Stelle, in diefem Zufammenhange darzuftellen 
find, tft die Unveräußerlichkeit. Doch Haben die ‚adeligen Stammgüter noch 
weitere Bejonderheiten, die rein agnatifche Erbfolge und meift auch den Vorzug 
der Erftgeburt. Sie find alfo nicht bloß unveräußerliche Güter, fondern vegel- 
mäßig zugleich ımtbeilbare, den Agnaten vorbehaltene Güter ?). 


3) Rofin in Ihering's Jahrb. 32 ©. 345. 

4) So namentlih bei der Bremer Nitterichaft (fiehe oben Anm. 2). Inſoweit ent- 
ſprechen alfo die Stammgüter den bürgerlichen Exrbgütern, von denen im vorigen Paragraphen 
die Rede war. 

5) Gerber $ 82 bei Anm. 9 lehrt ohne Begründung, die Söhne des Beräußerers hätten 
ein Revocationsrecht, die Seitenverwandten einen Retract gehabt. 

6) Dies ergiebt fi, wenn man die Hausgeſetze der hochadeligen Familien vergleicht. 

7) Bol. Roſin a. a. DO. ©. 376 fig. 

8) So wenig daraus, daß das Eigenthum eines Haufes der Hanbelögefellichaft A. & Co. 
zugefchrieben- wird, deren juriſtiſche Berfönlichkeit folgt. Stobbe $ 137 Anm. 7b, Heußler, I 
©. 2361. Abw. Befeler in Grünhut's Ztſch. V S. bau, Gierke, ebeuda ©. 560 fig. Roſin, 
©. 83711. Ueber das Pr. AR. fiehe unten ©. 141?*, 

9) Näheres kann — nach Gerber's Syſtem — erft im Erbrecht mitgetheilt werben. 
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Einige Aehnlichkeit mit den Stammgütern haben die allobificirten Lehen. 
Bon dieſen ift im Lehnrecht zu handeln 1°), 


b) Die Samilienfideicommiffe?). 
8 75. 


* Wie bereitd erwähnt, hatte der nievere Adel eine gefeßliche Bindung 
des Grundbeſitzes zu Gunſten der Familie des Befiterd nur in geringem Unt- 
fange erreicht. Diejenigen Kreife des niederen Adels alfo, welche den Kampf 
gegen die Freiheit der Grundftüdsveräußerung nicht aufgeben wollten, mußten 
darauf bedacht fein, das, was das Geſetz ihnen verjagte, auf dem Wege des 
Rechtsgeſchäfts zu erreichen. Diefem Veftreben diente das Inftitut der 
Samilienfideicommiffe: wie die Stammgüter geſetzlich gebundene Grundſtücke 
find, find die Familienfideicommiſſe rechtsgeſchäftlich, durch freie, willfürliche 
Derfügung des Befiterd gebundene Güter). Demgemäß finden ſich denn 


10) Siehe unten & 188. 

1) „Ph. Knipschild, De fideicommissis familiarum nobilium, 1654. Stryck, Tract. de 
succ. ab intestato Diss. 7. F. 4. v. Moshamm, Verſuch einer Entwickl. der rechtlichen Ver⸗ 
bältnifje bei teutfchen Gefchlechtsfideicommiffen überhaupt und insbeſ. bei Erbverzichten und 
Hegrebienterbichaften, 1817. Dalwigk, Berf. einer philof.-jur. Darftelung des Erbrecht, 
Th. 111. ©. von Sala und Lichtenau, Die Lehre von Yamilien-, Stamm- und Geſchlechts⸗ 
fibeicommiffen, 1838. (Dazu: Died in Schneider's kritiſchen Jahrbüchern, 1840, ©. 305 fig.) 
Zimmerle, Das Stammgutsfyftem, ©. 277 flg. S. etwa auch Cofta, Entwidelungsgefdichte 
ber deutſchen Bamilienfideicomm., 1864. Cine dogmatifche Unterfuhung über da8 Wefen und 
die Natur des Inſtituts |. bei Gerber in feinen und Ihering’® Jahrbüchern, Bd. I (1857), 
©. 53 fig. Eine Darftellung analoger Berhältniffe von Familienftiftungen bei Gerber, ebendaſ., 
Bd. 3 S. 851 fig. Eine neue Bearbeitung ber Lehre giebt Lewis, Das Recht des Fomilien⸗ 
fideicommifje®, 1868; wenn dieſe Arbeit keinen wefentlichen Fortſchritt der Lehre darbietet, fo 
beruht die hauptfächlich darauf, daß die in der Entwidelung bes Inftituts bedeutfamften Fidei⸗ 
commifje, nämlich die des hohen Adels, als Ausflüſſe „autonomifcher Geſetzgebung“ ausgefchieden, 
und in Folge diefed Irrthums das bei weitem widhtigfte Material willkürlich ausgeftoßen wird.” — 
Sreiesleben, Die Familienanwartichaft nad dem neueften Sädfifchen Rechte, 1868. — Sally 
Meyer, Beitr. 3. Geſch. der fibeicommifjarifchen Subftitutionen (1878). Derf., Ztſch. f. Rechte- 
geih. 15 ©. 181. Pfaff u. Hofmann, Comment 3. öfter. GB., Ereurfe, 11 ©. 282 fig. 
Gierke in Eonrab’8 Handwörterb. d. Staatswiſſ., II ©. 413. ©. Defterr. Geſ.B., 8 618 
—645. Br. LR., Th. II Zit. 4. Bad. ER. Art. 577 ca-cv. Bayer. Ediet über. Familien⸗ 
fideicommifie vom 26. Mai 1818. Weimariſches Gef. vom 22. Apr. 1833. Hannov. Geſ. v. 
13. Apr. 1836. Großherzoglich Heſſ. Gef. v. 13. September 1858. Braunſchweigiſches Gef. 
v. 2. Mai 1858. Sächſ. GB. 88 2527 fig. Anhalt. Gef. v. 17. Apr. 1870, 

18) Diefe Unterfcheibung von Stammgut und %.-Fideicommiß ift die herrſchende. Siehe 
z. B. Lewis, S. 35. Abm. Nofin, S. 34514 weil auch die Widmung zu bochadeligem Haus- 
gut auf einem Nechtsgeichäft beruhen kann. Letteres ift richtig, aber dody nicht entfcheidend. 
Denn dur die Widmung eined Guts zum Hausvermögen wird dies Gut einem gefetzlich ge- 
bundenen Grundftüde gleichgeftellt, d. 5. dem gleichen Regeln unterworfen, welche für gefeglich 
gebundene Güter gelten; und zu einer Widmung in diefem Sinne ift eben nur der hohe Adel 
und ein Heiner Theil des niederen Adels befugt. Die $.-Fideicommiffe hingegen beruhen 
alle auf Rechtsgeſchäft; der zum gewöhnlichen Adel gehörige Stifter eines %.-Kideicommifjes 
will aljo das $.-Fideicommißgut keineswegs einem gefetzlich gebundenen Grundſtücke gleiciitellen, 
noch wäre er, wenn er e8 wollte, dazu befugt. Siehe auch unten $ 76°%, 
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auch Stammgüter nur beim hohen Adel und einzelnen befonderd ausgezeichneten 
Kreifen des niederen Adels, während umgekehrt Familienfideicommiſſe ſich vor- 
zugsweiſe beim niederen Adel finden. Webrigens haben die Familienfiveicommiffe 
mit den Stammgütern die weitere Aehnlichkeit, daß auch fie regelmäßig ein 
rein agnatifches Erbrecht und den Vorzug der Erftgeburt annehmen. 


* Die Familienfideicommiſſe gehören dem älteren deutſchen Rechte an !®). 
Als aber das römische Recht in Deutfchland eindrang, wurden fie unpafjender 
Weiſe nach römiſcher 1e) Schablone zurechtgefchnitten: bie „Veräußerungsbe—⸗ 
ſchränkung, welche der Adel (nebjt dem Vorzug der Söhne für feine Güter) 
durch ausdrüdliche Beftimmungen in Zeftamenten, Verträgen und fonftigen 
Willenserklärungen im Intereffe der Erhaltung des Familienanſehens zu be- 
wahren bemüht war, wurde von den Yuriften bes jechzehnten und fiebzehnten 
Sahrhundert8 durch die Auffaffung als eine fipeicommiffariihe Sub- 
ftitution der männlichen Nachfommen gerechtfertigt). Zu dieſer Anſicht 
gefellte fich die Anwendung des von ben italienischen Yuriften ?) für das Lehn⸗ 
recht aufgefundenen Princips der successio ex pacto et providentia ınajorum 


*1b) Brunner, Nechtögefchichte der Urkunde (1880) ©. 190 (für das englifhe Recht 
des 8. Jahrh.'s). Stobbe, II $ 188. Gierle in Eonrad’8 Handwörterb. a. a. O. ©. 414, 

*1e) Der [panifche Einfluß, den Pfaff und Hoffmann a. a. DO. nachgewieſen haben, ift 
doch mehr tbatfächlicher Art geweien. Man abmte bie fpanifchen Majorate maffenhaft nad, wie 
man eine fremde Mode nadahmt. Man befam in weiteren Kreifen bes niederen beutfchen 
Adels jetzt erft recht den Muth, um der „Familie“ willen den Exfigeborenen zu erheben und 
die jüngeren Kinder zu vernacdjläffigen. Aber die Bevorzugung bes Erftgeborenen mar doch 
ſchon längſt auläffig gewefen, ehe man die fpanifche Mode Tannte, und außerdem erichöpft ſich 
das Weſen des F.-Fideicommifjes keineswegs in dem Vorzug der Erfigeburt. Uebereinftimmend 
Gierke, ©. 415. 

2) Knipschildt, a. a. Ö., ©. 11: „— — indeque haec nostra fideicommissa familierum 
Nobilium conservandarum causa constituta dicuntur, quod fidei possessoris alteri de familia 
restituenda committentur et demandentur.“ Dieſe Auffaſſung berubt auf einer außerordent- 
lien Erweiterung des feiner Natur nad) viel befcjränkteren Inſtituts des römischen Familien⸗ 
fideicommiſſes oder fuccefliven Vermächtniſſes — felbft wenn man davon abfieht, daß das rö- 
mifche Familienfideicommiß böchftens für 4 Subftitutionsfälle gilt, während das deutſche zeitlich 
unbeihräntt wirkt. Diefe ift aber nicht bloß der deutichen Jurisprudenz des 17. Jahrh. eigen, 
fondern fand ſich fchon in der ganzen romaniſchen Jurisprudenz jeit Bartolus und Baldus 
bor. Peregrinus, De fideicomm. (1559); Vincentius Fusarius, De substitut (1559); Petra, De 
Sdeicomm. (1608), und Betsius in der Anm. 4 angef Schrift find bie Hauptvertreter biejer 
Richtung. Bei allen diefen wird das Familienfideieommiß des modernen europäifchen Adels⸗ 
recht3 wie eine Cafuiftif des römifchen Fideicommißrecht8 behandelt nnd aus deſſen Rahmen 
heraus entwidelt. Auf diefem Standpunkte ftehen auch Knipfchildt, Stryd (Tract. de succ. ab 
int. diss. VII) und die vielen fpäteren Differtationen. Erſt die neuefte Surisprudenz hatte das 
Inſtitut aus jenen alten Verbindungen heraus zu voller Selbftändigfeit gefördert; nur Lewis 
a. a. DO. führt e8 in der Hauptfache wieder auf den alten Standpunkt zurüd. 

8) Bgl. Accurs. ad II feud. 181; Gl. ad II feud. 45 (‚hoc ideo contingit, quia potius 
prineipali providentia, quam ex judicio sive ex successione ad eum pervenit“). Gl. ad II 
feud. 45 8 1 („— deterior est conditio fillorum — quam agnatorum — quod mirum videtur 
maxime cum paternum [adde: est feudum], quod potius principali providentia videtur ad eum 
pertinere debere, quam judicio defuncti‘‘), 
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auf die fo behandelten Güter *), und e8 entftand daraus ein Inſtitut, welches 
geeignet erſchien, die Neigung zur Erhaltung des Familienanfehens zu befrie- 
bigen °). Denn aus dem genannten Grundſatze der Erftredbarkeit des Willens 
ded Conftituenten auf die entfernteften Gefchlechtsfolger ergab ſich die Unver- 
&ußerlichfeit der Güter; die Vererbung aber auf die ganze Nachkommenſchaft 
war ein fchon von felbft aus der Idee des Stammguts und der Analogie des 
Lehns hervorgehendes Princip, welches auch durch die Annahme der fideicom- 
miſſariſchen Subftitution der männlihen Nachkommen, als einer bloß civi- 
liftifchen Erflärungsart des Inſtituts, nicht geftört werden Ionnte®), während 
fie fi allerdings auf der anderen Seite zur Sicherung des Vorzugs des 
Mannsftamms bei der Succeffion nüglich erwies. Die Behandlung dieſes Ver⸗ 
bältnifjes als Fideicommiß fand noch beſonders barin eine Unterftügung, daß 
man vorzüglich eine tejtamentarifhe Verfügung zur Gründung desfelben für 
geeignet erklärte, der man fpäter die autonomifhe Beitimmung des Adels und 
ben Vertrag zur Seite ftellte ”). In der Verknüpfung diefer Einflüffe find die 
wefentlichften Elemente des Inftituts in feiner beutigen Erſcheinung gegeben. 
Sein Bildungsproceß ift der, daß die Iurisprudenz Sahrhunderte hindurch be⸗ 
müht war, es auf der Grundlage des mit den Mitteln des römijchen Rechts 
entwidelten Willens des Gonftituenten als einzelnes Rechtsgeſchäft aufrecht zu 
erhalten, bis e8 fich allmählich den Charakter eines felbitändigen Nechtsinftituts 
mit eigener innerer Berechtigung erworben hatte 8).“ 

* Auch die Samilienfiveicommiffe haben ſich, wie die hochadeligen Stamm⸗ 
güter, bi8 in die Gegenwart erhalten. Sie erfreuen fich jogar einer gewiljen 
Blüthe, und alljährlich pflegt fich ihre Zahl durch Begründung neuer Majorate 
zu mebren. Zeitweiſe bat freilich eine jedem adeligen Sonderrecht oder auch 
jedem Großgrundbeſitz abholde Gefetgebung die Fideicommiſſe aufgehoben ?). 
Aber nur in einzelnen Theilen Deutjchlands ift die Aufhebung eine dauernde 


4) Vgl. De Primogenitura tractatus — Jacobi, A Saa et J.udovici Molinae. Hanoviae 
1612 (12), durch welches Werk fich fortwährend das Princip ber successio ex pacto et pr. ın. 
hindurchzieht. 3. B. wird ©. 202 fig. da8 Succeffionsrecht des Landesheren nad) der Primo- 
genitur mit dem Suceceffionsrechte in ein ſolches Stammgut gleichgeftellt; nur daß ſtatt ber 
providentis majorum die voluntas und providentia reipublicae figurirt. Dgl. auch ©. 1986, 
S. 301 n.f. m. gl. auch Nic. Betsius, Tractatus de statutis famil. illustr. et nobil, Franco- 
furt. 1611 (12), ©. 758 flg. S. Eichhorn, Staatd- und Rechtsgeſch., 8 540. 

5) Davon ift ſchon früh die Rebe, aber es fcheint doch, als wenn die Erhaltung des 
Samilienglanzes erft im fiebzehnten Jahrhundert ein eigentliche8 Princip geworden jei. 

6) Betsius a, a. D., ©. 405 und 406, der zwar felbft eine ſolche Ausdehnung der Ber- 
äußerlichleit des Fideicommiffes über den vierten Grad nad) der Nov. 159 entfchieden mißbilligt, 
die von ihm bekämpfte Anficht aber als die communis doctorum opinio referirt. 

7) Bgl. Befeler, Erbvertr., 3. Bd. ©. 75 flg. ©. die reiche Beifpielfammlung von Er- 
Hebung der Stammgüter zu Fideicommifjen durch bloße vertragsmäßig feftgefegte Unveräußer- 
Yichleit bei Hellfeld, Diss. de fideicomm. familiar. illustr. (1799), 4, p. 30—50. 

8) Als älteres GSefet darüber führt Beſeler, Syſtem, 8 176, ein bayerijches Gef. v. 
1672 an. 

9) So in Frankreich 1792, in Preußen durch die Verf. Art. 40 u. 1. f. 
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geweſen. Meiſt iſt man darauf zurückgekommen, die Fideicommiſſe weiter zu 
geſtatten, ja fie zu begünſtigen 19). 


8 76. 

Die Verfügung, daß ein Gut unveräußerlich auf alle Geſchlechts— 
folger des Conftituenten ober eines Dritten bis zum Ausgange des Stammes 
und Namens zur Erhaltung des Geſchlechtsanſehens übergeben 
folle, begründet ein Familienfideicommiß !). Fähig zur Errichtung eine? fol- 
chen ift im Zweifel Jeder, welcher Dispofitionsbefugniß über einen zur Grün- 
bung des Familienfideicommiſſes geeigneten Gegenftand hat ?); das Fideicom- 
mißrecht ift alfo Heute nicht auf den Adel befchränft?) und gehört mithin 
nicht eigentlich zum Sonderrechte des Adels; doch kommt e8 thatſächlich fait 
nur beim Adel vor und wird von der modernen Geſetzgebung auch nur um 
der bejonderen adeligen Interefjen willen gepflegt over geduldet. Gegen» 
ſtand des Fideicommifjes kann nur eine dauernde, fruchttragende Sache, aljo 
Srundftüde oder Capitalien fein‘), welchen jedoch auch andere Gegenftände 
als Fiveicommißpertinenzen beigegeben werden können 5); Barticularrechte haben 
häufig die Fähigkeit einer Sache, Fideicommiß zu werden, an das Vorhanden⸗ 
fein eines bejtimmten Ertrags gefnüpft®). Die Errichtung eines Familien- 
fideicommiſſes geſchieht durch den in einem Zejtamente ?) oder in einer jonftigen 
Stiftungsurfunde 8) ausgeiprochenen Willen des Conjtituenten ?); doc, ijt faft 


10) So it Art. 40 ber preuß. Berf. durch Gel. v. 5. Juli 1852 wieder aufgehoben. 
Nur in den Reihslanden und in Oldenburg find die Fideicommiffe noch jet verboten, — 
Stobbe $ 138'? beftreitet die Gemeinrechtlichleit des Inſtituts; danach wären die Fidei⸗ 
eommifje auch in denjenigen Gebieten verboten, welche fie nicht beſonders (durch Geſetz oder 
Gewohnheit) erlaubt haben, alſo 3. B. in den Hanfeftäbten. 

1) Indes zählt das bayer. Gef. von 1818 $ 1, dad Defterr. GB. $ 618 und das 
Pr. LR. a. a. O. 8 28 aud die Beftimmung ber Fideicommißqualität bloß für einzelne 
Geſchlechtsfolger Hierher (ſ. Pfeiffer, Praft. Ausf., Bd. 3 ©. 54). Siehe aber Anm. 28. 

2) Darin liegt zugleich die Beſchränkung durch die Nechte der Notherben ausgeſprochen. 
S. Gerber im Ardiv f. civ. Br., Bd. 37 ©. 54 Anm. 19. Die Verwandlung eines Lebens 
in Fideicommiß fett aus dem angef. Grunde Einwilligung fämmtlicher Interefjenten (jofern fie 
uicht an fich verbunden find, die Verfügung des Disponenten anzuerlennen, 3.8. Söhne) vor» 
aus; |. Bayer. Ed. 8 4. Eichhorn, Einl., $ 368 Anm. g. 

3) Anders nur Bayer. Edict $ 1. Vgl. Lewis, ©. 42, 

4) In Preußen und Bayern nur Landgüter (nicht ftädtifche Häufer) und Kapitalien. 

5) 3. B. Kleinodien, Bibliotheken. S. Br. LR. 8 60, 61. 

6) ©. Bayer. Ed. $ 2. Pr. ER. 8 48 fig. * In Preußen find nur Landgüter mit einem 
laftenfreien Reinertrage von 7500 ME. genügend; doc kann der Fehlbetrag durch ein zine- 
bares Kapital ergänzt werden; und Laften, welche zum Beſten des Guts oder der Kinder des 
Fideicommißherrn auf da8 Gut gelegt werben, jchaden nichts, wenn fie wenigftens einen 
Neinertrag von 8750 ME. übrig laffen. Bei Gelbfideicommiffen genügt ein Kapital von 
80000 Mt. 

7) In diefem Kalle kann die Stiftung vom Teſtator freimwillig widerrufen werben, felbft 
wenn die Betätigung ſchon erfolgt ift. Vergl. Oefterr. Geferb. $ 628. 

8) Ein Vertrag iſt nur infomweit erforderlich, al8 es fih um die Veränherung fchon be⸗ 
ftehender Rechte der Yamilienmitglieder handelt. 

9) Gerber in Ihering’8 Jahrb. ©. 89. Das Geichäft if an fich fein mortis causa ne- 
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allgemein die Einholung der vichterlichen oder Iandesherrlichen Beftätigung und 
eine gewiſſe Publicität vorgelchrieben 19). 

Der durch die Stiftung berufene Inhaber ift wahrer Eigenthümer bes 
Fideicommiſſes, * nur daß er durch die Bedingungen der Fiveicommißftiftung und 
die Rechte der Fideicommißnachfolger befchränkt ift!?). Doch wird in Preußen 
das Eigenthum am Fideicommiß der Familie, als juriftifcher Berfon zugejchrieben ; 
dem Fideicommißinhaber kommt nur das Untereigenthum, d. h. ein umfafjenves 
Nutzungsrecht zu 22). 

*Das Fideicommiß iſt zu Gunſten der Familie gebunden. Deshalb kann 
der Beſitzer es nicht veräußern !?). Auch die dringendſte Nothlage, z. B. die 
drohende Concurseröffnung, giebt ihm fein Recht dazu. Ebenſowenig genügt 
e8, daß der nächte Erbe in die Veräußerung willigt. Vielmehr Tann die Ver- 
äußerung nur durch einen förmlichen „Familienſchluß“ geftattet werben, 
d. h. durch einftimmige Genehmigung fämmtlicher am Leben befindlicher Fidei⸗ 
commißfolger ??). Die Gebundenheit des Fideicommiffes ift alio gegenüber den für 
das Beilpruchsrecht der Erben geltenden altveutfchen Negeln ungemein verjchärft. 

*Aus der Gebundenheit des Fideicommiffes ergiebt ſich weiter, daß der 
Befiter das Fideicommiß nicht mit Schulden belaften kann. Vielmehr ift die 
Subſtanz des Fideicommifles nur für ſolche Schulden haftbar, welche entweder 
bereit8 der Stifter vor oder bei der Stiftung auf das Fideicommiß gelegt Bat, 
ober welche von einem fpäteren Fideicommißbefiter kraft eines förmlichen Fa- 
milienfchluffes aufgenommen worden find !5). Für Schulden dagegen, die ber 
Fideicommißbefiter ohne Genehmigung feitens der Familie gemacht bat, haften 
nur bie Früchte des Fideicommiffes, und auch dieſe nur, foweit fie der Be⸗ 
fißzeit des Schuldners angehören, jo dag mit feinem Tode aud von einer 
Haftung der Früchte nicht mehr die Rede ift 1°), Doc fchieben manche Yandes- 
rechte zwifchen die beiden foeben beiprochenen Schulbenarten, von denen bie 
eine die Subjtanz des Fideicommifjes, die andere dagegen nur die Früchte aus 


gotium; es ift die der Claſſe der Stiftungsgeichäfte angehörende Verfügung, durch welche freies 
Eigenthbum in gebundenes Stammgutseigenthum verwandelt wird. 

*10) In Preußen ift Beftätigung durch das Oberlandesgericht, bei Gütern mit mehr als 
80 000 Mi. Reinertrag dur den König vorgeichrieben (Pr. ER. I, 4 $ 56). Beſtätigung 
fordert ferner Bayern, Hannover, Hefien, Weimar u. ſ. f., nicht dagegen Sachſen und Württem⸗ 
berg ı Stobbe 8 139°), In Preußen wird die Stiftung bei Grundſtücken erft durch die Ein- 
tragung im Grundbuch dinglich wirkfam (Pr. ER. II, 4 5 64. Br. Gef. v. 5. Mai 1872 
8 13, Br. Grundbuchordn. $ 74). 

11) Dunter, Gefammteigentum, ©. 115; Gerber a, a. O. S. 74; Ihering in j. Jahrb. 
10 (1871) ©. 610, 524, 

12) Br. ER. II, 4 88 72, 78; Gierle a. a. DO. ©. 418; Dernburg I 8 374. Bayern 
Edikt $ 48, Defterreih $ 629 nehmen Miteigentum des Beſitzers und der Agnaten an. 

18) Weber die Wirkung der unbefugten Beränßerung |. unten ©. 142", 

14) Siehe Anm. 25. 

15) Unten Anm. 25. 

16) Es fei denn, daß der Fideicommißnachfolger flir feine Perfon die Schuld genehmigt hat 
ober Allobialerbe des Schuldners geworben if. Weber Fideicommißhypothelen ſ. $ 157°, 
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ber Befigzeit des Schuldners verhaftet, noch eine mittlere Form ein, für welche 
zwar nicht die Subftanz 17), aber doch fämmtliche Früchte, auch wenn fie nicht 
der Befitzeit des Schuldners, fondern irgend eines fpäteren Fideicommißfolgers 
angehören, haftbar fein follen. Diefe mittlere Gruppe umfaßt diejenigen 
Schulden, welde für die Erhaltung des Fideicommiſſes nothwendig find; 
der Fideicommißbefiger bedarf zur Aufnahme derart nothiwendiger Schulden 
eines zuftimmenvden Familienfhluffes nicht; doch muß die Nothwendigkeit der 
Schuldaufnahme im Voraus feftgeftellt werben, fei e8 dadurch, daß das Gericht 
bie Schuld genehmigt, fei e8 dadurch, daß zwei Agnaten ihre Zuftimmung er- 
klären 18), 

Der Fideikommißbeſitzer — gleichgültig, ob er wirklicher Eigenthümer oder 
bloßer Untereigenthümer des Fideikommiſſes ift — Tann das Fideilommiß nach 
eigenem Ermeſſen bewirtbfchaften und die Nutzungen für fich ziehen. Er ift 
aber verpflichtet, das Fideicommiß fo zu erhalten, daß es auf feine Nachfolger 
in urjprünglicher Integrität übergeht; daher muß er die laufenden, regelmäßig 
wiederfchrenden und durch den Bruchtgenuß aufgewogenen Reparaturen und 
Auslagen aus eigenen Mitteln beftreiten, und erft der Aufwand, welcher Diele 
Verpflichtung überfchreitet, fann nach den Grundſätzen des Impenjenerfages von 
den Allodialerben zurüdverlangt werben, wie fie umgelehrt die aus einer Ver⸗ 
nachläſſigung jener Pflicht entſtandenen Deteriorationen vergüten müſſen. 

Die Anwärter können das Gut, wenn der Fideicommißbefiker e8 unbefugt 
veräußert bat, zur Zeit des ftiftungsmäßigen Anfall !?) mit einer gewöhnlichen 
Vindikation20) an fich ziehen; und zwar find auch die Nachkommen bes Ver⸗ 
äußerers dazu befugt 2°). Nur wenn die Anwärter Allopialerben des Beräußerers 

17) Abw. Gerber 8 842°, Aber! menigftens die Mehrzahl der Rechte, 3. B. Pr. ER. II, 
4 8 108, Defterr. b. Geſetzb. $ 642, Bad, LR. 67700 laſſen eine Haftung der Subflanz nicht 
eintreten, und ich glanbe, daß fie damit der Abficht des Stiftere mehr entipredden wie Gerber’8 
Lehre. 

18) Erfteres beftimmt 3. B. Defterreich. Gef. B. 8 635, letzteres Pr. LR. II, 4 85 80 flg. 
Verweigern die Agnaten ihre Zuftimmung, fo enticheidet in Preußen ein Schieb8gericht, Pr. Gef. 
v. 15. Febr. 1840 8 19. Die nothmendigen Schulden find für die Fideicommißfolger nicht 
verbindlich, weil fie eine versio in rem enthalten, fondern weil fie dem muthmaßlichen Willen 
bes Stifterd entfprechen ; fie find gewiffermaßen eine „Nachftiftung”. Gerber in ber Ztſch. 
f. Civilrecht u. Prozeß, N. 5. 8b. 11, 2. Heft. 

*19) Nach der Älteren, neuerdings von Roſin ©. 365 wieder aufgenommenen Anficht haben 
die Anwärter das Recht, daS veräußerte Fideicommiß fofort, alfo fchon vor Eintritt des Succeſſions⸗ 
falle, an fi zu ziehen. Ihre Klage fei keine Bindilation, Teine Klage aus dem Eigenthum, 
fondern fei auf das Anwartfcaftsrecht gegründet. Die Frage ift zweifelhaft. Wenn man Roftn 
beitreten will, muß man aber jedenfalls für das Rückforderungsrecht jedes Anwärter die Ver⸗ 
jährung fofort beginnen laſſen; Rofin S. 415 dagegen giebt dem Anmärter (anftatt der ihm 
bereit8 mit der Veräußerung zuftehenden Klage aus dem Anwärterrecht), jobald ber Succeſſions⸗ 
fall eingetreten, eine Klage aus dem Eigenthum und läßt dieſe erfi von dem Eintritt des 
Suceeffionsfalls ab verjähren. 

20) Nah Stobbe II $ 140” ift die Veräußerung nur revocabel. 

*208) Denn die abweichende Regel des Lehnrechts (unten 8 196°) darf auf die Fideicom⸗ 
miffe nicht ausgedehnt werben. 
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geworben find, müflen fie die Veräußerung als gültig anerkennen 21), Im 
Vebrigen baben fie vor dem Anfalle feine weitere Berechtigung als bie ber 
Intervention in Nechtöftreitigkeiten, welche das Fideicommiß betreffen und von 
dem bazu legitimirten Inhaber des Guts geführt. werben 22), fofern ihnen 
nicht Partikularrechte weiter gehende Befugniffe zur Sicherung ihrer Intereſſen 
ausdrüdlich gewähren 2°), 

* Die Gebundenheit des Familienfiveicommißguts hört auf, wenn feine Per- 
fonen mehr vorhanden find, welhe auf den Befig des Guts ftiftungsgemäß 
Anſpruch haben, alfo regelmäßig dann, wenn die Familie, für welche das Gut 
beftimmt ift, im Mannsſtamme ausftirbt. Das Gut wird alsdann?) freies 
Eigenthum der Erben des letten Fideicommißbefiters. Aber auch dann, wenn 
noch berechtigte Fideicommißanwärter vorhanden find, ift die Aufhebung des 
Fideicommiſſes nicht ſchlechthin ausgefhloffen, fonvern kann durch Familienſchluß 
erfolgen *5); zur Faſſung des Familienfchluffes ift die Zuſtimmung des Fideicom- 
mißbefiger8 und ſämmtlicher zur Zeit am Leben befinplicher Anwärter erforber- 
ih; wenn innerhalb einer der Conceptiongzeit entfprechenden Friſt nach Faſſung 


21) Denn der Allodialerbe als folder muß die facta defuncti anerlennen. So aud 
Entf. des Reichsg's Bd. 26 ©. 153, Lewis, ©. 254, abw. Dernburg I $ 3785, Roſin 
©. 438. 

22) Urtheile und Vergleiche, welche in einen ſolchen Procefie ergehen, find auch von den 
Succefforen anzuerkennen, da der Procefführer wirklicher Eigenthümer war. * Doc läßt das 
Pr. ER. II, 4 $ 118 Died nur gelten, wenn der Befiter bei dem Proceß zwei Agnaten zuge 
zogen bat. 

23) Siehe aber Anm. 19. Außerdem wirken die Agnaten als folche bei Abfafjung von 
Kamilienichlüffen u. ſ. f. mit. 

24) In der Hand des lebten ftiftungsgemäß berufenen Fideicommißbeſitzers ift da8 Gut 
noch gebunden, aljo weder theilbar noch veräußerlih. Abm. Gerber 8 84”, Stobbe $ 140°, 
Auch die Geſetze pflegen der Anficht Gerber’s zu folgen, 3. B. Pr. LR. IL, 4 8 189, Sächſ. 
GB. 8 2540. Warum foll aber der Familienglanz preißgegeben werden, zu einer Zeit, wo 
body noch ein Mitglied der Familie lebt? 

25) Gerber $ 8419, Stobbe 8 140 VII, Lewi ©. 278 finden dies principwibrig. Der 
Stifter habe das Gut für alle künftigen Generationen der Familie beftiimmt; wie könne nun 
eine einzelne Generation diefe Beftimmung des Stifter brechen und durch Aufhebung des 
Fideicommifjes die folgenden Generationen um ihr Recht bringen? Ich meine dementgegen, es 
fteht durchaus nicht feit, daß der Eiifter fo thöricht war, die Gebundeuheit des Guts ernftlich 
auf alle Erigfeit anzuordnen, und noch weniger, daß jemals ein Geſetz eine jo thörichte An⸗ 
ordnung für rechtsverbindlich erflärt hätte. Die Analogie de8 Beiſpruchsrechts der Erben und 
der abdeligen Stammgüter fpricht jedenfall® nicht für das von Gerber formulirte Princip; denn 
daß für die Stammgüter die Freigabe des Gutes mit Zuftimmung des oder der Erben erfolgen 
fonnte, ift außer Zweifel. Gerber räumt dies auch ein und findet gerade in der Bindung flr 
alle Ewigkeit ein Hauptunterfcheidungemerkmal des F.⸗Fideicommiſſes vom Stammgut. Aber das 
it durchaus willkürlich. Die hochadeligen Stammgüter find das Ideal geweſen, dem der niedere 
Adel durch feine Fideicommiſſe nachſtiebte; Died Ideal noch zu übertrumpfen, hat der niedere 
Adel fiher nicht beabfichtigt, und auch das Gefe hat diefe Uebertrumpfung, die doch nichts an⸗ 
deres als eine rein theoretifche Konfequenzmacherei ift, ficher nicht gebilligt. — Auch das Pr. 
LER. hat die Regel, dag eine Kamilienftiftung durch Beſchluß der Agnaten nicht aufgehoben 
werben kann, auf das Fideicommiß nicht ausgedehnt, denn in 8 77 IL, 4 ift $ 89 ebenda nicht 
mit angeführt. Siehe auch Pr. AR. II, 4 S 76 in Verbindung mit I, 18 8 2, 
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des Beſchluſſes noch anderweite Anwärter geboren werden, iſt auch von deren 
geſetzlichem Vertreter die Zuſtimmung nachzubringen 2°) 27), 


B) Weſchraͤnkung der Sheilung von Grundſtücken). 
877*. 


Im älteren Rechte bildete die Untheilbarkeit der Güter geradezu bie 
Regel ?). Denn die Nittergüter ftanden meift im Lehnsverbande, die Bauer- 
güter in einem bofrechtlihen Berbande, und für folche Güter war im Intereffe 
bes Lehns⸗ und Outsherrn die Untheilbarfeit ganz allgemein vorgejchrieben: 
wären doch die zu Gunften des Herrn auf dieſe Güter gelegten Lajten durch 
die Zeriplitterung der Güter unficher gemacht. Aber nicht bloß Die Guts⸗ und 
Lehnsherren, fondern auch — etwa feit dem 16. Jahrhundert — die Yandesherren 
traten ber Theilung der Güter entgegen, fei es, daß auch fie bei allzugroßer 
Berfplitterung des Grundbefißes eine Schmälerung der von den Grundbeſitzern 
zu zahlenden fisfaliichen Abgaben fürchteten, ſei es, daß fie in landespäterlicher 
Fürſorge durch ihre Xheilungsverbote die Erhaltung eines Fräftigen Bauern- 
ftandes, einer guten Landwirthſchaft befördern wollten. So war bie Theilung 
ber Güter zwar nicht abfolut verboten, aber doch von der Zuftimmung bes 
Lehns⸗ und Gutsherrn oder einer landesherrlichen Behörde abhängig gemacht ®). 

Das heutige Recht hat dagegen die freie Theilbarkeit der Güter als Regel 
aufgeftellt; denn einerfeits ift der lehn- und hofrechtlihe Verband auf einen 
ſehr befchräntten Umfang zurüdgedrängt, andererjeitd haben die Landes 
regierungen auf eine Bevormundung der Grundbefiger mehr oder minder Ver⸗ 


26) So beftimmt das preuß. Gef. v. 15. Februar 1840; ähnlich find alle anderen neueren 
Geſetze. Sehr angemefjen ift es übrigens, daß das prenßifche Geſetz und auch die meiften an- 
beren Geſetze die Beftätigung des Familienjchluffes durch den Landesherrn oder das Gericht 
fordern. - 

27) Berfchieden vom Fideicommiß ift die Familienfiftung. Allerdings wird lettere 
ähnlich errichtet, wie ein Fideikommiß, fie befteht gleichfalls in Grundftüden und Kapitalien, 
wird regelmäßig durch ein Mitglied der Kamilie verwaltet und fann nur durch Familienſchluß 
getheilt, veräußert oder mit Schulden belaftet werden. Aber der Stiftungdverwalter zieht nicht 
wie der Fideicommißbefiger die Früchte des amilienvermögens für ſich. fondern er hat bie 
Stiftungseinkünfte nach Anmeifung der Stiftungsurlunde an die verjchiedenen Familienmitglieder 
zu vertheilen. Während alfo das Fideicommiß den ganzen Ertrag einem einzigen Familien— 
mitgliede zumendet, nehmen an ben Stiftungseinfünften weitere Kreife der Familie theil. 

1) Stobbe 8 84 11. 

2) Die Klage auf NRüdforderung eines zu Unrecht veräußerten Theiles heißt „Reunions⸗ 
Hage”. Sie ift eine gewöhnliche Bindilation. Ob der Beräußerer felbft fie anftellen darf, läßt 
fi nicht algemein beftimmen. 

3) Allgemein für alle Güter ift aber die Untheilbarfeit nirgends norgefchrieben geweſen. 
Es bat überall und zu jeder Zeit, feitbem die Veräußerung von Gütern überhaupt zuläffig 
geroorden war, frei theilbare Grundftüde gegeben, die dann als „walzende“ Grundftüde oder 
„Wandeläcker“ den untheilbaren oder „geichloflenen‘ Gütern entgegengefetgt wurden. In 
jüngerer Zeit ift der Unterjchied zwifchen walzenden und gefchloffenen Gütern meift durch das 
Herkommen beftimmt worden. 


Beichräntung der Theilung und des Gebrauchs von Grumdftüden. $ 77. 78, 145 


zicht geleiftet und ftellen. deshalb die Zeriplitterung *) des Grundbeſitzes regel- 
mäßig in das freie Ermeſſen der Eigenthümer. Thatſächlich ift denn auch in 
weiten Gegenden Deutfchlands die Auftheilung des ländlichen Beſitzes fehr weit 
vorgeichritten, weit über das wiünfchenswertbe Maß hinaus. Doch ift die 
Vreigabe der Grundftüdstheilung nicht für ganz Deutfchland erfolgt; vielmehr 
beftehen Theilungsverbote noch jegt namentlich in Sachſen) und in Baden?) ®); 
auch das Reichsgeſetzbuch wird dieſe Verbote nach Maßgabe des Landesrechts 
fortbeftehen laſſen und auch ihre Neueinführung geftatten. 

Neben der gejeglichen giebt e8 auch eine durch Rechtsgeſchäft eingeführte 
Untbeilbarleit der Grundftüde. Won ihr ift bereit8 bei der Darftellung ber 
Tamilienfideicommifje gefprochen ?). 


0) Wefhiränkung des Gebrands. 
1, Bei Srundffüden im Allgemeinen. 


g 78. 


* Dem gemeinen Rechte gehören folgende Beifpiele an. Jeder Grundftüds- 
eigenthlimer muß Dritten das Schürfen nach bergbaufreien Foffilien geftatten ?). 
Jeder Ufereigenthümer muß eine beſchränkte Benutung feiner Ufer, insbejondere 
bei ſchiffbaren Slüffen den Leinpfad einräumen ?). Die Umgegend der Feftungen 
ift in drei konzentriſche Rayons getheilt, und für jeden Rayon find bejondere 
Bau⸗ und Kulturbefhräntungen angeordnet?). Jeder Grundftüddeigenthümer 
muß andern Grunbbefigern gegen Entjchäbigung einen Nothweg einräumen, 
wenn biejen fonft die Verbindung mit einer Straße fehlen würde *). 


4) Um fo mehr, als feit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderte durch mauche Aen- 
derimgen der Landescultur die Anſchauungen über das Maß, innerhalb defjen eine Auftheilung 
der Güter für die Landwirthſchaft nachteilig umd nicht vielmehr umgelehrt eher vortheilbaft 
fei, ins Schwanken gelommen unb dadurch die der Auftheilung feindlichen Geſetze diskreditirt 
waren. ' 

5) So namentlicd) preuß. Edikt v. 9. Oct. 1807 $ 4, Darmſtädt. Gefeg v. 9. Febr. 1811, 
preuß. Gef. für Hannover v. 28. Mai 1873 $ 8 u. ſ. f. Bezeichnend ift, daß in Preußen jo- 
gar die Verfaſſungsurkunde (Art. 42) die Theilbarkeit der Grundftüde ausbrüdlich gewährleiftet 
bat, was dann freilich Gef. v. 14. April 1856 befeitigte. 

6) Gef. v. 30. Nov. 1848: bei „geſchloſſenen“ Grundftüden kann nur */, abgeiplittert 
werden. Welche Grundftüde „geſchloſſen“, welche „mwalzend‘ (alſo frei teilbar) find, beſtimmt 
das Herlommen. j 

7) Bad. Landr. Art. 8270—g, ©. v. 23. Mai 1888 8 14. Die Regel gilt mur für 
gewiſſe durch Herlommen beftimmte Bauerngliter des hohen Schwarzwaldes. 

8) Ueber Thüringen Miaskowsti in d. Schriften d. Vereins f. Socialpolitil Bd. 25 (1880) 
©. 172, In Darmfiadt ift die Theilung bis zu 10 Ar aufwärts unterfagt (Gef. v. 28. Sept» 
1878 Art, 41. 

9) Lieber Rentengüter unten $ 172. 

1) Siehe unten ©. 167. 

2) Siehe oben S. 96°, 

8) Ref. v. 21. Decemb. 1871. Aehnliche Beichränkungen gelten in ber Nähe von 
Deichen, 3. B. Heſſ. Gef. v. 14. Juni 1887 Art. 82 fig. 

4) „S. die bei Glüd, Pandertencommentar, Bd. 9 8 628 Citirten, Ferner Helle, Ueber 

17. Aufl. 10 
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Particularrechtlich wird dem Grundſtückseigenthümer geſtattet, auf des Nach- 
bars Grundſtücke feinen Pflug umzukehren („„Anwenderecht“, „Trepprecht“) 5), 
es zum Zwecke des Baues oder der Wiederherſtellung eines angrenzenden Ge⸗ 
bäudes zu betreten („Hammerſchlagsrecht') 6) und in gleicher Abſicht Gerüſte 
darauf zu erheben („Leiterrecht“) 7). Endlich wird der Grundeigenthümer nad) 
Particularrechten verpflichtet, Zäune und Baumpflanzungen in einer gewiſſen 
Entfernung vom nachbarlichen Grundftüd zu halten ®). 

+ Das Reichsgeſetzbuch nimmt von dieſen Bejchränkungen nur die den Noth- 
weg betreffende auf, läßt aber bie übrigen Beichränfungen nach Maßgabe des 
bisherigen Rechts fortbeiteben. 


2. Bei landwirthſchaftlichen Grundfüden. 
8 79*. ' 

Die Freiheit des Landwirthfchaftsbetriebes ift durch die Agrarreform der 
neueften Zeit in allergrößtem Umfange eingeführt, und auch die bevormundenden 
Gefege, die namentlich im 18. Jahrhundert beliebt waren, um den Bauern 
gewiſſe Kulturarten bei Strafe zu verbieten, andere wieder ihnen bei Strafe 
anzubefeblen, find aufgehoben. Immerhin beftehen einzelne Reſte der alten 
Unfreiheit des Landhaus noch fort. So gilt namentlich in vielen Weingegenden 
Deutſchlands für alle Weinberge, welche nicht durch Mauern oder Zäune nad 
allen Seiten bin abgeichloffen find, ein Reſt des alten Flurzwangs; der ein- 
zelne Weinbergsbefiger kann z. B. feine Weinlefe nicht beginnen, wann er will, 
jondern e8 findet eine allgemeine, gleichzeitige Weinlejfe ftatt. Ebenſo gilt für 
ben in den Siegener Haubergen betriebenen Roggenbau ftrenger Ylurzwang !). 
In Baden hat ferner noch jet die Gemeinde das Recht, die Schafweibde in 
ber ganzen Flur zu verpadten?) u. ſ. f. 


bie Hechtöverhältniffe der Grundſtücksnachbarn, Bd. 2 Abth. 2 (1862) ©. 211. Bochumer Landr. 
$ 31: wer fein Land düngen will und bat dazu noch feinen Düngweg, der foll klimmen auf 
fein achterfte Haus oder Bergfried und fuchen den näheften Weg, den minften fchaden und be= 
legen den Weg mit Garben.” Der Nothiveg ift anerkannt Pr. LR.I, 22 $ 3, c. c. 682, Sächſ. 
GB. 8 3486. 

5) Thomas, Fuldaiſches Privatrecht I S. 259, Monzinger Gerichtsbuch bei Senckenberg, 
corp. jur. germanici I, 2 ©. 55, Reyſcher, Württemb. Privatr. 2 ©. 9, Stobbe II $ 851°, 

6) Klöntrupp, Handb. der Rechte von Osnabr. II S. 135, Helle a. a. O. ©. 222. 

7) Provinzialr. von Berg. Sächſ. BGB. $ 350, für Ausbefjerung von Grenzzäunen 
auch Pr. ER. I, 88 155. 
. 8), Wachtgerichtsordn. bei Walch, Bern. 3. d. Recht, 8 S. 216, Monzinger Gerichteb. a. a. O. 
©. 56, Delbrüder Landr. S. 24, 

9) NOB. 5 880, 

1) Die Hauberge find Eichenniederwälder, die alle 18 Jahr gefchlagen werden. In ben- 
jenigen heilen der Wälder, in welden ein Holzſchlag ftattgefunden, wirb ein Jahr lang 
Roggenbau derart betrieben, daß jedem der zahlreichen Mitbefiter der Hauberge ein Stüd zur 
Bebauung durch daS 2008 zugewieſen wird. Die Loofe find jo klein, daß ihre Bewirthichaftung 
nur gemeinfam unter Flurzwang erfolgen darf. 

2) Bad. Gef. v. 17. April 1884, 


Gebrauchsbefchräntungen bei Grundſtücken. Wälder. 8 79. 80, 147 


Na 


8. Bei Waldungen). 
g 80*. 


Der Wald hat in Deutſchland urſprünglich als herrenlos gegolten und 
war deshalb im fränkiſchen Reiche regal, wie alles andere herrenloſe Land?). 
Allerdings ließ der König es geſchehen, daß die Markgenoſſenſchaften Theile von 
Wäldern in Beſitz nahmen, ohne erſt jedesmal die königliche Erlaubniß ein- 
zubolen. Allein die Markgenoſſenſchaften erwarben durch ſolche Befignahme noch 
fein endgültiged Recht am Walde. Vielmehr mußten fie ed fi gefallen laflen, 
daß der König einen derart von ihnen in Befig genommenen Wald „inforeftirte‘ 
oder zum „Bannforft’’ erhob, d. h. nach feinem Gutdünfen den Wald als Königs- 
gut wieder an ſich 309. 

Sm Laufe des Mittelalterd haben die inforeftirungen aufgehört. Die 
Wälder, welche fih jetzt im Befike von Gemeinden oder Privatperfonen be- 
fanden, blieben in diefem Beſitze; umgekehrt waren die übrigen Forften jebt 
endgültig in den Beſitz ded Königs oder feiner Lehnsleute übergegangen. Ein 
berrenlofer Wald war nicht mehr vorhanden. Damit war au das Forftregal 
befeitigt 3). 

Aber eine Erinnerung an das alte Forftregal blieb noch lange in Kraft: der 
im Privat» oder Gemeindebefig befindliche Wald ward einer überaus eingreifenden 
Staatdauffiht unterworfen 4), und die Staatsauffiht ward fogar im Laufe der Zeit 
immer mehr verftärft 5), fo daß fchließlih der Eigenthümer ded Waldes that- 
ächlih nicht mehr der Herr des Walde? mar. Im Laufe ded 19. Jahrhunderts 
it dieſe Staatdaufficht indes überall abgeſchwächt. Am wenigiten bei den Ge- 


1) Eding, Rechteverhältniffe des Waldes. (1874). K. Roth, Geſchichte des Forſt⸗ und 
Jagdweſens in Deutfchland (1879). Schwappach, Geſchichte des Forft- und Jagdweſens (1886). 
W. Sidel, Zur Gefchichte des Bannes, Marb. Univ. Progr. (1886). Freudenſtein, Geſchichte 
des Waldeigenthums in ber vormaligen Graffchaft Schaumburg. 

2) Heusler I S. 371 faßt das Forftregal als Folge des Jagdregals auf und läßt es erft 
im fpäteren Mittelalter entfteben. 

3) Denn das Korftregal bedeutet natürlich nicht, daß der König Eigenthümer vieler oder 
gar aller Wälder ift, fondern daß er allein berrenlofen Wald in Befit nehmen darf. Nachdem 
der König allen berrenlofen Wald felber in Beſitz genommen ober vergeben hatte, war bie 
Aufgabe des Forftregald erfüllt, fo gut wie die Aufgabe des Bernfteinregal® erfüllt fein wird, 
fobald es keinen Herrenlofen Bernftein mehr giebt. 

4) So verbot 3. B. no Pr. LR. I, 8 $ 83 fig. das Nadelharken und beftimmte, daß 
die zum fällenden Bäume womöglich mit den Wurzeln ausgegraben, keinesfalls aber mehr als 
6 Zoll über dem Boden abgehauen werben follen. 

5) „Das Hauptmotiv war Berhlitung des Holzmangels, weldjer durch ſchlechte Behand- 
lung eines Waldes entftehen würde. Auch der Einfluß der Entwaldung auf das Klima!” Denn 
der Wald zieht die Feuchtigkeit der Atmofphäre an und regnlirt deshalb diefe Feuchtigkeit: 
waldarme Gegenden leiden dagegen forwohl an dauernder Dürre wie an plötzlichen Woltenbrüchen ; 
an Bergiehnen hemmt der Wald Schnee- und Waſſerſtürze u. dgl. So ſchädigt der fchledhte 
Forſtwirth die ganze Umgegend, während ber fdhlechte Landwirt nur fich jelbft benachtheiligt. 
Die Staatsaufficht Über die Forſtwirthſchaft ift alfo grundſätzlich wohl gerechtfertigt. 

10* 
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meindewäldern 6); für ſie iſt die Staatsaufſicht zwar gegenüber dem Recht des 
18. Jahrhunderts gemildert, aber doch immer noch eingreifend und praktiſch 
ſehr bedeutfam 7). Dagegen iſt die Staatsaufſicht über die Privatwälder faſt 
ganz aufgegeben 8). In Preußen hatte man zeitweiſe ſogar völlig darauf ver- 
zihtet 9); erft neuerding® hat Preußen für Schugmälder, d. h. Wälder, deren 
Erhaltung aus befonderen örtlichen Gründen im öffentlichen Intereſſe liegt, eine 
Ausnahme gemacht und außerdem für benachbarte Waldgrundftüde, Ded- oder 
Heideländer, deren forftmäßige Bewirthfchaftung nur durch gemeinſames Ju- 
fammenwirfen aller Betheiligten möglich ift, die zwangsweiſe Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften geftattet 10); doch find bisher die Schugmälder gar nicht, 
die Waldgenofienfchaften wenig praftifch geworden; im Uebrigen ift die Freiheit 
der Privatwaldwirthichaft in Preußen unbefchränft. 
Dad Reichsgeſetzbuch beläßt es bezüglich der Wälder beim Landesrecht. 


4. Bei Gebäuden. 
8 81. 


Die Errihtung oder Veränderung von Gebäuden ift heutzutage überall an 
die Beobachtung polizeilicher Vorſchriften gefnüpft, welche zur Beförderung der 
allgemeinen Wohlfahrt (zum Zwecke der Sicherung vor Feuerdgefahr, der 
Herftellung breiter, gefunder Straßen u. f. w.) ertheilt worden find), Auch 


6) Aehnlich wie Gemeindewälder werden die Wälder der Kirchen, Stiftungen und vor 
allem die im Beſitze von Nealgemeinden oder fonftigen bäuerlichen Berbänden befindlichen 
Waldnnngen behandelt, zu denen namentlich die Hauberge (Eichenſchälwälder) im Siegener Lande 
gehören. Pr. Sei. v. 14. März 1881. Haubergsordnung f. Siegen v. 17. März 1879, 

7) Am meiften in Baden, Heflen u. f. f, wo das fog. Beförfterungsfgftem gilt, d. h. die 
Gemeindewälder duch die ftaatlichen Oberförfter verwaltet werden. Aber auch in Preußen 
(Geſ. v. 14. Auguft 1876) und Bayern, wo die Bewirthichaftung zwar durch Gemeinde Forft- 
beamte gejchieht, aber der Betriebsplan von der Staat&behörbe zu genehmigen if. Nur ver- 
einzelt, 3. B. in Sachen, hat der Staat auf jede fpecielle Aufficht verzichtet und bloß für 
Rodungen und Beräußerungen fich dad Recht der Zuftimmung gewahrt. 

8) So ift in Baden und Heflen nur für die Rodung des Waldes ſtaatliche Zuftimmung 
vorgefchrieben und die Realtheilung der Wälder beichränft. 

9) Pr. Landeseulturediet v. 14. Sept. 1811 8 4. 

10) Br. Gef. v. 6. Juli 1875. Darüber, ob ein Wald zum Schutiwalde zu erklären 
ober ob eine Waldgenoſſenſchaft zu bilden ift, entfcheidet der Kreisausſchuß als „Waldichuß- 
gericht” im Berwaltungsftreitverfahren. Sogar die Neuanlegung von Schugwäldern kann an- 
geordnet werden. Jedem Befiker ift der Schaden, welchen die Verwandelung feines Grund⸗ 
ftüdes in einen Schutzwald mit ſich bringt, zu vergüten. — Die Waldgenoſſenſchaft kann auf 
Antrag der Mehrheit der betheiligten Befiger felbft gegen den Willen der Minderheit gebildet 
werden: regelmäßig beſchränkt fich die Genoſſenſchaft auf gemeinfame Schutzmaßregeln; nur aus- 
nahmsweiſe nimmt fie den ganzen orfibetrieb in die Hand. Ihr Statut bedarf der Beftäti- 
gung des Waldſchutzgerichts. Sie ift juriftiiche Perſon. 

1) ©. Reyſcher, Württemb. Private. II, 5 284. Br, LA. I, 8 $ 6583. Lüb. Hecht 
III, 12 Art. 9. Orth, Anmerk. zur Frankf. Reform. III. Th. S. 410. Nürnberg. Reform, 
Fit. 26 n. a. m. Heſſe, a. dem $ 78* genannten Ort S. 266 fig. * Die Regeln der neueren 
Baupolizeiorbnungen, die Übrigens zum großen Theil örtlich bejchräuft, z. 8. nur für einzelne 
Städte erlafjen werben, find überaus mannigfach. Beifpiele: Zwei Nachbarhäuſer müffen duch 
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die Berhältniffe der nachbarlichen Gebäudeeigenthümer find nicht felten ſchon 
durch angemeſſene gelegliche Beitimmungen regulirt, welche theild den Ablauf 
der Traufe ?), theild die Wahrung des Lichtes betreffen. In lesterer Beziehung 
wird particularrehtlih da® Berbauen des Tageslicht? für dad Nachbarhaus 
befchräntt ?) und die Anlegung von Fenſtern dur befondere Beftimmungen 
geordnet, welche jedoch bald die natürliche Freiheit des Eigenthums in dieſer 
Beziehung anerkennen %), bald die Anlegung von Fenjtern nah dem Raume 
des Nachbars hin verbieten) und bloße Deffnungen zum Empfang von Licht 
und Luft geitatten. Auch ift die fchon in den Quellen ded Mittelalterd gegebene 
Beftimmung, daß Anftalten von beſonders unangenehmer Wirkung in einer be- 
ftimmten Entfernung vom nachbarlichen Raume errichtet werden follen®), in 
neuern Particularrechten ?) feftgehalten worden. — Das Reichsgeſetzbuch läßt 
in allen diefen Dingen das Landesrecht in Kraft. 


II. Erwerb de3 Eigenthums. 


Allgemeines. 
8 82, 


Das ältere deutfche Recht hat fih in diefer Lehre in fehr wichtigen 
Eigenthümlichleiten behauptet. Died gilt ganz befonderd von dem Erforder- 


eine maffive Brandmauer getrennt werben; aud für Schornfteine und oft für Treppen ift 
maffiver Bau vorgeichrieben. Sind Hinterhäufer da, fo muß ein fahrbarer Zugang zu ihnen 
führen. Räume, die als Wohn- oder Schlafzimmer benugt werben follen, müfjen eine gewiſſe 
Höhe und Größe Haben. Die Hausfagade muß genau in der Straßenfludtlinie liegen. Nadj- 
barhäufer müfjen unmittelbar aneinander ftoßen oder aber einen gewifjen Minbeftabftand Haben. 
Für fog. Billenviertel werden oft Vorgärten vorgeichrieben, die Anlage von mehr als zwei 
Stochverten, da® unmittelbare Aneinanderbauen von mehr als zwei Häufern unterfagt u. ſ. f. 

2) Bol. ſchon Sachſenſp. II 49, $ 1: „Is ne mut neman sin ovese hengen in eynis 
anderen mannis hof.‘ 

3) Schwſp. (Laßb.) 871. Hamb. Statut, II 20, 8. So auch nad) Pr. IR. I, 8 5 142, 
falls die Kenfter des Nachbarhaufes bereits 10 Jahre vorhanden ; ift biefe Frift noch nicht ver- 
firichen, fo muß ſich der Nachbar das Berbauen des Tageslichts gefallen laſſen. 

4) Br. Landr. I, 8 88 187, 188 verbietet die Anlegung von Fenſtern nur, wenn bie 
Wand unmittelbar an das Nachbargrundſtück anftößt, ebenjo c. c. 676. 

5) ©. Lüh. Net II, 18 Art. 18. Hamb. Statut II, 20, 8. Frankfurt. Reform. 
Th. 8 Tit. 7 $ 2. Statut bei Pufendorf, Obs. jur., Tom. (2 app.), p. 224, 225. Gchon 
der Sachfenfp. (Cod. Quedlinb.) II, 49 8 1, fagt: „noch nichen Fenſter foll man haben in 
eynes mannes Hof.” Vgl. überhanpt Pfeiffer, Praft. Yusf. IV, Anm. 1. Hefle a. a. O., 
S. 291 fig. Stölel im Archiv für civil. Prar-, Bd. 52 ©. 206 fig. 

6) Sachjfenfp. II, 51 $ 1: „Oven u. gang und swinekoben solen dre vote van me tune 
stan.“ Die Etelle wird fat in allen ſächſ. und verwandten Rechtsbüchern und Statuten 
wiederholt; vgl. 3. B. Stadtrecht von Prag bei Roßler, Rechtsdenkmäler aus Böhmen und 
Mähren, Bb. ı (1845), ©. 150. (S. auch ©. Weichbild, 122, 124.) Sowohl ans den Ber- 
finnlihungen der Bilderhandichriften als aus bem mehrfachen Umſchreibungen nachahmender 
Statute geht deutlich hervor , daß unter „gängen“ nicht bloß Kloalen, fondern vorzugsweiſe 
Aborte zu verftehen find. 

7) Bgl. Pr. Landrecht I, 8 8 135 fig. Sächſ. Civilgeſ. 88 358 u. 359. 
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niffe der Publicität bei dem Erwerbe des Eigenthums an Grunditüden; erft 
durh das Ingroflationdfgftem ift bezüglich der Rechte am Grund und Boden 
der im Principe des dinglichen Recht? liegende Gedanfe der abfoluten Wirf- 
famfeit zu voller praßtifcher Ausführung gefommen!). Alle Erwerbdarten des 
Eigenthbum®, bei denen der folenne Anfang fehlt, erfcheinen dem deutfchen 
echte in ihrer Anwendung auf Grundftüde als anomal und eigentlich nur für 
das wenigften® im mittelalterlihen Rechte leichter behandelte und jener vollen 
Dinglichkeit nicht bedürfende bewegliche Gut geeignet. 

Die früher gemeinrechtlihen Befchräntungen der Fähigkeit zum Erwerbe 
des Grundeigentbumd bei Kremden ?), Juden?) und bei der todten Hand t), 
d. h. geiftlihen Stiftern, Klöftern und Kirchen, find heutzutage theils ganz 
weggefallen, theil® nur particularrechtlich feftgehalten worden. Außerdem fennt 
das deutſche Recht noch mehrere indirecte Erwerbsbeſchränkungen, deren Dar- 
ftellung jedod erft im Zufammenhange der Lehre von den Rechten an fremden 
Sachen gegeben werden fann ($ 178 flg.). 


A. An Riegenfhaften. 


1. Bertragsmäßige Mehereignung. 
Geſchichtliche Entwidlung?). 
8 83*. 

Im älteften deutſchen Recht findet die Uebereignung von Grundſtücken 
durh einen Formalact ftatt, der an Ort und Stelle vorzunehmen if. Doch 
wird Ddiefer Act fchon früh in zwei Stüde zerlegt, die sala oder traditio, 
welche den Veräußerungsvertrag, und die Gewere oder Anveftitur, welche die 
Vebergabe des Grundftüdd darftellt, und beide Acte brauchen nicht mehr an 
Drt und Stelle vorgenommen zu werden, fondern fünnen vor Gericht, in der 
Kirche oder anderdmo erfolgen; bei der Uebergabe muß der Beräußerer, menn der Act 
auf dem Grundftüde gefchieht, dad Grundftüd räumen (exire) oder, wenn der 
Act außerhalb ded Grundftüds vor ſich geht, die Räumung wörtlich erflären (se 
exitum dicere); diefe Räumungderflärung und auch der ganze Act der Ueber 
gabe wird ald exfestucatio, warpitio, resignatio bezeichnet. Die Uebergabe 


1) Siehe Lenz, Studien und Kritilen (1847). ©. 34 fig. 

3) Siehe oben S. 62. 

3) Siehe oben ©. 59. 

4) Diefe Beſchränkung beruhte, abgefehen von Tirchenpolitifchen Gründen, auf dem Motiv, 
da8 Grundeigenthum dem Verkehr und Steuerfiskus zu erhalten. 

1) Stobbe in Ihering's Jahrb. 12 S. 137 (1872), Laband, S. 285, derſ. in der Krit. 
VJISchr. S. 882 (1873). Heusler, Gewere (1872) ©. 163, derf., SInflitutionen UI ©. 66. 
Sohm, Recht der Ehefchliegung (1875) ©. 79, derf. zur Gefchichte der Auflaſſung in den 
Straßb. Feitgaben für Thöl (1879), derf. Ztſch. f. Rechtsgeſch. 14 S. 27 (1880). Brunner, 
im Goldſchmidt's Ztſch. 22S. 526 (1877), derf. Zur Rechtsgefchichte der röm. u. germ. Urkunde 
(1880) ©. 272, derf. in v. Holgenborff’8 Encyli. 5. Aufl. S. 273 (1881), Schröder, Rechts- 
geſch. $ 11%, 359%, 61 
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ift an fefte Formen, namentlich die Ueberreichung einer Erdfholle, eined Stabes 
(festuca), eines Handſchuhs u. dgl. gebunden ?). Sie findet ftet® vor einer 
Anzahl Zeugen ?) ftatt und erlangt dadurch eine gewifle Offenfundigfeit. 

Im Mittelalter tritt eine mefentlihe Aenderung diefed alten Rechted ein: 
es wird, was nad dem alten Recht nur zuläffig, nicht nothmwendig war, jett 
für obligatorifh erflärt, nämlich die Erklärung der Grundftüdgübereignung vor 
Geriht*), und zwar im „echten Ding“, vor dem Gerichte der belegenen 
Sade 5). Dadurch wird die DOffenfundigfeit der Grundftücsübereignung in 
noch höherem Maße verbürgt al® durch bloße Yeugenzuziehung. Außerdem 
fordert das Gericht alle etwa einfpruchöberechtigten Perfonen, 3. B. die nächiten 
Erben des Beräußererd, zur Anmeldung ihrer Anfprüce binnen Sahr und 
Tag bei Vermeidung des Ausichluffed auf, und die Webereignung wird nah 
Ablauf der Friſt gegen jede Anfechtung gefihert®). Die Webereignung beißt 
jest Auflaffung. Sie hat die Form”) von Fragen, welche die Parteien an 
das Gericht ftellen, und von Urtheilen, die das Gericht ald Antwort verfündet; 
den Abſchluß macht, daß das Gericht dem Erwerber den Frieden wirft, d. h. 
jede eigenmächtige Störung feiner Nechtäftellung verbietet. Wenn die Grund- 
ſtücksveräußerung die Nechte des Gerichtäherrn beeinträchtigt, 3. B. dad Grund- 
ftüd wegen der Immunität des Erwerberd aus der Gerichtsbarkeit des Gerichtö- 
herrn zieht oder wenn die Abgaben- oder Dienftpflicht, welche der Befiger des 
Grundftüdd zu leiften hat, durch die Veräußerung beeinflußt wird, fann das 
Geribt dem ganzen Rechtsact feine Beftätigung verfagen. Eine Förperliche 
Befigeinweifung an Ort und Stelle ift zum Erwerbe ded Eigenthums nicht 
nöthig ®). 


2) Andere Formen find die Uebergabe einer Urkunde oder, ähnlich der römiſchen in jure 
cossio, ein Scheinproceß zwiſchen Beräußerer und Erwerber. Die einzelnen Sormen find bei 
den verichiedenen Stämmen fehr verfchieden. 

8) L. Rib. 60. Siquis villam aut vineam vel quamlibet possessiunculam ab alio com- 
paraverit . . . si mediocres res est, cum 6 testibus, et si parva, cum tres, quod si magna 
cum 12 ad locum tradieiones cum totidem numero pueros accedat et possessionem accipiat 
et unicuique de parvolis alapes (Öbrfeigen) donet et torquet auriculas, ut ei in postmodum 
testimonium praebeant. 

4) Die Rechtsänderung hat fich natürlich Sehr allmählich vollzogen, am früheften wohl im 
ſächfiſchen Rechtsgebiet ; in Süddentichland hat fih dagegen das alte Recht noch lange er- 
halten. 

5) Sfp. I, 52 81: Ane erven gelof und ane echte ding ne mut nieman sin egen... 
geven. 

6) Nach Hensler 2 S. 102 ft der Ansfchluß des Anfechtungsrechtd Dritter ſowie bes 
etwaigen Einſpruchsrechts des Gerichtsheren fogar der einzige Nuten der gerichtlichen Auflafjung. 
Dagegen ſei zum Cigenthumserwerbe jelber auch eine aufßergerichtlihe Auflafjung genügend 
geweſen. 

7) Die alten Symbole find jetzt zum Theil verſchwunden. Im ſächſiſchen Rechtsgebiet 
dıent jest als Symbol ein Schnellen mit den Fingern (Auflafjung mit Hand und Mund). 

8) Doch kommt fie natürlich oft vor, und zwar auch durch Vermittelung des gerichtlichen 
Frohnboten. — Lieber den Erwerb der Gewere oben ©. 126. 
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Die weitere Rechtsentwickelung verlegt in den Städten die Auflaſſung vom 
Gericht an den Stadtrath. Bedeutungsvoller iſt, daß die Sitte aufkommt, die 
Auflaffungen zu beurfunden und die Urkunden überfichtlih in Stadtbüchern 
oder befonderen „Berlapbüchern” zu fammeln. Allmählich entiteht hie und da 
der Rechtsſatz, daß der Eigenthumsübergang nicht ſchon durch die Auflaſſung, 
ſondern erſt durch die Eintragung in dieſe Bücher bewirkt werde ?). 

An legteren Rechtsſatz fnüpft dad heutige Grundbudhreht an. Aber nicht 
unmittelbar. Denn die Aufnahme des römifhen Rechts unterbricht die deutfche 
Rechtsentwickelung in empfindlichiter Weife. 

Anfang? fcheint ed, ald folle das römische Recht das deutſche ganz ver- 
drängen. Allein bald zeigt fih, daß die römifche Webereignung mittel8 form- 
loſer Befigübergabe den Bedürfniffen des Verkehr mit Liegenichaften geradezu 
widerfpriht. So vermag ſich das reine römiſche Recht nur in einem Theile 
Deutſchlands zu halten, und diefer Theil wird allmählich immer fleiner 19), 
Wohl aber finden ſich zahlreiche Bermittelungen zwiſchen deutfchem und römi⸗ 
ſchem Recht. So wird oft dem römifchen Rechte dad Erforderniß der förper- 
lihen Befigübergabe entnommen, aber dem deutichen Rechte gemäß noch das 
weitere Erforderniß eine® mehr oder minder folennen Beräußerungdvertrages 
hinzugefügt 11). Auch die Einrihtung der Verlaßbücher, die man jegt als 
Grund, Hypotheken⸗ oder Pfandbücher bezeichnet, fucht man mit dem römifchen 
Traditiondfgftem zu vereinigen: der Eigenthumderwerb foll nämlich dur die 
Tradition — formlo® oder durch den foeben erwähnten folennen Vertragsſchluß 
verftärft — vor ſich gehen, aber er ift ein unvollfommener; denn der Erwerber 
wird durch diefen Act noch nicht befähigt, das Grundftüf mit Hypotheken zu 
belaften; dieſe Fähigkeit erwirbt er vwielmebr erit dann, wenn er fein Eigen» 
thum im Grundbuche eintragen läßt: die Eintragung ift alfo nicht zum Er 
werbe des Eigenthums, wohl aber zum Erwerbe vollkommenen Eigenthumd 
erforderlih 22). Oft wird der Eigenthümer auch durch Ordnungsſtrafen ge- 
nöthigt, fein Eigenthbum im Grundbuche eintragen zu laflen 1°). 

Erſt in der zweiten Hälfte des meunzehnten Jahrhundert? bat die 
Gefebgebung die PVermittelung zwoifchen römifhem und deutſchem Rechte 


— 


9) So namentlich ſchon feit dem 18. Yahrh. in Böhmen. Die Grunbbücer hießen bier 
Landtafeln. Randa, Eigenthumsredht (2. Aufl. 1893) ©. #11. Aber auch in Berlin (1698: 
Deruburg 1 $ 191) und fonft häufig findet fich die gleiche Hegel. 

10) Gegenwärtig gilt reines vömifche® Recht nur in Heflen-Homburg und in Rakeburg. 

11) So verlangte Preuß. LR. Schriftlichfeit , das heſſiſche Recht gerichtlichen Abſchluß. 
Noch jetzt fordert außer der Befigübergabe einen fchriftlichen Vertrag Württemberg, einen 
notariellen Bayern. 

12) Dies war da8 Syſtem des preußifhen Landrechts und gilt noch jest in Bayern, 
Württemberg, Frankfurt a. M., Lauenburg und für die Landgüter in Mecklenburg. Gtobbe 
28 96 III, 8. 

13) Diefe fog. Zmangstitelberichtigung galt namentlich von 1783 — 1831 in Preußen, ferner 
nach dem ſächſ. Lehnsmandat v. 1764 u. ſ. f. Dernburg 18 199, 
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aufgegeben und iſt zum reinen deutſchen Recht zurückgekehrt. Den Anfang 
bat Mecklenburg gemacht, dann iſt Sachſen und Preußen gefolgt !*). Im 
Folgenden find die preußifchen Regeln, weil fie zur Zeit das größte Nechtöge- 
biet in Deutichland beherrichen, und auch das Reichsgeſetzbuch fih ihnen im 
MWefentlihen anjchließt, näher zu entwideln. 


Heutiges Recht. 
5 84*. 

Die vertragamäßige Webereignung von Grundftüden gefchieht nach heutigem 
preußischen. Recht und künftigem Reichsrecht) dadurch, daß der Beräußerer 
und der Erwerber ihren auf den Eigenthumswechſel gerichteten Willen formell 
verlautbaren — „Auflaffung‘ 2) — und daß auf Grund diefer Berlautbarung 
der Erwerber ald Eigentbümer im Grundbuche eingetragen wird. Beide Acte, 
die Willenderflärung der Parteien und die Eintragung im Grundbuche, find 
gleich wefentlih: weder die Auflaffung für fi allein noch die Eintragung für 
ih allein bewirkt den Uebergang des Eigenthums. 

Den Rechtsgrund der Uebereignung (Kauf, Schenfung u. |. f.) brauchen 
die Parteien bei der Auflaffung nicht anzugeben; die Auflalfung ift ein abftracte®, 
nur auf den Webergang des Eigenthums bezügliches Rechtsgeſchäft. Demgemäß 
darf auch das Grundbuchamt die etwaigen Mängel diefed Rechtögrunded, wenn fie 
ihm zufällig zur Kenntniß fommen, nicht rügen oder ihretwegen die Eintragung 
ded Eigenthbumdübergangd verweigern ?). Die Auflaffung muß unbedingt und 
unbefriftet erfolgen +). 

Die Mebereignungderflärung fann nur von demjenigen abgegeben werden, 
welcher zur Zeit als Eigenthümer ded Grundftüdd im Grundbuche eingetragen 
iſt; wenn alfo der gegenwärtige Eigenthümer im Grundbuche nicht eingetragen 
iſt 6), fo muß er, um die Veräußerung bewirken zu fönnen, die Eintragung nach⸗ 


14) Medienb. Gef. für Stabtgüter v. 1857, Sächſ. GB. $ 276, Preuß. Gef. v. 5. Mai 1872. 

1) Preuß. EEGeſ. $ 1-3. NGB. 8 838, 

2) Nach preufifhen Recht muß die Auflaffung vor dem zuftändigen Grundbuchamt 
mündlich und gleichgeitig don beiden Parteien erklärt werden; die Parteien müljen alfo, wenn 
fie nicht perfönlich erfcheinen wollen, Bevollmächtigte entfenden. Schon das preußifche Geſetz 
für die Rheinlande und jett dad ROGB. läßt diefe Regel fallen: jede Partei kann ihre Er- 
Härung getrennt für ſich vor irgend einem Gerichte oder Notar abgeben, und kann dann bie 
Erflärung dem Grundbuchamt überfenden ; eine andere preußifche Ausnahme ſ. $ 172°. Daß 
die Parteierllärung duch ein gerichtliches Uxtheil erjegt werben kann, ift ſchon oben ©. 119 
bemerft. 

3) Diefe Regel wird als „Conſensprincip“ bezeichnet, im Gegenſatz zum Legalität8princip, 
nad welchen das Gericht die Angabe des Rechtsgrundes der Auflaffung zu fordern und die 
Gilltigkeit des Nechtgrundes zu prüfen hat. Bon neueren Gefegen hätt namentlich dad Sächſ. 
GB. $ 276, ®. v. 9. Yan. 1865 $ 169 am Legalitätsprincip fe. Cine andere Bedeutung 
des „Conſensprincips“ fiehe oben S. 119. 

4) Dernburg I $ 2409 RGB. 8 838. 

5) Dies kann nach preußiſchem Rechte in den im nächſten Paragraphen aufgezählten Fällen 
porfommen. 
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träglich erwirken; nur die Erben eines eingetragenen Eigenthümers find von 
dieſer Pflicht befreit). Stand dem Veräußerer, der im Grundbuche als Eigen- 
thümer eingetragen ift, in Wahrheit dad Eigentum nicht zu, fo erlangt der 
Erwerber trotzdem das Eigenthum, falls er nur redlih war”). 

Die Befigübergabe des Grundſtücks ift zur Eigenthumsübertragung meder 
erforderlich noch genügend. 


2, Nicht nertragsmäßiger Eigenthumgermerk, 
8 85 *. 


Einige der neueren deutſchen Grumdbuchgefete dehnen den Eintragungs- 
zwang auf ſämmtliche Fälle des Eigenthbumserwerbs an Grundftüden aus!). 
Nach diefen Geſetzen ift alfo fogar die Erbichaft und das Vermächtniß für fich 
allein zum Erwerbe des Eigentbums an einem Grunoftüde nicht genügend, 
bildet vielmehr nur einen Titel zum Eigenthumserwerbe, während ber wirkliche 
Eigenthumserwerb erft dadurch erfolgt, daß der Erbe oder Vermächtnißnehmer 
auf Grund feines Titels fih im Grundbuche als Eigenthümer eintragen läßt. 
Die gleiche Regel gilt für ven Fall, daß jemand ein Grundftüd in der Zwangs⸗ 
verfteigerung oder durch Zwangsenteignung erwirbt u. |. f. 

Die Mehrzahl der Geſetze?) befchränlt dagegen die Regel, daß num durch 
Eintragung im Grundbuche Eigenthum erworben wird, auf den in den vorigen 
Paragraphen allein befprochenen Fall der vertragsmäßigen Uebereignung. Hin- 
gegen wird für alle anderen Fälle des Eigenthumserwerbs eine Vermittelung 
versucht: es ſoll nämlich der Eigenthumserwerb auch ohne Eintragung gefcheben, 
aber er ſoll unvolllommen fein, indem ber nicht eingetragene Erwerber das 
Grundjtüd weder mit Hhpothelen, Neallaften u. f. f. befchweren noch Durch 
Vertrag veräußern kann. Solange aljo der Erwerber fein Bedürfniß em- 
pfinbet, derartige Verfügungen über das Grunbftüd vorzunehmen, mag er feine 
Eintragung als Eigenthümer im Grundbuche unterlaffen, durch Jahrhunderte 
hindurch kann fomit eine verftorbene Perſon als Eigentbümer im Grundbuche 
eingetragen fein, und das Grundftüd kann feit ihrem Tode durch Erbgang oder 
Vermächtniß zehnmal den Eigenthümer gewechjelt haben, ohne daß das Grund⸗ 
buch davon Kunde giebt. Erft wenn der Erwerber einmal vertragsmäßig 
über das Grundftüd verfügen will, muß er nachträglich feine Eintragung be- 
wirlen 3). 


6) Preuß. EEGeſ. $ 5. Ueber das Reichsrecht fiehe amtl. Anm. 4 zu 840. 

7) Nach den oben S. 120 entwidelten Regeln. 

1) Namentlich fühl. SB. 8 276. 

2) So namentlih Preuß. EEGeſ. 8 5. Ueber das bayerifche und miürttembergijche 
Recht fiehe oben S. 152°, 

3) Eine Ausnahme gilt nach prenkifchem Rechte für den Erbichaftsermerb, fall mehrere 
Erben vorhanden find: diefe haben nämlich das Recht, das Erbgrundftüd durch Vertrag zu 
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Wie das Reichsrecht fich zu der Trage jtellen wird, läßt fich noch nicht 
überjehen *). 

Bon den einzelnen Arten bes Erwerbes ift die durch Erbichaft und PWer- 
mächtniß im Erbrecht, die durch Zwangsverfteigerung im Pfandrecht zu be- 
Iprehen. Im Folgenden tft nur der Erwerb herrenlofer Grundſtücke, die 
Zwangsenteignung und ver Erwerb durch Erſitzung und Aufgebot zu be= 
bandeln. 

Erwerb berrenlofer Grundftüde. 


g 86. 


*Der gemeinrechtliche Satz, daß berrenlofe Grunditüde durch Occupation 
frei erworben werden, ift landesrechtlich vielfach aufgehoben: nicht jedermann, 
jondern nur der Staat ift berechtigt, berrenlofes Land in Befit zu nehmen 
und dadurch zu Eigenthum zu erwerben !). Auch das Neihsgejegbuch ?) jtellt 
die gleiche Regel mit der Maßgabe auf, daß der Eigenthbumserwerb des Staats 
nicht durch Befignabme, fondern durch Eintragung im Grundbuche erfolgt. 

Befinden ſich unbebaute Grundftüde (Wüftungen, Lehden) innerhalb einer 
Bemeindeflur, fo kann weder die Gemeinde noch die Gutsherrichaft das 
Eigenthum daran auf Grund einer allgemeinen Vermuthung in Anſpruch 
nehmen ®), fondern e8 bedarf für beide Theile des Nachweijes bejonderer that- 
fächliher Erwerbömomente. 


Zwangsenteignung (Erpropriation)?). 
8 87. 
Im öffentlichen Intereſſe kann der Staat over auch wohl die Ge— 


übereignen, auch ohne daß fie eingetragen find; das Berpfändungsrecht haben aber aud fie 
erft dann, wenn ihre Eintragung erfolgt if. Pr. EEGeſ. 8 5 Abf. 2. Ueber das Reichs— 
recht fiehe amtl. Anmert. zu 5 840 RGEB. 

4) Kür den Ermerb berrenlofer Grundſtücke fchreibt dad RSB. die Eintragung vor, 
ebenfo für den Erwerb durd Aufgebot ROGB. S 841 Abf. 2, 840 Abf. 2; dagegen wird für 
den Erwerb durch Erbihaft und Eingehung einer gütergemeinichaftlihen Ehe die Eintragung 
nicht gefordert werden. Die andern Fälle find nod) nicht entjchieden. 

1) Br. LR. I, 98 15, II, 16 $ 12. Ebenſo Bayerijches Recht, nad Roth III S 24516, 19 
und Sächſ. GB. 8 294, 2618, 276, nur daß letteres ftatt der Befignahme die Eintragung im 
Grundbuch vorfchreibt. 

2) RED. 8 841. Diele Regel gilt aber nur für Grunbftüde, die durch Verzicht ihres 
bisherigen Eigenthümers berrenlos geworden find; der Verzicht wird erft durch Eintragung 
im Grundbuch gültig, Für andere herrenloſe Srundftüde wird das Landesrecht in Geltung 
bleiben. 

3) Dies behauptet Weife (de dominio agror. incultor. in feinen Opuscula I p. 26), weldjer 
eine Vermuthung für die Gutsherrſchaft aufftellt. Allein das, was fich fehr Häufig factiſch fo 
ereignen wird, giebt darum noch feine allgemeine juriftifche Vermuthung. S. Langenn in 
feinen und Kori’8 Erörterungen II ©. 150 fig. 

1) Quellen: Preuß. Gef. v. 11. Juni 1874, Bayr. ©. v. 17. Nov. 1887, Württemb. 
G. dv. 20. Dez. 1888, Bad. ©. v. 28. Aug. 1835, Heſſ. ©. v. 26. Juni 1884. In Sachſen 
beftegen nur Sondergejege für bie einzelnen Enteignungsfälle.. Das Reichsrecht enthält Teine 
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meinde ?) verlangen, daß ein Privater Grundftüde oder dingliche Rechte an 
ſolchen ®) gegen volle Entihädigung abtrete. Eine ſolche zwangsweiſe Abtretung 
wird jedoch regelmäßig auf folgende Fälle beſchränkt“): 1) Erbauung nüglicher 
Landſtraßen, Eifenbahnen, Kanäle, Schleußen, Brüden und Wafferleitungen, 
2) Einrichtung oder Erweiterung von öffentlichen Pläten, Straßen, Gottes. 





Regeln. Literatur: Treichler in der Zeitfchrift für deutſches Hecht XII S. 123 fig. (v. Wendt), 
Neuefter Erpropriationsceoder oder vergleichende Darftellung der widjtigften älteren und neueren 
Gelee über Enteignung u. f. w., 1837. Häberlin (Die Lehre von der Zwangsenteignung 
oder Erpropriation) im Ardiv für civil. Pr., 89 3b. (1856) ©. ı und 147 fig. Martin im 
Archiv für prakt. Rechtswiſſenſchaft, d Bb. (1861) ©. 64 fig. und 169 fig. Thiel, Das Erpro- 
priationsredht und das Erpropriationsverfahren, 1866. Meyer, Das Recht der Erpropriation, 
1868 (daf. find ©. 144 fig. auch alle neueren Landesgefetge aufgeführt). Laband im Arch. f. 
civ. Prar., Bd. 52 ©. 151 fig. Grünbut, Das Enteignungsredht, 1878. v. Rohland, Zur 
Theorie und Praris des deutichen Enteignungsredhts, 1875. Randa in Grünhut's Zeitſchr., 
Bd. 10 ©. 618 flg., u. ®b. 11 ©. 1 fig. — In früheren Auflagen (bis zur fünften) wurde 
als das privatrechtliche Princip der Erpropriation das eines derivativen Gigenthumsermerbs 
durch einfeitige Erklärung des Erpropriationsberechtigten angenommen. Diefe Anficht ſtützte 
fi) auf die Auffaffung, welche in mehreren neuen Gefetsgebungen vorherrſcht. Allen ich habe 
mic überzeugt, daß dieſes Prineip nicht haltbar, und flatt defien allein die Auffafiung als 
eines Zwangstaufs beredtigt ifl. Hiernach beftimmt fich auch der Moment der Perfection, 
welcher in den Zeitpunkt zu ſetzen ift, in welchem fich der Eigenthimer dem Exrpropriations- 
beſchluſſe unterworfen, oder in welchem der letztere die Rechtskraft befchritten hat; wenn auch 
die Parteien über ben Preis noch nicht einig find, fo ift doch der Weg zur nothwendigen Er- 
zielung der Preisbeftiimmung vorhanden. (S. auch Burdhardt, Zeitjehr. f. Eivilr. u. Proc. 
N. 5 Bd. 6 ©. 229 fig.) Gegen die Auffaffung als Zwangskauf hat ſich jedoch die neuefte 
Literatur, namentlid Thiel, Meyer und Laband erklärt, indem fie mehr zu dem früher auch 
von mir vertretenen Standpuntte zurückkehrt. Man führt an, daß bier das Konjensmoment 
fehle, daß feine Haftung für heimliche Mängel, Eviction, laesio enormis ftattfinde, daß bie 
Erpropriation ihre Rechtswirkungen auch bei ihrer Bollziehung gegenüber dem Nichteigenthlimer 
oder dem beſchränkten Eigenthlimer habe, daß eine Tradition hier nicht verlangt werde u. f. w. 
So kommt Laband a. a. DO. dazu, die Erpropriation für einen Cigenthumserwerb kraft Ge⸗ 
ſetzes mit einer daraus hervorgehenden gefeglichen Verpflichtung zur Wertherftattung zu er- 
Hären. Indeſſen ift der Begriff des Zwangskaufs, d. h. die Beurtheilung eines Rechtsgeſchäfts, 
bei welchem der eine Theil zur Veräußerung gezwungen wird, nah Analogie des Kaufs, 
keineswegs ohne Vorgang und durchaus nicht fo bedenklich, als es bie neuefte Literatur dar- 
ftellt. Jene Verfchiedenheiten der Wirkungen der Expropriation von den Wirkungen des Kauf 
aber erklären fich (infomweit fie überhaupt anzunehmen find) eben aus der Natur des Gefchälts 
als eines auf der einen Seite unfreitwilligen und erzwungenen. Das Alles ift nichts Uner- 
hörtes, fondern zum Theil fchon früher aus anderen Veranlaflungen erörtert worden. ©. 3.8. 
Dernburg, Pfandredt II, ©. 176, 267. — *Ich fhließe mich der Anficht Labands an, und 
habe deshalb die Zwangsenteignung aus der Lehre vom Kauf, in welche Gerber fte geftellt, ent- 
fernt und dem Eigenthumserwerbsrecht zugeordnet. 

2) Oder Private, 3. B. Eifenbahnunternehmer, denen der Staat da Recht eingeräumt 
bat. In Preußen ift dazu eine Königliche Kabinetsordre nöthig. 

8) Auch an beweglihen Sachen ift eine Enteignung zuläffig, 3. B. im Kriegsfalle an 
Pferden; doch gelten dann bejonbere Regeln. 

4) * Einige Gefete, 3. B. das bayriſche, zählen die Fälle, in denen bie Zwangsenteignung 
zuläffig ift, einzeln auf, während 3. B. da8 preußiſche Gefeh nur das Princip ausſpricht, und 
feine Anwendung im einzelnen Kalle der Verwaltung überläßt. Eine Art der Exrpropriation 
findet auch in Betreff des zum Bergwerlebetriebe nothwendigen Grund und Boden? ftatt. 
Bgl. darüber ©, 167", 
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ädern, Kirchen, Schulgebäuden, Spitälern und Teitungen, 3) Schiffbarmachung 
von Flüffen, 4) Schuß einer Gegend vor Waflergefahr durch Dümme, 5) außer- 
orbentliher Notbitand beit Wafler-, Feuer⸗ und Kriegsgefahr. Im allen biefen 
Fällen tft dem Expropriirten vollflommener Erſatz für den Werth des ab⸗ 
getretenen Gegenſtandes und für das fonft mit diefer Abtretung verbundene 
Intereſſe zu leiften, und er iſt vor Empfang besjelben in ver Pegel zur 
Ueberlaffung des Grundſtücks nicht verpflichtet. Vom Augenblide ver ge- 
ſchehenen Anmeldung der Erpropriation ift der Eigenthümer nicht befugt, das 
Grundſtück weiter zu belaften; ſchon beſtehende dingliche Rechte Dritter werben, 
infoweit fie mit dem Zwecke ber Erpropriation unvereinbar find, durch 
bie leptere ebenfalls gegen volle Entfchädigung der Betheiligten befeitigt. 
Sowohl über die Berechnung der Entſchädigungsſumme als über das Ver- 
fahren bei der Abtretung enthalten die neueren Geſetzgebungen befondere 
Durdfchnittsregeln. 

* Der erpropriationsberechtigte Unternehmer wird Eigenthümer des expro- 
priirten Grundftüds, fobald der endgültige Exrpropriationsbejcheid der zuftän- 
. digen Behörde ihn und dem bisherigen Eigentümer zugeftellt ift 5) 8). 


Erfigung und Aufgebot. 
8 88*. 

Die Erfibung beruht bei uns auf römifcher Grundlage. Doc iſt die 
Erfigungsfrift, indem die römifche dreißigjährige Friſt und die deutſche Frift 
von Jahr und Tag!) zufammengezählt wurde, im fächliichen Rechtsgebiet auf 
31 Jahr 6 Wochen 3 Tage feitgejegt worben ?). 

Weit wichtiger ift, daß neuere Geſetze ?) die Erfigung an Srundftüden gegen- 
über dem im Grundbuche eingetragenen Eigenthümer ausjchließen: jo wenig ein 
im Grundbuch eingetragenes Recht durch erlöfchende Verjährung untergehen 
fann, fo wenig kann e8 durch eine ihm entgegenftehende erwerbende Verjührung 
zeritört werden. Danach wird die Erfigung auf drei Bälle beſchränkt: 1) Ein 
Eigenthümer ift im Grundbuche überhaupt nicht eingetragen, z. B. weil das 
Grundftüd verfehentlich im Grundbuche gar nicht vermerkt war. 2) Es it ein 
Eigenthümer eingetragen; dieſer hat aber fein Eigenthum durch den Tod ) ver- 


5) Preuß. Gel. S 44. Ueber andere abweichende Geſetze Roth III S 246”, Giebe 
oben ©. 154!, 

6) Die Enteignung wird nad dem meiften Geſetzen durch Berwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichte ausgeiprochen. Dagegen wird die Höhe der Entfhädigung von dieſen Be— 
börden uur vorläufig fefigefeßt ; die endgültige Feſtſetzung geichieht auf Klage einer Partei durch 
die Gerichte. 

1) Oben ©. 98. 

3) Haubold, Sächſ. R. $ 185. Schmidt, Vorlefungen I ©. 204, 210. 

8) Preuß. ECGeſ. 8 6. Heil. Gef. Art. 38 u. f. f. Noch firenger if Sächſ. GB. 
8 379: es fchließt bei Grundſtücken die Erfigung ganz aus. 

4) In diefem Beiſpiel ift natürlich vorausgeſetzt, daß die Erben des Verſtorbenen ihrerjeits 
ihre Eintragung als Eigenthümer verfänmen. 
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loren. 3) Derjenige, der jebt die Erfikung des Grundftüds behauptet, ift 
jelber fäljchlich als Eigenthümer eingetragen und will fein buchmäßiges Schein- 
eigentbum im Wege der Erfikung nunmehr zum wirklichen Eigentbum erheben. 
Auch das Reichsgeſetzbuch 5) fchließt fich dieſen die Erſitzung einengenden Gefegen 
an; und zwar foll in den beiden zuerjt genannten Fällen das Recht des wirklichen 
Eigentümers nicht jofort mit Ablauf der Erfigungszeit erlöfchen, ſondern der 
wirkliche Eigenthümer ſoll erjt durch ein Aufgebotsverfahren gefucht und eventuell 
durch gerichtliche8 Ausſchlußurtheil feiner Rechte ausdrücklich für verluftig erklärt 
werden 8); in allen drei Fällen ift die Friſt eine dreißigjährige, und ein Zitel 
und felbjt guter Glaube des Erfigenden nicht nöthig. 


B. An Fahrniß.“ 
1. ZDurch vertragsmäßige Mebereignung. 
8 89*, 


Der römischen Regel entiprechend hält das heutige !) deutfche Recht daran 
feft, daß bewegliche Sachen bloß durch Befigübergabe übereignet werden Tönnen ?); 
nur bei Seejchiffen wird die Uebereignung ohne Befitübergabe, durch bloßen 
Vertrag zugelaffen ?). Auch das Reichsgeſetzbuch behält grundfäglich die römische 
Regel bei; für Sacen, die fih im Beſitz eines Dritten befinden, ſoll freilich 
die Uebergabe dadurch erſetzt werden fönnen, daß der Eigenthümer dem Erwerber 
den Anjpruch auf Herausgabe der Sache abtritt; aber der Erwerber muß fid 
alsdann alle Einrevden aus der Perfon feines Veräußerers gefallen laffen *), 
bat aljo, genau genommen, nicht das Eigenthum, fondern nur die Eigenthums- 
Hage feines Veräußerers erworben. 

Die römifche Regel 5), daß beim Kaufe das Eigentum der Waare erft mit 
der Zahlung oder Stundung des Preifes auf den Käufer übergehe, tft von ben 
meiften deutſchen Geſetzen und vom Reichsgeſetzbuch nicht übernommen. 

Die römiſche Regel, daß die Uebereignung nur dann wirkfam ift, wenn 
ber Veräußerer der Eigenthümer ift, wird im beutfchen Rechte nur fehr beſchränkt 
anerkannt. Darüber ift näher beim Eigenthumsſchutz zu handeln. 


5) ROB. 8 815, 840. 

6) In diejen beiden Fällen liegt alfo eine eigentliche Erfigung überhaupt nicht vor. 

1) Das ältere deutjche Recht ift nicht zweifellos: Stobbe II 8 148 %, 

2) Pr. 2. I, 10 81. Sächſ. GB. $ 253. Anders das franzöftiche Recht: c. c. 
1188, 

8) HGB. 439, 

4) REB. 5 844, 900 Abf. 2. Wie foll nad dem Reichsgeſetzbuch das Rechtsverhältniß 
fein, wenn der Eigenthümer eine Sache veräußert, von der er glaubt, daß er fie einem Dritten 
geliehen habe, während in Wahrheit er felber fie befitt ? 

5) Die Regel gilt zur Zeit noch im Gebiet des römiſchen Hecht und ift auch bier in 
Württemberg, Weimar, Oldenburg u. f. f. befeitigt. Stobbe II $ 1481, Roth III S 254 5°, 
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2. An jagdbaren Chieren '). 
:8 90. 


Obſchon das deutfche Recht die jagdbaren Thiere zu jeder Zeit als herren- 
Ioje Sachen betrachtet hat?), deren Eigenthum durch Deccupation erworben 
wird, jo bat es doc die Befugniß zu diefem Erwerbsacte niemals als einen 
bloßen Ausflug der Perjönlichkeit angejehen, ſondern jtet8 noch an die Erfül- 
lung gewifjer äußerer Erfordernifje gefnüpft?). Das allgemeinfte war das 
Eigenthum an dem Grund und Boden, auf welchem das Thier ergriffen wurde *), 
indem die Befugniß, jedem Dritten den Eintritt auf ein Grundftüd zu ver- 
webren, bier dahin geführt hat, bie bloß factiiche Ausichließlichfeit der Occu⸗ 
pationsfähigfeit zu einer rechtlichen zu jteigern 5), jo daß ſich das Jagdrecht 
als eine Zubehör des Grundeigenthums darftellte®). Dies litt eine Ausnahme 
bei der ſ. g. freien Pürfch”), welche namentlich in ftäbtifchen Gemarkungen 
bisweilen vorkam, und bei der Sagbberechtigung der Gerichts⸗ und Gutsherren, 
welche vielfach auch auf die Grundſtücke der Bauern ausgedehnt war ®). 

Im jpäteren Mittelalter hat fich dann in vielen Gegenden die Regalität?) 


1) Riccius, Zuverläſſiger Entwurf von ber in Deutfchland üblichen Jagdgerechtigkeit, 
2. Aufl. 1772. Stieglig, Gefchichtliche Darftelung der Eigenthumsverhältniffe an Wald und 
Jagd in Deutſchland. 1832. 

2) Sſp. UI, 61: Do got den menschen geschup, do gaf he ime gewalt over vische unde 
vogele unde alle wilde dier. Darumme bebbe wie is orkünde von godde, dat nieman sinen 
lief noch sin gesunt an dissen dingen verwerken ne mach. Doch sint drie stede binnen deme 
lande to sassen, dar den wilden dieren vrede geworcht is bi koninges banne, sunder bere 
unde wolven unde vössen; dit hetet ban vorste — —". 

3) ©. Anm. 1 de8 $ 91, und dv. Brünned im Archiv f. civ. Praris, Bd. 48 ©. 91 fig. 

4) S. Eichhorn, Rechtsgeſch. 8 58 u. 362. Stieglik, $ 8. Stobbe, $ 151. 

5) Das römische Recht giebt zwar dem Grundbeſitzer ein jus prohibendi, ne quis ingrede- 
retur, macht aber den Eigenthumserwerb nicht davon abhängig, utrum in suo fundo quis ca- 
piat, an in alieno, L. 3 pr. D. de acquir. rer. dom. (41, 1). Dies ift aud) wohl der Sinn 
vom Schwabenfp. (Laßb.), Art. 236: „ein jeglich wilt ist eins mannes mit rehte, die wile 
es in sinem gewalte ist“, und Glofje zum Sächſ. Weichb. ad Art. 122. (S. darüber v. Brün- 
neck, Diss. de dominio ferar. 1862, p. 81.) — Wächter in f. Leipziger Programmen v. 1868 
u. 1869, Ueber da® Jagdrecht und die Fagdvergehen, ſucht auszuführen, daß auch das römiſche 
Recht ein Jagdrecht als Beftandtheil des Grunbeigenthums gelaunt babe, welches jedody nicht 
die Bedeutung gehabt hätte, daß der unbefugte Occupant Eigenthum nicht habe erwerben können. 
Bon biefem Gefihtspuntte aus würde man über das Verhältniß des deutfchen zum römijchen 
Rechte in biefer Lehre allerdings zu einem etwas anderen Ergebniſſe gelangen. Immerhin 
glaube ich, daß das deutiche Jagdrecht, al8 Ausflug des viel intenfiveren deutfchen Grundeigen- 
thums, mit jenem ſchwachen und menig gehaltvollen Jagdrechte des römijchen Rechts nicht auf 
eine Linie geftellt werben kann. gl. gegen Wächter: Göppert in der Münchner kritiſchen 
Bierteljahrsichrift, Bd. 13 ©. 223 fig. 

6) Diefe Auffafjung wird mehrfach beftätigt durch die Urkunden bei Kraut, Grundr., 
8 108, 

7) Hiernach durften alle Einwohner eines gewiſſen Bezirks innerhalb desfelben frei jagen. 
S. Riccius, ©. 99 fig. Stieglig, 8 23. 

8) S. Corpus constit. Luneburg. c. II p. 8. Riccius a. a. O., ©. 88, 

9) Ueber die Geſchichte dieſes Regals |. Eichhorn, Rechtsgeich., 5 58, 362 u. 548, 
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der Jagd ausgebildet 1%), jedoch in fehr verjchievenem Umfange!!): bald 
haben die Landesherren das Jagdregal jowohl über das ganze Territorialgebiet 
als auch über alle Arten jagbbarer Thiere erworben, bald haben ganze Diftricte 
oder wenigſtens einzelne Klaffen von Untertbanen, 3. B. die grundbefitende 
Nitterfchaft, fich entwever das volle Jagdrecht oder wenigftens bie f. g. mittlere 
oder niedere Jagd erhalten, wobei dann dem Landesherrn nur die hohe oder 
mittlere Jagd als Regal verblieb 2). In allen Fällen aber, in welcen ſich 
feine beftimmte Rechtsvorſchrift Über die Eriftenz und Ausbehnung des Jagd⸗ 
regals nachmweijen ließ, unterlag ein darauf gerichteter Anfpruch, wenn er be- 
jtritten ward, der Nothwendigleit eines gewöhnlichen Beweijes; eine VBermuthung 
ſprach nicht für die Regalität der Jagd ?°); wo Dagegen das Jagdregal in einem 
bejtimmten Umfange anerkannt war, mußte der Einzelne, welcher eine damit im 
Widerfpruch ftehende Sagbberechtigung behauptete, den fpeciellen Erwerbsgrund 
nachweijen. 

Eine wejentliche Aenderung bat das Jagdrecht endlich in ber neueften Zeit 
erfahren. Bon dem Grundſatze ausgehend, daß Fein Jagdrecht auf fremdem 
Grund und Boden beftehen folle, haben die Gejeßgebungen ber meijten Staaten 
Deutichlande ſowohl das Jagdregal als auch die gutöherrlichen Jagdrechte be- 
feitigt ?%). Principiell fol das Jagdrecht wieder allein dem Grundeigenthümer 
gebühren, aber die eigene Ausübung desjelben wird in der Regel doch nur ven 
Befigern größerer zufammenhängender Landflächen geftattet, während bie Heineren 
Örundeigenthümer an eihe Verwerthung ihres Rechts durch Die Gemeinde ver- 
wiejen find 125). 


10) Someit da8 Jagdregal befand, konnte alfo ein Privatmann da Jagdrecht nur durch 
Iandesherrliche® Privileg erwerben, fei e8 pachtweije, ſei es precario, (f. g. „Snadenjagd‘‘). 
Siehe oben S. 100°. 

11) Dian betradıtete e8 im 17. Jahrhundert als ein unzweifelhaftes Hecht des Tandesheren, 
den Unterthanen die Jagd auf ihrem Boden zu unterfagen; das hauptſächlichſte Motiv dabei 
war, daß das Jagdrecht in der Hand der Bürger und Bauern ein gemeingefährliche® und den 
Beruf der Iettteren ſtörendes Geſchenk ſei. S. Frantzke bei Ahasv. Fritsch, Corpus juris ve- 
natorio-forestalis (1675), p. 218, und Kraut, Grunbr., $ 108 Anm. 82. Weil dies Motiv auf 
die grumdbefitenbe Nitterfchaft nicht paßte, und diefe ihre bergebradten Rechte auf den Lanb- 
tagen zu vertreten vermochte, jo erhielt dieſelbe ihre Jagdberechtigung meiſtens ungefchmälert, 
oder doc wenigftens bis auf die hohe Jagd. Siehe Eichhorn, R.-&., $ 548. 

12) Diefe Eintheilung der Jagd in hohe und niedere, zwifchen welche hie und da auch bie 
mittlere eingefhoben ift, verdankt ihren Urfprung dem Umftande, daß die Nitterichaft auf ihren 
Heineren Sagdgebieten felten Gelegenheit jand, die zur hohen Jagd jeßt gerechneten Thiere zu 
erlegen, und daher den Beweis der Ausdehnung der Jagdberecdhtigung in Bezug auf fie nicht 
erbringen tonnte. S. Riccius, ©. 283 fig. Es herrſcht jedoch Leine Gleichmäßigkeit über bie 
zu der einen oder der anderen Klaffe zu rechnenden Thiere in den Landesgeſetzen. So z. B. 
das Br. LR. II, 16, $ 87, und Cod. August., Tom. II p. 611, 612. 

18) Im vorigen Jahrhundert nod) fehr beſtritten. S. Mittermaier, $ 214 Anın. 18, 

*14) So z. B. in Preußen durch Gef. dv. Bi. October 1848, in Bayern durch Gel. v. 
4. Juni 1848, 

*15) Das preuß. Gef. v. 7. März 1850 3. B. giebt nur demjenigen Befiger die Befugniß, 
fein Jagdrecht jelber auszuüben, deſſen Orundbefig eine zufammenhängende Fläche von mindefteng 
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* Welche Thiere jagdbar find, wird durch Landesgeſetze oder Ortsgebrauch 
verichteden genug beitimmt; das Wild, deſſen Fleiſch gegeflen zu werben pflent, 
wird wohl überall für jagbbar erflärt, ausgenommen bier und da wilde Ka- 
ninchen; dagegen wirb die Jagdbarkeit der Raubthiere ebenfo oft bejaht wie 
verneint. Nicht jagbbare Thiere unterliegen dem freien Thierfange. 

Dos Reichsgeſetzbuch befaßt fich mit dem Jagdrechte nicht. 


8 91. 


Die Iagbberechtigung hat zwei weſentlich verichiebene Seiten. Sie tritt 
zunächit ald eine ausſchließliche Berechtigung zu einer beitimmten Art des Eigen- 
thumserwerbs hervor. Die Occupation wilder Thiere fteht biernach dem Jagd⸗ 
bere&tigten ?) infomeit ausſchließlich zu, als die Örtliche und innere (d. 5. bie 
Art der Thiere betreffende) Ausdehnung der Berechtigung reicht; ein ülteres 
Gewohnheitsrecht (das Recht der Wildfolge) ließ aber die Occupation auch auf 


300 Morgen bildet; der Grundbeſitz der Heineren Eigenthümer wirb dagegen gemeindeweife zu ' 
einem einheitlichen Jagdbezirk zufammengefchlagen, und die Jagd darin wirb für Rechnung der 
Eigenthüämer an höchſtens drei Berfonen verpachtet oder durch einen bon der Gemeinde ange⸗ 
fiellten Jäger ausgeübt. 

1) Aus dem GefichtSpuntte des dentfchen Rechts, daß nur eine vom Jagdberechtigten (einerlei, 
ob dies ber urfpränglich durch das Recht Beſtimmte, oder derjenige fei, der von jenem fein 
Recht duch Pacht un. f. w. ableitet) innerhalb der Grenzen feine® Rechts geichehene Befiter- 
greifung des herrenlofen Thieres als eine mit der Wirkung der Eigenthbumserzeugung verbun- 
dene Ocenpation gelten Tönne, folgt, daß die Befikergreifung eines Thieres durch einen Wilderer 
diefem das Eigenthum daran nicht zu verfchaffen vermag. &8 ift dies ein Princip des dentfchen 
Rechts, daß die Eigentum erzeugende Kraft der Occupation bei gewifien ans der gemeinen 
privatrechtlihen Freiheit ausgenommenen Gegenftänden auf Befigergreifungen Derer beichränft 
it, welche die befonderen Borbedingungen hierzu (vegale Gerechtigkeit, Grundeigenthum u. f. w.) 
erfüllt haben. So aud) das Sächſ. Eivilgefeßb. $ 281. (Vgl. Schmidt, Borlefungen I, ©. 187.) 
Es fragt fi; aber nun, ob au dem vom Wilderer ergriffenen Thiere fofort und unmittelbar 
dem Sagdberechtigten ein Eigenthum erwachſe. Man kann zweifeln; jener bat eine für ihn 
wirkungsloſe Ocenpation vorgenommen, biefer kaun überhaupt feine Eigenthum erzeugende That- 
fadye für fi anführen. Bejaht wurde diefe Frage früher von mir, ſowie von Schüße (Bekler's 
und Muther's Jahrb., Bd. 6 ©. 61 fig.) und v. Brünned in feiner Diss. de dominio ferar. 
quae illicite capiuntur. Hal. 1862, Die legteren Schriftfieller fügen ihre Anficht auf die An- 
nahme, daß der Wilderer al8 ein unfreiwilliger Repräfentant des Jagdberechtigten 
anzufehen fei; Schlige fügt noch hinzu, daß er den Erfolg feiner Occupation vermöge ihrer Un- 
rechtmäßigteit fofort verwirle. Bei abermaliger Prüfung babe ich an der nicht zu verlennen- 
den Gewaltſamkeit diefer Eonftruction Anftoß gefunden, Sollte nicht folgende Anſicht die rich⸗ 
tige fein? Durch die Occupation des Wilderers erhält weder diefer noch der Sagbberechtigte 
das Eigenthum; legterer aber hat gegen jenen einen Anſpruch auf Darbringung des ergriffenen 
Thieres oder feines Werthes. Diefe Forderung ift fo zu verftehen. Die Handlung des Wil- 
derers ift eine VBerleguug der Sagbberedhtigung, d. 5. des ausſchließlich in einem Reviere zu⸗ 
fiehenden Deenpationsrechts; ihr Thatbeftand befteht genauer darin, daB dem Jagbherrn an 
einem einzelnen Thiere die ausſchließliche Occupationsbefugniß widerrechtli entzogen worden 
ift. Der Jagdberechtigte ift befugt, die Wieberherfiellung feines Jagdrecht, bier: die Rückge⸗ 
währung der Möglichkeit der Ausübung feines Occupationsrechts an dem gewilderten Thiere 
zu fordern. Bei erlegten Thieren fällt dies praktiſch mit einer Forderung auf Auslieferung 
ded Thieres oder Erſatz ſeines Werthes zufammen. ©. Dernburg, Lehrbuch bes Preußifchen 
Brivatrechts, Bd. I, 9 2298, 

17. Aufl. 11 
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bem fremben Reviere zu, wenn die Handlung bes Erlegend ſchon auf dem dies⸗ 
feitigen Gebiete gefchehen war ?); * die neueren Geſetze haben dies Gewohnbeits- 
recht indes meift beſeitigt?). Der Sagbberechtigte als folcher ift aber noch 
nicht Eigenthlimer bes in feinem Jagdbezirke befindlichen Wildes; auch Dadurch, 
daß er das Wild erlegt, erwirbt er das Eigenthum noch nicht, entjcheidender 
Erwerbsact ift vielmehr erft die Beſitznahme des Wildes, 

Nach einer anderen Seite hin erjcheint die Jagdberechtigung als die Be⸗ 
fugniß zu einer Reihe von Handlungen, welde nicht bloß auf die Decupation 
jelbft, ſondern auch auf die Herbeiführung der Möglichkeit derſelben (Hegung 
bes Wildes) gerichtet find. In diefer Beziehung nähert fich die Jagdberechti⸗ 
gung wohl dem Begriffe eines Gewerberechts und unterliegt als jolche mehr- 
fahen Beſchränkungen von Seiten der Grundeigentbümer und der Staatöge- 


walt. Die Grundeigenthümer können das Wild durch alle Mittel, welche nicht 











jelbft Erlegungsacte find, von ihren Grundſtücken abhalten und dieſe gegen bie 
ſchädlichen Einwirkungen der Thiere durch Vorrichtungen jeder Art beichügen >); 
auch brauchen fie die Ausübung ver Jagdberechtigung auf ihren Grundftücden 
nur in den offenen Zeiten zu leiden. Die ftaatswirtbichaftlichen und polizei- 
lichen Beſchränkungen, welche Ausflüffe der ſ. g. Jagdhoheit (Wildbann im 
engeren Sinne) find, bezweden theils Die Erhaltung der jagbbaren Thiere gegen 
eine verwüſtende Ausübung des Iagbrechts, theild den Schug der Landwirth⸗ 
ſchaft, theils die Befeitigung ver Gefahren für die öffentliche Sicherheit, welche 
die Jagd mit fich bringt *). 


3. An Silden‘). 
8 92*, 
Der Ausgangspunkt des deutichen Fiſchereirechts war, daß die Fiſcherei⸗ 


2) ©. ſchon L. Salica, Tit. 86, c. 4. Ed. Rothar., ce. 819. Sachſenſp. II, 61 8 4: 
‚„Jaget en man en wilt buten deme vorste, unde volgent ime die hunde binnen den vorst, die 
man mut wol volgen, so dat he nicht ne blase noch die hunde nicht ne grute; unde ne 
missedut dar nicht an of he san dat wilt veit; ſ. befonders Schwabenfp. (Laßb.) Art. 286. 
Bülow und Hagemann, Erört., Bd. 1 Pr. 11, 

2a) 3. 8. in Preußen durch Gel. v. 31. October 1848. 

8) Dahin gehört Aufftellung von Wächtern, Anbinden von Hunden, Umzäunung der Scho- 
ungen in Wäldern, Anzünden von Feuern u. dgl. m. Bol. Bülow u. Hagemann, Erört., Bd. 3 
©. 43. Pr. ER. I, 9, 141. Aeltere Jagdgeſetze waren in diefer Beziehung oft fehr Bart 
und beeinträcdhtigend für den Grundeigenthümer. — In dem ausfchließlihen Jagdrechte 
liegt aber gegenüber den Grundeigenthümern zugleich die Pflicht zur Ausübung der Jagd, 
womit die Frage über die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens zufammenhängt. 

4) Diefe Beichränlungen find polizeiliher Natur (namentlich gehört dahin die Vorſchrift, 
daß zur Ausübung der Jagd die Löſung einer Jagdkarte nothivendig ift und daf die Jagd ge- 
wifler Arten bes Wildes in der Schon- oder Hegezeit verboten ift); denn das Eigent hum 
wird vom Jagdberechtigten auch durch eine polizeiwidrige Ocempation erworben. — Beſonders 
gehört hierher die Beſtimmung der Wildbahn, d. h. eine Beſchränkung des Jagdreviers, 
inden regelmäßig das Jagen auf öffentlichen Landftraßen, in der Nähe von Städten, Dörfern 
und umzäunten Grundſtücken unterfagt ift. Bgl. hierüber Mittermaier 8 217. 

1) Buchenberger in Schönberg’8 Handb. der politiihen Delonomie II S. 331 (1891), 
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gerechtigkeit — da die Gewäſſer und die Fiſche als herrenloſes Gut galten — dem 
Könige als Regal zuſtand“). Demnächſt geſtaltete ſich aber im Laufe des Mittel—⸗ 
alters das Fiſchereirecht in bunteſter Weiſe. Entweder machte nämlich der König 
von ſeinem Regal thatſächlich Gebrauch; dann iſt das Fiſchereirecht das alleinige 
Vorrecht des Könige oder des Landesherrn oder einer vom Regalherrn pri- 
vilegierten Berfon geworden. Oder das Regal blieb unangewenvet, was nament- 
lich bei Heineren Bächen jehr oft der Fall war; dann fiel die Fiſcherei ins 
Freie, oder fie wurde entweder von den Uferbefigern ober zu Gunſten ber 
Markgenofien von den Gemeinden in Anfpruch genommen. 

Dieje bunte Nechtsbildung Dauert noch jegt fort: auf Gewäſſern, wo vormals 
die Negalität thatfächlich zur Anwendung gebracht worden, iſt fifchereiberechtigt 
nach wie vor der Staat oder irgend ein privilegirter Erwerber des Regals; wo das 
Regal dagegen praftifch nicht zur Geltung gekommen, find bald die Gemeinten, 
bald die Uferbefiger filchereiberechtigt, bald berricht völlige Freiheit der Fiſcherei. 
Erſt die neuefte Geſetzgebung erjtrebt größere Einfachheit. Zwar nicht fo radikal 
wie die Jagdgeſetzgebung: namentlich werben bie alten auf dem Regalrecht be- 
ruhenden VBorrechte des Staats oder bevorzugter Privatperfonen nicht einfach 
befeitigt, wie die alten Jagdprivilegien. Aber wenigftens folgende Reformen 
find verſucht: die Freigabe der Tifcherei an jedermann ift aufgehoben und durch 
ein Fiichereirecht der Gemeinde erſetzt; da, wo die Uferbefiter das Fiſcherei⸗ 
recht hatten, find fie entweder gleichfall® zu Gunften der Gemeinde ihrer Ge- 
rechtiame ganz beraubt ®), oder es ift wenigftens vorgefehen, daß bie Beſitzer 
Kleiner Uferftreden zu Filchereigenojfenichaften vereinigt und zu gemeinfamem 
Betriebe der Filcherei genöthigt werden fönnen +); da, wo die Gemeinde oder eine 
Fifchereigenoffenfchaft das Fiſchereirecht hat, darf ſie deſſen Ausübung nicht 
allen ihren Mitgliedern freigeben, fondern muß die Fiſcherei einem angeftellten 
Fiſcher übertragen oder aber verpachten. Alle dieſe Regeln jollen der Raub⸗ 
fiſcherei vorbeugen. 

Auf dem Meere ift die Fifcherei jevermann freigegeben 5). Umgekehrt ift 
auf gejchloffenen Zeichen die Fiſcherei alleiniges Recht des Teicheigenthümers. 








Stobbe II $ 150. — DOnellen: Preuß. Gel. v. 30. März 1874 (dazu Gef. für Weſtfalen 
v. 80. Zuni 1894), Bayr. Gef. vd. 4. Oft, 1884, Württemb. Gef. v. 27. Nov. 1856 und 
7. Juni 1885, Sächſ. Gef. v. 15. Oft. 1868, Bad. Gef. v. 29. März 1852, 8. März 1870, 
29. März 1890, Hell. Gef. v. 27. April 1881. 

2) Schröder, Rechtsgeſch. S 48”, Abm. Georg Meyer, Verwaltungsrecht 2. Aufl. (1898) 
1 ©, 369. Buchenberger a. a. O. ©. 332. 

8) So namentli in Baden nad) dem Gef. v. 1852, 

4) So namentlich nad) dem meftfälifchen Gef. v. 1894; die Fiſchereigenoſſenſchaft foll zu⸗ 
fommen regelmäßig eine Uferfirede von mindeftens 8 Kilometer und thunlichſt beide 
Ufer umfaflen; von der Genofienfchaft frei bleiben Befiger, denen beide Ufer mit mindeſtens 
500 Meter Länge gehören. 

5) In Küftengewäfjern aber nur Inländern. So für die Nordfee ausdrüdlich feftgefett 
durch internat. Vertrag v. 6. Mai 1883 Art. 2. 

11* 
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Hier ſind ſogar die Fiſche Eigenthum des letzteren, während im Uebrigen die 
Fiſche ſo lange herrenlos ſind, bis der Fiſchereiberechtigte ſie in Beſitz nimmt. 
Das Reichsgeſetzbuch befaßt ſich mit dem Fiſchereirecht nicht. 


4. Au Soflien‘), 
8 93*. 

Foffilien find im Allgemeinen Eigenthum vdesjenigen, auf deſſen Grund 
und Boden fie fi) befinden. Dies leidet aber gerade in Betreff der wichtig. 
jten und wertboollften Zoffilien eine Ausnahme: fie find der Verfügung des 
Grundftüdseigenthümers entzogen. Mit gutem Grunde. Denn bei der Be- 
grenzung der Grundftüde pflegt nur auf die Benutzung der Oberfläche Rück⸗ 
fiht genommen zu werden, nicht auf die Bergwerksichäte, welche der Schoß 


1) „Hertwig, Neues und volllommene® Bergbuch, 1784. v. Canerin, Grundjäge des 
bentfchen Berg- und Salzrechts, 1790. Hake, Kommentar über das Bergrecht mit ſteter Be- 
rüdfihtigung der vornehmften Bergorbnungen, 1823. Karſten, Grundriß der deutichen Berg⸗ 
rechtslehre, 1828. Weiske in f. RechtSlericon, 1. Bd. S. 984. Otto, Studien auf dem &e- 
biete des Bergrechts, 1856. Schomburg, Betrachtungen über bie neuere deutiche Berggefetggebung 
u. f. w., 1857. Kreßuer, Syſtemat. Abriß des Bergrechts mit vorzügliher Rückſicht auf 
Sadjfen, 1858. Berenner, Lehrbuch des deutſchen Bergrechts, 1862 u. 64. Kloftermann, Lehrb. 
d. Pr. Bergrechts, 1871. Achenbach, Das gemeine deutfche Bergredht in Verbindung mit dem 
Preuß. Bergredhte, 1. Bd. 1871. Kommentare zum preuß. Berggeſetz v. Kloftermaun, 4. Aufl. 
1885, Arndt, 2. Aufl. 1888. Bon ganz befonderer Bedeutung für die Bergrechtswiſſenſchaſt 
ift die feit 1860 herausgegebene Zeitjchrift für Bergrecht von Brafjert und Achenbach. Unter 
den particularrechtlihen Schriften find hervorzuheben: Freiesleben, Darftellung ber Grundlagen 
der ſächſiſchen Bergwerksverfaſſung (1837), beſonders aber Schneider, Lehrbuch ded Bergrechts 
für die gefammten Länder der öſterreichiſchen Monarchie (2. Aufl. 1867), — Quellen find 
bie Bergordnung von Iglau (v. 1250, in Schmidt’8 Sanml. öfterr. Berggefeke, 1. Thl. ©. 1 
fig.), die Oberpfäßzifche (v. 1548), die Braunfchweigiiche (vd. 1598), die Joachimsthaler (v. 1548), 
die Kurfächfifche (v. 1509 u. 1589), die Kölner (v. 1669), die Schwarzburgifche (v. 1686), die 
Bayerifche v. 1784, j. Hale, Commentar im Anhang. Dieſe lettteren und andere Bergordnungen 
(mit Ausnahme der Sächſiſchen) befinden ſich in v. Wagner, Corpus juris metallici recentissimi 
et antiquioris oder Sammlung u. f. w. 1791. Fol. Befonders wichtig ift atıh das Berg- 
recht bes Preuß. Landr. IL Thl. Tit. 16. Eine ganz neue Epoche des deutſchen Bergrechts 
ift num aber durch folgende Gelege begründet worden: Das K. Sächſ. Gef. v. 22. Mai 1851, 
betr. den Regalbergbau, das Defterr. Gef. v. 25. Mai u. 25. Sept. 1854, vor Allem aber das 
K. Preuß. Gef. v. 24. Juni 1865, welches auch ſchon in mehreren anderen Staaten Deutid)- 
lands im Wefentlihen unverändert angenommen morden ift, nämlich in Bayern durch Geſ. . 
20. März 1869, in Württemberg durch Gef. v. 7. Oktober 1874, in Baden burch Gef. v. 22. Juni 
1890, in Heffen durch Gef. dv. 28. Januar 1876 u. f. f.; hierzu kommt endlich da8 K. Sächſ. 
allgem. Berggefeg v. 16 Juni 1868. Cine Zufammenftellung der jetzt geltenden Berggeſetze 
von Brafiert in feiner Zeitihrift Bd. 18 ©. 17 fig. Das Reichs recht wird das Bergrecht 
zunächſt nicht regeln. — Die Geſchichte bed Bergrechts ſ. bei Eichhorn, Rechtsgeſch. $ 58, 
297, 807, 362, 495, 534, 548. Meyer, Berjuch einer Geſchichte ber Bergwerksverfaſſung und 
der Bergwerke bed Harzes im Mittelalter, 1817. Karften, Leber den Urſprung des Bergregale 
in Deutfchland, 1844. Weise, Der Bergbau und das Bergregal, 1845. Zadariä in ber 
Zeitfehr. für deutſches Recht, 18. Bd. ©. 825 fig, Kommer in Achenbach's und Braſſert's 
Zeitſchr. f. Berger. X, ©. 376 fig. Achenbach, VBergredt, 1. Bd. S. 17 fig. Kloftermamn, ' 
Lehrb. $ 1—3. Arndt, Zur Gefch. und Theorie des Bergregals 1879, Heusler, 18 74, Schröder, 
Rechtögeichichte, 5 26°, a1, Ermiſch, Das Sächſiſche Bergrecht des Mittelalters, 1887.” 
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der Erde birgt. Deshalb durchſchneiden denn auch die Grenzen ber Grund- 
jtüde in willtürfichiter Art die mineralifchen Gänge und Lager, und eine Regel, 
welche jedem Grundftüdseigenthümer das ausjchließliche Hecht gäbe, das Stüd- 
hen eined Ganges oder Lagers, welches fich gerade unter feiner Oberfläche 
befindet, auszubeuten, wäre jedem verftändigen Bergbau hinderlich. Zudem haben 
bie Grundſtückseigenthümer in ihrer übergroßen Mehrzahl zum Bergbau, koſt⸗ 
Ipielig, mühſam und ungewiß wie er ift, gar feine Neigung, unb auch bie 
Rapitalmittel, welche zum Bergbau nöthig find, werben ihnen zumeift fehlen. 

Deshalb hat fchon das altveutiche Recht die Bergiwerlsichäte vom Grund⸗ 
eigentbum loßgeldft, indem es fie für berrenlos erklärt, und gemäß der Regel, 
daß alles herrenlofe Gut dem Könige gebührt, den Bergbau als Regal be- 
handelt ?). Nicht in dem Sinne, daß ber König den Bergbau im ganzen Reiche 
wirklich allein betreiben folle, fondern derart, daß er fraft feines Regals 
darüber beftimmen möge, wen die Eröffnung eines Bergwerks zu geftatten fei. 
Thatjächlich haben denn auch die Könige, und nachdem das Bergregal auf fie 
übergegangen, die Landesherren das Dergbaurecht in allergrößtem Umfange an 
große und Heine Bergbauunternehmer verliehen. Das Regal war alfo bie 
Handhabe, um über den Kopf der Oberflächeneigenthlimer hinweg denen, welche 
wirkliche Neigung dazu hatten und die erforberlihen Mittel befaßen, die Mög- 
lichleit des DBergbaues zu eröffnen. 

So diente das Bergregal der Freiheit des Bergbaus?). Aber doch nur 
in unvolllommener Weife. Denn es hing ganz von ber Willkür des Landes. 
berrn ab, wem er das Bergbaurecht verleihen wollte. Und ſelbſt als viele 
Lanbesherren — namentlich feit dem 16. Jahrhundert — fich ausprüdlich ver- 


3) Die Negalität des Bergbaues läßt fich freilich erft feit dem 10., beftimmtter fogar erſt 
feit dem 12. Jahrh. nachweilen. Dod muß man mit Arndt und Schröder annehmen, baf es in 
biefer Zeit, welche der Ausbildung neuer Löniglicher Rechte durchaus abhold war, nicht nen 
entftanden ift. Und daß man gewiffe Mineralien für herrenlo® bielt, daß man fie als Eigen⸗ 
thum der „Erdgeifter, denen fie mit Gewalt oder Lift abgenonmnmen werden mußten” (Schröder, 
Rechtsgeſch 3 48 bei Anm. 118) anſah, ift ſchon für die ältefte Zeit Leicht begreiflih; aus der 
Herrenloſigkeit der Kofftlien ergab fi) dann nach altfränkiſchem Recht ihre Regalität von felbf. 
— And Sip. I, 85 $ 1 fpricht die Regalität des Bergbaus aus, wenn man unter dem Schatz, 
der nad) diefer Stelfe der königlichen Gewalt gehören foll, die Metalle verfteht, eine Auslegung, 
die freilich fehr beftritten ift (f. unten S. 175%); bei Silberbergwerken ift freilich nach Sip. I, 
85 8 2 die Zuflimmung des Grundeigenthümers nöthig; aber daraus folgt nicht, daß nicht 
außerbem die Verleihung des Bergbaurechts durch den Regalitätsherrn nölhig geweſen fei. — 
Abweichend hält Achenbach I S. 83 das Bergregal für eine jüngere Rechtsbildung etwa bes 
11. Jahrhunderts, und will auch Sp. I, 35 8 2 gegen das Bergregal verwerthen, indem er 
Sſp. I, 85 $ 1 auf dem thesaurus bezieht. 

3) Nach Achenbach 1 ©. 68 fig. foll fich umgelehrt bie Bergbaufreiheit unabhängig vom 
Bergregal und in Widerfpruh zu ihm entwidelt haben. Zunächſt als das freie Recht aller 
Markgenoſſen, auf Allmendeboden Bergbau zu treiben; dann ſei das Recht allmählich aud auf 
den im Brivatbefig befindlichen Grund und Boden ansgebehnt worden. Obſchon dieſe Anficht 
den Beifall Stobbe’s (II $ 142) und anderer gefunden, ift fie doch unbewieſen und inmerlich 
unwahrſcheinlich. Siehe Arndt, Kommentar 8 7. 
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pflichteten, jedem Bewerber, welcher gewiſſe allgemein fejtgefetste Bedingungen 
erfüllen würde, das DBergbaurecht zu geben 4), war der lanbesherrlichen Will⸗ 
für noch immer weiter Spielraum gelaffen; denn bie Landesherren konnten 
folhen Berfonen, welchen fie eine Gunft erweiſen wollten, die Einhaltung jener 
Bedingungen erlaffen ), und vor Allem brauchten fie für diejenigen Bergwerke, 
welche fie in fiscaliichen Betrieb nehmen wollten, fich felber an jene Be- 
bingungen nicht zu. kehren. Sodann faßten die Landesherren die auf Grund 
des Bergregals erfolgende Verleihung des Bergbaurechts als die Veräußerung 
eines fiscalifchen Rechts auf .und beanfpruchten demgemäß — gewifjermaßen 
als Kaufpreis — einen ſehr erheblichen Antbeil an ben Exrträgniffen der von 
ihnen verliehenen Bergwerke ®). . 

Erſt die neuere Geſetzgebung bat bier Wandel gefchaffen. Sie hat zwar 
den altveutihen Sag, daß gewiſſe Boffilien herrenlos7) feien und nur von 
demjenigen, welchem der Staat dazu das Recht verlieben bat, ausgebeutet 
werden dürfen, beibehalten. Sie faßt aber die Befugniß des Staats, das 
Bergbaurecht zu verleihen, nicht als privatrechtliches, rein fiscalifches Regal, 
jondern als ftaatsrechtliches Hoheitsrecht aufs). Demgemäß verpflichtet fie 
nit bloß den Staat, demjenigen Bewerber, welcher die gefeplich feitgeftellten 
Dedingungen einhält, das Bergbaurecht zu gewähren, ſondern fie verbietet ihm 


4) Dan nannte dies die „Freierklärung bes Bergbaus“. Die Freierklärung bezog fidh 
regelmäßig auf die Salinen nicht, manche Zandesherren behielten fich die willfürliche Handhabung 
des Regal auh für Metalle vor, 3. B. der Kurfürfi von Hannover, Achenbach J S. 99°, 
Stobbe II 8 142%, 

5) Sie konnten dieſen beglnftigten Privatperfonen auch das Bergregal ſelbſt abtreten, 
was bdiftrietsweife thatſächlich jehr oft geichehen ift („„DiftrietSverleihung”‘). Alsdann hatte der 
alfo Begünftigte nicht bloß, wie der Erwerber eines gewöhnlichen Bergbaurechts, die Befugniß, 
innerhalb eine® engbegrenzten Feldes ein einzelne genau beftunmtes Foſſil zu gewinnen, 
fondern in feinem ganzen oft ſehr großen Diftrict ftand ihm das alleinige Ausbeutungsrecht 
an ſämmtlichen vegalen Koffilien zu. Dieſe in Privatbefiz übergegangenen Regale dauern noch 
jet fort. Siehe unten Anm. 8. 

6) Noch das Pr. CR. II, 16 8 98 ſetzt den Antheil des Fiscus auf "/,, des Rohertrages 
bes Bergwerks feſt. 

7) Dieſe Herrenloſigkeit wird ziemlich allgemein anerkannt, Gerber $ 95°, Georg Meyer, 
Verwaltungsrecht 18 118°. Abweichend erklären Achenbach IS. 110 und Stobbe II 5 148’ 
auch die freigegebenen Foſſilien bis zur Beſitznahme ſeitens des Bergmwerlebefiger® für Eigentum 
des Oberflächeneigenthümers, während Arndt, Komment. $ 9, da8 Eigentum dem Staate zufpricht. 

8) So zuerfi 1791 da8 franzöftiche Hecht, dann 1865 das preußifche Berggeſetz und 
jpäter die ihm folgenden Geſetze. Doch ift die Aufhebung feine vollftändige gewefen. I. Mehrere 
Staaten halten das Regal für einzelne Foffilien feit, 3. B. Preußen für Bernftein (menigfteng 
in Oſt- und Weftpreußen, Gef. v. 22. Febr. 1867), Sachſen, Baden u. ſ. f. für Steinfa und 
Soolquellen (Sächſ. Berggeſ. 8 5, Badiſches Berggeſ. $ 2). Neuerdings (1694) haben einige 
Staaten auch für Kalifalzge das Regal eingeführt, 3. B. Braunfchweig. II. Someit zur Zeit 
des Erlaſſes der neueren Berggeſetze das Bergregal den Standesherren oder fonftigen Privat- 
perfonen zuftand, dauert es als deren mohlerworbenes Recht noch jett fort (preuß. Berggeſ. 
8 250); fo gilt 3. B. in einigen oberſchleſiſchen Kreiſen noch jet feine Bergbaufreiheit, da bier 
der Kürft von Pleß Privatregalherr if. III Einige Kleinftaaten haben das Bergregal über- 
haupt nicht aufgehoben, 3. B. Sadfen-Weimar (©. Meyer, Bermaltungsrecht, 2. Aufl. 
16. 364°). 
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auch, für Bergwerke, welche der Fiscus felbft oder fonft ein begünitigter 
Dewerber eröffnen will, von jenen Bedingungen etwas nachzulafien. Sie 
ermäßigt ferner die von den Bergwerksbeſitzern zu leiftenden Abgaben an ben 
Staat derart, daß fie nicht mehr als Kaufpreis für Ueberlaffung des an und 
für fich fiscalifhen Bergbaurechts, ſondern nur noch als eine eigentbümliche 
Grund, und Gewerbeſteuer erfcheint ?), oder hebt die Abgaben ganz auf. 

Die der Bergbaufreiheit übergebenen Foſſilien find landesrechtlich ver- 
fchieden beftimmt: in Preußen unterliegen die meiften Metalle, ferner Schwefel, 
Arſenik und Antimon, Alaun- und Bitriolerze, ſodann Steinkohle, Braunkohle 
und Graphit, endlich das Steinfalz nebft den mit Steinſalz auf der nämlichen 
Lagerftätte vorlommenden Sahen und die Soolquellen ver Bergbaufreiheit, 
während die Steinbrüdhe (Marmor, Granit u. dgl.), Gyps, Edelfteine u. f. f. 
der Verfügung des Grundſtückseigenthümers belaffen find 19). 

Das Reichögefegbuch regelt das Bergrecht nicht. 


8 94*. 

Wer ein Bergwert auf freie Mineralien eröffnen will und nicht bereits 
duch einen Zufall die Lage des von ihm auszubeutenden Minerals in Er- 
fahrung gebracht hat, wird das Mineral zunächt planmäßig fuchen müſſen. 
Diejes Suchen wird techniſch ale Schürfen bezeichnet. Der Grundbeſitzer 
it auf feinem eigenen Grund und Boden ohne Weiteres zum Schürfen befugt. 
Wer dagegen auf fremdem Grund und Boden fchürfen will, Hat entweder die 
Erlaubniß des Eigenthümers oder, wenn dieſe verfagt wird, die der Bergbe⸗ 
hörde einzuholen; die Bergbehörde muß die Erlaubniß ertbeilen!), ohne prüfen 
zu dürfen, ob die Berjon des Schürfluftigen oder der Ort, wo die Schürfung 


9) In Preußen (Gef. v. 20. Oct. 1862) betrug die Steuer zuleßt 1 Proc. des Rohertrages, 
wozu dann noch ein weitere® Procent als „Auffichtöfteuer” hinzutrat, Arndt, Kommentar $ 9 
meint, daß diefe Steuer, da fie nur den feitens des Staats verliehenen Bergwerken auferlegt 
fei, eine Regalitätsabgabe darftelle, daß fomit das Regal in Wahrheit gar nicht aufgehoben fei. 
Indes erflärt fich diefe Beichränlung der Bergwerkäfteuer auf die ftaatlich verliehenen Bergwerke, 
auch ohne da man auf das Vergregal zurüdgehen muß. Bergwerksbeſitzer nämlich, welche kraft 
ihres Grundeigentfums Bergbau treiben, 3. B. bei den ſächſiſchen Braunlohlengruben,, zahlen 
ohnehin Grundſteuer; und VBergwerksbefiter, denen das Bergwerk von eiuem Privatregalherrn 
verliehen ift, müfjen an biefen ihren Verleiher ſteuern; es ift alfo ganz angemeflen, daß man 
beiden die ftaatliche Bergwerksſteuer erläßt. Durch preuß. Gef. v. 14. Zuli 1893 $ 2 iſt jekt 
aber die Bergwerksſtener ganz aufgehoben, alfo die letzte Erinnerung an das Bergregal erlofchen. 

10) Preuß. Berggeſ. $ 1. Aber jelbft innerhalb des preußiſchen Rechtegebiets beftehen 
noch die größten Berfchiebenheiten. So find in den bis 1814 zum Königreih Sachſen ge- 
hörigen Theilen der Provinz Sadfen (wichtig namentlich für die Gegend von Weißenfels) Stein- 
uub Braunkohlen, in Schlefien die Cifenerze, in Hannover das Salz nicht für frei erklärt, 
während umgekehrt in Naſſau die Bergbaufreiheit auch auf den Dachichiefer ausgebehnt if. 
Br. Berggef. $ 211. Gef. v. 22. Webr. 1869. V. v. 22. Febr. u. 8. Mai 1867. 

1) Ausgenommen unter Gebäuden und in einem Umfreife um diefelben bis zn 200 Fuß, 
in Gärten und eingefriebeten Hofräumen. Hier ift aljo das Schürfen nur mit Erlaubniß des 
Grundbeſitzers geftattet. Ganz verboten ift das Schürfen auf öffentlichen Plägen, Straßen, 
Eifenbahnen, Friebhöfen. Preuß. Berggei. $ 4- 
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ftattfinden fol, einen Erfolg der Schürfung verſpricht; nur iſt der Schürf- 
Inftige verpflichtet, ehe er die Schürfarbeit beginnt, dem Grunbbefiger für ven 
ihm drohenden Schaden im Voraus Erfab zu geben oder für den künftigen 
Schadenserjag Sicherheit zu beſtellen?). Nicht alfo bloß das Ausbeuten der 
bereit gefundenen, jondern auch Das Suchen noch ungefundener freier Foſſilien 
tft jedermann freigegeben. 

Durch die Entdedung bed freien Minerals wird das Bergbaurecht jelbit 
noch nicht erworben. Wohl aber wird dadurch ein Anspruch gegen den Staat 
auf Verleihung des Bergbaurechts begründet; der Anſpruch ift aber fein 
privatrechtlicher, alfo im Rechtswege nicht verfolgbar. Der Anfpruch ift durch 
Ichriftliche8 Geſuch — unter Anwendung eines lehnrechtlichen Ausbruds wird 
das Geſuch als Muthung bezeichnet — bei ber Bergbehörde geltend zu 
machen). Die Muthung darf feine „blinde‘’ fein, d. h. das gemuthete Mi⸗ 
neral muß fich an der in der Muthung bezeichneten Fundſtelle in abbauwiür- 

diger Menge wirklich vorfinden *). 

| ‚Werden bei der Bergbehörbe mehrere Muthungen auf das nämliche 
Mineral im nämlichen Felde eingelegt, ſo hat die Muthung deſſen den 
Vorzug („das Alter im Felde“), der das Mineral zuerſt entdeckt hat; und 
zwar genügt zur Begründung dieſes Vorzugsrechts ein zufälliger Fund nur 
dann, wenn die Entdeckung auf dem eigenen Grund und Boden bes Finders 
erfolgt ift; ift dagegen die Entvedung auf fremdem Boden gefchehen, fo muß 
fie die Folge planmäßiger Schürfung gewejen fein. Das VBorzugsrecht 
des eriten Finders fällt fort, wenn der Finder nicht binnen einer Woche nad 
der Entdedung feine Muthung einlegt. Liegt nach Diefen Regeln ein Vorzugs⸗ 
recht des erften Finders nicht vor, fo bat von ben wiberftreitenden Muthungen 
diejenige den Vorzug, die bei der Bergbehörbe zuerft angemeldet ift. Das 
Vorzugsrecht iſt im Streitfall feitens der Muther im ordentlichen Nechtswege 
geltend zu machen). 

Das Bergbaurecht felbft erlangt der Muther erft dadurch, daß die Berg- 
bebörbe es ihm auf Grund feiner Muthung verleiht. Viele Gefee bezeichnen 
das Bergbaurecht als Bergwerkseigenthum. Doch ift das Necht kein wirkliches 
Eigenthum, fondern ein Recht an fremder Sache, nämlich das Recht, unter der 
Oberfläche der nach wie vor im Eigenthume ber bisherigen Befiter verbleibenden 
Grundftüde ven Bergbau zu betreiben‘). Auch an den im Grubenfelde be- 


2) Preuß. Verggeſ. $ 3 fig. 

8) Preuß. Berggeſ. $ 12 fig. 

4) Abbauwurdig heißt aber nur, daß der Bergbau auf das gemuthete Mineral möglich, 
nicht, baf er rentabel ift. Eutſch. des Reichsgerichts Bo. 8 S. 197. 

5) Preuß. Berggeſ. 8 24, 25. Siehe auch ebenda $ 55. 

6) Grundbuchmäßig wird freilich das Grubenfeld als ſelbſtändige Liegenfchaft angejehen, 
befommt 3. B. im Grundbuche ein eigene® Blatt, ift durch Auflafjung zu veräußern u. ſ. f. 
und man könnte alfo wirklich denen, daß ber Bergwerksbeſitzer Gigenthümer des Grubenfelbes 
fei. Aber die Selbftändigleit des Grubenfeldes ift nur fcheinbar, denn alle nicht durch die 
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finolichen Mineralien erlangt der Mutber durch die Verleihung noch fein fertiges 
Eigenthum, fondern nur das Necht, fie durch Befignahme in fein Eigenthum 
zu bringen. 

Die Oberfläche über dem Grubenfelde darf der Bergwerksbeſitzer zumächit 
nicht benußen; er ift nur zum unterirdifchen Bergbau befugt. Soweit es aber 
zu feinem Bergbau nöthig ift, kann er zufälich zu feinen gewöhnlichen Rechten 
auch die Befugniß der Benutung der Oberfläche erwerben: der Oberflächen- 
eigenthümer muß alſo bei einem Widerftreit der Interefien dem Bergwerks⸗ 
befiger weichen. Zu biefem Zwede muß legterer fich zur Benutung ber Ober- 
fläche, falls der Eigenthümer fie nicht freiwillig erlaubt, von der Bergbehörbe 
bejonders ermächtigen laffen. Auch dies Benutzungsrecht ift ein jus in re aliena ”). 

Die Lage und Größe des Grubenfeldes wird von ber DBergbehörbe bei 
ber Verleihung beftimmt. Maßgebend find dabet natürlich die Anträge des 
Muthers; das Geſetz giebt nur einige einfchräntende Beftimmungen, 3. B. daß 
das Feld nicht größer als 500000 Quadratlachter (— 2189000 Quadrat⸗- 
meter) fein darf®). Nach unten zu geht das Grubenfeld „in die ewige Teufe”. 

Der Betrieb des Bergwerks erfolgt auf Grund eines Betriebsplans, welcher 
ber bergpolizeilichen Genehmigung bedarf ?). Der Bergwerköbefiger kann übrigens 
ben Betrieb des Bergwerks beliebig unterbrechen, ohne daß er deshalb jein 
Dergmerkdeigentbum und fomit das Hecht, den Betrieb wieder aufzunehmen, 
verlöre , nur ganz ausnahmsweiſe, wenn überwiegende Gründe des öffentlichen 
Interefjes dafür fprechen 2°), Tann bie Bergbehörde ihn zur Aufnahme des Be- 
triebes auffordern und, falls er der Aufforberung nicht binnen einer geräumigen 
Friſt nachtommt, ihm fein Bergwerlseigentfum entziehen 11), 





Verleihung des Bergbaurechts gebedten Befugniffe ftehen auch innerhalb des Grubenfeldes dem 
Oberflächeneigenthümer zu. So find 3. B. alle im Grubenfelde befindlichen nicht freien 
Mineralien dem Oberflächeneigenthüüämer abzuliefern. (Preuß. Berggeſ. 8 57.) Es bleibt eben 
babei, daß dem Bergwerksbeſitzer auch innerhalb des Erubenfeldes nur ein beſchränktes Nutzungs- 
recht, ein jus in re aliena zuſteht. So auch Gerber $ 95°. Anders natürlich, wenn der Berg- 
werlöbefiger zugleich das Oberflächeneigenthum erwirbt. 

7) Preuß. Berggeſ. $ 135 fig. Wenn die Benntzung länger als 8 Jahre dauert, Tann 
ber Eigenthimer fordern, daß der Bergwerksbeſitzer ihm das Eigenthum an ber Oberfläche 
endgültig abnehme, ebend. $ 188. IA die Oberflähe mit Wohn-, Wirthſchafts⸗ oder Fabril- 
gebäuden bebaut, fo kann fie einſchließlich des zugehörigen eingefriedigten Hofraums vom 
Bergwerksbefitzer nicht zur Benutung in Anſpruch genommen werden, ebenda $ 136. 

8) Preuß. Berggef. S 17, 18, 27. Doch kann der nämliche Bergwerksbeſitzer mehrere 
Srubenfelder nebeneinander muthen ; dann muß er aber innerhalb jedes Feldes einen befonderen 
Fundpunft nachweiſen. 

9) Preuß. Berggei. $ 67 fig. Im der Regalitätszeit wurde ber Betriebsplan nicht bloß 
in bergpolizeilicher Beziehung, z. B. mit Rüdfiht auf die Sicherheit der Baue, fondern auch 
mit Rüdficht auf die Ertragsfähigleit de Bergwerks geprüft; hatte doch der Staat wegen des 
Bergzehnten ein große® Intereife an den Bergwerkserträgen. 

10) Alfo dann, wenn an dem in dem flillfiehenden Bergwerke zu fürdernden Foſſil ein 
Mangel entfieht ober durch ungenügenbe® Angebot fein Preis zu fehr anfleigt. Im der Regali- 
tät$zeit war man gegen Bergwerksbeſitzer, die ihre Bergwerke ftill ſtehen ließen, viel firenger. 

11) Preuß. Berggef. $ 65, 156 fig. 
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Weil ein Recht des Grundſtückseigenthümers auf Ausbeutung der auf 
ſeinem Grundſtücke befindlichen freien Foſſilien nicht anerkannt wird, kann er 
auch dafür keine Entſchädigung fordern, daß der Bergwerksbeſitzer unter ſeiner 
Oberfläche den Bergbau betreibt?!)Y. Nur wenn ber Bergwerksbetrieb den 
Grundſtückseigenthümer in derjenigen Benußung feines Grundſtücks, auf welche 
er kraft feines Eigenthums ein Recht bat, beeinträchtigt, ift ihm Schadenserfak 
zu gewähren. Alfo einmal dann, wenn ber Bergwerksbeſitzer gerabezu bie 
Denutung der Oberfläche des Grundftüds für fih in Anfpruch nimmt, ebenfo 
aber auch dann, wenn er mittelbar die Benutzung der Oberfläche oder die Aus- 
beutung der nicht für frei erflärten Mineralien feitens des Eigenthümers ftört. 
Und zwar ift in diefen Fällen felbit dann Schadenserfag zu zahlen, wenn den 
Bergwerksbeſitzer eine Schuld trifft: dieſer genießt die Vortheile des Bergwerks, 
muß alfo auch deifen nachtheilige Folgen auf fich nehmen !?). 

Nach älterem Rechte Fonnte man fich, ftatt ein neues ſelbſtändiges Berg⸗ 
wer? zu muthen, auch an ein bereits bejtehendes Bergwerk dadurch anfchliepen, 
daß man einen Stollen bis an dies Bergwerk trieb und ihm dadurch Wetter- 
oder Wafferlofung brachte 13). Zuftimmung bed Bergwerksbeſitzers war nicht 
nöthig, wohl aber Verleihung des Stollenrecht8 durch den Regalherren. Ein 
folder beſonders verliehener Stollen wurde Erbitollen genannt. ‘Der Erb- 
ſtöllner konnte nicht bloß die in dem Stollen gewonnenen Mineralien für fich 
behalten, fondern durfte auch einen Antheil von den Erträgen des Bergwerks, 
an das er fich angejchloffen, beanfpruchen!*). Die neueren Gejete fchaffen 
indes das Inftitut des Erbitollend ab, während natürlich die früher verliehenen 
Erbftollen ihre bisherigen Rechte behalten ?5). 

Mer bergbauliche Anlagen zur Gewinnung freier Mineralien macht, ohne 
durch Muthung und Verleihung ein Necht dazu erworben zu haben, wirb 
friminell bejtraft und kann polizeilich zur Befeitigung feiner Anlagen genöthigt 
werden 1%). Diefe Regel gilt auch für den, welcher derartige Anlagen auf 
feinem eigenen Grund und Boden errichtet 17). 


118) Das mittelalterliche Recht gervährte dem Grundftüdseigenthlimer häufig einen Antheil 
am NReinertrage bed Bergwerks (Erb- oder Freilur) oder das Recht bed Mitbaus zur Hälfte, 
So noch preuß. AR. II, 16 8 1117. Die neueren Berggefetze fchaffen dies ab. 

12) Preuß. Berggeſ. $ 137, 148, 

18) Stollen if ein magredhter ober fchmadh anſteigender Gang, der von ber Oberfläche bis 
zum Bergwerk führt, wichtig nicht bloß als Ein- und Ausgang zum Bergwerl, fondern nament- 
fi zur Abführung von Gafen (Wetterlofung) und Wafjer (Wafferlofung). 

14) Weil der Stollen dem Bergwerk Nuten bradte. Wurde alfo ein tieferer Stollen ge- 
trieben, der die Wetter- und Waſſerloſung durch den höheren Stollen unnöthig machte, fo 
wurde leßterer „enterbt”. Die Erbftollen hatten im älteren Bergbau eine ganz hervorragende 
Wichtigkeit. Achenbach I ©. 141. 

15) Preuß. Berggef. 8 223. 

16) Preuß. Gel. v. 26. März 1856. 

17) Nicht aber für bloße Schürfarbeiten,. da der Grumbbefiger zu deren Vornahme feiner 
Berleihung bedarf. ’ 
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Bereinigung mehrerer Perfonen zum Bergwertsbetriebe. 
Aelteres Redt. 


g 9. 


Die Ausbeutung eines verliehenen Occupationsrechts an Foifilien kann von 
einem Einzelnen auf alleinige Rechnung betrieben werden (Eigenlehner), oder 
auch Durch mehrere Eigenlehner, welche Theilnehmer am Gewinn und an ber 
Arbeit find (f. g. Gefellenbau), deren Zahl jedoch nicht über acht Steigen foll. 
Auf diefen Fall finden die gewöhnlichen Grundſätze der Sorietät Anwendung !). 
Detbeiligt fi) aber, wie dies regelmäßig der Fall ift, eine größere Menge Be- 
vechtigter amı gewerbmäßigen Betriebe eines Bergwerks, fo gejchieht dies in der 
eigenthümlichen Sejellichaftsform der „Gewerkſchaft“?). Am Gefellichafts- 
vermögen, welches oft allein für eigentliche Bergſchulden haftbar erklärt wird 3), 
find die Gewerfen zu ibeellen Antbeilen berechtigt, aber Fein einzelner Tann 
Theilung verlangen *). Die Antheile am Bergvermögen und daher auch die 
Theilnahme am Aufwande wie am Ertrage des Bergbaues werden durch An- 
nahme von 128 gleich großen Quoten, f. g. Kuren’), beftimmt. Der Kur 
fann frei veräußert werben; durch Eintrag des Erwerbers in ein „Gegen⸗ 
buch‘ geht das Antbeilrecht auf Ietteren über. So lange der Ertrag des 
Bergwerks den Aufmand nicht dedt, find die Gewerken zu einer außerordent- 
lihen Zubuße verpflichtet, deren Nichtentrichtung nach Ablauf des Quartals 


1) Sie haften Dritten nur pro rata. 8. Sächſ. Gel. v. 1868 $ 8. Charalteriftiich für 
fie it noch, daf fie den Bau mit eigner Hand betreiben mußten, was jedoch im neueren Rechte 
dahin gemildert worden tft, daß ihnen auch die Annahme einzelner Bergarbeiter verftattet wird. 
Vgl. über fie Hale a. a. D. ©. 164 fig. Diefe Art des Bergbaues wird infofern begünitigt, 
als die Eigenlehner felbftändiger und von der bergpolizeilihen Aufficht unabhängiger find, als 
" die Gewerkſchaften. S. Mittermaier $ 250. 

2) Ueber die rechtliche Natur biefer Genoſſenſchaften ift in neuerer Zeit viel geftritten 
worden. &8 ift Mar, daß fte nicht bloß nach dem Prineip der römiſchen Societät beftimmt 
werden kann; fie enthält bereits die wichtigften Elemente des modernen Geſellſchaftsrechts, wie 
es zulegt in dem Inftitute der Actiengeiellichaften zu feiner vollen Ausbildung gelommen if, — 
diefe aber noch im Zuftande einer unentwidelten Rechtsbildung. Eine damit ganz parallele 
Erſcheinung ift das deutſche Recht der Mitrheberei. * Ob die Ältere Gewerkſchaft juriftifche Berfön- 
lichfeit gehabt Hat, läßt ſich nicht gleichmäßig enticheiden. Für das Preufifche Landrecht 3. B. 
ift die Frage zu verneinen. Gierfe S. 45. Heusler I ©. 302. 

3) Diefen Eat haben jedoch nicht alle Älteren Bergordnungen. S. Zerenner, Lehrb. des 
Bergr. S. 417. Zeitſchr. für Bergrecht, 10. Bd. S. 172. *Auch das Pr. ER. ließ die Ge 
werten für Bergſchulden perfönlich und folidariich Haften. Arndt, Komment. ©. 116. 

4) Das praktifche Intereffe der Theilung wird hier dadurch befriedigt, daß das im Kure 
abgeloderte Theilrecht als frei veräußerlich betrachtet wird. 

5) Die Zahl 128 erflärt fi daraus, dag man bie Berggerechtigleit nad vier Stämmen, 
jeden zu 82, einzutragen pflegte, woraus jene Normalzahl hervorging. Es kommen aber dazu 
noch einige f. g. Freiluge (für die Knappſchaft, Schule, Kirche, Arme), und ber Erblur des 
Grundeigenthümers. Achenbach, Bergrecht, S. 290 fig. — Nach der Art, wie man die Gewerf- 
{haft im älteren Rechte auffaßte, wonach die Gemerlen als unmittelbare Mitberechtigte am un⸗ 
beweglichen Bergvermögen galten, wurde der Kur conjeguent unter den Geſichtspunkt, des 
Immobiliarrechts geftellt. 
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Verluſt des Kuxes (Eintreten in das Retarbat) berbeiführt, welcher dann ven 
übrigen Gewerfen anwächſt. Die Gewerlihaft wird nach außen durch einen 
Grubenvorftand repräfentirt; dem Staate gegenüber hatte fie einen Lebnträger 
zu bejtellen, der mit der Berggerechtigkeit belehnt wurde ®). In allem Diefem 
find die Anfänge der Entwidelung einer Gejellfchaftsform erfennbar, welche 
bereit8 auf ähnlichen Principien beruht, als der moderne Actienverein 7). 


Neueres Redt. 
8 96*, 

Die neueren Gefeße!) geben davon aus, daß Geſellſchaften, welche fich zu 
gemeinfamem Bergwerksbetriebe vereinigen, zunächft bie Korm ihrer Verbindung 
felber frei beitimmen können; fie mögen alfo die form der gewöhnlichen 
Societät — mag auch die Zahl der Gefellichafter mehr als 8 betragen — 
oder der Aktiengefellichaft oder der Gefellichaft mit beſchränkter Haftung wählen 
u. 1. fe Nur wenn fie von ihrem Wahlrecht feinen Gebrauch machen, wenn 
fie fich aljo vereinigen, ohne die Form ihrer Verbindung felbftändig zu bes 
jtimmen, nimmt das Gefeh an, daß fie eine neuere Gewerkſchaft bilden ?). 

Die neuere Gewerkſchaft ift juriſtiſche Perſon; die Gewerken haben aljo 
an dem Bergwerkfe und dem fonftigen Gewerlichaftsvermögen weder fchlichtes 
Miteigentbum noch Miteigenthbum zu gefammter Hand; vielmehr fteht das 
Gewerkſchaftsvermögen im Gefammteigentbum ver Gewerkſchaft und ber Ge- 
werfen 2); und zwar wirb ber Antheil der einzelnen Gewerken am Gewerlichafts- 
vermögen jo beitimmt, daß das Vermögen in 100 oder 1000 ,Kuxe“ zerlegt 
wird und jeder Gewerke fih mit einem over mehreren Suxen betheiligt. 
Der Kur wird durch einen Kurfchein verbrieft. Er ift untheilbar, aber frei 
veräußerlih und auch frei verpfänbbar. Er gilt als beweglich, weshalb fich bie 
Veräußerung und PVerpfändung bes Kurzes nicht durch Eintragung im Grund⸗ 
buch, jondern durch privatichriftlichen Vertrag vollzieht *). 


6) Diefer hat überhaupt die Verwaltung zu beforgen, inebefondere hat er auch die Berg⸗ 
arbeiter (Knappichaft) zu dingen und zu beauffichtigen. Lebtere ftehen im Verhältniß der Dienft- 
miethe, welches aber particularredätlich (3. 8. Pr. Gef. v. 24. Zuni 1892) näher beftimmt wird. 
Auch bilden fie in ber Regel bejondere mit juriftifcher Perjönlichteit befleibete Knappſchaftsvereine. 

7) Der hauptfählihe praktifche Unterſchied der modernen Actiengefellihaft von der 
alten Gewerkſchaft befteht barin, daß bei jener das ganze Betriebskapital gleich anfangs bei» 
gebracht wird, während es bei diefer nur allmählich "und je nach Bedürfniß beigeftenert wurde. 
Schneider in Haimerl's öfterr. Vierteljahrsfchrift, Bd. 6 ©. 162. 

1) Schomburg, Ztſchr. f. Bergrecht U S. 196 fig. Im Folgenden find die Regeln bes 
preufifchen Berggeſetzes von 1865 zu Grunde gelegt. Die fächftfhen Regeln find zum Theil 
abweichend. 

2) Preuß. Berggef. $ 94, 183. So auch dann, wenn ihre Zahl weniger als 8, ja, 
wenn fie nur 2 beträgt. 

8) Preuß. Berggeſ. $ 96, 988. Siehe oben ©. 181. 

4) Preuß. Berggeſ. $ 101, 103-108. Der Veräuferer unb Berpfänder ift verpflichtet, 
bem Erwerber feinen Kurſchein auszuhändigen. Doc ift dies nur für die Verpfändung, nicht 
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Organ der Gewerkicaft ift die Berjammlung ver Gewerken und ber von 
biefer gewählte Grubenvoritand oder Repräfentant. Die Gewerlenverfammlung 
ftimmt nicht nach Köpfen, fondern nach Kuren ab; regelmäßig faßt fie ihre 
Beſchlüſſe mit einfacher Mehrheit, nur zu Verfügungen über die Subftanz 
bes Bergwerts (Verlauf, Berpfändung u. f. f.) ift eine Dreiviertelmehrbeit 
nötbig; jeder Gewerle kann aber die Beſchlüſſe der Berfammlung binnen vier- 
wöchiger Friſt als ungefetlich oder unzweckmäßig anfechten, welches Falles bie 
Entſcheidung des Proceßgerichts im Rechtswege einzuholen ift5). Der Gruben- 
vorſtand führt nach Maßgabe der von der Verfammlung gefaßten Befchlüffe 
die Berwaltung: auch vertritt er die Gewerkſchaft nach außen bin gerichtlich 
und außergerichtlich, bevarf aber zu DBerfügungen über die Subitanz des Berg⸗ 
werks einer Sondervollmacht der Gewerfenverfammlung 6). Verfügungen bes 
einzelnen Gewerlen über feinen Kur verhaften das Gewerkſchaftsvermögen nicht 
unmittelbar 7); deshalb geht dem von einem Gewerfen an feinem Kux bewilligten 
Pfandrecht eine von der Gewerkichaftsverfammlung auf das Bergwerk gelegte 
Hypothek felbft dann vor, wenn die Hypothek am Bergwerk jünger ift, wie 
das Pfandredt am Kur; dad Pfandrecht am Kur beveutet eben nur ein Pfand- 
recht an dem Antheil des Gewerlen, und dieſer Antbeil bezieht fih auf das 
Gewerkſchaftsvermögen, wie es fich nach den Erträgen des Bergwerfsbetriebes 
oder nad) den vom Vorſtande oder von der Gewerlenverfammlung getroffenen 
Verfügungen jeweilig geftaltet. 

Aus dem älteren Gewerkichaftsrecht ift Die Regel beibehalten, daß die Ge- 
werfen mit ihrem Privatvermögen für die Gewerkichaftsfchulden nicht baftbar 
find ®), ferner, daß der Gewinn unter die Gewerken nad Verhältnig ihrer 
Kure vertheilt wird ?), endlich, daß im Halle eines Berluftes die Gewerken zur 
Zahlung von Zubußen verpflichtet find, doch kann, wenn die Gewerfen mit der 
Zubuße im Rückſtande find, ihr Kur [nicht caducirt werben, fondern es findet 
die gewöhnliche Zmangsvollftredung in ihr gejammtes Vermögen ftatt, es tft 
ihnen aber das einfeitige Recht gegeben, die Zmwangsvollitredung und jede 
Haftung für die Zubuße durch freiwilligen Verzicht auf ihren Kur abzu- 
wenben 1°). 

5 Au Srüädten!), 
8 97. 


Die römifche Regel, daß die jtehenden und hängenden Früchte Theil des 


für die Eigenthumsübertragung weſentlich. IR der Kurfchein verloren, fo muß er amortifirt 
werbeu. 
5) Prenß. Berggeſ. $ 111—116, 
6) Preuß. Berggeſ. $ 117—128. 
7) Preuß. Berggei. $ 98. 
8) Preuß. Berggeſ. 8 99. 
9) Preuß. Berggeſ. $ 102. 
10) Preuß. Berggef. $ 102. 180. Unrichtig, wenigſtens was Preußen anbetrifft, Stobbe, I, g 59. 
1) G. &. Heimbach, Lehre von der Frucht (1843), 
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Grund und Bodens find, daß fie deshalb als unbeweglich gelten und noth- 
wendig im Eigenthum des Grundſtückseigenthümers fteben, wird von manchen 
Quellen des beutfchen Rechts nicht amerlannt?). Noch das preußiſche Land⸗ 
recht fohreibt das Eigenthum der ungetrennten Früchte vom Augenblide ihrer 
Entftehung demjenigen zu, welchem das Nutzungsrecht am Grund und Boden 
zufteht, mag das num der Eigenthümer des Grund und ‘Bodens oder ein 
Niepbraucher oder Pächter fein’). Das Neichsgefegbuch *) kehrt indes zu dem 
römifchen Grundſatze zurüd 5), 

Die römische Regel, daß der redliche Befiker einer Sache das Eigenthum 
der von ihm gewonnenen Früchte erwirbt, auch wenn ihm an der Sade ſelbſt 
fein Eigenthum zuftehbt, wird auch vom deutſchen Rechte anerfannt. “Der 
Eigentbumserwerb bat aber nicht bloß formelle Bedeutung wie im vömtjchen 
Recht, ſondern ſchützt den redlichen Beſitzer auch gegen die Vindication des 
Eigenthümers der Hauptſache: anders wie in Rom, braucht nämlich der red⸗ 
lie Vindicationsbellagte auch die noch unverzehrten Früchte dem Vindicanten 
nicht berauszugeben®). Auch das Reichsgeſetzbuch fchließt fich der deutſchen 
Auffafiung an”). 

Wenn das Nutzungsrecht einer Perjon erlifht, und eine andere Perjon 
dad Nutungsrecht erlangt, entiteht die Frage, welche Früchte dem erften, 
welche dem zweiten Nutberechtigten gebühren®). Eine große Zahl älterer 
deutſcher Quellen und ihnen folgend auch das heutige fächfifche Necht löſt bie 
Trage fo, daß der Bormann alle diejenigen Früchte erhält, für welche er 
während der ‘Dauer feines Nutzungsrechts die Beitellungsarbeit geleiftet hat: 
wer fähet, ver mäht®). Abweichende Regeln enthält das preußiiche Landrecht: 
die Früchte follen zwiſchen den beiden Berechtigten nach Verhältniß der Zeit 
vertheilt werden, während deren im lebten Wirtbichaftsiahre das Recht eines 


2) Erfurter Stat. bei Kraut $ 63 Nr. 55: Wanne getreibe oder fame uffe ben adir 
geivorfen wirt u. ez bie egge beftrichet, fo fal iz varnde habe fin. Stobbe II g 79®, 

8) Preuß. LER. I, 9 8 221. 

4) REB. 5 868. Der Eigenthumserwerb der Nutzberechtigten fol aber ſchon mit der 
Trennung der Früchte, nicht wie beim römiſchen Nießbrauch, erft mit der Beſitznahme eintreten ; 
anders nur dann, wenn der Nutzberechtigte nicht im Belit des Orundflüds if. NGB. 5 869 fig. 

5) Auf deuticher Auffafjung beruht dagegen die veicherechtliche Regel, daß hängende und 
ftehende Früchte felbfländig wie bewegliche Sachen gepfändet werden können. CPO. 8 714. 

6) Sip. II, 44 8 2, 11, 46 8 3. Preuß. 2. I, 7 8189, c.c. 549. Sächſ. GB. 8 808. 
Stobbe, Beiträge 3. Geſch. des deutſchen Rechts (1865) ©. 67 fig. 

7) ROB. $ 901. Nur wenn der rebliche Beſttzer unentgeltlich erworben Hatte, foll er auf 
die Bereicherung haften. RGB. 8 902. 

8) Stobbe, Beiträge z. Geſch. des deutſchen Rechts (1865) ©. 65 fi. Mein Auffay in 
Bekler's u. Fiſcher's Beitr. z. Erl. des Entwurfs, Heft 13 ©. & fig. (1889). 

9) Sp. II, 58 $ 2: des mannes sat, die he mit sime pluge wirkt, die is verdenet, als die 
egede dar over gat, unde die garde, als he geseit unde gebarked ist; Sſp. III, 76 8 3, 4. 
Schwſp. (W.) 128. Sächſ. EB. 5 76. Ebenſo daS heutige gemeine Sachenrecht, Haubold 
8 183. 


Cigenthumserwerb an Fruchten, am Schatz, an Fundſachen. 8 97. 98. 175 


jeden beftanden hat 10). Das Neichsgefegbuch ſchließt fich weder der einen noch 
der anderen beutichen Auffafjung an, gewährt vielmehr nach römiſchem Vor⸗ 
bilde dem erften Berechtigten nur diejenigen Früchte, welche noch zur Zeit feines 
Nutzungsrechts von der Hauptjache getrennt wurden 11). 


6. Au anderen herrenlofen Aachen. 
8 98. 

1) Der Eigenthumserwerb durch Finden d. h. Dccupiren von herren- 
loſen Sachen und Schägen ift in manchen Particularrechten durch eine Re⸗ 
galität an ſolchen Gegenſtänden ausgejchlofien!). Derlorene, aber nicht 
berrenlo8 gewordene Sachen gehen gemäß der Beftimmung vieler Landesgefege?) 
nach herausgeſtellter Erfolglofigkeit einer öffentlichen Bekanntmachung oder nach 
Ablauf einer beftimmten Frift *) in das Eigenthum des Finders über *); * dieſen 


10) Pr. M. I, 7 8 197 flg., I, 21 8 145, Aehnliche Regeln kannte fchon das römische 
Dotalrecht und das langobardiſche Lehnrecht. Weber letzteres f. unten $ 181. 

11) RGEB. 8 77m. Dod find dem Nutberechtigten die auf die Erzeugung der Früchte 
ordnungsmäßig gemachten Verwendungen , foweit fie den Werth ber Früchte nicht überfteigen, 
zu erftatten, ROB. 8 Hıl. Für Civilfrüchte, melde in regelmäßig wiederklehrenden Erträgen 
befteben, 3. B. in Mieth8- und Pachtzinfen, ordnet auch das RB. $ 77m Nr. 2 eine Ver- 
tbeilung nad preußiſchem Vorbilde an. 

1) Dies ift ſchon in der Stelle des Sfp. I, 35 ansgefprochen: „all schatz unter der erde 
begraben tiefer denn ein pflug, der gehöret zu der kuniglichen gewalt.“ Dieje Stelle hat 
verichiedene Auslegungen erfahren, indem viele, 3. B. Weiske in f. Rechtslexicon, 2. Bb. S. 397, 
und Zeitichr. f. deutſch. R., 12. Bb. ©. 270 fig., ferner Kommer in Achenb. u. Braſſert's 
Zeitihr. f. Bergrecht X ©. 876 fig. (1869), Achenbach, Gem. deutſches Bergrecht, 1. Bd. (1870) 
©. 87, annehmen, daß bier vom thesaurus die Rede fei, während Andere mit weniger Wahr- 
fcheinlicheit, 3. B. Eichhorn, Einl. $ 278 c, Sachſe, Zeitfchr. f. deutiches Recht, 10. Bd. ©. 71, 
und fchon die Sächſ. Eonftirutionen von 1572, IL, 53, die Stelle auf Erze beziehen. S. auch 
Steinbed, Zeitfchr. f. deutiches R., 11. Bd. S. 260, und Böhlau in der Heidelberger kritiſchen 
Zeitſchr. für die gej. Rechtsw., 5. Bd. (1857) ©. 138 fig. u. oben ©. 165°. Außerdem werden 
Schäte und „Funde dem Fiscus zugefchrieben fchon in den Bayer. Lanbtagsverhandlungen von 
1474 (f. Kreuner, Bayer. Landtagsverhandl. 7, 449. * Im heutigen Recht gilt die Negalität noch 
3. B. nadı Bayr. Landrecht IL, 3, 4 (jedod nur zu */,), während die anderen Gejege und 
auch RED. & 898 in der Hauptjache die römische Regel haben. 

3) Sip. II, 87. Haubold, Sächſ. R. $ 182. GSteinader, Braunſchw. Privatr. ©. 396. 
Defterr. GB. $ 389. Pr, LR. LI, 9 S 31—-43. Der Finder kann recht wohl (Deibrüd S. 54) 
als negotiorum gestor des Berlierenben betrachtet werden. Die Klage des Letzteren ift aber 
keineswegs immer die Eigenthumsklage, wie Delbrüd, ©. 80, annimmt. Ein Yundgeld aud) 
ohne ben Nachmeis befonderer Opfer fordern zu können, ift in vielen Ländern Rechten; fo 
auch RGEB. $ 856 (5 Proz. bes Werthes; bei Sachen, die über 800 M. werth find, 1 Proz. 
des Mehrwerths). 

3) Wenn fi) der Verlierende „verſchwiegen“ hat. — Eine verdienftliche Arbeit barliber 
bat Deibräd in Gerber’8 und Ihering's Jahrbüchern, 8. Bd. ©. ı flg., geliefert, objchon fie 
mi) nicht von der gemeinrechtlichen Geltung des Satzes eines eventuellen Eigenthumserwerbs 
bed Finders verlorener, aber nicht herrenlojer Sachen hat Überzeugen lönnen. S. auch Ardiv 
f. prakt. Rechtsw. N. 5. III ©. 58. Cine andere Frage ift die, ob er vom Standpunkte der 
Geſetzgebung empfohlen zu werden verdiene. Sächſ. EB. 8 239— 243, 

4) Hierher gehört audy das ehemals hie und da geltende Strandrecht (ähnlich das f. g. 
Grundruhrrecht), d. b. der Anfprudy auf Oceupation von Gegenftänden, welche von einem Schiffe 
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Beftimmungen fchließt fich auch das Reichsgeſetzbuch) an: der Finder erwirbt, 
wenn er den Fund der Polizei angezeigt hat, und binnen Jahresfriſt der Em- 
pfangsberechtigte weder fein Necht bei der Polizei anmeldet noch anderweit dem 
Finder befannt wird, das Eigenthum der gefundenen Sache. 

2) Während gemeinrechtli dem Eigenthümer eines Bienenſchwarms die 
Befugniß zuftebt, ihn zu verfolgen, bis er aus feinem Geſichtskreiſe gelommen 
it, und auf eines Andern Grundftüde einzufangen 5), fo betrachten einige 
deutſche Rechtsquellen ®) ganz allgemein die in des Nachbars Grundſtück ge- 
flogenen Bienen ſchon als berrenlos und geitatten daran eine Occupation. 

3) Particularrechte 7) geben dem Eigenthümer eines Grundſtücks das Recht, 
die aus dem nachbarlichen Grundftüde berüberreichenden Baummwurzeln und Xeite 


aus an das Ufer geſchwemmt waren, ohne daf fie als herrenlo8 betrachtet werden tönnen (I. 9 
& 8 Dig. de aqu. rer. dom. 41, 1). Aufgehoben ift dies fchon früh durch mandherlei Verord⸗ 
nungen, 3. B. auch durch die Carolina, Art. 218. Es befteht heutzutage noch der f. g. Berge 
lohn, d. 5. das Recht, für die zur Rettung und Aufbewahrung der geftrandeten Sachen ver- 
wandte Mühe eine Entfchädigung zu beanfpruchen. D. Handelsgeſetzb. X. 742 fig. Eine neue 
Regulirung enthält die Reichtftrandungsordnung dv. 17. Mai 1874; fie überweiſt die in Seenoth 
vom Strande aus geborgenen Gegenflände, den Seeauswurf und die firandtriftigen Güter nach 
fruchtlo8 durchgeführten Aufgebotsverfahren dem Fiscus, bie verſunkenen und feetriftigen 
Gegenftände dem Berger. ($ 35.) S. auch über das frühere Recht Falck, Schlesw.-Holft. 
Brivatr. III S. 433. 

* 4a) RODB. 8 880 fig. Bei Sachen, die weniger als 8 M. werth find, ift Anzeige des 
Fundes bei der Polizei nicht nöthig, und genligt aud) die Meldung des Empfangsberechtigten 
bei der Polizei zur Wahrung feiner Rechte nicht; der Finder wird bier allo Eigenthüümer, wenn 
er nicht perfünlich binnen Jahresfrift die Perfon des Empfangsberechtigten erfährt. 

5) Siehe die intereffanten Protololle bei Hagemann, CErörterungen, ®d. 2 ©. 113 fig. 
©. auch Bd. 7 ©. 369, und $ 14, Instit. de rer. divisione. Ueber die Grundfähe des rö- 
mifhen Rechts, namentlich die Beftimmung, baß das Eigenthum des Schwarms nicht ver- 
loren fei, donec in conspectu, nec difficilis qjus persecutio est, ſiehe Buſch, Handbuch des 
Bienenrechtd (1830) ©. 123. Der Beweis des Eigenthums kann nah dem Witenmühler 
Landrecht (bei Mascov. not. jur. et jud. Bransw. Luneb. p. 50) durch Herbeibringen des 
Strauchs geführt werben, auf dem die Bienen gefefien haben; die Erklärung davon ſ. bei 
Hagemann a. a. O. Bd. 2 ©. 114, Diefe Grundſätze Hat auch mit Tleinen Detailver- 
jhiedeubeiten der Schwip. Art. 801, und das Wefterwalter Laudrecht von 1470 (Kichthofen, 
Frieſiſche Rechtsq. S. 265) $ 11—18 und $ 15—18. — Grundfäglich übereinſtimmend RGB. 
8 876879. 

6) So das Sächſ. Weihbild 119, „denn die Biene ift ein wilder Wurm”. Hiernach 
würde das Cigenthum für verloren gelten, fobald der Schwarm in des Nachbars Garten ge- 
flogen ift; er würde als in die Herrichaft des Letzteren gefallen anzufehen fein (Buſch, ©. 127, 
fheint mir die Worte näher zu behalten nicht ganz richtig aufzufafjen). Daß diefe Beftimmung, 
welche feineswegs allgemein galt, nicht mit der Gewere, wie Neuere annehmen, in Verbindung 
fteht, zeigt das Prager Stadtrechtsbuch bei Rößler, ©. 139, welches denfelben Fall fo ent- 
fcheidet: dy Pein (Biene) auch ein wild worgeet einem swarme aus und fluget in seines 
nackepures haus oder hoff, wo sy hin fluget, wer sie des ersten wohet, der hat sy mit 
recht; wenn zu der zeit ist si gemein.‘ 

7) Augsburg. Stat. bei Walch, Veitr. 4, 286. Sadjienfp. II 52. Sächſ. Weichb. 126. 
Verm. Sachſenſp. II, 2, 14, Preuß. LR. I, 9 8 287, da8 Sächſ. Eivilgefehb. 5 862 (melches 
aber betreffd des AneignungsrechtS zwiſchen Wurzelu und Zweigen unterjcheidet). Oeſterr. Ge⸗ 
ſetzb. 8 422. Heſſe, Ueber das Rechtöverh. der Grundſtücksnachbaru, 2 Bd. S. 198 u. 297 fig. 
A. Schmidt, Das Recht des Ueberhangs und des Ueberfalls, 18886. 
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abzubauen und fich zuzueignen. Ebenſo erlaubte eine fehr allgemeine Gewohn- 
beit dem Eigenthümer eines Grundftüds, die aus dem nachbarlicden Grund⸗ 
ſtücke berübergefallenen Früchte jederzeit aufzunehmen 8). Beide Kegeln werden 
vom Reichsgeſetzbuch zum Reichsrecht erhoben ®*). 

4) In Bezug auf mehrere Arten berrenlofer Sachen ift die Befugniß zur 
Aneignung ein regales Recht ded Staats, oder fonft kraft Rechtsſatzes aus der 
allgemeinen Erwerbsfreiheit ausgenommen ?), jo daß der Private, um zum 
Eigenthiimserwerbe an ihnen zu gelangen, zunächſt das Recht zur Occupation 
überhaupt als allgemeines Vor⸗Recht erwirlen muß. Die Fälle, bei denen dies 
vorkommt, find bereit8 in den vorigen Paragraphen beiprochen. 


T. Zurch Erfikung. 
S 99*, 

Das ältere deutſche Recht kannte an Fahrniß fo wenig eine erwerbenbe 
Verjährung wie am Liegenichaften. Doc ift allmählich die römiſche Erſitzung 
allgemein anerlannt 1). Das Reichsgeſetzbuch vermittelt, indem e8 die orbentliche 
römische Erſitzung abfchafft, dagegen die außerorbentliche longi temporis 
praescriptio aufnimmt, unter Verkürzung der Erfitungsfrift auf 10 Jahre 
und unter Beitätigung der canonifhen Regel, daß guter Glaube während der 
ganzen Dauer der Erfigungszeit nöthig ift?). 


II. Schutz des Cigenthuns'). 
& 100*, 
Die mannigfaltigen Eigenthümlichkeiten ber altveutichen Klage um Liegen- 
ſchaften find in das Heutige Necht nicht übergegangen und müſſen deshalb ver 


Rechtsgeſchichte überlaffen werben; die heute geltenden Regeln ruhen auf römi- 
ſcher Grundlage. Zu erörtern ift deshalb im Folgenden nur die Klage um Fahrnif. 


8) Ueber da8 f. g. Ueberfallsrecht ſ. Sächſ. Weichb. 125. Das Rietberger Landrecht, 8 35, 
fagt: „wer ben böfen Tropfen genießt, genießt auch den guten”. ©. Haubold, Sächſ. R. 
& 863, ©. Civilgeſetzb. $ 863. Deſterreich. Geſ.B. Art. 422. Pr. Landr. I, 9 8 289. 

Sa) RGB. $ 824, 826. 

9) Dies ift in8befondere da der Fall, wo die Regalität zwar aufgehoben, aber dieſe Wir- 
tung derfelben traft Rechtsſatzes defienungeachtet feftgehalten wird. So z. B. Preuß. Berg- 
geek vom 24. Zuni 1865, 8 1. — Der reditliche Charakter dieſes allgemeinen vom Staate 
zu erwirtenden Rechts zur Ocenpation wirb durch feine Geftaltung als Privilegium ge- 
bildet. 

1) Freilich mit manchen Abweichungen. So beftimmt das gemeine Sachſenrecht die Er- 
figungszeit auf Jahr und Tag, Roth II $ 260%; nach preußifchen Recht ift die ordentliche 
Erfigung bei Yurtivität der Sache nur behindert, folange fih die Sache in der Hand bes 
Diebe oder feines unmittelbaren Rechtönachfolgers befindet, kann dagegen in der dritten Hanb 
beginnen. 

2) RGB. 5 851 fig. Nach römischer Regel ift ein Titel nicht nöthig, geftohlene Sachen 
find von der Erfigung nicht ausgefchlofjen ; die Erfigung kann nicht begonnen ober fortgefet 
werben, folange die Verjährung der Eigenthumellage gehemmt iſt. 

17. Aufl. 12 


‘ 
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8 101* 1). 

Das altdeutſche Recht kennt zwei dingliche Klagen auf Herausgabe 
fahrender Güter. Die eine Klage gilt nur für Sachen, die ohne des 
Klägers Willen aus ſeiner Gewahrſam gekommen ſind, z. B. für Güter, 
die ibm geraubt oder geſtohlen find, für entlaufenes Vieh u. dgl.; mit 
einem Sammelnamen kann man alle diefe Sachen kurz als verlorene 
bezeichnen 2). Die zweite Klage tft dagegen auf Sachen gerichtet, deren Ge⸗ 
wahrfam der Kläger freiwillig aufgegeben hat, jedoch ohne auf fein Recht an 
ihnen zu verzichten, alfo auf Güter, die er einer anderen Perfon anvertraut 
bat, und ift deshalb ald Klage um anvertrautes But zu bezeichnen. 

Der Hauptunterjhhied *) zwilchen der Klage um verlorened und der um 
anvertrautes Gut bezieht fich auf die Paffivlegitimation des Bellagten. Die 
Klage um verlorenes Gut geht nämlich gegen jeden Beſitzer, alſo nicht bloß 
gegen den Dieb ober Finder oder Hehler, jondern auch z. DB. gegen den, ber 
Das Gut von einer diefer Perfonen oder von einem Zwiſchenbeſitzer redlich ge- 
fauft oder als Pfand genommen bat. Die Klage um anvertrautes Gut gebt 
Dagegen grundfäglich nur wider den eriten Empfänger des Guts, nur wider 
den Bertrauensmann des Klägers; das bejagen zwei vielgebrauchte Sprich- 
wörter: „Hand wahre Hand’, und „wo bu deinen Glauben gelafien haſt, 
mußt du ihn wieberfuchen‘‘ 4). Wenn aljo der erfte Empfänger das ihm vom 
Eigenthümer geſchenkte Bertrauen mißbraucht und die Sache einem Dritten 


1) Albrecht, Gewere (1828) ©. 81, Bruns, Beſitz im Mittelalter (1848) S. 285, v. Gerber, 
Ztſch. f. Eivilr. u. Proc. 11 (1854) ©. 1, Delbrüd, Dingliche Klage des deutſchen Rechts (1857), 
deri. in Ihering’s Jahrb. 10 (1871). 110, Goldſchmidt, Ziſch. f. Handelſsr. 8 (1865) ©. 225, 
9 ©. 1, Ziebarth, Realereeution u. Obligation (1866), Sohm, Prozeß der lex Balica (1867) 
©. 55, Laband, Klagen (1869) ©. 50, Heusler, Beſchränkung der Cigenthumsverfolgung bei 
Kahrhabe (1871), derſ. Gewere (1872) S. 487, berf. Iuftitutionen I S. 885, II S. 209, 
Bland, Gerichteverfahren I (1879) &. 694, II ©. 41T, Franken, Gutachten f. d. D. Yuriften- 
tag 1880, Carlin, Niemand kann auf einen Andern mehr Recht übertragen als er felbft hat 
(1882), Hermann, Örundelemente ber altgermanijchen Mobiliarvindication (1886), London, Ane- 
fangsflage (1886), Mein Aufſatz bei 8. u. F. Heft 13 (1889) ©. 25, 39, Brunner, Rechtege- 
ſchichte, II S. 495, 519, 687, Schröder, Rechtögefchichte S. 266, 682. 

3) Die älteren deutichen Quellen brancdyen den Sammeluamen duve, diebifh Gut. — 
Andere (moderne) Beilpiele verlorener Güter find Sachen, die jemanb in welentlichem Irr⸗ 
thume oder in Geiftesfrantheit fortgegeben hat; denn im Rechtsſinne ift die Aufgabe ber Ge⸗ 
wahrfam auch bier ohne den Willen des Beſitzers geſchehen. Siehe Entf. d. Neichegerichts 1 
©. 418, mein Lehrbud bes Handelsrechts 8 28°, 

8) Es giebt noch andere Unterfchiede zwiſchen beiden Klagen: doch find fie rein pro— 
cefjinaler Art und Lönnen beöhalb hier Übergaugen werden. Dahin gehört 3. B., daB die Klage 
um verlorene Gut mit Anefang, d. h. unter feierliher Anfaſſung ber Streitſache erhoben 
werden kaun, wodurch dem Verklagten das eidliche Ableugnen des Beſitzes der Sache verlegt 
wurde. Den Gegenſatz zur Klage mit Anefang bildete bie ſchlichte Klage. Labaud ©. 90. 
Ueber die fräntifche intertiatio |. Brunner II ©. 495. 

4) Beide Sprichwörter finden fi 3. B. im Rev. Iüb. Recht II, 2. Art. 1, 2. „Hand 
wahre Haud“ bedeutet wörtlich: die Hand (bes Empfängers) leifte Gewähr der Hand 1de® 
Geber). Doc find noch andere Wortdentungen bed Sprichworts möglich. 
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veräußert, fo ift der Eigenthümer zur Klage gegen den Dritten nicht befugt; 
vielmehr Tann der Dritte die Sache behalten, und bem Eigenthümer bleiben 
bloß Schadenserſatzanſprüche gegen den wortbrücigen VBertrauensmann 5); nur 
wenn ber britte Erwerber in böſem Glauben gewefen ift und daburch fich als 
Mitwiffer und Begünftiger für den Treubruch des Vertrauensmanns mithaftbar 
gemacht bat, ift auch er zur Herausgabe der Sache an ben Eigenthümer ver- 
pflichtet ®). 

Die Unterjcheivung der Klage um verlorenes und um anvertrautes Gut 
ift nicht procefjunler Art, ſondern gehört dem materiellen Rechte an. Sie 
beruht auf der Regel, daß der Eigenthümer, welcher feine Sache freiwillig 
aus der Hand giebt, fein Eigenthum nur folange behält, als die Sache fich im 
Beſitze des eriten Empfängers oder eines Tchlechtgläubigen [päteren Exrwerbers 
befindet, daß dagegen das Eigenthum erlifcht , ſobald ein reblicder Dritter 
bie Sache erwirbt. Die nämliche Regel, vom Stanppunlte des dritten Er⸗ 
werbers aus gefaßt, lautet: wer eine Sache redlich erwirbt, erlangt das 
Eigenthum der Sache, felbft wenn fein VBeräußerer unrechtmäßiger Befiger war, 
vorausgefegt, daß die Sache nicht gegen den Willen des rechtmäßigen Befikers 
aus deſſen Gewahrfam gelommen if. Inſoweit ift alfo ber römifche Grund⸗ 
fat, daß der Erwerber nur dann Eigentbümer wird, wenn fein Beräußerer 
Eigenthümer war”), vom beutjchen Rechte preisgegeben ®). 


5) Die Voltsrechte enthalten diefe Regeln noch nicht, da fie fich aber jpäter fehr allgemein, 
auch im franzöfifcgen und anglonormannifchen Rechte finden, enthalten fie ſicher altgermanifches 
Recht, Brunner I &. 510%. Schröder, Rechtsgeſch. S. 266. Bol. aber Stobbe ITS 146°. 
Ueber weftgothifche® und bayrifches Partienlarreht Brummer II S. 510. Belege aus der Zeit 
der RechtSbücher finden fich ſehr zahlreih, 3. 8. Sip. II, 60 8 1, 86 8 1, 

6) Erft jüngere Quellen fagen dies ausdrüdlich, 3. B. Kulmer Hecht v. 1594 IV, 2, e. 8, 
Indes ift mit Goldſchmidt a. a. DO. VII ©. 256 anzunehmen, daß auch fchon das ältere 
Recht die Haftung bes unreblichen fpäteren Erwerbers gelannt habe. Abw. Stobbe II 8 146°, 
— Kann ber Eigenthilmer auch denjenigen, der die Sache dem Bertrauensmann gefiohlen bat, 
anf Rüdgabe der Sache belangen? Das ältere deutfche Recht verneint diefe Frage, natürlich 
nicht, weil e8 bie Sache dem rechtöwidrigen Erwerber lafjen will, fondern meil es die Klage 
dem befiohlenen Bertrauensmann giebt umd neben dieſer Klage be Bertrauengmanns 
eine coneurrirende Klage des Eigenthumers nit für zuläſſig hält. L. Liutpr. 181, 
Sp. II, 80 $ 1. Die neueren Geſetze fürdjten eine ſolche Klageconcurrenz nicht, gewähren 
alfo dem früheren Befiter, der die Sache freiwillig fortgegeben, eine Klage gegen den Dieb 
oder einen fonftigen fchlechtgläubigen Erwerber. REB. 8 919. Leber das Handelsrecht f. m. 
Lehrb. des Handelsrechte 8 28*; abw. Bappenheim in Goldſchm.'s Ztſch. 42 ©. 304. 

7) Oder wenn er, wie der Pfandgläubiger, eine vom Cigenthümer abgeleitete Macht 
befaß , über defien Eigenthum zu verfügen. 

8) Diefe moateriellrechtliche Ansprägung der Regel „Sand wahre Hand’ findet fi aus⸗ 
drücklich exft in den jüngften Rechtsquellen, nämlich im öfter. GB. 367, HOB. 806, RGEB. 
847, 848. Die älteren Duellen (bis zum code civil einfchließlich) befchränten fich dagegen 
barauf, dem, der die Sache freiwillig fortgegeben, die Klage gegen den fpäteren Erwerber zu 
verjagen , fo daß es den Anfchein hat, als follte der frühere Eigenthümer fein Eigenthum be- 
halten und nur die Klage verlieren, der fpätere Erwerber dagegen vindicationsfreier, aber im 
Uebrigen rechtlofer Befiter fein. Indes ift es nicht zweifelhaft, daß das altdeutiche Recht derart 

13* 
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Die beutfchrechtliche Unterfcheibung von verlorenem und anvertrauten 
Gute — dem römifchen Rechte unbelannt?) — tft wohl gerechtfertigt. Denn 
wenn jemand eine Sache, bie der Eigenthümer einem Anderen anvertraut bat, 
aus der Hand diefes Anderen redlich erwirbt, ohne zu ahnen, daß die Sache 
garnicht dem Veräußerer gehört, kann fich der wahre Eigenthümer darüber 
nicht beklagen; bat er doch felber durch feine eigene freie Handlung fein Eigen- 
thum an der Sache unerlennbar gemacht. Ebenſowenig darf er behaupten, der 
britte Erwerber hätte der PVerficherung feines Veräußerers, daß er ber Eigen- 
thümer der Sache fet, nicht trauen follen; denn er bat ja, indem er die 
Sache dem untreuen VBeräußerer anvertraut bat, ihn zu feinem eigenen Ver⸗ 
trauensmann erklärt 120). So ift e8 denn nur angemeſſen, wenn der Eigen- 
thümer, der die Sache freiwillig fortgab, auf den Rüdgriff an die Perſon be- 
fchränft wird, der er „geglaubt“ Hat, Daß er dagegen ben britten reblichen 


verkünftelte Rechtsverhältnifie nicht Hat fchaffen wollen, fondern daß feine Meinung war, ber 
fpätere Erwerber jollte wirklicher Eigenthlimer werden. 

9) Allerdings Haben auch die Römer für die res furtivae befondere jachenrechtliche Regeln 
aufgeftellt, indem fie an ihnen bie ordentliche Erſitzung nicht zulafien. Indes umfafjen bie res 
fartivae nicht bloß verlorene, ſondern auch anvertraute Sachen, ba ja das römifche furtum auch 
bie Unterſchlagung anvertrauter Sachen mit einbegreift. Die res furtivae fallen aljo mit den 
deutſchen „verlorenen‘ Sachen keineswegs zufammen. 

10) Diefe Auffafjung der deutfchen Fahrnißklage ift allerdings Hinfällig, fobad man mit 
Stobbe anninımt, der Eigenthümer, der die Sache freiwillig fortgegeben, habe auch gegen ben 
unredlichen dritten Erwerber eine Klage nicht gehabt (f. oben Anm. 6). Alddanıu wäre das 
beutfche Recht dahin zu conftruiren, daß in der Hingabe einer beimeglihen Sache an einen 
Bertrauensmann eine gefetzliche uneinfchränfbare Bollmacht zur Veräußerung der Sache liege, 
derart, daß ber dritte Erwerber die Beziehungen zwifchen dem Eigenthümer und feinem Ber- 
trauengmann als nur zwifchen diefen beiden Berfonen wirkſam hätte ignoriren bürfen. — Ab⸗ 
weichend wollen Biele die deutiche Fahrnißklage dadurch erflären, daß fie urſprünglich Criminal⸗ 
Hage gewefen und deshalb auf geftohlene Sachen befchräntt worden ſei. Imdes wie kommt es, 
daß das deutſche Recht nicht auch für unterfchlagene anvertraute Sachen eine Eriminalflage 
ausgebildet unb auf dem dritten Erwerber der Sache erftredt bat? Das wäre boch firafrechtlich 
ebenfo gut möglich geweſen, wie die Ausbildung der Eriminaltlage tvegen geftohlenen Guts und 
deren Ausdehnung auf den redlichen Drittertverber; freilich hätten die Formen der Anefangeflage 
und ihr Gewährenzug für anvertraute Sachen nicht gepaßt (Brunner II $ 118%); indes, wenn 
das deutſche Recht eine gegen jeden Drittbefiger wirlſame Klage wegen anvertrauten Gutes 
materiell hätte fchaffen wollen, hätten biefe formellen Schwierigkeiten ficher fein Hinderniß ab- 
gegeben. So giebt denn die Auffafjung der Fahrnißklage als einer Eriminalkiage feine Erklärung 
ihres Weſens, ſoudern fchiebt nur das Problem der Fahrnißllage ungelöft vom Privatrecht auf 
das Strafrecht ab. Und durch diefe Abfchiebung wird nicht viel gewonnen. Strafrechtlich kann 
freilich der Gedanke mitfpielen, daß der erfle Erwerber bei der verlorenen Sache unbelaunt ifl, 
und alfo die gegen den unſchuldigen Dritterwerber auf Rüdgabe der verlorenen Sache gerichtete 
Klage den firafbaren Thäter auffinden hilft, während bei anvertrauten Sachen der Urheber der 
Unterſchlagung fo wie fo belfannt ift (Brunner II $ 118%), Es mag fogar fein, daß dieſer ſtraf⸗ 
rechtliche Nebenzweck den erften Anftoß zu der Erſtreckung ber Diebfiahlöflage auf den unfchul- 
digen Dritterwerber gegeben bat. Sobald aber bie Berfchiebenheit der Klage um verlorenes 
und um anvertrautes Gut einmal anerfannt war, mußte jedem Volke, welches überhaupt fir 
privatrechtlicde Gedanken zugänglid if, auch ein privatrechtliches Verſtändniß jener linter- 
ſcheidung anfgehen. — lingenügend ift die von Heusler gegebene Erklärung der Fahrnißklage 
als eines Erecutionsverfahrens (in ber Aum. 1 genannten Schrift von 1872). 
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Erwerber mit Angriffen verfchonen muß; es ift nur angemeſſen, daß er das 
Eigenthum verliert, der rebliche Erwerber dagegen das Eigentbum gewinnt. 
Bei Sachen bingegen, die der Eigenthümer ohne feinen Willen verloren Bat, 
fallen alle diefe Gründe fort, und es ift deshalb dem Eigenthümer mit Recht 
der Angriff auch gegen den dritten Erwerber belafjen, dem britten Erwerber 
der Eigentbumserwerb verfperrt. 

In Uebereinftimmung mit den vorftehend entwidelten Regeln ift die Sub- 
ftanztrung der deutichen Fahrnißklage von der der römiſchen Vindikation grund- 
verſchieden. 

Erſtlich: die Römer fordern vom Kläger den Nachweis, wie er das Eigen⸗ 
thum oder den publicianiſchen Beſitz der Sache erworben habe. Unbillig genug: 
denn je längere Zeit verftrichen ift, ſeitdem der Kläger fich im Beſitze ber 
Sache befindet, deſto fchwerer ift es für ihn, dieſen Beweis zu führen, je 
wahricheinlicher es alſo ift, daß der Kläger rechtmäßiger Beſitzer der Sache fit, 
deſto wahrfcheinlicher ift e&, daß ber Kläger den Proceß um die Sade — 
verliert. Dementgegen fordert das deutiche Necht vom Kläger keinen Ausweis 
darüber, wie er zu der Sache gelommen ift, jonvern läßt (abgejeben von 
ber gleich zu erwähnenden weiteren Beweislaſt über den Verluſt des Beſitzes) 
den Nachweis genügen, daß der Kläger vormals Befiker der Sache war. Der 
Nachweis ded Beſitzes der Sache erjegt alfo den Nachweis des Rechts an ber 
Sache; oder genauer, — da nämlich dem Bellagten auch ver Gegenbeweis ab- 
gefchnitten ift, daß dem Kläger ein Recht zur Sache fehle, da aljo Teine bloße 
auf den Befit gegründete Bermuthung des Rechtes vorliegt — der Beſitz als 
foldder giebt ein Recht an der Sache 11). So iſt alfo die deutſche Fahrniß⸗ 
Hage überhaupt feine Eigenthums⸗, fondern eine Befigllage 12), Sie kommt 
deshalb dem Eigenthümer nur foweit zu, als er Befiger ift oder vormals war; 
und fie kommt jedem Beſitzer zu, dem Eigen-, wie dem Nutz⸗ oder Pfanpbefiter 
oder dem bloßen Berwahrer und ebenio dem titulirten Beſitzer wie dem nicht 
titulirten. Nur dem unreblichen Befiger ift die Klage verjagt 1°). 

Zweitens: wenn dem Kläger der Beweis erlaffen ift, wie er die Sache 
erworben hat, fo wird er dafür mit dem Beweis belaftet, wie er die Sache 
verloren bat. Die Römer können diefen Beweis entbehren, indem fie eine 
Bermuthung dafür aufftellen, daß das einmal begründete Eigenthum oder publi- 
ctaniiche Beſitzrecht des Klägers in alle Ewigkeit fortvauere: aus biejer Ver⸗ 


11) Die Franzofen haben für dieſe deutiche Regel den Turzen Ausdrud: en fait de meubles 
possession vaut titre. 

12) Aber keine Befigflage im Sinne der römiſchen Interdicte: denn fie läßt petitorifche 
Einreden zu, ift alfo nicht poſſeſſoriſch. 

18) Denn der Kläger muß ſchwören, daß die Sache „fein” fei, und da8 kann der unredliche 
Befiger nit. Abw. Pland a. a, DO. 16. 709. Dagegen liegt in biefem Schwur die Be- 
banptung des Eigenthums oder irgend eines beftimmten Rechtes an der Sache nicht, fondern 
nur die Angabe, daß der Kläger nach feiner Ueberzeugung im rechtmäßigen Befig der Sache 
gewejen fei. Aehnlich Heusler II ©. 219. Bgl. Laband ©. 111. 
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mutbung ergiebt ſich dann, daß der jetige Beſitz des Beklagten als mit bem 
Hecht des Klägers in Widerfpruch ftehend, präfumtiv unrechtmäßig ift, da ja 
ber Befigverluft für fich allein Das Eigenthum oder das publicianiiche Befig- 
recht des Klägers nicht aufhebt; will aljo der Beklagte behaupten, daß ber 
Kläger fein Eigenthum oder fein publicianifches Beſitzrecht verloren, z. B. die 
Sache verjhenkt oder verkauft oder derelinquirt habe, fo ift die eine von ihm 
zu beweifende Einreve. Das deutſche Recht verwirft dagegen die römifche Ver⸗ 
mntbung !*). Der Kläger muß aljo beweifen, daß das auf feinem vormaligen 
Beſitze berubende Recht noch gegenwärtig fortdauere. Demgemäß bat er dar- 
zutbun, daß die Streitfache gegen feinen Willen aus feiner Gewahrfan ge- 
kommen fei, oder daß er zwar bie Sache freiwillig fortgegeben, aber in einer 
Meife, die den Beklagten (als erſten Empfänger oder unreblichen fpäteren Er- 
werber) zur Rückgabe ver Sache verpflichte. 

Diefe Regeln haben das mittelalterliche deutſche Hecht durchaus beberrfcht 15). 
Nah Aufnahme des römiſchen Rechts find fie aber fehr in den Hintergrund 
getreten und nur in einzelnen norddeutſchen Stabtrechten 1*) und im franzöfiichen 
Recht!7) feftgehalten. Theilweiſe Hat fi) dann das dfterreichifche blrger- 


14) Mit gutem Grunde. Denn bie römifche Bermuthung Bat zur Kolge, daß der jebige 
Befiger 30 Jahre lang feinen Beſitztitel nachzumeifen verpflichtet ift, ſobald ein früherer Befttzer 
gegen ihn auftritt, feinen eigenen vormaligen Befitztitel beweiſt und kraft geſetzlicher Vermuthung 
die Fortdauer feines Beſitzrechts behauptet. Alſo eine fehr ungerechte Belaftung des jegigen 
Befizerd zu Gunften des früheren titulirten Beſitzers! 

15) Doc kommen Ausnahmen vor. So wird 3. B. particularreditlih die Sache, die 
einem Handwerker zur Verarbeitung oder einem Depofitar zur Verwahrung libergeben wird, 
im Kalle der Unterfchlagung feitend des Empfängers als eine verlorene behandelt, kann alfo 
auch gegen den veblichen Dritterwerber verfolgt werben. (Laband S. 82, 84). Dagegen liegt 
feine Ausnahme vor, wenn auch die einem Hausgenofjen übergebene und von dieſem veruntrente 
Sache als verlorene behandelt wird; denn durch die Uebergabe an den Hausgenofien (Ehefrau, 
Kind, Knecht) giebt der Befiter feine Gewahrſam nod nicht auf, erft die Veruntreuung durd) 
den Hausgenoſſen entzieht dem Beſitzer die Gewahrfam; der Verluft der Gewahrſam gefchieht 
alfo in Wahrheit gegen den Willen des Befigerd (Laband ©. 81), — Angeblich foll ferner 
das Fübifhe Recht (und eine Reihe anderer particnlärer Rechtsquellen) den Grundfak „Hand 
wahre Hand‘ ganz durchbrechen und auch bei anvertrauten Saden dem Gigenthümer die Ber- 
folgung gegen den redlichen Dritterwerber, freilich nur unter Erftattung be8 von dieſem ge- 
zahlten Kaufpreifes oder Pfandſchillings, geftatten (Stobbe II $ 146°). Ich halte, wenigftens 
nad) dem bisher dafür beigebrachten Material, diefen Sat nicht für erwiefen. Die betreffen- 
den Duellenftellen fagen vielmehr nur: ber Eigenthümer, welcher die Sache beim Dritterwerber 
findet, muß fie bei ihm „löſen“, wenn er fie wiederhaben will; fie ftellen aber nicht feit, mit 
welder Summe die Löfung erfolgen fol, noch daß der Dritterwerber die Loſung annehmen 
müßte. Im Gegentbeil fcheint mir aus ber Faſſung der betreffenden Stellen fogar noch für 
das Rev. Iüb. Recht — namentlih wenn man die beiden aufeinanderfolgenden Art. 1 und 2 
in III, 2 miteinander vergleicht — hervorzugehen, baß der Beſitzer auf die Löfung nicht einzu⸗ 
gehen brauchte. Erſt Mevius behauptet das Gegentheil (comment. in jus lubec. Anm. 85 
zu III, 2, 2). 

16) Nah Roth III S. 847° in Hamburg, Bremen, Lübed, Roſtock. In Lübed ift aber 
nad) der Auslegung, die Mevius dem Stadtrecht gegeben (fiehe die vorige Anm. am Ende) der 
Sag „Hand wahre Hand” fallen gelaffen. 

17) c. c. 2279, 
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liche! ®) und — natürlich mit Beichräntung auf das Gebiet des Handelsrecht — das 
deutfche Handelsgeſetzbuch wieder auf den Boden des veutfchen Rechts geftellt 19): 
beide Geſetzbücher nehmen Die deutfchen Regeln über den Eigenthumserwerb und 
Eigenthumsverluft bei anvertrauten Gütern an, propfen aber darauf bie 
römifchen Regeln über die Subftanzirung der Eigenthumsklage, aljo die Pflicht 
des Klägers, feinen Befigtitel nachzumeifen, und wenn dieſer Beweis geführt 
ift, die Vermuthung für die Fortdauer bes klägeriſchen Befigrechtd 2%). Eine 
vollftändige Rückkehr zum altveutichen Recht vollzieht erft das Reichsgeſetz- 
buch *t). 
& 102 *. 

Die grundfäglichen Regeln, welche im vorigen Paragraphen entwickelt 
wurden, find bald zu Gunften, bald zu Ungunften des veblichen Dritterwerbers 
durch eine Reihe von Beftimmungen ergänzt und abgeändert, die im Folgenden 
näher erörtert werden müſſen. 

Zunächſt wirb bes öfteren, umb zwar jchon in einzelnen Volksrechten, bem 
reblichen Erwerber einer verlorenen Sache für ven Fall, daß er die Sache dem 
Berlierer herausgeben muß, ein Löfungsanfpruch zugeftanden, d. h. er kann 
fordern, daß der Verlierer ihm ben Kaufpreis, den er an feinen Vormann für 
die Sache bezahlt oder das Geld, das er dem Vormann auf die Sache geliehen 
bat, erftattee Doch iſt der Löfungsanipruch Teineswegs allgemein, ſondern 
er ericheint nur als ein Ausnahmerecht, als Privileg; und zwar regelmäßig 
als Privileg der Juden, particularrechtlich auch als Privileg des Marktverlehrs: 
d. b. der Löſungsanſpruch wird auf jüdiſche Erwerber bezw. auf die am offenen 
Markt Laufenden Ehriften befchränft!). YHieran anknüpfend, hat das franzd- 
ſiſche Necht die Regel aufgeftellt, daß der Löſungsanſpruch dem reblichen Er- 
werber auftehen foll, wenn dieſer die Sache von einem Kaufmann oder auf dem 
Markte oder in einer Verfteigerung erworben bat?). Im preußiſchen Recht 
hat Dagegen ver Röfungdanfpruch feine Privilegiennatur verloren, und kommt 
jedem reblichen Befiger zu, von wem und wo er auch die Sache erworben 


18) Deſterr. Geſetzb. 372, 

19) HGB. 306. Die Beſchränkung auf das Gebiet des Handelsrechts Liegt darin, daß 
zwar nicht der bisherige Eigenthümer und ebenfowenig ber jpätere Erwerber, wohl aber der 
zwifchen beiden ftehende Zwiſchenbeſitzer, von bem ber jetige Beſitzer die Sache erworben bat, 
Kaufmann geweſen fein und die Sache in feinem Handelsbetriebe veräußert haben muß. — 
In Bremen ift Art. 806 aud auf den bürgerlichen Verkehr ausgedehnt. 

20) Oeſterr. Geſetzb. Art. 378, 873. Das HGB, enthält über die Subflanzirung der 
Eigenthumstlage keine Beftimmung, läßt fomit das bisherige bürgerliche, alfo überwiegend das 
römifche Recht in Kraft. 

31) RGEB. 847, 848, 918, 919. Der erfte Entwurf zum RGB. hatte ſich noch auf ben 
Standpunkt des öfterreichifchen Rechte geftellt. Erſt in Folge meiner gegen den erften Entwurf 
gerichteten Kritit (bei B. u. F. Heft 18 ©. 89) hat das RGB. jet aud für die Sub- 
fanzirung der Eigenthumsflage die deutfchen Regeln angenommen. 

1) Stobbe II 8 146%, *, 99, Schröder, Rechtsgeſch. $ 61 Mr. 2. 

2) C. c. 2280. Siehe auch fächl. Gefegb. 815. 
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hat; und zwar Kat das preußiiche Recht, welches den Grundſatz „Hand wahre 
Hand’ nicht kennt und aljo auch bei anvertrauten Eachen die Klage gegen 
ben veblichen Dritterwerber zuläßt, conjequent den Löſungsanſpruch auch dent 
Erwerber anvertrauter Sachen zugeftehen müfjfen ?). Umgekehrt verwirft das 
Neichsgefegbuch den Löſungsanſpruch ganz; es führt jomit den Gegenſatz ber 
Klage um verlorenes® und um anvertrautes Gut in größter Strenge durd: 
von letzterer Klage tft der rebliche Dritterwerber ganz verjchont, während er 
eriterer ohne jede Rüdficht auf feinen guten Glauben und auf die Opfer, die 
er für den Erwerb der Sache gebracht bat, unterworfen wird *). 


Das ältere deutſche Recht gebt aber in gewifjen Ausnahmefällen in feiner 
Begünftigung des reblichen Dritterwerbers noch weiter, indem es ihn auch bei 
verlorenen Sachen gegen jede Klage des Eigentümers ſchützt und fogar deifen 
Eigenthum auf ihn überträgt ; jo namentlich nach dem Rechte ver Hanfejtäbte 
bei Sacdıen, die über See gelommen find). Die neueren Geſetze kennen jolche 
Ausnahmefälle gleichfalls). Ebenſo das Reichsgeſetzbuch: und zwar find es 
drei Fälle, in denen letzteres dem reblichen Erwerber jelbit bei gejtoblenen und 
anderweit verlorenen Sachen das Eigenthum zufpricht, der Erwerb von Geld, 
ber Erwerb von Inhaberpapieren und gewiſſen Orberpapieren, endlich bei allen 
anderen beweglichen Sachen der Erwerb in der DVerfteigerung 7). 

Umgekehrt findet fih auch eine Beitimmung zu Ungunften des redlichen 
Exrwerberd: nach manchen Geſetzen ſoll er nämlich, wenn fein Veräußerer bes 
Eigenthums ermangelt, nur dann gegen die Klage des wirklichen Eigenthümers 
geihüßt fein, wenn fein Erwerb ein entgeltlicher geweien iſt?). Das 
Reichsgeſetzbuch vermittelt: es läßt feine Negeln an und für fich auch zu 


8) Pr. CR. I, 15 8 26. Die lübifche Praris, nachdem fie eine Klage gegen den Dritt- 
erwerber einer anvertrauten Sache überhaupt zugelajien, gab dem Bellagten gleichfalls den 
Löfungsanfpruch, während bei verloreneu Sachen ein Löſungsanſpruch nach Lübiichem Rechte 
nicht gewährt war. Stobbe 8 147°, 

4) Der erfie Entwurf des REB. 8 939 erkannte ben Löſungsanſpruch noch an, auf Grund 
meiner Kritik bei B. u. F. Heft 18 S. 47 ift aber der Löfungsaniprud im zweiten Ent- 
wurf geflrihen.. Nur für öffentliche Leihanftalten ift den Landesrechten die Einführung de 
Löfungsanfpruch® vorbehalten. 

5) Stobbe IL g 14621, =, 

6) 3. DB. Preuß. ER. I, 15 8 42 fig. beim Erwerbe vom Kiscus, von Kaufleuten, welche 
zur Kaufmannsgilde gehören, beim Erwerbe in der Berfteigerung, endlih allgemein bei Geld 
und Inhaberpapieren. Oeſterr. GB. 367, 371 für den Erwerb von Kaufleuten, in einer 
VBerſteigerung und allgemein bei Geld. 

T) RGB. 8 848. Hier find die Orberpapiere zwar nicht erwähnt ; doch foll deretivegen 
das bisherige Reichſsrecht (Wechielorbn. 74, HEB. 806) zweifellos fortbeftehen. 

8) Diefe Regel findet fih nach Stobbe II 8 1475 fchon im revidirten Kulmer Recht IV, 
3 c. 8, fobann fpäter im preußifchen ER. I, 15 8 42 flg., im öfterr. GB. 8 867 und aud), in⸗ 
fomweit die Beräußerungen der Kaufleute und überhaupt die Handelögeichäfte regelmäßig ent- 
geltlich zu fein pflegen, im HGB. Art. 806, 807 (f. mein Lehrb. de8 Handelsrechts 8 28°, 9). 
Dagegen iſt die Regel dem älteren beutichen Recht, dem franzöfifchen Recht und der Wedhfel- 
ordnung fremb; über letztere mein Lehrb. 8 49, 2. 
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Bunften des unentgeltlichen Erwerbers gelten, läßt ihn alfo bei anvertrauten 
Sachen immer, bei verlorenen wenigftens in den brei eben genannten Aus- 
nahmefällen Eigenthum erwerben, verpflichtet ihn aber, dem früheren Eigen⸗ 
thümer feine Bereicherung, aljo regelmäßig den vollen Werth der Streitfache, 
berauszugeben °). 


Bierted Kapitel. 
Rechte an fremden Sachen. 
Erſter Abſchnitt. 
Lehnrecht). 


Einleitung. 
& 103. 


Der Umfang und die Dauer der Eigenthumsbeſchränkung durch das Lehn- 
recht des Valallen läßt dieſes als das wirkſamſte unter den Rechten an einer 
fremden Sache erjcheinen und nähert dasſelbe dem Eigenthume. 


9) ROB. 850. 

1) Johann Schilter, Institutiones juris feudalis Germaniei et Longobardici, 1678, und 
öfter. Dazu 5. 8. v. Buri, Ausführliche Erläuterung des in Deutichland üblichen Lebnrechts, 
1782—88, beraudg. v. Runde, 1788. Boehmer, Principia juris feudalis (1765, ed. 8, 1819). 
Dazu: Schnaubert, Erläuterung des Lehnrechts in einem Commentar über bie Böhmer’ichen prin- 
eipia jur. feud., 8. Aufl. 1799. Fortſ. 2. Aufl. 1794 und 1795. Th. Hagemann, Einleitung 
in das gemeine Lehnrecht, 1801. C. W. Pätz, Lehrbuch des Lehurechts, herausgeg. v. Gode, 
1808 un. öfter. Pb. I. Mayr, Handbuch de8 gem. und bayer. Lehnrechts, 1881. A. Struv, 
Syntagma jur. feudalis. 1653. cur. Senckenberg. 1784. &. ©. M. Weber, Handbuch des 
Lehnrechts. 4 Thle. 1807—1811 (Regiſter v. 1818), — Died, Das gemeine Lehnrecht im 
Grundrifſe mit beigefügten Ouellen. 2. Ausg. 1827. — VBenrbeitungen des particulären Lehn- 
rechts: Zachariä, Handb. des ſächſiſchen Lehnrechts, 2. Ausg. 1823, Roth, Mecklenburg. Lehn- 
zecht, 1858. Hoffmann, Handbuch des im Königl. Preuß. Herzogtum Sachſen geltenden 
Lehnrechts, 1865. Dtto, Das Recht der Lehngüter in den Erblanden des Königreichs Sachſen, 
1888, — Pfeiffer in Weiske's KRectslericon, 6 Bb., S. 886—651 (1845). C. A. Jenichen, 
Thesaurus juris feudalis, 8 Tom., 1750—54. C. 5. Zepernit, Sammlung auserlefener Ab- 
handlungen aus dem Lehnrecht, 4 Thle., 1781— 84. Deſſen Analecta jur. feudalis sive seleotae 
observat, feudal., 2 Tom., 1788—84. Defi. Miscellaneen zum Lehnrecht, 4 Bde, 1787—94, 
Thomasii Selecta feudalia, ed. 2, 1728, 2 Tom. Buder, Amoenitstes jur. feudalis, 1741, 
Ludewig, Jura feudor. Bomani imperii atque Germaniae principis et provinc. nobil. landsass., 
1740. Kopp, Auserlefene ‘Broben bes deutjchen Lehnrechts, 2. Aufl., 1757, 2 Thle. Hommel, 
Oblectaments jur. feudalis 1755. Boehmer, Observat. jur. feudalis, ed. 2, 1784. Deſſen 
Electa jur. feud., 3 Tom., 1795. Bermehren, Erinnerungen ans Lehnrecht, 1827 u. A. m. 
Die befte Arbeit über das deutſche Lehnrecht ift von Homeyer im 2. Bande des 2. Theils 
des Sacjienfpiegeld (1844), S. 261 fig. Die wichtigften Quellen des heutigen Lehnrechts find 
die libri feudoram (welche hier nach dem Kriegel’fhen Corp. jur. eitirt find). Die wichtigſten 
partieulären Lebusordnungen aus älterer Zeit bei Lünig, Corpus jur. feudalis germ. 8 Xhle. 
F. 1727. Außerdem find hervorzuheben: Kurſächſ. Lehnemanbat v. 1764 (angeh. an Zachariä's 
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hat; und zwar bat das preußifche Recht, welches den Grundſatz „Hand wahre 
Hand“ nicht kennt und aljo auch bei anvertrauten Sachen die Klage gegen 
den reblichen Dritterwerber zuläßt, conjequent den Löſungsanſpruch auch dem 
Erwerber anvertrauter Sachen zugefteben müffen ?). Umgekehrt verwirft bas 
Reichsgeſetzbuch den Löſungsanſpruch ganz; es führt ſomit den Gegenfag ber 
Klage um verlorenes® und um anvertraute® But in größter Strenge durch: 
von leßterer Klage iſt der rebliche Dritterwerber ganz verfchont, während er 
eriterer obne jede Rüdficht auf feinen guten Glauben und auf die Opfer, die 
er für den Erwerb der Sache gebracht bat, unterworfen wird *). 


Das Ältere deutiche Recht geht aber in gewiſſen Ausnahmefällen in feiner 
Begünftigung des veblichen Dritterwerbers noch weiter, indem es ihn auch bei 
verlorenen Sachen gegen jede Klage des Eigenthümers ſchützt und fogar deſſen 
Eigenthum auf ihn überträgt ; fo namentlich nach dem Rechte der Hanfeftäbte 
bei Sachen, die über See gelommen find 5). Die neueren Geſetze kennen jolche 
Ausnahmefälle gleichfalls). Ebenſo das Reichsgeſetzbuch: und zwar find es 
drei Fälle, in denen letzteres dem reblichen Erwerber felbft bei gejtohlenen und 
anderweit verlorenen Sachen das Eigentbum zufpricht, der Erwerb von Geld, 
der Erwerb von Inhaberpapieren und gewiſſen Orberpapieren, endlich bei allen 
anderen beweglichen Sachen ber Erwerb in der Beriteigerung 7). 

Umgekehrt findet ſich auch eine Beitimmung zu Ungunften bes veblichen 
Erwerbers: nach manchen Gefegen fol er nämlich, wenn fein Veräußerer des 
Eigentbums ermangelt, nur dann gegen die Klage des wirklichen Eigenthümers 
gejchügt fein, wenn ſein Erwerb ein entgeltliher gewejen ift®). Das 
Reichsgeſetzbuch vermittelt: es läßt feine Regeln an und für fich auch zu 


8) Pr. ER. I, 15 8 26. Die lübifche Praris, nachdem fie eine Klage gegen den Driti- 
erwerber einer anvertranten Sache überhaupt zugelafien, gab dem Bellagten gleichfalls den 
Löfungsanfprudh, während bei verlorenen Sachen ein Löfuugsaniprud nach Lübifchen Rechte 
nicht gewährt war. Stobbe 8 147°, 

4) Der erſte Entwurf bes REOB. 8 989 erfannte den Löfungsanfprud noch an, auf Grund 
meiner Kritit bei 8. u. 5. Heft 18 ©. 47 ift aber ber Löfungsaniprudy im zweiten Ente 
wurf geftrihen. Nur für öffentliche Leihanftalten ift den Lanbesrechten die Einführung deß 
Löfungsanfpruch® vorbehalten. 

5) Stobbe II 5 146°1, ®, 

6) 3. B. Preuß. ER. I, 15 8 42 fig. beim Erwerbe vom Yiscus, von Kaufleuten, welche 
zur Kanfmannegilde gehören, beim Erwerbe in der Berfleigerung, endlich allgemein bei Geld 
und Inhaberpapieren. Defterr. GB. 367, 871 für den Erwerb von Kaufleuten, in einer 
- Berfleigerung und allgemein bei Geld. 

7) RGB. 5 848. Hier find die Orberpapiere zwar nicht erwähnt; doch foll deretwegen 
das bisherige Reichſsrecht (Wechſelordn. 74, HGB. 305) zweifello® fortbeftehen. 

8) Diefe Regel findet fi nach Stobbe II 8 1475 fchon im revibirten Kulmer Recht IV, 
3 c. 8, ſodann fpäter im preußifchen ER. I, 15 8 42 fig, im öſterr. GB. $ 367 und auch, in⸗ 
fomweit die Beräußerungen der Kaufleute und überhaupt die Handelögeichäfte regelmäßig ent- 
geltlich zu fein pflegen, im HGB, Art. 806, 307 (f. mein Lehrb. des Handelsredhts 8 238°, 9. 
Dagegen iſt die Regel dem älteren deutichen Recht, dem franzöftfchen Recht und ber Wechſel⸗ 
ordnung fremb; über legtere mein Lehrb. 8 49, 2. 
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Bunften des ımentgeltlichen Erwerberd gelten, läßt ihn aljo bei anvertrauten 
Sachen immer, bei verlorenen wenigftend in ben drei eben genannten Aus- 
nabmefällen Eigenthum: erwerben, verpflichtet ihn aber, dem früheren Eigen- 
thümer feine Bereicherung, aljo regelmäßig den vollen Werth der Streitfache, 
herauszugeben ?). 


Bierted Kapitel. 
Rechte an fremden Sachen. 
Erſter Abſchnitt. 
Lehnrecht). 


Einleitung. 
g 108. 


Der Umfang und die Dauer ber Eigenthbumsbefchränfung durch das Lehn⸗ 
recht des Vaſallen läßt diefes als das wirkfamfte unter den Rechten an einer 
fremden Sache erfcheinen und nähert dasjelbe dem Eigenthume. 


9 NED. 850. 

1) Johann Schilter, Institutiones juris feudalis Germaniei et Longobardici, 1678, und 
öfter. Dazı F. 8. v. Buri, Ausführliche Erläuterung des in Deutichland üblichen Lehnrechts, 
1783—88, herandg. v. Runde, 1788. Boehmer, Principia juris feudalis (1765, ed. 8, 1819). 
Dazu: Schnaubert, Erläuterung bes Lehnrechts in einem Kommentar über bie Böhmer'ſchen prin- 
eipia jur. feud., 8. Aufl. 1799. Fortſ. 2. Aufl. 1794 und 1795. Th. Hagemann, Einleitung 
in das gemeine Lehnrecht, 1801. ©. W. Pätz, Lehrbuch bes Lehnrechts, heransgeg. v. Güde, 
1808 n. öfter. Ph. 3. Mayr, Handbuch des gem. nnd bayer. Lehnrechts, 1881. A. Struv, 
Byntagma jur. feudalis. 1653. cur. Senckenberg. 1784. 4. ©. M. Weber, Handbuch des 
Lehnrechts. 4 Thle. 1807—1811 (Regifter v. 1818), — Died, Das gemeine Lehnrecht im 
Grundriffe mit beigefügten Quellen. 2. Ausg. 1887. — Bearbeitungen des particulären Lehn- 
rechts: Zachariä, Handb. des ſächſiſchen Lehnrechts, 2. Ausg. 1823, Roth, Medlenburg. Lehn- 
zecht, 1858. Hoffmann, Handbuch bes im Königl. Preuß. Herzogthum Sachſen geltenden 
Lehnrechts, 1865. Otto, Das Recht der Lehngüter in den Erblanden des Königreih® Sachſen, 
1888. — Pfeiffer in Weisle's Nedtslericon, 6 Bd., S. 386—651 (1845). C. A. Jenichen, 
Thesaurus juris feudalis, 8 Tom., 1750—54. €. F. Zepernit, Sammlung auserlefener Ab- 
bandlungen aus dem Lehnrecht, 4 Thie., 1781—84. Deſſen Analecta jur. feudalis sive selectae 
observat, feudal., 2 Tom., 1788—84. Deſſ. Miscellaneen zum Lehnrecht, 4 Bde, 1787 - 94. 
Thomasii Selecta feudalia, ed. 2, 1728, 2 Tom. Buder, Amoenitates jur. feudalis, 1741, 
Ludewig, Jura feudor. Romani imperii atque Germanise principis et provinc. nobil. landsass., 
1740. Kopp, Auserlefene Proben des deutfchen Lehnrechte, 2. Aufl., 1757, 2 Thle. Hommel, 
Oblectamenta jur. feudalis 1755. Boehmer, Observat. jur. feudalis, ed. 2, 1784. Deifen 
Electa jur. feud., 2 Tom., 1795. Bermehren, Erinnerungen ans Lehnrecht, 1827 u. A. m. 
Die befte Arbeit über da8 deutfche Lehnrecht ift von Homeyer im 2. Bande des 2. Theils 
des Sachſenſpiegels (1844), S. 261 flg. Die wichtigften Quellen des heutigen Lehnrechts find 
die libri feudoram (welche hier nach dem Kriegel'ſchen Corp. jur. citirt find), Die wichtigſten 
yartienlären Lehnsordnungen aus älterer Zeit bei Lünig, Corpus jur. feudalis germ. 8 Thle. 
5. 1737. Außerdem find hervorzuheben: Kurſächſ. Lehnsmandat v. 1764 (angeh. an Zachariä's 
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Das Lehnrecht ift nicht Das Erzengniß eines regelmäßigen Bedürfniſſes 
des Rechtslebens; ed waren zufällige und eigenthümliche Intereſſen bes 
öffentlichen Lebens, deren Zufammenwirken den Anlaß zur Entftehung bes 
Inftituts gegeben hat?). Sowie man Freiheit und Unfreibeit in der Ver- 
bindung mit einem Grundftüde zu verkörpern wußte, fo follte auch die Treue 
an den Grund und Boden gefejjelt werden. Denn in vielen und wichtigen 
Kreiſen des germaniichen Staatslebeng war feit dem Ende des neunten Jahr⸗ 
bundert8 der Gedanke der allgemeinen und durch fich ſelbſt nothiwenbigen 
Unterorbnung unter eine böchfte, in ber Königswürbe dargeftellte öffentliche 
Gewalt nahezu verfhwunden, fo daß man das Bebürfniß befonderer Unter- 
werfungsacte (ber Hulbigung und vertragsmäßigen Verficherung der Perſönlich⸗ 
feit beim Empfang verliehener Güter) empfinden mußte. Sofern dieje indivi⸗ 
duellen Hingebungen nun nicht bloß vom Könige, fondern auch von den 
zahlreichen kleineren Gewalthabern in Deutfchland in abfteigender Stufenleiter 
mittelft Lehnsreichung gejucht wurden, konnte e8 geſchehen, daß das lehnrecht- 
lihe Verhältniß die Bedeutung einer allgemeinen Form politifcher Abhängig. 
feit erhielt und das ganze beutfche Neich mit feiner vielarmigen Gliederung 
durchrankte 8). 

Schon ſeit langer Zeit bat man ben Irrthum im Lehnſtaate vollftändig 
erfannt. Die Unterwerfung unter die öffentliche Gewalt ift nicht mehr ein 
willfürlicher Act des Einzelnen, fondern die ſelbſtverſtändliche Folge der Organi- 
fation des Volks im Staate. So bat das Lehnrecht feine Bedeutung für ven 
Staat verloren. Aber auch für den Privaten ijt fein wefentliches Intereſſe 
nunmebr verſchwunden; das Bedürfniß einer Verbindung mit lehnstreuen 
Perfonen befteht nicht mehr, und überhaupt liegt der Gedanke einer vertrags- 
mäßigen Unterwerfung, welche ein Aufgeben ver Perjönlichkeit an den Willen 
eines Privaten oder einen Rechtszwang des Gefühle und des Herzens ein- 
jchließt, weit ab von der Bahn des heutigen Rechtes. Immerhin gebört das 
Lehnrecht noch jeßt dem geltenden Rechte an. 


Handbuch des ſächſ. Lehnr.). Altenburg. Lehngebict v. 1795. Badiſches Edict v. 12. Aug. 
1807. Bayeriſches Lehnsedict dv. 7. Juli 1808 (Binter d. 4. Bande von Weber’ Kommentar). 
Gothaiſches Lehnsmandat v. 6. Jan. 1800. Hannöv. Gef. dv. 13. Apr. 1886. 

2) Ueber die Gefchicdhte des Lehnrechts ſ. Wait, Dentſche Verfafjungsgefchichte, I Nr. 4 
IV Nr. 7, VI ©. 1. Roth, Geſch. des Beneficialweſens von den älteften Zeiten bis ins zehnte 
Zahrhundert, 1850, und deſſen Feudalität und Unterthanenverband, 1863. Brunner, I1 S. 242, 
Schröder, Rechtsgeich., 5 24, 40, 67. — S. auch Liebe, Der Grundadel und die neueren Ver⸗ 
fofjungen, 1844, ©. 24 fig. Perthes, Das beutfche Staateleben vor der Revolution, 1845, 
©. 21 fig. DBgl. befonbers die ſchön gefchriebenen und warın empfundenen Worte Homeyer's 
als Schlußbetrachtung feine® treffliden Syſtems des Lehnrechts, S. 627 fig. 

3) In dem öffentlichen Charakter des Lehnrechtse und der der Abgeſchloſſenheit desfelben 
entfprechenden Trennung des Lehnprocefies, Lehngerichte und des Standes der Lehnslente 
lag der Grund, daß das Mittelalter das Lehnrecht dem Landrechte als eine parallele Größe 
gegenüberftellte und demnach auch formell in den Rechtsquellen feine Behandlung trennte. 


Lehnrecht. 8 108. 104, 187 


I. Begriff. 
& 104. 


Die ausgebehnteften erblichen Nutzungs⸗ und Gebrauchsrechte an einer frem- 
ben Sache, fofern fie fich auf eine Verleihung durch den Eigenthümer gründen, 
welche zugleich bie Verpflichtung des Verleihers und Beliehenen zu wechſelſeiti⸗ 
ger Treue hervorruft, nennt man Lehen 1), Lehnrecht (feudum)*), Der weite 
Umfang ber im Lehnvechte liegenden Berechtigung macht e8 denkbar, daß ein 
ganzer Vermögenskreis in feubalen Rechten beftehe; dadurch wirb ein Gegen- 
ſatz gegen dasjenige Vermögen hervorgebracht, welches durch nichtlebnrechtliche 
Gegenftände gebildet wird und allodiales Vermögen beißt 2). Ein fernerer 
Gegenfak gegen das eigentliche Leben wirb durch Diejenigen erblich verliehenen 
Nukungsrechte gebildet, welche ohne die Verbindung ber Lehnsperfonen durch 
bie Verpflichtung zur ritterlichen Treue befteben; babin gehören beſonders die 
bäuerlichen Leben, Feudaſter, welche in ber äußeren Form dem eigentlichen 
Lehen oft nachgebildet find *) 5). 

Die Subjecte bes Lehen? find ber Lehnsherr (dominus feudi, senior) 


1) I feud. 28 $ 2. Das Wort Lehen wird ebenfowohl für das Recht als für das 
Lehngut gebraudt. Das Hecht des Lehnsheren, nlmlich das Eigenthum an der Sache mit 
dem Anfpruche auf vafallitifche Lehnstreue, wird regelmäßig als dominium direetum, daß Recht 
des Bafallen, d. h. das Ichnrechtliche Nutungsrecht mit dem Auſpruche auf lehnsherrliche Pro» 
tection, als dominium utile bezeichnet. Bgl. oben $ 71. 

2) Die Ableitung des Wortes fondum ift beftritten: von altgothifh faihu, althochd. feo 
(S Bieh, Gut, Lohn) *ober von goth. thiuth, fränt. fuf (= Gut)? S. Homeyer, Lehn- 
recht, ©. 275. 

8) Die Behauptung, daß ganz allgemein und unter allen Umftänden für bie Allodialität 
die Bermuthung ftreite (vgl. Eichhorn, $ 198, Anm. i), läßt fich weder auf II feud. 26 $ 1, 
noch auf II feud. 41 ſtützen. Es treten vielmehr die gewöhnlichen procefiualifchen Grundſätze 
ein. Doc wird in ben meiften Fällen die Lage der Sache fo geartet fein, daß die Anwendung 
ber allgemeinen Proceßregeln demjenigen, welcher bie Lehnbarkeit behauptet, die Beweislaft zu⸗ 
theilt. — Der Gegenfatz von Lehen in den beutichen Rechtsbüchern ift „Eigen * Allod flammt 
von all-od (ganz-eigen). 

4) Der Name „Lehen” entjcheidet hier nicht; e8 kommt auf Obfervanz und Unterſuchung 
der localen Berbältniffe an. S. unten $ 140. Nach Gefenius, Meierrecht, II S. 135, muß 
ber Meier in manchen Gegenden fogar eine Art Lehnseid leiften. — Die deutichen Rechtsbücher 
ſetzen dem rechten Zehen (weicher Ausdruck jedoch auch andere Gegenfäße hat, |. Homeyer, S. 280), 
db. 5. bem manlike len, das Leihen ane manscap (homagium) entgegen, welches bald ein Hoflehn 
(hovelen), bald ein Zinslehn (Homeyer, S. 276) oder Zinsgut (tinsgut) iſt. Bgl. ſächſ. 
Lehmr., Art. 60 8 ı, und 68 8 1, 

5) Kein Lehen ift das |. g. „Sonnenlehen”, jondern allodiale8 Eigenthum. S. Grimm, 
Rechtsalt, S. 278. Ahasv. Fritsch, Opusc. var. I, 1; Bchoppius bei Struve, Jus feud., & 18 
in fin.: „Das Stammhaus Werberg ift nebft anderen Lehnftüden der Herrn von WWerberg bei 
Helmftätt uhralt Eigenthum geweſen. Es bat aber ſolches der Senior gegen der Sonnen- 
Aufgang mit Harnif und bloßem Schwert anreitend, und ein Creugfirih in der Sonnen 
Strahlen fchlagend, addita quadam devotione et pauperibus eleemosynis datis, a Deo reco- 
gnofeirt.” Sache, Hiftor. Grundl. d. dentſchen Rechtslebens, S. 425. Ueber eine andere Art 
von Sonmenlehn ſ. Ortloff, Grundz., R. 851. 
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und der Lehnsmann oder Vaſall ). Bon der Lehnsherrlichkeit verſchieden iſt 
die Lehnshoheit, d. h. das dem Staate zuſtehende Hoheitsrecht über alle Lehen; 
iſt der Inhaber der Lehnshoheit, der Staat, zugleich Lehnsherr (Staatslehen 
im Gegenſatz der Privatleben), ober der Lehnsherr Unterthan desjenigen 
Staats, welcher im einzelnen Falle die Lehnshoheit Hat, fo iſt ein landſäſſiges 
Leben, feudum in curte, vorhanden, im Gegenfage bes feudum extra curtem. 
Staatslehen der letteren Art find durch neuere Staatsverträge größtentheils 
aufgehoben”). Ehemalige Reichslehen dagegen find nach Auflöfung des Kaijer- 
reich entweder allodifleirt 8) oder in einfache Stantslehen verwandelt worben ?). 


g 105. 


Wefentliche Vorausfegungen eines Lehns (essentialia feudi), deren 
Mangel dem fraglichen Verhältniffe ven Charakter des Lehens entziehen würde, 
find: 1) eine zur Anwendung des Lehnsinftituts fähige Sache; 2) das Bor- 
bandenfein einer Perſon, welcher bie Lehnsherrlichkeit zuſteht; 3) eine ober 
mebrere Perſonen, welche die dinglichen vafallitiichen Nechte am Lehnsgegen⸗ 
ftande haben, 4) die Lehnstreue (fidelitas), al8 eine beide Parteien verpflich- 
tende und berechtigende perfönliche Verbindung. Der urfprüngliche Zweck bes 
Lehnsinftituts, Die Leiftung von Nitter- und Kriegsdienſten zu verfichern, ſowie 
die ſpätere geichichtliche Ausbildung desſelben haben nun eine Reihe von Be⸗ 
ftimmungen hervorgerufen, welde zwar nicht das Weſen des Lehns ergreifen, 
wohl aber regelmäßig angewandt zu fein pflegen (communis feudi ratio, 
naturalia feudi)?!);, dahin gehören 3. B. die Ausſchließung der Frauen, bie 
Verpflihtung zu Kriegsdienſten?), ver Lehnseid, vie Exblichleit des Lehns. 
Dieje Vorſchriften find fubfiviärer Natur und können durch beſondere Willens. 
beftimmung der Parteien abgeändert werben) (accidentalia feudi); es ent- 


6) In den Rechtsbüchern heißt der dominus feudi: Herr, der Bafall: Mann. 

7) ©. Reichsdeputations⸗Hauptſchluß dv. 1808, 8 29. Preßburger Friede, Art. 15. Rhein⸗ 
bundsacte, Art. 84. Wiener Eongreßacte, Art. 18 und 19. 

8) Dies ift bezüglich der fonveränen Staaten der Fall gewejen. Es wiberftreitet ber 
Souveränetät, von einem Lehnsheren abhängig zu fein. S. Wippermann, Steht die Graf- 
ſchaft zu Walded unter heffifcher Lehnsherrlichleit? 1847. Das Heimfallsrecht des Lehusheren 
wird hierdurch an ſich nicht berührt. — Ebenfowenig kann jet ein Souverän Bafall eines 
Unterthanen fein. 

9) Dies ift der Fall mit den Reichslehn der Mebiatifixten; fiehe Klüber, Oeffentl. R. d. 
beutfch. Bundes, 5 588. Mayr, Lehnrecht, $ 6. Der Uebergang der Lehnsherrlichleit bes 
Reichs auf die Bundesfürften verftand fich jedoch nicht von felbft; denn bie Auflöfung bes Reichs 
hatte eigentlich die Wirkung, daß bie Lehnsherrlichleit ganz hinmegfiel, und die Mediatifirung 
war nur die Unterwerfung unter eine uene StaatShoheit, nicht aber auch unter eine 
neue Lehnsherrlichkeit. 

1) U feud. 2 8 8. II feud. 48 pr. I feud. 8 41, 2. Bol. au Weber, Hanbb., 
11 8 87, 

2) Daher find feine regulären Leben die ſ. g. Bentellehen, bei denen ftatt ber Ritterdienfte 
Geldleiftungen verfprochen werden. Siehe Mayr, $ 44. 

8) Eine Improprietät entfteht auch durch befonbere vertraggmäßige Hinzufügnug 
uener und ungewöhnlicdder Beſtimmungen. 
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ſteht dann ein feudum improprium, irregulare, im Gegenſatze des feudum 
proprium, regulare. Derjenige, welcher das Vorbandenfein einer Improprietät 
bebnuptet, bat dies zu beweifen. 


IL Segenftaud des Lehus. 
1. Meherhaupt. 
g 106. 


Das lehnrechtliche Verbältnig ift nicht ein vorübergehendes, ſondern auf 
eine lange Dauer berechnet ?). Daher Tann Gegenftand des Lehns nur eine 
Sache fein, welche durch ihre Beftändigkeit und Unverbrauchbarkeit jenen Cha⸗ 
ralter des Lehnsverhältniſſes ſichert?). Am meiften entiprechen biejer Rück⸗ 
fiht unbewegliche körperliche Sachen ?); aber auch Rechte genligen jenem An- 
fpruche, fofern fie, wie öffentliche Gerechtfame *) oder Berechtigungen, welche 
am Grund und Boden Haften®), eine ununterbrochene Dauer verfprechen. 
Diefe Grenze ift freilich nicht immer gewahrt worden ®). 


2. Kehen an körperlichen Aachen. 
8 107. 


Zu diefer Claſſe von Lehen gehören 1) die an einzelnen Ländereien (ein 
Compler mebrerer folder ift ein |. g. Streuleben), 3. B. Wälbern!), Aedern, 
oder |. g. Landgütern, von diefen werben bie Lehen an Nittergütern (feuda 
nobilia, adelige Zehen), denen an bloßen Bauerngütern (feuda ignobilia, nicht- 
abelige Lehen) entgegengejekt 2). 2) Leben an gewöhnlichen Wohnhäufern (feu- 


1) S. Homeyer, Lehnr., ©. 282 fig. II feud. 23, & 1: „— — ut ad eum heredesque 
suos masculos — in perpetuum pertineat.‘‘ 

8) II feud. I, 8 1. Bayer. Edict 8 36. Bad. Edict 8 5. 

8) S. Sachſenſp., Landr. II, 21; Lehnr. Art. 11 8 2, 65. 8 28, 72. 8 10. 

4) Nach älterem deutjchen Rechte befonders Grafſchaftsrecht, Schultheißenthum, Gerichte- 
barkeit, Kirchenpatronat. Homeyer a. a. DO. ©. 283. 

5) ©. Lehner. 11, $ 3: „In molne unde in münte unde in tolne unde in wingarden unde 
in tegeden oder in süsgedanen dingen of en man belent wert, deme lene volget die man unde 
erft it, al hebbe die herre des lenes stat in siner gewalt to bestadene. Bol. Sachſenſp., 
Landr. II, 58 8 2. Schwäb. Lehnr. Art. 99 (Lafb.). 

6) Sp hat man, obfchon jehr felten, ſogar Dienfte zum Gegenſtande der Verleihung ge- 
macht. S. die von Homeyer a. a. DO. S. 286 angef. Urkumben. Das Pr. Landr. Th. 1 
Tit. 18 8 22, läßt fogar bewegliche Sachen gelten, wenn deren Subftanz oder Werth auf eine 
bauernde Art ficher geftellt werde. Eine Art folcher Lehen ift das Geldlehn, was aber, felbft 
wenn e8 in einer hypothekariſchen Forderung befteht, gemeinrechtlich al9 ein feudum improprium 
zu erachten ift, wenn e8 kein f. g. Rentenlehn if. U. M. Eichhorn 8 197. 

1) Zepernick, Analecta jur. feud. Il, p. 65—69, 

8%) Hert, Opusc., Vol. I, Tom. HU, Nr. 9. Zachariä, Sächſ. Lehnr. 8 40—42, 
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dum aedificii) °), an Scheuern (feudum horrei) 4), an befeftigten Häufern 
(feudum keminatae)®), an einer Burg (feudum castri); das letztere wurde 
ein ſ. g. Oeffnungslehn, feudum aperturae, wenn der Vaſall zugleich ver- 
pflichtet war, die Burg dem Lehnsherren auf deffen Befehl zu räumen ( „ledig“ 
zu machen) 6). Davon tft zu unterfcheiden das Burghutlehn (feudum castrense, 
Burglefn), d. 5. die Belehnung mit irgend einem lehnbaren Gegenftanbe, wo- 
bei der Bafall aber verpflichtet wird, auf einer bejtimmten Burg zu wohnen 
(„figen”) und fie zu vertheibigen 7). 


3. Lehen an unkörperlichen Aachen. 
8 108. 


Auch Rechte Tönnen Gegenſtand eines Lehns werden, fofern fie den oben 
($ 106) genannten Vorausſetzungen entiprechen. Es beſchränkt fich jedoch 
außerdem die Lehnbarkeit auf folche Rechte, welche nach der Anficht des älteren 
deutſchen Rechts eine Behandlung nach den Grundſätzen des Immobiliarjachen- 
rechts zulaffen und Gegenitand einer Gewere fein können). Dahin gehören 
diejenigen Rechte, welche entweder an einem einzelnen Grundſtücke baften, ober 
in einem bejtimmten örtlichen Bezirke zur Wirkfamfeit fommen. Es tritt dann 
die Zuftändigleit des Rechts felbft der Befugniß zu feiner Ausübung in ähn⸗ 
licher Weife wie das Eigenthumsrecht der Nutungsberechtigung gegenüber. 

In diefem Sinne fommen vor: 1) Lehen an Hoheitsredhten. Hierher ge- 
bört zunäcit das feudum regale oder Fürftenlehn (Fahnlehn), ‚welches den 
Inbegriff einer bald größeren, bald geringeren Zahl von Hoheitsrechten über 
ein beftimmtes Zerritorium überträgt ?); fowie ehemals die Reichsländer auf 
biefe Weiſe verliehen wurben, fo geſchieht dies wohl noch heutzutage mit den 
nicht allodialen Stanbesherrfchaften ). ALS Leben an einzelnen Hoheitsrechten 


8) Buder, Amoenit. jur. feud., p. 58 sq. Jeuichen, Thesaur. I, p, 926. 

4) Bol. Bobmann in Siebenkees' Beitr. 3. beutich. R., Bd. 5 ©. 89 fig. 

5) Brunquell, Opusc., p. 819 sq. 

6) Buder 1. c. p. 71 sq. Gerlen, Verm. Abhandl. aus d. teutfchen und Lehur. II, 
S. 23 —42. Dieſes feudum aperibile oder aperturae, welches nach der Sprache der Urkunden 
das Verhältniß der „Ledigleit”" begründet, ift oft mit der Eigenfchaft des Vaſallen ale eines 
homo ligius verbunden, wonach er gegen jeben Dritten ohne Ausnahme dem Lehnsherrn zu 
dienen verpflichtet ift (feudum ligium), fiehe Eichhorn, Rechtsgeſchichte $ 804. Walter, Dentfche 
Rechtsgeſch. 8 286. S. die Urkunden bei Guden, Cod. dipl. I, p. 991, und p. 519, und bei 
Günther, Cod. dipl. Rheno-Mosell. I, 455. Bgl. Weber, Haudbuch, Th. 4 S. 316 fig. 

7) Sächſ. Lehnr. Art. 71 3 8—10, 12—19, Urt. 72 $ 2—10. Die Burg konnte auch 
felhft Gegenftand des Lehns fein, was jedoch feltener der Fall war. ©. die Urkunde von 1308 
bei Boehmer, Elect. jur. feud., T. I, p. 108. Urfunbe bei Schilter, C. J. F. Alem. p. 311b. 
©. Kraut, Grundr. 8 223. 

8) Homeyer, Lehnreht S. 552—562, Sächſ. Lehnr. Art. 2 8 7. 

1) S. Dunder in der Zeitichr. f. deutih. R. Bd. 2 S. 50 fig. 

2) ©. Über die Eigenthimlichleit dieſes wichtigften Lehne Homeyer, Lehner. S. 547—558, 
Reinhard in Zepernid’8 Sammlung v. Abhand!., Bd. 8 S. 54—63. 

8) Bayer. Lehnsedict $ 5. Bad. Edict 8 5, 
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werben namentlich angeführt: a) das Amtslehn +) (Ambachtslehn, feudum 
officii), welches fich aber jegt regelmäßig nur auf Exbhofämter bezieht 5). Eine 
Art des lepteren ift das Vogteilehn (feudum advocatiae), welches alle ehemals 
in dem weltlichen ober kirchlichen Vogteirechte über einen beftimmten Bezirk 
liegenden Befugniffe umfaßte, fpäter aber entweder in ein Fahnlehn überge⸗ 
gangen oder auf einzelne Reſte der vogteilichen Rechte beſchränkt worden tft ®) 
und das Gerichtslehn”) (feudum jurisdictionis), b) Lehen an einzelnen Re- 
galien 2). 2) Lehen an kirchlichen Nechten (ſ. 8 109), befonvers dem kirchlichen 
Zehntrechte, dem Kirchenpatronate und den mit einem Altar durch Stiftungen 
verbundenen Einkünften (Altarlehn, feudum altaragii)?). 3) Unter den Lehen 
an fonjtigen Rechten find namentlich zu erwähnen das feudum habitationis !°); 
ferner die Verleihungen beftimmter Leiftungen (feuda annuae praestationis), 
welche entweder vorlommen als Nentenlehn (Zind- und Gültlehn, feudum 
censuum, unter Umftänden als Zebentlehn Tı), d. h. ald Verleihung beftinmter 
von dem Befiter eines Grundſtücks als ſolchem jährlich zu zahlender Geldzinſen 
oder Früchte, oder als Kammer⸗ oder Kellerlehn, d. b, die Verleihung gewiſſer 
Einkünfte aus der Berwaltung einer Kammer ober eines Kellerd (feudum de 
camera et de cavena) 1?) over al8 Geldlehn, d. h. die Verleihung gewöhn- 
licher Zinjen eines beim Lehnsherrn oder Bajallen oder irgend einem Dritten 
befindlichen Geldkapitals 18) 14), 


4) Das feudum guastaldiae oder guardiae in I feud. 2 ift fein eigentliches Lehn, fondern 
nur ein in Lehnsform verliehene®, aber weder erbliche8 noch unwiberrufliches Berwaltungsamt. 
S. Eihhorn, Staatd- und Rechtsgeſch. 5 863 Anm, 1. 

6) Krüher wurden namentlich die Erbreichsäͤmter als Amtslehen gegeben. Vgl. Eichhorn 
a. a. O. 8 344. Reyſcher, Würtemb. Privatrecht $ 859. Mayr, Lehnr. 8 54. 

6) S. Eichhorn a. a. DO. $ 188, 824, 502. Reyſcher a. a. DO. $ 858. 

7) S. Homeyer, Lehnrecht S. 528—546. 

8) 3. 3. das Poftlehn, das Jagdlehn, da8 Novalzehntlehn u. |. w. 

9) ©, Chladenius int Jenichen, Thesaurus jur. feud., Tom. I, p. 990 sq. Ueber das ſ. g. 
Glockenlehn ſ. Boehmer, Obs. jur. feud., p. 190 sq. 

10) II feud. 105 (cap. extraord.)., S. Ortloff, Grundzüge, S. 828. 

11) ©. Weber, Handbuch Th. 2 ©. 465 fig. Homeyer, Lehnr. S. 288 fi. 

12) Theoretifche Bedenken gegen dies Lehn im Schwabenfp., Lehnr. 99. Sächſ. Lehnr. 
11 8 8. Bgl. die Reichönrtheile von 1922 und 1214 bei Perts, Mon. Leg. II p. 248 u. 225, 
welche ein Lehn für unkräftig erklären, bei dem feine Beftimmung des Orts und ber Gewißheit 
der Einkünfte vorhanden ſei. Dagegen iſt, wie aus vielen Beiſpielen hervorgeht, das Lehn 
deſſen ungeachtet häuſig genug vorgelommen. S. darüber Homeyer a. a. O. ©. 284 und 285. 
©. auch II feud. 1, $ 1, II feud. 58 pr. 

18) Siehe oben $ 105 Anm. 6. 

14) Das f. g. Pfandlehn (fondum pignoratitium), welches dem longobarbiichen Lehnrechte 
fremb ift, war nicht ein Lehn am Bfandrechte, fondern ein Lehn an einer zur Pfanbjagung 
mit Befig und Genuß übergebenen Sache, welches mit Rüdzahlung der Schuld erloſch, Übrigens 
fi) von dem bloß wiederfäuflichen Lehn unterfchied ; die Rechtsbücher Kalten das Pfandlehn für 
unzuläffig, weil die gleichzeitige Entftehung der Satung und des Lehns wegen ber Berjchieden- 
beit des Gerichts nicht auf eine wirkſame Weife ftattfinden könne; aber die Praris ſcheint auch 
diefe Bedenken befonders fpäter überwunden zu haben, als die höheren Gerichte Lehns⸗ und 
Allodialgerichte zugleich waren. Siehe Sächſ. Lehnr. Art. 55 $ 6. Schwabenfp. Lehr. Urt. 96. 
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III. Subjective Lehnsfähigfeit. 
1. Rie PBerfon deu Lehusheren. 
8 109. 


Die Fähigkeit zur lehnrechtlichen Verleihung befaßen im Mittelalter nur 
Diejenigen, welche den Heerichild 1) Hatten und fi Mamendienſte verſprechen 
laſſen konnten, auf deren unterfter Stufe die bloß Nitterbürtigen ftanden ?). 
Auch Geiftlihe und Frauen ald Vorſtände reichsunmittelbarer Stifter?) ger 
noffen ausnahmsweife das Recht, nach Lehnrecht zu verleihen. Eine Ber- 
leihung durch eine Perfon, welche des Heerichilds darbte, hatte in ber Regel *) 
nur ein perjönliches Verhältniß zwifchen ven Betbeiligten zur Folge). Aber 
ſchon früßzeitig wurden auch einzelne Stäbte kraft beſonderen Privilegiums 
zur Errichtung rechter Lehen befähigt). Sofern nicht heutzutage in Betreff 
der Lehnspflicht des Vafallen von der Leiftung ber Ritterbienfte ganz abgejehen 
und ftatt deren eine allgemeine Verpflichtung zu einer gebaltlofen Hochachtung 
eingeführt iſt ), würde man confequent nur dem Staatsoberhaupte die Be- 
fugniß zur Verleihung zufchreiben können 8); ift Jenes aber der Ball, fo läßt 
fih für die Lehnsfähigkeit in den gegenwärtigen Stanbesverhältniffen feine dem 
mittelalterlichen Princip entjprechende Grenze finden, und nur Barticularredte?) 


v. Meibom, Pfandrecht $ 385, Homeyer a. a. DO. ©. 847, 350 fig. Vgl. auch Pr. ER.I, 18 
8 75, Pätz, Lehnrecht $ 82. 

1) Sächſ. Lehner. 2 $ 6: „Of en man vulkomen an’'me herscilde von papen oder wive oder 
von eneme die des herscildes nicht ne hevet belent wert, deme lene ne mach he nicht 
volgen an enen andern herren, it ne si dat en pape oder en wif des rikes gut bi kore untva 
unde den herscilt dar af hebbe; dat gut mogen si lien, unde deme gute mach man volgen 
an enen andern herren.“ $ 7: „Burchlen aver unde kerken (Firdjenpatronat), unde alle len 
dar en man deme rike nen dienst plichtig ni’s af to done, dat mach lien papen unde wif, 
al ne hebben sie des herscildes nicht, unde deme mach man volgen an enen andern her- 
ren.“ Siehe I feud. 1 pr. Das Wort Heerfchild bezeichnet ſymboliſch das vollfommene Krieger- 
recht, welches den Nitterbürtigen zulam. Nach Sacjjenipiegel, Landrecht I, 3, wird nun in 
Verbindung mit einer Darftellung der fieben Weltperioden und Grade der Sippe eine ſieben⸗ 
fache Abftufung des Heerſchilds erwähnt. Diefe fpielende Gliederung der Lehnsperſonen ent- 
ſprach aber keineswegs dem in den verfchiedernen Theilen Deutfchlands wirklich beftehenden Zu- 
ftande. Ficker, Vom Heerſchilde, 1862. S. auch Homeyer, Landredht S. 289—298. Weiske, 
De clypeis militaribus, 1830, p. 18 und 92, 

2) D. h. diejenigen, welche wenigſtens vier rittermäßige Ahnen haben. Siehe Homeder 
0. 0, O. ©, 298, 800 und 304. Sächſ. Lehr. 2 8 1. 

8) ©. Anm. 1 und Sachſenſp., Sandr. I, 26. 

4) S. Anm. 1 (Lehner. 2 $ 7), wo Burglehn und alle Lehen, von denen man dem Reiche 
feinen Dienft leiftet, ausgenommen find. 

5) ©. Sächſ. Lehnr. 28 2 u.8$ 6. 

6) Schwarz, Verſuch einer Pommerſch-Rügianiſchen Lehnshiftorie (1740) S. 299, 312, 818. 
Senckenberg, Sel. jur. et histor., T. II, p. 55. 

7) Pr. ER. I, 18 8 144 fig, 

8) So das Bayer. Lehnsedict 5 34. Bad. Lehnsedict 5 8. Reyſcher, Württemb. Privatr. 
8 362 Anm. 18. 

9) Pr. ER. I, 18 8 66 u. 67. Struben, Rechtl. Bed. II, 142. Senckenberg, De 
feud. Brunsvicens. et Luneburg (1788) $ 17 u. 18. 
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haben eine folde in fcheinbarem Anſchluß an die Geſchichte durch eine Be⸗ 
ſchränkung der activen Lehnsfähigkeit auf den Adel gezogen. Unregelmäßige 
Leben, deren Abweichung darin befteht, daß jie gleich vom Anfange keine Nitter- 
dienjte erforderten (Zins-, Beutellehen), können von Jedem verliehen werben 19). 
Die Fähigkeit, eine beftimmte Sache zu Lehn zu geben, fett aber ferner 
eine Verfügungsgewalt über biefelbe voraus 11), in welcher Hinficht die all- 
gemeinen Rechtsfäge entfcheiden 1?). | 


2. Bie Herfon des Mafallen, 
g 110. 


Unfähig zum Empfang eines Lehns find, abgefeben von denjenigen abfolut 
lehnsunfähigen Perfonen, welchen die Befugniß zum Erwerbe von Grundftüden 
oder jonftigen Lehnsgegenftänden und bie Fähigkeit zur Eingehung von Verbird- 
lichleiten 2) ſchon aus allgemeinen Gründen ganz ober theilweife abgeht: 
1) Ehrlofe und Anrüchige ?), 2) Frauen), 3) juriftiihe Perionen *), 4) Geift- 
liche 5), 5) geiftig oder körperlich Gebrechlihe und deshalb zur Leiftung der 
Lehndienſte Unbrauchbare ©), 6) Juden”), 7) bei den eigentlichen Leben (mit 


10) Die Juden find auch davon häufig ausgeichlofien. Weimar. Judenordn. v. 1823 8 25, 

11) ©. U feud. 8 pr. Sächſ. Lehnr., Art. 36. 

12) Sollen daher Sachen der Kirche gültig verliehen werden, fo muß die unter Beob⸗ 
achtung derjenigen Beftimmungen geichehen, welche für die Veräußerung von Kirchenfachen vor⸗ 
geichrieben find , ein hiernach wenigſtens ſchon einmal rechtmäßig verliehener Gegenftand (res 
infeudari solita) fann aber ohne jene Solennitäten reinfeudirt werben, fofern er noch nicht 
wieder zum Kirchengute gejchlagen ift (c. 2 X de feud. III, 20; 11 feud. 85. Weber, Handb. 
bes Lehnrechts 2 ©. 79). Ebenſo können Staatsgüter (Kammergliter) nur unter der Voraus- 
fegung verliehen werben, daß weder die Fidelcommißgqualität noch die verfaffungsmäßigen Ver⸗ 
äußerungsbeichräntungen entgegenftehen; eine ausnahmsweiſe Berechtigung zur freien Reinfeu- 
bation heimgefallener Staatslehen, welche jedoch nad) manchen Particularrechten fogar gefordert 
werden konnte, ließ ſich gemeinrechtlidy nicht begründen. 

1) Diefe Perfonen find abfolut unfähig, weil das Lehnsverhältniß außer der Verpflichtung 
zur Lehnstreue, von welcher der Lehnsherr dispenfiren kann, noch andere, allgemeine Verbindlich“ 
feiten erzeugt. 

2) Sächſ. Lehr. 28 1: „Papen, wip, dorpere, koplüde und alle die rechtes darvet 
oder unecht geboren sin, unde alle die nicht ne sin von ridders art von vader und von elder- 
vader, die solen lenrechtes darvon.“ 8 2: „Svelk herre doch disser eneme gut liet, von 
deme hebbet sie lenrecht in deme gude, und ne ervent it nicht an ire kindere, und darvet selve 
der volge an enen anderen herren.“ Gfp. Landr. I, 88 $ 2. Friderici I. Const. a. 1187. 
(Pertz II, 184.) Aurea bulla 14 8 3. Reichs⸗Kammer⸗Gerichtsordnung, TH. II Tit. 10 8 2. 

8) Sächſ. Lehnr. 2 8 1, 7, 56 8 15 75 8 1. Sip. Landr. II, 2. Schwäb. 
Lehnr. 4 u. 100. Dipl. v. 1345 bei Guden, Cod. dipl. V p. 619. II feud. 86 in fin. Vet. 
Auct. de benef. I, 4. Daß ber Ausdrud „Mannlehen“ kein Gegenfats negen Weiberleher fei, 
jondern eine Bezeichnung für rechtes Lehen überhaupt, zeigt u. A. Homeyer, Lehnr., S. 279, 

4) S. Horn in Zepernick, Analect, I p. 98 sq. Weber, Hanbb. III S. 33 fig. 

5) Anm. 2 und Schwäb, Lehur. 18 4. S. auch Sſp. Lehnr. I, 52. II feud. 21, 26 
8 6, 86. 

6) II feud. 36. Sſp. Landr. I, 4. 

7) Sächſ. Lehner. 2 $ 1: „alle die rechtes darvet —“. Doc aber führt Weber, Hand⸗ 
buch UI S. 68 fig., einige Beiſpiele von Judenlehen auf. 

17. Aufl. 18 
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Nitterdienften) alle Nichtritterbürtigen®), wofür BParticularrechte bisweilen 
Nichtadelige fubftituirt und dadurch die Veranlaſſung zur Bildung einer neuen 
Art von Lehen, der ſ. g. Nitterleben (feuda nobilia, militaria), gegeben baben?). 
Schon nad dem Rechte des Mittelalters konnte der Lehnsherr diefe Gründe 
der Unfähigkeit überfehen und auch den genannten Berjonen ein Lehn ertheilen ; 
dagegen brauchte er bied nicht und durfte einen Lehnsunfähigen namentlich 
auch dann zurüdweifen, wenn dieſer aus anderen Urfachen ein Recht zur Be- 
leihung erworben hatte. Dieſer Grundſatz befteht noch heutzutage; aber die 
Beichränfung des älteren Rechts, daß die einem Unfähigen verliehenen Lehen 
nur ein perjönliches Recht zwiichen den Eonftituenten erzeugen), iſt längft 
außer Uebung gelommen. | 


IV. Entftehung des Lehns. 


A. Durch Inveſtitur (Belehnung). 
Einleitung. 
& 111. 


Die Inveftitur (infeudatio, Lenung), welche die regelmäßige!) Form ber 
Begründung des Lehnrechts ift, Steht im engjten Zufammenhange mit ber alten 
gerichtlichen Auflaffung, von der fie nur eine Anwendung zur Uebertragung 
ber Iehnrechtlichen Befugniffe an einer Sache war. Der Umijtand, daß bamit 
zugleich eine perſönliche Berbinplichkeit begründet werden mußte, gab biejem 
Acte einen befonderen Charakter, und dieſer nebft der Abgeſchloſſenheit, in 
welcher fich das Lehnrecht gegenüber der allgemeinen Fortbildung bes übrigen 
Privatrehts erhielt, find die Urfachen gewejen, daß die Auflaffung bier ihre 
alte Eigenthümlichkeit bewahrt bat. 


8), Sächſ. Lehner. 2 $ 1. Schwäb. Lehur, 1: „Die künige hant also gesetset, swer mit 
dem siebenden herschilte setuonne babe, der sol lehenrechtes darben.“ S. aber Sfp. Landr. I, 
3 8 23, und Schwip. 8. Kl. Kaiferredit 3, 5. ©. aber ſchon I feud. 1 8 4, und I feud. 16; 
II feud. 10, unt RI. Kailerr. 4, 1. 

9) Es war natürlich, da Die ehemals Ritterbürtigen und nunmehr Adeligen bie größeren 
Lehngüter fich umd ihren Standesgenofien erhielten, und biefer rein perfönliche Umftand gab 
allmählich ein Herkommen, das oft durch bejondere Privilegien geichligt wurde (3. B. Privil. 
f. d. Pommerſche Ritterſchaft von 1720, für die Oberlanfiger Ritterichaft von 1666 bei Kraut, 
Grundr., $ 240 Anm. 11 u. 18), Oft wurde aud) das abdelige Lehn als abelige® Rittergut 
behandelt. Pr. IR. I, 18 8 66 u. 67. S. aber Haubold, Sächſ. |, 8 393. 

10) Schon da8 Schwäb. Lehnrecht hatte dies überwunden, Art. 1. 

1) I feud. 25 pr.: „Sciendum est, feudum sine investitura nullo modo constitui posse, 
etiam si domino jubente quis alicujus rei nomine feudi possessionem nanciscatur et teneat; 
licet tamen possessionem taliter adeptam, dum vixerit, quasi feudi nomine retinere, herede 
- ajus in hoc jure nullo modo ei succedente. II feud. 1, $ i fin. II feud. 83 pr. Sächſ. 
Lehr. 59 & 8: — „Al len ano gewere darvet der volge und alle gewere ane lenunge is 
unrecht“ S. aber über bie Bebentung biejer Stelle Gerber, Zatid. f. Civil. m. Proc., 
N. 5. 11.8, ©. 14 fig. 
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1. Norbereitende Geſchãfte. 
8 112. 


Der Act der Inveftitur ſetzt, wenn er zur Lehnserrichtung wirkſam werben 
fol, den übereinftimmenden Willen der Parteien, zu leihen und das Gelichene 
mit dem Eide der Treue zu empfangen, voraus. Dieſe Vebereinftinmung, 
deren factifcher Anlaß in beſtehenden VBerbinblichkeiten!), in einer Xiberalität, 
andererſeits in ber Abficht, die Vortheile der Lehnsverbindung zu gewinnen, 
liegen Tann, erbält in einem der Inveftitur vorausgebenden und als causa 
berfelben erjcheinenden Nechtögejchäfte eine beftimmte Form?); dieſe iſt bald 
mebr, bald weniger complicirt, und am häufigften die des letzten Willens, 
Kaufs?), Taufches oder Veriprechens *). Sofern diefe causa in einem wirl- 
lichen Vertrage hervortritt, begründet fie eine Klage auf Vornahme des In⸗ 
veftituractes, deſſen Wirkſamkeit jedoch durch die übrigens nicht erzwingbare ®) 
Annahme und Huldigung von Seiten des Vaſallen bebingt tft (Lehnscontract, 
contractus feudalis); auch ift zur Gültigkeit ſolcher Verträge oft Schriftlich- 
feit oder gerichtliche Abfaffung vworgejchrieben °). Indem der Lehnsvertrag 
zugleich die beſonderen Beftimmungen über bie Eigenfchaften bes zu errichtenden 
Lehns (3. B. Abänderung der Naturalien) ausipricht, nennt man ihn bie lex 
investiturae. 

Wenn das vorausgehende Nechtögefchäft, fei e8 ein Vertrag oder ein 
legter Wille, Jemandem die Inveftitur für den Fall zufichert, daß irgend ein, 
oder ein beitimmtes Lehn an den Herren überhaupt oder aus einem beftimmten 
Grund heimfallen werde, fo iſt eine Lehnsanwartichaft oder Lehnsexſpectanz 
vorhanden”), ie gewährt dem lehnsfähigen Anwärter die Befugniß, für 


1) ©. 8 109, Anm. 14. 

2) Die Frage, welche Natur diefe causa praecedens babe, hat im vorigen Jahrhunderte 
einen langdauernden Streit veranlaft. S. Schnanbert, Kommentar, ©. 81 fig. Für wid- 
tiger hält die Sache wieder Roth, Mecklenb. Lehnrecht, S. 45 Anm. 1. 

3) Man unterfcheidet bier das feudum emtum, d. h. das Lehen, welches von einem Va⸗ 
fallen unter Conſens des Lehnsherrn gelauft, und das feudum emtitium, welches neu burch 
den Lehnsherrn gegen Entrichtung eines Kaufpreifes errichtet wird (im Gegenſatz bes feudum 
gratiae). Sip. Tandr. I 9, 8 3. 

4) Ausgefchlofien ift bie lex commissoria beim Pfandrecht. Bgl. I feud. 27 pr. II feud. 
618 6. 

5) Denn trotz des Lehnvertrags kann der Vaſall fich weigern, den Eid ber Treue zu 
ſchwören, und das Lehn refutizen, Il feud. 24 8 1, II feud. 8, 8 8. 

6) Bad. Lehnsedict, $ 6. Wr. Landr. I, 18 $ 88—87. Das Bayer. Lehnsedict, $ 11, 
ſpricht diefen vorausgehenden Rechtsgeſchäften die Wirkfamfeit ab. 

7) Die Lehnsanwartfchaft, exspectativa feudalis, ift ein bedingter Lehnsvertrag. Dieſes 
Inſtitut ift den Rechtsbüchern unbelannt. Sie kennen aber zwei Geſchäfte, welche, obwohl in 
ihrer juriftifchen Natur von der Eripectanz verichieven, doch die Veranlaſſung zur Entftehung 
der Ietsteren gegeben haben. Dies ift da8 Gedinge nnd die Wardunge (Aumardinge, Wart). 
Beide find aber nicht Verfprechen, beim Eintritt eines Aperturfalleg erft belchnen zu wollen, 
fondern eventuelle Belehnungen; beibe gehen (als lehen ane gewere) weder auf bie Erben des 
Anwärter, noch geht bie entfprechende Verbindlichkeit auf die Erben des Lehnsheren über („es 

13* 
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den Fall eines wirklich erfolgten Heimfalls 8) ſofort die Inveſtitur zu fordern ?), 
und es gebt biefes Necht auf feine Erben 19) ebenfo wie die entſprechende 
Verbindlichkeit auf die Erben des Lehnsherrn über. Unter mebreren 
Eripectanzen bat ſtets die ältere den Vorzug !!). Die Lehnsanwartichaft 
gebt aber in eine Eventualbelehnung (8 115) über, ſobald eine Juveſtitur 
dazulommt. 

Ein im Mittelalter jehr häufiges, vie Belehnung vorbereitendes Geſchäft 
war die Lehnsauftragung (oblatio feudi, im Gegenfage ber datio), Der 
Eigenthümer eines lehnsfähigen Gegenſtandes überträgt hiernach das Eigen- 
thum an legterem auf einen Dritten, um es von ihm für fi *) ober einen 
Anderen 13) als Lehn zurüdzuerhalten. Nach dem mittelalterlichen Rechte war 
ein folches Geſchäft nur dann gefichert, wenn der Fünftige Lehnsherr durch 
Erwerb einer rechten Gewere die Anſprüche der Erben an dem aufgetragenen 


if feine Folge am Gedinge“). Das Gebflig unterfcheibet ſich von der Wardunge nur badurch, 
daß das erftere auf ein beftimmtes Gut („an enes benümeden mannes gude“) die letztere 
anf ein unbeſtimmtes Gut („an enes unbenümeden mannes gude‘) gerichtet ',, ift, 
weshalb der Inhaber des Gedinges beim Aperturfall ohne Weiteres ſich des Gute unter- 
windet, der Inhaber der Wardung aber dad Gut erft dann erhält, wenn e8 zuvor wieder in 
die Hand des Lehnsheren zurüdgelehrt iſt und dadurch feine Unbeftimmtheit verloren, hat. 
©. fühl. Lehnr., Art. 5 $ 1, Art. 7, Art. 55 59, 57 $ 8. Homehyer, Lehnr., ©. 329— 841. 
Im Tongobarbifchen Lehnrecht (1 feud. 3, I fend. 9, II feud. 8 pr. 22, $ 2%, 85) wurde da- 
gegen unter dem Einfluſſe des fremden Rechts die Erblichleit ſolcher Geſchäfte anerkannt, und 
mit der Aufnahme desjelben lieg die Praxis auch die Erblichleit bloß perjönlicher Anfprüche 
auf die Belehnung zu, deren Theorie man in den obigen Geſchäften (Geding und Wardung) 
zu erkennen glaubte und nad) römijch-rechtlichen Begriffen feftftellte. Albrecht, Gewere, ©. 286 fig. 

8) Der Lehnsherr ift jedoch durch die Erfpeetang nicht verpflichtet, bei einer Felonie des 
Bafallen die Privation vorzunehmen. Anders ift e8, wenn der Heimfall ipso jure gefchieht, 
oder ſchon ein Privationserfenntniß vorliegt. 

9) Bon dem Augenblide, in welchem der Gpripectivirte die Belehnung mit Grund 
nachſucht, ift der Herr zur Imveflitur verbunden, und muß daher aud) das volle In- 
terefie (namentlich die Früchte des Lehns) vergüten, welches eine culpofe Verzögerung er- 
zeugt hat. 

10) Da das Erſpectanzrecht ein allodiales Forderungsrecht, alſo ein Recht ift, welches ſich 
noch außerhalb des Lehnskreiſes bewegt, fo ift ‘die Anficht gerechtfertigt, daß feine Vererbung 
bie gewöhnliche eivilrechtliche fei, To daB e8 auch durd rauen ibertragen würde, fofern nur 
der dereinftige Anwärter beim Wperturfalle lehnsfähig wäre. Aber die Abſicht der Parteien 
kann auch die fein, daß das Erſpectanzrecht nur auf die Lehnserben übergehen fol. 

11) Die auf cap. 88 de praeb. in VI (3, 4) gegründete Anficht (f. 3. 8. Eichhorn, $ 220), 
daß die jüngere fpecielle Anwartſchaft der früheren generellen vorgehe, wird durch jene Stelle 
nicht unterftütst; denn fie redet nicht von der Ertheilung einer Eripectanz an einem beftiimmten 
Lehn im Gegenfat einer generellen Anwartſchaft, jondern von der Ertheilung eine® generellen 
Auftrags, gewiffe Lehen an pafjende Perfonen zu conferiren, welcher fpäter durch einen 
jpeciellen Auftrag mobifieirt wird. Gewiß 'entjcheidet Bier die Analogie des Gedings und der 
Wardunge. Richtſt. Lehnr., 30, 8 7. Sächſ. Lehnr. 49, 8 2. Auch Schwäb. Lehnr. 12 kann 
nicht hierhergezogen werden, da im biefer Stelle uicht die Rede ift von einem generellen und 
jpeciellen Gedinge, fondern von zwei generellen, von denen eins durch frühere Beweilung des 
Befiges realifirt wurde. 

12) Sächſ. Lehnr. 16, 88,8 1. Sſp. Landr. I 34 8 2, 

18) Sächſ. Lehnr. 26 $ 10 1. 36. 
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Grundftüde Hatte erlöfchen Taffen!*), eine Vorfichtsmaßregel, die mit dem 
Verſchwinden des Erbautrechts ihren Werth verloren hat. 


2. Art der Inuefitur, 
g 118, 


In der Inveſtitur find zwei wejentliche Handlungen begriffen, die Be- 
lebnung und bie Huldigung. Die eritere gejchieht durch die Erklärung des 
Lehnsherrn, daß er den Lehnsgegenſtand dem Vaſallen übertrage !), welche 
namentlich in früherer Zeit mit ſymboliſchem und ceremoniellem Schmude 
verfinnlicht wurde ?). Die leßtere dagegen erfolgt durch die eidliche Angelobung 
des Bafallen, dem Herrn treu und hold zu fein®), welcher fich eine ent- 
iprechende Zufage der Treue durch den Herrn anſchließt; auch der Huldigung 
fehlt nicht der fombolifche Ausprud. Zwar verlangt das ältere deutſche Lehn⸗ 
recht zur Vornahme der Inveftitur durchaus perjönliche Anwejenheit der Lehns⸗ 
perjonen *), aber nur particularrechtli bat fich Dies Erforverniß erhalten ©); 
das gemeine Recht läßt auch eine Belehnung durch Vertreter gelten). Der 
Drt der Inveftitur war der mit Lehnsmannen beſetzte Lehnhof7), deilen Stelle 
heutzutage durch lanbesherrliche Lehnsbehörden erjett wird ®). 





14) Sadjfenfp. I 34 $ 2: „Svelk man sin gut gift unde dat weder to lene unveit, dem 
herren hilpt de gave nicht, he ne bebalde dat gut in sinen ledichliken geweren jar unde 
dach.“ Daß diefe Vorſichtsmaßregel ſchon fehr früh vernadjläffigt wurde, beweiſen die Urkunden 
bei Homeyer, ©. 816 u. 317, 

1) U feud. 833, welde Stelle bie nicht ſymboliſche Imveftitur ale Ausnahme be- 
banbelt. 

2) Das wichtigſte Ältere Symbol war die Fahne bei der Verleihung weltlicher Territorien 
(Bahnlehen) und das Scepter bei der Berleihung geiftliher Lande. Efp. Landr. Ill 60, 
$ 1. Ueber die fonftigen Symbole, 3. B. Baumzweige, Aehren, Schwert, Handſchuh, Hnt, 
Ring und Stab, Lanze (II feud. 2 pr.) |. Weber, Handb., 3. ThL ©. 104 fig. Auch heut⸗ 
zutage find bei dem feierlichen Lehnsverleihungen Keremonien gebräuchlich, befonder® bei den 
j. g. Thronlehen, ſ. Buder, Obs. jur. publ. feud., p. 64 sq. Zachariä, Handb. d. Sächſ. 
Lehnr., $ 73. Bad. Lehnsordn., $ 7. Bayer. Lehnsedict, $ 12. 

3) Diefe Handlung (Hulde) beftand wohl im älteren Rechte aus zwei Theilen, einer ent- 
iprechenben ſymboliſchen Huldigungshandlung (3. B. das Knieen und Einfügen der gefalteten 
Hände in bie Hände des fipenden Lehnsherrn, Schwäb. Lehnr., 42, der Kuß, Richtſteig, 
Lehnr. 22 8 5), welche technifch manscap hieß, und dem Schwur der Treue (homagium, fide- 
litas, hulde); dieſe Theilung der Inauguration ift fpäter verwifcht worden. S. Homeyer, 
Lehur., ©. 820 fig. Ueber den Lehnseid ſelbſt ſ. U feud. 5 und ſächſ. Lehner. 3. — 
©. Hagemann, De feudo injurato vulgo Handlehen, 1787. Vgl. Ortloff, Grundz., 
©. 346 fig. 

4) Auctor vetus de benef. III, 12. 

5) Zadariä a. a, O., 5 65, 66. Gothaifches Lehusmandat, $ 21. Altenb. Lehusmand. 
I 21. Bayer. Lehnsed., $ 44. G. L. Boehmer, Observ. jur. feud., p. 236 sq. 

6) II feud. 88 1. 

7) II feud. 2 pr., 32, 388. GSchwäb. Lehnr. 95. 

8) Die Beftimmung der Zeit des Actes hängt regelmäßig vom Willen bes Lehnsherrn 
ab; eine dreimalige Nichtberüdfichtiguug ber deshalb ergangenen Ladung entzieht dem Bafallen 
feine Anſprüche auf die Belehnung. S. II feud. $ 26, 8 ı 
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Nah geichehener Inveftitir wird von dem Lehngerichte auf Antrag ber 
Lchneperjonen eine äffentlihe Urkunde ausgeftelli ?), welche bie Form einer 
Erllärung des Lehnsheren über die Art der Belehnung, die Berjoun des Ba- 
fallen und den Lehnsgegenftand bat und den Namen Lehubrief führt. Er 
beweift auch gegen den Erwerber, wenn diejer ihn ftillichweigenb oder aus- 
drũcklich anerkannt Hat. Eine weitere Lehnsurkunde tft der Lehnsrevers oder 
Gegenbrief, durch welchen der Bafall den Lehnsempfang und die Verpflichtung 
zur Lehnspflicht bejheinigt 19), ferner Das Lehnsprotololl und die Lehnsdi⸗ 
numeramente (Lehnsinventarium) 22). Tiefe Inftrumente haben ſowohl für die 
Lehnsperſonen, als für die Allodialinterefienten (bei der Abjonderung des Lehns 
vom Allod) den Eharalter gemeinichaftliher Urkunden. 


8. Mickung der Aureſtitur. 
8 114. 


Durch die Belehrung erhält der Vaſall das dingliche Recht an der Sache !), 
welches ihn berechtigt, fi nun in ben Beſitz berfelben zu ſetzen (ſich der 
Sache zu unterwinden), wenn biejer nicht ſchon durch den Herrn übertragen 
if. Diefer Hat die Verpflichtung, den PVafallen in den Befig entweder felbit 
oder durch Bevollmächtigte einzuweifen ?), und kann burch eine Klage aus ber 
Inveftitur dazu und zur Erftattung des durch feine Verzögerung entftandenen 
Intereffes gezwungen werden. Die Vindication des Bafallen gegen den dritten 
Inhaber der Eache ift unwirkfam, wenn fie diefer vom Lehnsherrn früher ge- 
lieben erhalten ®). 


Mit der Inveftitur treten auch die lehnsherrlichen Rechte in Wirkfamteit 4). 


9) Die ältefte Spur eines folchen Lehnbriefs ift wohl die bei Jenichen, Thesaurus, Tom. II 
p. 868 sq., erwähnte Urkunde vom Jahre 1169. Im Iongobarbifchen Lehnrechte kommt für 
ein ähnliches Inftrument die Bezeichnung breve testatum vor; f. I feud. 3 pr., 4 pr. — 
Bol. Br. Landr. I 18 8 95—101. Gothaiſches Lehnsmandat., $ 41—47. Zachariä a. a, O., 
8 74, 75. Bayer. Lehnsed. 8 47. Bad. Lehnsed., 8 6, welches die Urkunde des Lehnsvertrags, 
ben Lehndrief und Revers in einer Urkunde vereinigt. — S. überhaupt Hagemann, Einl. in 
das Lehnr., 8 31 —84 u. 47. 

10) Bayer, Lehnsedict, 8 47. S. aber Pr. IR. I 18 8 90, 91. 
11) Bayer. Ediet, & 68. 

1) Die Inveftitur bat auch hier die allgemeine Wirkung der gerichtlichen Auflaflung über⸗ 
haupt, d 5. der Uebertragung des dinglichen Rechte. Eine Tradition ift zur Erlangung des 
echte Überall nicht erforderlich, fie -ift vielmehr die Folge des ſchon erlangten Recht. So 
auch da® longob. Kehnr., II feud. 88: „Sciondum est feudum acquiri investitura.“ 

8) I feud. 4 8 1: „Si investitura facta fuerit coram paribus curtis aut in breve 
testato, reote sum qui investitus est cogitur dominus mittere in possessionem.“ II feud. 
7,8 1. Die NRechtsblicher, welche damit übereinflimmen, nennen biefen Act bie Weifung 
ober Beweiſung, 1. Lehner. 10 $ 4. Schw. Lehner. 158. Richtſt. Lehr. 29, $ 4. Ber- 
weigert der Herr diefe Tradition, fo kann ſich der Bafall der Sache unterwinden. Bgl. Schw. 
Lehner, 80. Sächſ. Lehnr. 10 $ 4. ©. überhaupt Homeyer, Lehur, S. 395 fig. 

8) ©. Sip. Landr. I 42, 8 1. In jedem falle mußte der Herr den Daun vertreten, 
oder „Srftattung” leiften. Homeyer a. a, DO, ©. 898 fig. 

4) Reyſcher, Württenb. Pr.R., $ 367 Anm. 5, 
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A. Inveſtituren mit befonderen Bedingungen. 
a) „Snentnaldelehunng. 
§ 115. 


Das Lehnrecht 1) Tennt eine Form, die bloße Anwartichaft auf den Erwerb 
eines Lehns mit intenfiveren Wirkungen auszuftatten, indem ed bie Inveftitur 
mit einem gegenwärtig in der Hand eines anderen Bafallen befindlichen Lehn 
in der Weife zuläßt, daß fie erft für den Fall der Apertur des legteren wirkſam 
werden fol, die f. g. Eventualbelehbnung. Ein ſchon jetzt beſtehendes dingliches 
Recht wird dadurch nicht hervorgerufen ?), wohl aber der Act zur Begründung 
eines folchen mit der Bedeutung vorgenommen, daß er beim Eintritte jener 
Bedingung feine Wirkſamkeit äußere. Obſchon daher der Eventualbelehnte noch 
nicht in eine unmittelbare Verbindung zur Sache tritt, fo entſteht gleichwohl 
ſchon jetzt eine rechtliche Gebundenheit der letzteren, welche auch gegen ben 
Nechtönachfolger des Herrn wirkt®). Das bedingte Recht kann nur auf bie 
lehnsfähige Dejcendenz des Beliehenen nach den Grundſätzen ber Lehnsfolge 
übergehen +), weil es vermöge feines Urſprungs feine civilvechtliche, fondern 
eine wirklich lehnrechtliche Berechtigung tft. Der Lehnsherr und feine Nechte- 
nachfolger können den Eintritt der Wirkungen der Eventualbelehnung durch 
feine entgegenftehenden Verfügungen jchmälern oder unmöglich machen; eine 
ſolche Verfügung würde injoweit, als fie dem Rechte des Eventualbelehnten 
widerfireitet, mit dem @intritte des leßteren vernichtet ſein )). Zujtimmung 


1) Schon das ältere dentſche Lehnrecht kennt in dem geliehenen Gedinge und der An⸗ 
wartung ein ähnliches Geſchäft, nur daß die daraus heroorgehenden Rechte nicht auf die Nach⸗ 
fommen des Beliehenen übergingen und auch keine Folge an den neuen Herrn hatten (dgl. 
8 112, Anm. 6), Auch das longobardifche Lehurecht fcheint nach I feud. 9 diefe Beſchränkung 
früher gefannt zu haben. ©. Pr. LR. I 18 8 444 fig, Bad. Lehnsed., $ 22. Zachariä, 
Sächſ. Lehnr. 8 111—144. Das bayer. Lehnsediet, 3 41, hat die Eventualbelehnung abgeichafft. 

3) Die entgegengejegte Meinung ift ein häufiger Irrthum der Neueren (3. B. Mayr, 
Lehnr., $ 72, Ortloff, Grundz, S. 843, Pr. ER. I, 18 8 445), offenbar hervorgerufen 
durch den mißbräuchlichen Gegenfat der Lehnsexſpectanz. Ein fchon jettt beftehendes Lehnredht 
an ber Sache würde mit bem Rechte bes befinenden Vaſallen unvereinbar fein. Es ift bie 
Eventualbelehnung die bedingte und zugleich befriftete Beftellung bes binglichen Rechts, daher 
ohne Rückwirkung beim Eintritt der Bedingung. Allerdings wird ſchon jett ein wirk⸗ 
liches Recht begrindet, das ſich von dem in der Lehnserſpectanz liegenden wefentlich unter- 
ſcheidet. Es ift ein begonneneß, in feiner Entiwidelung begriffenes, alfo noch ſchwebendes 
Bermögensrecht, deflen Weſen fi gegenüber dem dereinftigen vollen Rechte als fein in bie 
Gegenwart verſetztes Vor⸗Recht beftimmen läßt. Erfpectanz und Eventualbelehnung find in 
jeder Begiehung andere Dinge, aber wicht in jeder Beziehung verhalfen fie ſich zu einander als 
parallele Gegenfäte. Died wäre nur dann der Fall, wenn aud die Eripectanz als bes 
dingtes perfönliches Recht ein umnfertiges, und nicht vielmehr als ſolches ein zum Abjchluß ge- 
langtes Recht wäre. Bgl. über ähnliche Begriffsicheidungen Shering in ‚den Yahrb. f. Dogm., 
Bd. 10 ©. 350, und Köppen baf., Bd. 11 ©. 166 n. 180, 

8) I feud. 8. 

4) I feud. 9. II feud. 25 8 3. 

5) Es enticheiben bemmad die allgemeinen Grundſätze über die rechtliche Wirkung ber 
bedingten Tradition während ſchwebender Bedingung. Savigny, Syftem, 8 S. 151. 
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des Vaſallen ift zur Gültigkeit der Eventualbelehnung nicht erforberlich ®). 
Mit dem Eintritte der Bedingung tritt die Inveftitur fofort mit ihren gewöhn- 
lihen Wirkungen in Kraft, und es bedarf nun Teiner nochmaligen Belehnung, 
ſondern einer bloßen Erneuerung der Inveftitur 7). 


db) Gefammibelchnung. 
S 116. 


Tas Iongobardifche Lehnrecht kennt eine gleichzeitige Belehnung Mebrerer 
mit einer Sache (Mitbelehnung) in der Art, daß jedem Einzelnen ein intellec- 
tueller Theil der vafallitifchen Berechtigung zufteht, ohne daß dieje Antheile in 
einer anderen juriftifchen Verbindung ftänden, als in der durch eine beſondere 
Beſtimmung der Parteien berporgebrachten!). Das deutihe Recht kennt eine 
andere, durch die ibm eigene Beſchränkung der Lehnsfolge veranlaßte Ge⸗ 
fammtbelebnung?). Die mehreren zugleich Belehnten empfangen hiernach 
das geſammte vajallitiiche Recht ungetheilt ®), fo daß die Berechtigung eines 
Jeden am Ganzen gleichmäßig wirkſam erfcheint, und ber wegfallende Theil 
eines Gemeiners den Uebrigen anwächſt“). Nach ver Abficht des Lehns⸗ 


6) Dies wird bezweifelt von Eichhorn, 8 220 Anm. c, nnd Struben, Rechtl. Bebenten, 
Bd. 1 Nr. 89, indem diefe Schriftfteller bdaflir I feud. 27 8 1 anführen: — „Si quis in- 
vestierit aliquem de feudo sui militis, viri Placentini prorsus asserunt, hanc investituram 
non aliter valere, nisi eo consentiente cujus erat feudum. Mediolanenses — nihil distare 
asseverant, utrum eo sciente an ignorante dummodo eo wivente nullum detrimentum de feudo 
suo sibi oontingat. Hoc autem dicendum est de eo milite, qui feudi successores non habet.‘ 
Die audgezeichneten Worte follen den Sinn haben, daß der Lehnsherr ſich zu gar feiner Haud⸗ 
lung verpflichten Tönne, welche dem Bafallen Schaden bringe, dieje fei vielmehr ungültig. Zu 
folhen Handlungen gehöre aber auch die Verpflichtung des Lehnsherrn, zu einer etwaigen Ver⸗ 
äußerung des Lehns feinen Conſens nicht zu geben. Augenfcheinlic wollen die Worte nur 
fagen, daß eine Eventualbelehnung nicht in einer den befigenden Bafallen im Beſitz und Ge 
nuß flörenden Weife ohne feine Zuftimmung errichtet werden könne. 

7) Verſchieden von der Eventualbelefnung ift bie ſ. g. PVrovifionalbelehnung, d. 5. eine 
unter der Bedingung ertheilte Imveltitur, daß der Belehute feine beftrittene Behauptung, 
vafallitiiche Rechte am Lehnsgegenftande zu Haben, auf dem Wege des Proceſſes darzuthun 
vermöge. Püttmann, Observ. jur. feud., no. 15. Anihüg im Ardiv f. civ. Praxis, Bd. 54 
S. 416 fig. 

1) I feud. 8 & 8, 14 8 2, II feud, 12 pr, 18. I feud. 20. II feud. 12 8 1. 

2) S. Dunder, Das Gefammteigentfum (1848), S. 80—115. SHomeyer, Lehur., 
©. 457—467. Zachariä, Sächſ. Lehnr., 8 82 flg. Pfeiffer, Die Ordnung der Regierungsnachfolge in 
ben beutfchen Wonarchien, 1. Bd., 1826, $ 45 fig. Stölzel im Archiv für pract. Rechtsw, 10 
S. 148 fig. (1862). Das ganze Inftitut erhält feine wahre Bedeutung im Lehnserbrechte. 

8) Sächſ. Lehnr. 82 $ 1: „Man mach vele brüderen en gut lien, of sie't mit samen- 
der bant untvat und gelike were dar an hebbet.“ 

4) Nach Analogie von ſächſ. Lehnr. 35 8 2. Ueber ben Kall, wenn ein Mitbelehnter 
mit Hinterlaffung von Kindern flirbt, f. daf. 82 8 2: „Die wiel ok sie’t gut to samene heb- 
bet, stirft ir en, sin kind trit in des vader stat, unde behalt sin gut gemene mit den ved- 
deren als it sin vader hadde. Das Anmwachſungsrecht bat den Charakter eined Eon- 
ſolidationsrechts und vertritt die Stelle des Erbrecht (Portio portioni, non personae 
accrescit). 
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bern ©) follen fie und ihre Nachlommen in ungefonderter Gemeinfchaft und 
familtenartigem Zufammenleben auf dem Lehngute verbarren; würden fie zu 
einer Theilung fchreiten, jo würbe dies die Aufhebung des gegenfeitigen Anfall 
rechts zur Folge haben®). Ebenjo foll Keiner der Gemeiner feinen Antheil 
veräußern und bamit den Genofjen einen Fremden aufdrängen?). Dem Herrn 
gegenüber erjcheinen fie als eine Einheit und werben in der Regel durch einen 
Lehnträger vertreten®). Diefer ftrengen „Befammtbelehnung” ſchloß 
fih ſchon frühzeitig eine leichtere Form, die |. g. Belehnung zur ge- 
ſammten Hand an, deren Entwidelung durch einen Sieg des Bedürfniſſes 
der Vafallen über das Intereſſe des Herrn an ber Gemeinfchaft der Lehns- 
befiger erfolgte?). Hiernach empfängt bloß einer oder einige ber zugleich 
Delehnten den wirklichen Befig und Genuß des Lehns; die übrigen (Gefammt- 
händer) find nur dem Rechte nach in ber Gemeinfchaft, welche für fie bloß die 
Bedeutung der Vermittlung und Erhaltung eventueller Succeffiondrechte hat !9). 


5) Bon jeher ift die juriftifche Eonftruction des Berhältnifies der Gefammtbelehnten als 
fhiwierig angefehen worden. Einige betrachten es als einen Hauptfall des f. g. deutichen Ge- 
fammteigenthums, Andere (Dunder) als eine mobificirte Mitberechtigung zu ideellen Theilen, 
noch Andere als eine juriſtiſche Perſon. Diefe Anfichten leiden nah m. M. an dem Mangel, 
dat fie das enticheidende Moment an einem Plate fuchen, an dem es nicht zu finden ift. 
Alle jene Kategorien enthalten rechtliche Geftaltungen, weldye herangezogen werden bürften, wenn 
es fi) um eins der NRechtsverhältnifie handelte, deren Begründung auf einem conftituirenden 
Willen der Mitbefiter eines im freien Eigenthum befindlichen Guts beruht. Nun aber liegt 
bier das enticheidende Moment nit in dem Willen diefer, fondern einer ganz anderen barüber 
ſtehenden Perfon, des Lehnsheren. Die Sefammtbelehnten haben das Lehen nicht nach einer 
von ihnen gejegten Form, fondern nad den ihnen vom Lehnsherrn gefegten Bedingungen. 
In dem lehnsherrlichen Rechte Liegt aber die Möglichkeit, lehnrechtliche Verhältniſſe in ber 
mannigfachften Geftaltung zu begründen, mit einem Mehr oder Weniger, mit größeren ober 
geringeren Beichräntungen, Bergünftigungen und Bedingungen. Das Product einer folchen 
Dispofition ift das thatſächliche Reſultat der im Eigenthum des Lehnsheren liegenden Ber- 
fügungsmacht. Bon diefer fann e8 nicht gelöft und nad; dem Maßſtabe der auf fachenrecdht- 
lihe Gemeinfchaften bezüglichen Rechtsinſtitute beurtheilt werden, deren Anwendung boraus- 
jest, daß die Befitiintereffenten in fich felbft die das Nechtsverhältniß geftaltende Kraft haben; 
bier handelt e8 fih um eine aus der Dißpofitionsfülle des lehnsherrlichen Eigenthums 
bervorgegangene unb ben vafallitifchen Befigern ocetroyirte Geftaltung. Im dieſer allein 
ift das Gebot des gemeinichaftlichen Lebens und das damit zufammenhängende Anwachſungsrecht 
begrünbet. 

6) Sächſ. Lehnr. 8% 5 1: „Willet aver sie sik sceiden mit deme gude, sie delet it 
under sik ane des herren orlof, svo sie willet. Sven aver sie sik delet, ir nen hevet 
recht an des anderen gude of die andere stirft, ime ne si anderwerve dat gedinge daran 
gelegen.“ 

7) Sächſ. Lehnr. 82 $ 8: „Die wile si en gut to samene hebbet, die to samene 
belent sin, ir nen ne mach ane den andern nenen deil dar af lien noch laten, dat he’t den 
andern mede verne; wende des die man nen deil untvangen ne hevet, des ne mach he 
nenen deil lien noch laten.“ S. Schmäb. Lehnr. 16—61, 

8, Sächſ. Lehner. 8 $ 2; „Die herre mut wol sinen mannen mit ordelen gebeden die 
en gut von ime hebbet, dat se sik binnen ses weken besceiden, dat he wete up wene he 
sines dienstes se —“ Auch beim Zeuguiß, ©. Lehnr. 7, 9. 

9) Dunder, ©. 102 fig. Homeyer, ©. 466 fig. 

10) Den noch immer beftehenden Unterfhied vom bloßen Geding hat Homeyer gegen Dunder 
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bes Vaſallen iſt zur Gültigkeit der Eventualbelehnung nicht erforderlich 8). 
Mit dem Eintritte der Bedingung tritt die Inveſtitur ſofort mit ihren gewöhn⸗— 
lihen Wirkungen in Kraft, und e8 bebarf nun Feiner nochmaligen Belehnung, 
Sondern einer bloßen Erneuerung der Inveititur 7). 


b) Gefammtdelehunng. 
8 116. 


Tas longobardiſche Lehnrecht kennt eine gleichzeitige Belehnung Mebrerer 
mit einer Sache (Mitbelehnung) in der Art, daß jedem Einzelnen ein intellec- 
tueller Theil der vafallitifchen Berechtigung zufteht, ohne daß dieſe Antheile in 
einer anderen juriliiichen Verbindung ftänden, als in der durch eine bejondere 
Deftimmung der Parteien hervorgebrachten). Das beutjche Recht Tennt eine 
andere, burch bie ihm eigene Beſchränkung der Lebndfolge veranlaßte Ge⸗ 
ſammtbelehnung?). Die mehreren zugleich Belehnten empfangen biernach 
das gefammte vajallitiiche Necht ungetheilt?), jo daß die Berechtigung eines 
Jeden am Ganzen gleichmäßig wirkſam erfcheint, und der wegfallende Theil 
eines Gemeiners den Webrigen anwächſt“). Nach der Abficht des Lehns⸗ 


6) Dies wird bezweifelt von Eichhorn, $ 220 Anm. c, nnd Struben, Rechtl. Bedenken, 
Bd. 1 Nr. 89, indem diefe Schriftfteller daflivr I feud. 27 8 1 anführen: — „Si quis in- 
vestierit aliquem de feudo sui militis, viri Placentioi prorsus asserunt, hanc investituram 
non aliter valere, nisi eo consentiente cujus erat feudum. Mediolanenses — nihil distare 
asseverant, utrum eo sciente an ignorante dummodo eo vivente nullum detrimentum de feudo 
suo sibi contingat. Hoc autem dicendum est de eo milite, qui feudi successores non habet.“ 
Die ausgezeichneten Worte follen den Sinn haben, da der Lehnsherr fich zu gar keiner Hand⸗ 
lung verpflichten könne, welche dem Bafallen Schaden bringe, dieſe jei vielmehr ungültig. Zu 
folhen Handlungen gehöre aber aud) die Berpflidhtung des Lehnsherrn, zu einer etivaigen Ber- 
äußerung des Lehns feinen Conſens nicht zu geben. Augeuſcheinlich wollen die Worte nur 
fagen, daß eine Eventualbelehnung nicht in einer den befigenden Bafallen im Beſitz und Ge⸗ 
nuß flörenden Weife ohne feine Zuftimmung errichtet werden könne. 

7) Berfchieden von der Eventualbelehnung ift die ſ. g. Provifionalbelehuung, d. 5. eine 
unter der Bedingung ertheilte Imveftitur, daß der Belehute feine beftrittene Behauptung, 
vafallitiiche Rechte am Lebnsgegenftande zu haben, auf dem Wege bes Proceffed darzuthun 
dermöge. Püttmann, Observ. jur. feud., no. 15. Anfhüg im Archiv f. civ. Prarie, Bd. 54 
©. 416 fig. 

1) I feud. 8 & 8, 14 8 2, II feud, 12 pr, 18. I feud. 20. II fend. 12 8 1. 

2) S. Dunder, Das Gefammteigentbum (1848), S. 80—115. Homeyer, Lehur., 
©. 457—487. Zachariä, Sächſ. Lehnr., 8 82 flg. Pfeiffer, Die Ordnung der Regierungsnachfolge in 
ben beutfchen Monardhien, 1. Bd., 1826, $ 45 fig. Stölgel im Archiv für pract. Rechtsw, 10 
©. 148 fly. (1862). Das ganze Inftitut erhält feine wahre Bedeutung im Lehnserbrechte. 

3) Sächſ. Lehner. 82 $ 1: „Man mach vele brüderen en gut lien, of sie't mit samen- 
der hant untvat und gelike were dar an hebbet.“ 

4) Nach Analogie von ſächſ. Lehr. 35 5 2. Ueber den Fall, wenn ein Mitbelehnter 
mit Hinterlafjung von Kindern ftirbt, ſ. daf. 82 $ 2: „Die wiel ok sie’t gut to samene heb- 
bet, stirft ir en, sin kind trit in des vader stat, unde behalt sin gut gemene mit den ved- 
deren als it sin vader hadde.“ Das Anwachſungsrecht hat den Charakter eines Con- 
ſolidationsrechts und vertritt bie Stelle des Erbrechts (Portio portioni, non personae 
aceres eit). 
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bern ®) follen fie und ihre Nachlommen in ungefonderter Gemeinfchaft und 
famtlienartigem Zufammenleben auf dem Lehngute verharren; würden fie zu 
einer Theilung fchreiten, jo würde dies die Aufhebung des gegenfeitigen Anfall- 
rechts zur Folge baben®). Ebenfo joll Feiner der Gemeiner feinen Antheil 
veräußern und damit den Genofjen einen Fremden aufprängen”?). Dem Herrn 
gegenüber erfcheinen fie als eine Einheit und werben in der Regel durch einen 
Lehnträger vertreten ®). Diefer ftrengen „Sefammtbelehbnung“ fchloß 
fih ſchon früßzeitig eine leichtere Form, die |. g. Belehbnung zur ge— 
jammten Hand an, deren Entwidelung dur einen Cieg des Bedürfniſſes 
ver Bafallen über das Intereſſe des Herrn an der Gemeinfchaft ber Lehns⸗ 
befiger erfolgte?). Hiernach empfängt bloß einer oder einige der zugleich 
Delehnten den wirklichen Befig und Genuß des Lehns; die übrigen (Gejammtt- 
bänder) find nur dem Rechte nach in der Gemeinfchaft, welche für fie bloß bie 
Bedeutung der Vermittlung und Erhaltung eventueller Succeffiondrechte hat '°). 


5) Bon jeher ift die juriſtiſche Eonftruction des Verhältniſſes ber Gefammtbelehnten als 
ſchwierig angefehen worden. Einige betraditen es als einen Hauptfall bes ſ. g. deutichen Ge⸗ 
fammteigenthume, Andere (Dunder) als eine mobificirte Mitberedhtigung zu ibeellen Theilen, 
nod) Andere als eine juriftiiche PBerfon. Diele Anfichten leiden nah m. M. an dem Mangel, 
daß fie das entfcheidende Moment an einem Plate fuchen, an dem es nicht zu finden iſt. 
Alle jene Kategorien enthalten rechtliche Seftaltungen, weldye herangezogen werden dürften, wenn 
es ſich um ein® der Nechtsverbältniffe handelte, deren Begründung auf einem conftituirenden 
Willen der Mitbefiter eines im freien Eigenthum befindlichen Gut8 beruht. Nun aber liegt 
hier das enticheidende Moment nit in dem Willen diefer, fondern einer ganz anderen darüber 
ſtehenden Perfon, des Lehnsherrn. Die Gefammtbelehnten haben das Lehen nicht nach einer 
von ihnen gefegten Form, fondern nad den ihnen vom Lehnsherrn gejegten Bedingungen. 
In dem lehnsherrlichen Rechte liegt aber die Möglichkeit, lehnrechtliche Verhältniſſe in der 
mannigfachſten Geftaltung zu begründen, mit einem Mehr oder Weniger, mit größeren ober 
geringeren Befchräntungen, VBergünftigungen und VBebingungen. Das Product einer folcdhen 
Dispofition ift das tharfächliche Nefultat der im Eigenthum des Lehnsheren liegenden Ver⸗ 
fügungsmadt. Bon diefer kann es nicht gelöft und nad, dem Mafftabe der auf jachenredt- 
lihe Gemeinschaften bezüglihen Rechtsinſtitute beurtheilt werden, deren Anwendung boraus- 
fetst, daß die Befitiintereifenten in fich felbft die das Nechtsverhältniß geftaltende Kraft haben; 
bier handelt e8 fih um eine aus ber Dispofitionsfülle des lehnsherrlichen Eigenthums 
hervorgegangene und den vafallitifchen Befitern oetroyirte Geftaltung. Im diefer allein 
it das Gebot des gemeinfchaftlichen Lebens und das damit zufammenhängende Anwachſungsrecht 
begrünbet. 

6) Sächſ. Lehr. 32 3 1: „Willet aver sie sik sceiden mit deme gude, sie delet it 
under sik ane des herren orlof, svo sie willet. Sven aver sie sik delet, ir nen hevet 
recht an des anderen gude of die andere stirft, ime ne si anderwerve dat gedinge daran 
gelegen.“ 

7) Sädf. Lehnr. 32 8 8: „Die wile si en gut to samene hebbet, die to samene 
belent sin, ir nen ne mach ane den andern nenen deil dar af lien noch laten, dat he’t den 
andern mede verne; wende des die man nen deil untvangen ne hevet, des ne mach he 
nenen deil lien noch laten.“ &, Schwäb. Lehnr. 16-61. 

8) Sächſ. Lehnr. 8 8 2: „Die herre mut wol sinen mannen mit ordelen gebeden die 
en gut von ime hebbet, dat se sik binnen ses weken besceiden, dat he wete up wene he 
sines dienstes se —.“ Auch beim Zeugniß, ©. Lehnr. 7, 9. 

9) Duncker, S. 108 fig. Homeyer, ©. 466 fig. 

10) Den noch immer beftehenden Unterfchied vom bloßen Geding hat Homeyer gegen Dunder 
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0) Iuveflituren mit Welhränkung in Uufehung der Daner. 
& 117. | 


Ein Lehn wird regelmäßig nicht für eine beftimmte Zeit errichtet, fondern 
erjtredt fih auf alle vom eriten Erwerber abſtammenden Tehnsfolgefähigen 
Nachkommen. Diefe Regel kann aber durch entgegenftehende Bebingungen des 
Lehnsvertrags abgeändert werden. Die eigenthümlichen, hieraus hervorgehen- 
den Erfcheinungen laſſen fih in folgende Claffen zufammenfaffen: 1) Tag- 
leben *), d. 5. Leben, welche nur auf eine bejtimmte Zeit gegeben werden, 
z. B. das Bauleben, das Angevelle, die Leibe zur Vormundſchaft?). 2) Ber- 
fonalfeben ?), welche nur auf die Lebenszeit des Empfängers beftimmt find *). 
3) Wiedergebliche Leben 5), welche entmweber beim Cintritt einer auflöfenven 
Bedingung von ſelbſt an den Lehnsherrn oder einen Dritten fallen, oder von 
dem Herrn jeder Zeit gegen Zahlung einer Summe wieder eingelöft werben 
können (Reben auf Treue); die Nechtsbücher befchränten die Wirkſamkeit jolcher 
Beitimmungen auf die Perjonen der Paciscenten ®). 


B. Durch Erfigung. 
8 118. 


Das Iongobarbifche ?) Lehnrecht läßt die fonft nur der Inveſtitur zukom⸗ 
menden Wirkungen auch gelten, wenn eine lebnsfähige Perſon eine beftimmte 
Zeit hindurch eine Sache als ihr Lehen befeffen und die im Lehnsverhältniffe 
liegenden Bafallen »- Rechte und Berbinblichkeiten einem bejtimmten Ichnsfähigen 
Dritten gegenüber ausgeübt und erfüllt bat, auch der Letztere andbererfeits bie 
Stellung als Lehnsherr während jener Zeit tbatfächlih anerkannte ?); voraus- 
gefegt wird jedoch dabei ftetS guter Glaube. Im diefen allgemeinen Andeu- 
tungen des Iongobarbifchen Lehnrechts bat man bie Anerkennung einer Erfigung 


a. a. O. nachgewieſen. Ueber eine Verbindung des long. und deutfchen Rechts fiehe Stölzel 
a. 0.0. ©. 189 fig. — Das churſächſ. Lehnrecht unterfchied daher coinvestiti (compossessores) 
und simultanse investiti. Hierzu fommen noch die durch „Präfentation” in ben Berband auf- 
genommenen Mitbelehnten. Zachariä, 8 88 fig. 

1) ©. Buder, Amoenitates jur. feud., p. 38—43. Homeyer, Lehnrecht, ©. 857. S. Sächſ. 
Lehner. 78 $ 1. Auct. Vet. de benef. II, 21. 

3) Homeyer a. a. D. ©. 852 und ©. 487. . 

8) Th. Hagemann, Bom Perfonallehen (1786). Homeyer, ©. 858 fig. 

4) Bol. Sſp. Landr. II, 21 $ 3. Sächſ. Lehnr. 31 8 1. 

5) ©. Preufchen bei Zepernid, Sammlung auserlef. Abhanbl., Th. 1 Nr. 1. Homeyer 
a. a. O. S. 348, 

6) Sächſ. Lehr. 55 84. Ebenſo 8 7 daſ. 

1) Das deutſche Recht, welchem ja überhaupt die erwerbende Verjährung fremd iſt, kennt 
dies Inftitut auch nicht beim Lehn. Davon ganz verfchieden ift die Bedeutung, welche auch hier 
ben Ablaufe von Jahr und Tag (dev rechten Gewere) gegeben wird. Sächſ. Lehnr. 18 8 1 
und 2. Homeher, Lehnr., ©. 410 fig. 

2) II feud. 38 pr. Bgl. aud) cap. extr. II fend. 87. 
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gefunden und dieſe in Nüdficht auf’ die hervortretende bingliche Seite des 
Lehnsverhältnifjed *) durch die Grundſätze der römischen Eigenthumserfigung 
ergänzt *). Hiernach unterfcheivet man eine orbentliche und eine außerorbent- 
liche Erfigung; jene foll eintreten, wenn ein Titel hinzukommt, diefe in den 
Fällen, in welchen wegen bejonderer Gründe eine ordentliche Erfigung ausge- 
ſchloſſen iſt. Dieje Entftehungsart des Lehns wird jedoch als eine anomale 
betrachtet (feudum informe) 5), 


V. Rechtsverhältniſſe der Lehnsperſonen nuter einander, 


A. Rechte des Lehnsherrn. 
Einleitung. 
& 119. 


Die Lehnsherrlichkeit umfaßt die perfönliche Lehnsherrſchaft über den Va⸗ 
fallen und die dingliche Berechtigung am Lehen. Sofern fie im einzelnen Falle 
nicht ſelbſt Gegenſtand einer Iehnrechtlichen Verleihung tft, bat fie die Natur 
eines durchaus allodialen Rechts, welches durch die eigenthümlichen lehnrecht- 
lichen Wirkungen nicht felbft ergriffen wird, die fie nach unten ausftrömen 
läßt. Daher follte die Lehnsherrlichkeit (abgejehen von bejonderen durch Fibei- 
commißeigenfchaft und Veräußerungsbefchränlungen an Staats- und Kirchen⸗ 
fachen begründeten Hinderniffen) frei veräußert werben können, fofern baburch 
die Stellung des Bafallen nicht beeinträchtigt würde!), und in der That läßt 
das deutiche Recht eine Veräußerung ber Lehnsherrlichkeit auch ohne Einwillt- 
gung des Bajallen gelten ?), vorausgefegt, daß fie nicht an einen dem Stande 
nach Geringeren ?) gefchieht, oder an Mehrere zugleich, und fo eine Zerfplit- 
terung des Lehns enthält), dem Vaſallen wird dann die geichehene DVer- 
äußerung angezeigt und er angewiefen, dem neuen Herrn die Hulbigung zu 

3) Die Schwierigfeit, welche in der Nichterfibarkeit eines perfönlichen Verhältniſſes Liegt, 
hebt ſich durch den Umftand, daß dies eine bloße Pertinenz des dinglichen if. 

4) Pätz, Lehnrecht, $ 66. A. M. ift theilmeife Eichhorn, $ 211 Anm. f; Weber, Handb. 
IV ©. 252 fig.; Unterhofzner, Berjährungslehre, Bd. 2 ©. 264 fig, welche in Rückſicht auf 
I feud. 26 $ 5 nur eine 30 jährige Verjährung annehmen. 

5) ©. noch über Lehensverj. Pr. ER. I, 18 $ 80. Das Sächſ. R. (Ablauf von 31 Jahren 
8 Wochen 3 Tagen) ſ. b. Kori, Theorie der Verjährung, S. 212 flg. Das Bayer. Lehnsed., 
8 77, hebt die Lehnserfigung auf, und das Badiiche Edict, $ 35, läßt den Zeitablauf nur eine 
Bermutbung flir die rechtmäßige Entftehung geben. 

1) ©. hierüber Martini und Wuflef iu Zepernid’d Sammlung, Th. II ©. 226 fig. 

2) ©. z. B. Sächſ. Lehnr. 44 8 1, 57 $ 4 und 5, 71 8 10. 

3) Sächſ. Lehnr. 25, $ 1, 80. Auct. Vet. I, 58. Schwäb. Lehnr., 83 unb 58. Urkunde 
von 1304 bei Scheibt, Bom Adel, S. 423. Ebenſo das Pr. Landr. I, 18 $ 182, 188, 186. 
Badifches Edict, $ 24. Daher würde aud) eine Beräußerung ber Lehnsherrlichleit in der Form 
der f. g. obinfeudatio per dationem nicht ohne Einwilligung des Bafallen Beftand haben lönnen, 
wohl aber eine obinfeudatio per oblationem. S. Homeyer a. a. O. ©. 590 fig. 

Sach „Lehner. 28 8 1. 
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leiften $). Das longobardiſche Lehnrecht knüpft nun zwar jede Veräußerung 
der Lehnsherrlichkeit an die Einwilligung des Vafallen ®);, es find jedoch parti- 
culäre Obſervanzen dadurch nicht verdrängt worben, welche fich im Sinne bes 
beutichen Rechts ſehr häufig erhalten haben?). Namentlich ift pas Necht zur 
Veräußerung der Lehnsherrlichkeit, fofern fie in ber gültigen Uebertragung eines 
ganzen Territoriums enthalten ift, ftetS anerkannt worden ®). 

Die Ausübung der Lehnsherrlichkeit Tann durch den Lehnsherrn felbft oder 
durch einen beauftragten Stellvertreter geſchehen?). Es giebt nun Fälle, in 
welchen gewifje Perfonen diefe Bertretung als ein Recht in Anfpruch nehmen 
fönnen, welches dann prodominium genannt wird. Diefes Recht bat bei 
Staatslehben der Regent (prodominium sublime), bei Leben juriftifcher 
Perionen bat e8 der verfafjungsmäßige Nepräfentant verfelben (prodominium 
simplex) 1°), 

1. Perſonliche Rechte des Lehnsheren. 
a) Fehnstreue und „Sehnsdieufle. 
& 120. 


Die Verpflichtungen, welche der Pafall durch feinen ſowohl bei der erften 
Inveſtitur als auch bei jeder Lehnserneuerung zu leiftenden Eid übernimmt, 
bilden den Inhalt der Lehnstreue gegen den Herrn. Ihrem urfprünglichen 
Charakter nach äußert fich dielelbe nicht jowohl in einzelnen beftimmten Ber- 
bindlichleiten, al8 vielmehr in dem allgemeinen Hingeben der Berfönlichkeit an 
die Herrichaft des Lehnsheren. Während in der Zeit bes Feudalſtaats auf 
ihr der Schwerpunkt des Verhältniſſes lag, fo ericheint fie freilich jegt, da 
unjer öffentliches Necht eine der Staatsunterthänigfeit analoge Lehnsunterthänig⸗ 
feit ausſchließt, mehr nur als ein dem dinglichen Rechte in nebenfächlicher Be⸗ 
beutung beigeorbnietes perjönliches Verhältniß !). 


5) Sächſ. Lehner. 48 $ 1, 57 8 4, Auct. Vet. I, 113. Schmäb. Lehnr. 85. 

6) Die entſcheidende Stelle ift II feud. 34 (de lege Conradi), $ 2: Ex eadem lege de- 
scendit, quod dominus sine voluntate vasalli feadum alienare non potest. Quod Mediolani 
oon obtinet. Ibi enim sine curia etiam beneficium totum recte alienatur, dum tamen aut 
sequali domino aut majori vendatur. Inferiori vero sine vasalli voluntate non licet partem 
alienare etiam majore retenta alia parte; verbi gratia est vasallus, qui ab eodem domino 
in pluribus locis feadum tenet, si partem feudi in uno loco vendat, in alio sibi retineat, 
iste non debet emtori servire, sed per priorem dominum totam beneflcium recognoscere. 
Cum curia vero caicunque beneflcium etiam rustico, et sine vasalli voluntate, potest, dum 
tamen non totum alienetur. Obertus. Qnidam autem dicunt, ut Gerardus, non valere, si 
flat inferiori.* Die auch von Eichhorn, 8 219, hierher gezogene Stelle II feud. 51 pr. ſpricht 
nit von unferm alle, und die Stellen II feud. 9 $ 2 und I feud. 22 pr. handeln bon 
einer Veräußerung des vafallitiichen Rechts. Vielleicht gilt basjelbe von II feud. 55, & 4 
in fin. 

7) ©. die vielen bei Homeyer a. a. DO. angeführten Urkunden. 

8) Eichhorn a. a. O., Anm. d, 

9) II feud. 3 8 8, 

10) Weber, Handbuch 111 S. 10 fig. Zachariä, Handb. des Sächſ. L. Rechts, 8 46. 

1) Das Recht auf Lehnstreue wird in feiner urfprünglicden Bedeutung am richtigften als 
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Nah dem allgemeinen Inhalte der Lehnstreue ift der Vaſall verbunden, 
dem Herrn ehrfurchtsvoll?) und feinen Anorbnungen geborfam zu begegnen, 
Alles zu vermeiden, was ihm an Leib, Gütern und an Ehre Nachtheil bringen 
würde), auch ihm in jeder Noth treu beizuftehen, fofern er die Dienfte des 
Mannes in Anſpruch nimmt. Ein Bruch diefer Treue beißt Felonie (Lehns- 
fehler) *). Don den im gemeinen Lehnrechte beifpielsweile als Fällen des 
Treubruchs aufgeführten Handlungen (nämlich unehelicher Beiſchlaf mit einer 
Verwandten oder Verjchwägerten bed Herrn, cucurbitatiod); Erhebung 
einer bejchimpfenden Klage gegen den Letzterens); Antrag auf Calum- 
nieneid 7); Anklage oder Anzeige wegen eined Verbrechens ®) und Ablegung 
eines Zeugnijjes in Criminaljachen oder wichtigeren Civilftreitigkeiten gegen 
ifn?), können Diejenigen heutzutage nicht mehr als Felonien gelten, 
welche jegt durch eine öffentliche ſtaatsbürgerliche Pflicht geboten werben 1°), 
wie dies grundſätzlich ſchon im älteren deutfchen Lehnrechte anerkannt iſt !?). 

Es ift dem Wejen des Lehns nicht widerfprechend, wenn bie Lehnstreue 
mit diefem allgemeinen Inhalte erfchöpft wird 12), aber regelmäßig äußert fie 
fih noch in bejonderen materiellen Wirkungen. Sie umfaßt nämlich ſehr 
häufig die Verpflichtung zu einzelnen beftimmten Leiftungen, deren Gegen⸗ 
ftand entweder Geld- oder Geldeswertb (Beutel, Sad-, Zins⸗, Klepper- 


ein Recht an einer Perfon bezeichnet, analog den durd natürliche Bande begründeten Rechten 
diefer Art (diefe Analogie erkennt aud) Sip., Landr. UI, 78 5 8 fig). Es würbe ganz 
falſch geweſen fein, da® Gewaltrecht des Herrn gegen ben Bafallen ale ein Obligationsverhältniß 
zu betrachten. 

2) Schw. Lehnr. 7: Ez sol ouch ein man sine herren eren mit worten unde mit werchen ; 
er sol ouch gegen im ufstan, er rite oder er gange, er sol in ouch vorlan gan; er sol im 
den stegereif haben, so er ufsizet, und in dem tage einest, da mit ist oz genuog.“ Nichtfleig, 
Lehnr. 8, 11, 15. Sächſ. Lehnr. 76 8 5. I feud. 6, 7, 28: „— Quomodo enim vasallus, 
quam humiliter, quam devote, quam benigne, quam fideliter erga dominum debest se habere 
potius ex naturalibus et bonis curiarum consuetudinibus potest percipi, quam lege aut scripto 
aliquo potest comprehendi.“ @örl. Lehnr. III, 16, 

3) Sip. Lehner. IL, 78 5 8, und 84 59. 

4) U feud. 24 $ 11, 1I feud. 87, 39. 

5) I feud. 5 pr. Il feud, 24 $ 4. II feud. 88. 

6) Arg. L. 11 $ ı D. de dolo malo und L. 5 & 1 D, de obsequ. parent. et patr. 

7) I feud, 33 $ 4. 

8) II fend. 24 $ 8. II feud. 38 8 6. 

9) II fend. 88 $ 5. (©. aber II feud. 2. II feud. 82.). 

10) 3. B. wenn das Geſetz die Anzeige eines Berbrechens gebietet, ober wenn der Richter 
heutzutage ein Zeugniß fordert. ©. Reyicher, Würtemb. Privatr., $ 879. — Ueber die Ab- 
Ihwädung der Lehnstrene in neueren Geſetzgebungen f. ‘Br. Landr. II, 18 $ 143—165;, Bayer, 
Edict, 8 80 u. 183; Badiſches Edict, $ 24. 

11) S. Sachſenſp., Landr. III, 78, Auct, Vet. IIL, 14. Ueber Sädf. Landr. II, 12, $1 
f. Homeyer, &. 374, 

12) Daher find die adeligen Lehen, deren Befiger ſich von der Berpflichtung zu Lehndienften 
frei erhalten haben, wahre Lehen (feuda franca), Die deutſchen NRechtsbücher jehen überhaupt 
die Dienfipflicht als eine von ber Lehnstrene unabhängige Bajallenverbinblichleit an. S. Ho⸗ 
meyer, ©. 875. Anders das Iongobardifche Lehurecht. 
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leben) 12), oder ritterliche Dienfte find (eigentliche Ritterlehen). Diefe find ent⸗ 
weder Kriegs, oder Ehrendienjte im Frieden (Heerfahrt und Hoffahrt) !*); jene 
find in Folge der Veränderung der Kriegsverfafjung gänzlih aufer Uebung 
gefommen und an ihre Stelle ift regelmäßig eine Verpflichtung zu Geld⸗ 
leiftungen (Mitterpferdsgelder) in der Form einer Steuer als Surrogat ge- 
treten 15) , dieſe dagegen können nad der Beitimmung von Barticularredhten 
noch heutzutage bisweilen gefordert werden 1%). Won diefen Dienften find die⸗ 
jenigen zu unterfcheiden, welche nicht auf ber allgemeinen Grundlage ber 
Zehnstreue, fondern auf der ganz fpeciellen Beitimmung des Lehnsvertrags 
beruben, die Dienfte bei den f. g. Amtslehen, unter denen namentlich) die Hof- 
leben noch heutzutage in Hebung find. 


b) Aehusgerichtsbarteit. 
g 121. 


Es wird als eine fernere Wirkung ver Lehnstreue betrachtet, daß ber 
Bafall fi der Lehnsgerichtsbarkeit des Herrn unterwerfen und ihm bei ber 
Ausübung derfelben dienlich fein müſſe). Die Lehnshöfe, als befondere Ge⸗ 
richte zur Entſcheidung lehnrechtlicher Streitigleiten, waren mit Vaſallen?) 
(daher Miannengerichte) befett, welche auf befondere Aufforderung zu dem Ge⸗ 


18) Dahin deutet ſchon ©. Lehnr. 66 $ 5 („mit gift dienen“) und Nichtfleig, Lehnr. 5 
a. E. („mit gabe eren“, Schmäb. Lehnr., 112, 128. Cod. Max, Bavar. P. 4, Cap. 18 8 8, 
4. Klepperlehen haben dem Lehnsherrn ein Pferd zu leiftlen (Püttmann, Observ. jur. feud,, 
Nr. 9), Zinslehen (nicht zu verwechſeln mit dem Zinslehen, deſſen Gegenftand ein Zinsrecht ift) 
einen Zins, 

14) Sächſ. Lehnr. 71 8 18, 79 8 2. (Ueber die SHoffahrt vgl. Sip., Landr. III, 
64 8 1, Lehner. 4 $ 4, 79 $ 1.) Im der Regel war ber Bafall nur zu Kriegsdienften für 
da8 Reich verpflichtet, ©. Lehnr. 2 8 7, 4 8 1—8, 46 & 3 u. 3; flir die Privatfehden des 
Herrn (II feud. 28 pr.) nur in Folge befonderer Verpflichtung im Lehnsvertrage (über das 
feudum ligium ſ. $ 107, Anm. 6). Der Lehndienft wird nur nad vorherigem Aufgebot ge» 
leitet II feud. 86 8 17, 11 feud, $ 54 umd II feud. 55 $ 15 Sächſ. Lehner. 4 8 1, 46 
8 1-8. Der Bafall muß den Dienft perfönlich feiften, II feud. 26 $ 18. Hat er einen trif- 
tigen Entfhuldigungsgrund, fo muß der Lehnsherr mit einem @elbbeitrage (adoha hostitium) 
borlieb nehmen, II feud. 40 8 2; II feud. 55; Sächſ. Lehner. 4 $ 3, 46 $ 2 (vgl. mit Schw. 
Lehner. 83). Eichhorn, Rechtsgeſch. 8 294, 304, 

15) Carlowitz, De origine, fatis et natura pecuniae servitiorum equestrium vicariae, 1808. 
(Deutfch erſchien diefe Abhandl. 1805.) Zachariä, Handb. d. Sächſ. Lehnr., $ 184, 185. Kön. 
Pr. Affecuration für die Nitterfchaft in der Kurmark Brandenb. dv. 30, Juni 1717. Kraut, 
Grundriß, $ 2371, Anm. 9—ı5. Bad. Edict $ 26. — Wo die Lehusdienfte nicht zu der Zeit 
ſchon adärirt worden find, als fie wenigſtens noch einen Schimmer von Bedentung hatten, kann 
dies natürlich jetzt nicht mehr gefordert werden. Eichhorn, Einl., 214 a. E. 

16) Bayer. Lehnsedict $ 81, beſonders aber Bad. Lehnsed. 8 26, f., welches die Bafallen 
verbindet, nach gefchehener Aufforderung bei der Vermählungsfeier, dem Kegierungsantritt und 
dem Leichenbegängniß des Lehnsherrn zu erfcheinen. 

1) II feud. 15 5 1, Il feud, 22, Homeyer, Lehnr., S. 562—626. Leber bie Entftehung 
der Lehngerichte |. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 303. Schröder, Rechtsgeſch, 8 49, 9. 

2) Die Bafallen als Beiſitzer des Gericht heißen pares curiae, I feud. 18, II fend, 16, 
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ichäfte des Rechtſprechens erfcheinen mußten, und ber Lehnshere führte den 
Vorſitz, ſobald er nicht felbft Partei war ?). Cine eigentliche Lehndfache ift 
aber ein Rechtsſtreit, welcher die auf einer Inveftitur wirklich ober angeblich 
beruhenden, zwiſchen Vaſallen und Lehnsheren und zwiichen dem Vaſallen und 
dritten Perfonen eintretenden rechtlichen Beziehungen betrifft *). Zugleih um«- 
faßte die Competenz des Lehnshofs auch die in lehnrechtlichen Angelegenheiten 
nothwendigen Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 5). ‘Die Berujung 
von Mannengerichten im alten Sinne des Worts ift längit außer Uebung ge- 
fommen ®) und bie Lehnsgerichtsbarfeit regelmäßig den ordentlichen Landesge⸗ 
richten übertragen worden ); da mithin die Verbindung derjelben mit ber 
Zehnstreue geldft ift, jo hat fie heutzutage fein privatrechtliches, fondern nur 
noch ein prozeſſualiſches Intereſſe 8). 


c) sehnsernenerung. 
8 122. 


Das Band der Treue, welches den Lehnsherrn und Vaſallen verbindet, 
ſoll beftändig in Sraft und Spannung erhalten werben. Died würde burch 
eine einmalige Inveftitur nicht erreicht werden können, ihr Andenten würde jich 
bei dem Wechjel nachfolgender Generationen verwiſchen. Dies zu verhüten, ijt 
eine Pflicht des DVafallen, er iſt verbunden, jeine Perfönlichleit von Neuem 
huldigend entgegenzutragen, fo oft ihm ein Lehnsherr gegenüber ſteht, mit 
welchem er noch nicht in individueller Berührung geftanden bat. Man nennt 
dies die Verpflichtung zur Lehnserneuerung !), welche in der Bitte um eine 
Wiederholung der Imveftitur beſteht. Die Veranlafjung dazu liegt ſowohl in 
einem Herrenfalle, d, h. einer Veränderung ber Perfon des Lehnsheren ober 
prodominus ?), als in dem ſ. g. Lehnfalle, d. 5. einer Veränderung der Per⸗ 


8) Schwäb. Lehnr. 119 b. 

4) Das Iongobardiiche Lehnrecht drückt dies durch Aufzählung einzelner Fälle aus. ©. 
I feud. 18, 22, 8 2. II feud. 15, 8 1, 20—22, 26 u. f. w. Weber das deutſche Recht f. 
Homeyer a. a. D., ©. 563 fig. Eichhorn, Einl, $ 215, Anm. k. 

5) 3. B. Inveftitur, Beftellung eines Lehnsvormunds. 

6) Das letzte Veifpiel eines Mannengerichts fol das vom Fürften Hohenlohe im I. 1788 
zufammengerufene fein. ©. Reuß. Staatskanzlei, 22. Th, ©. 289 fig. 

7) Goth. Lehnsmand., $ 229. Bayer. Ediet, $ 214—217. Bad. Lehnsed., $ 25. Pr. 
Landr. I, 18, $ 166 fig. Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 285. Greie, Hannoverſches Privatrecht, 
2. Abth. S. 168 fig. Steinader, Braunſchw. Privatr., S. 576 fl. 

8, ©. Heffter, Syſtem bes Eivilprocefieg, S. 56. 

1) ©. Weber, Handb. d. Lehner. IV, ©. 173—248. Homeyer, Lehnrecht, S. 469 fig. 
Sothaifches Lehnsmand., $ 7—42. Churſächſ. Mandat v. 1764, Tit. IV. Altenburg. Man- 
bat, Cap. 1. Bayer. Edict, 8 62—76. Pr. Landr. I, 18 8 102—141. 

2) Sächſ. Lehur. 27, $ 2. I feud. 22. II feud. 40: „— si post mortem domini va- 
sallus, vel post mortem vasalli haeredes ejus per annum et diem steterint, quod dominum 
vel haeredem ejus non adierint fidelitatem pollicendo et investituram petendo, si tale sit 
beneficium, ut fidelitas sit praestanda, ipsum perdant; sicut et antiquitus consuetudo fuit, sed 
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leben) '8), oder ritterliche Dienfte find (eigentliche Ritterlehen). Diefe find ent- 
weder Kriegs- ober Ehrendienjte im Frieden (Heerfahrt und Hoffahrt) 1°); jene 
find in Folge der Veränderung der Kriegsverfafjung gänzlich aufer Uebung 
gelommen und an ihre Stelle ift regelmäßig eine Verpflichtung zu Geld⸗ 
leiftungen (Mitterpferdsgelder) in ber Form einer Steuer als Surrogat ge- 
treten 15), diefe dagegen können nad der Beftimmung von Barticularrechten 
noch heutzutage bisweilen gefordert werden 126). Bon diejen Dienften find die- 
jenigen zu unterſcheiden, welche nicht auf der allgemeinen Grundlage ber 
Lehnstreue, fondern auf der ganz fpeciellen Beitimmung des Lehnsvertrags 
beruhen, die Dienjte bei den ſ. g. Amtslehen, unter denen namentlich die Hof- 
leben noch heutzutage in Webung find. 


v) ‚Sehusgeriditsbarkeit. 
8 121. 


Es wird als eine fernere Wirkung der Lehnstreue betrachtet, daß der 
Bafall fi der Lehnsgerichtsbarkeit des Herrn unterwerfen und ihm bei ber 
Ausübung derfelben vienlich fein müſſe). Die Lehnshöfe, als beſondere Ger 
richte zur Entſcheidung lehnrechtlicher Streitigkeiten, waren mit Bafallen ?) 
(daher Mannengerichte) bejettt, welche auf bejondere Aufforderung zu dem Ge- 


13) Dahin deutet ſchon S. Lehnr. 66 $ 5 („mit gift dienen“) und Richtſteig, Lehnr. 5 
a. &. („mit gabe eren“), Schwäb. Lehnr., 112, 128. Cod. Max, Bavar. P. 4, Cap. 18 8 8, 
4. Klepperlehen haben bem Lehnsheren ein Pferd zu leiften (Püttmann, Observ. jur. feud,, 
Nr. 9), Zinslehen (nicht zu verwechfeln mit dem Zinslehen, defjen Gegenftand ein Zinsrecht ift) 
einen Zins. 

14) Sächſ. Lehnr. 71 8 18, 79 8 2. (Ueber die Hoffahrt vgl. Sfp., Landr. III, 
64 8 1, Lehner. 4 $ 4, 79 & 1.) In der Regel war ber Bafall nur zu Kriegsdienſten für 
da8 Reich verpflichtet, ©. Lehner. 2 8 7,4 8 1—8, 46 8 2 u. 3; für bie Privatfehden des 
Herrn (II feud. 28 pr.) nur in Folge befonderer Verpflichtung im Lehnevertrage (über das 
feudum ligium ſ. $ 107, Anm. 6). Der Lehndienft wird nur nach vorherigem Aufgebot ge- 
leiſtet [1 feud. 86 $ 17, II feud. $ 54 und II feud. 55 $ 15 Sächſ. Lehnr. 4 $ 1, 46 
8 1-3. Der Bafall muß den Dienft perfönlich leiften, II feud, 26 $ 18. Hat er einen trif- 
tigen Entfchuldigungsgrund, fo muß der Lehnsherr mit einem @elbbeitrage (adoha hostitium) 
vorlieb nehmen, II feud. 40 82; II feud. 55; Sächſ. Lehner. 4 $ 8, 46 8 2 (vgl. mit Schw. 
Lehner. 83). Eichhorn, Rechtsgeſch. 8 294, 304, 

15) Carlowitz, De origine, fatis et natura pecuniae servitiorum equestrium vicuriae, 1803. 
(Deutfch erfchien diefe Abhanbl. 1805.) Zachariä, Handb. b. Sächſ. Lehnr., $ 184, 185. Kön. 
Pr. Affecuration für die Ritterfchaft in der Kurmark Brandenb. vd. 30, Juni 1717. Kraut, 
Grundriß, 8 271, Anm. 9-15. Bad. Edict & 26. — Wo die Lehusbienfte nicht zu der Zeit 
ſchon adärirt worden find, als fie wenigſtens noch einen Schimmer von Bedeutung hatten, kann 
dies natürlich jetzt nicht mehr gefordert werben. Eichhorn, Einl, 214 a. E. 

16) Bayer. Lehusedict $ 81, befonder8 aber Bad. Lehnsed. $ 26, f., welches die Vafallen 
verbindet, nad; gejchehener Aufforderung bei der Vermählungsfeier, dem Regierungsantritt und 
bem Leichenbegängniß des Lehnsheren zu erfcheinen. 

ı) II feud. 15 $ 1, Ilfeud. 22. Homeyer, Lehnr., S. 562—626. Ueber bie Entftehung 
ber Lehngerichte |. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 303. Schröder, Rechtsgeſch, 8 49, 9. 

2) Die Bafallen als Beifitzer des Gerichts beißen pares curiae, I feud. 18, II fend, 16, 
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ihäfte des Rechtſprechens erfcheinen mußten, und ber Lehnsherr führte den 
Vorſitz, ſobald er nicht felbft Partei ward). Eine eigentliche Lehnsſache ift 
aber ein Nechtöftreit, welcher die auf einer Imveftitur wirklich ober angeblich 
beruhenden, zwiſchen Vaſallen und Lehnsherrn und zwiſchen dem Vaſallen und 
britten Perjonen eintretenden rechtlichen Beziehungen betrifft *). Zugleih um- 
faßte die Competenz des Lehnshofs auch die in Tehnrechtlichen Angelegenheiten 
notbwendigen Handlungen ver freiwilligen Gerichtsbarkeit 5). Die Berufung 
von Mannengerichten im alten Sinne des Worts ift längft außer Uebung ge» 
fommen ®) und die Lehnsgerichtsbarkeit regelmäßig den ordentlichen Landesge- 
richten übertragen worden ?); ba mithin die Verbindung berjelben mit der 
Lehnstreue gelöft ift, jo Hat fie heutzutage kein privatrechtliches, fondern nur 
noch ein prozeſſualiſches Intereſſe °). 


6) Sefusernenerung. 
& 122. 


Das Band der Treue, welches ven Lehnsheren und Vaſallen verbindet, 
fol beitändig in Kraft und Spannung erhalten werden. Dies würde burch 
eine einmalige Inveſtitur nicht erreicht werden können, ihr Andenken würde fich 
bei dem Wechſel nachfolgender Generationen verwilhen. Dies zu verhüten, ijt 
eine Pflicht des Vaſallen, er ift verbunden, feine Berjönlichleit von Neuem 
huldigend entgegenzutragen, fo oft ibm ein Lehnsherr gegenüber fteht, mit 
welchem er noch nicht in individueller Berührung gejtanden bat. Dan nennt 
dies die Verpflichtung zur Lehnserneuerung 1), welche in der Bitte um eine 
Wiederholung der Inveftitur beſteht. Die Deranlaffung dazu liegt ſowohl in 
einem Herrenfalle, d, b. einer Veränverung der Perſon des Lehnsherrn oder 
prodominus ?), als in dem ſ. g. Lebnfalle, d. 5. einer Veränderung ber Per- 


8) Schwäb. Lehr. 119 b. 

4) Das Iongobardifche Lehnrecht drüdt dies durch Aufzählung einzelner Fälle aus, ©. 
I feud, 18, 22, 8 2. II feud. 15, $ 1, 20—22, 26 u. f. w. Ueber das bdeutfche Recht ſ. 
Homeyer a. a. D., ©. 568 fig. Eichhorn, Einl., $ 215, Anm. k. 

5) 3. B. Inveſtitur, Beftellung eines Lehnsvormunds. 

6) Das letzte Beifpiel eines Mannengerichts foll das vom Fürften Hohenlohe im 3. 1788 
zufammengerufene fein. S. Reuß. Staatslanzlei, 22. Th., S. 289 fig. 

7) Goth. Lehnsmand., 8 2239. Bayer. Ediet, $ 214—217. Bad. Lehnsed. 8 25. Pr. 
Landr. I, 18, 8 166 fig. Zachariä, Sächſ. Fehnr., $ 285. Greie, Hannoverfche® Privatrecht, 
2. Abth., S. 168 fig. Steinader, Braunſchw. Privatr., S. 876 fl. 

8) S. Heffter, Syſtem bes Eivilprocefjes, S. 56. 

1) ©. Weber, Handb. d. Lehnr. IV, ©. 173— 248. Homehyer, Lehnredit, ©. 469 fig. 
Sothaifches Lehnsmand. $ 7—42. Churſächſ. Mandat v. 1784, Tit. IV. Altenburg. Man⸗ 
bat, Cap. 1. Bayer. Edict, $ 62—76. Br. Landr. I, 18 $ 102—141. 

2) Sächſ. Lehnr. 27, $ 2. I fend. 22. II feud. 40: „— si post mortem domini va- 
sallus, vel post mortem vasalli haeredes ejus per annum et diem steterint, quod dominum 
vel haeredem ejus non adierint fidelitatem pollicendo et investituram petendo, si tale sit 
beneficiam, ut fidelitas sit praestanda, ipsum perdant; sicut et antiquitus consuetudo fuit, sed 
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fon des Pafallen, welche durch den Erwerb des Lehns von Seiten eines 
neuen Bafallen auf Grund früherer Inveftituren erfolgt). Die Berpflich- 
tung trifft entweder den fchon befitenven Vaſallen oder denjenigen, weldyer 
durch den DBeränderungsfall den Beſitz des Lehns erlangt bat, und wo fi 
das deutſche Recht erhalten bat, auch die zur Zeit nur anwartenden Geſammt⸗ 
händer *). 

Hiernah muß der PVerpflichtete binnen Fahr und Tag von Zeit der er- 
langten Wiffenfchaft 5) eines die Verbinplichleit zur Lehnserneuerung veran- 
laffenden Falls die Belehnung entweder vom Herrn felbft oder durch den Lehns⸗ 
hof erbitten (die Lehen mutben)®). Die Frift wird auf das Vorbringen 
triftiger VBerhinderungsgründe 7) verlängert Kehnsindult ertheilt) und be- 
ginnt für Unmündige, für welche der Bormund Lehnsindult fuchen muß, nad 
longobardiſchem Lehnrechte erjt von der Zeit der Pubertät an zu laufen ®), 
während particularrechtlid (im Zuſammenhange mit dem älteren veutichen 
Rechte) der Vormund die Lehen muthet und der Mündel den Lehnseid erft 
nach erlangter Mündigkeit ſchwört ?), fofern dies nicht der Bormund im Namen 
des Mündels thut 10). Eine nicht durch unabweisliche Hemmniſſe entſchuldbare 
Verſäumniß diefer Friſt bat den Berluft des Lehns zur Folge!!). Auf eine 





non Mediolani“. Auch wenn einer der mehreren Mitinhaber der Lehnsherrlichleit abgegangen 
it, bebarf e8 der Lehnserneuerung. 

8) Nichtft., Lehner. 21, $ 1; 22, 81,8 Sächſ. Lehnr. 87, 81; 85,89; 27,81. II 
feud. 40. Durch die Tehnserneuerung wird das Lehen nicht erworben, denn ber Erwerb liegt 
in der Lehnsfueceffion, welche eine Kolge der erften Inveftitur il. S. auch II feud. 3 pr. 

4) Churf. Lehnsmaud., Tit. I, 8 ı fig. Goth. Mand., 8 8—10. Particularrechte fordern, 
fofern fie das deutſche Recht in aller Strenge feithalten, nicht bloß eine Lehnsmuthung aller 
Geſammthänder, wenn der befigende Hauptvafall wegfällt, fondern auch eine Muthung der 
Defcendenten eines weggefallenen nicht befigenden Gefammtbelehnten. 

5) Sächl. Lehr. 18, 8 2, 25, 8 8, 22, 8 1. I feud. 22, II feud, 24 pr. II feud. 40, 
II feud. 55. Darüber, daß bie Friſt erſt von erlangter Kenntniß bes Falls beginne, vgl. Sächſ. 
Lehnr. 48, 81, 60,8 4. Schwäb. Lehnr. 15, 88 c. Wenn während des Laufs der Diuthfrift 
eine neue Veränderung eintritt, fo beginnt eine neue Friſt. Bei einer Afterbelehnung beginnt 
die Friſt ſur dem Untervafallen erſt von Zeit ber gefchehenen Belehnung des oberen Bafallen, 
f. S. Lehnr. 25, 8 4. Homeyer a. a. O., ©. 471. 

6) Ueber die Form des Muthungsfchreibens |. Sächſ. Lehnr. 22, 8 1 u. 2, und beſ. b. 
Goth. Mandat, $ 12, 

7) Der Lauf der Frift wird gehemmt durch Abweſenheit des Herrn, ©. Lehur. 50. Goth. 
Mand., $ 32 fig. Churſächſ. Lehnsmand., Fit. I. ©. Anſchütz im Arch, f. civ. Pr., Bb. 54, 
©. 416 fig. 

8) II feud, 26, $ 12, 

9) Sächſ. Lehnr. 26 $ 5. Homeyer, ©. 480 fig. 

10) So das Pr. Landr. a. a. O. $ 111-115, und das Bayer. Ediet $ 45 u. 189. 

11) Sädjf. Lehner. 18 $ 2, 18, 22 8 5, 26 8 11, 50 8 1, 4% 8 1. (Ueber echte Noth 
als Entfhuldigungsgrund |. Sächſ. Lehnr. 71 8 5, und Schw. Lehner. 56.) II feud. 28 pr. II 
feud. 52 8 3: „— si vasallus non dolose per annum et diem steterit, quod a domino sui benefleli 
investitaram non petierit, feudum non ob hoc amittat. Dolus enim abesse videtur, si justa causa 
impediente steterit.“ Der dolus foll bier wohl nicht den Gegenſatz von culpa, ſondern von 
einem gezwungenen lnterlafien bedeuten. Aber neuere Particularrechte befchränten oft den 
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gehörig vorgenommene Muthung kann der Herr die Belehnung nicht ver- 
weigern 12), welche in Bezug auf die Form regelmäßig der erjten Inveftitur 
vollfommen gleicht; auch wird ein neuer Lehnbrief ausgeftellt, welcher Ab- 
änderungen der früheren Lehnsbedingungen enthalten kann18). Barticular- 
rechtlich ift der Bafall verbunden, bei der Lehnserneuerung dem Herrn eine 
Lehnwaare zu entrichten; jedoch wird dieſe Verpflichtung meiften® auf 
den Tall eines Webergangs des Lehns an Seitenverwandte oder Lehnkäufer 
beichräntt 1%). 


2, Aechte des Lehusheren an der vache. 
g 128. 


Der Lehnsherr ift wirklicher Eigenthümer des LYehne !), obſchon ihm durch 
die Rechte des Vaſallen der fichtbarjte und materiellfte Gehalt des Eigenthums 
entzogen ift. Während der Dauer des vafallitiichen Rechts äußert fich daher 
das Eigenthum nur in der Abhängigkeit einer Veräußerung des Lehns durch 
ven Bafallen von der Zuftimmung des Lebnäheren ?), in bem Nechte des 
Letzteren, Deteriorationen des Lehns durch geeignete Maßregeln zu verhin- 
dern ®), in der Befugniß, für den Fall des Aufhörens der Vafallenrechte fchon 
jest über das Lehn zu Disponiren. Mit dem Aufhören der Vafallenrechte tritt 
fofort eine Conſolidation des Lehnrechts ein. 


B. Rechte des Bafallen. 
I. Im Allgemeinen. 
8 124. 


Auch der Balall hat ein Recht an der Perfon des Herrn, fein Inhalt ift 
aber nicht ein Anſpruch auf Dienfte und Unterwürfigleit, jondern auf Schub 
und Unterlaffung einer Berlegung!). Der Werth dieſes nur felten mit poft- 
tiver Kraft berportretenden Rechts hat niemals der Bedeutung des Rechts bes 


Berluft des Lehns auf den Fall eigentlich dolofer Berfäumniß der Friſt. Bayer. Edict, 69, 70. 
Br. Landrecht a. a. DO. 8 147, 151, 152, Goth. Mand. 8 49. 

12) Borausgefegt, daß das Lehn Folge an den Herrn bat und der Muthende Iehensfähig 
it. — Sächſ. Lehnr. 22 $ 3. 

13) ©. $ 113 Anm. 10. 

14) Churſächſ. Conſtit. dv. 1578 (Const. I Cod. Ang. I p. 181). Pr. Landr. a. a. DO, 
& 730, 737. Pufendorf, Observ. Ill, nr. 34—36. 

1) Sächſ. Lehnr. 14 $ 3: „sines herrn gut“. 

2) ©. 8 126 und 127. 

3) Der Lehnöherr ift berechtigt, wenn ihm die Anzeige von einer Deterioration zukommt, 
eine Bifitation vorzunehmen, den Bafallen von ihrer Fortſetzung abzumahnen und zur Wieber- 
Herfiellung des früheren Zuftandes aufzufordern. Leiſtet der Vaſall Feine Folge, und ift die 
Deterioration wirklich erheblich, jo kann der Lehnsherr bei Gericht auf Privation de Lehns 
dringen. Man beruft fich dabei paffend auf II foud. 27 8 16. 

1) II feud. 6 in fin, Richtſteig, Lehnr, Borwort $ 1. Der Lehnsherr braucht feine 
Treue nicht durch Eid anzugeloben. 

17. Aufl. 14 
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Herrn an der Berfon des Bafallen gleich gewogen, und muß fich jekt, da 
ber Staatsſchutz die Lehnsprotection abjorbirt und eine VBerflüchtigung zu einem 
rechtlich erzwingbaren Wohlwollen undenkbar erjcheint ?), darauf beichränten, 
daß bei einer thatfächlichen Beeinträchtigung des Vafallen der Herr mit dem 
Berlufte der Lehnsherrlichkeit beftraft wird). Der Schwerpunlt des vafalli- 
tiichen Recht? liegt daher in dem dinglichen Elemente feiner Berechtigung. 


U. Bas Recht des Bafallen am Lehn, 
1. Aeberhaupt. 
8 125. 


Der Vaſall hat am Lehngut alle Rechte, welche durch eine Ausſchöpfung 
ded Eigenthbumeinhalt8 auf einen Andern übertragen werden können, ohne das 
Eigenthum des Uebertragenden jelbft zu zeritören '). Er hat daher das Recht, 
das Lehn im weitelten Umfang und ohne Beichränfung zu gebrauchen und zu 
benugen,, die natürlichen und Civilfrüchte desjelben zu freiem Eigenthume zu 
erwerben ?), fowie die zur Erzeugung derſelben nothwendigen over nüßlichen 
Beränderungen der Subjtanz vorzunehmen ?), die mit dem Hauptgegenftande 
bes Lehns zuiammenhängenden Rechte in eigenem Namen auszmüben und neue 
Gerechtſame dafür zu begründen ; auch kann er diefe Befugniffe auf die Dauer 
feines Rechtes Andern überlafjen *), jofern darin feine verbotene Veräußerung 
liegt. Die Grenze feines Rechts liegt da, wo feine Handlungen das Eigen- 
thum des Lehnsherrn, oder die von feinem eigenen Rechte unabhängigen Berech- 
tigungen feiner Nachfolger angreifen würden; daher find Verfügungen über das 
Zehn, welche über die Dauer des Rechts des DVerfügenden hinaus zu wirken 
beftimmt find und das Lehen entweder dem Lehnsherrn oder den Lehnsfolgern 
entziehen würben, ungültig 5), und willfürlihe Deteriorationen des Lehns 
haben deshalb Entziehung dedjelben durch den Herrn während der Lebenszeit 
des ſchuldigen Vafallen und Entihädigungsklagen der Nachfolger gegen ven 

2) Daher wird das Recht auf Treue des Lehnsherrn weder im Badiſchen Ebict $ 24, 
noch im Bayheriſchen 8 85 erwähnt. 

3) II feud. 26 $ 4: ‚‚Domino committente feloniam, ut ita dicam, per quam vasallus 
amitteret feudum, si eam committeret, quid obtinere debeat de consuetudine, quaeritur. Et 
respondetur, proprietatem feudi ad vasallum pertinere, sive peccaverit in vasallum sive in 
alium.“ S. Pr. Landr. I, 18 8 164. 

1) U feud. 8 & 1: „Rei autem per beneficium recte investitae vasallus hanc habot 
potestatem, ut tanquam dominus possit a quolibet possidente sibi quasi vindicare, et si ab 
alio ejus nomine recte conveniatur, defensionem opponere. Die früheren Auffafjungen des 
vafallitiichen Rechte als ususfructus oder dominium utile find, wie jchon früher ausgeführt 
wurde, unrichtig, unbefchadet der Zuläffigleit mancher Analogien des Nießbrauchsrechts. 

2) Er wird fchon durch Separation der Früchte allodialer Eigenthümer derfelben (ſ. Sa— 
vigny, Beſitz, S. 813), wie der wirkliche Eigenthümer. 

8) II feud. 28 8 2. 

4) II fead. 8 8 1. II feud. 9 pr. u. $ 1. Verpachtung ift alſo geftattet. 

5) Ueber die Veräußerung des Lehns als Lehn |. die folg. 83. 
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Legteren ober feine Erben zur Folge d). — Dagegen erzeugt das Lehnrecht auch 
eigentbümliche Berpflihtungen des Bafallen, welche ed an den Befik des 
Lehnguts anknüpft. Dahin gehört erften 8 die Verbindlichkeit, alle Laſten des 
Guts (onera feudi, z. B. Reallaften), fowie bie Reparatur- und Erbhaltungs- 
foften ($ 131 Anm. 5) aus eigenen Mitteln zu tragen; zweitens die Ver- 
pflichtung, einen wegen geiftiger oder körperlicher Gebrechen übergangenen 
Agnaten zu alimentiven?); durch particuläres Gemohnheitsreht und Geſetz 
wird dies auch auf bie bebürftigen Töchter und die Wittwe des verftorbenen 
Bafallen ausgedehnt, und der Lehnsfolger verpflichtet, die Kur- und Beerbi- 
gungskoſten feines verftorbenen Vorgängers zu bezahlen. 

Zum Schuß feines Rechts ſtehen dem Vaſallen die poſſeſſoriſchen und petito- 
rifchen Rechtsmittel des Eigenthümers zu (vindicatio utilis) ®), fo wie auch die 
Klagen, weldhe aus den mit der Hauptfache verbundenen Rechten (3. B. Servi⸗ 
tuten) hervorgehen. Der Vaſall ift aber auch in allen das Lehn betreffenven 
Nechtöftreitigfeiten ver vechte Beklagte. Sowohl ein in einem ſolchen Nechte- 
jtreite ergangenes Urtheil, als auch ein von dem Vaſallen mit Vermeidung jedes 
Detrugs geichlofiener Vergleich muß ſelbſt vom Lehnsherrn und den Lehns— 
folgern ?) anerlannt werden, die Unterlafjung einer Litisvenunciation an den 
Lehnsherrn bat auch bier nur die Wirkungen, welche das gemeine Recht an eine 
ſolche anknüpft 19). 


2. Bon der Veräußerung des Rechts am Fehn. 
a) Im Allgemeinen. 
$ 126. 


Das deutſche Lehnrecht erklärt eine Lehnsveräußerung für ungültig, welche 
dem Bafallen die Gewere des Guts und dem Herrn den Lehndienft entzieht !), 


6) S. $ 123 Arm. 8. 

7) I feud. 6 8 2: Mutus feudum retinere non potest, scilicet qui nullo modo loquitur ; 
sed ss feudum fuerit magnum, quo eiablato se exhibere non valest, tantum ei relinqui debet, 
unde se sustinere possit.“ Dieſe Verpflichtungen find Obligationen, welche an den Beſitz des 
Lehns geknüpft find. An und für ſich haben fie eine allodiale Natur, aber ihre Borausjegung 
und ihr Maß liegt darin, daß der Ertrag des Lehnguts reichlich genug fei, um fie zu beftreiten. 
S. Gerber in der $ 132 Anm. 1 cit. Abhandl. 8 4. 

8 S. Anm. ı und I feud. 43. 

9) ©. II feud, 26 8 33. 

10) Sie ift beſonders nützlich bei der Regreßllage wegen Eviction. Da das Geſetz (Anm. 7 
und 8) dem Bafallen ohne Beichräntung das Recht, Vergleiche zu fchließen, beilegt, fo ift fein 
Srund vorhanden, mit Eichhorn, Einl. $ 224 f, anzunehmen, daß die Unterlafjung der Litis- 
denunciation dem Lehusheren allgemein ein Recht zur Reſciſſion des Vergleichs gebe. 

1) ©. Homegyer, Lehner. S. 425—437. Das dentiche Recht kennt für eine gültige Ber- 
änßerung des Lehns eine doppelte Form: entiveder läßt der Bafall das Gut dem Herrn anf 
mit der Bitte, e8 an einen beftiimmten Dritten zu verleihen, |. Sächſ. Lehnr. 26 8 10, 86, 
Schwäb. Lehnr. 21 (der Herr darf das Gut nicht zurüdbehalten, Schwäb. Lehnr. 65), ober der 
Bafall läßt da8 Gut dem Dritten in Gegenwart de8 Herrn auf. S. Lehnr. 37 8 1,8983, 
Schwäb. Lehnr. 71. 

14* 
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und gewährt auch den Kindern des DVeräußerers in einigen Fällen das Recht 
bes Widerſpruchs?). Während dagegen das longobardifche Lehnrecht urfprüng- 
ih ) zwar eine tbeilweife Veräußerung bes Lehns auch ohne Einwilligung des 
Lehnsherrn gejtattete, eine gänzliche ohne Zuftimmung bes Herrn gefchehene 
Mebertragung aber felbft mit Verluft des Lehns beitrafte, Haben zwei in das 
Iongobardifhe Rechtsbuch aufgenommene Kaifergefege (von Lothar IL und 
Friedrich 1.) für die Beurtbeilung biefer Frage eine neue Grundlage geichaffen. 
Hiernach follen alle Beräußerungen des Lehns, welche ohne Wifjen und Willen 
bed Herrn vorgenommen werden, nichtig fein, und das Lehn zur Strafe des 
Bajallen an den Herrn beimfallen, auch die daraus entipringenvde Klage bes 
Legteren durch Feine Verjährung erlöfchen +). 

Unter dieſes Veräußerungsverbot fallen mithin: 1) Webertragungen bes 
gefammten vafallitifhen Rechts 5), fo daß der Empfänger den Civilbeſitz bes 
Lehns erhält und die Stelle des bisherigen Vafallen einnehmen foll; 2) DBer- 
äufßerungen, welde den Lehnsnexus in der Folge zeritören müffen, z. B. Ver- 
pfändungen ®); 3) Beräußerungen in der Art, daß zwiichen den bisherigen 
Lehnsherren und Vaſallen durch den leßteren ein neuer Lehnsherr geſetzt wird 
(subinfeudatio per oblationem), 4) Beftellungen dinglicher Rechte, welche 


— 


2) Die Rechte der Kinder find in den Rechtsbüchern noch jehr beſchränkt. S. Homehyer. 
©. 437 fig. 
3) ©. I fend. 5 pr. II fend. 9 pr. u. & 1. II feud. 13 pr. 


4) U feud. 52 (Geſetz Lothar's v. 1186): „— Comperimus, milites sua beneficia passim 
distrahere, ac ita omnibus exhanstis, suorun: seniorum servitia subterfugere, per quod vires 
Imperii maxime attenusatas cognovimus —. Hortatu itaque — decernimus, nemini licere 
beneficia, quae a suis senioribus habet, sine ipsorum permissione distrahere, vel aliquod 
commercium adversus tenorem nostrae constitutionis cogitare, per quod imperii vel domino- 
rum minuator utilitas. $& 1. Si quis vero contra haec nostrae legis saluberrimae praecepta 
ad hujusmodi illieituım commercium accesserit, vel aliquod in fraudem hujus legis machinari 
tentaverit, pretio ac beneficio se cariturum agnoscat —.'‘ II fend. 55 (a. 1154): „Fridericus 
imp. — sancimus, ut nulli liceat feudum totum vel partem aliquam vendere, vel pignorare, 
vel quocunque modo distrahere sen alienare, vel pro anima judicare, sine permissione illius 
domini ad quem feudum spectare dignoscitur. Unde imperator Lotharius tantum in futurum 
praecavens, ne fieret, legem promulgavit. Nos autem ad pleniorem regni utilitatem provi- 
dentes, non solum in posterum sed etiam hujusmodi alienationes illicitas hactenus perpetratas, 
hac praesenti sanctione cassamus et in irritum deducimus, nullius temporis praescriptione 
impediente, quia quod ab initio de jure non valuit tractu temporis convalescere non debet; 
emtori bonae fidei ex emto actione de pretio contra venditorem competente. Callidis insuper 
machinationibus quorundam obviantes, qui pretio accepto quasi sub colore investiturae, quam 
sibi licere dicunt, feudum vendunt et in alios transferunt: ne tale figmentum vel aliud ulterlus 
in fraudem hujus nostrae constitutionis excogitetur, modis omnibus prohibemus, poena autnri- 
tate nostra imminente, ut venditor et emtor, qui tam illicitas alienationes reperti fuerint con- 
traxisse, feudum amittant, et ad dominum libere revertatur.‘* 


5) 3. 8. die Hingabe eines Lehns am die Tochter ale dos, f. II feud. 9 8 1. 

6) ©. $ 128, 

7) II feud. 98 1. A. M. Eichhorn $ 227 Nr. 5. Pfeiffer, Rechtslex. Bb. 6 S. 584. 
Br. Landr. I, 18 $ 192. 
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den Genuß des Lehnguts in die Hand des Ermwerbers erblic) übertragen, wie 
Emphyteuſe und Eolonatredt 7). 

Eine verbotene Veräußerung ift von ſelbſt nichtig®) und wird außerdem 
mit dem Werlufte des Lehns beftraft; daher fteht dem Herrn vom Augenblide 
der vollzogenen Veräußerung eine unverjährbare?) Pindication des Lehns mit 
ihren gewöhnlihden Wirkungen zu. Die Confolidation, welde nun eintritt, 
Dauert jedoch nur fo lange!0), als ver veräußernde Vaſall und lehnsfähige 
Defcendenten besjelben, da fie fein Nevocationsrecht haben !'), vorhanden find; 
die Agnaten find, fobald fie der Succeffionsfall trifft, zur Zurüdforderung des 
Lehns vom Herrn berechtigt. Wenn jedoch der Lehnsherr in die Beräußerung 
willigt, fo werden daburd Die Rechte der Agnaten nicht befchräntt, welche 
ihnen ſchon als Folge der erften Invejtitur gebühren. Auch fie haben, jobald 
fih ihnen die Succeffion eröffnet, eine gewöhnliche Binbication, mit welder 
das ungültig veräußerte Lehn in ihre Hand zurüdgeführt wird '?) (actio re- 
vocatoria feudi). 


& 127. 


Die Wirkungen können 1) befeitigt werden durch Einwilligung der zur 
Kevocation Berechtigten in bie Veräußerung '), Die hiernach ſowohl vom 
Lehnsherrn al8 von den Agnaten zu ertheilende Zuftimmung kann nad ge- 
meinem Rechte ausbrüdlich oder ftilljehweigend gejcheben ?)*). Zur Sicherung 
der Veräußerung gegen die Revocation der Lehnsfolger genügt jedoch der Eon- 
tens fämmtlicher zur Zeit lebender Agnaten, jo daß deren nachgeborene De- 
fcendenten dadurch ebenfall8 gebunden und von der Revocationsklage ausge- 
ſchloſſen find *)5). 2) Die Folgen einer verbotenen Veräußerung treten 


8) II found. 44, Die Nichtigkeit befteht aber nur zu Gunften des Herrn und der Agnaten. 

9) II feud. 40. 

10) II feud. 26 8 18, II feud. 81. 

11) I feud. 88 1. ©. auch II feud. 39, II feud. 88 (cap. extraord.). 

12) II feud. 26 8 13. II feud. 89 pr. u. a. m. Die Klage der Agnaten unterliegt der 
regelmäßigen Verjährung, melde jedoch natürlich erſt vom Succeifionsfalle an, wo dieſelbe nata 
if, zu laufen beginnt. 

1) I fend.58 1. 

2) Partieularrechte fchreiben bisweilen gewiſſe Förmlichleiten vor. S. Bayer. Ediet 8 92. 
Goth. Mand. 8 101f u. 164. Zachariä, Sächſ. Lehnr. 8 142 fig. 

3) S. Kraft, Beitr. 3. Lehre v. d. Conſens d. Agnaten (1853). 

4) ©. über die viel beftrittene Frage Weber, Hanbb. des Lehnr., Bd. 4 &. 455 fig. 
Billow u. Hagemann, Erört., Bd. 4 Nr. 8. Hennemann liber II feud. 45 und die Defcen- 
bentenfolge in Lehen (1804). Bermehren, Erinnerungen an's Lehnrecht (1827) 26 fig. Spangen- 
berg in Hagemann's prakt. Erörterungen, Bod. 8 Abth. 2 ©. 117 fig. Vgl. auch die ältere 
Literatur bei Eichhorn, Einl. $ 228 Anm. m u. n. Die Srage ift fo zu löfen: 1) Aus ber 
successio ex pacto et providentia majorum geht hervor, daß jeder Lehnsfolger unabhängig von 
feinem Vorfahren ein Revocationsrecht haben muß. I feud. 8 8 1, II feud. 26 8 18. 2) Der 
Einfluß, den die theils gejeglich (II feud. 45), theil® zufällig zur Lehnsſucceſſion hinzutretende 
Allodial-(Univerfal-)Succeifion bat, ift der, daß der Nachfolger die Handlungen des Erblaſſers, 
alfo bier die Veräußerung oder den Eonjens bazn anerlennen muß. II feud. 88. 3) Außer dem 
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überhaupt nicht ein bei der Webertragung der ſ. g. veräußerlichen Lehn ®), 
ferner bei einer Veräußerung des Lehns an einen Lehnsfolger (wodurch natür- 
lich die Rechte der etwa näher berechtigten Agnaten nicht zeritört werben) 7), 
bei einer Afterbelehnung ®) (8 128), bei der Errichtung einer Serpitut am 
Lehn, welche jedoch weder der folgende Agnat noch der Herr beim Heimfalle 
des Gutes anzuerkennen braucht ?), und endlich, wenn der Balall das Lehn 
in einem Irrthum über deſſen Cigenjchaft veräußerte, in welchem Falle 
zwar die Uebertragung nichtig ift, aber die Strafe des Berluftes nicht ftatt- 
findet 1°). 

Das Lehnrecht gewährt aber ſowohl dem Lehnsherrn als auch den zur 
Zeit der Uebertragung des Gutes vorhandenen Lehnsfolgern noch ein anderes 
Mittel, die Nachtheile einer Lehnsveräußerung abzuwenden, welches felbft bei 
den gejeßlich oder durch Confensertheilung gültig gewordenen Veräußerungen 
ftattfindet; Dies ift der Lehnsretractı!). Derfelbe wird nach den gewöhn- 
lichen Grundſätzen des Näherrechts beurtheilt. Er gebührt auch den Söhnen 
des Veräußernden. Wegen der WBerfchiedenheit des Inhalts beider Rechte 
fann, wenn beide in einer Perjon zufammentreffen, in einem Verzichte auf 
das Revocationsrecht, welcher durch Zuftimmunng zur Beräußerung gejchteht, 
nicht auch ohne Weitered ein: Verzicht auf das Netractrecht gefunden werben; 
daher entzieht auch die DBeerbung eines Veräußerers oder eine® auf das 
Revocationsrecht verzichtenden Agnaten keineswegs das Netractrecht 12). “Bei 


Salle von II feud. 45 ift jene Verbindung eine Zufälligteit; aber jelbit wenn fie einmal flatt- 
gefunden hat, würde confequent jeder künftige Entel, der nicht im alle von IT feud 45 ift, 
durch Ausſchlagung der ihm deferirten Allodialerbichaft, auf das Revocationsrecht zurüdgreifen 
bürfen. Il feud. 88. 4) Demnach würde feine Möglichkeit vorhanden fein, eine Veräußerung 
mit Eonfens der lebenden Agnaten gegen eine künftige Revocation ficher zu ftellen, fofern irgend 
noch Ausficht auf Nachtommen der Agnaten vorhanden iſt. Und doch wollte fie das longobar- 
difche Lehnrecht geben in II feud. 39 pr. Es gefchieht durch eine durchgreifende, wörtlich zu 
interpretirende Beſtimmung: die Veräußerung fol gültig fein, wenn alle Agnaten confen- 
tiren, d. h. nicht bloß die erften Agnaten einer Linie, fondern alle lebenden, gleichviel ob darunter 
Bater und Sohn, oder bloße Seitenverwandte find. — A. M. ift Eichhorn, Einl. a, a. O., 
weicher auch den lebenden Defcendenten der Agnaten das Revocationsrecht abſpricht. 

5) Anders Pr. ER. 1, 18 8 266, 2369, 270, 3802. Goth. Diand. 8 80, 228. Bayer. 
Ediet $ 116 fig. Zachariä, Sächf. Lehner. 8 154 fig. 

6) Das Lehnrecht kennt zwei Arten dieſes feudum improprium: 1) ein Lehn, bei deſſen Ber- 
leihung der Lehnsherr fogar eine freie Veräußerung als Allod erlaubt, II ſeud. 26 8 286. 
2) Ein Lehn, bei welchem die Veräußerung nur in der Art geftattet wird, daß entmeber in der 
Hand des Erwerbers ein wahres Lehn, oder wenigftens ein nad) den Bedingungen des Heimfall® 
eines Lehns wieder auflösbares allodiales Hecht entftehe. Dies ift der Zinn von II fead. 48. 

7) I feud, 13 8 8. II feud. 26 & 14. 

8) Beſtellung des Lehns ald dos. II feud. 18, 17. 

9) II feud. 8 8 2. 

10) II feud. 26 8 20. II feud 42. 

11) II feud. 26 8 14. Für das Retractrecht der Söhne des Veräußerers ſpricht diefe 
Stelle freilih nicht. Aber fie ipricht doch auch nicht dagegen. Da nun ber Lehnsretract eine 
Art der Erblofung ift, fo ift kein Grund vorhanden, die Söhne auszufchließen. 

12) A. M. Eichhorn, $ 229, 3. Siehe auch Vermehren, Diss. de discrim. inter jus revoe. 
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einer Concurrenz zwiſchen Lebnsheren und Lehnsfolger haben die Lekteren 
den Vorzug '®). 


b) Yon einigen Arten der Veräußerung insbefondere. 
8 128. 


Wegen eigenthümlicher rechtlicher Wirkungen find noch einige Arten der 
Veräußerung einer bejonderen Betrachtung zu unterwerfen. 1) Die Ber 
pfändung des Lehns. War die Abficht des Verpfünders nur auf Die pfandwetfe 
Uebertragung der Lehnsfrüchte gerichtet und nur zu diefem Zwecke auch der 
Beſitz des Lehns übergeben, jo wirkt eine folhe Nerpfändung zwar nur für 
die Dauer des Rechts des Verpfändenden und feiner Defcendenden, bat aber 
nicht die Strafe des Lehnsverluftes zur Folge!). Eine Verpfändung des Lehns 
felbft ?) fett zu ihrer Rechtsbeftändigfeit die Einwilligung des Lehnsherrn und 
zu ihrer Wirkſamkeit gegen die Agnaten auch die Zuftimmung ver legteren 
voraus. Die Einwilligung des Lehnsherrn iſt aber im Zweifel nicht eine 
Veräußerung feined Eigenthums, jondern nur die Erlaubniß, das Lehn an eine 
andere lehnsfähige Perfon als folches zu distrahiren?). 2) Die After- 
belehnung. Es wiberftreitet dem Rechte des Lehnsheren nicht, wenn ber Va⸗ 
fall, ohne aus feiner Stellung zu treten, das Lehn wieder au einen Dritten *) 
unter teinen vortheilbafteren Bedingungen verleiht, als er es jelbjt erhielt 5). 
Daher bedarf eine ſolche Subinfeudation (per dationem) der Einwilligung 
de8 Herren zu ihrer Gültigkeit nicht, während die Agnaten dadurch nicht ge- 
bunden werben. Der Aftervafall ift zwar zunächſt nur Mann bes eriten 
Bafallen, aber ſchon jett ift er zur Lehnstreue auch gegen den oberen Lehns⸗ 
beren verbunden 8), welcher ihn beim Erlöfchen des Rechts des erſten Vaſallen 


et jus retrah. feud., Jen. 1824. Bon Wichtigkeit ift namentlich der Umftand, daß bie Retraets⸗ 
Mage fogleidh bei der Beräußerung angeftellt werben kann, während bie Revocationsklage erft 
beim Succeſſionsfalle eintritt. 

18) II feud. 9 8 1. 

1) S. die bei Eichhorn, $ 227 Anm. d, angeführten Brattiter. 

2, Obichon die verbotene Verpfändung des longobardiſchen Lehnrechts ein Kanftpfand, refp. 
eine ältere Satzung zu fein ſcheint (II feud. 55 im Bergleih mit I feud. 5 pr. ſ. Pätz, Lehnr. 
8 143 Anm. a), fo ift doch der Erfolg heutzutage bei der Hypothek ganz bderfelbe, nur daß die 
- Folge der verbotenen Veräußerung, der Lehnsverluſt, bei Ießterer nicht fchon im Momente der 
Berpfändung, fondern erft der Distraction eintreten dürfte Inzwiſchen wirb die Hypothek nur 
die Früchte des Lehns ergreifen. 

8) lieber Generaihypothefen f. II feud. 26 $ 19. 

4) Sächſ. Lehner. 14 $ 4, 71 8 33. Sächſ. LR. III, 58 8 3. Homeyer, Lehnr., ©. 387 
u. 431 fig. II feud. 8 $ 153 9 8 25 26 8 22; 34 & 8: „Similiter nec vasallus feudum sine 
domini voluntate alienabit; in feudum tamen recte dabit, si secunda persona sit talis, quae 
feudum servire possit, ut, si dans miles est, et ille, qui accepit feudum, invenitur miles.‘ 

5) IL foud. 84 & 8: „— Profeeto ille, qui sunm beneficium alii dat, non debet alia 
iege dare, nisi qua ipse habet, ut si habet sibi suisque heredibus (quod intelligi debet de 
solis masculis), non debet alii Jdare, ut habeat ipse et sui heredes, masculi et fominae.‘' 

6) II feud. 55 8 6. 
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als unmittelbaren Lehnsmann anzuerlennen bat’). Verboten ift dagegen bie 
Afterbelehnung, welche durch Lehnsauftrag geichieht (subinfeudatio per obla- 
tionem, ſ. $ 126, 3)8). 3) Letztwillige Verfügungen über die Subjtanz des 
Lehns, welche die leßtere an andere Perfonen als die in ver Inveſtitur be- 
griffenen zu bringen beftimmt find, find ohne Einwilligung des Lehnsherrn 
nichtig ?) und können auch von den Fünftig zur Lehnsfolge gelangenven Agnaten 
widerrufen werden, von den Deſcendenden des Erblaffers jedoch nur infoweit, 
als das allgemeine Notherbenrecht dazu berechtigt 1%). Eine bloße Veränderung 
ber Succeſfionsordnung wird ſchon durch die Einwilligung der dabei betheiligten 
Agnaten, eine Erbverbrüderung ſchon durch Die Zuſtimmung des Lehnsherrn 
gegen Anfechtungen gefichert ?'). 


Il. Ausübung der vafallitifhen Rechte und Pflichten 
durch Stellvertreter. 


1. Cehugträger. 
8 129. 


Der Bafall kann die ihm aus dem Lehnsverhältniß erwachlenden Nechte 
und Pflichten auch durch Bevollmächtigte (Subftituten) ausüben, ſofern nicht 
im einzelnen Talle eine perjönliche Thätigkeit desjelben vorgefchrieben if. Das 
Recht, den Vafallen zu vertreten, Tann aber auch eine unabhängigere Natur 
haben, als ein bloße8 Mandat zu geben vermöchte, es kann als befonverer 
Inhalt eines felbftändigen Rechts in dem Sinne bejtellt fein, daß die Bor- 
nahme der durch das vafallitiiche echt veranlaßten Handlungen nicht aus 
dem Willen des Bafallen gejcheben !), und bie Vertretung besfelben nach außen 
nicht im Namen des letteren, fondern im eigenen Namen bes dazu Berechtigten 
erfolgen joll, welcher techniſch Lehnsträger (provasallus) genannt wird, Nur 
lehnsfähige Perfonen können Lehnsträger fein. Dieſes dem longobarbijchen 
Rechte fremde Rechtsinftitut kennt fchon Das ältere deutiche Recht in mehrfachen 
Anwendungen ?), und es bat fich in particulären Yebhnrechten 8) erhalten. — 


7) U fend. 9 $ 2. Il fend. 34 & 8, 

8) Die Ungältigleit diefer Veräußerung wird zwar von den Gefeten nicht ausdrücklich 
ausgefprochen, ergiebt fi aber aus der Natur des Berhältnifjes von jelbft. 

9) II feud. 9 8 8: „— judicare pro anima — nullius poterat curiae consuetudine.“ 

10) Die richtige Interpretation von I feud. 8 pr. f. bei Eichhorn $ 232e. ©. Goth. 
Mandat 8 79, 80. Zachariä, Sächſ. Lehner. 8 93. ©. aber Bayer. Lehnsedict $ 182, 184, 
186, und Pr. LR. I, 18 8 280 fig. 

11) gl. die nenefte Wahlcapitul, I $ 9. 

1) Diefer Geſichtspunkt gründet fi) beſonders auf ben Sharatter der Lehnsträgerichaft, wie 
er von den Rechtsbüchern als bei weiblichen Vaſallen vortommend geichildert wird (Leihe zur 
Bormundichaft, Homeyer, Lehnr., S. 853 fig.). Der Lehnsträger empfing hiernach felbft eine 
Inbeſtitur und ein Recht, welches die Rechtsbücher ebenfalls Gewere nennen. 

3) ©. Albreht a. a. O. ©, 234 fig. 

3) Pr, CR. 1, 18 8 49—53, BZadarid, Sächſ. Lehr. 3 48. Goth. Mand. $ 37—89. 
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Die Beitellung eines Lehnsträgers hängt, wenn der Lehnsherr zuftimmt, vom 
Belieben des Vafallen ab. Es giebt aber auch Fälle, in welchen fie vom Lehns- 
bern gefordert werten kann, nämlich 1) bei einer ®ejammtbelehnung, bei 
welcher ein (buch Wahl oder autonomijche Beliebung, beſonders häufig durch 
Senioratsordnung berufener) Agnat die gelammte Familie dem Lehnsherrn 
gegenüber vertritt); 2) wenn eine juriftiihe Perfon beliehen iſt; Hier bat 
der Lehnsträger die befondere Bedeutung, daß das Aufhören feines Rechts 
(dur Tod oder Felonie) als ein zur Lehnserneuerung verpflichtender Fall an- 
gefehen wird) (was auch bei dem Nehnsträger für Mitbelehnte bisweilen, in 
der Art ftattfindet, daß der Abgang der übrigen Gefammtbelehnten feine Lehns⸗ 
erneuerung veranlaßt) 6); 3) wenn Frauen oder fonft Lehnsunfähige ’) im 
Befige des Lehns find. — Das Recht des Lehnsträgers erlifcht ſtets durch 
Felonie, durch welche jedoch das Lehn dem Vaſallen felbft nicht entzogen wird, 
fondern nach Verhältniß der Sache ein neuer Lehnsträger zu beftellen ift. 


2. ZLehnsvormund. 
8 130. 


Der Unmündige ift an und für fi vollfommen lehnsfähig und bebarf 
zur Erfüllung feiner Lebhnspflichten feiner anderen Vertretung als ber eines 
gewöhnlichen Bormundes !), welcher außerhalb des Lehnsverbandes ftehend, Die 
für den Lehnsbeſitz des Mündels erforderliche vormundſchaftliche Mitwirkung 
in ber Eigenjchaft eines gewöhnlichen Lehnsjubftituten leiſtet?). Dagegen ift 
in einigen Barticularrechten ?) eine Vertretung des Mündels durch einen von 
dem Allodialvormunde ganz unabhängigen Lehnsvormund vorgefchrieben, deſſen 
Stellung die eines wahren Lehnsträgers if. Nur eine lehnsfähige Perſon 
kann Lehnsvormund fein, feine Bejtellung geſchieht durch die Lehnscurie. Er 
ft von der Verwaltung des Lehns als fruchttragender Sache, welche allein 
dem Allodialvormunde gebührt, ausgejchloffen, dagegen zur Bornahme ver- 
jenigen Verwaltungsbandlungen berechtigt, welche durch die mit dem Lehn ver- 
bundene Guts⸗- und Gerichtöherrichaft und das Patronat veranlaßt werben, 


4) Sächſ. Lehnr. 8 5 2. Ki. Kaiferr. 8, 29. Homeyer, Lehnr. ©. 482. ©. Struben, 
Rechtl. Bedenken I, 88, und Bülow und Hagemann, Erört., Bd. 7 Nr. 118, 

5) Churſächſ. Lehnsmand. Fit. I $ 12, Preuß. Reſer. v. 1701 bei Lünig, C. J. F, I, 
p. 924. Diefer Lehnsträger wird alfo gewiflermaßen wie ein mwirflicher Bafall behandelt. 

6) ©, ſchon das Rigiſche Ritterrecht, Art. 5. 

7) Albredt a. a. DO. ©. 237—240. 

1) Bei dem Stillfchweigen des longobardiſchen Lehnrechts ergiebt fich dies and) als Reſultat 
de8 gemeinen Rechts. S. Goth. Mandat 8 36. Bad. Ediet 5 40 a. &. Baer. Lehnsedict 
5 187, welches aber in $ 188 bie eigentliche Lehnsvormundſchaft mit der Allodialvormundſchaft 
verfchmilzt. — S. Kraut, Bormundid. III ©. ı fig. 

2) Bergl. Pfeiffer, Rechtsleriton, Bd. 6 ©. 618. 

3) So bei. die Churſächſ. Vormundichaftsortn. v. 1782, Cap. XXI. Zachariä, Sächſ. 
Lehur. 8 181—189. ferner das Pr. Landr. II, 18 $ 967—1002. 
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fowie zur Theilnahme an den auf die Subftanz des Lehns gerichteten Ver⸗ 
fügungen. Bor Allem aber it er verpflichtet, ven unmündigen Vaſallen dem 
Lehnsherrn und der Lehnscurie gegenüber zu vertreten und bie aud der per- 
ſönlichen Seite des Lehnsverhältniſſes entfpringenden Pflichten %) zu erfüllen ®). 


VI. Rechtsverhältuiſſe der Lehüsperſonen gegen fremde, 


1. Gegen de Allodtalberechtigten (Lehusfonderung). 
8 131. 


Es giebt Fälle, in denen Iemand Anſprüche auf das Allodialvermögen 
eined Vaſallen in demjelben Zeitpunfte erhebt, in welchem von anderen Per- 
onen das Lehnsvermögen desſelben gefordert wird. Dies findet ftatt, 1) wenn 
der Lehnsfolger, welcher zur Zeit das Lehn empfängt, entweder gar feine oder 
nur theilweife Erbanſprüche an die Allodialerbichaft des früheren Bafallen bat; 
2) wenn das Lehn an den Lehnsherrn oder einen Eventualbelehnten fällt; 
3) wenn die Concursgläubiger des Lafallen eine Trennung des Lehns ver. 
langen. Es entjteht bieraus eine Berührung der Allodialberechtigten mit den 
Lehnsperſonen. Die Sonderung ber beiberjeitigen VBermögenstheile aber fann 
nicht auf bloß mechanifchem Wege bewirkt werden, indem die Getrenntheit bes 
Allodialvermögens vom Lehn zwar wohl rechtlich, aber nicht immer auch factiſch 
vorhanden tft; daher kann die Lehnsſonderung, foweit jene mechaniſche Löſung 
unmöglich ift, nur mit Hülfe von Obligationen vermittelt werden ). Obſchon 
die Lehnsſonderung fein der Wirkſamkeit des Lehngerichts anbeimfallender Act 
ift, fo ift Doch der Lehnsherr als Eigenthümer des auszuſcheidenden Theile zur - 
Theilnahme berechtigt. 

Gegenftand der Abſonderung iſt zunächſt das Lehn und feine PBertinenzen ?), 
dazu gehören auch die vom Bafallen aus eigenem DBermögen mit der Abficht 
binzugefügten PBertinenzen, daß fie immer bei dem Lehngute verbleiben follten ?), 


4) Dahin gehört beſonders die Pflicht der Lehnserneuerung, fiehe $ 122 Anm. 8. 

5) Die juriftifche Bedeutung dieſes befonderen Lehnsvormunds ergiebt ſich aus feinem Zu- 
fammenhange mit einem ſchon im fechzehnten Jahrhundert außer Uebung gefommenen Inftitute 
des älteren Rechts, dem |. g. Angefälle. Obichon nämlich der Unmündige zum Lehnsempfang 
befähigt war, jo fiel doch der Beſitz und Genuß des Lehns bis zum Eintritt der Mündigkeit 
an den Herrn zurüd (Angefälle), roelcher daher auch als Lehnäträger (Lehnsvormund) des 
Kindes auftrat. Der Herr konnte das Angefälle felbft genießen, er fonnte e8 aber au am 
Andere verleihen, welche damit zugleich Lehnsvormünder wurden. Dies Letztere hat fich in der 
oben dargeftellten Weife nach dem Verſchwinden des Angefälles erhalten. Sächſ. Lehnr. 26 
8 2, 8 6. Vetus auct. I 72. Homeyer ©. 487. Kraut, Vormundſchaftsrecht 1S. 121, 116. 58, 
Siehe auch die intereffante Stelle bei Eichhorn, Cini. $ 225 Anm. i. 

1) ©. befonder8 Hagemann's Handbuch des Landwirthſchaftsrechts $ 899 fig. Deſſen 
praftifche Erörterungen, Bd. 3 Nr. 17. Pr. Landr. I, 18 8 506—601. Zadariä, Sädf. 
Recht S 210 fig Bayer. Edict $ 171—180. Goth. Mandat 8 8392. Bad. Cdict $ 36. 

2) ©. 8 106 Anm. 7 u. 8. 

8) Die Abfiht kann ſich auch in einem Lehnsauftrage äußern. 
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ſowie die demſelben erworbenen Rechte, welche durch Ablöſung vom Hauptgute 
erlöfhen würden +). Sowohl für die letzteren Gegenſtände, als für wirkliche 
mit einer die regelmäßige Erhaltungspflicht überfteigenden Aufopferung ge- 
machte 9) Verbeflerungen des Lehnguts, fofern fie nicht bloß ein Vergnügen 
oder Specialinterefje des bisherigen Beſitzers befriedigten, und andererſeits nicht 
in das Bereich der Nadjitiftungen (1. 8 132. 133) fallen, baben die Allodial- 
berechtigten Erjat nach Maßgabe des zur Zeit der Sonderung berausgeftellten 
Werths zu fordern ®); bet Verbeiferungen, welchen jene Eigenſchaften abgeben, 
wird nur ein Recht der Wegnahme geftattet ), Dagegen gehört zum Lehns⸗ 
vermögen auch die Forderung auf Echadenserfat gegen die Allovialintereffenten 
wegen der durch böfe Abfiht oder grobe Fahrläffigfeit des legten PBafallen 
entftandenen Detertorationen®). Alle zur Zeit der Lehnsſonderung ſchon fe- 
parirten Früchte gehören zum Allode Tür die Beurtheilung des Nechts an 
den noch nicht feparirten f. g. Inbuftrialfrüchten läßt das deutiche Necht den 
Umjtand entjcheiden, ob zur Zeit der Lehnsſonderung die zur Gewinnung der- 
felben nothwendige Arbeit getan ift, in welchen Falle fie den Randerben zu- 
fallen); das longobardiſche Recht dagegen gewährt, wenn der Tall der Lehns⸗ 
fonderung zwifchen den erſten März; und ven eriten September fällt, den 
Allodialberechtigten alle bis zu dem letten Termine gezogenen Früchte, außer- 
dem die Früchte des ganzen Jahres dem Lehnsfolger (Lehnsheren) !9), welche 
Entſcheidung durch neue Particularredhte der Zeit ded deutſchen Wirtbichafts- 
jahre angepaßt worden iſt!1). Nach venjelben Regeln find die Givilfrüchte 
zu beurtheilen, welche ein Mequivalent der natürlichen fein jollen, die an be- 
ftimmten Zerminen fälligen dagegen gehören dem Wllode nur für diejenigen 
Termine zu, welche vor der Zeit der Veranlaſſung der Lehnsſonderung einge- 
treten find, und die von Augenblid zu Augenblid fälligen bis zu der Zeit, in 
welcher jener Fall ftattfand 12). 


4) Dahin gehören namentlid Servituten, |. I feud. 8 8 1. 

5) Keine Melioration ift eine Ausgabe für die regelmäßige Erhaltung ſowie für Reparaturen, 
die regelmäßig wiederkehren, und für Koften, die den Fruchtgenuß betreffen; alled die muß 
der Beſitzer aus eigenen Mitteln beftreiten. ©. Gerber in der unten 8 182 Anm. I cit, 
Abhandl. $ 6. 

6) II feud. 28 8 2. Sſp. Landr. II, 21 8 2—4 zu theilen. Homeyer, Landrecht 
©. 524 über die Arten der Meliorationen und deren Abſchätzung Hagemann, Landivirthichafts 
recht $ 404—408, 

7) Es entfcheiden bier überhaupt die Grundſätze des römifchen Rechts über Impenſenerſatz. 

8) Hagemann a. a. DO. 8 410, 

9) S. namentlih Sſp. Landr. IL, 58. 

10) Hl feud. 28 $ 8. ©. auch Heimbach, die Lehre von der Frucht, ©. 295. 

11) Hagemann a. a. DO. ©. 718 Anm. 1. 

12) Sagemann $ 412. Ueber den Begriff des verdienten Guts und die Zeitpunlte des 
Berdienens (Sſp. Landr. II, 58 8 2) f. Heimbach a. a. DO. ©. 288 fig. 
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2. Gegen die Glänbiger (LKehnsſchulden '). 
8 132. 


Die Schuldverhältniſſe eines Vaſallen werden im Allgemeinen durch den 
Beſitz eined Lehns in ihrer regelmäßigen Wirkſamkeit nicht berührt; nur bie 
Allodialerben des Vafallen treten nach deifen Tode in dieſelben ein. Es giebt 
aber Forderungen, deren Entjtehungsgrund allein in der bejonderen Rechtsiphäre 
liegt, welche durch das Lehnsverhältniß erzeugt wird; die daraus entipringenven 
DBerpflichtungen überträgt das Recht nur auf Diejenigen, auf welche das va⸗ 
jallitifche Recht übergeht, wenn fie auch nicht die gefammte Berfönlichkeit eines 
Bafallen nach deſſen Tode übernehmen. Die mit diefer Wirkſamkeit verſehenen 
Schulden heißen tehniih Lehnsſchulden. 

In der bisherigen Lehre berrichte Über die Natur der Lehnsſchulden eine 
große Unflardeit. Man ging von dem falfchen Gefichtspunkte aus, daß dahin 
Alles zu rechnen jei, was dem Vaſallen als ſolchem zu bezahlen oder zu leiften 
obliege, und brachte dann die hierdurch zujammengefaßten Berhältniffe in ein 
Inftematifches Ne und unter gemeinfame Regeln. Man überjahb, daß man 
völlig heterogene Gegenftände vereinigte, für welche ein allgemeiner Geſichtspunkt 
nicht gewonnen werben Tonnte, und daß ihre fuftematifche Verbindung nur eine 
täufchende Form war. 

In der Regel rvechnete man zu den Lehnsfchulden: 1) die Verpflichtung 
des Lehnsfolgers, die wegen Gebrechlichkeit ausgeſchloſſenen Agrraten, die hinter⸗ 
lafjenen Bafallentöchter und Wittwen zu alimentiren, 2) die Kur- und Beerdi⸗ 
aungsfoften des verjtorbenen Vafallen zu tragen, 3) Schulden, zu denen die 
Lehnsfolger conjentirten, 4) diejenigen, welche auf einer versio in rem 
beruben, namentlich Schulden, welche der erjte Bajall zur Errichtung des Lehns, 
oder folche, welche ein Bejiter zu außerorventlichen Verbeſſerungen desſelben 
contrabirt bat. Je nach der Verſchiedenheit der Wirkjamleit dieſer Obligations⸗ 
gründe unterfchied man dann abfolute und rejpective (jene verpflichten alle, 
diefe nur einzelne Lehnsfolger), nothbwendige und ſubſidiäre Lehns— 
ſchulden (bei jenen fann das Lehn fogleich, bei dieſen erſt dann, wenn fein 
Allod mehr vorhanden ift, angegriffen werden). Eine Erecution gegen die Sub- 
ftanz des Lehns jelbft wurde aber nur dann zugelajlen, wenn ber Lehnsherr 





1) ©. Zachariä, Handb. d. ſächſ. Lehnr. 5 190—209. Gothaifchee Mandat 8 95— 158. 
Bayeriſches Edict $ 144— 170. Badiſches Ediet 8 31. Pr. Landr. I, 18 $ 228260 (mit 
Berweifung auf die Provinzialrechte). Steinader, Braunſchw. Privatr. $ 257. Grefe, Hannover- 
ſches Privatr. 2. Theil, S. 182 fig. Roth, Medienburgifcheß Lehnrecht, S. 263 Anm. 55. — 
Eine Kritit der ganzen Lehre von den Lehnsichulden nebſt einer neuen Konftruction derfelben 
enthält die Abhandlung (über Lehns- und Familienfidbeicommißfchulden) von Gerber in ber 
Zeitſchr. f. Eivilr. u. Proc, N. F. Bd. 11 (1854) ©. 188 fig. Ueber die Einwendungen 
Meibom’8 in Beller’8 und Muther's Jahrbuch, Bd. 4 ©. 465 flg., |. Gerber in |. u. Ihering’& 
Sohrbühern, Bd. 6 S. 281 fig. 
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conſentirt Hatte und eine abfolute Schuld vorlag. In den übrigen Fällen” follten 
nur die Lehnsfrüchte fo lange, als verpflichtete Vaſallen im Beſitze feien, in 
Anipruch genommen werben können. 

Allein einmal gehören die Nr. 1 und 2 genannten Fälle gar nicht hierher 
(. 8 125°); fodann find die unter Nr. 3 genannten |. g. confentirten Lehns— 
fchulden eine unrichtige Fiction, zu der man lediglich durch den tbeoretijchen 
Gegenſatz der |. g. legalen (d. h. auf einem Nechtsfage beruhenden) veranlaßt 
wurde. Endlich ijt Das Hauptprincip, die versio in rem (Nr. 4) völlig zu ver- 
werfen; denn einestheils hat es feinen anderen Urjprung als die frühere un- 
richtige Lehre der Giviliften über die Allgemeinheit dieſes Obligationsgrundes, 
anderentbeils ift es unmöglich, aus ihm ein Refultat von einiger Beſtimmtheit 
abzuleiten. — Daber iſt diefe ganze Lehre aufzugeben. 


8 133. 


Wahre Lehnsſchulden Fönnen nur die genannt werben, welche auf 
die Lehnsfolger vermöge ihres Lehnserbrechts übertragen werden !). Da- 
bin gehören 1) Schulden, welde der erjte Erwerber des Lehns im un⸗ 
mittelbaren Zufammenbange mit der Entftehung und Begründung besfelben in 
der Abficht contrahirt, daß fie nur auf die Lehnsfolger übergehen follen, und 
in der Art, daß die Gläubiger ausdrücklich dieſe Beſchränkung der Forderung 
anerfannt haben. Eine foldhe Schuld bildet einen Theil des vom erſten Er- 
werber geſtifteten Lehnsvermögens. 2) Schulven, welche auf einer Nach⸗ 
ſtiftung fpäterer Xebnöbefiger beruhen. Jeder Befiter bat nämlich nach dem 
Geiſte der von feinem Vorfahren gegründeten Lehngutsitiftung das Recht und 
die Pflicht, in außerorbentlihen Fällen zur Erhaltung des Lehns?) eine Schuld 
mit der Wirkung zu contrahiren, daß fie ebenfalls einen Theil des auf die 
Nachfolger Üübergehenden Lehnsvermögens bildet und die Lehnsfolger als ſolche 
bindet, — ebenfall® vorausgefekt, daß die Gläubiger mit diefem Gange ihrer 
‚Forderung einverjtanden fin. 

In diefen beiden Fällen ift e8 übrigens ganz einerlei, ob ein Dritter, 
oder der die Schuld begründende Vafall felbjt mit feinem Allodialvermögen 
Lehnsgläubiger wird). Die Schuld wird auf die Lehnsfolger vermöge ihres 


1) Früher verwechielte man oft mit diefem Uebergange der obligatio die Wirkung, welche 
eine gültige Lehbnsverpfändung auf die Nadfolger habe. Hiervon ift hier nicht die Rebe. 

2) Welche materiellen Fälle die Vorausſetzung einer ſolchen gerechtfertigten Nachſtiftung 
find, läßt ſich nicht allgemein in einem Princip ausfprechen, und iſt quaestio facti. \edenfall 
ift die Doppelte Abgrenzung gegen bloße Impenfen und anderntheil® gegen die Auslagen, melde 
der Vaſall aus eigenen Mitteln machen muß, im Auge zu behalten. S. oben $ 131 Anm. 5, 
und Gerber a. a. DO. $ 6 a. E. Namentlic gehört aber hierher der Fall, wenn der Bajall 
eine wirkliche Lehnsſchuld bezahlt. 

3) Jedoch ift in einem folchen Falle das Borhandenfein einer beftimmten Willenserflärung 
nothwendig, welche die Abficht ausfpricht, Lehnsgläubiger zu werden. 
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fucceffiven Erbrechts übertragen *); die Klage gegen fie ift alſo die gewöhnliche, 
der Natur des fraglichen Chligationsgrundes entiprechende Schuldklage. Die 
Srecution geht nur gegen das Lehn, nicht gegen das Allodialvermögen; zu 
einer Veräußerung der Subftanz des erfteren bedarf e8 aber immer des Con- 
fenfes des Lehnsherrn. Auf den Erwerber des Lehnguts, der fein Lehnserbe 
des die Schuld begründenden Vafallen iſt (3.9. Käufer), gebt die leßtere eben- 
jowenig über, als auf den Lehnsherrn. — Diefer ganze Charakter der Lehns⸗ 
ſchuld erklärt fich daraus, daß das Lehnrecht die Möglichkeit eines Zujammen- 
treffens zweier Rechtskreiſe in einem Subjecte zuläßt, des Lehns⸗ und Allodial- 
Vermögenskreiſes 5). 

Welche Wirkung der bei der Contrabirung einer Schuld eingeholte Con⸗ 
ſens der Lehnsfolger babe, läßt fich im Allgemeinen durchaus nicht beftimmen, 
da der Inhalt desfelben jehr mannigfaltig fein kann und für feine der vor- 
bandenen Möglichkeiten eine Bermuthung eriftirt 8) 7). 


8 133. 


Die Verpflichtung zur Zahlung einer Summe, welche als Abfindung oder 
Entſchädigung eines Lehnsfolgers, oder ald Surrogat für ein mit Zuftimmung 
der Lehnsfolger veräußertes oder allodificirtes Lehn gilt, wird nach den allge- 
meinen Grundfägen des Privatrechts beurtheilt. Eigenthümlich ift dabei nur 
bie regelmäßig vorlommende Verabredung der zur Forderung dieſer Summe 
(welde Lehnsſtamm!) genannt wird) Berechtigten, daß fie entweder al& 
Neallaft auf dem Lehn haften und den Charakter eines Rentenlehns erhalten 
jolle, oder daß fie troß ihrer Eigenfchaft als Allod wenigſtens in Betreff der 
Suceejfion und Veräußerung eine mit lehnrechtlichen Wirkungen verfehene fidei- 
commiffariihe Natur empfangen ſolle. Zu dieſer Art von Schulden gehört 
auch die auf beionderer Webereintunft (Revers) beruhende Berpflichtung des 
Lehnsbeſitzers, bei einer etwaigen Dispofition über das Lehn, oder der Allodial- 
erben bei einer an fie gejchehenen Abtretung des Lehns, eine beftimmte Ent- 





4) Daher haften fie auch für die Zinsrüdjtände, natürlich vorbehältlih des Regreſſes. 

5) Merkwürdig ift die Stelle des römiichen Rechts, die eine ähnliche Eonftruction enthält. 
1. 17 Dig. 29, 1. Bei einem Concurd des Vaſallen tritt eine Separation der Allodial- unb 
Lehnsgläubiger ein. Zu erwähnen iſt noch da8 dem Vaſallen dur die Prariß eingeräumte 
beneficium competentiae. Hagemann, Pralt. Erörter., Bd. 6 Nr. 5. 

6) Der Conſens kann unter Anderem bedeuten: Zufimmung zur Veräußerung, zur Ver- 
pfändung bes Lehnguts (da ift gar feine), Bürgſchaft (da ift nur eine Allodialſchuld der Sonjen- 
tirenden vorhanden). Es kann aber auch künſtlich eine Lehnsſchuld fo geichafien werden, fofern 
die Agnaten durch ihren Confens an der Nadıftiftung der Schuld theilnehmen. 

7) ®erber a.a.D.8 8. 

1) Reber, Handbuch, Th. II S. 482 fig. Puettmann, Observ. jur. feud., p 91. Kur- 
fächf. Lehnsmandat I, 14, Erläut. ſächſ. Procekorbn. 40 8 8 fig. Goth. Mandat 8 214, 216. 
Br. CH. aa. O. 5 605-612. ©. Pfeiffer, Nechtslericon, ®d. 6 ©. 492 fig. 
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\hädigungsjumme an die ausgefchloffenen Mitbelehnten (Lehnsguantum) zu 
zablen ?). 


VII. Beendigung des Lehnsverhältnifies. 


I. Sür alle Lehusperfonen. 
8 134. 


Das Lehnsverhältnig erlifcht durch gänzlichen Untergang der Sache, durch 
Auflöjung des widerruflichen lehnsherrlichen Rechts"), durch gültige Veräußerung 
des Lehns an einen ‘Dritten als Allod, und durch gewöhnliche Eigenthums⸗ 
erfikung eines Dritten am Xehn ?). 


. 2. Beendigung der Rechte des Vaſallen (Eonfolidation). 
$ 135. 

Die Conjolidation des Lehnrechts mit dem lehnäherrlichen Eigenthum !) 
geichieht nicht immer mit einer definitiven Aufhebung des Lehnsverbandes, in- 
dem mande Gründe der Apertur (d. h. des Heimfall8 an den Herrn) nur 
gegen einzelne bejtimmte Vajallen wirken, während die Rechte der Ipäteren 
Lehnsfolger oder der Geſammtbelehnten dadurch nicht berührt werden ?); fie 
wird ganz verhindert durch das Vorhandenſein einer Eventualbelehnung oder 
Subinfeudation?). Die Fälle der Apertur find folgende: 1) Widerruf oder 
Eintritt des Zeitpunkts, welcher nach dem Invejtiturvertrage die Auflöfung des 
Lehnrechts beitimmt bei wiedergeblichen, Tag- und Berfonallehen +). 2) Ab- 
fterben aller Defcendenten des erſten Erwerberd und Mitbelehnten 5), ſowie 
die Auflöfung einer beliehenen juriftiihen Berjon. 3) Aefutation oder Ver⸗ 


2) ©. Zachariä, Sächſ. Lehnr. $ 174—180. (Davon verfchieden find die j. g. Revers- 
gelder, d. h. eine Summe, welche die Mitbelehnten den Allodialerben des gegenwärtigen Lehns⸗ 
befiter8 für den Kall verjprodden haben, daß jene das Lehn erhalten. Eckhardt, De constituto 
ieudali vulgo everögelder u. |. w., 1784.) 

1) Anders ift es beim Afterlehen, |. $ 128. 

3) Eichhorn, Einl. $ 238 u. A. wollen bier nur den Schuß gelten laſſen, ben die Be- 
rufung auf uuvordentlicden Beſitz des Lehns als Allod gewährt, weil die Bindication des 
Lehnsherrn unverjährbar ſei. Allein einerfeits ift diefe Umverjährbarkeit nur für ben Fall der 
unerlaubten Veräußerung bed Lehns feſtgeſetzt, andererſeits ift die Ausſchließung der Ertinctiv⸗ 
verjährung keine Ausfchliegung der Erfigung (j. Hagemann, Prakt. Erört, Bd. 7 Nr. 125) 
des Eigenthums gegenüber dem Lehnsherrn, der nur ein gewöhnlicher Eigenthümer if. 

1) Die Wiedervereinigung des Lehnrechts mit dem Rechte des Lehneheren ftellt dasfelbe 
in der ©eftalt wieder her, welche e8 vor der Ablöfung des vafallitiichen Rechts hatte; dieſe 
fann aber fowohl als freie Eigenthum, als aud als Fideiommiß- und Stammgutseigenthum 
oder felbft nur eine lehnrechtliche Befugniß fein. 

2) II feud. 81. 

3) Eine bloße Erjpeetanzertheilung bat nur die Wirkung einer obligatio auf Wiederver- 
leihung. Dasfelbe findet ftatt in dem Kalle von $ 112 Aum. 14. 

4) Bgl. 8 117. 

5) I feud. 18, 8 1. IL foud. 9 pr. Sächſ. Lehur. 6, 4 2, 55. $ 2. 
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äußerung des Lehns an den Herrn, welche dem Bafallen ftet8 frei fteht, aber 
nur gegen ihn und feine Defcendenz, nicht auch gegen die nichteinwilligenven 
Agnaten wirkt ®). 4) Eine Eonjolidation durch Erfigung des vafallitiichen Rechts 
vom Lehnsherrn würde nur eine temporäre fein, da die aus ber Inveftitur her. 
vorgehende Lehnsklage gegen den Herrn den Agnaten erjt vom Augenblid ihrer 
Succeſſion an zufteht. Ebenſowenig würde in einem ſolchen alle die Fort- 
dauer der Eonfolidation durch Berufung auf unvordenfliche Zeit geſchützt werden 
fönnen. 5) Felonie und Quafifelonie des Vaſallen ($ 136). 


8 136. 


Die Telonie !), durch welche der Bajall das Lehn an den Herrn verwirkt, 
tft ein Treubruch, oder überhaupt eine gegen den Herrn gerichtete Handlung, 
welcher eine gleiche Folge beigemeffen ift. Die in den Iongobarbiichen Lehn- 
vechtöbüchern gegebene Caſuiſtik der Felonie?) wird durch fie jelbft nicht als 
erihöpfend bezeichnet, fondern e8 wird dem Ermeilen des Richters die Ent- 
ziehbung des Lehns auch bei andern Handlungen anheim geftellt 3), dasjelbe Er- 
meſſen wird aber heutzutage unter Berüdfichtigung der veränderten Natur des 
Lehnsverbältniffes nicht einmal in allen ausprüdlich genannten Fällen ?) der 
Felonie diefe Wirkung eintreten laffen ®). Cine wirkliche Felonie liegt aber in 
der Regel nur in der einer foldhen Handlung inwohnenden lehnswidrigen Ab- 
ficht, weshalb eine bloß culpofe Uebertretung jener Vorſchriften die Entziehung 


6) II feud. 14, 38, 45. 49. Sächſ. Lehner. 86 $ 2. (5. Homeyer, Lehnr. S. 499 fig.) 
Goldene Bulle XIV S 1. 

1) S.1 feud. 5. 17. II feud. 28, 24. 57. Sachſenſp. Lehnr. II, 84 8 2. Sächſ. 
Lehnr. 8 $ 2,42 $ 1,50 8 1, 14 8 2 u. 4. Lanbr. d. Sadjfenfp. I, 40. Richtſt. Tehnr. 11. 
©. Homeyer, Lehnr. S. 505 — 512. 

2) I feud. 5 pr. 

8) II feud, 23 pr.: „— Cogis me, ut causas, quibus beneficium amittitur, — tibi signi- 
ticarem —. Paucis explicabo, dummodo memineris, causas illas sub aliqua certa regula aut 
definitione rotunda non posse comprehendi. — Si quis enim — dixerit, quae causae quemad- 
modum alicui domino ad ingratitudinem alicujus vasalli probandam possint suffcere, nullo 
certo modo posse definiri, nihil erraveri. De illa tamen ingratitudine' loquor, per quam 
beneficium amittatur. Non enim ad hoc sufßcit omnis occasio, per quam fidelis accepti be- 
neficii videtur ingratus; sed sunt quaedam (ut ita dixerim) egregiae ingratitudinis causae, 
quibus beneficium secundum mores curiarum solet adimi.“ II feud. 24, 8 9. 

4) Solche find 1) Verlegung der Treue, als Lebensnachftellungen gegen den Seren, I 
feud. 24, $ 5, Nichtanzeige einer Gefahr, II feud. 24 8 3, Nichtbefreiung aus ſolcher, IL feud, 
34, 8 8, 28 $ 1, Berrath und Verlaſſen des Herrn in der Schlacht, I feud, 5, 17. II feud. 
24 8 2, 57, Anklage und Zeugniß gegen den Herrn, II feud. 24 $ 8, II feud, 38, Gewalt⸗ 
thätigfeit und Beleidigung des Herrn, II feud, 24 $ 5, 57, Berrathen feiner Geheimniffe, 
I feud, 17, ucurbitation, I feud. 5 $ 1, Nichtleiſtung der Lehndienfte und des Lehnseides, 
U feud. 24 8 1, 6, 7, 15 8 1, Unterlafjung der Lehnserneuerung, II feud, 55 pr. — 2) Vergeben 
in Bezug auf die Sache, als Mißbrauch des Lehns, II feud. 27, verbotene Veräußerung, II feud. 
55, dolofe Ableugnung der Lehnseigenfchaft, II feud. 26 8& 4, 

5) Pr. IR. I, 18 5 146 fig, 614 fig. Goth. Mandat $ 48. Bayer. Ediet 8 182 fig. 
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des Lehns nicht zur Folge hat). Diefe fett aber vollendete Felonie voraus”), 
und ein vom Lehnshofe dahin ausgeiprochenes Urtheil®). Die Confolidation 
des Lehns wirkt jedoch mur fo lange, als der fchulvige Vaſall und feine De- 
feendenten leben ?), und gegen lettere nur dann, wenn bie Klage noch bei Leb⸗ 
zeiten des Echuldigen angeftellt wird 10) 11), 

Eine Eonfolivation Tann auch eintreten bei denjenigen Vergehen bes 
Vaſallen, welhe man mit dem Namen Quafifelonie bezeichnet, nämlich dem 
Barricidium !?), dem Berratb an Mitvafallen 13) und ehrlos machenden Ver⸗ 
brechen 1%), fie tritt jevoch hier nur dann ein, wenn weber Lchnsagnaten, noch, 
wie die Praris Hinzufügt, lehnsfähige Deſcendenten des Verbrechers vorhanden 
find, auf welche fofort das Lehnrecht übergehen würde 15). 


3. Mehergang der Rechte des Lehnsheren an den Mafallen (Appropriation). 
S 137. 


Das Recht des Vafallen Hat nicht die Anlage, daß e8 aus fich felbft zum 
vollen Eigenthum, d. 5. zur Aufnahme des lchnsherrlichen Rechts, beranwachjen 
Könnte, nur in dem Rechte des Lehnsherrn liegt das natürliche Streben nad 
einer die Rechte des Vafallen aufnehmenden Erweiterung, ba bieje bier Tediglich 
als Wiederaufhebung einer Beſchränkung erfheint. Cine Appropriation tritt 
mithin beim Abfterben der lehnsherrlichen Familie für den Bafallen ebenfowenig 
ein, als für den Inhaber irgend eines anderen dinglichen Rechts an einer 
fremden Sache, wenn dieſe erblos binterlaflen wird !). Sie fann daher nur 


6) II feud. 24, $ 8 enthält eine Ausnahme (f. auch $ 122, Anm. 11, wegen Berfäumung 
ber Lehnserneuerung). Die Noihwendigkeit des dolus Tiegt ſchon in der Bezeichnung ingratitudo 
ausgeſprochen. S. auch Ortloff, Grundzüge S. 886 über die neueren Particularrechte. 

7) II feud, 518 8, 

8) I feud. 21. Nur bei der verbotenen Veränßerung tritt der Berluft ipso facto ein, 
II feud, 55. — Unter den neueren ‘Barticularrechten läßt nur das Badiſche Edict $ 84 den 
Berluft des Lehns ipso facto bei den Lehnsfehlern eintreten. 

9) II feud, 26 8 18, 

10) Als actio vindietam spirans. Sie ift eine Delictöflage. 

11) Kür geringere Vergeben, bei welchen neuere Particularrechte ben Berluft des Lehns 
nicht eintreten laffen, geftatten fie mit Berückſichtigung des älteren deutfhen Rechts die Auf- 
legung einer Geldbuße. S. Homeyer Lehnr., S. 569 fig. und Anm. 5. 

12) I feud. 5. II feud. 24 8 11. 

13) II feud, 87, 

14) Richtft. Lehner. 11. Sachſenſp. Lanbr. I 40, 

15) II feud. 24, 8 11. Bgl. II feud. 87. Wenn bie Literatur und Praris ſich meiſt 
daflir ausſpricht, daß auch die lehnsfähige Defcendenz des Verbrechers zur Succeſſton gelangt, 
fo rechtfertigt ſich dies dadurch, daß die Duafifelonie eigentlih gar keine Felonie ift, es ſich 
hier vielmehr nur um die Wirkung der bei einem einzelnen Bafallen eingetretenen Ehrloſigkeit 
handelt. 

1) Bei Staatslehen fällt die Lehnsherrlichkeit des untergegangenen Staats demjenigen 
Staate zu, welcher ſich als defien Staatsfucceflor darftellt; fehlt es freilich, tie bei der Auf⸗ 
löſung des deutichen Reichs, an einem Staatöfucceflor, fo befteht für die bisherigen Vafallen 
fein Hinderniß, ihren Lehnsbefiz in Eigenthumsbeſitz zu verwandeln. Vgl. oben ©. 188°. 

17. Aufl. 15 
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durch eine Eigenthumsübertragung an ben Vaſallen (Allodification) oder durch 
Sigentbumserfigung ?) bewirkt werden; die Rechte der Agnaten, welche Durch 
einen Act der erjteren Art nicht verlegt werben fönnen, erneuern fich bet ber 
Allodification als den fiveicommiffarifchen ähnliche Succeffionsrechte mit Bei⸗ 
bebaltung aller jonitigen, durch die Aufhebung der lehnsherrlichen Rechte nicht 
bejeitigten lehnsrechtlichen Grundfäke 3). Das Iongobarbifche Lehnrecht *) läßt 
aber in einem Falle den Uebergang des Eigentbums an den Bajallen auch Traft 
Nechtsfates eintreten, nämlich als Strafe bei einer Felonie des Lehnsherrn 
(nicht ſchon des prodominus) 5). 


VIII. Allodification der Lehen’). 
8 138*, 

Das perjönliche Band, welches im Mittelalter Herrn und Mann anein- 
ander knüpfte, bie Lehnstreue, welche fich beide fchuldeten, die mannigfachen 
Dienftpflichten, welche der Mann dem Herrn gegenüber zu erfüllen hatte, fie 
baben beute ihre alte Bedeutung nahezu vollitändig verloren; höchitend zur 
Verſtärkung böfifchen Ceremoniells findet noch jegt ein Aufgebot der Lehnsleute 
feitend des Lehnsherrn ſtatt. Wirklich praktiich find heute nur noch die Ding» 
lichen, auf das Lehngut bezüglichen Rechtsverhältniſſe. Tür dieſe ift charalte- 
riftifey, daß der Lehnsmann das Lehngut zwar zu bewirtbichaften und zu nugen, 
nicht aber zu veräußern oder mit Schulden zu belaften befugt tft, daß vielmehr 
das Lehngut zwiefach gebunden ift: zu Gunften des Lehnsherrn und zu Gunſten 
der Agnaten; und zwar bat Das Lehen die Gebundenheit des Guts zu Gunſten der 
Agnaten mit dem Bamilienfiveicommiß gemein, während bie Gebundenheit des 
Lehns zu Gunften des Herrn eine Beſonderheit des Lehnrechts ift, die fich da⸗ 
durch erllärt, daß der Herr das Lehn nicht völlig aus der Hand geben, fondern 
beim Ausjterben der Bamilie des Empfängers fih den Heimfall des Lehns vor⸗ 
behalten will. So veritanden bat das Lehnrecht auch noch inmitten unferer 


2) Es ift fein Grund vorhanden, bier bie gemeinrechtlichen Grundfäte der civilrechtlichen 
Eigenthumserfitung auszufchließen. A. M. Eichhorn, Einl. 8 244, 3. ©. bei. Pr. LR. 
a. 0. O. 8 657, 658, 

3) Die Rechte der Agnaten haben ein VBeftehen für fi, unabhängig von der Verbindung 
des Lehns mit dem Lehnsherrn. — Möglich ift bei der Allodification durch Cigenthumserfigung 
eitens eined Dritten freilich aud eine Erſitzung gegen die Rechte der Agnaten. 

4) 1I feud 26 8 24. Diefe Vorfchrift ift fingulär. In der That fennt auch das deutſche 
Hecht als Folge der Felonie des Herrn nur ein Aufhören der Dienfipflicht des Bafallen, nicht 
eine Steigerung feines Rechts zum Eigenthum. Sächſ. Lehnr. 20 84, 76 5 8 a. E. Homeher, 
Lehnr. ©. 516. 

5) Begeht ein prodominus bie Felonie, fo kann wohl nur die Anftellung eines andern 
prodominus gefordert werben. Pät, Lehnr. 8 190, 

1) Eichhorn, Ueber die Allodification der Lehen (1828). Vermehren, Ueber den gegenwärtigen 
Zuftand des Lehnmelens in den zu dem DAG. zu Jena ver. Staaten (1862). Judeich, Grund- 
entlaftung in Diſchl. (1868), 
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modernen Verhältniffe einen guten Sinn, unb felbft die Neubegrünbung von 
Lehen darf nicht ohne Weiteres als ein Rückfall in mittelalterliche Gebräuche 
verworfen werben. Sollte nicht z. B. ein Staat, ber einem fiegreichen General 
ein Grundſtück als „Dotation“ widmet, ganz gut daran thun, wenn er das 
Grundſtück zum Familienfideicommiß erklärt, und fich außerdem für den Fall, 
baß die Nachlommenjchaft des Empfängers audftirbt, den Heimfall des Orund⸗ 
ſtücks ausbebingt? Und wenn der Staat dies beftimmt, hat er eben ein neues 
Lehen geſchaffen ?). 

Allein jede Gebundenheit ift im wirtbfchaftlichen Leben nachteilig ; die Doppelte 
Bindung des Lehns ift doppelt nachtheilig. Nur in Ausnahmefällen kann fie 
wirklich gerechtfertigt fein. Die zabliofen Lehen aber, welche aus mittelalter- 
lihen Zeiten ber der Gegenwart überliefert find, ftellen ſolche Ausnahmefälfe 
durchaus nicht dar. Die moderne Geſetzgebung hat deshalb nicht Bloß bie 
Neuerrihtung von Lehen regelmäßig verboten®), ſondern fie bat fich daran 
gemacht, auch mit dem Wuft der alten Lehen möglichft aufzuräumen. Sie ift 
dabei fchrittweife vorgegangen. 

Zunächſt hat fich nämlich die Geſetzgebung darauf befchränkt, die Lehns⸗ 
herrlichkeit zu befeitigen*). In der That war auch die Gebundenbeit 
des Lehns dem Lehnsherrn gegenüber am wenigften gerechtfertigt; denn fie 
berubte ausschließlich auf dem Interefje des Lehnsherrn am dereintigen Heim⸗ 
falle des Lebens: der Heimfall konnte aber, wenn bie Samilie des Lehnsmanns 
feine Neigung zum Ausfterben zeigte, jahrhundertelang auf fich warten laſſen; 
jabrhundertelang war alsdann das But gefefjelt, ohne dag dem Lehnsheren, 
dem zu Liebe die Feſſel angelegt war, ein Nuten baraus erwuchs. Nur bei 
einigen wenigen Arten von Leben ift die Lehnsherrlichkeit nicht aufgehoben 
worben, 3. B. in Preußen bet ven vom Könige feierlih vom Thron aus 
vergebenen Leben) („Ihronlehen‘‘). 


2) So hat wirklich Preußen nody 1785 da8 Herzogtum Oels dem Herzog von Braun⸗ 
ſchweig, und nach dem Ausfterben der Braunfchweiger 1884 dem preußifchen Kronprinzen al® 
neues Lehen verliehen; 1819 ift das Fürſtenthum Krotofchin als Lehn des Fürften von Thurn 
n. Taris nen geftiftet u. ſ. f. 

3) In Breußen ift aber die Neueinrichtung von „Thronlehen“ (f. weiter unten Anm. 5) 
geftattet und wie in Anm. 2 erwähnt, nod) 1884 vorgelommen. (Gef. v. 5. Juni 1852 Art. 8.) 

4) Zum Theil gegen Entſchädigung de Lehnsheren (3. B. in Bayern und Baden), zum 
Theil ohne Entichädigung (3, B. in Preußen). — Der Anfang dazu ift ſchon früh gemacht, z B. 
in Weftpreußen durch Verzicht König Kaſimir's 1476. Dann hat Friedrich Wilhelm I. 1717 
die Aufhebung der Lehen angeordnet. Den Abjchluß machte preuß. G. v. 2. März 1850 8 32, 
bayerifches v. 4. Juni 1848, württemb. v. 8. Oct. 1874, ſächſ. v. 32. Mai 1872, babifche® v. 
9. Aug. 1862, heſſ. v. Mai 1849 m. ſ. f. Keine zwangsweile Aufhebung der Lehnsherrlichkeit 
in Medienburg und Reuß ä. L. Diefe Notizen find aus Stobbe II $ 117 entlehnt. 

5) Dies find die Lehen, welche die vormals reichBunmittelbaren Standesherren von Kaifer 
und Reich empfangen hatten (daß biefe beim Reihe zuftehende Lehneherrlichkeit auf Preußen 
übergegangen war, fiehe oben ©. 188°), aljo bie Lehen der Wied, Solms, Wittgenftein 
a. f f, außerdem Oels nnd Krotoſchin (oben Anm. 2), Sagan (ber Familie Zalleyrand- 
Berigord geliehen), und die prenfifche Hälfte von Troppan-Fägerndorf (Fürſt von Liechtenflein). 

15* 
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Die Aufhebung der Lehnsherrlichkeit — die Allodification — hatte 
aber für die nun lehnsherrnlofen Güter das Lehnrecht nicht volfftändig be- 
feitigt. Breilid war das Eigenthum des Lehnsherrn jegt erlojchen und ber 
Lehnsbefiger war Eigenthümer des Lehns geworben. Aber er war nicht freier 
Eigentümer. Denn e8 war ja nur das eine Band gelöft, welches das Lehen 
gefefielt hatte, das Band gegenüber der Familie dauerte noch fort. Das Leben 
war alfo eine Art Kamilienfiveicommiß geworden. Sollte das Lehnrecht ganz 
befeitigt werden, jo mußte auch das Band gegenüber den Agnaten gelöft werben. 

Auch Diefen zweiten Schritt hat die neuere Gefeßgebung gethan. Nicht 
weil fie der Bindung von Gütern zu Gunften der Familie überhaupt abhold 
war. Hat doch, wie früher gezeigt, die Gejeßgebung der meiſten deutichen 
Staaten die Bildung echter Familienfideicommiſſe unbedenflich geftattet. Aber 
die Art, wie gerade das Lehn zu Ounften der Familie des Lehnsbefigers ge- 
bunden war, erichien der neueren Geſetzgebung nicht paſſend. Namentlich fchien 
es anftößig, daß das Lehnreht — wie fpäter zu zeigen — eine Individual⸗ 
ſucceſſion nicht kannte, fondern mehrere gleich nahe Agnaten gemeinfam erben ließ: 
fo mußte das Lehn zerfplittert oder wenn einer der Erben es ungetheilt über- 
nabm, mit Abfindungen zu Guniten der andern Erben übermäßig belaftet 
werden; in ber einen wie ber anderen Form konnte es der Familie wenig 
nugen; die Gebundenheit des Guts zu Gunſten der Familie verfehlte aljo ihren 
eigentlichen Zwed. Deshalb ſchrieben die neueren Geſetze vor, daß die allodi- 
fieirten Leben entweder in freies, gänzlich ungebundene® Vermögen des Lehns—⸗ 
befißer8 übergeben oder aber in eigentliche Familienfideicommiſſe mit Indivi⸗ 
Dualfuccejfion verwandelt werden follten ®). Demgemäß find denn die allobificirten 
Leben in den meijten Gebieten Deutjchlands im Verſchwinden begriffen. Im 
abfehbarer Zeit werden nur die wenigen nicht allopificirten Lehen, alfo nament- 
li die Thronlehen, die einzigen Ueberreſte des alten Lehnrechts fein. 


Nicht aufgehoben find ferner die feuda extra curtem, d. h. bie preußifchen nicht in Preußen 
felbft belegenen Lehen. 

6) In Preußen ift dies durch befondere Geſetze für jede Provinz angeordnet. So befiimmt 
3. B. für die Prov. Eachjen das Gef. dv. 28. März 1877 u. 10. März 1880, daß die Auf- 
hebung der allodificirten Lehen nur allmählich erfolgen fol, da die Erbrechte der vorhandenen 
lehnsfähigen Seitenverwandten gefchont werden müſſen; das Lehen foll nämlich erft dann bie 
Lebnseigenfchaft verlieren, wenn es von bem gegenwärtigen Befiter auf feine lehnefähige Nach- 
tommenfchaft vererbt, oder wenn es zwar an einen Eeitenverwanbdten vererbt, einer diefer Seiten» 
verivandten aber zur Zeit des Erbfall® lehnsfähige Nachkommenſchaft befitt; wenn dagegen biejer 
Hall nicht eintritt, d. 5. wenn das Gut fiet8 von einem Eeitenverwandten an den andern ge⸗ 
langt, ohne daß jemals einer diefer Erben zur Zeit des Erbfalle mit lehnsfähiger Nachkommen⸗ 
ſchaft gefegnet wäre, jo bleibt die Lehnseigenſchaft fortbeftehen, e8 fei denn, daß die Seiten- 
verwandten in die Aufhebung des Lehns willigen. — Erliſcht die Lehnseigenichaft, fo Hat der 
Befitger die Wahl, ob er das Lehn in ein Fıdeicommiß ohne Entjchädigung der Agnaten oder in 
freies Allod gegen eine Entfehädigung von 50/0 bed Lehnswerihs verwandeln will; erſteres ift 
nur zuläffig, wenn der Neinertrag des Lehns mindeflens 7500 Mark jährlich ausmacht. 
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Stositer Abſchnitt. 
Nutzuugsrechte an Bauergütern. 


Einleitung). 
§ 139*. 


Wie bereits bei der allgemeinen Schilderung der Rechtsverhältniſſe des 
ländlichen Grundbeſitzes erwähnt, ſtand bis in die neueſte Zeit ein großer 
Theil der bäuerlichen Grundſtücke nicht im Eigenthum der Bauern. Anderer⸗ 
ſeits waren die Bauern auch nicht bloße Pächter. Es kamen ihnen vielmehr 
Nutzungsrechte eigener Art zu. 

Den Gegenſatz zu den auf ein bloßes Nutzungsrecht beſchränkten Bauern 


1) „Leyser, Jus Georgieum (1741 zuletzt). v. Buri, Erläuterungen des Lehnr. 2. Th. 
(1769). Alingner, Sammlung zum Dorf- und Bauernrecht. 1749 fig. 4 Thle. Gabcken, 
Srundf. des Dorf und Bauernr. 1780. Struben, De jure villicorum. 8. Ausg. 1768, 
Lennep, Abhandl. v. d. Landſiedelleihe 1768 u. 69. 2 Bde. Gefenius, Das Meyerrecht 
(1801. 1803). 3 Bde. Hagemann, Handb. des Landiwirthfchaftsreht8 8 110—180 unb 
& 268— 280, Wigand, Die Provinzialrechte der Fürſtenthümer Paderborn und Corvey 1. Bd. 
(1882) ©. 67 flg. Deffen Provinzialreht des Fürſtenthums Minden, Ravendberg n, ſ. w. 
1. 8b. (1834) ©. 117 fig. Sommer, Handbuch über die älteren und neueren bäuerlichen 
NRechtöverhältniffe in den preußischen Provinzen Rheinland, Weftphalen, 1830. 2 Bde. 
Deſſen Darftelung der Rechtsverhältnifje der Bauergüter im Herzogthum Weſiphalen, 1828. 
Steinader, Braunſchw. Privatr. S. 466 flg. Grefe, Hanndverſches Privatr. 11 ©. 187 fig. 
Thomas, Yuldaifches Privatr. 1. Bd. ©. 247 fig. Koken, Rechtl. Grundideen der deutſchen 
Colonate. 1844. Pfeiffer, Das deutfche Meyerrecht nach feiner rechtlidhen Begründung und 
dermaligen Geftaltung. 1848. Gäde, Die gutsherrlich- bäuerlichen Befitverhältniffe in Neu— 
vorpommern und Rügen. 1855. Dieyer, Das Eolonatredht mit bei. Hüdfiht auf — Fürften- 
thum Rippe. 2 Th. (1854, 1855) Buſch, Beiträge zum Mehyerrecht (mit bef. Rückſicht auf 
Hildesheim) 1855. Webelind, Zur Reform bed Meierrechts u. ber bäuerl. Verb. überh. (bei. 
in Lüneburg) 1861. Niemeyer, Das Meierrecht in der Grafſchaft Hoya 1862. Preuß. Lüne⸗ 
burgifche® Provinzialmeierrecht, 1862. — Ueber die Erbleihe an ftädtifchen Srundftüden |. Arnold, 
3. Geſchichte des Eigenthums in den beutichen Städten, 1861, und Gobbers in Zeitfchr. der 
Savigny-Stift. für Rechtsgeſch, 4. Bd., S. 130 fig. — Ueber die Gefchichte der Bauerngüter 
f. außer den oben angef. Schriften Eichhorn, Rechtsgeſch. 5 368 und 545; befonder8 aber bie 
tief eingehenden und bedeutenden Unterfuchungen Wigand’8 im zweiten Bande der Provinzial- 
rechte von Paderborn und Korvey, S. 140 flg, und von Diinden, Ravensberg u. ſ. w. im 
zweiten Bande, S. 100 fig., ferner die Nacmeifungen bei Stüve, Weſen und Berfafl. ber 
Landgemeinden (1851), ©. 23 flg. Bgl. aud Wächter, Handb. des Württemb. Privatr., 
1.8. ©. 162 fig. Weniger zuverläffig find die vechtehiftorifchen Unterfuchungen, „Das guts- 
berrlich-bäuerliche Berhältniß in Deutfchland betr.”, v. Weichſel, 8 Bde., 1828—50. Maurer, 
Geſch. der Fronhöfe, der Bauernhöfe u. f. w., 4 Bde. 186268. — Beſonders wichtige, 
namentlich für die theoretifche Behandlung eine feitere Grundlage gewährende Geſetze find die 
Baderbornifche Meyerordnung von 1765 bei Wigand, Provinzialrehte v. Paderb. u. Corvey, 
8, Bd. S. 40. fig. Minden'ſche Eigenthumsordn. v. 1741 bei Wigand, Brovinzialr. v. Minden 
u f. w., 2. ®d. ©. 832 fig. Calenbergiſche Meyerordn. v. 1772. Münfteriihe Erbpadht- 
ordnung dv. 1788 bei Schlüter, Provinzialrechte der Provinz Weftphalen, 1. Bd. ©. 838 fig. 
Dsnabrüdiiche Eigenthyumsorbn. vd. 1722 bei Wigand, Provinzialvechte v. Paderborn u. ſ. w., 
8. Bd. ©. 144 fig. Codex Maximil. Bavaricus, 4. Thl., 7. Cap.; Pr. Landr. I, Tit. 18, 
3. Abſchn.“ 
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Zum va Pass, Yon ind Gyriıe sa Orr sen Ur zu cm 
ILVA va Wr Erara war um pin Grtierihte TE, Ver cher Idee 
wa vs a Cam vb Sutter 54723 gizer!, Beera Der 
kasın Br ron 1a m Erg nat Ari Izser eizüı fein 
3 Eıssın mu Kim Auyar;sicht, ira re im areclegten 
2, um Tai Weneas trier waren Icmeala wur if 
ru water tranli auf Lie gar Aan.ie ausaetekzı, wäscerr Vet bei dem 
Kuren mit atiitem Jugunrzeredt das Erbrecht men ein beictan?tes wur?). 
Yutsrıom war yon ven Eizenthumsbauer, wenn er mit feinen Yeitunzen am 
Yen Guttberen in Ruditant lam, feine Abmeierung zuiä'jig *). 

Aieier Gegenrag iſt jeßt faft ganz verwiiht. In den meiften Staaten find 
nämliy vie bäuerliden Nutzungsrechte in volles Eigenthum verwandelt) und 
fogar tie Reubegründung mander diefer Rechte, namentlich de Erbzinsrechts 
und ver Erbpacht, iſt verboten. Die Bauern müjjen ſich jett alio meijt der all- 
gemeinen Nechtsformen betienen, d. 5. die Güter zu Eigenthum erwerben oder 
in gewöhnliche Zeitpacht nehmen ⸗2). Aber immerhin find doch einzelne deutſche 
Staaten mit der Abfchaffung der bäuerlihen Nutzungsrechte im KRüditande, 
und auch für die übrigen Staaten haben dieſe Nutungsrechte noch jest ein 
erhebliches Intereffe, da fie vor kaum fünfzig Iahren auch in ihrem Gebicte 
die welteſte Werbreitung hatten. Deshalb ift eine Weberficht über dieſe Rechte 
nicht zu entbehren ®). 


I. Rechte an Bauergütern nach allgemeinen Rechtsformen. 


8 140. 


Obſchon das Lehnrecht feiner urfprünglicen Bedeutung nach vorzugs- 
welſe fir die dadurch zu Kriegsdienſten verpflichteten Mitglieder der Ritter- 
ſchaft beftimmt war, fo bat man doch bie in ihm liegende allgemeine Form 
der Uebertragung binglicher echte Über ihr uriprüngliches Anwendungsgebiet 
auegedehnt und namentlich auch zur Begründung bäuerliher Nutungs- 
rechte verwendet I). Die auf foldhe Weiſe begründeten Rechte, für deren Bor- 
handenfein jedoch nicht fchon die Bezeichnung „Erblchen” entſcheidet ?), enthalten 
in Vezlebung auf das Recht an der Sache alle Befugniffe des Lehnrechts, foweit 


v) Ficde oden ©, 113, 

N Vicede unten im CErbrecht. 

u rede unten V. 2A, Stohbe II 8 1848, 

Ad Giede oden A 118, 

dad Meer Reutenguter ſ. unten $ 171 

a Ueder deutiges Wocht Weudauer. KRuſammenſtellung des in Deutichland geltenden Rechts 
deer. Frame, dauediches Recht. Rallaſten m, ſ. f. (1ST2) 

Dad a ta, Aum. 4 Daudold. Sidf Rache 5 del. 

ga Name Wen wer Cibleden werd aud tür Gıhiche, & 5. erbleches Gelsmatreiit, 
Rand. Wrgeliiiig Kt De Nam Feudailer. Sin, Deut, ESdiubenichen. 
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dieje nicht durch das befondere Band der Vafallentreue und der Nitterbienfte 
bedingt find. Daher wird zwar die Succeffionsberechtigung überhaupt nach 
ben Grundfägen des Lehnrechts beurtheilt, aber die Lehnsfähigkeit des letzteren 
ift Hier Feine bedingte Vorausſetzung; ebenjo tritt der Verluſt des bäuerlichen 
Rechts nicht jchon bei jeder Handlung ein, welche im eigentlichen Lehnrechte eine 
Felonie begründen würde. 

Nur wenige Bauerngüter werden mit dem Rechte der römiihen Empby- 
teufe befeffen ?). Die Kennzeichen berfelben find nicht die Namen *) oder bie 
äußeren Aehnlichleiten bäuerlicher Gutsverhältniffe mit derjelben, fondern ein 
beftimmtes Hinweiſen ber Reihebriefe auf die charakteriftifchen Eigenthümlichkeiten 
des römischen Inſtituts. 


II. Erbliche Nutungsrechte an Banergütern nad) Colonatrecht. 


g 141. 


Das deutſche Recht kennt eine Art bäuerlicher Gutsrechte, welche in einem 
erblichen Befig- und der Natur des Grundftücdes entiprechenden Nutzungsrechte 
beiteht, zu welchem in der Negel ein befchränktes Verfügungsrecht hinzukommt. 
Dies find die weientlicben Elemente eines Inftituts, welches von der Wiflenichaft 
mit dem allgemeinen Namen Colonat bezeichnet wird, aber in den PBarticular- 
rechten unter den verfchiedenften Benennungen !) bervortritt, als Meperrecht ?), 


8) Wirkliche Emphyteuſen kamen meift nur als Verleihungsformen der nad römiſchem 
echte lebenden Kirche vor. Aber fehr häufig inbentificirte man die ganz verjchiedenen deutjchen 
Bauerleihen damit und zmwängte ihnen römiſche Beftimmungen auf. Steinader a. a. O. 
©. 479 Anm. 4. S. Gäde (in der $ 188 Anm. 1 cit. Schr.) S. 70 fig. 

4) Am wenigfien beweift dafür da® vieldeutige Wort Erbzinsgut. Aber auch nit ein- 
mal dag Wort Emphyteuſe, da man darunter fehr häufig feine beftimmte Species, ſondern 
eine generelle Claſſe von Berleihungen verftand, 3. B. d. Bayer. Landr. a. a. D.8 1. 

1) Nicht alle Benennungen der Bauergüter bezichen fih auf die rechtliche Natur 
des Beſitzrechts; mande find von dem alten Gerichtöverbande entlehnt, in welchem fie 
fih befanden, 3. B. Probfidinge- , Voigtdings⸗, Meierdingsgüter, Hägergüter, Hubgüter, 
Hofgüter. 

2) Meyer ſind urſprünglich die Beamten des Villicationsſyſtems, dann diejenigen, welchen 
man Grundſtücke gegen die Verpflichtung zu denjenigen Abgaben übergiebt, welche der ehe⸗ 
malige villieus als fixirten Ertrag der Verwaltung hatte zahlen müſſen. Später nannte man 
fo auch die einzelnen Colonen eines folchen Wirthſchaftsganzen. Vgl. Maurer, Geld. d. Fron⸗ 
höfe, d. Bauernhöfe n. j. w., Bd. 2 (1862) ©. 458 fig. Wigand, Provinzialr. v. Paderborn, 
Bd. 1 S. 185. Wippermann, Das Recht der Meierämter (offcia villicationis), 1859. Daß 
man diefe Verleihung in Urkunden bisweilen mit dem Ausdrud locare und die Abgaben bes 
Meyer als Heuer bezeichnete, brängt nad dem älteren Sprachgebraudge nicht zur Annahme 
eines perfönfichen Rechte. S. auch Wigand a. a. DO. ©. 187. Dies behauptet dagegen 
Gefenius, Meyerrecht, Th. 2 S. 108 fig. auch noch für die Gegenwart, und bor ihm Sıruben, 
De jure vill, cap. 28 9, 10 u. f. w., u. A. m. Dgl. jchon dagegen Runde, Die Rechts⸗ 
lehre v. d. Leibzucht S. 96 fig. — Die Schillingsgüter im Lüneburgifchen, die Leihe zu Walt- 
recht (Lennep, Landfiedelrecht I, 2 $ 81) enthalten ähnliche VBerhältniffe als da8 Meyerrecht. — 
Das Wort Meyer wird allerdings auch in manchen Gegenden für Pächter gebraucht. (Geſenins, 
Bd. 2 S. 149 fig), aber dies ift anomal. 
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bildeten die Bauern, denen das Eigentum am Gute zuftand. Aber nur ein 
Theil von dieſen Bauern war von jeder Gutsherrlichkeit frei, der größere Theil 
war Dagegen zu Gunſten des Gutsherrn gleichfall® gebunden ?). Bauern biefer 
legteren Art fonnten fogar im Einzelfalle wirthfchaftlich fchlechter geftelit fein 
als Bauern mit bloßem Nutzungsrecht, fofern nämlih Die ihnen auferlegten 
Reallaſten und Servituten beſonders drüdend waren. Immerhin war ihr 
Erbrecht unbeſchränkt auf die ganze Familie ausgedehnt, während felbft bei ben 
Gütern mit erblihem Nutungsrecht das Erbrecht meiſt ein beſchränktes war ®). 
Außerdem war gegen den Eigenthumsbauer, wenn er mit feinen Leiftungen an 
den Gutsherrn in Rüditand kam, leine Abmeierung zuläffig *). 

Diejer Gegenſatz ift jet faft ganz verwilcht. In den meiften Staaten find 
nämlich die bäuerlichen Nutungsrechte in volles Eigenthum verwandelt 5) und 
fogar die Neubegründung mancher diejer Rechte, namentlich des Erbzinsrechts 
und der Erbpadt, ijt verboten. ‘Die Bauern müffen fich jet alſo meift der all- 
gemeinen Rechtsformen bedienen, d. b. die Güter zu Eigenthum erwerben oder 
in gewöhnliche Zeitpacht nehmen 5*). Aber immerhin find doch einzelne beutjche 
Staaten mit der Abjchaffung der bäuerlichen Nutungsredhte im Rückſtande, 
und auch für die übrigen Staaten baben dieſe Nutungsrechte noch jett ein 
erhebliches Intereffe, da fie vor faum fünfzig Jahren au in ihrem Gebicte 
die weitejte Verbreitung hatten. Deshalb ift eine Weberficht über dieſe Rechte 
nicht zu entbehren ®). 


1. Rechte an Banergütern nad) allgemeinen Rechtsformen. 


8 140, 


Dbihon das Lehnrecht feiner urjprünglichen Bedeutung nach vorzugs- 
weife für die dadurch zu Kriegsdienſten verpflichteten Mitglieder der Ritter- 
haft beftimmt war, fo bat man doch die in ihm liegende allgemeine Form 
der Uebertragung binglicher Nechte über ihr urjprüngliches Anwendungsgebiet 
ausgedehnt und namentlih auch zur Begründung bäuerlicher Nukungd- 
rechte verwendet !). Die auf ſolche Weile begründeten Rechte, für deren Vor⸗ 
handenſein jedoch nicht ſchon die Bezeichnung „Erblehen“ entjcheibet ?), enthalten 
in Beziehung auf das Necht an der Sache alle Befugniffe des Lehnrechts, foweit 


2) Eiehe oben S. 112. 

3) Eiche unten im Erbrecht. 

4) Eiche unten S. 238. Stobbe II 8 184°, 

5) Siehe oben ©. 114. 

5a) Ueber Rentengüter |. unten $ 172. 

6) Ueber heutiges Recht Neubauer, Zufammenftellung des in Dentichland geltenden Rechts 
betr. Etammgüter, bäuerliche8 Recht, Neallaften u. |. f. (1879). 

1) ©. oben 8 104, Anm. 4. Haubold, Sächſ Recht $ 461. 

2) Der Name Lehen oder Erblehen wird au für Erbleihe, d. h. erbliches Colonatrecht, 
gebraucht. Regelmäßig find die Namen Feudaſter, Zins, Beutel-, Schulzenleben. 
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diefe nicht durch das befondere Band der Vaſallentreue und der Nitterbienfte 
bedingt find. Daher wird zwar die Succelfionsberechtigung überhaupt nach 
den Grundfäßen des Lehnrechts beurtheilt, aber die Lehnsfähigkeit des letzteren 
ift Hier feine bedingte Vorausſetzung; ebenfo tritt der Verluſt des bäuerlichen 
Rechts nicht jchon bei jeder Handlung ein, welche im eigentlichen Lehnrechte eine 
Felonie begründen würde. 

Nur wenige Bauerngüter werden mit dem Rechte der römifchen Emphy⸗— 
teufe beſeſſen?). Die Kennzeichen verjelben find nicht die Namen 4) oder bie 
äußeren Aebnlichleiten bäuerliher Gutsverhältniffe mit derſelben, fondern ein 
bejtimmtes Hinweiſen ber Leihebriefe auf die charakteriftiichen Eigenthümlichkeiten 
des römifchen Inſtituts. 


II. Erbliche Nutzuugsrechte an Banergütern nad) Colonatredit. 


g 141. 


Das deutfche Recht kennt eine Art bäuerlider Gutsrechte, welche in einem 
erblihen Befit- und der Natur des Grundftüdes entiprechenden Nutungsrechte 
befteht, zu weldem in der Regel ein befchränftes Berfügungsrecht hinzukommt. 
Dies find die weſentlichen Elemente eines Inftituts, welches von der Wifjenichaft 
mit dem allgemeinen Namen Colonat bezeichnet wird, aber in den Particular- 
rechten unter den verjchiedenften Benennungen !) hervortritt, als Meyerrecht ?), 


8) Wirtlihe Emphyteuſen kamen meift nur als Verleihungsformen ber nad römiſchem 
Rechte lebenden Kirche vor. Aber fehr häufig indentificirte man die ganz verfchiedenen deutſchen 
Banerleihen damit und zwängte ihnen römiſche Beſtimmungen auf. Steinader a. a. O. 
S. 4719 Anm. 4. ©. Gäde (in der $ 188 Ana. 1 cit. Schr.) ©. 70 fig. 

4) Am wenigfien beweift dafür das vieldeutige Wort Erbzinsgut. Aber auch nicht ein- 
mal da8 Wort Emphyteufe, da man darunter fehr häufig feine beftimmte Species, ſondern 
eine generelle Claſſe von Berleihungen verftand, 3. B. d. Bayer. Sandr. a. 0.9.81, 

1) Nicht alle VBenennungen der Bauergüter bezichen ſich auf bie rechtlihe Natur 
bes Beſitzrechts; manche find von dem alien Gerichtsverbande entlehnt, in weldem fie 
fi befanden, 3. B. Probſtdings⸗, Voigtdings-, Meierdingsglter, Hägergüter, Hubgüter, 
Hofgüter. 

2) Meyer find urfprünglich die Beamten des Villicationsſyſtems, dann diejenigen, welchen 
man Grundftüde gegen die Verpflichtung zu denjenigen Abgaben übergiebt, welche der ehe- 
malige villicus als firirten Ertrag der Verwaltung hatte zahlen müfjen. Später nannte man 
fo aud die einzelnen Colonen eines folhen Wirthfchaftsganzen. Vgl. Maurer, Geld. d. Fron⸗ 
höfe, d. Bauernhöfe u. f. w., Bd. 2 (1862) ©. 458 fig. Wigand, Provinzialr. v. Paderborn, 
Bd. 1 ©. 185. MWippermann, Das Recht ber Meierämter (offcia villicationis), 1859. Daß 
man dieſe Verleihung in Urkunden bisweilen mit bem Ausbrud locare und die Abgaben des 
Meyer als Heuer bezeichnete, drängt nad dem älteren Sprachgebraude nicht zur Annahme 
eines perjönlihen Rechts. S. auh Wigand a. a. D. ©. 187. Dies behauptet dagegen 
Gefenius, Menerreht, Th. 2 S. 108 fig. auch noch für die Gegenwart, und vor ihm Struben, 
De jure vill, cap. 2 8 9, 10. u. f. w., u. X. m. Bgl. ſchon dagegen Runde, Die Rechts⸗ 
Iehre v. d. Leibzucht ©. 96 fig. — Die Schillingsgüter im Lüneburgifchen, die Leihe zu Walt- 
recht (Leunep, Landfledelrecht I, 2 $ 31) enthalten ähnliche Verhältniffe als da8 Meyerrecht. — 
Das Wort Meyer wird allerdings aud in manchen Gegenden für Pächter gebraucht. (Gefenins, 
Bd. 2 S. 149 flg.), aber dies ift anomal. 
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Erbpadt?), Erbrecht“), Erbzinsreht5), Erbleihe 8). Alle diefe Gutsrechte, 
welchen gleihmäßig der Charakter dinglicher Rechte zulommt?), haben 
regelmäßig mit einem von ihrem heutigen verfchiedenen Rechtsinhalte begon- 
nen; bejonders ericheint die Erblichkeit und damit bisweilen auch die Ding- 
lichkeit al8 eine erjt neuere Errungenihaft?). Die Verfchiedenheit ihres 
Ausgangspunktes und ihrer fpäteren Entwidelung zeigt fih auch jet noch in 
manchen Abweichungen einzelner Nechtöfolgen, aber doch find fie nicht fo 
weſentlich, daß fie das obige Grundprincip felbft ergriffen und die wilfenfchaft- 
lihe Vereinignng dieſer Bauerhofsrechte in einem umfaflenden Inftitute un- 
möglih machten. 

Das Colonatrecht gewährt das ausgebehntefte Hecht der Benutung bes 
Dauerguts, wie diefelbe durch die Natur des letztern und feine herkömmliche 
Bewirthſchaftung geboten wird, und ohne Nachtheil für die Erhaltung desſelben 
geſchehen kann9); auch eine Beränderung der Eultur, wenn jie feine Ver⸗ 
ſchlechterung des Guts enthält, ift nicht ausgefchloilen 1°). Der Colon vertritt 
das But in allen dasſelbe betreffenden Nechtsftreitigkeiten ſowohl als Kläger 
(mit den gewöhnlichen Realklagen), wie als Bellagter, ohne die Befugniß, den 
Gegner an den Gutsheren zu verweilen, dem jedoch eine Intervention frei- 
jteht 11); eine Wiedervereinigung veränßerter Parcellen durch die Reunionsklage 
wird fogar regelmäßig dem eintretenden Colonen zur Pflicht gemacht 13). Wirkliche 


8) S, die Münfterifche Erbpadhtorbnung v. 1785. Das Oeſterr. Geſetzb. Art. 1123 
und 1123 umterjcheidet Erbpadht von Erbzinsrecht dur die Größe des Zinfes, welche bei 
erfterem im Berhältniß zum Fruchtertrage ftebe, bei letzterem nur ein Bekenngeld fe. Die 
Calenberg. Meyerorbn. I $ 1 identificirt Erbpacht mit Meyerredt. S. auch Haubold, Sächſ. 
N. 8 171. 

4) Bayer. Zandr. IV, 7 5 6. 

5) Pr. Landr. I, 18 5 680—819. In Sachen ftehen die Erbzinsgüter mit ber Be- 
dentung von Colonatgütern den f. g. fchlechten Zinsgütern, d. 5. dein mit Reallaften belegten 
Eigenthuun gegenüber. Haubold a, a. DO. $ 459 u. 460. 

6) Suttinger, Consuetud. Austr., p. 997 sq. — Auch die Lafigüter in der Mittelmark, 
die Fetegüter in Schteswig-Holftein und die Güter der Eigenbehörigen in Weftphalen zählen 
hierher. Eichhorn, Einl. $ 261, 3. 

7) Pr. Landr. I, 18 8 680 flg., Gefenius, Meyerrecht, Bd. 2, ©. 130 fig. Bülow und 
Hagemann, Erörterungen, Bd. 3, Nr. 22. Steinader, S. 478. Mittermaier, Grundſätze, 
g 488. 

8) Die älteren Kormen der Bauerleihe find fo mannigfaltig, daß fie fi kaum zu einem 
vollftändigen Ganzen zufammenfaflen laſſen. Ueber da8 mittelalterliche landrechiliche Leihen zu 
Zinsgut vgl. Homeyer, Syſtem des Lehur. S. 276. Bgl. auch die Notizen bei R. Jacobi, 
Anselmus de Orto super contract. emphyt. et precaril, libelli atque investiturae (Wimariae), 
1854, Roth, Feudalität und Unterthanenverband (1863) ©. 139 fig. 

9) Der Umfang der Benutung ift nad) der Intention des Berleihenden ähnlich dem bes 
Lehnrechts, — Ausfchöpfung aller im Eigenthum liegenden und ohne jene® übertragbaren Be- 
fugnifie. S. Gefeniuß a. a. O., S. 161. Bülow und Hagemann, Erörter., Bd. 2 Nr. 25. 
Wigand, Brovinzialr. v. Paberb., Bd. 1, ©. 89. 

10) Hagemann, Landwirthichaftsrecht, S. 524. Steinader a. a. O., ©. 480. 

11) Wigand a. a. D., ©. 88. Hagemann a. a. D. u. Erörterungen, 4, Nr. 13. 

12) Wigand a. a. O. 
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Veräußerungen des ganzen Guts oder eines Theils, ſei es unter Lebenden oder 
von Todes wegen, ſind, wenn ſie ohne Einwilligung des Gutsherrn geſchehen, 
nichtig 1?); dieſe kann aber in der Regel nicht aus unerheblichen Gründen, be- 
ſonders dann nicht verjagt werden, wenn der neue Erwerber zur Bewirtbichaf- 
tung fähig ift ?*). Dereliction des Bauerbofs ift durch die Vertragspflicht des 
Colonen ausgejchloffen 75). Da die freie Dispofitionsbefugniß mangelt, mithin 
auch eine Verpfändung des Guts der Zuftimmung des Gutsheren bedarf, fo 
baftet für die Schulden des Colonen nur deſſen Allodialvermdgen 10), wozu 
alle Habe außer dem Gute und insbefondere auch bie Meliorationen, welche 
der Colon zu dem Hauptgute gemacht bat und vergütet erhält, gerechnet 
werden 17). Der Colon bat die Verpflichtung, das Gut baulih und in gutem 
Wirtbichaftsftande zu erhalten, auch die darauf ruhenden öffentlichen Laſten und 
Reallaſten zu tragen; ebenjo muß er die gutSherrlichen Gefälle entrichten, unter 
denen namentlich ein bald Eeinerer (bloß zur Recognition des Eigenthums), 
bald größerer Zins an den Gutsherrn bervortritt 18), 

Das Colonatrecht wird begründet durch einen Vertrag zwiſchen dem Guts⸗ 
herren und Eolonen 19). Der darüber abzufaffende Leih⸗ oder Meyerbrief ent- 
hält die näheren Bedingungen des Verhältniſſes, welche Durch Geſetz und locales 
Gewohnheitsrecht ergänzt werben ?). ‘Der Menerbrief muß ſowohl beim An 
tritte des Colonatguts als auch fpäter von Zeit zu Zeit erneuert werden. Be⸗ 
ſondere Aufhebungsgründe des Colonatrechts find die Eonjolidation beim Ab- 
iterben des Colonen und feiner fucceifionsberechtigten Nachkommen und die Fälle 
der Caducität, welche in dem Abmeierungsrechte des Gutsherrn begründet find 


.(8144)°'). 


18) Hagemann, Landwirthſchaftsrecht S. 526. Steinader S. 480 Anm. 9. Grefe, 
S. 228 fig. S. aber Wigand a. a. D. ©. 9. 

14) Befugniß zur Veftellung einer Leibzucht (f. d. Erbredit), einer Servitut auf die Dauer 
des Recht, muß dem Kolonen nad allgemeinen Grundfägen frei fiehen. Das Recht der Ber- 
pachtung ift bißmweilen ausgeſchloſſen. S. Struben, De jure villic. c. II, 8 4. 

15) Bülow und Hagemann Erört, Bd. 4, Nr. 82. 

16) Die Schulden ergreifen auch ohne einen Conſens des Outsherrn das unter Vorbehalt 
der gutsherrlichen Rechte als Erecutionsmittel dienende Gut, wenn öffentliche Laſten aus dem 
Allod nicht bezahlt werden können, aber nicht ohne Weiteres auch wegen versio in rem; f. jedoch 
Hagemann, Landwirtbichaftsr. S. 527. Grefe a. a. DO. ©. 231 u. 277 fig. 

17), Steinader a a D ©. 497 fig. 

18) Ueber die Zinien vgl. unten $ 169. 

19) Zur Begründung de8 dinglihen Rechts bebarf es feiner Tradition, wenn nicht das 
Bartieularrecht eine ſolche vorfjchreibt. Die Analogie des emphyteutiichen Kontracts ift hier in 
ber That zuläffig. Grefe a a. DO. ©. 220 fig. 

20), Namentlich ift aus dem localen Hertommen die Frage nad den Kennzeichen ber Erb- 
lichkeit zu beantworten, wenn diefe im Leihbriefe nicht ausgeiprochen fein ſollte. Solche Merk 
male find: Laudemialverpflichtung beum Gutsantritt, Vorkommen von Leibzudhten und Interims- 
wirthichaften. Eichhorn, Einl., ©. 648. Cine allgemeine Bermuthung für die Erblidjleit kann 
nicht angenommen werden, wohl aber nad) Zocalrecht begründet fein. 

21) Es tritt hier eine ähnliche Sonderung des Allods vom Colonat ein, als beim Lehn; 
nur wird hier das allodium cum villa conjunctum niemals getrennt, fondern immer nur dem 
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Ansibung des Colonatrechts durch einen Interimsmirth '). 
& 142. 


Die Stellung eines Colonen ſowohl gegen den Gutsherrn als gegen bie 
Gemeinde macht e8 wünfchenswerth, daß die Vertretung des Bauernguts durch 
einen felbftändigen, der Bewirtbfchaftung fähigen Wirth nicht unterbrochen 
werde. Ein gewöhnlicher Bormund, welcher die Gutsverwaltung während der 
Minderjährigfeit des Anerben übernähme, würde jenen Intereffen nicht genü- 
gen ?), und man ilt deshalb in vielen Gegenden Deutfchlands zu dem Injtitute 
ber Interimswirtbichaft gelommen. Der Interimdwirth ift ein auf bejtimmte 
Zeit (Mahljahre) gewählter Vertreter des Anerben im Colonate 
mit felbftänpiger Berehtigung®). Er wird beftellt, wenn die Suc- 
cejfion in das Colonatgut für den minderjährigen Anerben entweder durch den 
Tod oder das Übtreten des Colonen zur Leibzucht eröffnet wird *)5). Der 
urjprünglide Fall der Interimswirtbichaft ift die Uebertragung bderfelben auf 
ben zweiten Ehegatten durch die überlebende Wittwe unter Zuftimmung der 
Bormünder und des Gutsheren ®). Der Interimswirth muß eine zur Bewirth- 
Ihaftung fähige Perfon fein 7); die Verwandtfchaft 8) desfelben mit dem Auerben 
kommt dagegen ebenfomwenig als in der Regel das Geſchlecht in Betracht. Das 
Nechtsgeichäft, welches die Interimsmwirtfchaft begründet, ift eine Veräußerung 
ohne Liberalität; feine Form kann die einer legtwilligen Verfügung und eines 
Vertrags fein. 

Der Interimswirth hat am Colonat und deſſen Zubehör?) während der 
Dauer des Verhältniſſes alle Rechte und Pflichten eines wirklichen Colonen, 
zu denen noch die bejondere Verbindlichkeit zur Erhaltung des Guts für den 
Anerben binzutritt. Wie der Colon erwirbt er daher alle Früchte des Guts 
und ift zu denfelben Wirthfchaftshandlungen wie jener berechtigt. Auch ver- 
tritt er das Gut activ und paffiv in den basjelbe betreffenden Rechtsſtreitig⸗ 


Werihe nach vergütet. Um weitläufige biftorifche Unterfuchungen abzufchneiden, beſtimmen manche 
Geſetzgebungen, was als allodium cum villa conjunctum anzufehen fei. Ruude, Interimswirthſch 
©. 6 u. 7. 

1) Ch. 2. Runde, Abhandlung ber Rechtslehre von der Interims-Wirthichaft auf deutfchen 
Banergütern, 1796, 2. Ausg. 1882. Bfeiffer, Meyerrecht ©. 382 fig. 

2) S Runde a. a. ©. $ 8 und ©. 42. 

8) Dieſes juriftifche Princip (procurater in rem suam) ift lange verfannt worden. Weber 
die zum Theil wunberlichen Anologien, welche man benutzt hat, ſ. Runde 8 23—29. 

4) Andere Fälle f. bei Runde 8 87. 

5) Auf die Beftellung eine® Vormunds hat die Interimdwirthichaft gar feinen Einfluß. 
Der Interimewirth kann felbft Bormund fein, bies ift aber nicht nöthig. 

6) Eichhorn, Eint. $ 366 giebt der Wittme dies Recht ganz unbedingt. Vgl. aber Runde 
$ 41, und die daf. Anm. ce angeführten Gefete. 

7) ©. Runde ©. 102 fig. 

8) Denn obſchon der Fall, daß der Stiefvater Interimswirth ift, am häufigſten vorlommt, 
fo ift er doch keineswegs der ausſchließliche 

9) Nicht am Allovialvermögen des Anerben. 
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keiten, und ſeine Erwerbshandlungen bereichern das Grundſtück. Dagegen 
darf er weder das ganze Gut, noch einen Theil davon veräußern 19) und ver- 
pfänden; der Anerbe muß aber folde Schnlden desſelben anerkennen, welche 
das Bedürfniß des Guts forderte und die zum Beſten desfelben übernommen 
wurden 11), Der Interimswirth ift verpflichtet, Da® Gut in Bau und Belfe- 
rung zu erhalten, alle Laſten desjelben (auch das Laudemium) zu tragen, die 
hypothekariſchen Schulden zu bezahlen, die Geſchwiſter des Anerben ſowie diefen 
felbft zu alimentiren und jene regelmäßig auch abzufinden und auszujteuern 12); 
auch wird meiſtens verabredet, daß er fein Termögen ganz oder theilweife in 
dad Gut verwende. Dafür wird ihm nach Beendigung ber Interimswirtb- 
ſchaft eine Leibzucht und feinen Kindern eine Abfindung, wohl auch ein even⸗ 
tuelles Succeffionsrecht gewährt. Sp wie er nun verpflichtet ift, den Schaden 
zu erjegen, welcher dem Gute durch eine Vernachläffigung der Sorgfalt, bie 
er in eigenen Ungelegenheiten anwendet 3), entftanben ift, jo ift er berechtigt, 
für diejenigen Verwendungen in das Gut, welche außer dem Kreife feiner Ber- 
pflihtung liegen und den Ertrag des Guts nebit feinem einzuwendenden Ber- 
mögen überfteigen, Entſchädigung zu verlangen !*), 

Die Interimswirtbichaft Hört auf mit der Beendigung der Mahljahre, 
welche regelmäßig in den Zeitpunkt der Volljührigfeit des Anerben füllt; ebenfo 
wird fie durch die Wirtbichaftsunfähigkeit und den Tod des Interimswirthe), 
nicht aber durch den Tod des Anerben beendigt. 


III. Ridterblihe Nutzungsrechte an Banergütern. 
8 143. 


Zwiſchen dem erbliden Colonatrechte und einem bloßen Zeitpacht !) in 
der Mitte fteht ein dingliches Nutzungsrecht am Bauergute, welches auf eine 
beftimmte Dauer befchränkt ift, nämlich auf die Lebenszeit des Empfängers, 
oder auf beftimmte Jahre, ober auf willtürliden Widerruf. Ihre bejonderen 
Eigenſchaften haben dieſe Güter ähnlichen Verbältnijfen und Umſtänden zu ver- 


10) Died gilt jeboch nicht von ben nothiwendigen Beräußerungen, befonders des Inventar, 
welche als gewöhnliche WirthichaftShandlungen betrachtet werden können. 

11) Runde ©. 182 fpricht dem Gläubiger (nad) L. 7, Cod. 4, 26 und L. 1 pr. D. 20, 6) 
eine Klage gegen den Anerben auf Grund der in rem versio, dem Interimswirthe aus dem 
Mandate oder ber negotorium gestio u. 

12) Dies jedoch nur, wenn der Fall der Abfindung oder Ausſteuer in bie Dauer der Mahl⸗ 
jahre fällt. Runde S. 156. 

13) Runde $ 70. Berge, auch Heife und Eropp Juriſt. Abhandl. 2. Bb., ©. 98 fig. 
Rechnung braucht der Interimswirth nicht abzulegen. 

14) Runde, 8 73 und 74. 

1) Es ift hiftoriich nicht gerechtfertigt, wenn Mittermaier biefe Güter (D. Pr.-R. $ 489) 
als Nachbildungen des Pachtverhältniffes anfieht. Denn das Anwenden römiicher Analogien, 
3. B. von dem Berfafler des Solmſiſchen Landrechts auf die Landfiedelleihe, hat nicht die dauer⸗ 
hafte Wirkung gehabt, daß jene Annahme fo allgemein gerechtfertigt wäre, 
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danken als die Colonate; oft find fie auf dem Wege der Erblichleit nur ftehen 
geblieben, welchen einzelne Arten des Colonats, mit denen fie in Rüdficht auf 
bie erjten Anfänge verwandt waren, raſch vollendeten. Daher kommt es, daß 
die Nichterblichkeit Häufig nur eine theoretiich vorhandene Eigenſchaft ift, wäh 
rend im Leben nach alter Sitte das erledigte Gut auch dem Sohne des abge- 
gangenen Befiters verliehen wird, der es nur von Neuem ‚gewinnen‘ muß?). 
Dei diefen Gütern finden alle Grundſätze des Colonatrechts Anwendung ?), 
joweit fie ohne das Princip der Erblichkeit beftehen können; wenn daher nicht 
ein bejtimmter, das Verhältniß auflöjender Grund eintritt, fo muß auch der 
Singularjucceffor des Gutsherrn die Berechtigung anerkennen. Dahin gehören 
bejonders die auf Xebengzeit verliehenen Bauerleben in Oberbefien *), Gewinn- 
güter am Niederrhein 5), Leibgedingsgüter (Leibrecht) in Bayern) und Oefter- 
reich 7), Schupf- und Falllehen in Schwaben®), und die Tobbeftände in Baden, 
ferner die auf Lebzeit des Gutsherrn verliehenen Neujtiftögüter in Bayern; 
regelmäßig ift die Erblichleit auch der f. g. Bebhandigungsgüter?) nur eine 
factiſche. Willfürlich gekündigt werben können die Landſiedeleien 10) in Heffen, 
Solms und Walde (obſchon auch bei ihnen factifch in der Negel Vererbung 
ftattfindet), die Güter auf Herrengunft (veranleitete Freiftifte) 21) und einzelne 
Arten der Laßgüter. Auch für diefe Claſſen von Gütern entfcheiven nicht 
Immer die Namen, da fie theils in verfchiedenem Sinne gebraucht werben, 
theils oft jelbft dann noch feitgehalten wurden, wenn ſich die Natur der 
Güter Thon längft in einer dem Namen widerjprechenden Weife umgeftaltet 
batte 12), 


IV. Rechte der Gutöherren gegen die Nutzungsberechtigten. 
8 144. 
Die Rechte des Gutsheren find keineswegs überall dieſelben, ſondern je 
nah der Verſchiedenheit der bäuerlichen Zuftände in ihrem Umfange und In- 


2) Schon bie Berpflihtung des Gutsherrn, die dem Gute zugewandten Meliorationen zu 
vergäten, führte häufig dazu, ftatt diejes Erſatzes das Gut dem Sohne zu geben, um fo mehr, 
da diefer es durch ein Laudemium gewinnen mußte S. Eichhorn, Einl. 8 255, 4. 

8) Namentlid) muß der Befiger auch hier alle Gutslaften tragen. 

4) Runde, Anm zu Buri, Erläuter. d. Lehner. Anm. 50. 

5) ©. die bei Mittermaier a. a. O. 8 29 erwähnten. 

6) Cod, Mux, Bav, a. a. O. 8 29. 

7) Suttinger, Cons. Austr, p. 997 sq. 

8) Bad. Landr. Art. 1881 aa—bl. Gaisberg, Beleuchtung der Rechtsverhältniſſe bei 
Scupflehen, 1824. 

9) Beftritten. S. Eichhorn, Einl. 8 261 Anm. V. 

10) 5. Lennep in dem $ 139 Anm. 1 angef. Werte, und Sternberg in der Zeitichr. für: 
deutſches Recht, 8. Bd. S. 93 fig. Solmſ. Landesordn. Th. 2, 7. 

11) Im Bayer. Landr. aa DO. 8 31. 

12) Buri, Bon den Bauerglitern &. 878. 
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halte von einander abweichend !). In der Regel bat der Gutsherr das Necht 
auf vertragsmäßige Abgaben und Reallaften ?), bejonders Zinfen und Dienfte, 
auch jtanden ihm in manden Gegenden die außerorbentlichen Mittel zur eigen- 
mächtigen Geltendmachung dieſer Rechte, als Dienftzwang und außergerichtliche 
Auspfändung des Grundholden wegen rüdjtändiger Zinfen zus). Häufig ge 
fellen ſich Hierzu noch mannigfadhe Berechtigungen, welde, aus ehemaliger 
Leibeigenichaft der Bauern abftammend, fich in der Geſtalt von NReallaftrechten 
noch heutzutage bie und da erhalten haben *). Keine Reallaften, fondern per- 
fünlihe Verpflichtungen dagegen find bier das Laudemium und Mortuarium 5), 
von denen das eritere einen regelmäßigen Beſtandtheil der gutsherrlichen Rechte 
in Deutjchland ausmacht. Die Rechte auf diefe Laften und ein eigenthümliches 
dem Gutsherrn zuſtehendes Privationsrecht des Colonen bedürfen bier einer 
befonderen Ausführung. 1) Das Yaudemium®) (Handlohn, Chrichag, 
Weinkauf, Lehnwaare, Auffahrt, Gewinngeld, Lehngeld) ift eine urfprünglich 
bei Verleihung bäuerlicher Nutzungsrechte vorlommende, aber unter Einfluß des 
römischen Rechts ſpäter ausgedehnte und durch Herlommen oft auch auf Bauer- 
güter im vollen Eigenthum übertragene Laft, welche in der Verpflichtung bes 
neuen Gutserwerbers bejtebt, dem Gutsherrn eine beitimmte Summe zu 
zahlen). Nach feinem eigentlichen Charakter ift das Laudemium eine im Ber- 
leihungsvertrage begründete perjönliche Verbinplichleit; im Laufe der Zeit bat 
fih aber an manchen Orten die Vertraggmäßigfeit desfelben verloren, und es 
bejtebt dann jchon kraft einer gewohnheitsrechtlichen oder gejeglichen Vorſchrift 


1) Die gut&herrlichen Rechte entbehren eines juriftifchen Mittelpunkts, kraft defjen fie einer 
juriftifchen Gefammtconftruction fähig wären. Sie beftehen aus vielen einzelnen Berechtigungen 
des verfchiedenften Urſprungs (Vogtei, Vorbehalt bei Berleihungen, Reſte der Leibherrichaft, 
Vertrag u. f mw.) und ber verichiedenften rechtlichen Natur, Ihr Zufammenhang ift ein hiſto⸗ 
riſcher und ihre Einheit Tiegt weniger in einem juriftifchen Begriffe ale in der eigenthümlichen 
focialen und ötonomifchen dee, welche durch diefe Verbindung Geltalt erhält: Daher 
bebt e8 den Begriff der Outsherrſchaft nicht auf, wenn die einen oder anderen biefer Rechte 
fehlen. 

2) Ueber bie Möglichkeit von Neallaften bei diefer Art von Bauergütern |. Duncker, Real 
laften, ©. 203 fig. Häberlin, Zeitſchr. f. deutfh. R. Bd. 18 ©. 157 fig. 

3) Bgl. $ 58 Anm. 7. 

4) Wigand, Provinzialt. v. Baderboru und Corvey, 1. Bd., S. 251. 

5) S. Dunkler, Die Lehre von den Reallaften (1837), S. 227, gegen bie fehr verbreitete, 
ang Mangel eines fcharfen Begriffs der Neallaften bervorgegangene Anficht, fie feien jenen 
immer beizuzählen. 

6) Bed, Bom Abfchoß, Nachſteuer und Handlohn, herausg. v. Lange, 1871. Schröter, 
Abhandl. von der Lehnmaare und anderen Belehnungsgebühren, mit Vorrede von Cdardt, 
1798. Vom Handlohn der Erbgliter befonders nach Nürnberg. Rechten, 1798. Wigand a. a. O. 
©. 74 fig. Grefe, Hannöver. Pr.-#. 2. Bd. 8 69. Steinader, Braunfchmweig. Pr.-R. 8 216. 
Meiste, Praktifche Unterfuchungen anf dem Gebiete des einheimifchen Nechte, 1846 (über das 
Lehngeld bei. nad) dem Sächſ. Generale v. 1751). 

7) In der Regel tritt die Berpflichtung zum SHandlohn nicht bei Beränberungen ber 
Perfon des Qutsheren ein. S. Calenberg. Meyerordu. 2 8 3. 


238 Sachenrecht. Rechte an fremden Sachen. 


Das Laudemium befteht in ver Negel in gewilfen Procenten des Gutswerths ®) 
und fommt nicht bloß bei einer Gutöveränderung ?) vor, welche durch ein Ges 
ſchäft unter Lebenden veranlaßt wird, fondern auch bisweilen bei Erbfällen; 
im lesteren Falle jedoch regelmäßig nur bei ber Vererbung auf Seitenverwanbte, 
2) Das Mortuarium!‘!) (Beithaupt, Kurmede, Gewandrecht, Buttheil, 
Hauptrecht, Todfall, Hauptfall) ift die Berechtigung des Gutsherrn, aus dem 
nach Bezahlung der vom Werjtorbenen gültig contrabirten Schulden übrig 
bleibenden Nachlaffe des Colonen 11) eine einzelne beftimmte Sadye ober eine 
Quote, oft auch eine befonderd verabredete (Befthauptstheidigung) oder her⸗ 
kömmlich feitgefeßte Abfindung zu fordern. Dies Recht fette urſprünglich 
Reibeigenfchaft des Colonen voraus; es ift aber nach Aufhebung der Leibeigen- 
(haft bisweilen als eine dem Laudemium analoge Laft fteben geblieben, und es 
finden fih auch Beiipiele des Mortuariums bei Gütern freier Bauern 1?). 
3) Das Abmeierungsredht, d. 5. die Befugniß des Outsherrn, den Co⸗ 
Ionen nach vorhergegangenem Erpulfionsproceffe in gewiſſen Fällen feines Gutes 
zu entiegen. Solde Fälle find der Concurs des Colonen !3), fchlechte Wirth- 
Schaft, Verſäumniß der Erneuerung der Bemeierung, Rüditand im Zahlen der 
Zinfen 14), Veräußerung des Guts ohne Zuftimmung bes Gutsherrn und bei 
nichterblichen Leihen bisweilen auch das eigene Bebürfniß des Letteren, voraus, 
gefett, daß er das Gut felbft übernehmen will 15). *4) Das allgemeinfte aller 
Nechte des Gutsherrn iſt natürlich fein Heimfallsreht: wenn das Necht bes 
Bauern durch feinen Tod oder durch Abmeierung, bei vererblichen Gütern durch 
das Ausſterben ber erbberechtigten Familie erlofch, fiel da8 Gut an den Outs⸗ 
beren zurüd. Uber dies Heimfallsrecht war praktiſch minder wichtig, als es 
zunächft fcheinen möchte. Denn nach ven Geſetzen einer ganzen Anzahl von 
Staaten durfte der Gutsherr das Gut nicht zu freier Verfügung oder eigener 
Nupung behalten, fondern er mußte e8 zu den üblichen Bedingungen anderweit 
an einen Bauern ausleihen 1°). Er hatte aljo von dem Heimfalldrecht nur dem 
einen Bortbeil, daß er die Perſon des neuen Bauern beliebig ausſuchen konnte 17). 


8) Vgl. 3. B. Cod. Maxim. Bavar. IV, 7 8 11. 

9) Bol. Mittermaier, Grundfäte 8 496. 

10) Bodmann, Abhandlung von dem Befthaupte, 1798. 

11) Jedoch fommt das Colonat felbft mit in Anrechnung. 

12) Hohenlohifches Landr. 8. Th. Tit 8 8 4, 6-9. Eichhorn, Einl. 8 71, 66. 

18) Da das Gut nur mit Willen de8 Gutsheren veräußert werden kann, und ein im 
Concurs gerathener Colon durch Verluft feines Allodialvermögens außer Stand geräth, das 
Gut zu bewirtbfchaften, fo tritt ein Ball der Berechtigung des Gutsherrn ein, das Colonat 
zurüctzufordern. &. Calenberg. Meyerordn., 9. Cap.; Eichhorn a. a. DO. ©. 646 Anm. kk. 

14) Bgl. darüber 3. B. die bei Grefe a. a. O. ©. 268 flg. angeführten Quellen. ‚Die 
Zeit des Zinsrüdftandes wird gewöhnlich auf 2 oder 8 Jahre beftimmt. 

15) ©. Grefe a. a. O. ©. 274. 

16) Schröder, Rechtsgeſch.iß 67. 

17) Durch diefe Werthlofigfeit des Heimfallsrecht® if es auch erflärlih, daß ben Gui6- 
herzen für defien Aufhebung in Preußen keine Entſchädigung bewilligt worden if. 
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Dritter Abſchnitt. 


Servituten. 
L Allgemeinen. 
8 145. 


Berechtigungen an fremden!) Sachen, wodurch biefe einer theil weiſen 
Herrihaft unterworfen werden, beruhen fo fehr im Intereſſe nachbarlicher 
Verbindungen, daß fie fein entwideltes Nechtsleben entbehren kann. Auch das 
ältere deutfche Recht kennt folche Eigenthumsbeichräntungen in großer Mannig- 
faltigfeit, freilich ohne dieſelben nach der Beſonderheit ihrer rechtlichen Natur 
zu bejtimmen ?). Daher finden fich denn auch Die eigentlichen Servituten von 
anderen in ihrer äußeren Erſcheinung ähnlichen Berechtigungen kaum geſchieden; 
denn jo jebr auch der Begriff der Eerpitut, wie ihn das heutige gemeine 
Necht aufftellt, in der Hauptfache ein durch feine innere Wahrheit notwendiger 
tft, jo jet doch feine Erkenntniß ein Bewußtfein der juriftiichen Natur der 
binglichen Nechte und insbefondere des Eigentbums in einer Art voraus, in 
welcher e8 dem älteren deutfchen Rechte abgeht. Durch die Belanntichaft mit 
dem römiſchen Rechte wurde nun dieſe Erfenntniß vermittelt, und man ftellte 
fih fortan Die Aufgabe, die im einheimifchen Leben vorlommenden Rechtsver⸗ 
hältniffe nach den Grundſätzen bdesfelben zu beurtheilen. Wenn man babet 
häufig die Orenzlinten des Serpitutsbegriffs verkannte und ihm eine Reihe von 
Rechtsverhaältniſſen unterftellte, welche eine ganz andere Auffaffung verlangen °), 


ı) Aber auch Dienfibarleiten an eigener Sade find möglich nad den unten im Pfand- 
recht zu befprechenden Grundſätzen der Eigenthümerhypothet. Auch nach ROB. 929 kann der 
Eigenthümer zweier Grundſtücke das eine zu Gunften des Anderen mit einer Dienftbarteit 
belaften. 

3) Die Rechteblicher enthalten wenige Beifpiele von Servituten: die Aufzählung folcher 
mußte nach der Anfchauung des Mittelalterd mehr eine Sache der Caſuiftik fein, weshalb 
Urkundenfammiungen und Weisthümer die bier eigentlich beiehrenden Quellen find. Dagegen 
führen die in den Rechtsbüchern fchon erwähnten gejeglichen Eigenthumebeichräntungen (f. oben 
8 78 fig.) von jelbft gu der Annahıne eines häufigen Gebrauchs der Servituten. — Bol. 
Trummer, Vortr. über merhvürb. Erfchein. in der Hamb. Rechtkgeſch. 8, 1 (1849) ©. 89, 
Heusler 1 ©. 839, 343 über Nießbrauch (Keibzucht), IS. 125. 

3) Died war namentlich der Fall mit den Reallaften, weiche man häufig als Serpituten 
anſah, die ua der Eigenthümlichleit des deutichen Rechts in faciendo befländen; ferner mit 
einer Reihe von ganz jelbftändigen Nutungsberechtigungen, 1) des Ehemannes am Vermögen 
der Frau, 2) der Eltern an den Bütern der Kinder, 8) der Leibzucht und dem Leibgeding bes 
überlebenden Gatten, 4) der Interimswirthfchaft, 5) der Apanage, deren Auffafiung ale Nieß- 
brauch man durch Aufftellung eines fogenannten ususfructus juris Germanici zu retten fuchte. 
Ebenſo faßte man häufig den Gemeindenuten ſowie bie durch die Markordnungen gewährten 
Befugnifje und die vorbehaltenen Rechte des Gutsherrn bei Beftellung von Colonaten als Servi- 
tnten auf, zu welchem Irrthum ber Umftand leicht verleiten konnte, daß für einzelne Buntte 
biefer Verhältniſſe die Servitutenlehre allerdings eine nicht unpaſſende Analogie darbietet. 
Veberhanpt aber ift für die Beurtheilung deutfchrechtlicher Berhältniffe die Warnung nothwendig, 


240 Sachenrecht. Rechte an fremden Sachen. 


fo ift e8 bie Aufgabe der neueren Zeit gewejen, bie letzteren auf ihre wahre 
rechtliche Stellung zurüdzuführen. 

Das heutige deutſche Dienftbarleitsrecht weicht vielfach vom römtichen ab. 

* Ganz umgeftaltet ift zunächft von einigen neueren Gejegen, denen aud) 
das Neichsgejegbuch fich anfchließt, die Lehre von der Begründung der Dienft- 
barkeiten. Zunächft wird nämlich ihre rechtsgeſchäftliche Begründung in 
ftrenger Analogie nach den für die Eigenthumsübertragung geltenden Regeln 
behandelt; e8 genügt alfo nicht, wie in Rom, ein nudum pactum, fondern es 
ift für Dienftbarleiten an Fahrniß die Uebergabe 4), für Dienftbarkeiten an 
Liegenichaften die Eintragung im &rundbucd 5) vorgejchrieben. Der rechts. 
geichäftlichen Begründung zur Seite fteht die Feſtſetzung von Dienftbarkeiten 
durch Anordnung einer Behörde — fie ift bereit8 den Römern befannt, wird 
aber bei uns häufiger und vielfeitiger angewendet ®) — und unmittelbar durch 
Gefeß ”). Dagegen wird bie Erfigung der Dienftbarleiten, die vormals praktiſch 
eine fehr große Rolle fpielte, mehr zurüdgebrängt ®); das Reichsgeſetzbuch läßt 
fie fogar nur für Dienftbarfeiten an Liegenfchaften und auch hier nur in dem 
einzigen feltenen alle gelten, wo die zu erfigende Dienſtbarkeit als angeblich zu 


daß man Berechtigungen von fervitutsähnlicher Art nicht ohne Weiteres als Servituten auffaßt, 
indem fie außerordentlich häufig bloß perjönlicde Rechte find, welche gewillen Berechtigten als 
Mitgliedern einer Genofjenjchaft zufommen. 

4) Pr. ER. I, 2 8 185, 19 8 4, 21 8 2. RGB. 942, Auch die Frage, ob eine Dienft- 

barkeit gültig zu Stande fommt, weun der Befteller ein Verfügungsrecht über die Sache hat, 
ift im RGB. 942 gemäß der Kegel „Hand wahre Hand‘ entſchieden. 
5) Das beftinnmen für die Berfonalfervituten fchon jetzt Preuß. EEGeſ. 12 (die Eintragung 
ift zwar nicht dazu nöthig, daß die Dienftbarkeiten entftehen, wohl aber dazu, daß fie Wirkſam⸗ 
feit gegen Dritte gewinnen), ſächſ. GB. 646 u. ſ. f.; dagegen befteht für Grundgerechtigfeiten 
der Eintragungszwang bis jegt nur in Heinen Rechtsgebieien, 3. B. in Naflau, Medienburg 
(Roth UL S. 3781). Allgemein, fowohl für perfönliche wie für Grunddienftbarfeiten führt jetzt 
RGB. 794 den Eintragungszwang ein: die Landeögejee jollen fogar (amıl. Anm. 2 zu $ 929) 
befugt fein, für bereits beftehende Dienftbarleiten binnen gewiſſer Friſt die Eintraguug anzu⸗ 
orbnen. Bei Abfafjung des REOB.'s war die Frage übrigens viel umftritten. Siehe Gierke, 
Entwurf, ©. 315, Kreh bei B. u. F. Heft 14 ©. 96. Verhandl. des 19. Yuriftentages 3 
©. 105, 805. — Die Eintragung gefhieht in Abth. II. 

6) So ift z. B. da8 f. g. Bergwerkseigenthum eine auf Muthung bes Berechtigten vom 
Oberbergamt begründete Dienftbarkeit ; ebenfo wird der Nothweg nad ROB. 830 durch Urtheile- 
ſpruch begründet. Auch im Enteignungsverfahren werben oft, ftatt daß der Enteignungsgegner 
feines Eigenthums ganz beraubt wird, bioße Dienftbarkeiten auf fein Grundſtück gelegt. Preuß. 
Gef. v. 11. Juni 1874 $ 2,4, 6. 

7) So namentlich gewiffe Dienfibarfeiten des Nachbarrechts, fiehe oben S. 148. 

8) Das ältere beutfche Recht erkannte gerade bei Dienftbarfeiten eine Art Erſitzung an. 
Siehe Brem. Stat. v. 1488, 41: „So war em Borgher jculdeget den anderen umme ene 
druppen mit flichter claghe, dat je dar nicht vallen fchole van redıte, de ander fprefe, bat de 
druppe dar vallen habe jar und dad} odder mer ane rechte bifprafe; mad) be des alſo vulkomen, 
fo mad) he fine druppen wol beholden.” Stobbe II $ 97 Nr. 6. &o aud) die neueren Geſetze, 
3. 8. Pr. LR. I, 21 8 7, 22 8 18. Erſt das ſächf. GB. 647 fchließt für Perfonatfervituten 
die Erfigung aus, und diejenigen Geſetze, bie für Grundgeredtigfeiten ben Eintragungszwang 
einführen, müſſen aud für fie die Erfigung ganz abfchaffen oder doch nur als einen Titel zum 
Erwerbe der Dienftbarkeit anfehen. Roth Ill ©, 385, 
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Necht beftehend durch ein Verſehen bereits im Grundbuche eingetragen war ; 
Friſt 30 Jahre; Titel und fogar guter Glaube unnöthig ?). 

*Ebenſo wird die Aufhebung der Dienftbarkeiten anders geregelt als in 
Rom. Namentlich erlöfchen nach dem Reichsgeſetzbuch die im Grundbuche ein- 
getragenen SDienitbarkeiten weder durch Nichtgebrauch oder eine andere Art ber 
Verjährung noch dur Confufion, und der Verzicht des Berechtigten hebt fie 
nur auf, wenn er im Grundbuche eingetragen ift 1’). Die Regel, daß der Nieß⸗ 
brauch durch den Tod des Nießbrauchers untergeht, wird von den beutichen 
Geſetzen meift beibehalten, aber nicht als zwingendes Recht; erft im Reichs⸗ 
gefeßbuch erjcheint die Kegel in ausnahmslos zwingender Geftalt1!). Durch 
die Zwangsverfteigerung des belafteten Grundſtücks geben die Dienftbarkeiten 
dann unter, wenn der Antrag auf Zwangsverſteigerung von einem Gläubiger 
geftellt tjt, deſſen Recht älter iſt als die Dienftbarfeit 2), anderenfalls bleibt bie 
Dienftbarkeit, der Verfteigerung ungeachtet, auf dem Grundftüd liegen. 


* Auch der Inhalt der Dienftbarkeiten bat fich von den römiſchen Regeln 
wenigften® zum heil entfernt. So find einige der römiſchen Dienftbarleiten 
ganz verſchwunden (3. B. usus, habitatio) 13) und dafür zahlreiche neue Dienit- 
barleiten entitanden. Vor Allem ift aber die römijche Regel, daß die Grund» 
dienftbarfeit eine causa perpetua haben, insbeſondere nicht bloß den Unter- 
nebmungen bes gegenwärtigen Eigenthümers bes herrichenden Grundſtücks, 
fondern den dauernden Bebürfniffen dieſes Grundſtücks dienen müſſe, be- 
feitigt : jede Grunddienſtbarkeit ift jetzt zuläffig, welche, wenn auch nur vorüber- 
gehend, für die Benugung des berrichenden Grundſtücks von Vortheil ift!*). 


* Die Dienjtbarkeit kann auch nach deutſchem Nechte, wie nach römiſchem, 
ben Gigenthümer des belafteten Grundſtücks zu feinem pofitiven Thun ver- 
pflichten: servitus in faciendo consistere nequit. Wohl aber kann ber 


9) RGEB. $ 815 Abſ. 2. 

10) So RGB. 817, 807, 796. Die gleichen Regeln für die Verjährung und Confufion 
hatte 3. B. Pr. IR. 1, 22 8 49, 54. 

11) ROB. 970, Motive III S. 580 zu $ 1014 Nr. 1. Dagegen foll der einer juriftifchen 
Berfon zuftehende Niefbraud nicht wie in Rom mit 100 Jahren, fondern mit Auflöfung der 
jurififhen Perſon erlöſchen. 

12) RZwG. 11, 66, 72. Der Dienſtbarkeitsberechtigte iſt alddann nad) Maßgabe des Ranges 
ſeines Rechts aus dem vom Erſteher zu zahlenden Preiſe zu entſchädigen. Und zwar geſchieht 
die Entſchädigung des Nießbrauchers in Form einer Rente, die dem Geldwerth ſeiner jährlichen 
Nutzung entſpricht; das für dieſe Rentenzahlung erforderliche Kapital iſt zu hinterlegen. Bei 
Grundgerechtigleiten geſchieht dagegen die Eutſchädigung durch Zahlung des durch Abſchätzung 
ermittelten Kapitalwerths der Dienſtbarleit. RZwG. 140. Ueber das Recht des Dienſtbarkeits⸗ 
gläubigers, auch das Ausgebot des Grundſtücks mit feiner Dienftbarleit zu fordern, ſ. RZwG. 77. 
Aehnlich wie das RZwG. das preuß. ZwG. 22, 29, 32, 60, 109, 119. 

18) Auch die Emphyteuſe iſt (vom bäuerlichen Rechte abgeſehen, oben S. 281) ver⸗ 
altet. Dagegen kommt die Superficies, im ROB. 924 als Erbbaurecht bezeichnet, noch 
jetzt vor. 

14) RGEB. 930, 

17. Auf. 16 
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Dienftbarkeit eine Reallaft hinzugefügt werben, welche dem Eigenthümer des 
belafteten Grundftüds eine Handlungspflicht auferlegt 1°). 

*Von der neueren Agrargefehgebung find eine Reihe von Dienftbarleiten, 
die für die Land» oder Forftwirtbichaft ſchädlich erjchienen, wie namentlich die 
MWeidegerechtigkeiten, feindlich behandelt. Sie find, fomeit fie von älterer Zeit 
ber noch vorhanden, für ablösbar erflärt oder ganz aufgehoben, und ebenfo iſt 
ihre Neubegründung entweber nur beſchränkt zugelaffen oder ganz verboten !®). 


2, Einzelne Aernituten. 
8 146. 


Das Recht, auf eines Anderen Grundftüd Vieh zum Zwede der Weide zu 
treiben 1), ift nicht immer eine Servitut; es kann auch der Inhalt der aus der 
Mitgliedſchaft einer Gemeinde entipringenden Berechtigungen oder eines Vor⸗ 
bebaltes des Gutsherren bei Uebertragung von Nutungsrechten an feinen Grund- 
ftüden fein, welche an ſich eine folche Einwirkung des Eigenthümers ausichließen 
würden. Mebrere diefer verichiedenen Berechtigungen oder mehrere gleichartige 
Weideberechtigungen verjchtevener Subjecte fönnen in Betreff eines belafteten 
Grundſtücks gleichzeitig zufammentreffen, woburdh der Fall der Koppelhut 
gegeben wird ?). Die wichtigfte Art der Weideſervitut iſt die f. g. Schäferei- 
gerechtigfeit, d. h. die (häufig dem Gutsherrn zuftehende) Befugniß, eine Schaf- 
herde auf den in der Gemeindemark liegenden Aeckern weiden zu laſſen °). 

Der Servitutberechtigte darf, wenn die Zahl des Viehes nicht beftimmt 


15) RGEB. 982. "Deshalb hat 3. B. bei der servitus oneris ferendi die Ausbeflerungs- 
pflicht des Eigenthümers der Tragemauer im beutichen Recht keine couftructiven Bedenken. 

16) Weiderechte können 3. B. nad) ber preuß. Gemeinheitstheilungsordnung von 7. Juni 
18231 $ 27, 164 höchſtens auf bie zwiefache Dauer der beftehenben Fruchtfolge beftellt werben. 
Siehe auch preuß. Geſ. v. 2. März 1850 5 91. 

1) Müntner, Das Weiderecht (1804), Hagemann, Handbuch des Landwirthſchaftsrechts 
(1807) $ 290—806,. Pt, ER., Th. 1 Tit. 22 8 80—145. Deſterr. GB. 5 498502. Cod. 
Maximil. Bav. P. 2 Cap. 8 5 13 14. Haubold, Sädf. Privatr. $ 192 fig. Sadfe, Sächſ. 
Privatr. $ 290 fig. Dernburg I $ 802. 303. Eccius 3 S. 402. 

2) Koppelhut d. h. gemeinfchhaftliche Hut Mehrerer auf einem oder mehreren Grundftüden, 
tan in ganz verfchiebener Art vorkommen, es kann nämlich jo genannt werben die Concurrenz 
bes Eigenthümer® und Serpitutberechtigten auf dem Grundftüde des Erfteren (jus compascendi), 
ferner die Eoncurrenz mehrerer Servitutberechtigter auf dem Grundftüde eines Dritten (jus 
compascui), ferner die Eoncurrenz mehrerer als Gemeindeglieder zur Weide Berechtigter auf 
Gemeindegrundftüden (jus compaseulationis) und endlich die gegenfeitige WWeideberechtigung 
Mehrerer auf ihren verfchiedenen Grundflüden (jus compasculationis reciproeum), 

3) Oft ift damit das ausſchließliche Recht, überhaupt Schafe zu halten, verbunden (Schäferei- 
recht). Im Zuſammenhange damit fteht da8 häufig vorkommende Recht des Horbenfchlag® oder 
Pferchrecht, wonach Jemand fordern darf, daß die Schafe ded Schäfereiberechtigten auf feinen 
Grundftüden des Düngers wegen lagern; fomohl die juriftifche Natur diefes Rechts als die des 
f. g. Stabrechts (d. 5. die Befugniß , fremde Schafe durch feinen Hirten weiden und treiben 
zu laffen) kann nur nach den Berhältniffen bes einzeluen Falles beurtheilt werden. Niemals 
aber find es Gervituten, wie theilweile Eichhorn, 8 182, annimmt. 
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ift, im Zweifel nur fo viel auf das belaftete Grundftüd bringen, als mit dem 
von den berechtigten Grundftüden gewonnenen Futter Durchwintert werben kann, 
bei welchem Maßſtabe jeboch der Futterbedarf des übrigen zur Landwirthſchaft 
gehörigen Viehes in Anrechnung gebracht werden muß*). Er ift verbunden >), 
das Vieh durch einen Hirten beauffichtigen zu laffen. Die Zeit der Weide tft 
nach Art des belafteten Grundſtücks verſchieden; auf Wiefen darf das Weide- 
recht während der (durch locales Herlommen oder Uebereinkunft beftimmten) 
offenen Zeiten), auf Bruchtädern nad Aberntung der erbauten Frucht und 
jtet8 auf dem nicht beſömmerten Bracdfelde ’), auf Haiden zu jeder Zeit aus⸗ 
geübt werden. Der Eigenthümer des belafteten Grundſtücks tft verpflichtet, alle 
Handlungen zu unterlaffen, welche bie Weidegerechtigfeit benachtbeiligen würden; 
er darf daher für fein eigenes Vieh nur die nach Befriedigung des Servitut- 
berechtigten übrig bleibende Weide benugen ®), die belafteten Grundftüde nicht 
in einer Weiſe umgeftalten, bei welcher der wirtbichaftliche Ertrag des Weide- 
rechts verringert würbe ?), auch darf er die offenen Zeiten nicht willfürlich ver- 
fürzen (3. B. durch grundlofes Hinausjchieben der Ernte). 

Die zur Koppelhut auf dem Grundftüde eines Dritten Berechtigten können, 
wenn fie ihre bei Ausübung des Rechts entjtehenden gegenfeitigen Beziehungen 
nicht durch bejondere Vebereinkunft georpnet haben, im Zweifel Die Koppelhut 
mit gleichen Rechten (und Beichränkungen) ausüben. Die bei einer Verfchlechte- 


4) Man würde irren, wenn man biefen Grundfag auf römifches Hecht zurückführen wollte. 
Gewiß ift er rein deutfchen Urfprungs, wie 3. B. die Faſſung des bei Kraut, $ 135 Anm. 8, 
abgedruckten Jülichſchen Landredhts v. 1557 (51 8 1) zeigt. — Nicht immer braucht aber ber 
Weideberechtigte feine eigenen Thiere zur Weide zu fchiden, er kann, wenn er das obige Maß; 
einbält, fein Weiderecht auch durch Andere, 3. B. pachtweije, ausüben laſſen. S. Hagemann, 
Prakt. Erörteruugen, ®d. 4 Nr. 58. — ©. Pr. LH. a. a. O. 8 90 fig. Deſterr. GB. 
Art. 500, — Nur die f. g. ungemeffene Schäfereigerechtigfeit wird durch die angegebene 
Grenze der Zahl der Schafe befchräntt, während bei der gemefienen die Zahl der Schafe fchon 
auf anderem Wege beftimmt ift. 

5) Hagemann, Landwirthichafter., $ 297. Pr. CR. a. a. DO. 8 99 u. 100. 

6) ©. Bülow und Hagemann , Erörterungen, Bd. 8 Nr. 28. Der offenen Zeit fleht 
gegenüber die gefchloffene, 

7) Die Befömmerung des Brachfeldes fteht dem Eigenthümer des belafteten Grundſtücks 
frei, wenn fie der Ortsgebrauch überhaupt geftatte. ©. Pr. LR. a. a. O. 8 116, 

*8) Dies gilt aber nur, wenn der Umfang der Weideberechtigung, 3. B. die Zahl des auf- 
zutreibenden Vieh, feft beftimmt iſt. Iſt dagegen die Weideberechtigung „ungemeſſen“, fo gilt 
der Eigenthümer als mit weideberechtigt, ein etwaiger Ausfall der Weide ift alfo zwiſchen Cigen- 
thümer und Servitutberechtigten verhältnigmäßig zu theilen. Pr. ER. I, 22 8 108. Dern⸗ 
burg I $ 3024, Eccius 3 ©. 403. 

9) Der Weibeberechtigte hat ſich alle diejenigen Handlungen gefallen zu laffen, welche zur 
Bearbeitung bed Grundftüdg in herlömmlicher und ort&üblicher Weile dienen, alfo aud) Eultur- 
veränderungen innerhalb diefer Grenze —, nicht aber völlige Umgeftaltungen, 3. B. die Ver⸗ 
wandlungen einer Wiefe in Aderfed. S. Pfeiffer in der Zeitfchrift für deutfches Recht, Bd. 18 
&. 165 fig. Anſchütz im Ardiv f. civ. Pr., Bd. 55 S. 293 fig. Siehe aud) oben ©. 118, 
* Die neueren Agrargejetze verbefiern aber gerade in dieſer Beziehung die Stellung ber Gigen- 
thümer, Dernburg 18 308, 

16* 
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rung des Weideplatzes notbiwendig werdende Reduction des Viehes trifft Die 
mehreren Berechtigten gleichmäßig. 

* Daß gerade die Weidegerechtigleiten durch die neuere Agrarreforın fehr 
eingeſchränkt find, ift bereits mehrfach erwähnt. 


8 147. 


Das Net, über das Grundftüd eines Dritten Vieh zu treiben, iſt der 
Inhalt der unter dem Namen Triftrecht vorfommenden Serpitut!). “Die 
Breite des Triftwegs wird, wenn feine Webereinfunft vorliegt, auch fein uns 
vorbenflicher Befigftand erwieſen tft, durch Das Ermeſſen Sachverftändiger nach 
der Größe der zu treibenden Heerde bejtimmt. Da in dem Triftrechte nicht 
auch das Weiderecht begriffen ift, fo iſt der Berechtigte zum Erſatz alles durch 
Abfrejjen der Frucht auf dem belafteten Grundſtücke entjtandenen Schadens 
verbunden, felbit wenn der Verpflichtete ſich dagegen nicht durch die Umzäunung 
feiner Grundftüde ficherte. 


$ 148. 


Die oben ($ 78 und 81) erwähnten gejeglichen Beſchränkungen des Eigen- 
thums an Gebäuden finden nicht in allen Ländern als folche ftatt, ſondern 
häufig ift es den Privaten überlaffen, durch Beftellung derfelben als Inhalt 
von Servituten ihr nachbarliches Intereiie zu wahren. Daher kommen das 
Reiterrecht, das Hammerſchlagsrecht 1), das Lichtrecht in feinen verjchiebenen 
Bedeutungen auch in Geftalt eigentlicher Servituten vor. Wo dagegen biefe 
Beichränfungen ſchon gejetlich beſtehen, iſt es möglih, die Befreiung davon 
wieber als eine Dienftbarkeit zu begründen. 


8 149. 


Bon den Waldnugungen!), weldhe den Inhalt von Serpituten aus- 
machen können, kommen am häufigften folgende vor: 1) das Beholzungsrecht, 
d. 5. das durch ein beftimmtes feitgejegtes Maß oder den individuellen Bebarf 
beichräntte Recht, Brenn- oder Baubolz oder beides zugleich aus eines Anderen 
Waldungen zu nehmen, und zwar in der Regel nach der Anweifung des Leb- 
teren 2). 2) Die Maftgerechtigfeit, d. h. die Befugniß, Schweine in einen 
fremden Wald zum Zwede der Fütterung mit den abgefallenen Eicheln zu 
treiben 3), jeboh wird die Ausübung biefer Servitut durch den Ausfall des 


1) Hagemann, Landwirthſchaftsr. $ 807—309. 

1) Verſchieden davon ift da8 Hammerwurfsrecht, d. h. das Recht, zu verlangen, daß eine 
Sandlung (3. B. das Abmähen von Gras u. f. m.) auf Hammermurfsweite von einem be- 
fiimmten Punkte entfernt vorgenommen werde. ©. v. Löw, Martgenofjenichaften (1829), S, 117. 

1) S. überhaupt Eding, Rechtsverhältnifie des Waldes (1874). 

2) Ein wirklicher Nießbrauh am Walde wird deshalb regelmäßig einen weiteren Umfang 
haben, ale das Beholzungsrecht. 

3) S. Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, $ 192. 
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alljährlichen Eichelfalls bedingt. 3) Das Weiderecht in fremden Waldungen, 
welches an fich das Maftrecht noch nicht mit umfaßt, richtet fich nach den all» 
gemeinen Grundjähen über das Weiderecht überhaupt; dem Waldeigenthümer 
fteht die Befugniß zu, bejtimmte Theile des Waldes als Schonungen von der 
Weide auszunehmen, fofern die Forſtcultur dies fordert +). 4) Fernere Nubungen 
an fremden Waldungen in der Geftalt von Dienftbarkeiten find die Raff⸗ und 
Lejeholzgerechtigkeit, das Recht auf Windbrüche, das Eichel- und Buchederleje- 
recht, das Recht auf das gefallene Laub und die zur Streu dienenden Wald- 
producte, das Recht des Kohlenbrennend und Theerſchwelens u. |. w. Alle 
dieſe Rechte find der Beſchränkung der Forftpolizei unterworfen, und zwar bei 
dem allgemeinen Zwede der letteren in einzelnen Rändern auch bann, wenn 
jene an bloßen Brivatwaldungen beitellt find 5). 

* Auch die Waldbienftbarkeiten find in neuerer Zeit häufig im Intereffe der 
Forſtwirthſchaft aufgehoben oder für ablösbar erflärt ©). 


Pierter Abſodmitt. 
Das Pfandrecht an Liegenſchaften und Die Reallaft. 


1. Das Liegenſchaftspfandrecht. 


1. Bas ältere dentſche Recht‘). 
8 150*. 


Nach mittelalterlichem Nechte konnte ein Grundftüdgeigenthümer fein Grund» 
ſtück zu Gunften eines Gläubigers — vom Rentenkauf abgejehen — in dreifach 
verfchievener Weife binden: 1) er übertrug ihm (mit dem Vorbehalt der Wieber- 
einlöfung) das Eigenthum feines Grundftüds; 2) er behielt das Eigenthum, 
übertrug aber dem Gläubiger die Gewere, d. h. Befik und Nukung des 
Grundſtücks; 3) er behielt nicht bloß das Eigenthum, ſondern auch bie 
Gewere und beichränkte fich darauf, fein Grundſtück zu Gunſten des Gläu- 
bigers für „gefrohnt“ oder beichlagnahmt zu erklären). Dan kann aljo 





4) ©. Hagemann a. a. DO. 8 296. Pfeiffer in der Zeitfchr. f. d. R. 13, ©. 195 fig. 

5) Die Forſtordnungen enthalten daher Beſtimmungen über ſ. g. Holztage, dann über 
Inſtrumente, mit welchen das Laub gefammelt werben barf u. |. iv. 

6) Dernburg I $ 304. Eccius III $ 187a. 

1) Albrecht, Gewere (1828), ©. 180, v. Madai in Ztſchr. f. d. Recht 8 ©. 284, (1846), 
Budde ebenda 9 S. 411 (1847), v. Meibom, Das deutſche Pfandrecht (1867), Sohm in Grün- 
hut's Ztſchr. 5 ©. 1 (1877), Franken, Das franzöfifche Pfandrecht im Mittelalter, I (1879), 
Kohler, Piandrechtlihe Korfhungen (1882), Brunner, Zur Rechtsgeſchichte der Urkunde I 
5. 193 (1880), Heusler II S. 128, Schröder, Rechtsgeſchichte, S. 282, 692, Stobbe II 
8 106, 107. 

23) Sranten, a. a. O. ©. 7 leitet das Frohnungspfandrecht aus der missio in bannum 
ber, weiche ach fränkiſchem Amtsrecht die Zwangsvollſtreckung in Liegenfchaften einleitete, ber 


246 Sachenrecht. Rechte an fremden Sachen. 


drei °) verſchiedene Arten von Pfandbrechten — Died Wort im weiteften Sinne 
verftanden — unterfcheiden: das Eigenthumspfandrecht, Das Nukungspfand- 
recht und das Frohnungspfandredt?). Das Nukungspfandrecht wird übrigens 
auch als ältere, das Frohnungspfandrecht als jüngere Sagung bezeichnet®). Mit 
gutem Grunde: denn das Nutungspfandredht (und das Eigenthumspfanbrecht) 
ift weit früher entitanden als das Frohnungspfandrecht; gab erfteres Doch dem 
Gläubiger eine weit größere Sicherheit als letzteres; und es entipricht dem 
allgemeinen Gang der Wirtbfchaftsgefchichte, daß mit einer feineren und freieren 
Entwidelung bes Krebitverlehrs die Krebitgeber ihre Anfprüdhe an bie vom 
Kreditnehmer zu ftellende Sicherheit abſchwächen. Damit ftimmt es überein, 
daß das Frohnungspfandrecht ſich in den Städten früher ausbildet als auf dem 
Lande, da die Städte natürlich in der Entwidelung des Krebitverlehrs dem 
Lande vorauseilen ®). Seit Beginn der Neuzeit ift denn auch Eigenthums⸗ 
und Nutungspfandrecht fo gut wie ganz verichwunden und nur das Frobmungs- 
pfandrecht blieb im Gebrauch. 

Der Pfandgläubiger foll fih für feine Forderung aus dem Grundſtücke 
Befriedigung verfchaffen pürfen. Das deutſche Recht bietet ihm drei Wege dafür 7). 
Entweder nämlih Tann er fi nur an die Nutzungen des Grundftüds halten; 
diefe Nutzungen fallen ihm zu, aber er muß fich ihren Werth auf feine Forde⸗ 
rung anrechnen laffen, jo daß die Forderung allmählich amortifirt wird und 
das Grundſtück nach Vollendung der Amortifation frei an den Schuloner zurüd- 
fällt: man ſpricht alsdann, eben weil das Kapital durch das Grundſtück amorti- 
firt wird, von einer Todtfagung®) Oder es fällt nicht bloß die Nubung 
des Grundftüds, fondern auch feine Subftanz, wenn der Schuldner nicht ander- 
weit für die Dedung der Pfandſchuld forgt, an den Gläubiger zu unwiderruf- 


Gläubiger habe den erften Act diefer Zwangsvollſtreckung, die Frohnung, rechtsgeſchäftlich voraus- 
genommen; dad Frohnungspfandrecht fei deshalb als die amtsrechtlihe, Eigenthums⸗ und 
Nutzungspfand als die volksrechtlihe Art der Verpfändung zu bezeichnen. Die Unterfcheiduug 
der verichiedenen Arten der Kreditficherung ift neuerdings am meiften durch Frauken a. a. O. 
gefördert. Heusler's Widerfpruc gegen Franken (II S. 128) ift ſchwer verfländlid). 

5) Wenn man das Rentenrecht hinzufügt, vier. 

4) Römifche Parallelen find die fiducia, das antichretifche pignus, die hypotheca. 

5) Zuerfi von Albrecht a. a. O. $ 16, 17. Dagegen behauptet Heusler II ©. 131: 
„Die jog. neuere Sagung ift ebenfo alt wie die fog. ältere Satzung.“ 

6) Stobbe II $ 106%, Brunner in dv. Holgendorff’8 Rechtsenchkl., 5. Aufl., ©. 276. 
Schröder, Rechtsgeſch, S. 693 erflärt das Frohnungspfandrecht geradezu für bie ftadtrechtliche 
Form der Verpfändung. 

7) v. Meibom, ©. 341, 429. Franken, ©. 148. 

8) Umigelehrt nennen die Franzoſen die Tobtfakung vif-gage, weil die Nußungen des 
Grundſtücks nicht todt liegen, fondern den Schuldner von feiner Kapitalfhuld befreien. — Sehr 
oft wird übrigens vereinbart, daß der Gläubiger die Nutungen behält, ohne fie auf fein Kapital 
anrechnen zu milfjen, fo daß fie wirthichaftlih eine Berzinfung feines Kapitals darftellen, das 
nennen die Sranzofen mortgage. Auch Uebergänge kommen vor, 3. B. daß die Nutzungen nur 
in einer im Voraus feftgefegten Höhe auf das Kapital zu verrechnen find, ber Ueberfchuß aber 
dem Gläubiger als Zins bleibt. Franken, a. a. O. ©. 185, Kohler, a. a. O. ©. 106. 


Pfandrecht an Liegenfchaften. Aelteres Hecht. $ 150. 247 


Iihem, durch keine Einkdfung mehr bedrohtem Eigenthum, mag das Pfand auch weit 
böberen Werth haben, wie die Forderung des Gläubigers: Berfallpfand. 
Oder endlich, der Gläubiger, welcher Befriedigung jucht, muß zum gerichtlichen 
Verkaufe des Grundſtücks fchreiten, aus dem Erlöfe fi) bezahlt machen und 
den Ueberſchuß an den Schuloner herausgeben: Bertaufspfand Bon 
diefen drei Formen der Befriedigung des Gläubiger werben Todtſatzung und 
Berfallpfand gleich alt fein; Dagegen ift die Form des Verkaufspfandes erft in 
jüngerer Zeit entitanden, weil der Pfandverkauf erſt dann Vortheile bietet, 
wenn der Umjat in Liegenichaften eine gewilfe größere Entwidelung erreicht 
bat?), Dit Beginn der Neuzeit treten Todtſatzung und Verpfallpfand ganz 
zurüd, und nur das Verkaufspfand behält Geltung. 


Hatte der Schuldner dem Gläubiger irgend ein Pfand (im weiteren Sinne) 
bejtellt, jo durfte fich nach Älterer deuticher Auffaffung der Gläubiger nur an 
das Pfand, nicht an das fonftige Vermögen des Schulpners halten; wenn alfo 
das Pfand verloren ging oder fein Werth nicht genügte, um die Forberung bes 
Släubigers zu befriedigen, jo brauchte der Schulpner den Ausfall nicht zu 
deden, fondern der Verluft traf den Gläubiger 1%). Die Verpflichtung des 
Schuldner wurde aljo, modern gefprochen, nicht als perjönliche, ſondern als 
Realobligation, das Pfandrecht des Gläubigers nicht als Hypothek, jondern als 
Grundſchuld aufgefaßt. Das altdeutfche Recht war zu diefer Anjchauung zum 
Theil durch feine Vorliebe für einfache Rechtsverhältniſſe, feine Abneigung gegen 
folivar neben einander berlaufende Anfprüche veranlaft 1!) Noch vor Ende 
des Mittelalters machte ſich aber eine feinere Auffafjung geltend, welche feinen 
Anftand nahm, neben der Realobligation noch eine perjönliche, das ganze Ver- 
mögen ergreifende Haftung des Pfandſchuldners zuzulaſſen, und fo kam fchon 
por Aufnahme des römischen Rechts auch die Hypothek zur Anerkennung !?). 
Immerhin wurde die Grundichuld nicht ganz aufgegeben ; denn in vielen Fällen 


9) Stobbe LI $ 106 Nr. 3, 107 Nr. 6, Heusler II ©. 131, Franken, S. 149, Kohler, 
©. 137. 

10) Siehe z. DB. Privil, f. Medebach (bei Stobbe, Zur Geſch. des d. Vertragsrechts, 1855 
©. 265): Si domum suam aliquis et curtim in vadio posuit uni civium suorum, si domus et 
alia edificia combusta fuerint „. . si domum suam reedificare non valuerit, quod remansit 
de igne, .. det illi, cujus vadimonium prius fuerat, et sic se absolvat;; creditor postea quantum- 
eunque debiti superest, nichil amplius ab eo extorquere secundum nostram justiciam possit. 
Hierauf baut v. Meibom, ©. 264 feine Lehre, daß das Nutzpfand nicht eigentlih ein Pfand, 
fondern ein Tauſchgeſchäft geweſen jei: der Gläubiger habe jein Gelb gegen die Nutzung des 
Grundſtücks ausgetauſcht. Dagegen 3. B. Kobler, ©. 97, Heußler II ©. 188. 

11) Die gleiche Anſchauung lehrt im Bürgichaftsrecht wieder. Ebenſo bei der Regel, daß 
eine Sache, bie beim Depofitar geftohlen ift, nur von ihm, nicht vom Deponenten gegen den 
Dieb verfolgt werden kann; f. oben ©. 179 ®, 

12) 3. 8. Berbener Statuten 47 bei Kraut $ 102 Nr. 47. vd. Meibom, S. 425, meint 
fogar, bein Frohnungspfandrecht fei die perjönliche Haftung des Schuldners „gemeinrechtlich“ 
geweſen. Siehe aber Lüb. Recht cod. III c. 255, Stader Recht bei Kraut 5 102 Nr. 45. 
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erſchien die Beſchränkung der Haftung des Schuldners auf das Grundftüd auch 
vom Standpunkte bes jüngeren Rechts aus als ganz angemeljen. 

Anfangs galt es als unzuläffig, ein und dasſelbe Grundftüd mit mehrfachen 
Pfandrechten zu belaften, und bei dem Eigenthums⸗ und Nubkpfande war auch 
eine mehrfache Belaftung thatſächlich nicht durchführbar. Erſt im jüngeren 
Recht tft für das Frohnungspfandrecht die alte Regel fallen gelajfen, und zwar 
derart, daß das früher beftellte Pfandrecht ven Vorzug vor dem ſpäter bejtellten 
erhielt 1%). Da fonftige VBorzugsrechte nicht anerkannt waren, ift damit dieſelbe 
Rangordnung ber Pfandrechte eingeführt, wie im beutigen Recht. 

Die Form, in welder das Pfandrecht zu begründen war, ift feine gleich» 
mäßige gewefen. Doch überwiegt die Regel, daß die Begründung offenkundig 
vor dem Gericht ober dem Stabtrath der belegenen Sache erfolgen muß , landes⸗ 
rechtlich Tchließt fich daran die Vorfchrift der Eintragung des Pfandrechts in 
Öffentliche Bücher). Heimlich begründete oder gejepliche Pfandrechte werden 
nicht anerkannt. Es beruht alfo bereits das mittelalterliche Pfandrecht auf dem 
Bublicitätsprincip. 


2, Hebergang zum heutigen Necht. 
8 151. 


*Das deutſche Pfandrecht des Mittelalters genügte wenigſtens in feinen 
jüngften Kormen (Zrohnungspfand, Verkaufspfand) !) für die Verkehrsverhältniſſe, 
wie fie bei Beginn der Neuzeit beftanden, durchaus, und es war elaftifch genug, 
um fich auch einer weiteren Entwidelung des Kreditverkehrs zwanglos anpaſſen 
zu können. Dem römiſchen Pfandrechte war e8 weit überlegen. Denn biejes 
fonnte geheim begründet werden, während die meilten deutſchen Geſetze ſtreng 
an der Offenkundigfeit der Pfandbeitellung feitbielten. Das römifche Pfandrecht 
litt ferner unter feiner accefforifhen Natur, unter feiner Abhängigleit von der 
perjönlichen Forderung des Pfandgläubigerd, während das beutjche Recht eine 
folche perjönliche Forderung überhaupt nicht verlangte. Das römifche vertrags- 
mäßig begründete Pfandrecht wurde endlich dadurch vollftäindig entwerthet, daß 
neben ihm gelegliche Pfandrechte aus dem Boden fchoffen, daß Generalhypotheken 
die pfandrechtliche Belaftung des Grundftüds in Verwirrung bradten, daß 
jüngere Pfandrechte, wenn ihnen ein Privileg zur Seite ſtand, ben älteren 


18) Stobbe, $ 107°, Abm. v. Meibom, ©. 454. 

14) Sächſ. Lehnrecht 55 $ 8: Sal man gut jetten, als it helpende fi, dat mut geſchien 
bor des landes richtere. Lub. Hecht cod. II c. 24: Set oc jeman fin erde dem anderen vor 
fchult, he fchal it eme fetten vor deme rade, be fettinghe blivet ſtede. Münchener Stabtr., 
Art. 32: Wer erb umd aigen zu pfant wil fegen, ber fol daz tuon vor gerichts in offner 
Ihrannen . . und daz fol man fchreiben in daz gerichtbuodh. Bremer Stabtr. vd. 1808 c. 28: 
Nen man ne mad) fetten wicbelethe, be ne boet vor then ratmaunen. Stobbe II 8 106 
Nr. 4, 107 Nr, 2% 

1) Stobbe II $ 108, 
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Pfandrechten den Rang abliefen; das beutfche Necht Hingegen Tannte gefeß- 
lihe Pfandrechte, Generalhypotheken?), Pfandprivilegien überhaupt nicht. 
*Trotzdem bat das römifche Pfanbrecht Eingang in Deutfchland gefunden, 
bezeichnend für den Geift, der die Aufnahme des römischen Rechts geleitet hat. 
Freilich nicht mit dem Erfolge, das deutiche Pfandrecht zu verdrängen, aber 
doch mit der Wirkung, daß das römische Pfandrecht mit dem beutichen ver- 
flochten wurde und es um feine Klarheit und Sicherheit brachte. Von foldhen 
Verbindungen römifchen und deutſchen Rechts fei das Folgende erwähnt. 


Im Anflug an das ältere deutſche Necht fordern die Statuten umd 
Landesgefete zur Entftehung einer Hypothek an Grundftüden die Eintragung 
(Ingroffation, Intabulation) derſelben in die löffentlihen Grund- und Pfand⸗ 
bücher, ohne jedoch dieſem Acte überall eine gleiche Rechtsfolge beizulegen. 
Während manche ?) die Eintragung als eine nothwendige Bedingung der Ent- 
ftehung des Pfandrechts aufftellen, jedoch ohne biefelbe auch auf bie gejeglichen 
Pfandrechte des römifchen Rechts auszubehnen, gewähren ihr andere nur bie 
Dedeutung, ben ſo beitellten Conventionalhypotheken, bisweilen auch den gejeß- 
lichen und richterlichen, "einen Vorzug vor den nicht eingetragenen zu geben *); 
nach beiden Syſtemen wirb aber in jedem Falle weder die Kraft ber gefehlichen 
privilegirten Pfandrechte, noch bie gleiche Berechtigung einer aus öffentlichen 
Urkunden erfichtlichen gefeglichen Hypothek felbft mit den eingetragenen Pfand⸗ 
rechten geichmälert °). Die Eintragung erfolgt auf Antrag ©) des Verpfänders 
bei dem competenten Gerichte, welches da, wo bie Ingroffation nicht nach 
Perfonen, fondern nach Grundftüden gefchieht, Das der belegenen Sache ift; 
der Richter verfügt fie nach vorgängiger Prüfung der Nichtigleit des zu Grumbe 


3) Ueber die angeblichen Generalhypotheken des beutichen Rechts Stobbe II 8 107 
Nr. III, Heußler II, 152. 


3) Chnurſächſ. Proceßordnung von 1622 Tit. 44—47. Haubold, Sächſ. Privatr. 5 202— 210. 
Sachſe, Hanbb. des ſächſ. Privatr. $ 313—328. Hannödverſche Verordn. v. 17. Aug. 1739 
(Corp. Const. Calenb., T. II, p. 897); Cod. Max. Bavar. II, 2 8 9. (©. Kreitmayr, Anm. 
zu biefer Stelle) Confequentermweife mußten damit bie conventionellen Generalhypothelen weg⸗ 
fallen, und infofern wurde ſchon damals das Princip der Specialität anerfannt. Siehe bie 
Erläuterte S. Proceß-Ordnung, ad. tit. 44 8 1, und das Ulmer Stadtr. dv. 1688, IV, 1. 
Art. 5 (vgl. Gönner, Eommentar über das Hypothekengeſ. für das Königreich Bayern, Th. 1, 
823 ©, 29 flg.). Ueber das medlenburgifche Hypothekenrecht ſ. Befeler in der Zeitfchr. für 
deutſches Recht, Bd. 10 ©. 105 fig. Die befte Darftellung eines Iehrreichen Beiſpiels der Ver⸗ 
wirrung biefes Hypothekenrechts giebt Wächter, Handbuch des Württernbergifchen Pr.-R. I 
©. 549 fig. Stobbe TI $ 108, Roth III S. 509. 

4) Samb. Stat. II. 4, 4 und II, 5,1. üb. M. III, 4, 1 (vgl. Mevius, Commentar. 
ad jus Lub. zu diefer Stelle. Car. Frid. Walch, De juribus creditorum inscriptorum, in 
defjen Opusc. T. III p. 485 sq. Grefe, Hannöv. Privatr., 2. Abth. S. 861 fi. Kampk, 
Mecklenb., Eivilr. S. 808. 

5) A. M. Glück, Pandeeteneommenter, Bd. 18 ©. 291. 


6) Ueber die Art dieſes Antrags, befonders im Gegenfate einer bloßen Bertraggammeldung 
le Bülow und Hagemann, Erörter., Bd. 4 S. 801 fig. 
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liegenden Gejchäfts, der Dispofitionsfähigkeit des Antragftellers und bisweilen 
auch der Zulänglichkeit der Hypothek?). 

* Das heutige Recht ®) ift wieder zu den Grundgedanken des reinen deutfchen 
Rechts zurüdgelehrt?), hat fie aber felbftändig fortentwidelt und insbeſondere 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs für das Pfandrecht mit Erfolg ver- 
wertbet. Bor Allem hat die preußifhe und die mecklenburgiſche Geſetzgebung 
biefen Weg betreten. Jetzt beherricht das deutſche Pfandrecht ven allergrößten 
Theil Deutſchlands 10); nur in einem verbältnigmäßig Meinen Rechtsgebiete hat 
ſich das franzöfifhe Hypothekenrecht 12), welches noch an einzelnen gejeplichen 
Special». und Generalhppothelen fefthält, und in einem ganz Meinen Rechts⸗ 
gebiete das römifche Hypothekenrecht2) behauptet. Demnächſt wirb Das Reichs⸗ 
geſetzbuch, überwiegend im Anfchluß an das preußifche Recht, ein einheitliches 
Pfandredt für ganz Deutfchland bringen 1°). Der folgenden Darftellung find 
bereit8 die Regeln des Reichsgeſetzbuchs zu Grunde gelegt. 


3. Bay heutige Recht‘). 
a) Begriff des Pfaudrechts. 
& 152 *. 
In feiner regelmäßigen G©eftalt ?) ift das heutige Liegenfchaftspfanprecht 
eine Verbindung von Obligation und dinglichem Recht. 


7) ©. Billom und Hagemann, a. a. DO. ©. 304. — Die Löſchung der Hypothek beivirkte 
je nach der Verichiedenheit der Bedeutung, welche der Ingroffation beigelegt war, Aufhebung 
des Pfandrechts überhaupt oder nur des Vorzugs. 

8) Stobbe II $ 109 fig. Roth II ©. 581. Mafcher, Das deutihe Grundbuch⸗ und 
Hypothekenweſen (1869), Deutſches Hppothefenrecht, herausgegeben von v. Meibom jeit 1871, 
8 Bände (hierin preußifches Recht von Dernburg und Hinrichs, bayrifches vor Regelsberger, 
mecklenburgiſches von v. Meibom u. |. f.). Weber, Deutfches Hypothekenrecht I (1887). 

9) Den Anfang machte das oftpreußifche Kandredht von 1620, dann folgten in gleicher 
Richtung die preußifchen Sypothelenordnungen von 1722 und 1783, das preußiiche Landrecht 
von 1794, ſächſiſche Geſetze von 1724, 1829, 1844, ein mecklenburgiſches Geſetz von 1819 u. ſ. f. 
— Unverändert deutſch, aber auf eigenthümlicher Grundlage, ift das Bremer Recht geweſen, 
f. darüber Mot. II ©. 11. 

10) Breußen: Gef. v. 5. Mai 1872 (citirt EEGeſ.), gültig in ganz Breußen außer Lauen⸗ 
burg und einem Zeil der Provinz Hefien-Naffau; Bayern (rechtsrheiniſch): Gef. v. 1. Juni 
1822; Wiürttemberg:: Gef. v. 15. April 1825; Sachſen: bürgerl, Gefeßb. 387; Heflen (rechts⸗ 
rheinifch): Geſ. v. 15. Sept. 1858 u. ſ. f. 

11) Die preußifche Rheinprovinz ift durch Gef. v. 12. April 1888 dem beutfchen Hechte- 
gebiet angefchloffen. Auch die übrigen Staaten des franzöfifchen Rechtsgebiets haben das fran- 
zöftiche Recht dem deutfchen zum Theil angenähert. 

12) Nah Mot. III S. 171 in Hamburg, Lauenburg und einem Theile Medienburge. 

13) Außer dem RGB. felbft kommt noch die Reichs⸗Grundbuchordnung (citirt RGrDO.) in 
Betracht; deren Entwurf, der freilich die zweite Lefung noch nicht durchgemacht hat, ift bereit® 
veröffentlicht. Siehe auch 8 158°, 

1) Quellen und fiteratur in $ 151° 10 

3) Bon der unregelmäßigen Form des Pfandrechts, dem Gigenthümerpfandrecht, ift erſt 
weiter unten in $ 160 die Rede, — Der Begriff des heutigen Pfandrechts ift ſehr flreitig. Die 
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Das Pfandrecht ift erftlich eine Obligation, nämlich eine perjönliche 
Forderung, welche gegen den jeweiligen Eigenthümer des Pfandgrundſtücks ge- 
richtet ift und auf Zahlung eines Geldlapitals ?*) aus den Mitteln des Grund- 
ſtücks geht. Dieſe perfönliche Forderung ift freilich eigenthümlicher Art; denn 
ihr Schuldner ift nicht, wie bei den meiften anderen Obligationen, im Voraus 
individuell beftimmt, ſondern er wechfelt, ſobald das Grundſtück feinen Eigen- 
thümer wechjelt; und ferner verhaftet fie nicht, wie die meijten anderen Ob⸗ 
ligationen, das ganze Privatvermögen des Schuldners, fondern nur das Pfand- 
grundftüd, weil ja der Schuloner nur mit deſſen Mitteln zu zahlen braucht. 
Allein beide Eigenthümlichleiten fchließen den obligatoriihen Charakter des 
Pfandrechts nicht aus. Giebt e8 doch auch fonft Obligationen, deren Schuldner 
durch den Befig einer Sache beftimmt wird, z. B. die römiſchen Noxalklagen, 
und ebenjo Chligationen, bet denen der Schulpner nur mit einem Theile feines 
Dermögens haftet, z. B. die Verpflichtungen eines Rheders aus den vom 
Sciffslapitän gejchloffenen Verträgen?). Mit dieſer Auffafjung des Pfand- 
rechts als einer Obligation ftimmt es überein, daß man den Inhaber des 
Pfandrechts als Pfandgläubiger, den Eigenthümer des Pfandgrundftüds als 
Pfandichuloner bezeichnet. Ferner gilt eine Verzögerung der Bezahlung der 
Pfandſchuld feitend des Grundſtückseigenthümers als Verzug (mora)*), was 
Doch nur verftändlich ift, wenn man eine obligatorifche Verpflichtung des Eigen- 
thümers zur Bezahlung der Pfandſchuld unterftellt. Sodann wird die Tilgung 
der Pfandſchuld als Tilgung einer obligatoriihen Schuld behandelt, z. B. außer 
der Zahlung auch die Hinterlegung und vor Allem die Aufrechnung zugelaffen ®) 
u. ſ. f. Es ift alfo nicht zu bezweifeln, daß mit jevem Pfandrecht wirflich eine 
perfönliche Obligation verbunden if. Nun wird fich aber fpäter zeigen, daß 
neben biejer Obligation noch eine zweite fcharf von ihr zu unterfcheidende Ob⸗ 
ligation pfanbrechtlich eine große Rolle fpielt, eine Obligation, die nicht bei jedem 
Pfandrechte vorkommt, ferner durchaus nicht gegen den jeweiligen Grunbftüds- 
eigentbümer geht, fondern eine dritte Perjon zum Schuldner haben Tann, endlich 
durchaus nicht bloß das Grundftüd, fondern zugleich das übrige Vermögen des 
Schuldners verhaftet. Der Einfachheit wegen foll im Folgenden bie „perſön⸗ 


Einen erflären es für ein rein dingliches Recht, Teugnen alſo die von mir angenommene Real- 
obligation, 3. B. Roth III S. 522; Andere erflären es umgelehrt bloß für eine Obfigation, 
leugnen alfo feine Dinglichkeit, 3. B. Sohm in Grünhut’s Ztichr., 5 ©. 1 flg.; mit der von 
mir borgetragenen Auficht flimmen im Wefentlihen auch Demburg I $ 316 und Stobbe II 
5 109 überein. 

2a) Regelmäßig außerdem auch gewifle Nebenleiftungen. Siehe unten $ 157° unb über 
den Unterſchied von Pfandrecht und Reallaſt $ 168. 

3) Denn der Rheder haftet für fie nur mit dem Schiffsvermögen. HGB. Art. 452. — 
In meinem Lehrbud) 8 33 Habe ich diefe Haftung als eine rein bdingliche bezeichnet; dieſe 
Bezeichnung ift von mir nur der Kürze wegen gewählt; genau ift fie, wie id} zugebe, nid. 

4) RGEB. 1063. 

5) RGB. 1050 Abi. 2. 
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lihe Forderung” des Pfandgläubigere immer nur auf dieſe zulekt erwähnte 
Obligation bezogen werben; dagegen foll die mit jedem Pfandrecht untrennbar 
verbundene, gegen ben jeweiligen Grundſtückseigenthümer gerichtete, nur das 
Grundſtück verbaftende Obligation als Realobligation bezeichnet werden. 
Die Realobligation fommt bei jedem Pfandrechte vor, erichöpft aber deſſen 
Inhalt nicht. Vielmehr gewährt das Pfandrecht dem Pfandgläubiger außer ber 
Dbligation zweitens eine unmittelbare Herrſchaft über das Grundftüd. Diele 
Herrſchaft ift freilich inhaltlich befchränkt. Denn fie geht nur darauf, daß der 
Gläubiger die Pfandfumme aus dem Grundftüde gewaltfam beitreiben Tann. 
Außerdem ift die Art der Gewalt, welche ver Pfanpgläubiger hierbei anwenden 
darf, genau vorgefchrieben: der Gläubiger muß fich der gerichtlichen Zwangs⸗ 
pollftredung bedienen. Aber in den. Grenzen, die ihr hiernach geftedt find, 
wirkt die Herrichaft des Pfandgläubigers über das Pfandgrundftüd gegen Jeder⸗ 
mann. Auch der, dem ein dingliches Recht an dem Grundftüd (Grundgerechtig- 
teit, Nießbrauch u. dal.) zufteht, muß — vorausgejett nur, daß jein Recht 
jünger al® das Pfandredt ift — dem Pfandgläubiger weichen, ſobald dieſer 
jein Herrenrecht geltend macht, d. 5. zur Zwangsvollitredung in das Grundftüd 
ichreitet. Daraus folgt, daß das Pfandrecht nicht bloß die Perfon des Grund- 
ftüdseigenthümers, fondern das Grundſtück ſelbſt veritridt®), daß alſo das 
Pfandredt nicht bloß eine Obligation des Grundſtückseigenthümers, fondern 
zugleich ein dingliches Recht am Grunbftüde (jus in re aliena) enthält. 


b) Arten des Pfandrechtsy. 
& 153 *, 
Das Pfandrecht ift von zwiefacher Art, nämlich entweder Hypothe! 
oder Grundſchuld. 
1) Die Hypothekl ift ein Pfandrecht, welches zur Sicherung einer perſön⸗ 
lichen Forderung des Pfandgläubigers ?), etwa der Forderung aus einem Dar- 


6) Abw. Sohm, S. 33, der nur ein privilegium exigendi bed Pfandgläubigerd annimmt, 
welches procefjualer Art und überhaupt fein Recht ſei. Sohm beftreitet bie Dinglichleit des 
Pfandrechts Lediglich deshalb, weil der Gläubiger fi zur Ausübung feines Rechts ſtets der 
Zwangsvollſtreckung, alfo der Mitwirkung des Gerichts bedienen müfje und nicht felbfthandelnd 
auf dad Srundftüd einzumirken das Hecht habe; es fei aber gerade das ber Unterſchied von 
dinglihem und perfönlichem echt, daß jenes auf ein Selbfthandeln bed Berechtigten, dieſes auf 
ein Handeln des Berpflichteten gehe. Indes ift biefe Begriffsbeftimmung durchaus willkürlich. 
Sie würde 3. B. dahin führen, daß auch die servitus non altius tollendi nicht als bingliches 
Hecht zu bezeichnen wäre; denn auch bei diefer kann der Berechtigte fein Verbot des Höher- 
bauens nur durch das Gericht durchſetzen. 

1) Aud im Folgenden ift zunächſt vom Eigenthümerpfandrecht (8 160) noch nicht bie 
Rede, fondern nur vom Gläubigerpfandrecdht. — Ueber bie verjchiedenen Arten bes Pfandrechts, 
namentlich über die Grundſchuld f. Bremer, Hypothek und Grunbfhuld, v. Bar im Ardiv f. 
civil. Praxis, 53 ©. 862, Ihering in ſ. Jahrb. 10 ©. 490, Bähr, ebenda 11 ©. 1, Brettner 
in Gruchot's Beiträgen z. Erl. des Preuß. Rechte, 17 ©. 161, Yädel, ebenda 18 ©. 551. 

2) Die von der Realobligation des Pfandgläubigers fcharf zu ſcheiden iſt. Siehe oben 
S. 251, 
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lehn, einem Kaufgefchäft, einem Wechfel beſtimmt ift®). Juriſtiſch ift bier 
alfo die perjönlihe Forderung die Hauptfache; die Hypothek ift bloße Zuthat. 
Daraus folgt von ſelbſt, daß die Hhpotbei von der perfönlichen Forderung 
rechtlich abhängig fein muß, da fie ja wegen biefer Forderung, zu ihrem Schutze 
da ift. Indes wird Die Abhängigkeit der Hypothek von der perfänlichen Forde- 
zung in verjchiedener Art durchgeführt und demgemäß die felbjtänbige Hypothek 
von der Sicherungshypothek unterichieden. 

a) Die felbftändige Hypothek) wird nämlich in gleicher Art, wie 
fonftige im Grundbuch eingetragene Rechte, unter den Schuß des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs geftellt. Daraus folgt erftlich: wie Die Vermuthung 
für die Gültigkeit aller Grundbucheintragungen fpricht, fo ſpricht auch die Ver⸗ 
muthung für die Gültigfeit der (jelbftändigen) Hypothek; deshalb braucht aljo 
der Gläubiger, wenn er bie Hypothek geltend macht, nicht erft den Beweis ber 
perjönlichen Forderung zu führen, jondern um der Hypothek willen wird aud) 
bie perjönliche Forderung als gültig vermuthet. Und wichtiger noch zweitend: 
wie bei allen anderen im Grundbuche eingetragenen Rechten, jo kann auch bei 
ber (jelbftändigen) Hypothek gegen Jeden, der im guten Glauben an das Grund- 
buch ein Hecht an ihr erworben hat — alſo etwa gegen den, dem die Hypothek 
abgetreten oder verpfändet worden ift — nicht einmal ber Gegenbeweis ber 
Ungültigleit geführt werden; demgemäß ift, wenn die perjönliche Forderung 
ungültig tft, zwar zunächſt auch die felbjtändige Hypothek der Ungültigkeit ver- 
fallen 5); erwirbt aber ein gutgläubiger Dritter die Hypothek, jo kann ihm 
biefe Ungültigfeit nicht entgegengejegt werden. Auf diefe Weije wird die jelbjtän- 
Dige Hypothek von der durch fie geficherten perjönlihen Forderung losgelöſt, 
und es zeigt fih, daß fie, troß ihrer theilweifen Abhängigkeit von der perjün- 
Iihen Forderung, den Namen „jelbftändige Hypothek“ wirklich verdient: bie 
perfönliche isorderung kann vielleicht nicht als gültig bewicjen werben, trotzdem 
macht der Gläubiger feine Hypothek mit Erfolg geltend, da dank dem Grund- 
buch die Vermuthung für ihre Gültigfeit ſpricht; oder es iſt Die perſönliche 
Forderung vielleicht längſt bezahlt, trotzdem dringt ein jpäterer vedlicher Er⸗ 
werber mit der Hypothek dur, da dank dem Grundbuch diefer Mangel ihm 
nicht entgegengejegt werben kann. Dies Alles gilt aber nur, wenn der Gläu⸗ 
biger die Hypothek als folche geltend macht; will er auf die perfönliche Jorbe- 
rung zurüdgreifen, etwa um das anderweite Bermögen feines Schuldners haftbar 
zu machen, fo Hilft ihm der öffentliche Glauben des Grundbuch nichts; ber 


8) Die Forderung kann auch eine bedingte oder zukünftige fein. REB. 1022, 

4) Das RGB. braucht übrigens dieſe Bezeichnung nicht, fondern nennt die felbftändige 
Hypothek ſchlechthin „Oupothel. 

5) Wenigflend wird der urſprüngliche Pfandgläubiger nur ausnahmsweiſe in der Rage 
fein, eine Einrede gegen die perjönliche Korderung unter Berufung auf den öffentlihen Glauben 
des Grundbuchs abzuwehren. — Eine derart ungültige Hypothekl wird Bbrigene vom RGEB. 1070 
als Eigentbüümerpfanbrecdht aufrecht erhalten. 
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Gläubiger befitzt alfo in ſolchen Fällen nur feine Hypothek, einſchließlich ber 
in ihr enthaltenen Realobligation, während Die perjönliche Forderung als un, 
beweisbar oder als ungültig außer Betracht bleibt, vie felbitändige Hypothek 
bat ſich aljo in eine Grundſchuld verwandelt. 

Die felbftändige Hypothek ift wieder in zwei Unterarten zu zerlegen ®). 

a) Bei ihrer Begründung wird nämlih vom Grundbuchamte meiftens eine 
Urkunde ausgeftellt, welche die Hypothek felbit und die ihr zu Grunde liegende 
perjönliche Forderung genau bezeichnet und außerdem alle fonjtigen für den 
Hypothekengläubiger erheblichen Nechtöverhältniffe des Pfandgrundftüds, ins⸗ 
befondere die der Hypothek vorausgehenden Pfandrechte, überfichtlich angiebt. 
Diefe Urkunde heißt Hypothekenbrief, die alfo beurkundete Hypothek heißt 
Briefhypothek. Der Hhppothefenbrief dient zunächft dazu, den urfprüng- 
lihen &läubiger und bei Abtretung bes Pfandrechts auch den neuen Erwerber, 
ohne daß fie erjt in das Grundbuch ſelbſt Einficht nehmen müßten, über den 
Umfang des Pfandrechts und feinen Werth zu unterrichten). Aber wichtiger 
noch: der Brief gilt geradezu als Zräger der Hypothek; Die Hypothek ver- 
förpert ſich in ihm, fo daß nur derjenige, welcher den Brief in Händen bat, Die 
Hypothek geltend machen oder über fie verfügen fan ®): deshalb erwirbt der 
urfprüngliche Gläubiger und ebenfo ein fpäterer Nechtänachfolger die Hypothek 
nur, wenn der Brief ihm übergeben wird, ver Gläubiger kann bie Hypothek 
nur unter Borzeigung des Briefs kündigen, Bezahlung nur unter Rückgabe des 
Briefs fordern; ift der Brief verloren gegangen, jo muß er nach öffentlichem 
Aufgebot für fraftlos erflärt werden?). Durch dieſe Regeln wird ver Berlehr 
mit Hypotheken, insbejondere ihre Veräußerung, ungemein gefichert: wer eine 


6) Die Namen biefer Unterarten, Buch⸗ und Briefhypothek, werden vom Geſetze jelbft 
nicht gebraudit. 

7) Doc; handeln die Vetheiligten, wenn fie bie Einficht in das Grundbuch unterlaflen, 
auf ihre Gefahr. Denn wenn verfehentlich der Hypothekenbrief unrichtige, vom Grundbuche ab- 
weichende Angaben enthalten follte, jo enticheidet der Inhalt des Buchs, nicht der bes Briefe: 
der Brief hat alſo öffentlichen Glauben nur, foweit er mit dem Bud, übereinftimmt; giebt 3. B. 
ber Brief an, daß ein der Hypothek vorausgehendes Pfandrecht gelöfcht fei, jo muß der Gläubiger, 
welder die Hypothek im Vertrauen auf diefe Angabe erworben bat, jenem Pfanbrecht, wenn 
feine Löſchung thatſächlich nicht erfolgt ift, den Vortritt laſſen. Doch ift natürlich das Grund- 
buchamt und der Staat für ein derartiges Verſehen erfatspflichtig (oben S. 128 °%). Anders liegt 
der Fall, wenn der Hypothekenbrief umgelehrt eine richtige, dem materiellen Recht entiprechende 
Angabe enthält, während im Buche die Angabe fehlt, 3. B. wenn der Brief vermerkt, daß die 
Hypothek zur Hälfte abbezahlt ift, während nach dem Buche die Hypothek noch in voller Höhe 
zu Recht befteht. Alsdann kann der Gläubiger fi) auf den öffentlichen Glauben des Buche 
nicht berufen; denn er ift nicht redlich; der Widerfpruch zmifchen Brief und Bud hätte ihn 
waruen müflen. RGB. 1048. — Abweichend ließ Preuß. EEGeſ. 38 Abſ. 1 gegen den red» 
lichen Gläubiger nur foldhe Einreden gelten, die aus dem Briefe, nicht folche, die bloß aus dem 
Buche hervorgingen, gab aljo dem unrichtigen Briefe den Vorzug vor dem richtigen Buche: fo 
wenigſtens bei der Grundſchuld. 

8) Der Brief ift aljo Werthpapier, und zwar Rectapapier, |. unten $ 256. 

9) RED. 1026, 1061, 1065, 1067, 
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Hypothek durch Vebergabe des Hypothelenbriefs in gehöriger Form erwirbt, 
weiß, daß er jett unanfechtbar der einzige rechtmäßige Inhaber diejer Hypothek 
geworben ift, ebenſo weiß der Schuldner, der die Hypothek an den durch den 
Brief legitimirten Gläubiger ausbezahlt und fich den Brief zurüdgeben läßt, 
daß er gegen eine nochmalige Einforderung der Pfandſumme endgültig ge- 
ſchützt iſt. 

) Indes Tann bei der Begründung der ſelbſtändigen Hypothek auf bie 
Ausstellung eines Hypothekenbriefs ſeitens der Betheiligten Verzicht geleiftet 
werben, was fich dann empfiehlt, wenn die Betbeiligten den „Verkehr“ mit 
ihrer Hypothek gar nicht erleichtern wollen, und insbefonvere der Gläubiger 
ihre ſpätere Veräußerung nicht beabfichtigt. Alsdann ſtützt fich Die Hypothek 
allein auf das Grundbuch und wird deshalb zur Unterſcheidung von der Brief- 
hypothek als Buchhypothek bezeichnet. Für die Buchhypothek gelten bie 
bejonderen für die Briefhypothek ſoeben entwidelten Regeln nicht. Namentlich 
wird die Buchhypothek Tediglich durch Eintragung im Grundbuche begründet 
und abgetreten, wenn der Gläubiger fie kündigen ober ein Recht aus ihr 
geltend machen will, genügt als fein Ausweis die Berufung auf das Buch !°). 

b) Bei der Sicherungshypothet iſt die Abhängigleit von der perfän- 
lichen Forderung eine jtrenge, unbebingte. Die Sicherungshypothek hat lediglich 
und ausfchlieplich den Zwed, der perfönlichen Forderung als Sicherheit zu 
dienen, und ift deshalb ohne diefe Forderung nichts. Hieran wird auch — 
anders als bei der felbftändigen Hypothek — durch den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht8 geändert. Somit kann fich der Gläubiger auf bie 
Sicherungshypothek erſt dann berufen, wenn er zuvor feine perfönliche Forde⸗ 
rung nachgewielen bat, und ijt die perjünliche Forderung von vornherein uns 
gültig oder wird fie jpäter, etwa durch Zahlung, getilgt, fo ift auch Die 
Sicherungshypothek, felbft nachdem fie an einen redlichen Dritten abgetreten 
ift, Hinfällig, mag auch das Grundbuch von den Mängeln der Forderung nichts 
verratben. 

In Unterarten zerfällt die Sicherungshypothek nicht. Namtentlich wird bei 
ihr ein Hypothekenbrief niemals ausgeitellt, jo daß der Unterſchied von Brief- 
und Buchhypothek bei ihr entfällt!‘). «Kin Hypothekenbrief hätte auch feinen 
Werth für fie. Denn fie ift ja durchaus abhängig von der ihr zu Grunde 
liegenden perfünlichen Forderung. Soll alſo einem durch Sicherungshypothek 
gefehügten Gläubiger die Veräußerung feines Nechts erleichtert werben, fo muß 
ſich die Erleichterung nicht auf die Hypothek, fondern auf bie perjönliche Forbe- 
rung beziehen. In der That läßt es das Geſetz auch zu, daß zwar nicht bie 


10) REB. 1025, 1026, 1061, 1065, 

11) Die Sicherungshypothek ift alfo niemals Briefhppothek; fie ift aber auch nicht eigentlich 
Buchhypothek, da fie durch die Berufung auf das Buch allein nicht bewieſen wird; and) gehört 
zu ihrer Abtretung die Eintragung im Grundbuche nit. ROB. 1098 Abf. 2. 





256 Sachenrecht. Rechte an fremden Sachen. 


Sicherungshypothek jelbjt, wohl aber die durch Sicherungshypothek geſchützte 
perjönliche Forderung durch jede beliebige Art von Urkunden, alfo nicht bloß 
burch Rectapapier, jondern jogar durch Order⸗ und Inbhaberpapier verkörpert 
und dadurch leicht veräußerlich gemacht wird !?), 

2) Was bei der Sicherungshypothek niemals ftatthaft ift und bei ber 
felbftändigen Hypothek zwar vorlommen kann, aber jebenfall8 die Ausnahme 
bildet, das iſt für die zweite Hauptart des Liegenſchaftspfandrechts, die Grund - 
ihuld!s), gerade umgekehrt wejentlich: fie ift von jeder perfönlichen Forde⸗ 
rung des Pfandgläubigers unabhängig. Sie ift alfo von vornherein nicht dazu 
beftimmt, eine folche Forderung zu fichern, fondern bat ihren Zwed in ſich 
jelbft, jtebt auf eigenen Füßen. Der Orundichuldgläubiger hat demgemäß außer 
feinem Pfanprecht und der darin enthaltenen Realobligation fein weiteres Recht: 
nur das Grundftüd haftet ihm, nur aus deſſen Wiitteln kann er feine Be⸗ 
friedigung fordern, an das jonjtige Vermögen des Grundftüdseigenthümers oder 
eines Dritten kann er fich nicht Halten. 

Die Grundſchuld zerfällt wie die felbftändige Hypothek in zwei Unterarten, 
je nachdem ein Grundſchuldbrief ausgeftellt ift oder nicht, und es fommen 
die für die beiden Unterarten der Hypothek geltenden Regeln auch bier ent- 
Iprechend zur Anwendung, nur beiteht die Beſonderheit, daß der Grundſchuld⸗ 
brief auf den Inhaber geitellt werben kann und alsdann wie ein Inbhaberpapier 
behandelt wird, was bei dem Hypothekenbrief nicht zuläffig tft. Die beiden 
Unterarten beißen !*): 

co) Briefgrundſchuld. 

8) Buchgrundſchuld. 

Wie ein Blid auf die Gefchichte des deutſchen Pfandrechts ergiebt, Lafjen 
fich ſämmtliche heute anerkannten Arten des Pfandrechts an das ältere deutſche 
Recht anknüpfen 5). Nur die Unterjcheibung der felbftändigen Hypothek von 
der Sicherungshypothel laßt fich im älteren Rechte nicht nachweiſen, fondern 
tit erjt eine Erfindung der preußifchen Gefeßgebung von 1872. Das heutige 
Briefpfandrecht bat feine Wurzel zwar nicht im altveutichen Pfandrecht, wohl 
aber im echte des altveutichen Rentenkaufs. 

Welche Form des Pfandrechts im Einzelfall begründet werben fol, hängt 
regelmäßig von der freien Vereinbarung der Betheiligten ab, wie denn auch bie 
nachträgliche Verwandelung einer Art in eine andere durch foldhe Vereinbarung 


12) RGEB. 1098, 1097, 

18) Bon der Rentenſchuld ift erft unten bei den Reallaften zu handeln. 

14) Auch diefe Bezeichnungen enthält das Geſetz nidyt. — Im Preußen war die Grund- 
schuld ſtets Briefgrundfchuld; denn ein Verzicht auf den Grundfchuldbrief war unftatthaft. 
Preuß. SD. 122. 

15) Die Grundſchuld ift freilich geraume Zeit hindurch fat ganz verichwunden geweſen. 
Erft da mecklenburgiſche Recht und dann die preußifchen Geſetze von 1872 haben ihr twieder 
größere Verbreitung verſchafft. Roth 111 S. 587. 
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“jederzeit geftattet ift1%). Wenn eine Vereinbarung nicht zu Stande kommt, 
das Pfandrecht vielmehr gegen den Willen des Grundſtückseigenthümers be- 
gründet wird, fo greift allein die Form der Sicherungshypotbel Platz. 


e) Das Publicitäts- und Specialitätsprincip. 
& 154*. 

Beide Grundfäge gehören im Wefentlichen bereit8 dem altveutichen Pfand- 
rechte an, während fie den Römern unbelannt geblieben find. Beute beherrſchen 
fie das Pfandrecht unbedingt. 

Das Publicitätsprincip bebeutet, daß jedes gültige Pfandrecht offen- 
fundig begründet werben muß, auf daß Jeder, der an den Rechtsverhältniſſen 
eines Grundftüdes ein Intereffe bat, — z. B. weil er e8 kaufen oder Geld 
darauf leihen will — mit voller Sicherheit feftzuftellen vermöge, in welcher 
Höhe das Grundjtüd pfandrechtlich belaftet fei. Zu dieſem Zwecke ift beftinmt, 
dag ein Pfandrecht nur durch Eintragung in dem der öffentlichen Einficht zu- 
gänglichen Grundbuche gejchaffen werden kann!) ‘Damit find aljo alle heim⸗ 
lihen, umerlennbaren Pfanvrechte befeitig. Vor Allem die Legalhypo⸗ 
tbefen, welde im römifchen Rechte eine fo große Rolle gefpielt haben. 
Allerdings giebt es auch nach heutigem Rechte Fälle, in denen der Grundſtücks⸗ 
eigenthümer gejeglich verpflichtet iſt, gewiſſen Gläubigern eine Hypothek zu be- 
ftellen*), und man ſpricht alsdann von einem gefelihen Hypothekentitel 
dieſer Gläubiger; allein ein folcher Titel wirft nur obligatorifch zwiſchen Gläu- 
biger und Schuldner, ift aljo, ſobald der Schuloner fein Grundſtück veräußert, 
gegen den Erwerber unwirkſam; dinglich wird er erit, wenn er dur Ein- 
tragung im Grundbuche aus einem Hypothekentitel in eine fertige Hypothek 
verwandelt ift?). 

Das Publicitätsprincip wird durch das Specialitätsprincip wirkam 
ergänzt. Diejes geht davon aus, daß die Offenkunbigfeit der Pfanprechte nur 
dann von Werth ift, wenn zugleich ihr Umfang offenkundig gemacht wird. 
Demgemäß muß das Specialitätsprincip mit den römifhen Generalbypo- 
theken breden, welche fich in unbeftimmter Faſſung auf alle Forderungen 
eines Gläubigers oder auf alle Grunbdftüde eines Schuldners bezogen; denn bei 
diefen Generalhypotheken iſt der Umfang der Pfandhaftung nicht offenkundig, 


16) REB. 1025, 1095, 1107. Ausnahmen nah RGB. 1096, 1097: eine Cautions- 
hypothek und eine Hypothel zur Sicherung von Forderungen aus Suhaber- und Orberpapieren 
fann nur als Sicherungshypothek beftellt werden. Siehe $ 154°, 166°, 

1) Preuß. EEGeſ. 18. RGEB. 794. 

2) 3.8 ROB. 583: Hupothefentitel der Bauhandwerler. Siehe Anm. 3. 

8) Die firenge Befeitigung der Legalhypothelen gilt im Allgemeinen als einer ber größten 
Borzüge des deutichen Pfandrechts vor dem römifchen. Nur für die Forderungen der Bauhand⸗ 
werfer bei einem Neubau wirb heute vielfach eine gefetliche Hypothel an dem Baugrundftück 
angeftrebt. 

17. Aufl. 17 
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jondern er tft im ©egentbeil nur den wenigen eingeweibhten Berjonen befannt, 
die zufällig genau wußten, welche Forberungen der Gläubiger und welche 
Grundftüde der Schuldner hatte. Nach heutigem Nechte ift vielmehr genau 
und fpeciell anzugeben und dur Eintragung im Grundbuch offen zu legen, 
eritlich, welches Grundſtück für das Pfandrecht haften, und zweitens, in welcher 
Höhe das Pfandrecht gültig fein fol‘). Die erjtere Specialifirung macht bei 
ber heutigen Einrichtung der Grumbbücher feine Schwierigfeit, da die einzelnen 
Grundjtüde in den Grundbüchern fpeciell aufgeführt finds). Dagegen läßt ſich 
die Höhe des Pfandrechts nicht immer genau angeben, da ein Pfandrecht auch 
zur Sicherung von Forderungen unbeftimmter Höhe beftellt werden Tann; bier 
muß das Geſetz auf ftrenge Durchführung des Specialitätsprincip8 verzichten 
und fi mit der Anordnung begnügen, daß wenigitens der Höchftbetrag bes 
Pfandrechts feftgeftellt und im Grundbuche eingetragen werben muß; ein Pfand- 
recht, welches in dieſer Art nur nach feinem Höchftbetrage fejtgeftellt ift, wird 
als Cautionshypothet bezeichnet und gilt immer als Sicherungshypothek ®). 


d) Begründung bes Pfandredt®. 
& 155 *. 


Zur Begründung eines Pfandrechts!) am Liegenichaften gehört erſtlich 
materiell ein zur Schaffung des Pfandrechts?) geeigneter Rechtsgrund und 
zweitens formell die Eintragung des Pfandrechts im Grundbuche. Beim Brief- 
pfandrecht tritt als drittes Erforderniß die Bildung einer Pfandurkunde und 
beren Aushändigung an den Gläubiger hinzu. 

I. Der regelmäßige Rechtsgrund zur Schaffung eines Pfandrechts tft ein 
Bertrag, gejchloffen zwijchen bem eingetragenen Eigentbümer des zu belaftenden 
Grundſtücks und dem (zulünftigen) Pfandgläubiger. Ueber dieſen Vertrag ift 


4) Preuß. EEGeſ. 23. RGEB. 1024. 

5) Bei den Nealfolien, wo jedes Grundftüd vegelmäßig ein eigenes Grundbuchblatt befikt, 
macht fi) fogar die Specialifirung ganz von felbft: das Pfandredit ift eben für jedes zu ver- 
pfändende Grundftüd auf deſſen Blatt befonder8 einzutragen. Bei ben Perjonalfolien dagegen, 
wo auf einem Blatt alle dem nämlichen Eigenthämer gehörigen Grundftide vereinigt find, muß 
bei jeder Pfandrechtseintragung befonderd angegeben werden, ob das Pfandrecht fi auf alle 
diefe Grundftlide oder nur auf einige beziehen folle. 

6) Preuß. EEGeſ. 24. RGB. 1096. Siehe audy unten S. 261°° und das Beifpiel im 
Formular am Schluß des Buchs. — Uebrigens wird das Sperialität$princip auch bei anderen Pfanb- 
rechten inſoweit fallen gelafjen, als fie ſich auch auf gewiffe Zinfen und Koften erftreden, deren 
Höhe nicht feft beftimmt ift. Siehe unten $ 157°. Doc) handelt es fich hierbei immer um Heinere 
Beträge, deren Höhe man menigftend annähernd abfhägen kann. Bezüglich der Zinjen ift 
durch die Regel, daß nur die Rüdftände der beiden letzten Jahre den gleichen Rang wie die 
Kapitalforberung haben (unten $ 158”), die Möglichkeit, ihre Höhe richtig abzuſchätzen, 
verftärkt. 

1) Preuß. EEGef. 18, 19. RGB. 794. 

2) Ueber die Ungültigleit einer Eintragung, die ohne gültigen Rechtsgrund geſchehen ift, 
fiehe oben ©. 120. 
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eine Urkunde zu errichten, welche das Pfandgrundftüd, die Berfon des Pfand- 
gläubigers >), die Höhe des Pfandrechts und deffen Art (0b Sicherungshypothek, 
Grundſchuld u. f. f.) genau bezeichnet und die ausprüdliche Erklärung des 
Grundftüdseigenthbümers, daß er die Eintragung des Pfandrechts bewillige, 
enthält, ift das einzutragende Pfandrecht eine Hypothek, fo tft außerdem bie 
perjönliche Forderung, zu deren Sicherung das Pfandrecht beftimmt iſt, anzu⸗ 
geben. Diefe Urkunde muß der Grundſtückseigenthümer unterjchreiben und 
feine Unterfchrift gerichtlich oder notariell beglaubigen lafjen, während die Unter- 
ſchrift des Pfandgläubigerd entbehrlich iſt“). Schlieplih muß der Eigenthümer 
oder der Gläubiger die Urkunde dem Grundbuchamt mit dem Antrage einreichen, 
nunmehr die Eintragung des Pfanbrechts zu vollziehen 5). 

Das das Pfandrecht, wie ſoeben dargelegt, auf Grund einer Willens- 
einigung zwiichen dem Gläubiger und dem Grundftüdseigenthümer eingetragen 
wird, bildet die Regel. In wichtigen Ausnahmefällen kann indes die Ein- 
tragung des Pfandrechts auch gegen ben Willen des Grundftüdseigenthümers, 
auf einfeitigen Antrag des Gläubigers, erfolgen. Aldbann muß aber der 
Bläubiger dem Grundbuchamte zugleich mit feinem Antrage eine Urkunde vor- 
legen, aus welcher fich fein Recht auf die Eintragung des Pfandrechts ergiebt. 
Bon ſolchen Urkunden find drei Arten zu unterjcheiden. 

Erſtlich ein rechtslräftiges Erfenntnig, welches den Grundftüdseigenthümer 
ausbrüdlich verurtbeilt, in die Eintragung des Pfanprechts zu willigen 6), Dies 
Erfenntniß wird ergeben, wenn der Eigenthümer kraft Geſetzes 7) zur Beftellung 


3) Nah REB. 1097 Tann aber eine Hypothek auch zur Sicherung von Forderungen, 
welche auf Suhaberpapieren beruhen, eingetragen werden. Dann ift die Nennung des PBfand- 
gläubiger8 natürlich nicht nöthig, und der Rechtsgrund der Pfandrechtseintragung ift auch fein 
Vertrag, fondern die einfeitige Erklärung des Eigenthümers, durch weldye er die Eintragung ber 
Hypothek beim Grundbuchamt erbittet. ine derartige Inhaberhypothel war übrigens dem bi6- 
herigen Rechte der meiften beutichen Staaten unbelannt, 3.8. dem preuß. EEGef. 23 (zugelafien 
war fie in Heſſen; zmeifelhaft 3. 8. in Bayern, Motive II ©. 6386). Sie gilt als bloße 
Sicherungsbypothel. — Aud der Grundichulbbrief kann nah REOB. 1104 auf den Inhaber 
geftellt werden, und dann lautet natürlich auch die Grundſchuld felber auf diejen Inhaber ; bie 
früheren Gefege ließen eine Inhaber⸗Grundſchuld nicht zu, fiehe aber unten $ 156%. 

4) Hiernach erfcheint die Urkunde formell nicht als zwmeifeitiger Vertrag, ſondern als ein- 
feitige Erflärung des Eigenthümers. Es kann deshalb aud) vorlommen, daß ein Vertrag that- 
ſächlich gar nicht vorliegt, der (angebliche) Gläubiger vielmehr mit den Bedingungen ber 
Sypothelenbeftellung nicht einverflanden ift, und daß trogdem auf Antrag des Eigenthlimers, 
der vielleicht auf ein Nachgeben des Gläubiger rechnet, die Hypothek eingetragen wird. Alsdann 
erwirbt ber Gläubiger das Pfandrecht nicht, es entfteht vielmehr ein Eigenthümerpfandrecht. 
RGB. 1070. 

5) Preuß. EEGeſ. 8 19 Nr. 1, 23. Preuß. GrO. 38, REB. 1024. RED. 21, 
29, 39. 

6) Denn wenn bie Erkenntniß ergeht, wird ber Eigenthümer fo behandelt, als habe er 
die im Urtbeil bezeichnete Willenserklärung, alfo bier die Einwilligung in die Pfandrechtsein- 
tragung, thatfächlich abgegeben. CPO. 779. 

7) Siehe oben ©. 257°, Nach mehreren Landesgeſetzen Tann der Gläubiger, der einen 
geſetzlichen Hypothekentitel befittt, Traft deſſen die Eintragung einer Hypothet ohne Procek 

17* 
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eines Pfandrechts verpflichtet ift und fich diefer Verpflichtung zu entziehen fucht. 
Es wird aber weiter auch dann ergeben, wenn der Eigenthümer dem Gläubiger 
ohne gejegliche Verpflichtung die Beftellung des Pfandrechts verſprochen ®), aber 
Dabei die oben gejchilverten, für die Eintragung des Pfandrechts erforderlichen 
Formen einzuhalten verabfäumt hat, denn Diefe Verſäumniß macht feine Zufage 
nicht völlig ungültig ®);, er ift vielmehr perjönlich verpflichtet, jenen Formen 
nachträglich Genüge zu tbun, und weigert er fich deſſen, fo kann das Gericht 
auf Klage des Gläubigers den Tormmangel durch fein Urtbeil ergänzen. 
Zweitens eine Urkunde, bie zwar nichts von einer Verpfändung des Grund⸗ 
ftüd8 zu enthalten braucht, aber eine Geldforderung des Gläubiger gegen den 
Grundftüdseigenthümer vollitredbar 19) feftfegt. Das Geſetz nimmt aljo an, 
dag ein Grundbeſitzer, gegen den eine vollftredibare Geldforderung vorliegt, der 
jomit wegen diejer Forderung fi den zwangsweifen Verkauf feiner Grund⸗ 
ftüde gefallen laffen muß, auch die bloße Sicherftellung jener Forderung 
durch ein Pfandrecht an feinen Grundftücken zu geftatten verpflichtet iſt 11). 
Als voliftredbare Urkunden kommen nicht nur rechtökräftige, fondern auch bloß 
vorläufig vollftredbare Erlenntniffe, ferner die vor dem Proceßgericht abge- 
ichloffenen Vergleiche u. f. f. in Betracht 12), Ein Pfanbrecht, welches auf 
Grund einer ſolchen vollftredbaren Urkunde eingetragen wird, beißt Judicats⸗- 
oder Zwangshypothe! und gilt ftetS als bloße Sicherungshypothek 1°). 
Drittens ein vom Gläubiger gegen den Grunbftüdseigenthümer erwirkter 
dinglider Arreft. Denn ber Arreft giebt dem Gläubiger das Recht, fih aus 
bem gefammten Dermögen des Schulpners Sicherheit zu verfchaffen, verleiht 
ihm alfo auch die Macht, ein Pfanbrecht an den Grundſtücken des Schuldners 
zu begehren. Daß der Urreft wegen einer Gelbforderung des Gläubigers 


fordern (3. B. fühl. GB. 397). Dagegen führt das preuß. EEGeſ. 19 das Confensprincip 
auch hier durch, und dem ſchließt das RGB. fi an. 

8) Aehnlich ift der Fall zu behandeln, wenn ber Eigenthlimer das Pfandrecht teſtamen⸗ 
tarifch angeordnet hat und feine Erben fich weigern, in die Eintragung zu willigen. 

9) Landesrechtlih find freilich gewiffe Formen der VBerpfändung mit der Wirkung vor⸗ 
geichrieben,, daß bei ihrer Verlegung der Eigenthümer nicht einmal obligatoriic zur Erfüllung 
bes Verpfändungsverfprechens verpflichtet ift; fo 3. B. nach pr. ER. I, 20 8 108 die Schriftlidh- 
feit. Das RGEB. Bat indes diefe Kormvorfchrift nicht übernommen ; 8 265 bezieht ſich nur auf 
bie Srundflüdsveränßerung, nicht auf die Verpfändung. 

10) Daraus folgt, daß das Pfandrecht nur wegen fälliger Zahlungen begehrt werden barf. 

11) Der Gläubiger wird, ftatt den Zmangsverlauf der Grundftüde des Schuldners zu be= 
“ treiben, die Eintragung einer Hypothek für feine Korderung immer vorziehen, wenn bei einem 
al8baldigen Zwangsverlauf ein niedriger Verkaufspreis zu erwarten if, ber zur Dedung feiner 
Korderung nicht ausreicht. So fchiebt er den Verkauf hinaus, bis die Grundſtückepreiſe fteigen, 
und fichert ſich durch eine Hypothek, daß nicht in der Zwiſchenzeit andere Gläubiger den Vorrang 
vor ihm erwerben. 

12) CPO. 702. 
13) Preuß. Gef. v. 13. Juli 1888 8 6. RGB., amtl. Anm. zu $ 1099, 
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verfügt ift, wird nicht gefordert 1%). Das Arreftpfandrecht gilt als Cautions⸗ 
hypothel 1®). 

Die Eintragungsbewilligung ift nur gültig, wenn fie von dem Eigenthümer 
des zu belaftenden Grundjtüds abgegeben wird. Und zwar muß diefe Voraus- 
fegung nicht zu der Zeit, wo die Bewilligung erklärt, ſondern zu der Zeit, wo 
fie mit dem Antrage auf Eintragung des Pfandrechts dem Grundbuchamte überreicht 
wird, erfüllt fein. Bat alfo der Eigenthlimer in der Zeit zwijchen ver Bewilligung 
bes Pfandrechts und der Einreichung des Eintragungsantrages beim Grundbuchamt 
das Grundftüd einem Dritten aufgelaffen, fo fann die Eintragung der Hypothek 
nicht erfolgen 1°). Die entjprechende Regel gilt, wenn die Eintragung auf 
einfeitigen Antrag des Gläubigers erfolgen foll: es genügt aljo nicht, daß der 
Schuldner, gegen den das Urtbeil, der vollftredbare Titel, der Arreft gerichtet 
ift, zu der Zeit Eigenthümer des Grundſtücks war, wo Urtheil, vollftredibarer 
Titel oder Arreft in Kraft trat, jondern auch bier tft der Zeitpunkt entjcheidend, 
wo der Gläubiger auf Grund der Urkunden, welche ihn zu ſolch einfeitigem 
Vorgehen ermächtigen, den Antrag auf Eintragung des Pfandrechts dem Grund- 
buchamt überreicht. 

Sit derjenige, welcher die Eintragung des Pfanprechts bewilligt bat, zwar 
Eigenthümer des Pfandgrundſtücks, aber nicht als folcher eingetragen, fo kann 
die Eintragung des Pfandrechts erſt dann erfolgen, wenn der Eigenthümer den 
Mangel feiner grundbuchmäßigen Legitimation bejeitigt: der Eigenthümer muß- 
alfo, um die Eintragung der Hypothek zu ermöglichen, zugleich die Eintragung 
feines Eigenthums bewirken. Ebenſo muß, wenn bie Eintragung des Pfand⸗ 
rechts auf einfeitigen Antrag des Gläubigers erfolgt, und der Schuldner, gegen 
den der Gläubiger das Urtheil, den vollftredibaren Titel oder den Arreft erwirkt 
bat, im Grundbuche al8 Eigenthümer nicht eingetragen ift, deſſen Eintragung 
nachgeholt werden; doch kann der Gläubiger die nachträgliche Eintragung des 
Eigentbums feines Schuldners feinerfeitS bewirken; die Eintragung des Eigen- 
thümers gejchieht alsdann gegen feinen eigenen Willen 17). 

J. Die Eintragung des Pfandrechts erfolgt auf dem Srundbuchblatt 
des belafteten Grundſtücks in der dritten Abtheilung. Sie muß natürlich ihrem 


14) REB., amtl. Anm. zu $ 1099, Hier liegt eine Neuerung bes REB.'s vor. Denn 
nad bisherigen Rechte konnte auf Grund bes Arreftbefehl® entweder bloß die Bormerkung einer 
Hypothek (Preuß. Gef. v. 13. Juli 1888 $ 10. Bayr. Gef. v. 29. Mai 1886 Art. 44) oder 
bloß die Eintragung der Beichlagnahme des Grundflüds (ſächſ. GB. 148) erwirkt werben. 
Ueber noch andere geſetzliche Regelungen der Frage fiehe Motive III ©. 626, 

15) Als Höchftbetrag bes Pfandrecht® (oben S. 258°) gilt diejenige im Arreftbefchluß feft- 
geſetzte Geldſumme, durch deren Hinterlegung ber Schulbner die Aufhebung des Arreftes be= 
wirten kann. | 

16) Anders natürlich, wenn e8 dem Gläubiger gelingt, bie Uebereiguung des Grundſtücks 
als ungültig (etiva wegen Simulation oder mit paulianifcher Klage) anzufechten. Aber dazu 
bedarf e8 erft eine® Procefſes mit dem Erwerber. 

17) Breuß. GrO. 55, 56. RGrO. 32, 45, 
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Nechtsgrunde genau entipredhen und muß die Perſon des Gläubiger, die Höhe 
und Art des Pfandrechts, endlich bei der Hypothek auch die zu fichernde perjün- 
liche Forderung des Piandgläubigerd bezeichnen. 

IH. Das dritte Erforderniß, die Vebergabe des Hypothelen- 
oder Grundfchuldbriefs an den Gläubiger, gilt natürlih nur für das 
Briefpfandrecht 18). Und zwar ftellt das Gericht die Pfandurkunde zunächit 
dem Grundftüdseigentblimer zu; deflen Sache ift es, fie dem Gläubiger weiter- 
zugeben. Erſt wenn biefe Weitergabe erfolgt, alfo nicht fchon durch die Ein- 
tragung, ſondern erjt durch den Empfang der Pfandurkunde erwirbt der Gläu«- 
biger das Pfandrecht 1%). Haben jeboch die Betheiligten vereinbart, daß ber 
Gläubiger die Pfandurkunde unmittelbar vom Grundbuchamte empfangen folle, 
fo ift die Aushänbigung der Urkunde an den Gläubiger zum Pfandrechtserwerbe 
nicht nöthig; vielmehr erwirbt ber Gläubiger alsdann das Pfandrecht ſchon wit 
deifen Eintragung ?°). 


Anmerlung. In eimelnen Staaten, namentlid) feit Friedrich dem Gr. in Preußen 
(zuerſt 1770 in Schlefien) find die Landgüter (meift übrigens nur die Rittergüter) innerhalb 
beftimmter Bezirke zu genofjenjchaftlichen Krebitverbänden vereinigt, welche ben Namen „Land- 
haften‘ führen. Die Landfchaft giebt einem jeden Mitgliede auf Wunſch Darlehen von 
beliebiger Höhe, fofern das Mitglied dafür der Landſchaft eine fichere Hypothek an feinem Gute 
beftellt; welche Hypotheken im Berhältniß zu dem durch befondere Abſchätzung ermittelten 
Werth des Guts (Landfchaftstare) als ficher gelten, ift durch fefte Regeln beſtimmt. Die Land- 
Ichaft zahlt da8 Darlehn indes nicht baar, fondern in Bfandbriefen aus, d. h. in feft verzins⸗ 
lichen, auf den Inhaber lautenden, feiten® des Gläubigers unlündbaren Schuldicheinen, welche die 
Landſchaft jelber in eigenem Namen als Selbftfchuldnerin ausftellt; der Darlehnsnehmer mag 
die Pfandbriefe feinerfeits, etwa durch Verkauf an der Börſe, in baares Geld umſetzen; die Pfand⸗ 
briefe ſind fehr beliebt, da die Landfchaft dem Pfandbriefinhabern die größte Sicherheit bietet; ihr 
Verkauf läßt fich deshalb jederzeit zu guten Preifen ausführen. 

Hiernach fleht die Landſchaft in einem doppelten Rechtsverhältniß. Sie if erftlih Gäubigerin 
derjenigen ihrer Mitglieder, welde von ihr Darlehen empfangen haben; diefe Mitglieder müſſen 
alfo die Darlehen an die Landfchaft verzinfen und allmählich amortiſationsweiſe zurüdzahlen. 
Die Landichaft ift aber zweitens Schuldnerin der Pfandbriefinhaber ; fie muß diefen die Zinjen 
und im Fall der Kündigung auch das Kapital, das durch die Pfandbriefe verichrieben iſt, aus⸗ 
bezahlen. Dagegen befteht zwiſchen den Darlehnsempfängern und den Bfandbriefinhabern ein 
directe® Rechtsverhältniß nicht, namentlich find die von den erfteren der Landichaft beftellten 
Hypotheten den Pfandbriefinhabern nicht binglich verhaftet, jondern haften ihnen nırr mittelbar 
und obligatorifch, infofern fie der Landichaft gehören und die Pfandbriefinhaber den Zugriff auf 
das ganze Vermögen der Landichaft Haben. Ein dingliches Hecht an den Grunbfäcen der 
Darlehnsempfänger fteht aljo nur der Landſchaft, nicht den Pfandbriefinhabern zu. 

Ein ähnliches Rechtsverhältniß wie bei der Landfchaft findet fich auch bei den in neuerer 
Zeit gegründeten Grundereditbanten: nur find die Grunderebitbanten nicht genofienfchaftliche 
Verbände der creditfuchenden Gutsbeſitzer, ſondern jelbftändige Unternehmer. 


©. Dernburg IH $ 313, v. Brünned in Gruchot's Beiträgen zur Erf. des preuß. Rechte, 
Bd. 28 und 29. 


18) RGB. 1025, 1026. Nah preuß. EEGeſ. 18, 20 war die liebergabe des Hypothelen⸗ 
briefs für den Erwerb der Hypothek nicht weſentlich. 

19) In der Ziwilchenzeit zwifchen Eintragung und Liebergabe der Urkunde ift aber das 
Pfandrecht nicht etwa ganz ungültig, fondern gilt als Eigenthümerpfandrecht. RGB. 1070 
Abi. 2 

20) RGEB. 1026 Abf. 2. 
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e) Abtretung bes Pfandrechts. 


Dem Grundbuchſyſtem fcheint am meiften die Regel zu entiprechen, daß 
die Abtretung Des Pfandyechts in der gleichen Art wie ſeine Begründung er⸗ 
folgen muß, nämlich durch Eintragung im Grundbuch 1). Nur fo kann erreicht 
werden, daß das Grundbuch auch in feinen Angaben über die Perjon des 
Pfandgläubigers zuverläffig ift. Indes würde die Eintragung jeder Pfand- 
rechtsübertragung weitläufig und koftfpielig fein und die Veräußerung der Pfand- 
rechte erjchweren. Das Reichsgeſetzbuch läßt deshalb für das Briefpfandrecht 
eine leichtere Uebertragungsform, nämlich eine fchriftliche, öffentlich beglaubigte 
Abtretungserllärung des bisherigen Släubigers, verbunden mit der Uebergabe 
der Pfandurkunde an den neuen Gläubiger genügen ?);, und zwar genießen dieſe 
Abtretungserflärungen, wenn fie von dem jetigen Inhaber der Pfandurkunde 
ununterbrochen bis auf einen im Grundbuche eingetragenen Gläubiger zurüd- 
führen, denſelben öffentlichen Glauben, als ſeien fie felber ſämmtlich im Grund» 
buch eingetragen; der jetige Gläubiger, der im Vertrauen auf fie das Pfand- 
recht erworben hat, wird alfo in feinem Erwerbe geſchützt, mag auch bie 
Abtretungserklärung des urfprünglichen Gläubigers oder eines Zwiſchengläubigers 
gefälfiht und die Pfandurkunde dem früheren Gläubiger geftohlen jein?). Sit 
‚die Pfandurkunde auf den Inhaber geftellt, fo ift zur Webertragung des Pfand- 
rechts nicht einmal eine Abtretungserklärung vorgefchrieben, e8 genügt vielmehr 
die formlofe Uebergabe des Briefe *). 

Dei den übrigen Pfandrechten kann die Uebergabe einer Pfandurkunde zur 
Unterlage der Pfanvrechtsveräußerung nicht gemacht werden, weil bei ihnen 
eine Pfandurkunde garnicht gebildet wird. Hier läßt denn das Reichsgeſetzbuch 
bet Sicherungshypotheken die einfache jchriftliche Abtretungserllärung genügen, 
während es bei der jelbftändigen Buchhypothek und bei der Buchgrundſchuld 
die Eintragung des neuen Gläubigerd im Grundbuche vorfchreibt >). 

Daß die Abtretung dem Pfanpfchuloner angezeigt werde, tft zu ihrer Gül⸗ 
tigkeit niemals nöthig. Doch kann, wie fpäter darzulegen, ver Pfandſchuldner 


1) Die Eintragung des neuen Gläubigers fchreiben denn auch fühl. GB. 438 und bie 
Grundbuchgeſetze von Heilen, Nafjan u. f. f. vor. Dot. UI S. 707. Dagegen genügt nad) 
dem preuß. EEGeſ. 54 eine formlofe oder privatfchriftliche Abtretung. 

2) Die Abtretungserflärung ift gültig fogar ohne öffentliche Beglaubigung. Indes kann 
der neue Gläubiger die nachträgliche Beglaubigung fordern, und auch der Pfandſchuldner braucht 
nur eine beglaubigte Abtretung als genügenden Ausweiß des nenen Gläubiger anzuerkennen. 
RGB. 1061 Abf. 1, 1065 Abi. 1. 

8) REB. 1062. Dies if, ſoviel ich fehe, eine Neuerung des REB.'s. Sie entfpricht der 
für die Indofjamente beim Wechſel gültigen Regel. 

4) RGB. 1104, fiehe oben S. 259°. Dagegen hat das RGB. die preufifche Regel, daß 
eine auf den Namen lautende Brundjchuld in blanco cedirt und dadurch einem Inhaberpapier 
ähnlich gemacht werden könne, nicht übernommen, fiehe preuß. ECGeſ. 55. 

5) RGB. 1061 Abf. 3, 1093. 
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die laufenden und rüdftändigen Zinfen und bei der Sicherungshypothek fogar 
das Kapital an den früheren Gläubiger mit befreiender Wirkung bezahlen, ſo⸗ 
lange er die Abtretung des Pfanbrechts an den neuen Gläubiger nicht Tennt 8); 
aus dieſem Grunde muß ber neue Gläubiger die Abtretung dem Pfandbichulpner 
möglichft bald mittbeilen. 

In manchen Fällen geht ein Pfandrecht Durch Geſetzesvorſchrift von einem 
Släubiger auf den andern über”). Hier ift eine Abtretungserklärung des bis⸗ 
berigen Gläubigers, die Aushändigung der Pfandurkunde oder die Eintragung 
im Grundbuche zur Vollziehung des Gläubigerwechfels nicht nötbig. Der neue 
Släubiger kann aber fordern, daß der alte Gläubiger ihm nachträglich die Ur⸗ 
kunden ausftellt oder übergiebt, die nöthig find, um den Uebergang des Pfand- 
rechts nachzuweiſen ®). 

Die Hypothek kann nur zugleich mit der ihr zu Grunde liegenden per⸗ 
ſönlichen Forderung übertragen werden. Ebenſo kann der Hypothekengläubiger 
die Forderung nur zugleich mit der Hypothek — falls er nicht etwa auf 
letztere ganz verzichtet — abtreten. Eine gegen dieſe Regeln verſtoßende Ab⸗ 
tretung iſt ungültig ?). u 

Auch im Wege der Zwangsvollftredung kann das Pfandrecht von einem 
Gläubiger auf einen andern übergeben. Dazu ift ein Weberweilungsbejchluß 
des Vollftrekungsgerihts und außerdem 1) bei der Briefhypothek und Brief- 
grundfchuld die Uebergabe des Briefes an den neuen Gläubiger, 2) bet der 
Sicherungshypothek die Zuftellung des Meberweifungsbeichluffes an den Schuld- 
ner, 3) bei den übrigen Pfanprechten die Eintragung der Ueberweifung im 
Grundbuch erforderlich 19), 


f) Inhalt des Pfandrechts. 
8 157 *, 


Das Pfandrecht ergreift nicht bloß das Pfandgrundſtück ſelbſt, ſondern 
auh das Pfandzubehör. Zu viefem gehört einmal das gewöhnliche Zu⸗ 
behör des Grundftüds, außerdem deſſen Früchte, ferner, wenn das Grundſtück 
vermietbet oder verpachtet ift, die Mieths⸗ oder Pachtzinfen, endlich wenn ein 
ver Pachtbaftung unterliegender Gegenſtand verjichert ift, auch der Anſpruch 
auf die Verficherungsjumme!). Sind mehrere Orundftüde verpfändet, fo 


6) Siehe unten $ 159. 
7) Nämlih auf den Grundftüdseigenthlimer, auf eine andere am Grundſtück dinglich 
erechtigte Perſon, oder auf den perfönlicen Schuldner; |. unten $ 15714, 160°, 162%, 

8) RGB. 1052, 1057, 818. 

9) RGEB. 1060, 1094, 

10) Amtl. Anm. zu RGB. 1061. 

1) Die Einzelheiten find landesrechtlich überaus verichieben geregelt. Das RGB. 1029 
bie 1089 hat folgende Beftimmungen: I. Bezüglich der Früchte find drei Arten zu unterfcheiben, 
je nah der räumlichen Beziehung, in ber bie Früchte zu dem Pfandbgrundftüd ſtehen. 
a) Früchte, die noch mit dem Grund und Boden verbunden find (ftehende oder hängende Früchte). 


Umfang des Pfandrechts. F 187. 965 


baftet jebes von ihnen für die ganze Pfandſumme ungetheilt (Befammt- oder 
Korrealpfandrecht ?). 

Das Pfandrecht geht immer auf eine Kapitalzahlung als die Hauptleiftung 
des Pfandſchuldners und auf gewiſſe Nebenleiftungen, nämlich die Zahlung 
gefetlicher Zinfen (namentlich Verzugszinien) und die Erftattung der Koften, 
welche dem Gläubiger durch Kündigung des Pfanbrechts und die Beitreibung 
der Pfanpfumme erwachjen. Andere Nebenleiftungen, z. B. die Zahlung ver- 
tragsmäßiger Zinjen, kann der Gläubiger nur fordern, wenn fein Recht darauf 
im Grundbuche befonders eingetragen iſt ®). 

Die Kapitalforberung Tann bei der Grundſchuld fowohl vom Pfand- 
gläubiger ald vom Pfandſchuldner jederzeit aufgekündigt werben und ijt ſechs 
Monate nach der Kündigung fällig, — vorbehaltlich abweichender Abrebe +). 
Für Die Hypothek giebt e8 eine derartige allgemeine Negel nicht; die Fälligkeit 
ber Hypothekenkapitalforderung tritt vielmehr zugleich mit der Fälligkeit der ihr 
zu Grunde liegenden perjünlichen Forderung ein, hängt aljo von deren bes 
jonderer Beichaffenheit ab 5). Auch für die Fälligkeit der Zinjen und ſonſtigen 
Nebenleiftungen fehlt eine allgemeine Regel. 


haften dem Gläubiger unbedingt. b) Früchte, die zwar ſchon vom Grund und Boden abgetrennt, 
aber noch nicht vom Grundſtücke entfernt wurden, find baftfrei, wenn das Grundſtück verpachtet 
ift oder einem Nießbrauch unterlient; denn alsdann kommen fte fofort mit der Trennung in 
das Eigenthum des Pächters oder Nießbrauchers und eutgehen bamit der Pfandhaftung ; fteht 
dagegen bie Fruchtziehung dem Eigenthümer felbft (oder einem gutgläubigen Eigenbefiger) zu, 
fo bleiben auch diefe getrennten Früchte dem Gläubiger haftbar. c) Früchte, die bereit8 von dem 
Pfandgrundftüde entfernt wurden, find nur dann haftbar, wenn der Gläubiger fie noch vor 
hrer Entfernung gerichtlich mit Beſchlag belegt hat, und auch in dieſem Falle verfagt die Haf- 
tung, fobalb ein Dritter die Früchte gutgläubig erwirbt. II. Das Grundſtückszubehör haftet mit 
ähnlichen Beichräntungen wie die Früchte. Hauptunterfchied: nicht jede Entfernung eines Zu⸗ 
behörftäds vom Grundftüde macht es baftfrei, fondern nur diejenige Entfernung, die auf Grund 
einer Veräußerung des Stüds erfolgt. III. Bezüglih der Mieths- und Pachtzinfen wird nad) 
ber Zeit unterfchieben, für welche der Zins geſchuldet ift. a) Zins, welcher erft von dem zweit⸗ 
nächſten Kalendervierteljahr ab gefchuldet ift, haftet dem Gläubiger unbedingt, und kauu ihm 
durch keine Verfügung des Eigenthümers und felbft nicht dadurch, daß ber Miether den Zins 
im Boraus an ben Eigenthümer bezahlt, entzogen werben. b) Umgekehrt ift der Zins, welcher 
länger als ein Jahr rüdftändig ift, ganz haftfrei. c) Der in der Mitte liegende Zins haftet 
dem Gläubiger, jedoch nur fo lange, als der Eigenthümer ihn nicht einzieht oder durch Verzicht, 
Abtretung u. dgl. darüber zu Gunften des Miethsſchuldners oder eined Dritten verfügt. — Hat 
der Gläubiger den Zins gerichtlich mit Befchlag belegt, fo fallen von nun ab die Unterfcheidungen 
zu a—c fort, und ber mit Befchlag belegte Zins haftet dem Gläubiger unbedingt. IV. Der 
Berfiherungsanfpruch wird (menigftens bei ber Gebäudeverſicherung) wie eine vertragsmäßig 
berpfänbete Forderung behandelt, haftet aljo dem Pfandgläubiger unbebingt; deshalb kann der 
Verficherer die Verfiherungsfumme aud nicht an den Eigenthlimer auszahlen, ohne zuvor die 
Zufimmung des Pfanbgläubigers eingeholt zu haben: doch gilt die Zuftimmung als ſtillſchweigend 
ertheilt, wenn der Gläubiger nicht binnen eines Monats, nachdem der die Zahlungspflicht be= 
gründende Unfall ihm angezeigt ift, der Auszahlung an den Eigenthümer wiberfpridt. 

2) RGEB. 1040, 

3) RGB. 1027. Die Landesgefeke haben im Einzelnen abweichende Beftimmungen. 

4) RGB. 1102. Weber die Rentenfchuld ſ. unten 8 171. 

5) Beilpiel: Die Kaufgelderhypothek ift ſofort, die Darlehushypothel erſt nach 1— 8 monatiger 
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Solange Kapital oder Nebenleiftungen noch nicht fällig find, kann der 
Släubiger kraft feined Pfandrechts nur einen einzigen Anfpruch erheben, 
nämlich, daß weder der Eigenthlimer noch irgend ein Dritter das Grundſtück 
oder das Pfandzubehör in einer für die Sicherheit des Pfandrechts gefährlichen 
Weiſe verſchlechtere. Steht eine derartige VBerfchlechterung zu befürchten, fo 
kann der Gläubiger gegen deren Urheber auf Unterlaffung Hagen und fordern, 
daß das Grundftüd nöthigenfalls in gerichtliche Verwaltung genommen werde 5*). 
Wenn die Verfchlechterung bereits erfolgt ift, fo wird bie Pfandforderung, fall 
nit anderweite Sicherung für fie beſchafft wird, fogar fofort fällig ®), und der 
Släubiger kann ihre alsbaldige Ausbezahlung fordern. 

Iſt das Kapital oder auch nur ein Zins oder eine fonftige Nebenleiftung 
fällig, jo ift der Gläubiger befugt, feine Befriedigung wegen des fälligen Be⸗ 
trage8 aus dem Grundſtück einfchließlich des Pfandzubehörs zu fuchen Er 
muß dies im Wege der Zwangsvollſtreckung thun und deshalb zuvörderſt fich 
einen vollitredbaren Titel gegen den Pfandſchuldner verſchaffen; regelmäßig 
muß er alſo den Pfandſchuldner erft verklagen und ein vollftredibares Urtheil 
gegen ihn erftreiten?). Die Zwangsvollſtreckung ift zweifacher Art?). Nach 
feiner Wahl kann nämlich der Gläubiger entweder die gerichtliche Verfteigerung 
des Pfandgrunpftüds — Subhbaftation, Ywangsverfteigerung — 
oder die Webernahme des Grunpftüds in gerichtliche Verwaltung — Se» 
queftration, Zwangsvermwaltung — oder beive Mafregeln zugleich 
fordern"). Mit Rüdficht auf die Wichtigkeit der Zwangsvollſtreckung tft deren 
Recht im folgenden Paragraphen eingehender barzuiftellen. 

Andere als die foeben aufgeführten Nechte bat der Pfandgläubiger nicht. 
Namentlih Tann er nicht fordern, daß ihm der Befit ober gar die Nukumg 
des Pfandgrundſtücks überwiefen werbe, wie bei ber älteren Sakung oder 
der römifchen Antichrefe, es fei denn, daß dies Recht ihm vertragsmäßig be- 


Kündigung fällig. RGEB. 227, 549, Wenn eine Kündigung nöthig ift, fo muß fie bei der 
gewöhnlichen Hypothek an den Pfandſchuldner oder durch ihn, bei der Sicherungshypothel an 
den perfönlichen Schuldner oder durch ihn erfolgen. REB. 1049, 1093 Abi. 2. 

58) Durch Endurtheil oder einfiweilige Verfügung. 

6) Preuß. EEGeſ. 50. ROB. 1041—1043. Die fofortige Fälligkeit tritt auch dann 
ein, wenn die Verſchlechterung des Grundſtücks ohne Zuthun des Pfandſchuldners durch Zufall, 
3. B. durch ein Erdbeben entflanden ift. 

7) Bon diefer natürlich jehr läftigen Pflicht find ſolche Gläubiger befreit, welche ihre 
Forderung im Wege des Verwaltungs⸗Zwangsverfahrens beitreiben können, wie 3. B. manche 
pribifegirte Krebitinftitute, und außerdem foiche Gläubiger, deren Schuldner ſich gemäß CPO. 702 
Nr. 5 der Zwangsvollſtreckung ohne Proceß urkundlich unterworfen haben. 

8) Nach preuß. Gef. v. 13. Juli 1883 $ 206 kann ber &läubiger außerdem noch bie 
Mobiliar-Ererution in einzelne Stüde des Pfanbzubehörs betreiben. Ob das Reichsrecht dies 
zulaffen wird, ift noch unentfchieden, |. amtl. Anm. zu RGB. 1054. 

9) Iſt eine Hypothek auf ein Kamilienfideicommiß gelegt, fo ift, da das Fideicommiß nicht 
veräußert werden kann, nur die Zwangsverwaltung zuläſſig. Anders bei Hnpothelen, die auf 
einem Familienſchluß beruben,„f. oben S. 141°, 
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fonder8 zugeftanden ift 10). Noch weniger kann er verlangen, baß bei Nicht- 
befriedigung ſeines Pfandrechts das Eigenthum des Grundftüds auf ihn 
übergebe; ja fogar die ausprüdliche Vereinbarung eines ſolchen Rechtes ift erjt 
zuläffig, wenn das Pfandrecht fällig geworben ift, micht aber bereit? bei Be- 
gründung des Pfandrechts 11). 

Das Necht des Gläubigers, die Zwangsvollſtreckung in das Pfandgrund- 
jtüd zu betreiben, ift natürlich Tein abjolutes, fondern füllt fort, ſobald dem 
Gläubiger anderweite Bezahlung feiner fälligen Forderung angeboten wird. 
Und zwar ift zu foldem Angebot (von dem perjönlichen Schuldner abgefehen) 
nicht bloß der Grundfſtückseigenthümer, fondern nach einer Regel römiſchen Ur- 
iprungs ?2) auch jede andere Perfon befugt, die ein bingliche® Recht an dem 
Grundftüde hat und Gefahr läuft, im Falle einer Zwangsverfteigerung dies Recht 
zu verlieren 2); letztere Perfonen bürfen aber vem Gläubiger die Bezahlung 
erft dann anbieten, wenn biefer ihr Recht in Gefahr bringt, d. h. die Zwangs⸗ 
verjteigerung bed Grundſtücks betreibt; der Grundſtückseigenthümer kann da⸗ 
gegen die Zahlung fchon vorher anbieten, fobald nur die Forderung des 
Gläubigers fällig if. Wird der Gläubiger in dieſer Art befriedigt, fo er⸗ 
Licht fein Pfandrecht nicht, ſondern geht auf denjenigen, der die Zahlung an 
ihn geleifter bat, über 1*). 

Wenn der Pfandgläubiger Zahlung forbert, muß er mittel® einer be- 
glaubigten fchriftlihen Erklärung den Eigenthümer ermächtigen, die Löſchung 
des Pfandrechts im Grundbuch herbeizuführen. Anderenfalls kann der Pfand- 
ſchuldner die Zahlung verweigern. Bei dem Briefpfandrecht muß der Gläubiger 
außerdem den Hypotheken⸗ oder Grundichulbbrief zurückgeben. Bei Theil⸗ 
zahlungen kann natürlih die Rückgabe des Briefs nicht gefordert werden, 
jondern nur eine Quittung auf dem Brief. Bei der Zahlung von rüdjtändigen 
Zinjfen und der Erftattung von Koften ift auch ein derartiger Vermerk auf dem 
Briefe nicht nöthig; bier genügt es, daß der Gläubiger eine gewöhnliche Quit- 
tung ausftellt 15). | 

Soweit nicht der Grundſtückseigenthümer durch die foeben dargelegten 
Rechte des Gläubigers beſchränkt ift, Hat er über fein Grunbftüd freies Ver⸗ 


10) Alsdann ift aber das Recht kein dingliches; auch daß es im Grundbuch eingetragen 
werde und dadurch Dinglichleit erlange, läßt wenigftens da8 REB. nit zu. Mot. II ©. 680. 
Bol. Kohler, Pfandrechtl. Forſchungen, S. 256. 

11) Nach älterem römiſchem und, wie bereit$ erwähnt, nach deutſchem Rechte war dieje 
Bereinbarung (lex commissoria) zuläffig; fie ift erft im fpätrömifchen Rechte verboten. Die 
neueren Geſetze jchließen fi) dem Berbote durchweg au; fo auh RGB. 1056. 

13) Im römifchen Recht hatte die das jus offerendi betreffende Regel freilich eine weſentlich 
andere Bedeutung als jetzt. Windfcheid, Pandecten, 8 241, 

15) Namentlih kann ein nachftehender Piandgläubiger die Befriedigung dem vorftehenden 
Pfandgläubiger anbieten. Denn treibt diefer das Grundftüd zur Zmangsverfteigerung, fo kann 
jener — wie in $ 158 zu zeigen — mit feinem Pfandrecht leicht ausfallen. 

14) Preuß. ER. I, 20 8 36 fig. RGB. 1057. 

15) RGB. 1052, 1065, 1069 Abi. 2. 
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fügungsrecht ; fogar die ausbrüdliche Vereinbarung, daß er das Grimbftüd 
nicht veräußern oder weiter belajten dürfe, ift ungültig 16). Doc bleibt 
natürlih, wenn er das Grundftüd veräußert, das Pfandrecht darauf Iaften; 
dies gilt auch, wenn es fich nur um die Veräußerung eines Grunbftüdstbeils 
handelt: ber veräufßerte Theil bleibt den Pfandgläubigern verhaftet, wenn fie 
nicht ausdrücklich in feine Haftbefreiung („Exnexuation“) willigen 17). 


Hortfegung Zwangsverfeigerung?). 
8 158 *. 

Der Piandgläubiger beantragt die Zwangsverſteigerung des Pfandgrund- 
jtüds, damit er aus dem bei der Verfteigerung zu erzielenden, vom Erſteher 
des Grundſtücks feinem Gebote gemäß zu zahlenden Preife befriebigt werbe, 
Indes wird biefer Preis keineswegs zur alleinigen Befriedigung des Antrag. 
jteler8 verwendet, fondern er ift einer ganzen Reihe von Gläubigern verhaftet. 
Für diefe Gläubiger befteht eine beftimmte Rangorbnung. 

Elaffe I umfaßt gewiffe abfolut bevorzugte Gläubiger *), deren Recht 
feiner Eintragung bebarf, namentlich 1) den Fiscus, die Gemeinden und fonftige 
Öffentlich-vechtliche Verbände wegen ihrer auf das Grundſtück gelegten Abgaben 
aus den legten zwei Jahren ®), 2) Ianbesrechtlich auch das auf dem Grunbftüd 
beſchäftigte landwirthſchaftliche Gefinde wegen feines Lohns und fonftiger Dienft- 
bezüge (Liedlohn) aus dem legten Jahre *). 

Claſſe II umfaßt die im Grundbuch eingetragenen Gläubiger >); unter 


16) ROB. 1044. Aehnlich die meiften Landesrechte: preuß. EEGeſ. 48, fühl. GB. 
225 u. f. f. 

17) Iſt aber die Theilveräußerung fo unbedeutend, daß fie die Sicherung der Gläubiger nicht 
beeinträchtigt, und wird dies durch ein „Unfchäblichkeitsatteft“ der Behörde (Generallommiffton) 
fefgeftellt, fo ift die pfandfreie Veräußerung des Trennftüds auch ohne Einwilligung der Gläu- 
biger zuläffig; die Vergütung, die der Eigenthümer für die Theilveräußerung erhält (Kaufpreis, 
ein gegen das veräußerte Theilftüd eingetaufchte® Grundſtück n. f. f.), tritt aber als Erfag in 
die Pfandhaftung ein. Preuß. Gef. v. 3. März 1850, 27. Juni 1860. Das Reichsrecht wird 
dies nicht ändern. Siehe auch unten 8 1728, 

1) Die Zmangdverfteigerung (und Zwangsverwaltung) von Grundſtücken wird gewöhnlich 
in befonderen Gefegen geregelt, z. B. preuß. Gef. v. 13. Juli 1883, betr. die Zwangsvoll⸗ 
firedung in das unbewegl. Bermögen (eitirt Pr. ZwG.), bayer. Gef. v. 29. Mai 1886, ſächſ. 
Gef. v. 15. Ang. 1884, württemb. Gef. v. 18. Aug. 1879. Auch das RGB. foll durd ein 
derartiges Geſetz ergänzt werben; deſſen Entwurf, der aber die zweite Leſung noch nicht durch⸗ 
gemacht, ift bereit8 veröffentlicht und wird als RZwG. citirt. — Im Folgenden find natürlich 
nur die materiellrechtlichen Regeln der Zmangsverfteigerung darzuftellen, nicht die Regeln, welche 
fi) bloß auf das Verfahren beziehen. 

2) Außerdem find natürlich die Koften der Verfleigerung aus dem Preife vorweg zu be= 
ftreiten. Pr. 3mG. 54. RZmG. 59. 

8) Pr. ZwWG. 24—28. RZWG. 9. 

4) Der Borzug des Liedlohns ift altdeutichen Rechts (Stobbe III 8 187 °°) und wird auch 
vom preuß. ZwG. 26 feftgehalten, mährend Sachſen und die fübbentfchen Staaten ihn ver- 
werfen (Mot. z. RIwG. S. 368). Das RZwG. 236 beläft e8 beim Landesrecht. 

5) Einfchließlich der Inhaber von Dienfibarkeiten u. dgl. Weber die Rechte de8 Miethers 
ſ. 8 208. 
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ihnen beſtimmt ſich die Nangorbnung regelmäßig nach der Zeit der Eintragung 
ihres Rechts, aljo nach dem grundbuchmäßigen Alter ihres Anſpruchs, fo daß 
ber ältere Gläubiger vem jüngeren vorgeht ®). Doc gehören die Anſprüche 
diefer Gläubiger, foweit fie auf wiederkehrende Leiftungen (Zinfen, Amorti- 
fationszufchläge u. dgl.) gerichtet find, nur dann Hierher, wenn bie Leitungen 
ſpäteſtens in den beiven legten Jahren fällig geworden find”). 

Kaffe III umfaßt den Fiscus, die Gemeinden u. f. f. wegen ihrer Ab- 
gaben, Klaſſe IV umfaßt die eingetragenen Gläubiger wegen ihres Anſpruchs 
auf Zinfen u. ſ. f., jofern es fich bei ven Abgaben und Zinfen um Rückſtände 
handelt, die älter als 2 Jahre find ®). 

Es gilt nun folgende Regel: die Rechte derjenigen Gläubiger, welche 
dem Pfandrechte des Antragftellers vorausgehen, werben durch die auf deſſen 
Antrag eingeleitete Zwangöverfteigerung garnicht berührt, gehen vielmehr auf 
den Erfteber des Pfandgrunpftüds über ?). Das bebeutet, daß der Erjteber 
biefe Rechte, foweit fie auf fällige wiederkehrende Leiftungen ober auf Erftattung 
von Koften geben, jofort ausbezahblen muß 1°), daß die Rechte dagegen im 
Mebrigen auf dem Grunditüde unverändert haften bleiben, genau wie bei einem 
freihändigen Verlaufe. Die Zahlungen, die der Erfteher des Grundſtücks bier- 
nah fofort zu machen, und den Geldwerth der Xajten, die er hiernach zu 
übernehmen bat, zieht er von dem Preife, zu welchem das Grundſtück ihm zu- 


6) Siehe oben S. 122, Bei Hypothelen, die für eine zulünftige ober bedingte Forderung 
beftellt find, wird ber Rang gleichfalls durch die Zeit der Eintragung beflimmt, nicht durch die 
Zeit, zu der die Forderung umbefriftet oder unbebingt wird. 

7) Preuß. ZW. 29, 37. RZWG. 10. 


8) Pr. Zn®. 87. RZwG. 10 Nr. 5, 6; einzelne Landesgeſetze laſſen derartige alte 
Rückſtände bei der Zmangsverfteigerung ganz unberüdjichtigt, 3. B. das mwürttembergifche (Mot. 
3. RZwG. ©. 97). 

9) Dies ift für die meiften deutſchen Staaten neues Recht, z. B. in Preußen erſt 1888, 
in Bayern erft 1886 eingeführt, wird aber jetzt au vom RZwG. anerkannt. Früher galt 
dagegen liberwiegend eine durchaus abweidyende Regel, und fie gilt noch jest 3. B. in Rbein- 
hefien und Bremen. Es wurden nämlich bei jeder Zmwangdverfleigerung ſämmtliche Hypo⸗ 
thefen fofort fällig und mußten vom Erſteher der Reihe nach baar ausgezahlt werden, mochte 
auch die Berfleigerung vom jüngften Öypothelengläubiger beantragt fein. Es half alfo wenig, 
wenn ein Kapitalift zu Gunften feiner ficheren, gut verzinslichen erften Hypothek fich zehnjährige 
Unkündbarkeit durch Eintragung im Grundbuche ausbedungen Hatte; fobald es einem nach⸗ 
fiehenden Gläubiger beliebte, das Grumdftüd zur Zmangsverfteigerung zu bringen, war diefe 
Untändbarfeit gebrochen, und der Inhaber der erften Hypothek mußte fich die fofortige Rückgabe 
feines Geldes gefallen lafien. Ja, wenn der jüngere Gläubiger ſich eine ungünflige Zeit für 
die Verfteigerung ausgeſucht hatte — woran bie älteren Gläubiger ihn nicht hindern konnten — 
und demgemäß jehr geringe Gebote auf das Grundſtück abgegeben wurden, fo lief die erfte 
Hypothek fogar Gefahr, bei der Berfteigerung zum Theil auszufallen; denn ein „geringftes 
@ebot” gab e8 damals nicht. Offenbar ift das heutige Hecht daB befiere: die ältere Hypothet 
muß dagegen geſchützt fein, daß nachfolgende Gläubiger durch willffirliche, vielleicht fogar unge- 
ſchickte oder böswillige Maßregeln ihren Beſtand erſchüttern. 

10) Alſo ſämmtliche Rechte der I. Klaſſe und von ben Rechten der IT. Klaſſe die Anſprüche 
auf laufende oder rüdftändige Zinjen, Amortijationszuichläge u. dgl. 
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gefchlagen ijt, vorweg ab. Kin Preis, der hierzu nicht ausreicht, darf bei ber 
Zmwangsverjteigerung überhaupt garnicht geboten werben. 11), 

Erſt der Reſt des Preifes, der übrig bleibt, nachdem diefer Abzug gemacht 
ift, wird zur Befriedigung des Antragftellers verwendet, und wenn fich als- 
dann ein noch weiterer Reſt ergiebt, wird auch zur Befriedigung derjenigen 
Släubiger gejchritten, deren Necht dem Anfpruch des Antragitellers nachfolgt, 
und zwar der Rangordnung diefer Gläubiger entjprechenn. Die Befriedigung 
geichieht durch fofortige Baarzablung 12). So felbft dann, wenn die dem 
Pfandrechte des Antragftellers nachfolgenden Rechte noch garnicht fällig find; 
ihre Fälligkeit wirb eben von Rechts wegen dadurch herbeigeführt, daß auf 
Grund eined ihnen vorausgehenden Pfandrechts die Zwangsverſteigerung des 
belafteten Grundſtücks eingeleitet wird 1%), Sind fohließlih auch die dem 
Pfandredht des Antragftellers nachfolgenden Rechte ſämmtlich gedeckt, ſo wird 
ein alsdann noch übrig bleibenvder Reſt des Preifes an den Grundſtückseigen⸗ 
thümer gezahlt. 

Wenn dad Pfandrecht des Antragftellers oder wenn ein ihm nachfolgendes 
Recht durch den vom Erſteher gebotenen Preis befriedigt wird, gebt es felbft- 
verjtändlich unter. Aber es gebt ebenjo unter, wenn ber Preis hierzu nicht 
genügt: man jagt alddann, das Recht jei bei der Zwangsverfteigerung „aus⸗ 
gefallen‘ 24). Der Erſteher erwirbt aljo das Pfandgrundſtück unter der fort- 
dauernden Belaftung mit allen Nechten, die dem Bfandrechte des Antragjtellers 
vorausgehen, aber frei von dem Pfandrecht des Antragftellers und allen ibm 
nachfolgenden Rechten. 

Dei der bisherigen Darftellung ift vorausgefeßt, daß die Zwangsver⸗ 

jteigerung von einem Pfanbgläubiger beantragt wurde. Die gleihen Regeln 
gelten aber natürlich, wenn ein anderer dinglicher Berechtigter den Antrag auf 
Zmwangsverfteigerung ftellt, z. B. der Inhaber einer Reallaft. Und auch ein 
bloß perjönlicher Gläubiger des Grundftüdseigenthümers kann die Zwangsver⸗ 
jteigerung des Grundſtücks verlangen ober fih dem von einem binglichen 





11) Da8 „geringfie Gebot” ift aljo gleich der Summe der nach obiger Regel fofort 
zu leiftenden Zahlungen und des Werthe8 der vom Erſteher zu übernehmenden Laften. Die 
Berfteigerungsbehörde muß das geringfte Gebot vor Beginn der Verfteigerung berechnen und 
öffentlich befannt machen, damit bie Bieter ſich danach einrichten Tönnen. Pr. ZwG. 22, 53 fig. 
RZwG. 59 fig. 

12) Preuß. Zwu0. 57. RZwG. 65. Natürlich) kann aber der Erfteher mit dem Gläubiger 
vereinbaren, daß fein Hecht auf dem Grundftüde ftehen bleiben fol. Preuß. 3wG. 116. 
RZWG, 139. 

13) Pr. 3mG. 31. RBwG. 154. 


14) RZwG. 188. Steht dem Gläubiger neben dem dinglichen Rechte noch eine perfönliche 
Forderung zu, wie bei der Sicherungshypothet und regelmäßig bei der ſelbſtändigen Hypothek, 
fo bleibt fie ihm natürlich aud) nad) dem „Ausſall“ feines dinglichen Rechts erhalten. Fehlt 
dagegen eine derartige Forderung, wie bei der Grundſchuld, jo ift der Gläubiger durch den 
Ausfall um fein ganzes Recht gebracht. 
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Bläubiger geftellten Antrage anjchließen. Dann wird er in die oben auf- 
gejtellte Rangorbnung derart eingefchoben, daß er zwiſchen die zweite und 
dritte Claſſe zu ſtehen kommt 16). Demgemäß geben bei einer Zwangs⸗ 
perjteigerung, die von einem perjönlichen Gläubiger beantragt iſt, feinem Rechte 
alfe eingetragenen Rechte (ausgenommen die mehr als zweijährigen Zindrüd- 
ftände u. ſ. f.) vor; feines dieſer Mechte läuft alfo Gefahr, bei der BVer- 
fteigerung auszufallen, vielmehr muß ber Erfteber fie ſämmtlich übernehmen, 


g) Einwendungen bes Pfandfhuldners. 
g& 159 *. 

I. Einwendungen?) gegen die dem Pfandrechte zu Grunde liegende perſön⸗ 
lihe Forderung. 

1) Da bie @ültigkeit der Sicherungshypothek von ver Gültigkeit 
ber durch fie geſchützten perjönlichen Forderung durchaus abhängig ift, jo kann 
jeder gegen die perjönliche Klage des Gläubigers zuläffige Einwand auch gegen feine 
Pfandklage geltend gemacht werben, und zwar nicht bloß von dem Pfandichuldner, 
der zugleich perjönlicher Schuloner , ſondern auch von demjenigen, der bloßer 
Realſchuldner iſt: dieſem ftehen alle Einreden des perſönlichen Schuldners gu ?), 
und nicht einmal durch des letzteren Verzicht können ſie ihm genommen werben. 
Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ändert hieran gar nichts, denn er bat 
bei der Sicherungshypothek auf die perſönliche Forderung des Pfandgläubigers 
keinen Bezug ?). 

Deshalb muß der Pfandgläubiger, welcher bie Hypothek durch Abtretung 

erworben, die Einrede der Zahlung ſich auch dann gefallen laffen, wenn die 
Zahlung nicht an ihn, fondern an feinen Rechtsvorgänger gefchehen ift, mag 
auch zur Zeit der Zahlung die Abtretung der Hypothek bereitd vollzogen, der 
Zahlungsempfänger aljo gar nicht mehr zum Empfang der Zahlung befugt ge- 
weien fein. Nur wenn ber Schuloner zur Zeit der Zahlung die Abtretung 
bereit8 gelannt hatte, ift er zur nochmaligen Zahlung an ben jeßigen Gläubiger 
verpflichtet *). 
1060) Pr. ZwG. 30. RZwG. 10 Nr. 5. Mehrere perjönliche GOläubiger rangiren nad) 
ber Zeit, zu der fie den Antrag auf Zmangsverfteigerung geftellt oder fi ihm angeichloflen 
haben. Perſoͤnliche Gläubiger, die ihren Anſchluß nicht erklärt haben, werden bei ber Zwangs⸗ 
verfteigerung gar nicht berüdfichtigt. — Ueber abweichende Landesrechte |. Motive . RZwG. 
©. 93. 

1) Darunter verftehe ich Hier nicht bloß Einreden, jondern jede Bemängelung der Gilltig- 
feit eines Pfandrechts. 

2) Es kommt alfo auch ein Verzicht auf die perjönliche Forderung, den der Gläubiger 
gegenüber dem perſönlichen Schulbner ertlärt hat, oder ein zwilchen beiden geſchloſſener Vergleich 
(ausgenommen nad Eonc.DOrbn. 178 der Zmangsvergleih) dem Pfandichuldner zu gut; ebeufo 
eine fällige, zur Aufrechnung geeignete Begenforderung bes perſönlichen Schuldners. ROB. 
1045, 710, Ä 


3) RGB. 1098 Abf. 2, 1046, 
4) ROB. 1093 Abi. 2, 1064, 
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Nur eine Einrede wider die perfönliche Forderung iſt gegen die Hypothek 
ganz allgemein ausgejchloffen, die der Verjährung; der Gläubiger kann aljo 
bie dinglihe Haftung des Pfandſchuldners auch wegen einer verjährten perjön- 
lichen Forderung geltend machen 5). 

2) Aud die jelbftändige Hypothek ift an und für fi nur gültig, 
wenn ihr eine gültige perfönliche Forderung zu Grunde liegt, und deshalb ift 
zunächit jeder wider die perjänliche Forderung gerichtete Einwand auch gegen 
die felbftändige Hypothek ftatthaft. Allein bei ihr greift, anders als bei ber 
Sicherungshypothek, der öffentliche Glaube des Grundbuchs befchräntend ein ®). 

Dei der felbjtändigen Hypothek ift nämlich nicht bloß das dingliche Pfand- 
recht und die ihr zugehörige Realobligation, fondern, foweit fie als Stüße der 
Hypothek zu dienen bat, auch die perjönliche Forderung des Pfanpgläubigers 
unter den Schuß des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs geftellt?). Dem⸗ 
gemäß dürfen Einwendungen, die wider die perſönliche Forderung gerichtet 
find, gegen die felbjtändige Hypothek nur dann erhoben werben, wenn fie mit 
dem öffentlihen Glauben des Grundbuchs vereinbar find, alfo 

a) wenn fie zu der Zeit, wo der jegige Pfandgläubiger die Hypothek — 
ſei ed als urfprünglicher Gläubiger, ſei e8 ald deſſen Einzelrechtsnachfolger — 
erwarb, im Grundbuch 8) vermerkt waren, ober 

b) wenn fie dem jeigen Gläubiger zu der nämlichen Zeit auch ohne einen 
Vermerk des Grundbuchs anderweit befannt waren, over 

c) wenn fie auf einem Rechtsgrunde beruhen, der für den jetigen Pfand⸗ 
gläubiger unmittelbar obligatorifch verpflichtend ift?). 

Dies gilt auch für die Einrede der Zahlung. Dieje Einrebe iſt ſtets zu- 
läffig, weun die Zahlung gerade an den jetigen Gläubiger geleiftet ift. Iſt fie 
dagegen an einen früheren Gläubiger geleiftet, jo kommt barauf nicht an, ob 
biefer zur Zeit der Zahlung noch rechtmäßiger Gläubiger und zum Empfang 
ber Zahlung befugt war. Vielmehr kann, felbft wenn dies der Ball war, der 
jegige Gläubiger nochmalige Zahlung fordern, e8 fei denn, daß nach den oben 
bei a und b genannten Regeln zu der Zeit, wo er die Hypothek erwarb, bie 
Zahlung im Grundbuch vermerkt oder ihm befannt war. 

Indes gilt der Öffentliche Glauben des Grundbuchs für die perfünliche 
Forderung nur ſoweit, als fie auf die Kapitahahlung und folche Nebenleiftungen, 


5) Nur Anſprüche des Pfandbglänbigers auf wiederkehrende Leiftungen (Zinfen, Kapitals- 
abfchlagzahlungen, die amortifationsweile erfolgen u. ſ. f.) verjähren in 4 Jahren. REB. 188, 
Aehnlich ſchon Preuß. LR. I, 20 8 247, 248, ſächſ. GB. 462. 

6) So im Wefentlichen ſchon preuß. ER. I, 30 8 423, fodanı preuß. ECGeſ. 88, ſächſ. 
SB. 429, REB. 1046, 1068, 1064. 

7) Siehe oben ©. 258. 

8) Dder im Hypothekenbrief, |. oben S. 254". 

9) Denn über die unmittelbaren obligatorifchen Rechtsbeziehungen zwiſchen den Parteien 
giebt das Grundbuch keine Auskunft, und deshalb hat auch der öffentliche Glaube des Grund- 
buche auf fie feinen Bezug. 
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die erſt in der Zukunft fällig werden, gerichtet if. Soweit fie dagegen auf 
die rüdftändigen oder bie laufenden 10) Nebenleiftungen (Zinfen, Koften u. ſ. f.) 
geht, genießt fie des öffentlichen Glaubens nicht; inſoweit fommen vielmehr die 
gleihen Regeln wie bei der Sicherungshppothel zur Anwendung 11). 

Die Einrede, daß die perjönliche Forderung verjährt fei, tft natürlich auch 
gegen die felbftändige Hypothek ausgefchloffen 12). 

3) Die Grundfhuld ift von einer perjönlichen Korberung nicht ab⸗ 
bängig. Einreven, die gegen die „‚perjönliche Forderung“ gerichtet find, kommen 
deshalb bei ihr nicht in Betracht. 

I. Einwendungen, die fich unmittelbar gegen bie Realobligation des Pfand- 
gläubigers richten. 

Sie werden bei allen Arten des Pfandrechts grunbfäglich gleich behandelt. 
Namentlich fteht, foweit lediglich die Realobligation in Frage kommt, nicht bloß 
die felbjtändige Hypothet und die Grundſchuld, fondern auch die Sicherungs- 
Hypothek unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. So 
ift z. B. die Einreve, daß das Pfanbrecht ungültig jet, weil derjenige, ber es 
bewilligt, zwar im Grundbuche als Eigenthümer eingetragen fei, aber in Wahr- 
beit des Eigenthums ermangele, auch bei der Sicherungshypothek gegen ben 
reblihen Pfandgläubiger unwirkſam; das Gleiche gilt für den Einwand, daß 
ein Rechtsvorgänger des jeßigen Gläubigers auf das Pfandrecht verzichtet 
babe u. ſ. f. 122). 

Nur über die Grundſchuld iſt um deswillen weiter zu ſprechen, weil manche 
Einwendungen, die bei der Hypothek zunächſt gegen die perſönliche Forderung 
des Pfandgläubigers gerichtet find, bei der Grundſchuld, welcher eine perſönliche 
Zorderung gar nicht zur Seite fteht, fich unmittelbar gegen die Realobligation 
wenden, 3. B. die Einreve der Zahlung. Auch diefe Einwenbungen werden 
durch den Öffentlichen Glauben des Grundbuchs beſchränkt; nur fomweit Die Real- 
obligation fih auf rüdjtändige oder laufende Zinfen oder fonftige Nebenleiftungen 
bezieht, verjagt der Schuß des Grundbuchs. Einwendungen gegen die Real⸗ 
obligation bei der Grundſchuld werben alfo genau ebenfo behandelt, wie Ein- 
wendungen gegen die perjönliche Forderung bei ber jelbftänbigen Hypothek 18). 


10) Nach RGB. 1068 find dies die Zinjen u. f. f., die im laufenden und im nächftfolgenden 
Vierteljahr fällig werben. 

11) ROB. 1068, 1069. Aehnlich Schon früher preuß. EEGeſ. 39. Der Grund für dieſe 
Regel ift, daß ſonſt der Pfandfchuldner in die Gefahr kommt, doppelt zahlen zu müſſen. Bei 
Kapitalabzahlungen kann er fich gegen diefe Gefahr dadurch ſchützen, daß er nur gegen Löfchung 
der Hypothek im Grundbuche oder Rückgabe des Hypothekenbriefs zahlt. Bei Zinszahlungen ift 
aber dieſe Art des Schubes nicht durchführbar. 

12) Siehe oben ©. 272°, 1238 ?°, 


133) Während der Einwand, baf ber Rechtsvorgänger auf feine perfönliche Yorderung ver- 
jichtet habe, bei der Sicherungshypothet auch dem Rechtsnachfolger entgegenfteht. 
13) RGEB. 1101. 
17. Aufl. 18 
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Eine Verjährung der Realobligation findet nur ftatt, foweit fie fih auf 
wiederkehrende Leiſtungen des Pfandfchuldnerd bezieht 1). 


bh) Das Eigentbümerpfandredt?). 
8 160*. 


Dei der bisherigen Darftellung des Pfanprechts ift Davon ausgegangen, 
daß das Pfandgrundftüd einer anderen Perjon gehört als dem Pfanpgläubiger. 
Nur unter diefer Porausfegung konnte das Pfandrecht als eine Realobligation 
zwiſchen Pfandgläubiger und Pfandſchuldner verbunden mit einem binglichen 
Mecht an fremder Sache bezeichnet werden. Nun ift aber auch ein Pfandrecht 
an dem eigenen Grunpftüde des Pfandgläubigers zugelaffen, das ‚‚Eigentbümer- 
pfandrecht“. Es ijt feine Realobligation; denn bei diefer Obligation wäre 
Gläubiger und Schuloner die nämliche Perfon, und das ift nicht denkbar, da 
eine Korberung des Gläubigerd gegen ich felbft feinen Sinn bat. Noch weniger 
it es ein Net an fremder Sache. Das Eigenthümerpfandrecht ift vielmehr 
ein rein bingliches Recht an eigener Sade?). 

Nun ift es freilich auffallend, daß dem Eigenthümer eines Grundftüds außer 
dem Eigenthum noch ein weiteres Recht an feinem eigenen Grundſtücke zufteben foll. 
Denn das Eigentbum wird als ein allumfaffendes Recht bezeichnet ; jede privat- 
rechtliche Befugnig an einem Grunditüde, welche das Gefeg überhaupt zuläßt, 
wäre danach in dem Eigenthum bereits enthalten und brauchte alfo dem Eigen- 
tbümer nicht erft in Geftalt eines bejonderen Rechts zufäglich zu feinem Eigen- 
thum verliehen zu werben. Indeſſen — jene Bezeichnung des Eigenthums als 
eines allumfaijenden Rechts iſt falſch: die Befugniffe, welche ein Pfanprecht 
gewährt, find durchaus nicht bereit im Eigenthum enthalten 2°). 

Das Pfandrecht des Eigenthümerd an feinem eigenen Grundftüd gebt 
nämlich ebenjo wie das Pfanbrecht eines gewöhnlichen Pfanbgläubigers auf die 
Beitreibung eines Gelpfapitals ®) aus dem Grundftüde mittelft Zwangsvoll⸗ 
jtredung. Allerdings fehlt dem Eigenthümer trotz feined® Pfandrechts die Be⸗ 
fugniß, die Zwangsvollſtreckung in fein eigened Grundftüd jelber zu beantragen. 

14) Siehe oben Anm. 5. 

1) v. d. Hagen, Hypothek des Eigenthümers (1886), Schollmeyer, Hnpothel des Eigen⸗ 
thümers (1874), Buchka, Hypothek des Eigenthümers (1875), ©. Hartmann, Rechte an eigener 
Sade (1877), Roth im Archiv f. civ. Praxis 63 ©. 97 (1889). 

2) Eine VBegriffebeftimmung, weiche ſowohl das Pfandrecht an fremder wie an eigener Sache 
umfaßt, muß denmad) von der Realobligation abjehen und lauten: Pfandrecht ift die dingliche 
Befugniß, ein Geldlapital aus einem Grundftüd durch Zwangsvollſtreckung beizutreiben. 

2a) Ein ähnliches Verhältniß zeigt fih im Bergrecht. Der Grundftüdseigenthümer als 
folder hat an und für fich noch nicht das Recht, auf feinem Grundftüd Bergbau zu betreiben ; 
er fann ſich aber zufäglich zu feinem Eigentum noch das Bergbaurecht, aljo ein Recht an 
jeinem eigenen Grundftüd verleihen laſſen. 

8) Zinfen kann dagegen der Eigenthümer nur dann fordern, wenn die Zmangsver- 
waltung des Pfandgrundſtücks eingeleitet ift, und mur auf deren Dauer. RGB. 1084, 1106. 
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Aber wenn die Zwangsvollitredung in das Pfandgrundjtüd auf den Antrag 
eined anderen Gläubigers eingeleitet ift, wird das Pfandrecht des Eigen- 
thümers ebenfo berüdfichtigt, wie alle übrigen Pfanbrechte, ftreng nach Maß- 
gabe feines grundbuchmäßigen Ranges‘). Wenn alfo von einem binglichen 
Bläubiger, deſſen Recht dem Pfandrecht des Eigenthümers vorgeht, die Zwangs⸗ 
verfteigerung des Pfandgrundftüds beantragt ift, fo wird, nachdem der Antrag- 
fteller felbft und diejenigen dinglichen Gläubiger, deren Recht zwifchen dem Recht 
des Antragftellerd und dem Pfandrecht des Eigenthümers fteht, befriedigt find, 
auch das Eigenthümerpfandrecht baar ausbezahlt, und es Tann alsbann vor- 
fommen, daß die noch weiter zurüditehenden Pfandgläubiger bei der Verfteige- 
rung ausfallen, während der Grundftüdseigenthümer eine Auszahlung befommt 5). 
Und wenn die Zwangßverfteigerung von einem perfönlichen oder einem jüngeren 
Dinglichen Gläubiger beantragt war, bleibt das Pfandrecht des Eigenthümers 
auf dem Pfandgrundftüde liegen und muß fomit auch vom Eriteher anerkannt 
werden. Auf eine berartige Rechtsitellung hätte der Eigenthümer, der fich 
lediglich auf fein Eigenthum zu berufen im Stande ift, nicht ben minbeften 
Anſprnch: es ift feine Rede davon, daß irgend ein Theil des PVerfteigerungs- 
erlöfes an ihn ausbezahlt wird, folange nicht auch die allerlegten Hypotheken 
und auch die Forderungen derjenigen perjönlichen Gläubiger, welche der Zwangs⸗ 
verfteigerung beigetreten find, vollftändige Befriedigung erhalten haben; noch 
weniger braucht der Erfteher des Pfandgrundſtücks irgend ein Recht des bis⸗ 
berigen Eigenthümerd an diefem Grundſtück nach vollzogener Zwangsverfteige- 
zung anzuerkennen. Somit find die Rechte, die der Eigenthümer kraft feines 
Pfandrechts geltend machen kann, durchaus nicht in feinem „allumfaflenden” 
Eigentum mitenthalten. Es bat alfo einen jehr guten Sinn, wenn ihm zu- 
fäglich zu feinem Eigenthum noch ein Pfandrecht an feinem eigenen Grundſtücke 
gewährt wird. 

Selbſtverſtändlich kann der Eigentbümer fein Eigentblimerpfandrecht einem 
Dritten abtreten. Darin liegt jogar, wie alsbald zu zeigen, der wichtigite Vor- 
theil, ven das Eigenthlimerpfandrecht ihm gewährt. 

Der bäufigfte Fall, in dem ein Cigenthlimerpfandrecht begründet wird, ift 
der folgende. Wenn der Örunbftüdseigenthümer einen Pfandgläubiger befrie- 
bigt und der Gläubiger demgemäß die Löfchung feines Pfandrechts bewilligt ©), 


—— — 


4) RGB. 1084, 1106. Bon den heute geltenden Landesgeſetzen erkennen dies freilich nur 
Hamburg, Lübeck und Preußen an (Roth III S. 687°, Dernburg I 5 33819. 

5) Alfo: bei der Zmangsvollfiredung wird der Schuldner befriedigt, die Glänbiger gehen 
leer aus. — Natürlich hilft dem Schuldner die Befriedigung wenig, menn er zugleich ber 
perfönliche Schuldner der Pfandgläubiger iftz denn dann können letztere ſich an fein gefammtes 
Vermögen halten und werben ihm bejondere gern die Summe, bie er bei der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Grundftücs kraft feines Eigenthümerpfandrechts zu fordern hat, wieder entreißen. Iſt 
dagegen der Eigenthümer nicht zugleich perfünlicher Schuldner, fo kaun er jene Summe end⸗ 
gültig behalten. 

6) Gemäß RGB. 1052, 796. Siehe oben ©. 267. ige 
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jo erliicht dies Pfandrecht nicht, fondern geht von Rechtswegen auf den Grund⸗ 
ftüdseigenthümer über, wird aljo in ein Eigenthumspfandrecht verwandelt. 
Würde nämlich das Pfandrecht des ausbezahlten Släubigers erlöfchen, fo würden 
die ihm nachfolgenden Pfandrechte im Rang vorrüden, nad Aufhebung der 
erften Hypothek würde Die zweite Hypothek zur erften werben u. |. f.); dadurch 
würde die Eicherheit der nachftehenden Rechte und alfo auch ihr Werth wefent- 
lih erhöht, ohne daß die Gläubiger für diefen Gewinn ein Opfer zu bringen 
hätten: der Gewinn fiele ihnen unverdient zu; der Grundſtückseigenthümer 
hingegen würde, wenn er fpäter wieder Credit beanfprucht und zur Sicher⸗ 
heit dafür fein Grundſtück verpfänden muß, das neu zu bejtellende Pfand⸗ 
recht nicht an die Stelle jenes früher aufgehobenen Pfandrechts einſchieben 
fönnen — dieje Stelle ift ja nicht mehr offen, jondern durch die nachrüdenden 
jüngeren Pfandrechte ausgefüllt —, fondern könnte das neue Pfandrecht nur 
hinter diefen nachgerüdten Pfandrechten, aljo mit fchlechterem Range wie diele, 
eintragen laffen, würde deshalb auch, dem geringeren Werth der von ihm ge- 
botenen Sicherheit entfprechend, von dem Creditgeber minder günftige Be⸗ 
Dingungen erhalten. Nun gebt aber nach der foeben erwähnten Regel das 
Pfandrecht des vom Eigenthümer befriedigten Gläubigers nicht ımter, ſondern 
bleibt als EigenthHümerpfandrecht erhalten; e8 rüden alſo auch die nadhftehenden 
Pfandrechte nicht an feine Stelle, und wenn der Grunbftüdseigenthümer jpäter 
Geld aufnehmen muß, ift er in der Lage, durch Abtretung feines Eigenthümer- 
pfandrechts dem neuen Gläubiger eine Sicherheit zu verichaffen, welche ben 
Rang vor jenen nachitehenden Pfandrechten bat?) Die Berwandelung des 
ausbezahlten &läubigerpfandrechts in ein Eigenthümerpfandrecht dient aljo den 
berechtigten Intereffen des Eigenthümers und ift deshalb in den neueren Hypo⸗ 
thekengeſetzen allgemein anerkannt ?). 

Die gleiche Regel greift Play, wenn der Gläubiger aus irgend einem 
anderen runde als dem, daß der Grundſtückseigenthümer ihn befriedigt bat, 
in die Löſchung des Pfandrechts willigt, 3. B. ſchenkungsweiſe. Auch hier geht 
das Pfandrecht nicht unter, fondern wird in ein Eigenthümerpfandrecht ver- 


7) Nur in wenigen Mechtögebieten (Bayern, Weimar, Lauenburg, 3. Th. Medienburg) 
wird dieſe Regel abgelehnt, und die Stelle eines aufgehobenen Pfandrechts dem Eigenthümer 
zur Bewilligung eines neuen Pfandrechts offen gehalten (Roth III ©. 698). 

8) Beifpiel: Werth des Grundftüds 200000 M., I. Hypothetk 30 000 M., II. Hppothet 
150000 M. Die erfte Hypothek wird ausbezahlt, der Eigenthiimer muß ſich aber fpäter noch⸗ 
mal® 30000 M. borgen. Kann er nun dem neuen Darleiher die früher ausbezahlte erfte 
Hypothek als Pfand anbieten, fo ift defien Sicherung ausgezeichnet, und der Gläubiger ift mit 
32, —40%% Zinfen und langer Unkündbarkeit zufrieden; kann er dagegen nur eine neue Öypothel 
mit dem Range hinter den 100000 M. bemilligen, fo ift die Sicherung fehr fchlecht, und ber 
Gläubiger wird 6% Zinfen und kurze Kündigungsfriften fordern. 

9) Preuß. EEGeſ. 64. Sächſ. GB. 442. Außerdem in Medienburg, Hamburg unb 
einzelnen anderen Kleinflaaten. Roth III S. 686 '° und im RGB. 1075. Diejenigen Geſetze, 
welche bei Aufhebung eines Pfandrechts die nachfolgenden Pfandrechte nicht nachrücken laſſen, 
brauchen dagegen in dieſem alle das Eigenthümerpfandrecht nicht anzuerkennen (oben Anın. 7). 
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wandelt '0). Dasfelbe gejchiebt, wenn der Pfandgläubiger unbekannt ift und 
ihm nach erfolgtem Aufgebot das Pfandrecht durch Ausichlußurtheil aberkannt 
wird, dies ift zulälfig, wenn feit der legten fich auf das Pfandrecht beziehenden 
Eintragung im Grundbuch 30 Jahre verftrichen find und der Eigenthümer nicht 
in der Zwifchenzeit das Pfandrecht durch eine Abfchlagd- oder Zinszahlung an- 
ertannt bat !?). 

Ein Eigenthümerpfandrecht entfteht ferner, wenn der Eigenthümer das 
bisher einem Anderen zuftehende Pfandrecht durch Erbgang u. dgl. erwirbt oder 
wenn umgelehrt der Gläubiger das bisher einem Anderen gehörige Grundſtück 
von dem bisherigen Eigenthümer kauft oder ererdbt. Ja es Tann fogar ein 
Pfandreht von vornherein auf den Namen des Eigenthümers eingetragen 
werden 12). 

Ein Eigenthümerpfandredht gilt niemals als Hypothek, fondern immer als 
Grundſchuld. Es bat ja auch feinen Sinn, daß ein Gläubiger fich für eine 
Forderung, die er an einen Dritten bat, durch ein Recht an feinem eigenen 
Grundftüde fihern folltee Deshalb wird auch ein Pfanbrecht, welches ur- 
ſprünglich als Hypothek beftellt war, ſobald e8 auf den Grundſtückseigenthümer 
* übergeht, in eine Grundſchuld verwandelt. Fraglich ift nur, ob ſolch ein Pfand- 
recht nicht, wenn die Perjonenidentität von Gläubiger und Eigenthümer auf- 
hört, wenn aljo der Gläubiger-Eigentbümer entweder das Grundftüd ohne das 
Pfandrecht oder das Pfandrecht ohne das Grundftüd veräußert, wieder in eine 
Hypothek zurüdverwandelt wird; die Frage ift zu bejahen, wenn die der Hypothek 
zu Grunde liegende perjönliche Forderung gegen einen anderen Schuldner ge» 
richtet war ald den Grundſtückseigenthümer, und wenn nicht bloß die Hypothek, 
fondern auch dieſe perjönliche Forderung auf den Grundftüdseigenthümer über- 
gegangen ift 13). 

i) Aufbebung des Bfandredt®. 
8 161*. 

Normalerweife geſchieht die Aufhebung des Pfandrechts dadurch, daß der 
Eigenthümer unter Zuftimmung des Pfandgläubigers die Löſchung des Pfand- 
rechts im Grundbuche berbeiführt; bei dem Eigenthümerpfandrecht genügt natür- 
lich der einfeitige Antrag des Eigenthümers zur Löſchung). Bon dieſem 
Normalfall abgejehen, tritt die Aufhebung des Pfandrechts namentlich ein: 

1) wenn der Gläubiger aus den Mitteln des Grundftüds, d. b. durch 





10) RGB. 1075. 

11) Das Ansſchlußurtheil kann auch fchon früher erfolgen, wenn der Eigenthümer zur 
Kündigung des Pfandrechts befugt ift und die Pfandfumme hinterlegt. Der Hinterleger kann 
dann freilich die Pfandfumme erſt zurüdfordern, wenn 80 Jahre nad) dem Ausſchlußurtheil 
verftrichen find, ohne daß der Gläubiger fih gemeldet hat. REB. 1077, 1078, 

13) Preuß. EEGeſ. 27. RGB. 1105. 

18) RGEB. 1084, 1105 Abſ. 1. 

1) RGB. 796. 
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jo erlifcht dies Pfandrecht nicht, fondern geht von Rechtswegen auf den Grund- 
ſtückseigenthümer über, wird alfo in ein Eigentbumspfandrecht verwandelt. 
Würde nämlich das Pfandrecht des ausbezahlten Släubigers erlöichen, jo würden 
die ihm nachfolgenden Pfandrechte im Rang vorrüden, nach Aufhebung der 
erften Hypothek würde die zweite Hypothek zur erften werden u. f. f.); dadurch 
würde die Sicherheit der nachftehenden Rechte und alfo auch ihr Werth mejent- 
lich erböht, ohne daß die Gläubiger für diefen Gewinn ein Opfer zu bringen 
hätten: der Gewinn fiele ihnen unverbient zu; der Grunditüdseigenthümer 
hingegen würde, wenn er fpäter wieder Credit beaniprucht und zur Sicher- 
heit dafür fein Grundſtück verpfänden muß, das neu zu beitellende Pfand⸗ 
recht nicht an die Stelle jenes früher aufgehobenen Pfandrechts einjchieben 
fönnen — dieſe Stelle ift ja nicht mehr offen, fondern durch die nachrüdenden 
jüngeren Pfandrechte ausgefüllt —, ſondern könnte das neue Pfandrecht nur 
binter diefen nachgerüdten Pfandrechten, alfo mit fchlechterem Range wie bieje, 
eintragen laffen, würde deshalb auch, dem geringeren Werth der von ihm ge- 
botenen Sicherheit entjprechend, von dem Erebitgeber minder günjtige Be- 
dingungen erhalten. Nun gebt aber nach der foeben erwähnten Regel das 
Pfandrecht des vom Eigenthümer befriedigten Gläubigers nicht unter, jondern 
bleibt als Eigenthümerpfandrecht erhalten; es rüden alfo auch bie nachftehenden 
Pfandrechte nicht an feine Stelle, und wenn der Grundftüdseigenthümer |päter 
Geld aufnehmen muß, ift er in der Lage, durch Abtretung feines Eigenthümer- 
pfandrechts dem neuen Gläubiger eine Sicherheit zu verjchaffen, welche ben 
Rang vor jenen nachitehenden Pfandrechten hat ). Die Verwandelung des 
ansbezahlten Gläubigerpfandrechts in ein Eigenthümerpfandrecht dient aljo den 
berechtigten Interefjen des Eigenthümers und ift deshalb in den neueren Hypo⸗ 
tbefengejegen allgemein anerkannt ?). 

Die gleiche Regel greift Plag, wenn der Gläubiger aus irgend einem 
anderen Grunde als dem, daß der Grundſtückseigenthümer ihn befriedigt bat, 
in die Löſchung des Pfandrechts willigt, z. B. fchenktungsweife. Auch bier gebt 
das Pfandrecht nicht unter, fondern wird in ein Eigenthümerpfanbrecht ver- 

7) Nur in wenigen Rechtsgebieten (Bayern, Weimar, Lauenburg, 3. Th. Medienburg) 
wird dieſe Regel abgelehnt, und die Stelle eines aufgehobenen Pfandrechts dem Eigenthümer 
zur Bewilligung eines neuen Pfandrechts offen gehalten (Roth III ©. 698°), 

8) Beilpiel: Werth des Grundftüds 200000 M., I. Hypothek 80000 M., II. Hypothet 
150000 M. Die erfte Hypothek wird ausbezahlt, der Eigenthiimer muß fich aber fpäter noch⸗ 
mals 30000 M. borgen. Kann er num dem neuen Darleiher die früher auebezahlte erfte 
Hypothek ald Pfand anbieten, fo ift defien Sicherung ausgezeichnet, und der Gläubiger ift mit 
3, 4% Zinfen und langer Unkünbbarkeit zufrieden; kann er dagegen nur eine nene Hypothel 
mit dem Rauge Binter den 100000 M. bemwilligen, fo ift bie Sicherung fehr ſchlecht, und ber 
Gläubiger wird 6% Zinſen und kurze Klindigungsfriften fordern. 

9) Preuß. EEGeſ. 64. Sächſ. GB. 442. Aufierdem in Medlenburg, Hamburg und 
einzelnen anderen Kleinftaaten, Roth III ©. 686 7° und im RGB. 1075. Diejenigen Geſetze, 
welche bei Aufhebung eines Pfandrechts die nachfolgenden PBfandrechte nicht nachrüden laffen, 
brauchen dagegen in diefem Falle das Eigenthümerpfandrecht nicht anzuertennen (oben Anm. 7). 
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wandelt '°). Dasfelbe geichieht, wenn der Pfa ndgläubiger unbekannt ift und 
ihm nach erfolgtem Aufgebot das Pfandrecht durch Ausfchlußurtheil aberkannt 
wird; dies ift zulälfig, wenn feit der legten fich auf das Pfanbrecht beziehenden 
Eintragung im Grundbuch 30 Jahre verftrichen find und der Eigenthümer nicht 
in der Zwilchenzeit das Pfandrecht durch eine Abſchlags⸗ ober Sinsgaplung an⸗ 
erfannt batı!), 

Ein Eigenthümerpfandredht entfteht ferner, wenn ber Eigentümer das 
bisher einem Anderen zuftebende Pfandrecht durch Erbgang u. dgl. erwirbt oder 
wenn umgekehrt der Gläubiger das bisher einem Anderen gehörige Grundſtück 
von dem bisherigen Eigentbümer Tauft ober ererbt. Ja es kann fogar ein 
Pfandrecht von vornherein auf den Namen des Eigenthümers eingetragen 
werben 12). 

Ein Eigenthümerpfandrecht gilt niemals als Hypothek, ſondern immer als 
Grundſchuld. Es Hat ja aud feinen Sinn, daß ein Gläubiger fich für eine 
Forberung, die er an einen Dritten bat, durch ein Recht an feinem eigenen 
Grundftüde fihern folltee Deshalb wird auch ein Pfanbrecht, welches ur- 
ſprünglich als Hypothek beftellt war, jobald e8 auf den Grundftüdseigenthümer 
- übergeht, in eine Grundſchuld verwandelt. Fraglich ift nur, ob jold ein Pfand⸗ 
recht nicht, wenn die Perjonenibentität von Gläubiger und Eigenthümer auf- 
hört, wenn aljo der Gläubiger-Eigenthümer entweder das Grundſtück ohne das 
Pfandrecht oder das Pfandrecht ohne das Grundſtück veräußert, wieder in eine 
Hypothek zurüdverwanbelt wird, die Frage ijt zu bejahen, wenn bie der Hypothek 
zu Grunde liegende perlönliche Forderung gegen einen anderen Schuldner ge> 
richtet war als den Grundſtückseigenthümer, und wenn nicht bloß die Hypothek, 
fondern auch dieſe perjönliche Forderung auf den Grundſtückseigenthümer über- 
gegangen ift 18), 

i) Aufhebung des Bfandredht®. 
S 161*. 

Normalerweife gejchieht die Aufhebung des Pfandrechts dadurch, daß ber 
Eigenthümer unter Zuftimmung des Pfandgläubiger8 die Löſchung des Pfand» 
rechts im Grundbuche herbeiführt; bei dem Eigenthümerpfandrecht genügt natür- 
lich der einfeitige Antrag des Cigenthümers zur Löfhung!). Bon dieſem 
Normalfall abgefehen, tritt die Aufhebung des Pfandrechts namentlich ein: 

1) wenn der Gläubiger aus den Mitteln des Grunbftüds, d. b. durch 





10) RGEB. 1075, 

11) Das Ausfhlußurtheil kann auch ſchon früher erfolgen, wenn der Eigenthümer zur 
Kündigung des Pfandrechts befugt ift und die Pfandfumme Hinterlegt. Der Hinterleger kann 
dann freilich die Bfandfumme erft zurädfordbern, wenn 30 Jahre nad dem Ansfchlußurtheil 
verftrichen find, ohne daß der Gläubiger ſich gemeldet hat. REGB. 1077, 1078, 

13) Preuß. EEGeſ. 27. RGB. 1105. 

18) RGEB. 1084, 1105 Abf. 1. 

1) RGB. 796. 
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Zwangsvollſtreckung in das Grundftück befriedigt wird ?); dagegen hebt jebe 
andere Art der Befriedigung des Pfandgläubigers deſſen Pfandrecht nicht auf, 
jondern hat bloß die Verwandelung des Gläubigerpfandrechts in ein Eigen- 
thümerpfandredht zur Folge ?); 

2) wenn die Zwangsverfteigerung des Pfandgrundſtücks von dem Pfand- 
gläubiger jelbjt oder von einem älteren dinglichen Gläubiger herbeigeführt 
wird; in diefem Falle ift es gleichgültig, ob der Pfandgläubiger befriedigt wird 
oder nicht *); 

3) wenn das Grundjtüd von einer Zwangsenteignung betroffen wird ). 

In dieſen drei Fällen ift die Löjchung des Pfandrechts im Grunbbuche zu 
jeiner Aufhebung nicht erforderlich, fondern hat nur die Bedeutung, daß fie die 
Aufhebung mit dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausftattet. 


kJ Berfönlidhe Forderung bes Pfandgläubigers. 
8 162*, 


Es ift bereitö des Defteren erwähnt, daß jeder Hypothek außer der all- 
gemeinen pfandrechtlichen NRealobligation eine perfönliche Forderung zu Grunde 
liegen muß. Gläubiger diefer Forderung ift immer der Pfandgläubiger. Das 
gegen iſt e8 nicht nothwendig, daß umgelehrt Schuldner der Forderung immer 
der Pfandichuldner, d. h. der Eigenthümer des Pfandgrundjtüds fein müſſe. 
Denn der Grundjtüdseigentbümer Tann fein Grundftüd von vornherein für 
eine fremde Schuld verpfänden, ohne daß er deshalb zugleich die perjönliche 
Haftung für die Schuld zu übernehmen brauchte. Und wenn der Grundſtücks⸗ 
eigenthümer zunächft die Hypothek für feine eigene Schuld befiellt bat, alſo 
zugleich perjönlicher Schuldner und Pfandſchuldner ift, jo fällt die Vereinigung 
der Realobligation und der perjönlicden Schuld in feiner Berjon doch nachträglich 
fort, fobald dad Grundſtück veräußert wird; denn der Erwerber des Grundftüde 
tritt nur in die NRealobligation des Veräußerers ein, während die perjönliche 
Schuld auf letterem allein haften bleibt. Doc kann natürlich unter den Be⸗ 
theiligten vereinbart werden, daß der Erwerber des Grundftüds nicht bloß, 
wie e8 das Geſetz beſtimmt, in die Realobligation, fondern daß er auch in bie 
perſönliche Schuld des Vorbefiters eintreten, und daß zugleich der Borbefiger 
von dieſer perjönliden Schuld befreit werben folle. Das Reichsgeſetzbuch er- 
leichtert diefe Vereinbarung dadurch, daß es ihre ausprüdliche Genehmigung 





2) RGB. 1088, 

3) Siehe oben S. 276. In gewiſſen Fällen geht das Pfandrecdht des befriebigten Gläu⸗ 
biger8 auf eine andere Perfon als den Eigenthümer über und bleibt alsdann Gläubigerpfand- 
recht, f. oben S. 267 und unten $ 162%, 

4) Siehe oben ©. 270. x 

5) Dann tritt die vom Enteignungsberechtigten zu zahlende Entihädigungsfumme an 
Stelle des Pfandgrundftüde in die Pfandhaftung ein, f. 3. B. Preuß. Gef. v. 11. Juni 1874 
8 45. Das RGB. beläßt es beim Landesrecht. S. auch oben ©. 268”, 
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von Seiten des Pfandgläubigers nicht fordert, fondern e8 genügen läßt, wenn 
der Beräußerer und der Erwerber die Vereinbarung mit einander treffen, bem- 
nächft der Veräußerer dem Pfandgläubiger davon Mittheilung macht und der 
Pfandgläubiger nicht binnen 6 Monaten ausprüdlich widerfpricht!). 

Der Hypothekengläubiger hat die freie Wahl, ob er feine perfönliche 
Forderung ober jeine Hhpothef oder beide zugleich geltend machen will. Es 
kann aljo, wenn perjönliher Schuldner und Pfandſchuldner verſchiedene Perjonen 
find, nicht etwa der Pfandſchuldner die Vorausllage gegen den perjönlichen 
Schuldner verlangen oder umgelehrt: weder ein beneficium excussionis per- 
sonalis ?) noch ein beneficium excussionis realis wird anerkannt. 

Wenn perfönlider Schuldner und Pfandſchuldner verjchievene Perfonen 
find, und erfterer den Pfandgläubiger — freimillig oder mit der perfönlichen 
Schuldllage gezwungen — befriedigt, fo kann es fein), daß er einen Erfaß- 
anfpruch gegen ven Pfandſchuldner bat. Iſt dies ber Fall, jo giebt ihm das 
Geſetz für den Erfatzanſpruch dingliche Sicherheit, indem es bie ausbezahlte 
Hypothek nicht erlöfchen, fondern von Rechts wegen auf den perjönlichen Schulpner 
übergeben läßt *). Umgekehrt gebt, wenn ver Pfanbfchuldner, der nicht zugleich 
perjönlicher Schuldner ift, die Hypothek ausbezahlt, die perfönliche Forderung 
des Hypothelengläubigers auf ihn über 5). 

Inwieweit die Hypothek von der ihr zu Grunde liegenden perjünlichen 
Forderung abhängig ift, ift bereits früher dargelegt ®). 


1) REB. 359. Aehnlich, aber doch im Einzelnen mannigfach abmeichend die Landes- 
gefee; fo läßt da8 Preuß. EEGeſ. 41 auf Grund der zwifchen Beräußerer und Erwerber ge= 
troffenen Vereinbarung letzteren fofort perfönlich haften, auch ohne Anzeige ar den Gläubiger, 
während die Befreiung des Veräußerers erft auf Grund der Anzeige und nur dann eintritt, 
wenn der Gläubiger nicht binnen eines Jahres die Hypothek fündigt und binnen weiterer 
6 Monate einklagt. 

2) Anders nur das fpätrömiiche und das franzöfifche Hecht. Mot. 3 S. 700. 

8) Ob dies der Fall, hängt von dem inneren Rechtöverhältniß zwifchen dem perfönlicdden und 
dem Pfandfchuldner ab. Ein Erſatzanſpruch fehlt 3. B., wenn der Pfandfchuldner die Hypothef 
für eine Schuld des perfönlichen Schuldners interceffionsweife, gleihfam als Bürge, beftellt hat; 
denn bier bat umgelehrt der Pfandſchuldner gegen den perfönlichen Schuldner einen Erjat- 
anſpruch, wenn erfterer die Hypothek bezahlen muß. Dagegen greift der Erfaganfprud 3. B. 
dann Plat, wenn der perfönlich haftende Grundftiiddeigenthlimer das Grundſtück veräußert, der 
Erwerber die Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt und der Gläubiger den 
Beräußerer, ftatt gemäß ber bei Anm. 1 erwähnten Regel in feine Freilafjung zu willigen, auf 
Bezahlung der Hypothek belangt. 

> 4) So, nad) dem Borgange des Sächſ. GB.'s 441, REB. 1071. Es folgt daraus, daß, 
wenn ber Gläubiger auf die Hypothek zuvor verzichtet oder fie durch eine Prioritätsceſſion ver⸗ 
ſchlechtert hat, ſodaß der Uebergang der unveränderten Hypothek auf den perfönlichen Schuldner 
nicht mehr möglich ift, der (erfagberechtigte) perföntiche Schuldner von feiner perjönlichen Haftung 
befreit wird. RGB. 1072. 
5) RGB. 1061. 
6) S. oben ©. 253 flg., 271 fig. 
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U. Die Reallaft'). 


L Allgemeine Regeln, 
a) Begriff. 
& 163 *. 

Die Reallaſt ift eine Renlobligation, verbunden mit einem dinglichen Recht. 
Sie verpflichtet den jeweiligen Eigenthümer eines Grundftüds unter Beichrän- 
fung feiner Haftung auf die Mittel dieſes fenes Grundſtücks zu wiederlehrenden 
Leiftungen an den Neallaftgläubiger, und ſie verhaftet zugleich das Grundſtück 

für den Geldwertb jener Leiſtungen binglich ?). 

Bon der Dienftbarkeit ift die NReallaft dadurch verfchieden, daß jene Den 
Eigenthümer zu einem Dulden oder zu einer Unterlaffung verpflichtet, während 
dieje ihm die Pflicht pofitiver Handlungen auferlegt. | 

Vom Pfandrecht unterjcheidet fich die NReallaft zunächit dadurch, daß fie 
nicht auf Geldleiftungen beſchränkt ift, ſondern auch auf Lieferung fonjtiger ver- 
tretbarer Sachen ?) oder auf Dienftleiftungen +) gerichtet fein kann. Aber auch 
die Geld-Reallajt iſt vom Pfandrecht erheblich verſchieden. Denn der Reallaſt 
tft weſentlich, daß fie auf wiederkehrende Gelbleiftungen — NRentenzahlungen —, 
bem Pfandrecht ift wefentlih, daß es auf eine einmalige 5) @elbleiftung — 
Kapitalzahlung — gebt: die Reallaft ift NRentenforverung, das Pfandrecht 
Rapitalforderung 5°). 


1) Dunder, Lehre von den Reallaften (1887), Renaud, Beitrag zur Theorie der Reallaft 
(1846), Gerber in Ihering's Jahrb. 2 S. 86, 6 ©. 266 (1857, 1862), Friedlieb, ebenda 8 
©. 299 (1858), derf., Rechtstheorie der Reallaften (1860), v. Meibom in Bekler's u. Mutber’$ 
Jahrb. 4 ©. 442 (1860); Mann, Unterj. über den Begriff der Keallaften (1869), Brind, Be⸗ 
ſtellung dinglicher Rechte an fremden Immobilien (1887), Schwind in Ihering's Jahrb. 83 
©. 1 (1894). — Heusler 18 70, 71, Stobbe II $ 100 flg., Roth II ©. 464. — Wächter, 
Württemb. Privatr. I S. 310, Dernburg I $ 808 fig., Eccius III 8 188, O. Müller, Beitr. 
3. ſyſt. Darſt. d. ſächſ. Eivilrechts 1 (1878). 

3) Der Beweis für die Richtigkeit diefer Begriffsbeftimmung ift Jereit8 oben ©. 252 für 
das der Reallaft begrifflich jehr nahe ftehende Pfandrecht geführt. Namentlich ergiebt fich die 
Dinglichkeit der Reallaft daraus, daß bie Reallaft (genau wie das Pfandrecht) gegen jeden Dritten 
wirtt und daß ihr bei ber Zwangsverſteigerung bes belafteten Grundſtücks jelbft unzweifelhaft 
dingliche Rechte, wie die Grundgerectigfeiten, weichen müfjen, wenn fie jünger al® die Neallaft 
find, f. unten S. 288°. Es ift ſchwer verftändlich, daß Stobbe III $ 101, 109, Gerber 8 151, 
169 bie Dinglichkeit für das Pfandrecht zugeben, für die Reallaft dagegen beftreiten. 

8) Namentlich im bäuerlichen Recht kam die Lieferung von Korn, Wein, Gänſen u. |. f. 
als Gegenftand der Neallaft vor. Auch der Zehnt gebt auf Raturalleiftungen; ebenfo regel⸗ 
mäßig der Altentbeil. 

4) Hierher gehören namentlich die bäuerlichen Frohnden. 

5) Diefe „einmalige” Geldzahlung kann freilich in verfchiedene wiebertehrende Abſchlags⸗ 
zahlungen zerlegt werden. Aber fie bleibt auch dann Kapitalzahlung umd ift von einer Renten- 
zahlung weſentlich verfdhieden. 

5a) Am deutlichften ift der Gegenfatz bei ber unablösbaren Rentenihuld und der unver- 
zinslichen beiderfeit8 fündbaren Grundſchuld, während bei ber ablösbaren Rentenſchuld und der 
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Die Reallaften zerfallen in zwei Hauptarten: bei der einen bat der Real⸗ 
laftgläubiger außer feiner Realobligation noch eine perfönliche Forderung, die 
das ganze Bermögen des Schuldners verhaftet; bei der anderen ift der Reallait- 
gläubiger auf die Realobligation beſchränkt und kann fi) an das fonftige Ver⸗ 
mögen des Schulpners nicht halten. Nach älterem deutſchen Rechte bildete Die 
zweite Art der Reallaft die Regel®). Erft in fpäterer Zeit, namentlich feit 
Aufnahme des römischen Rechts, überwiegt umgelehrt die Haftung des Reallaft- 
ſchuldners mit feinem ganzen VBermögen?), Das Neichsgefegbuch jchließt fich 
diefem jüngeren Recht an, macht aber gerade für die wichtigfte der beute ge- 
Bräuchlicden Reallaften, die Rentenſchuld, eine Ausnahme 3). 

Die Unterſcheidung der Neallaft mit perfönlicher Verhaftung des Schulpners 
und der Reallaft mit einer auf das Grundftüd befchränkten Haftung erinnert 
an die Unterjcheidung von Hypothek und Grundſchuld. Indes bezieht fich bei 
der Reallaft die perlünliche Haftung des Schuldners, wenn fie überhaupt vor» 
handen ift, nicht, wie bei der Hypothek, auf den gefammten Inhalt der Real- 
obligation. Sie erftredt fich vielmehr nur auf die einzelnen wieberlehrenden 
Leiſtungen, nicht auf das im Falle der Ablöfung der Reallaft zu zahlende Kapital; 
und fie erſtreckt fich auch nicht auf alle jene wiederkehrenden Reiftungen, fondern 
nur auf Diejenigen, welche während der Befipzeit des Schuldners fällig werben. 
Demgemäß wird der Eigenthlimer des belafteten Grundftüds von der perjönlichen 
Haftung für die erft in Zukunft fälligen Leiftungen frei, jobald er das Grund⸗ 
ftücd veräußert, während der neue Beſitzer des Grundſtücks in die perjönliche 
Haftung für dieje Leiftungen von Rechts wegen eintritt); für die Leiftungen 
dagegen, die jchon vor der Veräußerung fällig waren, bleibt der Veräußerer 
perjönlich haftbar, der neue Befiger aber fteht nur mit den Mitteln des Grumd- 
ftüds für fie ein!®). 

Die meiften Reallaften werden auf unbeftimmte Zeit begründet und follen 
Jahrhunderte hindurch Veftand Haben. Hierher gehören namentlich die im 


verzinglichen, auf lange unkündbaren Grundſchuld der Gegenſatz jehr verduntelt iſt; f. unten 
8 17112. Formell fommt der Gegenfag übrigens durch die Art der Grundbucheintragung zum 
Ausdruck. Denn es wird eingetragen: 200 DM. jährliche Rente, ablösbar mit 5000 M. bezw. 
5000 M. Grundſchuld verzinglich zu 4 0%. 

6) Das ift für den Rentenkauf in den Quellen ausdrüdiich bezeugt (Stobbe in der Ztſch. 
f. d. Redt 19 ©. 204), hat aber ficher auch bei den anderen Reallaften gegolten. Dafür 
fpricht die Analogie des Pfandrechts (oben &. 247) und, baß bei den bäuerlichen Reallaſten der 
Schuldner außer dem Grundftüde und feinem Zubehör regelmäßig gar fein Vermögen befaß. 
Bol. Stobbe II $ 102 Ar. I, 3. 

7) So für Preußen Dernburg I $ 308, Eeccius, $ 188°, fir Württemberg Wächter, 
Württemb. Privatr. II $ 48, fiir Sachen Sädf. SB. 510, 511 x f. f. 

8) RGB. 1017, 1108. 

9) Ohne daß er, wie bei ber Hypothek, dieſe Uebernahme ausdrücklich ausſprechen und dem 
Glaͤubiger anzeigen müßte. 

10) So für das preuß. Recht Dernburg I $ 308, Eceiuß, $ 188 und jegt REB. 1017. 
Die Landesrechte entfcheiden die Frage freilich ſehr verichieden, f. Stobbe II $ 1027, Roth ILL 
©. 476, 
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Mittelalter wichtigften Reallaften, welche auf bäuerliche Abgaben und Frohnden, 
auf Zehnten, auf Geldrenten gingen. Es fteht aber nichts im Wege, auch 
Reallaften auf eine eng begrenzte Zeit, 3. B. auf eine beftimmte Anzahl von 
Jahren oder auf die Lebensdauer des Berechtigten zu beftellen 11), umd dies 
fommt denn auch bei Altentheilen, Witthümern u. dgl. häufig genug vor. 

Bon dem reife der Reallaften auszujchließen find alle Verbindlichkeiten 
des öffentlichen Rechts, 3. B. Grundfteuern, Deichlaſten 12). 


Anmerkung. Der Begriff der Reallaft ift ſehr ftreitig. Gerber erklärt die Reallaft 
für eine Obligation, die jo geartet fei, daß das Hecht des Gläubigers und die Verpflichtung de® 
Schuldners nicht in der Forderung bez. Leiftung des Gefammtwerths der Schuld, fondern allein 
in der Forderung bez. Verpflichtung zu wiederkehrenden Hleinen, die Obligation niemals er- 
Ihöpfenden Leiftungen beftehen ſolle. „Dieſer Geſichtspunkt ift für die Auffaffung der Neallaften 
von großer Wichtigkeit. Die einzelnen fälligen Leiftungen bei einer Grundrentenverpflichtung 
oder fonftigen Reallaſt find nicht Gegenftand befonderer,, bei jebem Termin von Neuem ent- 
ftehenber Specialobligationen, fondern; die pulameifen Aeußerungen einer per- 
petuirlihen Verbindlichkeit; fie erichöpfen oder vermindern nie den Werth diefer einen 
Dbligation. Der Unterfdied folher Obligationen von ben regelmäßigen liegt alfo in der Be— 
ſtimmung, daß bier ftatt der Obligation mit solatio eine nnerfchöpfliche Verbindlichkeit (f. auch 
Savigny, Obigationenredht I S. 303) mit terminmweife bervortretenden Wirkungen eintrete. 
Dies ift auch ein Gefichtspunft des römischen Rechts bei Gajus Institut. IV $ 130. Vgl. aud 
1. 16 ($ 1) Dig. de V. O. (45, 1). Es ift eine Mehrheit der Leiftungen, eine 
Einheit der obligatio vorhanden.” Schon hierdurch erhalte das obligatorische Verhältniß 
eine außerordentliche Dauer; „dies ift aber in noch ungleich höherem Mafe der Fall, wenn 
feftgefeßt ift:: daß die Beſtimmung des verpflichteten Subjects einer ſolchen Obligation durch die 
Thatfache des Beſitzes eines beftimmten Grundſtücks gegeben werben fol. Hierin befteht der 
rechtliche Charakter der |. g. Neallaften. E8 find Obligationen, welche durch die eben erwähnte 
Geftaltung ihre® Inhalt® und die Anknüpfung an ein Grundftäd perpetuirt werden und fo in 
Rückſicht auf ihre Dauer fih den Rechten an Sachen annähern ... . . Died find die Elemente 
des juriftifhen Charakter der Reallaften. Sie find wirkliche Forderungsrechte mit den ange- 
gebenen Eigenthümlichkeiten, und nicht dingliche Rechte, weil fie Handlungen der Perſonen zum 
Segenftande haben, und nicht eine Einwirkung auf bie Subftanz einer Sache gewähren. Die An- 
fnüpfung an ein Grundftüd iſt nicht der beftimmende Inhalt, fondern nur eine äußere Modalität 
des Rechts; das Grundſtück hat für das Recht nicht die Bedeutung eines Objects, fondern nur die 
eines Individdfifirungsapparats des an fich unbeftimmten verpflichteten Subjects. Ich freue 
mich, jest auch die Uebereinſtimmung Savigny's mit meiner Auffafjung der Reallaften (Obliga- 
tionenredht I S, 134) für mid; anführen zu können. Siehe auch Randa, Der Beſitz nad öfterr. 


11) „Dies ift dann der Fall, wenn diefe Rechte 1) in der Befugniß ftehen, Leiſtungen 
(Renten, Belöftigung, Berpflegung, Baufaft u. |. w.) zu verlangen; 2) wenn die Verbindlichkeit 
zu dieſen Leiftungen fo beftellt wird, daß fie den Beſitzer eines beftimmten Grundftüds als 
folden trifft, was bei dem bäuerlichen Altentheil im Zweifel angenommen werden muß, 
f. Runde, Zeitichr. f. deutſch. R, Bd. 7 ©. 24 flg. ©. aber Sächſ. Eivilgefeßb. 8 515). IR 
dagegen die eine oder andere diefer Vorausſetzungen nicht vorhanden, fo find biefe Rechte in der 
Hegel als gewöhnliche Forderungsrechte ohne die Eigenthümlichkeit der NReallaften aufzufaſſen.“ 

12) „Zwar find auch Zinfen, Zehnten, Frohnden in der Hegel aus Herrfchaftsverhältnifien 
entfprungen, melde zur Zeit ihrer Wirkſamkeit zu den öffentlidhen gehörten; jene Serrichafte- 
rechte, als Vogtei, Leib- und Gutsherrfchaft, haben aber entweder ihren Charafter als öffentliche 
Gewalten verloren, ober fie find überhaupt durch die Geſetzgebung befeitigt, und die daraus ent» 
ftandenen Reallaften badurch auf den Boden des PrivatrechtS verpflanzt worden. Es ift dem⸗ 
nach heutzutage für das geltende Hecht nur der Geſichtspunkt entfcheidend, ob eine Leiſtung der j 
Staatsgerwalt oder Gemeindeobrigfeit al8 folder oder einem Privaten gefchuldet werde, und nur 
im leßteren alle finden die Grundfäge von den Neallaften Anwendung.‘ 
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Rechte (1865) S. 254 fig. Wenn man oft dagegen anführt, meine Anficht entfpreche nicht der 
Geſchichte, jo beruht diefer Einwand auf einer irrthlimlichen Vorſtellung. Nur dies läßt fich 
aus der Gefchichte entnehmen, daß das ältere deutfche Recht die Reallaften nach Grundfäten des 
Immobiliarrechts behandelt; daß dies aber nicht den Begriff der Dinglichkeit im 
heutigen Sinne bedeutet, follte feines Nachweifes bedürfen. Diefe Anficht Gerber’s, der auch 
Stobbe II $ 101 fi anſchließt (obſchon er wenig folgerecht die Reallaften im Sachenrecht be» 
handelt), habe ich in Anm. 2 zu widerlegen gefuht. Auch Heusler II $ 71 beftreitet übrigens 
vom Standpunkte des mittelalterlichen Rechts, daR die Reallaft ein dingliches Recht am dienenden 
Grundftüde geweſen ſei; denn „nad der Structur des deutſchen Sachenrechts feieu nur die- 
jenigen Rechte dingliche, welche in der Gewere an der Sache, an der fie beftehen, zur Ausübung 
kommen“, und der Reallaftgläubiger habe eine Gewere am Grundſtücke nicht gehabt; von dieſem 
Sage ift indes nur die zweite Hälfte richtig, die erftere aber lediglich eine willfürliche Behauptung 
Heusler’8; II ©. 149 behauptet denn auch Heusler felbft, daß die jüngere Satung dem Glän- 
biger, obſchon diefer doch feine Gewere hat, dennoch ein dingliches Recht gegeben habe. Auf 
einem Ummege kommt übrigens Heusler ſchließlich auch für die Neallaft zur Bejahung ihrer 
Dinglichfeit. Das deutfche Recht habe nämlich „der Rechtſame, weil auf den Grund und Boden 
rabieirt und damit nothwendig auch räumlich abgeichlofien, Liegenfchaftsnatur und ben Charakter 
einer vestitura zugelprochen” (1 ©. 343); e8 habe die Reallaſt als eine eigene untörperliche 
Sade aufgefaßt. Dem ftiimmt Schröder, Rechtsgeſch, ©. 268° bei. — Ueber andere, jebt 
meift veraltete Auffafjungen der Reallaft giebt Gerber 8 169° folgenden Ueberblid: „die Real- 
laften find 1) feine gewöhnlichen hypothekariſchen Forderungen (|. die bei Dunder, Reallaften, 
8 3 Citirten), auch 2) keine Servituten (f. die bei Dunder, 8 5 Citirten. Auch ift 3) nichts 
gewonnen, wenn man bie Reallaften fubjectiv-dingliche Rechte (Eichhorn), dingliche Obligationen, 
Korderungsrechte im Gemwande des Immobiliarfahenrechts, eigenthümliche deutichrechtliche jura 
in re nennt (Mittermaier, Ortloff); ſ. Dunder a. a. DO. 8 8—14. Unrichtig ift es ferner, 
menn man 4) die Neallaften als Verpflichtungen eines perjonificirten Grundſtücks anfieht 
Duncker's Anfiht) — eine Fiction, die fich nicht erweilen läßt. Sie find aber auch 5) nicht 
dadurch juriftifch zu charakterifiren, daß man fie eine Pertinenz eines dinglichen Rechts am 
verpflichteten Grundſtück nennt, analog den perjönlichen Rechten des Gutsherrn neben feinen 
dinglichen (Albrecht, Gewere, S. 165): denn ift dies auch für die Entfiehung einer ein⸗ 
zelnen Art von Reallaften begründet, fo bleibt e8 einerfeits eine nicht in die innere juriftifche 
Natur eindringende Befhreibung und ift andererfeit8 bei vielen anderen Reallaften nid) 
zutreffend. Die Reallaften find 6) auch feine dinglichen Rechte, welche auf einer Theilung bes 
Inhalts der Gewere an einem Grundftüde beruhen (Renaud, Beitrag zur Theorie der Real- 
Iaften (1846); ſ. Gerber in Schneider’8 Kritiihen Sahrbüchern, Jahrgang 1846 ©. 782 flg.). 
Hiſtoriſch einjeitig und dogmatifch unrichtig ift e8 endlich 7) wenn Bluntſchli, D. Pr.-R., 8 90, 
die Reallaften als dingliche Hoheitsrechte bezeichnet. Die Anficht Walter’s, $ 148, ift nur eine 
Berbindung der Dunder’ichen Meinung (da8 Grundftüd als ein verpflichtete Subject) und ber 
Borftellung, welche 8) das Recht im Ganzen als dingliches Recht, die einzelnen Leiftungen aber 
als Gegenftände von Forberungsrechten betrachtet. Yriedlieb jucht die Theorie der Reallaft auf 
dag dentſchrechtliche Princip vom Fruchterwerbe zurüdzuführen, und Dann vericiebt endlich den 
ganzen Inhalt des Rechts, indem er den bedingten NRüdfall oder Anfall des Eigenthumes am 
belafteten Grundftüde (mie er bei einzelnen Reallaſten die Folge der Nichtleiftung ıft) zum 
prineipalen Objecte des Rechts macht.” — Neuerdings neigt die herrfchende Meinung ſich ent- 
fchieden der Dinglichleit der Reallaft zu: Dernburg, 3 305, Eccius, 8 188, Roth II ©. 468, 
Stanfen, $ 36, für das heutige Recht auch Heusler II S. 221. 


b) Geſchichtliche Entmwidelung. 
8 164*. 
Die Reallaften haben ſich ſchon im frühen Mittelalter als Belaftungen bäuer- 


liher Grundſtücke zu Gunften der Gutsherren ausgebildet; man fah die bäuerlichen 
Abgaben und Dienftleiftungen weniger al8 eine perjönliche Laſt der abhängigen 
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Bauern, wie als eine dingliche Laſt der abhängigen Bauerngüter an, jo fehr, dag 
man diefe Bauerngüter je nach der Art ihrer Belaftung in- mansus ingenuiles, 
lediles und serviles eintheilte!). Etwa von gleichem Alter ift die Zehntpflicht, 
welche zu Gunften der Kirche auf bäuerlihe nnd nicht bäuerliche Grundſtücke 
gelegt ward. Erft in einer jüngeren Zeit dagegen, etwa vom 12. Jahrhundert 
ab, wird die Reallaſt auch in den Dienft des Creditverkehrs geftellt, insbeſondere 
der Rentenkauf ausgebildet. So ift zu Ende ded Mittelalter der Gebraud 
der Reallajten überaus vieljeitig; auf dem Lande wie in der Stadt zählen bie 
Reallaften zu den allerwichtigften und allerhäufigiten Gerechtfamen. 

In der Neuzeit find die Reallaften dagegen allmählich in den Hintergrund 
getreten. Die bäuerlihen Reallaften und die Zehnten find durch Die neuere 
Agrargejeggebung in den meilten Staaten faſt ganz befeitigt?), und auch Die 
Verwendung der Reallajt im Creditverkehr blieb bloß in einzelnen Städten ge- 
bräuchlich. Kine Neubegründung ift nur für wenige Arten von Reallaften 
geftattet *), namentlich für Grundrenten und für ſolche Reallaften, die, wie ber 
Altentbeil, von vornherein auf beichränkte Zeit errichtet werden *). 

In allerneuefter Zeit wird auf die Neallaften wieder größere® Gewicht 
gelegt. Namentlih wird, wie in der zweiten Hälfte des Mittelalters, bie 
Neallajt wieder in größerem Umfang für den Creditverkehr verwerthet. 


ce) Begründung und Beräußerung ber Reallaften. 
g 168. 


Es iſt der Fall geweſen, daß Reallaften durch Gejeg begründet wurden '). 
Dies erllärt fih daraus, daß einzelne Grundlaften in gewiffen Zeiten der 
Geſchichte einen mehr öffentlichen, insbeſondere fteuerartigen Charafter gehabt 
baben ?). Das heutige Recht kennt nur noch die Entjtehung der Reallaften durch 
Nechtögejchäfte 3), nämli durch Vertrag oder Vermächtniß. Das Nechts- 
geihäft iſt aber zunächſt nur ein Entjtehungsarund für das perfönliche Ver⸗ 
bältniß der eriten Subjecte der Neallaft; um auch die zukünftigen Beſitzer des 
belafteten Grundſtücks als folche zu verbinden, bedarf es eines Actes, welcher 
die Anknüpfung der Verbindlichkeit an das Grundſtück barzuftellen vermag *). 





1) Waitz, Deutſche Verfafſungsgeſchichte (8. Aufl.) IL, ı ©. 245. Stobbe IT 8 100°. 
Brunner 1 S. 212. 

2) Siehe oben S. 113 fig. und unten ©. 287. 

8) 3. B. Preuß. Gef. v. 2. März 1850 8 91. Das RGB. befchräntt die Neubegrüu⸗ 
dung von Reallaften nicht, läßt aber die landesrechtlichen Beſchränkungen fortbeftehen. 

4) Siehe unten S. 287°. Außerdem noch für Reallaften, die zur Ergänzung einer Dienft- 
barleit dienen, |. oben ©. 24218, 

1) Dies war der all bei den Zehnten, cap. a. 779 0.7 u. ſ. f. 

2) So zu gemwiflen Zeiten der kirchliche Zehnt und zum Theil auch die Frohuden. 

8) Abw. Roth III ©. 469°, 

4) Siehe Dunder, Ztſch.f. d R. 11 ©. 450 fig. 


Begründung der Reallaften. Rechtsmittel. 8 165. 166. 985 


Das ältere Recht gebrauchte zu dieſem Zwede die gerichtliche Auflaffung, welche 
das Reallajtrecht als Gegenſtand einer Gewere barftellte 5). * Das nenere Recht 
verlangt die gleiche Art der Begründung wie bei den Pfandrechten, insbeſondere 
die Eintragung im Grundbuch ®). 


* Die Zulaäſſigkeit der Erfigung läßt fich gemeinrechtlich nicht nachweiſen 7). 
Bon einigen Geſetzen wird fie zugelaffen 8), dagegen vom Neichögejegbuch ver- 
worfen ?). 

* Die Veräußerung der Reallaſt feitens des Berechtigten ift in ähnlicher Art 
zuläffig, wie die Uebertragung einer Hypothek, es ſei denn, daß die Reallaſt⸗ 
gerechtigkeit nach Art der Grundbienftbarkeiten mit einem Grundftüde ver- 
Inüpft ift, welches Falles fie nur mit diefem Grundftüd zufammen veräußert 
werden kann °), 


d) Betitorifhe und poffeiforifhe Rechtsmittel. 
8 166. 


* Der Reallajtgläubiger bat wie der Pfandgläubiger das Recht, die gericht» 
liche Zwangsvollitredung in das belaftete Grundftüd zu betreiben, wenn ver 
Schuldner mit einer fälligen Leiftung in Berzug fommt ). Die mittelalterliche 
Regel, daß der Gläubiger bei gewiffen Grundzinjen den Schuldner eigenmädhtig 
pfänden durfte ?), ift veraltet. 


* Dem Reallaftigläubiger fteht als petitorifches Rechtsmittel eine dingliche ®) 


5) Vgl. aber Stobbe II S 108°, 

6) Preuß. ECGeſ. 12 (Eintragung ift nöthig, damit bie Reallaft gegen Dritte wirkſam 
merde), Sächſ. GB. 506, RGEB. 794. Roth II S. 471°, Die Eintragung gejchieht in Preußen 
nicht bei den Hypotheken, fondern in der II. Abth. bei den Dienfibarkeiten. Ob dies nicht im 
Zukunft bei der Rentenſchuld geändert werben wirb, ift noch nicht entichieben. 

7) Das eine Erforderniß der Erfikung, die Möglichkeit des Befiges, ift zwar vorhanden, 
und es hätte die® zur Annahme der Zuläffigleit der Erſitzung führen fönnen; daß dies aber 
wirklich ‚gefchehen fei, wird nicht durch eine Berufung auf Schriftfteller bewieſen, welche biefe 
Frage allein vom Standpunkte ihrer Servitutentheorie bejahen. Ueber die Anfichten Anderer, 
nad) denen bald die Servitutenerfigung, bald die Erfigung von 30 Jahren eintreten fol, fiehe 
Dunder, Reallaften, ©. 188 fig. Der Lettere anerlenut nur den durch Erlöichen der Nega- 
torientlage entflehenden Zuſtand der Unanfechtbarkeit, ©. 145 fig. * Dagegen kann ber 
Reallaſtgläubiger fich gemeinrechtlich auf unvordenklichen Befig der Reallaft berufen ; die neneren 
Geſetze nehmen ihm aber auch diefe Gunſt. Siehe oben ©. 99°. 

8) 3.8. vom Preußifchen Landrecht (Dernburg I 8 307 ° *); feit dem E&Gef. giebt aber 
die Erſitzung der Reallaft nur einen Titel zur Eintragung im Grundbuche. Ueber andere Geiete 
Roth III ©. #71. 

9) So ſchon früher Sächſ. GB. 512. 

10) ROB. 1018. 

1) RGB. 1016. 

2) Stobbe 1 $ 70 Nr. III u. oben ©. 108°. 

8) Die dingliche Klage wird meift als actio confessoria utilis bezeichnet, womit freilich 
weiter nichts als ein Name gewonnen ifl. Der Gerichtsſtand ber Klage ift der dingliche, 
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und regelmäßig auch wahlweije eine perjönliche Klage zu“). Die Klage gebt 
zunächit. bloß auf die einzelnen fälligen Leiftungen. Ob fie auch wegen ber 
noch nicht fälligen Leiftungen ober wegen der Reallaft im Ganzen ftatthaft ift, 
muß nach den gleichen Regeln, wie bei fonftigen auf wiederkehrende Leiftungen 
gerichteten Rechten, entſchieden werben. 

Ein gemeine® Gewohnheitsrecht, geſtützt auf das canonifche Recht 5), läßt 
auch einen Beſitz des Rechtes der Neallaft zu, welcher fi) durch die Möglich- 
feit einer fortgefeßten Ausübung der letteren und die Verbindung berfelben 
mit einem Grundſtücke tbeoretifch rechtfertigt. Der Beſitz der Neallaft wird 
erworben durch einmalige bewußte Ausübung der darin enthaltenen Berechti- 
gung ©); er wird verloren durch Aufgeben desſelben von Seiten des Berech⸗ 
tigten und durch Xeiftungsverweigerung in einer dem Neallaftanjpruche über- 
baupt wiberftrebenden Abſicht?). Zum Schute des verlorenen Beſitzes wird 
die Spolienklage 8), zum Schutze eines bloß geitörten Beſitzes das interdictum 
uti possidetis gewährt. Der Verſuch eines Dritten, den Berechtigten an der 
Ausübung der Reallaſt zu hindern oder ſich ſelbſt die geſchuldete Leiſtung zu 
verſchaffen, wird ebenfalls als eine Beſitzſtörung angeſehen; iſt der Verſuch 
aber zur wirklichen Ausführung gekommen, ſo wird eine Beſitzentſetzung an⸗ 
genommen, und in beiden Fällen werben auch gegen den Dritten die ent- 


EBD. 25. Natürlich wird von denen, die die Dinglichfeit der Reallaſt beftreiten, auch die 
AZuläffigleit der binglicden Klage beftritten, 3.8. von Gerber, 16. Aufl., $ 171°; nur Stobbe II 


- 8 108° Tann fi auch in diefer Frage nicht zu eines folgerechten Enticheidung entichließen, 


fondern läßt wegen der Reallaft im Ganzen die confessoria utilis zu. 

4) Gerichtsftand : CPO. 26, 

5) Früher wollte man den Duafibefig der Reallaſt auf das deutſche Recht zurüdführen, 
das einen folchen bei allen auf Grund und Boden rabicirten Rechten anerkenne. Dunder, 
Zeitfhr. f. deutſch. R., Bd. 2 Heft 2 ©. 26. Allerdings fprechen die mittelalterlihen Quellen 
von einer Gewere am Zins, — und man ftreitet nur darüber, ob diefe felbfländig oder in 
einer Gewere am belafteten Grundſtücke enthalten ſei. So Albrecht, Gewere, S. 158; Brunß, 
Recht des Befiges (1848) ©. 331; Arnold, Geſch. d. Eigenth. (1861) S. 136; dagegen Dunder, 
©. 43; Stobbe a. a. O. ©. 190. Daß aber der Duafibefig der Neallaften allein auf dem 
canonifchen Rechte ruht, von da im die italienische und deutfche Praxis übergegangen ift, bat 
Bruns a. a, DO. klar erwiefen. Allerdings hat das beutiche Recht daran infofern feinen Antheil, 
als es eine Reihe von Rechtsverhältniffen hervorgerufen hat, welche der canoniſchen Befitztheorie 
ein bequemes Anmwendungsfeld gewährten. Wenn man übrigens den Befig der Rechte über- 
haupt in einer weiteren Ausdehnung zuläßt, als dies im römiſchen Rechte geichieht, fo ift die 
Aumwendung desfelben auf Reallafibereditigungen gewiß gerechtfertigt , denn gerade dad, was 
fonft den Befig bei Obligationen ausjchließt, nämlich die fofortige Auflöfung durch solutio, findet 
hier nicht ftatt, wo die Natur des Rechts, wie oben bemerkt, eine fortbauernde Ausübung zuläßt. 
— ©, Randa, Der Bell nad) Öfterreich. Rechte (1865) S. 331 fig. 

6) Dunder a. a. DO. ©. 57 fig. Bruns a. a. D. ©. 201 fig. Randa, ©. 334. 


7) Dunder a. a. O. ©. 78. Bruns a. a. O. ©. 210. Randa, 5. 872 fig. Unrichtig 
ift, einen Beſitzverluſt durch bloßes Unterbleiben ber Leiftung, ober erſt bei einer auf eine 
Leiftungsverweigerung erfolgten Beruhigung anzunehmen. 

8) Saviguy, Bei. (6. Aufl.), ©. 681. 


Poſſeſſoriſcher Schuß der Reallaſten. Ablöfung. 8 166. 167. 287 


jprechenden poſſeſſoriſchen Nechtsmittel gegeben?). — * Die neueften Gefege 
Ihaffen aber dieſen poſſeſſoriſchen Schuß der Neallaften ab 1°). 


e) Aufhebung der Reallaften. 
8 167 *. 

Die wichtigfte Art der Aufhebung?) von Reallaften ift die Ablöfung. 
Sie beſteht darin, daß die Reallaft, wenn fie nicht jo wie fo auf Geldzahlungen 
gebt, zunächft auf Grund einer Echäkung des Geldwerths der dem Reallaft- 
ſchuldner jährlich obliegenden Einzelleiitungen in eine jährliche Geldrente ver- 
wandelt wird, und daß der Schuldner fich von der fortlaufenden Zahlung 
diefer Rente dur) die einmalige Zahlung ihres Kapitalwerths befreit. Nach 
älterem Rechte bedurfte die Ablöjung der freien Zuftimmung fowohl des Gläu⸗ 
biger8 wie des Schuldners?). Die neuere Agrargefebgebung der meijten beut- 
ſchen Staaten bat indes diefe Regel gründlich abgeändert, indem fie dem 
Schuldner ein einjeitiged unverzichtbares Recht auf die Ablöjung zugeftand ®) 
oder wohl auch dem Gläubiger das Recht gewährte, den Schuldner zur Ablöfung 
zu zwingen *). Unablösliche Reallaften giebt es aljo im größten Theile Deutjch- 
lands nicht mehr; nur für die von vornherein auf beichränfte Zeit begründeten 
Neallaften, 3. B. für Altentheile, ijt die Ablöfung ausgeſchloſſen ®); in aller- 
neuefter Zeit ift in Preußen eine weitere Ausnahme auch für Geldrenten, bie 
auf unbeitimmte Zeit begründet find, zugeſtanden ®). 


9) So richtig auch die Bedenken Duncker's a. a. DO, S. 87 flg., gegen die Ausdehnung 
bes Beſitzſchutzes gegen Dritte vom Standpunkte des römifchen Rechts find, fo hat doch das 
canoniſche Recht den im Texte ansgefprochenen Grundfag pofitiv feſtgeſtellt. ©. c. 6 X de 
arbitr.; c. 15 X. Coll. I de deeimis; c. 19 X. de rest. spol.; c. 6 in VI. eod. ©. Bruns 
a. a. O. S. 214 fig. 

* 10) Sächſ. GB. 512. Ebenſo ſtillſchweigend das REB. 

1) „Wegfall der Veranlaſſungsgründe der Reallaſt, z. B. der Guts- und Grundherrſchaft, 
oder die Verwaudlung eines belafteten Colonatrechts in freies Eigenthum kann dagegen nicht 
immer ſchon an fich als Aufhebungsgrund gelten, weil im Laufe der Zeit dieſe Laften ihren 
aeceflorıfchen Charakter häufig gegen eine felbftähdige privatrechtliche Stellung vertaujchten ; es 
ift Died daher eine Frage des einzelnen Falle. Außerdem find als Aufhebungsgründe ein⸗ 
feitiger ober vertragsmäßiger Verzicht des Gläubigers und lintergang des belafteten Grundſtücks 
zu nennen, 

2) Nur bei gewiflen Geldrenten war ein einfeitiges Ablöjungsrecht des Schuldners an- 
erfannt, fiehe unten 8 171 ®, 

3) 3. B. Breuf. Gef. v. 2. März 1850 8 6, 94. Ueber die Vermittelung ber flaatlichen 
Rentenbanken bei der Ablöfung f. oben ©. 115. 

4) Letzteres ift in Preußen nur vorübergehend, nämlich in den Jahren 1850—1859 und 
1881— 1888 geftattet geweſen: Preuß. Gel. v. 2. März 1850 8 94, 26. April 1858, 
17. Jan. 1881. 

5) Dies wird in den Ablöfungsgefegen nicht immer gejagt, ift aber felbftverftändlich, fiehe 
Gerber in der Anm. zum Schlufje dieſes $, Dernburg 18 307 Nr. II, Stobbe II $ 100 Ar. V. 
Die fonftigen von der Ablöfung ausgenommenen Laften gehören dem öffentlichen Rechte an, 
find alfo keine echten Reallaften, 3. B. die Deichlaften. Eine weitere Ausnahme j. oben S. 242 °°, 

6) Siehe uuten ©. 298°, 
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Noch ſchärfer als durch die Zulaffung der Abldjung ift die neuere Agrar- 
gefeßgebung negen eine Gruppe von Neallaften vorgegangen, die man als be- 
ſonders drüdend für ven Schuldner anſah, ohne daß fie dem Berechtigten einen 
entiprehend großen Vortheil zu gewähren fchienen, 3. B. die Jagdfrohnden. 
Dean bat fie, ohne erft einen Ablöfungsantrag des Gläubiger oder Schuldners 
abzuwarten, fofort für aufgehoben erllärt, und es ift fogar dem Gläubiger 
in Preußen jede Entſchädigung dafür verweigert worden ©*). 

Kein Aufbebungsgrund ijt fir Die im Grundbuche eingetragenen Reallaften 
nach neuerem Grundbuchrecht die Confufion und die Verjährung”). Dagegen 
wird eine Verjährung der Klage auf die einzelnen fälligen Leiftungen allge- 
mein zugelaffen ®). 

Bei der Zwangsverfteigerung und Zwangsenteignung des belafteten Grund⸗ 
ſtücks werden die Reallaſten in gleicher Art aufgehoben wie Pfandrechte ?). 


Anmerkung. Gerber äußert fi über Ablöfung und Aufhebung von Reallaſten, 
wie folgt: „Es ift eine alte, dem germaniſchen Volksgeiſte eigenthümliche Neigung, welche 
dur den Webergang ber alten Naturalwirthfchaft in die neuere Gelbwirthichaft, durch 
Steigerung des perfönlichen Ereditd und moderne politifcde Theorien zwar geſchwächt, aber 
ichwerlich ganz vernichtet werden kann, einem Kapitalwerthe die Dauer und linveränderlichleit 
des Grundeigenthums beizulegen. Inſofern die Reallaften die Kormen zur Realifirung biefer 
Neigung find, wie 3. B. bei den Senten und Gülten, kann ihnen auch für die Sulunft eine 
praftifche Bedeutung nicht ganz abgefprochen werden. Nicht immer freilich ift dieſes anzuer⸗ 
tennende Motiv die Beranlaffung ihrer Entftehung gemwefen; oft lag diefe in zufälligen hiſtoriſchen 


68) Preuß. Gef. v. 2. März 1850 8 2, 8. 

7) Siehe oben ©. 123. Im älteren Rechte war bie Verjährungsfrage fehr ftreitig, indem 
man bald die dreißigjährige Verjährung durch Nichtgebrauch, bald die Servitutenverjährung ein- 
treten ließ. Dunder a. a. O. ©. 151. Für erftere® aud Pr. LR. 1,9 8 609. Gerber, 
8 173° © will nur eine Verjährung der Klage aus ber Reallaſt gelten lafien: „Die Verjährung 
der Klage läuft für jeden einzelnen Fall ihrer Anftellung, alfo bei jeder fälligen Leiſtung be⸗ 
fonder8; 1. 7 $ 6 Cod. de praescript. XXX vel XL annor. (7, 389). Demnach hat diefe Ber- 
jährung eine boppelte Wirkung: 1) es erlifcht das Klagerecht für dem einzelnen beftimmten Fall, 
2) es erlifcht das Kingerecht überhaupt, wenn die Klage feit 30 Jahren nicht angeftellt wurde, 
und in diefer Zeit keine Leiftung erfolgte. Dies erklärt fi) aus ber befonderen Natur ber Real- 
laften und der Klage derfelben. Dieje ift nämlich 1) eine Klage auf eine einzelne Leiftung, 
jofern fle nicht den gefammten Inhalt der Obligation, fondern nur einen abgefonderten Theil 
vor das Indicium führt, 2) fie ift aber trotzdem doch eine Ausübung der gefammten Ob- 
ligation, da die Reallaft fich eben als eine Obligation mit gefpaltenen Leiftungen charalterifirt, 
S. den interefianten Beleg bei Heydemann, Einl. in das Syft. des Preuß. Eivilr., 2. ®d. 1868 
S. 119. Die abweichenden Meinungen der übrigen Schriffteller, melde meiften® anf anderen 
Auffaffungen der Ratur der Neallaften und einem Hereinziehen der Servitutenverjährung be= 
ruben, f. bei Dunder a. a. O.“ 

8) Meiſt mit vierjäbriger Frift: Preuß. Gef. v. 31. März 1838 $ 2. RGB. 164. 

9) Siehe oben ©. 278. RZwG. 10, 66, 72. Wenn eine Reallaft durch die Zmange- 
verfieigerung aufgehoben ift, fo ift aljo der Reallaftberedhtigte, foweit der vom Erſteher zu 
zahlende Preis es geftattet, nach Maßgabe des Ranges feines Rechts zu entfchädigen. Die Ent- 
ſchädigungsſumme befteht 1) bei ablösbaren Reallaften in dem Ablöfungslapital, 2) bei nnab- 
lößbaren Rentenlaften von beftimmter Dauer in ihrem Schägungswerthe, 3) bei unablößbaren 
Reallaften von unbeftimmter Dauer, 3. B. Altentheilen, in einer jährlichen Geldrente, zu berem 
Sicherung ein Kapital zu hinterlegen if. RZmG. 140. 


Frohndienfte. 8 168. 289 


Berhältniffen, deren fortbauernde Nachwirkung in einer ihrem Beftehen ganz fremden Zeit al® 
. drüdende Ungerechtigleit empfunden wird. Dahin gehört namentlich die Bogtei des Mittelalters, 
welche eine reiche Duelle der mannigfaltigften Reallaften geworden ift, zum Theil auch der all- 
gemeine Zehntanfpruch der Kirche. Aber felbft da, wo die Entflehung der Reallaften auf einem 
Grunde von entfchiedener Berechtigung beruht, z. B. bei den Laften, welche der Ausfluß einer 
ehemaligen oder noch beftehenden Grundherrſchaft find, oder als ein Aequivalent fitr gegebene 
Geldfummen und ganz ober theilweile veräußerte Grundftüde beftellt wurden, konnte eine Fort⸗ 
dauer für ewige Zeiten durch die Gefeßgebung nicht verbirgt werden. Es giebt Perioden, im 
denen die Wirkungen folder an fi) volllommen rechtmäßigen Dispofitionen ein drückendes 
Hemmniß der freien Bewegung eines Volles werben; fie erjcheinen dann ale eine Schuld der 
Bergangenheit, der ſich die Gegenwart felbft auf Koften des firengen Rechts zu entziehen ftrebt. 
Wenn fo die Gefeßgebungen heutigen Tages durch Ablöfungsgefeke die Möglichkeit einer Be⸗ 
freiung des Bodens von den zur Ungebühr angewachſenen Laften gewähren, fo ift damit einem 
Bedürfniſſe der Zeit Genüige geleiftet; deshalb braucht aber nicht auch das Recht Sprincip, 
welches diefen Rechtsverhältniſſen inwohnt, für erlofhen zum gelten. Allerdings haben freilich 
manche derartige Geſetze eine Faſſung erhalten, durch welche das Princip felbft als befeitigt er- 
ſcheint. Die Wirkfamteit folder Geſetze wird die Zukunft befiimmen. In der Regel aber wird 
den allgemein lautenden Verboten folder Geſetze doch nicht der Sinn untergelegt werben können, 
daß die Anwendung des in dem Inftitute der Reallaften liegenden Rechtsprincips auch unftatt- 
baft fein folle bei der Beftellung von Apanagen, Witthum und Leibgedinge (Leibzucht); ferner 
bei der auf ein Grundftüd gelegten Verpflichtung zur Baulaſt, Unterhaltungs- und Reparatnr- 
pflicht gewiffer örtlicher Anftalten u. |. w. In Wahrheit ift das Inſtitut der Neallaft bei voller 
Beleitigung der j. g. Feudallaſten auch für den nicht „feudalen” Rechtsverkehr ganz unentbehr- 
id, da für die Begründung nachbarlicher Verhältnifie die Serpituten offenbar nicht ausreichen. 
Jene Verbote haben nur Wiederholungen gutsherrlicder und vogteilicher (I. g. Feudal⸗) Verhält⸗ 
nifſe abfchneiden wollen: eine wohl überfläffige Borficht. 


2. Einzelne Reallaften. 
a) Berpflihtung zu Frobhndienften?). 
8 168. 


Auf dem mittelalterlihen Wirthſchaftsſyſteme, insbefondere dem gutsherr- 
lichen Verbande, ſodann auf den Bogteiverhältniffen des Mittelalters berubte 
eine früher weit verbreitete Verpflichtung der Beſitzer beftimmter Grundſtücke, 
meift Bauergüter, zu gemeinen Dienftleiftungen, Frohnden, welche jpäter in 
Verträgen und unvordenklicher Willfür eine reiche Duelle ihrer Vermehrung 
fand. Diejenigen Frohnden, welche im Gegenſatze der Land⸗ und Gerichte. 
folge?) und den durch die Gemeindepolizei gebotenen Dienften Heutzutage als 


1) Lauhn, Abhandl. von den Frohndienften (1785). Wigand, Die Dienfte mit befonderer 
Rückſicht auf die Abtei Corvey (1828). Hagemann, Tandwirthichaftsredht, $ 239 flg. — Preuß. 
LER. II, 7 8 808 fig. Bayer. LR. II, 11. Thomas, Yuldaifches Recht IS. 418 fig. Grefe, 
Sannöv. Privatr., ©. 62, 241 fig. Steinader, Brannſchw. Private. 510 fig. Reyhſcher, 
Wüurttemb. Privater. I $ 258. Haubold, Sächſ. Pr.-R., 8 454 fl. Sahle, Sächſ. Pr.-R., 
8 624. 

3) Bisweilen rechnet man auch dieſe Frohnden zu den an diefer Stelle zu beiprechenden 
und theilt fie dann überhaupt in öffentliche und privatrechtliche. Aber nur die leteren gehören 
bierher, indem fte allein nach der heutigen Anſchauung auf einem nad deu Grunbfägen bes 
Brivatrechts zu beurtheilenden Verhältnifje beruhen. Diefe Scheidung gebietet freilich erſt die 
neuere Wiffenfchaft, denn ein guter Theil jener öffentlichen Srohnden beruht auf bdenfelben 

17, Aufl. - 19 
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rein privatrechtlide Verpflichtungen gegen einen Privaten (meift Gutsherrn, 
oft aber auch einen davon verſchiedenen Dienftberen) ericheinen, haben bie 
Natur wirklicher Reallaften. Die Verpflichtung zu Frohndienſten ift verſchieden, 
je nachdem die Dienfte der Art, der Zahl oder dem Orte nach beftimmt find 
ober nicht (gemefjene Dienfte und ungemefjene), je nachdem fie bei regelmäßig. 
fih wiederholenden Beranlafjungen oder nicht zu leiften find (ordentliche ?) und 
anßerorbentliche +) Dienfte), je nachdem fie bloße Handarbeit oder auch Fuhren 
umfaſſen (Hand⸗ und Spanndienſte). Daher erjtredt ſich die Beweispflicht 
Defien, welcher Frohnden in Anſpruch nimmt, nicht bloß auf das Dafein, 
fondern auch auf den Umfang der Berechtigung 5). 

Der DVerpflichtete muß zum Dienfte befonders aufgefordert werben ®); er 
kann ihn zwar durch tüchtige Stellvertreter ausüben laffen oder fi durch ein 
Dienftgeld befreien, aber der Verpflichtung überhaupt ſich durch Teinerlei Ent- 
Ihuldigungsgründe entziehen. Der Dienft wird nur an Werktagen, aber mit 
eigenem Werkeuge und eigenem Zubrwerke?), ohne Entſchädigung für befien 
Beſchädigung vom Berpflichteten geleiftet®). Hie und da ift der Gutsherr zu 
einer Vergütung (Pröve) verpflichtet 2). Bei ungemeffenen Dienften, welche 
dies jedoch niemals nach allen Richtungen zugleich find, ift der Berechtigte zu 
einer billigen Rückſicht auf die eigenen Bebürfnifie der Wirthfchaft des Bauers 
verpflichtet, welche das natürliche Maß der ‘Dienftforderung abgiebt. 

Die Frohnden, welche aus Bogtei und Gutsherrſchaft (I. g. Gutsfrohnden, 
Schaarwerk, Robot, Herrendienfte) hervorgegangen find, fowie die Jagdfrohnden 
find jetzt in Deutichland überall aufgehoben 19), 


db) Zehnten. 
8 169. 
Die rechtlichen Eigenthümlichleiten der Zehnten beruhen noch heutzutage 


Entftehungsgründen,, aus denen die privatrechtlichen hervorgegangen find. — Es giebt auch 
privatrechtliche Frohnden, welche nicht auf dem Grundbefige haften, fondern anf der Perfon, 
3. B. die f. g. Häuslingsdienfte, diefe find natürlich Leine Reallaſten. 

8) Dahin gehören die Ader- und Exrntefrohnden, auch die Wachtdienſte. S. 5. B. Stein- 
ader a. a. O. ©. 515 fig. 

4) Dahin gehören beſonders die Jagd⸗ und Baufrohnden (Burgfeften, Burgdienſte). Hage- 
mann, Pratt. Erört. I, 41 u. 42. 

5) Die früher häufig angenommene Präfumtion für gemeffene oder aber für ungemeflene 
Dienfte (Gefenius, Meyerrecht 1 S. 80 fig.) befteht nicht. 

6) Iſt dies nicht gefchehen, fo ift der Pflichtige für diesmal liberirt. Früher beftand fehr 
allgemein ein Dienſtzwang durch Geldftrafen ober Züchtigung. 

7) Und zwar nicht mit dem Fuhrwerke, welches der Verpflichtete wirklich bat, fondern mit 
dem, welcheß er nad) ber Beichaffenheit feines Guts haben follte. ©. aber Steinader a. a. O. 
&. 517. Als Dienftzeit wird die ortsübliche eines gewöhnlichen Tagelöhners betraditet. Siebe 
Ortloff in feinen Abhandl. u. Nechtsfällen (Iena 1847), ©. 898 fig. 

8) S. 3. B. Osnabrück. Eigenthumsordu. C. 18 $ 4—8. Gteinader, ©. 5321. 

9) Steinader, S. 533. 

10) Siehe oben ©. 114, 287, 288, 


Zehnten. 8 169. 291 


zum Theil auf ihrer gefchichtlihen Beziehung zur chriftlichen Kirche 1), Im 
vielen Gegenden Deutſchlands tft die Zehntberedhtigung das alte Recht ber 
chriſtlichen Kirche ?); ſehr Häufig ift fie aber in weltliche Hände übergegangen. 
Andere Zehnten find originär als Gutslaft beftellt worden). Die Zehntver- 
pflihtung an ſich ift im Allgemeinen nach den Grundſätzen der Reallaften zu 
beurtheilen; nur treten für ben kirchlichen Zehnten als Beftandtheil des kirch⸗ 
lichen Vermögens noch außerdem mande Beftimmungen des canonifchen 
Rechts ein. 

Die Zehntverpflichtung befteht in der Verbinvlichleit des Beſitzers 
(au) des Pächters) 4) eines Grundftüds, dem Berechtigten einen Theil (regel- 
mäßig, aber nicht immer den zehnten Theil) der auf demfelben erzeugten Früchte 
(Keldzehnt), oder der durch feine Gutswirtbfchaft gewonnenen Thiere (Blut- 
zehmt)5) oder ihrer Producte zu überlaffen. Der Umfang der Zehntberechti- 
gung ift verfchieden, je nachdem fie fi über alle in einem Bezirke liegenden 
Grundftüde (mit Ausnahme der Gärten) ®) erftredt, oder nur auf einzelne 
berjelben bezieht (decimae universales und particulares), je nachdem fie alle, 
oder nur einzelne Sruchtarten und Xhiergattungen zum Gegenftande hat, im 
letzteren Falle unterfcheivet man den großen und Heinen Zehnt, fo daß ber 
große Feldzehnt alle Getreivearten, der Heine Feldzehnt Krautzehnt) nur 





1) Ueber die Gefchichte der Zehnten ſ. G. L. Böhmer, De origine et ratione decimarum 
in Germania (el. jur. eiv. T. III p. 64), Birnbaum, Die rechtliche Natur der Zehnten (1881), 
A M. ift zum Theil Eichhorn, Rechtsgeſch, 8 186 u. 325, und in feinem Kirchenrecht, 2. 3b. 
©. 815 flg. — S. aud Walter’s Kirchenrecht, $ 247 fig. — Ueber das heutige Recht vergl. 
Schnaubert, Erläuterungen des Lehnrechts, S. 204 fig. und Hagemaun’s Handbuch des Land- 
wirtbichaftsrechts, 8 257— 267. — Gengler, D. Br. R., S. 816 fig. 

3) Da die Kirche keineswegs überall mit ihrem Zehutanſpruche vom Geſichtspunkte einer 
allgemeinen Kicchenfteuer aus durchgedrungen ift, und aud da, wo dies geichah, den Zehnten 
doch nicht in dem ganzen urfprünglich angefirebten Umfange zur Geltung brachte, fo hat die 
Kirche, als Zehntberechtigte, an diefer Stelle keine andere Stellung in Anfprucd zu nehmen, 
als jeder andere zufällige Zehntherr; denn auch ihr Hecht bedarf heutzutage, wenn es beitritten 
wird, des Beweiſes feiner Entſtehung oder feines unvordenflichen Daſeins, da ein Zurückgehen 
auf die urfprünglichen Kirchengefee zur Ermwerbung neuer Zebntrechte unftatthaft ift. 

8) Nicht aller weltliche Zehnte ift von der Kirche in die Hände der Laien übergegangen ; 
oft wurde er durch Vertrag und Vorbehalt als eine den Zinſen analoge Gutslaſt beftellt. Auch 
die Landesherren haben fich bisweilen durch Geſetze ein Zehntrecht beigelegt, da fich aber dies 
in der Zukunft fchmerlich wiederholen wird, fo find jett die Zehntrechte aller Arten von Sub- 
jecten nad den rein privatredhtlihen Grundſätzen von ber Entfiehung der Reallaften zu be⸗ 
urtheilen. 

4) Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, S. 504. Der Umfland, daß die Leiftung in einem 
Theile der wirklich gezogenen Früchte befteht, läßt Jeden, der nur immer dieſe Früchte zieht, als 
berpflichtet erfcheinen. Ueberhaupt untericheidet ſich das Zehntrecht dadurch, daß fein praftifches 
Object ein Theil der auf dem belafteten Grundftüde gezogenen Früchte ift, weſentlich von ben 
Abrigen Reallaften. Da immer die Borausfegung ift, daß foldde Früchte überhaupt entftanden 
find, fo hat es den Charalter eines bedingten Rechts; noch jetzt fchimmert die Idee einer land⸗ 
wirthſchaftlichen Produktenſteuer hindurch. 

5) Auch Fleiſch⸗ oder Schmalzehut, decimae minutas, Uchtpennig. 

6) Hagemanu a. a, O. 8 135 u. 260. 

19* 
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die Garten- und Baumfrüchte, der große Blutzehnt größere Xhiergattungen, 
der Meine Blutzehnt nur das Federvieh umfaßt”). Weber die Zehntberechtigung 
überhaupt, noch ihr Umfang kann auf eine Präjumtion geftütt werben; ber 
Beweis Tann aber durch den Umftand erfpart werben, daß ein Geſetz °) ober 
Gewohnheitsrecht die Zehntpflicht in einem beftimmten Maße ausfpricht. In 
Ermangelung eines ausprüdlichen particulären Nechtsfages kann daher auch 
vom Neubruch nur dann ein Zehntrecht anerlannt werden, wenn das urbar 
gemachte Land in einer dem univerjellen Zehntrechte unterworfenen Feldmark 
liegt ?). Die Ausübung des Zehntrechts gefchieht in der Art, daß ver Berech⸗ 
tigte nach geſchehener Anzeige von der vollendeten Ernte mit beliebigem Anfange 
der Zählung auszehntet10); nur wenn er dies nach erfolgter Anzeige und nach 
Verlauf der ortsüblichen Zehntfrift unterläßt, Hat der Pflichtige das Recht, ben 
Zehnten felbft zu beftimmen und zur Verfügung des Berechtigten zu ftellen 11). 
Beim Blutzehnten wird das zehnte Stüd nach fortlaufender und durch das 
Ende des Jahres nicht unterbrochener Zählung als Zehnt in Anſpruch ge- 
nommen !?). 

Die Berechtigung zum Feldzehnten ift ein Recht auf wieberlehrende 
Zeiftungen, indem bie dem Zehntrechte unterworfenen Früchte nach dem Wirth- 
ſchaftsſyſteme, welches bei der Entftehung der Laft in Rüdficht genommen 
wurde, in beftimmten, fich immer wiederbolenden Zeiten erzeugt werben. So⸗ 
mit wird die Fortdauer des bisherigen wirthichaftlichen Zuſtandes des belafteten 
Grundftüds, joweit fie von dem Willen des Verpflichteten abhängt, zugleich zu 
einer natürlichen Nebenwirkung des Nechtsverhältniffes. Eine willlürliche Ber- 


7) Hagemann a. a. DO. ©. 489 fig. Sfp. II, 48 8 11. — Welche Früchte zum großen 
oder Heinen Feldzehnt zu rechnen find, kann im einzelnen Kalle freitig fein, aber nur nad 
Herlommen, Bertrag und Particulargefeg entichieben werben. Die in der Brache geivonnenen 
Früchte fallen ebeufalls unter den allgemeinen, bisweilen auch unter ben Heinen Feldzehnt; 
denn die Brache ift feine rechtliche, fondern nur die durch ein befonderes Wirthſchaftsſyſtem ge- 
botene factiſche Schranke des allgemeinen Zehntrechts. S. Hagemann a. a. DO. S. 504 u. 491. 
Pufendorf, Observ. II obs. 157. Arnold, Beitr. 3. deutfch. Recht II S. 221. 

8) Eine Reihe particularredhtlicher Zehntorbnungen bei Eichhorn, Einleit. $ 252n. Siehe 
in&befondere Cod. Max. Bavar. P. 2 Cap. 10, Thomas, Fuldaifches Pr.-R. I ©. 298 fig., 
Pr. ER. U, 11 8 857 fig., Reyicher, Württemb. Pr.-R. 8 275 flg., Haubold, Sächſ. R. $ 486, 
Steinader, Braunſchw. Pr.-R. S. 525 flg., Grefe, Haunöv. Pr.-R. S. 845 fig. 

9) Ueber den f. g. Noval- oder Rottzehnten f. Hagemann, Pralt. Erört. Bb. 3 
Rr. 88 und Landwirthfchaftsrecht, $ 260. Cap. 18, 37 X. de decim. (III, 80). Instr. pac. 
Osnabr. art. 5 $ 47 (Hagemann, Erört. a. a. D. ©. 200 Note n), 

10) Hagemann, Landwirthſchaftsr, $ 265, Arnold a. a. DO. S. 878, Auf der Art ber 
Auszehntung beruft die an manden Orten herfömmliche Bezeichnung bes Zehnten als Schlepp- 
und Stremebut. Hagemann a. a. O. 8 262, Uebrigens hat der Zehntherr für das Ein⸗ 
fammeln und Fortichaffen keinerlei Entfchäbigung zu fordern. 

11) Sſp. I, 488 7: „Swenne ein man sin korn invoren wel, dat sal he kündegen deme 
wogedere of he in deme dorpe oder uf uppe’n velde is. Ne wardet he denne sines tegeden 
nicht, die man vertegede ime selven; so sal he’s bliven ane schaden, ob he seder geergeret 
wert oder verloren.‘ GSteinader, Braunſchweig. Privatr., S. 529. 

13) „Wie es fällt“. Hagemann a. a. D. ©. 489. 
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änderung der Bewirthſchaftung des zehntpflichtigen Grundftüds, welche ben 
Zehntherrn benachtheiligt, ift deshalb ver einfeitigen Aufhebung einer beftehenven 
Verbindlichkeit gleich zu ftellen 2°). 

*Neuerdings find die Zehnten zumeift abgelöft worden '?). 


e) ÖOrundzinfen. 
8 170, 


Das deutſche Recht kennt eine Menge ver verjchiedenartigften Zinsver- 
pflichtungen mit dem Charakter der Reallaften. Ein Theil derfelben beruft auf 
der ehemaligen Unterwerfung des belajteten Guts unter die vogteiliche ober 
Gerichtsherrichaft eines Gutsherrn, ein anderer Theil ift ein Nequivalent gegen 
die Geftattung von Servituten und ähnlichen Gerechtjamen, ein großer Theil 
endlich wurde bei der Uebertragung bäuerlicher Gutsrechte vorbehalten !). “Die 
Grundzinfen beftehen bald in Geld, bald in Naturalien und führen die ver- 
Ichiebeniten Namen, welche bald von der Befchaffenheit des Gegenjtandes ?), 
bald von der Zeit der Fälligleit *) oder der Natur des belafteten Grunditüds t), 
bald enblich von dem rechtlichen Grunde 5) des Zinſes genommen find. Natural- 
zinfen werden im Zweifel von der Güte und Beſchaffenheit gejchuldet, wie fie 

18) Ebenſo Eichhorn, Einl. $ 254 und Hagemaun a. a. DO. ©. 505. DBgl. 3. B. Arnold, 
Beitr. 3. deutſch. R., Bd. 2 ©. 66 filg., 376 fig. A. M. ift Mittermaier, Grunbfäge, 8 187, 
und zum Theil das Pr. ER. II, 11 8 885. ©. auch Dunder, Reallaften, S. 226. — Bon 
der Srage, ob der Zehntpflichtige das Recht des Zehntherrn durch Eulturberänderungen illu- 
ſoriſch machen könne, verfchieden ift die Frage, ob er überhaupt zum Anbau verpflichtet fei, 
damit die Zehntfrucht entſtehe. Diefe Frage muß bei Neallaftzehnten verneint werden. Man 
kann wohl ertennen, daß durch das Beſtehen des Zehntrechts der Eulturfiand des belafteten 
Grundſtücks firirt und daher der Zehntlandbefiger in der Art der Cultur befchräuft werde, nud 
doch verneinen, daß im dem Zebntrechte zugleich eine allgemeine Verpflichtung zum pofitiver 
Handeln überhaupt enthalten jei. 

14) Preuß. Gef. v. 27. April 1872 u. 15. März 1879, Bayer. Gef. v. 4. Juni 1848- 
Bad. Gef. v. 28. Dee. 1881. Heil. Gef. v. 37. Juni 1886 u. ſ. f. 

1) Auf die Berfchiebenheit der Entftehung eines Bobenzinfes ſtützt fich Eintheilung des⸗ 
felben in vorbehaltenen und aufgelegten (census reservativus und constitutivus). Der 
erftere ift derjenige, welcher bei der Liebertragung von Grundftüden vom Gutöherrn vorbehalten 
wurde, der letztere ift bagegen ohne eine folche Uebertragung auf das Grundſtück aus anderen 
Gründen aufgelegt worden. Diefe Unterfcheidung Überfchreitet da8 Gebiet der NReallaften ; denn 
der vorbehaltene Zins als Aequivalent bänerlicher Nutungsrechte ift meift rein perfönlicher 
Natur und ift in der Regel nur als Borbehalt bei voller Eigentbumsübertragung eine wirkliche 
Reallaſt. Daß die Eonftatirung des Urfprungs eines Zinfes als eines vorbebaltenen inbefien 
von rechtlicher Bedeutung ift (3. B. bei der Beſtimmung des Ablöfungsmaßftabs und für die 
rechtliche Eharakteriftit der Gutsbeſchaffenheit überhaupt), ift felbfiverftändfih; wenn es aber 
feftfteht, daß der fragliche Zins eine Neallaft ift, fo ift e8 für die Beflimmung biefes Rechts⸗ 
begriffs ohne Bedeutung, ob er ein vorbehaltener oder anfgelegter fei. 

3) 3. B. Zinsfrucht, Zinskorn, Wachszins. 

3) 3. B. Martinsgänſe, Faſtnachtshühner, Oſtereier, Pfingſtlämmer. 

4) 3. B. Rauchhuhner, Rauchpfennig. 

5) 3. B. Leibhühner (Leibeigenſchaft), Go⸗ Hals⸗ nnd Vogtshühner (Gerichtsherrſchaft) 
— Belenngeld (Gutsherrſchaft). 
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auf dem belafteten Grundſtücke überhaupt erzeugt zu werben pflegen®). Der 
Zermin der Leiftung des Zinfes’) tft meiſtens ein einziger Tag im Jahre, und 
zwar bald ein hohes et, bald die Zeit, in welcher das Agriculturproduct ge- 
wonnen wird). Für den Fall, daß der fällige Zins nicht gezahlt wird, geben 
manche Particularrechte dem Berechtigten die Befugniß, eine Erhöhung bes 
Zinſes zu fordern (Rutfcherzins, Zingbuße) 9), andere geitatten dem Gutsherrn 
fogar die Einziehung des zinspflichtigen Grundftüds, wenn das Recht des Zins⸗ 
manns an demſelben nur ein bäuerliches Nukungsrecht ift!9); noch andere 
Particularrechte gaben endlich wegen fälliger Zinjen ein Vorrecht im Concurſe 
oder ein gejepliches Pfandreht11). Ein Recht, Erlaß oder Nachlaß am Zinfe 
in unglüdlicden Jahren zu fordern, kann dem Zinsmanne, da die Analogie ber 
Zeitpacht nicht paßt!?), aus gemeinrechtlihen Gründen nicht zugeſprochen 
werben; Particularrechte 12) gewähren e8 dagegen bei außerorbentlichen Unglücks⸗ 
fällen entweder allgemein oder doch in Betreff der Zinjen, welde die Höhe 
eines wirklichen Aequivalents des Fruchtgenuſſes erreichen 14). 
* Die große Mehrzahl diefer Grundzinſen ift jet abgelöft. 


d) Srundrenten (Bülten, Emwiggeldber)'). 
8 171*. 


Sie find wiederkehrende Abgaben — meiſt in Geld, zur Zeit des Mittelalters 
auch in Naturalien beftehend — welche ein Grundſtückseigenthümer zu Gunften 
eines Gläubiger? als Reallaſt auf fein Grundſtück gelegt Hat. Sie unterjcheiden 
fih von den im vorigen Paragraphen befprochenen Grundzinſen dadurch, daß 


6) Struben, Rechtl. Bebenten IL, 113. Hagemann, Prakt. Erört., 7. Bd. Nr. 75. 

7) S. ©fp. I, 54 $ 3, und Berger, Oecon. jar., L. 8 T. 5 Th. 28 not. 8. S. aber 
Cod. Max. Bavar. IV, 7 8 9. Eichhorn, Einl., 8 258, VI. 

8) Bol. Anm. 3. 

9) Sip. I, 54 $ 2: „Swer sinen sins zu rechten tagen nicht gibt, zwei gelde sal her 
in geben des anders tags und alle tage also, die wile her in unter ime hat“. Ayrer, De 
censibus mora crescentibus (1744). Schott, Juriſt. Wochenbl. IV S. 688 fig. 

10) Steinader, Braunſchw. Privatr., S. 508. Haubold, Sächſ. R., $ 476. Preuß. Landr. I, 
18, 771 fig. ©. oben ©. 288, 

11) Bayer. Prioritätsgef. $ 18 Nr. 7. Pr. ER. II, 7 3 498. 

12) A. M. Eichhorn a. a. O. $ 253, V. Richtig Weishaar, Württ. Privatr., $ 562. 

13) Pfeiffer, Meierrecht (1848) ©. 156 fig. Die Geſetze ftellen es in die Billigleit des 
Gutsherrn, fordern diefe aber in manden aufßerordentlichen Fällen. Das Motiv if in ber 
Hegel das Intereſſe des Staats an der Erhaltung eines wohlhabenden Bauernſtandes. 

14) Deſterr. ©8. $ 1138 u. 1184, 

1) Dunder, Reallaften (1887), S. 69, Auer, Stabtrecdht von München (1840) &, CXXIX, 
Goſchen, Soßlarifche Statuten, S. 328, Pauli, Abhandlungen aus dem Lübifchen Hecht, Th. 4 
(1865), Fabricins, Aelteftes Stralfunder Stadtbuch (1872) S. 278, Höpfen im Bremer Jahrb. 
vuI®&, 68, Rojenthal, Zur Gefchichte des Eigenthums in Würzburg (1878), Stobbe in der 
Ztſch. f. d. Recht 19 S. 178 (1859), v. Wyß in der Ztſch. f. Schweizer Recht IX S. 8 (1861), 
v. Duhn, Deutfchrechtl. Arbeiten (1877) ©. 107, Neumanu, Geſch. des Wuchers (1865) ©. 212, 
Arnold, Zur Geſch. des Eigenthums in dentichen Städten (1861), Gobbers, Ztſch. der Saviguy⸗ 
fiftung 4 &. 180 (1883), 
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fie nicht Ausflug einer allgemeinen Herrſchaft des Gläubigers über das 
belaftete Grundſtück, aljo etwa feines Eigenthums, feiner Grundherrlichkeit, 
feiner Vogtei find, jondern daß das belaftete Grundftüd für den Rentengläubiger 
ein fremdes, freies tft, über welches ihm nur durch fein Rentenrecht eine be- 
fchräntte Herrihaft gewährt wird. So erjcheinen die Grundzinfen nur als 
ein Glied in der großen Kette, welche den Schulpner an den Gläubiger bindet, 
während die Grundrente vielleicht das einzige Nechtsverhältniß ift, welches 
zwiſchen Gläubiger und Schuloner beſteht?). Dadurch erklärt es fich, daß bie 
Grundzinfen, wegen ihres engen Zufammenbange® mit ben mittelalterlichen 
Staats- und Gejellichaftsverhältniffen, jebt auf immer veraltet find, während 
die Grundrenten auch in die Gegenwart bineinpaffen. 

Das Rentenreht kann aus jevem beliebigen Rechtögrunde, 3. B. ſchenkungs⸗ 
weiſe bejtellt werden. Am häufigften beruht es auf einem Rentenkauf: 
ver Rentenfhulbner verkauft die von ihm auf fein Grundſtück gelegte Rente 
an den Gläubiger, und diefer zahlt als Kaufpreis eine feite Geldfumme, das 
Rentenlapital ®). | | 

Der Nentenlauf war im Mittelalter für die Städte das wichtigfte aller 
Ereditgeichäfte *). Bon dem durch Eigenthums⸗ oder Nutungspfand geficherten 
Darlehen unterſchied er fich zum Vortheil des Schuldners Dadurch, daß er nicht 
die Uebergabe des belafteten Grunbftüds in das Eigenthum ober die Gewere 
des Gläubigers erforderte. Näher ftand er dem durch ein Frohnungspfand- 
recht geficherten Darlehn. Aber auch von diefem war er durch zwei wichtige 
Kigentbümlichleiten getrennt. Bei jedem Darlehn galt nämlich erftlich bis gegen 
das Ende des Mittelalters eine Berzinfung als unzuläffig, während der Rentenkauf 


2) Deshalb wird ber Eigenthümer des belafteten Grundſtücks bei ben Grunbzinfen weit 
firenger behandelt als bei den Grundrenten. &o bat 3. B. ber Rentengläubiger nur ausnahme«- 
weife das anfergerichtliche Pfänduugsrecht des Zinsherrn. Siehe oben S. 108". 

8) Gegen diefe Eonftruction Kohler, Piandrechtl. Forſchungen, S. 101. Siehe aber bie 
ähnliche Eonftruction der modernen Staatsanleihe in meinem Lehrb. bed Handelsrechte, 8 57, 3. 

4) Grundrenten lommen anfangs nur in den Städten, etwa feit dem 12. Jahrhundert, 
vor. Es ift der Haußeigenthümer,, der fie begründet. Der Grund und Boden, auf dem fein 
Haus fteht, gehört ihm freilich in ber Regel nicht; er bat ihn z. B. vom Stadtheren oder einen 
Kofter nur zu Erbleihe empfangen und muß dafür dem Erbleih-Herrn einen Erb- oder Wurt- 
zin® geben; biefer Zins ift ein Grundzins, keine Rente: deun er wird ja bem Empfänger ge- 
geben, weil biefer der eigentliche Herr de8 Grund und Bodens if; der Wurtzind wird auch 
nicht irgend einer beliebigen Perjon, fondern er wird dem Grunpftüdgeigenthiimer als foldyem 
verfprochen. Aber das Haus, welches der Erbleifmann auf dem geliehenen Boden baut, ift, als 
feine „Beſſerung“, fein Eigenthum; dafür braucht er Niemandem einen Zins zu geben; eben- 
darum ift er aber befugt, frei und felbftändig eine Rente zu Gunſten jeder beliebigen Perſon 
auf das Haus zu legen. Allerdings bebarf er anfangs der Zuftimmung oder Mitwirkung des 
Leih Herren, Heußler 1 S, 855. Aber der Hanseigenthümer ift doch wenigſtens infoweit frei, 
als er allein darüber beftimmt, ob er überhaupt eine Rente begründen und wen er fie geben 
will. Dagegen wird er danach, ob und wem er einen Zins zahlen will, gar uicht gefragt. Im 
fpäterer Zeit, als das Erbleihrecht am Grund und Boden ſich allmählich in volles Eigenthum 
verwandelt und das Herrenrecht des Verleihers ÜUber das Grundſtück verſchwindet, wird auch 
der Erbzins oft zu einer bloßen Rente. Schröder, Rechtsgeſch, S. 696. 
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dem Gläubiger durch die Rente eine oft fehr hohe Verzinfung feines Capitals 
zuführte 5). Zweitens mußte fich beim Darlehn der Schuldner in irgend einer 
Form zur Rückzahlung des Darlehnslapitald verpflichten; beim Rentenkaufe 
war dagegen von einer foldhen Verpflichtung feine Rede; der Nentenverläufer 
hatte fih ja das Rentenlapital nicht geliehen, fonvern hatte es als Kaufpreis 
für die von ihm übernommene Pentenzahlung endgültig empfangen. Der 
Rentenſchuldner konnte fich freilich das Recht ausmachen, die Rente durch 
Nüdzahlung jenes Kaufpreifes abzulöfen, alfo gewilfermaßen bie Rente zurüd- 
zukaufen, und in einzelnen Gebieten galt dies Ablöfungsrecht des Rentenſchuld⸗ 
nerd auch ohne ausdrüdliche Feſtſetzung als ſelbſtverſtändlich?). Allein bie 
Rückzahlung des Kaufpreifes King alsdann vom freien Willen des NRenten- 
ſchuldners ab; der Nentengläubiger dagegen batte nicht das Recht, die Rück⸗ 
zablung zu fordern, und konnte fich ein folches Recht nicht einmal vertrags- 
mäßig ausbebingen ’). Wohl aber konnte der Rentengläubiger fein Rentenrecht 
an einen Dritten weiter verlaufen und ſich auf diefe Weife fein Rentenkapital 
wieder verſchaffen; der Verlauf bes Nentenrecht war fogar jehr erleichtert, 
da über die Rente eine öffentliche Urkunde, die Handveſte oder der Ren— 
tenbrief, ausgeitellt zu werben pflegte und die Uebertragung des Renten- 
rechts einfach durch Uebergabe diefer Urfunde an den neuen Gläubiger vollzogen 
werben Ionnte®). Wie urfprünglich beim Pfandrecht baftete der Rentenſchuldner 
für die Rente nur mit dem belafteten Grundjtüd, nicht mit feinem fonftigen 
Vermögen. Dafür verfiel, wenn der Schuldner mit der Rente in Verzug kam, 
das belaftete Grundftüd an den Nentengläubiger zu Eigenthum?). 

Seit der Aufnahme des römifchen Rechts warb der Rentenkauf indes 
mehr und mehr zurüdgedrängt. Es wurde jet auch beim Darlehn die Feft- 
jegung von Zinfen gejtattet, und damit einer der Unterjchiede, ver das hypo⸗ 
thekariſche Darlehn vom Rentenkauf getrennt hatte, befeitigt. Für die fonftigen 
Eigentbümlichkeiten des Nentenlaufs, insbejondere die Unkündbarkeit der Nente 
auf Seiten des Gläubiger, ſchienen die romaniftifch gefchulten Iuriften fein 
Verſtändniß zu haben. Nur in wenigen Städten, 3. B. in München und Ham- 
burg, blieb der Rentenkauf im praktiſchen Gebrauch !9). 

In neuerer Zeit macht fich aber das Beitreben geltend, ben Rentenlauf 
ober die fonftige entgeltliche Beftellung von Grundrenten wieder zu beleben. 
Mit gutem Grunde. Denn es giebt zahlreiche Fälle, in denen ein Schulbner 


5) An Ddiefer Rente nahm das canonifche Wucherverbot feinen Auftoß, c. 1, 2 Extrav. 
comm. III, 5. Die Rente betrug anfangs 12—16 0% des Rentenkapitals, fintt aber allmählich. 
RPol.Ordn. dv. 1580 Art. 26 8 8 verbietet jede Rente liber 5 0%. 

6) Stobbe II $ 104 Nr. 7. Doch ift eine reichsgeſetz liche Feſtſetzung dieſes Ab- 
loſungsrechts niemals erfolgt. Stobbe II $ 104%, Abm. Gerber in der 16. Aufl. $ 188%. 

7) 3. B. Bremer Stadtr. dv. 1808 c. 30. Stobbe II $ 104 4, 

8) Stobbe IT 8 104 Nr. 3. Schröder, Rechtsgeſch, S. 696%, Abw. Heusler I ©. 857. 

9) Stobbe II $ 104 Nr. 4. 

10) Roth III ©. 484. 
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fih, von befonveren Glüdsfällen abgefehen, außer Stande fühlt, ein ihm cre- 
bitirte8 Kapital zurückzuzahlen, Fälle, in denen er im Voraus weiß, daß er 
dies Kapital, falls der Gläubiger es zurüdfordert, fich wieder von einem andern 
Ereditgeber borgen muß; in folchen Fällen ift e8 weit angemefjener, daß der 
Schuloner die Rüdzahlung gar nicht erft veripricht, daß er fich alfo das Kapital 
nicht borgt, jondern als endgültige Zuwendung erbittet, daß er mithin fein 
verzingliches Darlehn aufnimmt, jondern einen Rentenkauf abſchließt. 


Die Landesgejetgebung der meilten deutſchen Staaten hat denn auch die 
Beitellung von Grundrenten und insbejondere den Nentenfauf nach wie vor 
für zuläffig erflärt. Und zwar gilt für die Grundrenten das heutige allgemeine 
Necht der Reallaſten; demnach tft das mittelalterliche Necht des Gläubigers, fich 
bei Berzug des Rentenſchuldners das Nentengrundftüd zu Eigenthum überweifen 
zu laſſen, befeitigt und der Rentenſchuldner haftet für die Nente mit feinem 
ganzen Vermögen, auch die Ausftellung von Rentenbriefen mittelalterlicher Art 
findet nicht mehr ftatt 9). Weber die Ablöfung finden fich 3. B. im preußiichen 
Recht folgende Beitimmungen 1'): 

a) Der Schuloner hat das Necht, die Ablöfung der Rente zu fordern, 
auch ohne befondere Vereinbarung, was ja, wie erwähnt, theilweiſe fchon im 
Mittelalter angenommen war; er muß die Ablöfung 6 Monate vorber an⸗ 
kündigen; als Ablöſungskapital gilt der zwanzigfache Betrag der Yahresrente. 
Das Ablöfungsrecht des Schuldners iſt unverzichtbar und kann nur foweit be- 
ſchränkt werben, daß die Ablöfung auf längftend 30 Jahre ausgefchloffen und 
das Abldfungskapital höchſtens auf das Fünfundzwanzigfache der Yahresrente 
erböbt werden darf. 


b) Der Gläubiger bat wie im Mittelalter ein Necht, den Schuloner zur 
Abldfung zu zwingen, aljo jeinerfeitS die Rente zu kündigen, nicht. Er Tann 
fih aber, ander als im Mittelalter, dies Recht vertragsmäßig ausbe⸗ 
Dingen 1°). 

Eine wichtige Umgeftaltung des Nentenrechtd bringt nun aber das Reichs⸗ 
gefeßbuch 14). Es wendet nämlich auf die feitend des Gläubigers unlündbare, 


11) Preuß. Gef. v. 2. März 1850 8 91. 

12) Wenigftens ift dies in ben Geſetzen nirgends verboten. Zeitweife ift vielmehr das 
Kündigungsrecht des Gläubiger fogar gejetzlich feftgeftellt geweien, |. oben ©. 387% — Eine 
vom Gläubiger Hindbare Rente nähert fich freilich der verzifislichen Hypothek bedenklich. Als 
Unterſchied kann nur — ziemlich unbefimmt — angegeben werben, daß bei der kündbaren 
Rente die Rente immer noch im Borbergrunde fteht und das Ablöfungstapital nebenſächlich 
binzugefligt wird, während bei der verzinslichen Hypothek umgekehrt die Zinfen bloßes Zubehör 
der Kapitalforberung find. 

18) Nur das Partienlarrecht einzelner Städte, z. B. Münchens, hält an einigen der älteren 
Regeln noch jetzt feſt. Roth III ©. 484, 

14) RGB. 1108 fig. Das Ablöfungstapital muß nad dem RGOB. immer befonders ver⸗ 
einbart und im Grundbuch eingetragen werben. 
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jeitens des Schuldners dagegen abldsbare Grundrente, für die e8 den Namen 
Rentenfhuld einführt, nicht das Recht der Heallaften, fondern das Necht 
ber Grundſchuld an!5). Es geftattet namentlich die Ausftellung eines Grund⸗ 
ſchuldbriefs, wodurch dem Nentenrecht bie ihm bereit8 im Mittelalter eigene 
leichte Webertragbarleit zurüdgegeben wird; ferner ift wie bei der Grundſchuld 
beftimmt, daß der Nentenfchuloner nur mit dem Grundſtück, nicht mit feinem 
jonftigen Vermögen haftet, weiter erlifcht eine abgelöfte Rentenſchuld nicht, 
jondern geht auf den Eigenthümer bes Nentengrundftüds über u. ſ. f. Da⸗ 
neben wird e8 aber auch ferner ftattbaft fein, eine Grundrente als gewöhnliche 
Reallaft zu begründen; für diefe bleiben vie Iandesrechtlichen Abldfungsregeln 
in Kraft, da das Reichsgeſetzbuch grunbfäglich das bisherige Agrarrecht unbe- 
rührt läßt. 


Hortfegung Die preußiſchen Rentengüter. 
8172*. 


In der neueſten preußiſchen Geſetzgebung wird als Rentengut jedes 
Grundſtück bezeichnet, welches gegen Rente verkauft wird, d. h. bei deſſen 
Verkauf der Käufer den ganzen Kaufpreis oder einen Theil davon in Geftalt 
einer auf das erlaufte Grundftüd gelegten Rente zu entrichten batı). Für 
diefe Rentengüter gelten nun eine Reihe von Beftimmungen, die dem älteren 
preußiichen Agrarrecht zum Theil ſchroff widerjprechen. 

Erftlih: die auf das Gut gelegte Rente Tann durch Vereinbarung ber 
Parteien nicht bloß auf Seiten des Gläubigers, fondern auch auf Seiten des 
Schuldners für unkündbar erflärt werben: die früher fo nachbrüdlich befehdeten 
einigen Renten find alfo jegt wieder geftattet *). 

Zweitens: folange bie Rente auf dem Grundftüde haftet, — alſo bei ven 
eiwigen Renten auf ewige Zeit — Tann der Nentengutsbefiger in feiner that 
fächlichen und rechtlichen Berfügung über das Gut vertragsmäßig zu Gunſten 
des Nentengläubigerd befchränkt werben. Insbeſondere Tann beitimmt werben, 


15) Dadurch wird aber ber juriftiiche Charakter der Rentenfchuld als einer Reallaſt nicht 
aufgehoben. 

1) Der Begriff de Rentenguts ift fein neuer; denn nach den Angaben oben ©. 297 if 
der Berlauf eines Guts gegen Rente niemals verboten geweſen; er kam aber thatfächlich nicht 
vor. Erft in neuefter Zeit beginnt der Fiscus den Verlauf von Grunbfiüden gegen Rente 


praftifch zu erproben, und vereinzelt fchließen fich aud) Gemeinden und Privatperfonen diefen - 


Berfuhen an. Die neuen preußifchen Geſetze begünftigen derartige Verſuche. Das erſte Geſetz 
vem 26. April 1886 war auf die Provinzen Weftpreußen und Pofen befchränkt und fellte dort 
die Anfiedelung deutſcher Banern befördern. Die folgenden Geſetze vom 37. Juni 1890 unb 
7. Inli 1891 gelten dagegen für ganz Preußen; man hofft u. A. auch die Urbarmachung der 
norddeutſchen Hochmoore durch Anfledelung von Bauern auf Rentengütern zu unterſtützen. 

2) Gef. dv. 27. Juni 1890 $ 1. Thatſächlich macht denn auch der Fiscus bei den von 
ihm gefchaffenen Rentengütern von dieſer Möglichteit Gebrauch, indem er für '/, ber vom 
Käufer zu leiſtenden Rente bie Unfündbarfeit auch auf Seiten des Gutsbeſitzers ausbedingt. 
Siehe Drudfachen des preuß. Abgeordnetenhauſes, Seffion 1889 Nr. 42 Anlage 18. 
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daß der Rentengutäbefiger das Gut nur mit Zuftimmung bes Gläubigers 
teilen darf und Daß er verpflichtet ift, die wirthichaftlihe Selbftändigleit des 
Guts durch Erhaltung der darauf befindlichen Gebäude, durch Erhaltung eines 
ausreichenden Inventard u. |. f. dauernd zu fichern?). Geht der Gutsbeſitzer 
auf ſolche Beichränkungen feines Berfügungsrechts ein, fo ift er dem Renten⸗ 
gläubiger gegenüber in ähnlicher Art gebunden, wie einft der Kolon gegenüber 
dem Butsberrn. Und gerade hierauf geht die Abficht des Geſetzgebers: biefer 
will die Rentengutsbefiger binden, um die Seßhaftigleit und ben wirtbichaft- 
lichen Wohlſtand der ländlichen Bevölkerung zu fördern. Immerhin ift ber 
neue Nentengutsbefiger infoweit wefentlich freier geftellt wie ber alte Kolon, 
als er das NRentengut wenigftens im Ganzen frei veräußern und als er das 
Gut beliebig mit Schulden belaften kann *). 

Drittens: das Nentengut fol, wenn es durch Abzweigung von Thellen 
eines größeren Guts gebildet wird, von ber Haftung für die Hypotheken bes. 
Hauptguts befreit werden. Die Befreiung tritt auch ohne Zuftimmung ber 
Hypothekengläubiger ein, ſobald die Behörde mitteljt eines „Unſchädlichkeits⸗ 
atteſtes“ feftftellt, daß durch die pfandfreie Abzweigung des Nentenguts die 
Sicherheit der Hhpotbelengläubiger des Hauptguts nicht leidet °). 

Viertend: die Bildung des Rentenguts wird durch Vermittelung ber 
Generalcommiffionen in vereinfachten Verfahren beforgt, ſodaß der Verkäufer 
das Nentengut dem Käufer nicht einmal aufzulafien braucht ®). 

Tünftens: der Staat unterftügt die Rentengutsbefiger burch feine Geld⸗ 
mittel und zwar fowohl bei ihrer erften Einrichtung auf dem Gute als aud, 
wenn die auf das Gut gelegte Rente kündbar ift, bei der Ablöfung dieſer 
Rente. Zu letzterem Zwecke giebt der Staat dem Nentengläubiger , deſſen 
Rentenrecht abgelöft werden foll, das erforberlide Kapital in Geftalt verzins⸗ 
liher Staatsfchuldfcheine (Nentendriefe), und der Rentengutsbeflger muß bie 
Berzinfung und Amortifation dieſes Kapitals dem Staate durch eine auf fein 
Grundſtück gelegte „Rentenbankrente“ befchaffen 7). 

Das Reichsgeſetzbuch wird an dieſen Negeln nichts ändern. 

- 3) Solche Beſchräukungen wirten aber natürlich nur binglich, wenn fie im Grundbuch 
eingetragen find. — Uebrigeus kann von diefen Beichränfungen die Generalcommifflon aus er- 
beblichen Gründen Ausnahmen zulafien. Preuß. Gel. v. 27. Juni 1890 8 3, 4. Bei einem 
Gute, da8 mit einer ftaatlichen Rentenbankrente beſchwert ift, verftehen fich die beiden im Xert 
bezeichneten Beſchränkungen des Rentengutsbefigere auch ohne befondere Abrede von ſelbſt. 
Preuß. Gef. v. 7. Zuli 1891 8 4. 

4) Bon ber Leibeigenfchaft und dem befchränkten Erbrechte des Kolonen ganz zu geſchweigen. 

5) Geſ. v. 27. Juni 1890 8 1. Nach fonfliger Gefeggebung märe eine derartige Haft- 
befreiung nur bei der Abzweigung ganz unbedeutender Trennftüde geftattet, |. oben S. 268 17, 

6) Gef. v. 7. Juli 1891 $ 13 (gilt wur für mittlere und fleinere Güter). 

7) Gef. v. 7. Juli 1891 8 1. Diefe Rente ift, weil fie amortifirt wird, keine ewige. 
Die ganze Beſtimmung gilt nur für mittlere und Pleinere Güter, Ueber das Berfahren ſ. oben 
S. 115, 
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Rünfter Abfhnift. 
Pfandredt an Fahrniß. 


I. Allgemeines. 
8 173*. 


Auch das Fahrnißpfandrecht ift bereits im bdeutfchen Mittelalter ausge⸗ 
bildet ). Es ift von dem römifchen Fahrnißpfandrecht anfangs — von fonftigent 
Unterfchieden abgefehen — durch folgende Regeln getrennt: 1) es kann nicht 
durch bloßen Vertrag, fondern nur durch Uebergabe des Pfandes begründet 
werben ?);, 2) e8 unterliegt der Regel „Hand wahre Hand‘ ®), 3) der Gläu- 
biger, welcher ein Pfand anninımt, kann das fonftige Vermögen des Schuld- 
ners für feine Forderung nicht haftbar machen *); 4) der Gläubiger fteht für 
zufälligen Untergang des ihm übergebenen Pfandes eind). Indes find bie 
beiden legteren Regeln im fpäteren Mittelalter nicht mehr fetgehalten ®), ſodaß 
die Unterſcheidung des deutſchen vom römifchen Rechte jet auf die beiben 
erften Regeln befchränkt wird, Nach Aufnahme des römifchen Nechts erfuhr 
alsdann das deutſche Fahrnißpfandrecht ähnliche Schidjale, wie das deutſche 
Liegenſchaftspfandrecht: eine zeitweife Verbrängung durch das römiſche Necht 
im größten Theile Deutfchlandd, dann eine mehr oder minder ungeſchickte 
Berbindung römischer und deutfcher Regeln ?), enplich die Rückkehr der neueren 
Geſetzgebung zum reinen deutſchen Recht 8). In einigen wichtigen Punkten ift 
das deutſche Fahrnißpfandrecht fogar ſchon jegt, noch vor Erlaß des Reichs⸗ 
geſetzbuchs, als Neichsrecht anerkannt 2), Das Neichsgejegbuch wird den Sieg 
des deutjchen Rechts zum Abſchluß bringen. 


1) Albrecht, Gewere (1828) 8 15, dv. Meibom, Das deutiche Pfandredht (1867), Franken, 
Geſch. des franzöfifchen Pfandrechts im Mittelalter (1879), Stobbe II 8 154, Heusler II ©, 201. 

3) 3. B. Bremer Stabtr. v. 1808 Nr. 48: Dhar ne mach nemene . . weddescat 
(= ®fand) holden, the buten sinen weren is; mer we dhen weddescat hevet an sinen weren, 
dhe mach sin gheit holden uppe dhen hilghen. Anders freilich fchon früh das lübiſche Recht 
(Sad) UI, 146, III, 97). 

3) Siehe oben ©. 177 fig. 

4) Sfp. III, 86. 

5) So wenigſtens bet lebloſen Pfändern („Kiſtenpfand“'), nicht dagegen bei verpfäudeten 
Thieren („eſſende“ Pfänder). Sip. IUI,5 5 4a, 6. 

6) So läßt 3. B. Mündyener Stadtr. 105 dem Pfandgläubiger nach zufälligen Untergange 
bes Pfandes das andermweite Vermögen ded Schuldners unverlürzt haften: Swenn ainem pfant 
geantwurt werdent in sein gewalt für sein gelt, swelher schad im daran widerfüer unge- 
vaerleich (= zufällig)... . des sol er chain entgeltntiss haben an der schuld, die man 
im gelten sol, und nichtes abgen, 

7) Stobbe II $ 154. 

8) Freilich mit Ausfchluß der Regeln zu 3, 4. Aber dieſe find nicht dem römiſchen Recht 
geopfert, fonbern find, wie erwähnt, bereits im deutſchen Mittelalter überwunden. 

9) Nämlich durch die Reichsconcursorbuung bon 1877. 
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Der Begriff des Fahrnißpfandrechts iſt der gleiche wie der des Liegen⸗ 
ſchaftspfandrechts, eine Verbindung von Realobligation und dinglichem Recht. 

Das Fahrnißpfandrecht ſetzt — anders wie die Grundſchuld — eine per⸗ 
fönliche Forderung des Pfandgläubigers voraus, die es zu ſichern beſtimmt 
it 20), und es ift, anders wie die felbftändige Hypothek, von biefer perjdn- 
lihen Forderung ftreng abhängig !!); es entipricht aljo der Sicherungs- 
hypothek. Je nach der Art der Begründung iſt vertragsmäßiges, geſetzliches 
oder durch Pfändung gewonnenes Pfandrecht zu unterfcheiden 12). 

Der Grundfa der Specialität gilt auch für das Fahrnißpfandrecht: es 
gilt immer nur zu Gunſten gewiffer ſpecieller Borderungen und ergreift immer 
nur die fpeciellen vom Schuloner Hingegebenen oder vom Gläubiger wegge- 
nommenen Sachen; von Generalpfandrechten ift alfo feine Nede’®). Der 
Grundſatz der Offentundigleit kann dagegen auf das Fahrnißpfandrecht nicht 
ausgedehnt werben, da fich dafür öffentliche Bücher nach Art der Grunbbücher 
nicht wohl bilden laſſen; immerhin ift das Geſetz beitrebt, wenigitens bei Be⸗ 
gründung des Pfandrechts erfennbar zu machen, daß der Pfandſchuldner in 
der Berfügung über das Pfand befchränkt ift; im Seerecht fehlt auch dies 
Beitreben: es giebt bier Pfandrechte, die in ganz unverlennbarer Art be- 
gründet find 1*), 

Beiondere Beitimmungen gelten landesrechtlich für gewerblide Pfand- 
leiher 15) und öffentlichen Leihanftalten, veichsrechtlich für den Lombardverkehr 
der Reichsbank 1°). 


2. Die einzelnen Pfandrechte au körperlichen Aachen, 
a) Bertragsmäßiges Pfandredt. 
& 174*, 


Die normale Begründung des Pfandrechtd gejchieht durch einen Vertrag 
zwiſchen Pfandgläubiger und Pfandichulpner, verbunden mit Uebergabe bes 
Pfandes an den Gläubiger: das Vertragspfand ift alfo immer Fauftpfand. 
Die Vebergabe braucht indes nicht an den Gläubiger perjönlich zu gejcheben, 
fondern kann auch an einen Bevollmächtigten des Gläubigers oder auch an 


10 Die Forderung kann aber auch hier eine bedingte oder zulünftige fein. REB. 1118. 

11) Der Pfandſchuldner bat deshalb alle Einreden des perfönlichen Schuldners, ausge⸗ 
nommen die der Verjährung. RED. 1119, 188. 

18) Andere Ausbrüde dafür find: gegebenes, zurüdbehaltenes, genommenes Pfand. 

18) Doch braudt ander® als bei der Hypothek der Betrag ber Yorberung weder ganz 
noch auch nur in Form eines Höcftbetrages beflimmt zu werden. 

14) Pfandregifter find allerdings im Gebiete des franzöftichen Rechts vorhanden, aber doch 
mit weſentlich anderer Bedeutung als bie der Grundbücher: z. B. brauchen Heine Berpfänbungen, 
fowie Berpfänbungen mittelft öffentlicher Urkunde nicht eingetragen zu werben. 

15) 3. B. preuß. Gel. v. 17. Mär) 1881. Dernburg I $ 860. 

16) RBankgeſetz v. 14. Mär; 1875 $ 20. 
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einen gemeinfamen Bevollmächtigten des Gläubiger und des Schulpners er- 
folgen. Hingegen genügt, altveutichem Recht gemäß, ein constitutum posses- 
sorium zwiſchen &läubiger und Schuldner des Inhalts, daß der Schuldner 
jelber als Vertreter des Gläubigers das Pfand für diefen befigen ſoll, nicht; 
vielmehr muß ſich der Schuldner von dem Pfande trennen, damit für Dritte 
erlennbar mwerbe, daß er fich der freien Verfügung über das Pfand begebe: er 
muß das Pfand aus feiner Gewahrfam laffen!). Daß der Berpfänber Eigen- 
tbümer des Pfandes fei, wird im Widerfpruch zum römiſchen Recht, aber im 
Einklang mit dem altdeutfchen Rechte nicht immer gefordert: denn in allen den 
Fällen, in welchen eine Beräußerung jeitens des Nichteigenthlimers auf den Er⸗ 
werber Eigenthum überträgt, entfteht aus der Berpfändung feitend des Richt- 
eigenthümers zu Gunften des Pfandgläubigers ein vollgültiges Pfandrecht ?) ®). 

Ein Pfandrecht kann nur zugleich mit der ihm zu Grunde liegenden perjön- 
lichen Forderung abgetreten werben. Die Abtretung gejchieht formlos. Weber» 
gabe an den neuen Bläubiger ift nicht nöthig *). 

Außer dem Pfande jelbft haften deſſen Früchte auch nach der Trennung. 
Mehrere zufammen verpfändete Sachen haften fammt und fonders 5), 

Das Pfand Haftet nicht bloß für die Kapitalforderung des Bläubigers, 
fondern auch für feine Nebenforverungen an Zinſen und Bertragäftrafen, jowie 
für die Koften der Kündigung und des Pfandverkaufs ®). 

Das wichtigfte Recht des Pfandgläubigers bezieht ſich auf den Verlauf des 


1) ROB. 1114, 1115. So fchon jett faft fänmtliche Landesgeſetze, z. B. Preuß. IR. I, 
20 8 106, ſächſ. GB. 467. c. c. 2076. In den wenigen gemeinrechtlichen Gebietstheilen, in 
denen noch heute eine Berpfändung duch bloßen Bertrag ohne Uebergabe des Pfandes gültig 
ift, Hat das Pfandrecht übrigens wenig Werth, denn e8 giebt im Koncurfe des Schnlöner® gemäß, 
Einf. Geſ. z. RCone. Ordn. 14 kein Abfonderungsrecht. 

3) Die Unterſcheidung von anvertrautem und verlorenem Gut, von Inhaberpapieren und 
Geld einer-, den übrigen beweglichen Sachen andererfeit8 gilt aljo auch für die Berpfäubung ; 
fo 3. 8. HGB. 306, 307, REB. 1116. — Diejenigen Rechte dagegen, welche die Regel „Hanb- 
wahre Hand“ bei der Uebereignung nicht anerlennen, erkennen fie natürlich auch bei der Ber- 
pfändung nicht au, fondern erflären das vom Nichteigenthlimer bewilligte Pfandrecht für un⸗ 
gültig; der wirkliche Eigenthümer kann demgemäß dem angeblichen Pfandgläubiger das Pfand 
jederzeit, ohne Erftattung des Pfandfchillings entreißen. Pr. ER. I, 20 $ 80 vermittelt, indem 
ber Eigenthümer gegenüber dem redfichen Pfandgläubiger bloß ein Einlöfungsrecht befigt, ein 
Anerlenntniß, daß die Verpfändung des Nichteigenthümers wirklich gültig fei, Tiegt aber hierin 
nicht, denn der Eigenthümer kann die Einlöfung jederzeit durchfegen, während der Pfand- 
vertrag oft gewiſſe Friften dafür feftiett, und er braucht auch nicht diejenige Summe zu erftatten, 
welche ver Gläubiger nach dem Pfandvertrage vom Schuldner fordern kann, fonbern nur bie 
Summe, welche er wirklich auf da8 Pfand gegebeu hat. 

3) Darüber, ob in den Fällen, in weichen ein Pfandredht wegen mangelnden Cigenthums 
bed Berpfänbers nicht entfleht, der angebliche Pfanbgläubiger, feine Redlichleit vorausgeſetzt, 
nicht wenigftens vom Hagenden Eigenthümer Erftattung der von ihm auf das Pfand geliehenen 
Summe fordern Tann, fiehe die borhergeheude Anm. und oben ©. 188, 

4) REB. 1187. 

5) RGB. 1121, 1129. Bgl. aber auch 1137. 

6) RGB. 1120, 
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Pfandes. Der Verkauf iſt regelmäßig erſt zuläſſig, wenn bie Forderung des 
Gläubiger wenigftens theilweiſe fällig und vom Pfandſchuldner nicht befriepigt 
tft; doch Lönnen der perfünliche Schuldner und alle Dritte, die burch den 
Pfandverkauf ein Recht am Pfande verlieren würden, ven Pfandverlauf ab- 
wenden, wenn fie ihrerſeits den Pfandgläubiger befriedigen ; alsdann erwerben fie 
von Rechts wegen die Forderung und das Pfandrecht dieſes Gläubigers). Bor 
Sälligfeit der Forderung darf der Verlauf nur erfolgen, wenn eine den Gläu⸗ 
biger gefährdende Werthverminderung des Pfandes zu bejorgen ift®). Nach 
vielen Landesrechten bedarf der Pfandverlauf der Form einer gerichtlichen 
Zwangsvollitredung ?), alſo zunächſt der Erwirkung eines vollftredbaren Titels 
gegen den Schuldner; das franzöfiiche Necht und bei fchriftlichen zwiſchen Kauf- 
leuten gefchloffenen Pfandverträgen auch das Handelsgeſetzbuch fordern wenig- 
ftens, daß der Pfandgläubiger bei dem Gerichte unter Slaubhaftmachung feines 
Rechts die Ermächtigung zum Pfandverkauf erbittet, und laflen es alsdann zu, 
dag das Gericht die Ermächtigung ertheilt, ohne erjt den Schuldner zu hören; 
einige wenige Rechte endlich erlauben dem Pfandgläubiger, ohne eine Ein- 
mifchung des Gerichts vorzufchreiben, den privaten Pfandverkauf 10). Das 
Reichsgeſetzbuch fchließt ſich der letzteren Gruppe von Geſetzen an; zum Schutz 
für den Pfandfchulpner ftellt e8 folgende Vorfchriften!!) auf: 1) Der Pfand» 
verlauf muß dem Pfanpichuloner einen Monat zuvor angebroht werden. 2) Der 
Pfandverkauf muß regelmäßig mittelft öffentlicher Verjteigerung geſchehen; bloß 
bei Waaren, die einen Markt» oder Börjenpreis haben, ift freihändiger Verlauf 
geftattet, jedoch nur zum laufenden Preife und nur durch Bermittelung eines 
Handelsmaklers oder conceffionirten Verfteigerers. 3) Ter Pfandſchuldner 
ift vom Berjteigerungstermin und von deſſen Ergebniß zu benachrichtigen 12). 

Iſt die nämliche Sache mehrfach verpfändet, fo bat jeder Pfandgläubiger 
das Recht zum Pfandverkauf, der ältefte wie der jüngfte, und es gehen durch 
den Pfandverkauf fümtliche auf der Sache laſtende dingliche Rechte unter, ohne 
Unterfchied, ob fie älter oder jünger find, wie das Necht des verlaufenden 
Bläubigers 1°), der beim Pfandverlauf erzielte Erlös wird unter die Oläubiger 
nad) Maßgabe des Alters ihres Pfandrechts vertheilt. 


7) RGEB. 1181, 1138, 1156 (jus offerendi), 

8) RGEB. 1135, 1128, 

9) Preuß. LR. I, 20 8 197, ferner nach Roth III S. 729 das württembergifche, heſſiſche, 
naffanifche Recht u, f. f. 

10) c. c. 2078, HOX. 810. 

11) Namentlich ſächſ. GB. 480. 

12) REB. 1141, 1142, 1144, 1148. Abweichungen von dieſen Regeln kann auf Autrag 
des einen oder anderen Theil$ das Gericht außerprocefjual geſtatten. REB. 1158. 

18) Ausgenommen ein Nießbrauch, ber älter ift als alle Pfandrechte RIB. 1149. Der 
ältere Gläubiger kann fich aber gegen den unzeitigen Verlauf des Pfandes durch den jüngeren 
Gläubiger wenigftens dann fchlgen, wenn er im Pfandbefige if: denn daun braucht er da6 
Pfand dem jüngeren Gläubiger nicht zum Berlaufe auszuliefern. NIB. 1189. 
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Weitergehende Rechte, 3. DB. auf perfönliche Aufbewahrung oder gar auf 
Benutzung des Pfandes bat der Gläubiger nur, wenn fie befonderd aus- 
bebungen find !*%). DBerfall des Pfandes an den Gläubiger bei Verzug bes 
Schuldners Tann erjt nach Fälligkeit der Pfandforberung vereinbart werben !5). 

ALS ein dingliches Recht iſt das Pfandrecht gegen Beeinträchtigungen durch 
Dritte mit einer der Eigenthumsklage entfprechenden Pfanbllage geſchützt 1°). 

Das Pfandrecht erliicht mit der Forderung, zu deren Schu es beftellt 
ift, ohne daß es fich etwa im Falle der Befriedigung des Pfanpgläubigers in 
ein Eigenthümerpfandrecht verwandelt. Andere Aufhebungsgründe find Verzicht 
bes Gläubigers, ferner der von einem Pfandgläubiger betriebene Pfandverlauf, 
die Confufion 17), 


Dadurch, daß der Pfandgläubiger oder fein Stellvertreter ven Befit des 
Pfandes nachträglich verliert, gebt das Pfandrecht nicht immer verloren 18). 
Es ift vielmehr zu unterjcheiben : 


a) Der Gläubiger oder fein Vertreter verliert den Pfanpbefig gegen feinen 
Willen, dann bleibt das ‘Pfandrecht gegen jeden, auch gegen einen dritten red⸗ 
lichen Erwerber vollwirkfam, es jet denn, daß das Pfand in Gelb oder Inhaber- 
papieren bejtände 19). 

b) Der Gläubiger oder fein Vertreter giebt das Pfand freiwillig an eine 
andere Perfon als den Pfandſchuldner. Dann bleibt das Pfandrecht zunächit 
fortbeſtehen, jedoch nur folange, bis ein Dritter die Sache, ohne von dem 
Pfandrecht Kenntnig zu baben, erwirbt ?9). 


c) Der Gläubiger oder fein Vertreter giebt das Pfand freiwillig dem 
Pfandſchuldner zurüd. Dann erlifcht das Pfandrecht fofort, ſelbſt wenn ber 
Gläubiger e8 fich bei der Rückgabe ausprüdlich vorbehält 21). 


Abweichende Negeln gelten für See- und Flußſchiffe, die in einem Schiffs- 
regifter eingetragen find ?2?). Die Verpfändung gefchteht nämlich nicht durch Ueber⸗ 
gabe zu Fauftpfandrecht, fondern durch Eintragung der Pfanprechte in Schiffe. 


14) RGB. 1122. Bei fruchttragenden Sadıen, bie in ben Alleinbefig bes Pfandgläubigers 
gegeben find, gilt aber fein Nutzungsrecht als ftillfchiweigend vereinbart. 

15) ROB. 1124, 

16) ROB. 1134. 

17) RGEB. 1159, 1162, 1163. Es foll aber das Pfandrecht als nicht erlofchen gelten, - 
„Sofern der Eigenthümer ein rechtliche® Intereſſe an dem ortbeftehen des Pfandrechts Hat”. 

18) Anbers ſächſ. GB. 479, 

19) RB. 1184. 

20) RGB. 1117, 849. Erwirbt der reblihe Dritte die Sache nicht zu Eigenthum, ſondern 
nur zu Nießbraud oder Pfandrecht, fo geht das Pfandrecht nicht unter, fteht aber dem Recht 
des redlichen Dritten nad. So fchon früher HOB. 806. 

21) RGEB. 1160. Ebenſo Preuß. LR. I, 20 $ 258, 254, fühl. GB. 486, c. c. 2078. u. ſ. f. 

223) Ueber bie Bodmerei f. unten 8 234. 
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regifter. Auch fonft gelten vielfach ähnliche Regeln wie beim Liegenichafts- 
pfanbredht ?°). 


b) Geſetzliche Pfandrechte. 
8175*. 


Das ältere deutſche Recht Hatte gewiſſe Gläubiger mit einem außergericht- 
lichen Pfändungsrecht !) bedacht. Hieraus, in Verbindung mit den gejetlichen 
Specialpfandrechten der Römer und mit einem in der mittelalterlichen italient- 
ſchen Praxis entwidelten faufmännifchen Zurüdbehaltungsrechte find die heutigen 
gefeglichen Pfandrechte entftanden ?). 

Die Art und Zahl der gefeglichen Pfandrechte ift Iandesrechtlich ſehr ver- 
ſchieden beitimmt ?). Für gewifje bandelsrechtliche Fälle hat indes das Handels 
geſetzbuch dieſe Verſchiedenheiten befeitigt *). Einen weiteren Schritt zur Rechts⸗ 
einheit that die Reichsconcursordnung, indem fie eine Reihe von Gläubigern 
im Concurje ihres Schuldners mit einem Abjonderungsrecht verfah und ihnen 
damit die wichtigfte Befugniß eines Pfandgläubiger® — nämlich die Befugniß, 
aus dem Gegenjtande ihres Abfonderungsrechts wegen ihrer Forderung vorzugs- 
weiſe Befriedigung zu beanipruchen — gewährte 5); indes gilt die Recht nur 
für den Eoncursfall, während außerhalb des Concurſes das Landesrecht be- 
ftehen geblieben ift®);, außerdem dauert die Verſchiedenheit der Landesgeſetze 
auch infoweit fort, als einzelne Gefege jenen abfonderungsberechtigten Gläubigern 
auch die fonftigen Befugnijfe von Pfandgläubigern zuerkennen, andere Geſetze 
dagegen fie ihnen abjprechen. Erſt das Reichsgeſetzbuch wird auch mit biefen 
Verſchiedenheiten aufräumen. 

Nah dem Reichsgeſetzbuch find im Beſitze eines gejeglichen Pfanprechts: 


23) RGB. 1166 fig. Aehnliches fchon im Mittelalter (Stobbe II 8 1541”), ferner nad 
preuß. ER. I, 20 8 800, preuß. Einf.Gef. 3. HGB. Art. 59 u. f. f. Mittelflein, Deutiches 
Sciffspfandrecht (1889), mein Lehrb. des Handelsrechts 8 82, V. 

1) Siehe oben S. 108. Namentlich kommt bier das Pfändungsrecht des Bermiethers in 
Betracht; dies beruht alfo keineswegs allein auf römischer Grundlage. 

2) Goldſchmidt, Handelsrecht I, 2 S. 962 fig. 

8) So ift 3. B. das Pfandrecht des Bermiethers feftgehalten in Altpreußen (Pr. LR. L, 
21 8 895, Preuß. Conc.Ordn. $ 38 Nr. 4), dem franzöfifchen Rechtsgebiet (c. e. 2102 Nr. 1) 
und in den meiften Kleinflaaten ; dagegen ift es in ein nicht dinglich wirtfame® Zurüdbehaltungs- 
recht verwandelt im rechtsrheiniſchen Bayern, in Württemberg, Hannover und Sadfen, unb 
gilt als bloßes Vorzugsrecht gegenüber den Pfändungen anderer Gläubiger im rechtsrheiniſchen 
Heſſen. Siehe die Gutachten von Thomfen und Levyſohn in den Berh. des 30. Juriftentages, 
Bd. IU. 

4) Unten Aum, 18. 

5) RConc. Ordn. 41. 

6) Sofern nicht die Einzelftaaten ihr Landesrecht freiwillig dem Reichsrecht anpaßten, in⸗ 
dem fie den betreffenden Glänbigern auch außerhalb des Concurſes ein bevorzugtes Pfändungs- 
recht gaben, ſ. 3. B. preuß. Gel. v. 6. März 1879 5 7. 

17. Aufi. 20 
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1) ber Vermiether an. ben eingebrachten Sachen des Miether8?), foweit 
fie nicht von der gerichtlichen Pfändung ausgenommen find ®); 

2) der Verpächter an den eingebrachten Sachen des Pächters — und zwar 
an dem lanbwirtbichaftlichen Inventar fchlechthin, an den jonftigen Sachen da⸗ 
gegen nur, foweit fie nicht von ber gerichtlichen Pfändung ausgenommen find 
— ſowie an den Früchten ?); 

3) der Pächter an dem vom DBerpächter miterpachteten Inventar 19); 

4) der Gaftwirtd an den eingebrachten Sachen des Gaſtes11); 

5) der Unternehmer beim Werkvertrage an den von ihm bergeitellten oder 
von ihm ausgebefjerten, in feinem Beſitz befindlichen Sachen !?); 

6) der Commiffionär, Spediteur, Frachtführer nnd Berfrachter an dem in 
feinem Befit befindlichen Commiſſions⸗, Speditiond- und Frachtgut !). 

Außerdem läßt das Reichsgeſetzbuch einige Abſonderungsrechte des früheren 
Rechts als ſolche, alfo ohne fie zu geſetzlichen Pfanprechten zu erheben, fort«- 
beitehen, nämlich: 

1) das Recht des Fiscud und gewiſſer öffentlicher Körperjchaften an dem 
von ihnen zurücbehaltenen oder mit Beſchlag belegten zoll⸗ und ftenerpflichtigen 
Saden ?*); 

2) das Recht deifen, der etwas zum Nugen einer von ihm zurüdbehaltenen 
Sache verwendet bat, an biefer Sache !5); 

3) das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht 1°), 


7) RGB. 501, 505. Dies Pfandrecht ſchützt: 1) Anſprüche bes Vermiethers auf Schadens- 
erfats u. dgl. nur, ſoweit fie bereits entftanden find; 2) den Anfpruch auf rüdftändigen Miethzins; 
doch kann im Concurſe des Miethers das Pfandrecht nur wegen des Zinſes für das legte Jahr 
vor ber Euneursöffnung geltend gemacht werden; wird außerhalb des Koncurfes eine vom 
Miether eingebracdhte Sache von einem Einzelgläubiger gepfändet, fo gilt auch ihm gegenüber 
das Pfandrecht nur wegen des Zinfes für das legte Jahr vor der Pfändung; 3) den Anſpruch auf 
den Zins für das laufende und das nächftfolgende Miethsjahr. — Diefe Beſchränkungen fehlten 
in ber preuß. Conc.Orbn. v. 1855. Gie find zu 2) durch bie RConc. Ordn., zu 1) und 3) erft 
durch das RGEB. eingeführt. — Siehe auch oben Anm. 1. 

8 RGB. 501. Im Preußen mar bie Beſchränkung früher ftreitig (Ed in den Berliner 
Seftgaben für Gneift 1888), ift hier aber durch Geſ. dv. 12. Juni 1894 gleichfall® anerlannt. 

9) RGB. 525. Pr. LH. I, 21 $ 895. Preuß. Conc.Ordn. 33 Nr. 4. 

10) RGOB. 530. Siehe früher preuß. Conc.Ordn. $ 36 Abf. 2. 

11) REB. 644, Br. ER. II, 8 8 455. Preuß. Eonc.Orbn. 33 Nr, 5. 

12) REB. 588. Pr. LA. I, 11 5 974. Preuß. Conc.Ordn. 88 Nr. 9. 

18) HGB. 374, 382, 409, 824, 675. Das Recht ded Commiſſionärs ſchützt alle feine Forde⸗ 
rungen aus Eommiffionsgefchäften in laufender Rechnung; das Recht bes Spebiteurd, Fracht⸗ 
führer und Verfrachters fhütt dagegen nur „connege” Forderungen, d. 5. folche, die fich gerade 
auf das Pfanb beziehen. — Laband in Goldſchmidt's Ztfhr. 9 S. 425 (1866), Boldfchmibt, 
Handelsrecht I, 2 ©. 1021 (1868), mein Lebrb. bes Handelsrechts, $ 30; 39 IV, 2; 71, 2; 
78 VI; 75, &b, 

14) Dies Abſonderungsrecht ſoll fogar allen Pfandrechten vorgehen. Einf. Gef. 3 REB. 
Art. 18 zu 8 41 der Conc. Ordn. 

15) Einf. Gef. 3. RB. Art. 18 zu $ 41 der Tone. Orb. Das Recht gilt wegen des Erſatz⸗ 
anſpruchs aus diefer Verwendung, fomweit er den noch vorhandenen Bortheil nicht überſteigt. 

16) Dies gilt nur, wenn Gläubiger und Schuldner Kaufleute find, dann aber wegen aller 
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Alle diefe Pfand» und Abfonderungsrechte haben mit dem vertragsmäßigen 
Fauſtpfandrechte das gemein, daß fie nur ſolche Sachen ergreifen, die aus der 
Gewahrſam des Pfandſchuldners entfernt find, und fomit widerjprechen fte 
dem pfanbrechtlichen Publicittätöprincipe, foweit dies für Fahrniß überhaupt an- 
erfannt ift, nicht. Nur für die Pfandrechte des Vermiethers, Verpächters und 
Gaſtwirths gilt Dies nicht, allein bei dieſen ift, da fie nur Die auf das Mieth- 
oder Pachtgrunditüd oder in das Gafthaus gebrachten Sachen umfaſſen, wenig. 
ſtens eine Art Mitbefig des Pfandgläubigers vorhanden, und es ift fomit auch 
bier für die Erlennbarkeit des Pfandrechts einigermaßen geforgt. 

Das gefeliche Pfandrecht wird grundfäglich ebenfo behandelt wie das 
vertragsmäßige Fauftpfandrecht 17), z. B. was das Berlaufsrecht des Pfand⸗ 
gläubigers betrifft. Das Pfandrecht des Termiethers, Verpächters und Gaft- 
wirth8 gewährt vem Gläubiger aber außerdem noch die Befugniß, eigenmächtig, 
ohne Anrufung der Gerichte, die Entfernung der Sachen zu binbern und, 
wenn der Miether, Pächter oder Gaſt fich perfönlich entfernt, fi fogar in 
den Beſitz der Sachen zu fegen 12). Nach zwei Richtungen Hin wird Dagegen 
das geſetzliche Pfandrecht ungünftiger behandelt wie das vertragsmäßige. Ein⸗ 
mal iſt es gegenüber allen Perſonen unwirkſam, die ein älteres Necht an ber 
Sache haben, das Pfandrecht des Vermiethers gilt alſo z.B. wenn ber Miether 
Möbel, die er von einem Dritten geliehen bat, in die Miethswohnung bringt, 
gegenüber dem Berleiher der Möbel nicht 19); die Regel „Hand wahre Hand‘' 
findet mithin auf das gejetliche Pfandrecht feine Anwendung. Ferner erlifcht das 
gefegliche Pfandrecht, ſobald es aus dem Pfanpbefite des Gläubigers ober 
feines Stellvertreters mit deſſen Willen oder ohne?) ihn gelangt. “Doch gelten 
von legterer Regel zwei Ausnahmen. Eritlic behält der Frachtführer und 
Verfrachter, der das Frachtgut dem Empfänger ausgehändigt hat, fein Pfand- 
recht, vorausgefegt, daß das Gut ſich noch in den Händen des Empfängers 





fälliger, bei Zahlungsunfähigleit de8 Schulbner® auch wegen nicht fälliger Forderungen ans 
Hanbelögefchäften, ohne Rückſicht anf Connexität. HGB. Art. 818—315. Laband in Gold- 
ſchmidt's Ztſch. 9 ©. 482 (1866), Goldſchmidt, Handelsrecht 1, 2 ©. 1028 (1868), mein Lehrb. 
des Handelsrechts, $ 31. 

17) ROB. 1164. 

18) RGEB. 503, 525, 644, Doc gilt auch hierbei natürlich die unten in Anm. 23 er- 
wähnte Ausnahme. 

19) Denn das RGB. fpricht immer nur von Sachen de Miethers, bed Gaſtes, des Be- 
ftellers der Arbeit u. ſ. f. — Nur für das Pfandrecht des Commiſſionärs, Spediteure, Fracht⸗ 
führer® und Berfrachters gilt nah HOB. 306 die entgegengefettte Regel. Doch ift es möglich, 
daß fie bei einer bevorftehenden Umarbeitung de8 HGOB.'s befeitigt wird. 

30) Denn z. B. REB. 583 fagt: „fofern die Pfandſachen ſich in feinem Beſitze befinden”. 
Allerdings kann bei unfreimilligem Beſitzverluſt der Gläubiger das Pfand mit dinglicher Klage 
gegen dem dritten Erwerber verfolgen, wie jeder andere Befiger aud) (RED. 919). Allein tro- 
dem hat er fein Pfandredht, was fi 3. B. dann erheblich zeigt, wenn in ber Zwiſchenzeit, bis 
er das Pfand wiedererlangt, fein Schuldner in Concurs fällt. 

20* 
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ober feines Stellvertreters befindet und der Frachtführer es binnen 3, ber 
Berfrachter binnen 30 Tagen gerichtlich geltend macht *!). Zweitens bebält 
der Vermiether, Verpächter und Gaſtwirth fein Pfandrecht, wenn die Sache 
ohne fein Wiffen und Wollen von dem Grundftüde entfernt wird, vorausgeſetzt, 
daß er fein Necht binnen eined Monats gerichtlich geltend macht ??). 

Das Abfonderungsreht ift von dem gejeglihen Pfandrecht namentlich 
dadurch verjchieben, daß es dem Gläubiger fein jelbftändiges Verkaufsrecht ge- 
währt 2°). 

Vollig abweichend find die Kegeln, welche für die gefeglichen Pfanprechte 
des Seerechts gelten. Namentlich ergreifen dieſe Pfandrechte auch ſolche 
Sachen, weldhe im uneingeſchränkten Beſitz des Schuldners verbleiben, fie find 
deshalb oft gänzlich unerfennbar ?*), 


e) Pfändungspfandredt. 
g 176*. 


Nah mannigfahen Schwanten der Gefekgebung ift im gegenwärtigen 
Reichsrecht) der altveutiche und zugleich römiſche Rechtsſatz wieder anerkannt, 
dag ein perjönlicher Gläubiger, der eine Sache wegen einer Gelbforberung 
durch gerichtliche Zwangsvollitredung ?) pfänden läßt, ein Pfandrecht an ber 
Sache erwirbt. Das Pfandrecht wird dadurch begründet, daß der Gerichts. 
vollzieber die Sache dem Schuloner fortnimmt over, falls dies nicht thunlich, 
die Pfändung durch Stegelung u. dgl. erkennbar macht; im letteren Falle ift 
alſo die Entfernung der Sache aus dee Gewahrjam des Schuldner — anders 
als beim Vertragspfande — nicht nöthig?). Das Pfandrecht ift jedem 
gegenüber unwirkſam, der ein älteres dingliches Recht an der Sache bat; es 
ift alfo vor Allem bei Sachen, die dem Schuldner nicht gehören, unwirkſam 


— — — —— 


21) HGB. 409, 624. 

22) ROB. 502, 508. Eine Ausnahme gilt natürlich, wenn die Entfernung der Sache im 
regelmäßigen Betriebe des Gefchäfts des Schuldners oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen 
entfprechend erfolgt ober wenn bie zurüdbleibenden Saden zur Sicherung des Vermiethers offen- 
fichtlich ausreichen. 

28) Fisſscus, Gemeinde u. ſ. f. haben allerbinge das Berlanfsredht wegen ihrer Zölle unb 
Abgaben; aber es ift nicht privatrechtlicher Natur. 

34) HGB. 757— 781, Ehrenberg, Beichränkte Haftung bed Schuldners nach See⸗ und 
Handelsrecht (1880), Mittelftein, Dentfches Sciffepfandrecht (1889), mein Lehrb. des Hanbels- 
reits $ 82, VL 

1) EBD. 709. So ſchon früher die preuß. Allg. Gerichtkordnung von 1798 I, 50 8 447, 
während die preuß. Conc.Orbn. von 1855 $ 362 fig. dem pfändenden Gläubiger ein wirklichet 
Pfandrecht und insbef. dem erftpfündenden Gläubiger ein Borzugsrecdht vor dem ziveitpfändenden 
berweigert- 

3) Oder durch außergerichlliche Pfändung (f. oben S. 106) oder durch Berwaltungsziwangs- 
verfahren (preuß. Gef. v. 24. März 1879 8 14), 

8) EBD. 712. 
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gegenüber dem wahren Eigenthümer, mag diefer die Sachen auch dem Schuldner 
anvertraut und der Gläubiger bei der Prändung fie für Eigentbum bes Schuld. 
ners gehalten haben; es gilt aljo der Sak ‚Hand wahre Hand’ zu Gunften 
des Pfändungspfandrechts nicht ). 

Das Pfandrecht erliicht, nach Analogie des Vertragspfandes, dadurch, daß 
mit dem Willen des Gläubiger das Pfand an den Schuloner zurückgegeben 
wird oder die Zeichen der Pfändung entfernt werben; erfolgt dagegen die Rück⸗ 
gabe des Pfandes oder die Entfernung der Zeichen ohne den Willen des Gläubi- 
gers, jo bleibt das Pfandrecht fortbeitehen 5). 


Anhang. RPfandrecht an Reiten ?). 
8 177*. 


Die lückenhaften Regeln des gemeinen Rechts und ber Landesgeſetze über 
das Pfandrecht an Nechten find vom Reichsgeſetzbuch ergänzt und fortentwidelt. 
Das Pfandrecht it hiernach an jedem übertragbaren Recht ftatthaft ?). 

Am wichtigiten ift natürlich die VBerpfändung von Forderungen. Sie wird 
dadurch wirkfam, daß fie dem Drittfchuldner von feinem Gläubiger (alfo dem 
Berpfänder) angezeigt wird ®). Solange die Forderung des Pfanbgläubigers 
noch nicht fällig ift, darf der Drittſchuldner nur an feinen Gläubiger und den 
Pfandgläubiger gemeinfam leiſten; ift dagegen die Pfanpforverung fällig ge- 
worben, jo Tann der Pfandgläubiger nunmehr die verpfändete Forderung allein 
einziehen und nöthigenfall8 auch allein kündigen +). Erfüllt ver Drittſchuldner, 
fo erwirbt der Pfandgläubiger an dem Gegenftande der Leiftung zumächft bloß 
ein Pfandrecht; nur wenn feine Forderung fällig iſt und wenn fowohl feine 
wie bie ihm verpfändete Forderung auf eine Gelbzahlung gebt, erwirbt er an 
dem vom Drittichulbner gezahlten Gelde fofortiges Eigenthum und wird info- 
weit wegen feiner Forderung befriedigt). 


4) Siehe CPDO. 690, 710. 

5) Abw. Deruburg I $ 8648, 

1) Marens, Berpfändung der Forderungen (1876), Hellwig, Berpfändung der Forbe- 
rungen (1888). 

2) RGB. 1180. 

3) REB. 1187; ebenfo das preußiſche Recht, nur daß bier außerdem ein fchriftlicher 
Berpfändungsvertrag gefordert wurde (prenf. ER. I, 20 8 275, preuß. Verorbn. v. 9. Der. 
1809). Inhaberpapiere werben wie körperliche Sachen durch Uebergabe verpfänbet; ebenfo 
Orderpapiere, nur daß diefe außerdem an ben Gläubiger inboffirt werden müſſen, NED. 1199, 
1200; beides entipricht dem geltenden Recht, flebe 3. ®. HGB. 309. Bol. freilich mein Handels- 
recht $ 29, I, 1 und 48 Nr. 4, 5. Andere Rechte werden in der Art verpfändet, in ber fie 
beränßert werden. RGB. 1181. 

4) RGB. 1188—1190. Bei Inhaber- und Orderpapieren bat der Pfandglänbiger das 
alleinige Kündigungs- und Einziehungsredht auch fehon vorher, ehe feine Bfandforderung fällig 
wurde. RGB. 1185. 

5) REB. 1194, 1195. Andere ihm verpfändete Rechte darf der Pfandgläubiger wicht 
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Das Pfandrecht an einer Forderung erſtreckt fich auch auf deren Zinfen ©). 
Anders nur bei Werthpapieren mit Zins- oder Dividendencoupons; bier bat 
der Pfandgläubiger an den Zinfen und Dividenden ein Pfandrecht nur dann, 
wenn ihm bie betreffenden Zins- oder Dividenvenfcheine mit übergeben find; 
und ſelbſt diefe mitübergebenen Scheine muß er dem Pfandſchuldner zurüd- 
geben, joweit fie früher fällig werden, als feine Pfandforderung 7). 


Sechſter Abſchnitt. 
Das Näherrecht'). 
1. Begriff. 

8178*. 


Das Näherrecht, auch Loſung, Retract, dingliches Vorkaufsrecht genannt, 
iſt das dingliche Recht an einem fremden Grundſtück?), kraft deſſen ver Berech⸗ 
tigte die Uebereignung dieſes Grundſtücks an ſich fordern darf, zwar nicht jo- 
fort und nicht unbedingt, wohl aber unter der Vorausſetzung, daß der Eigen⸗ 
thümer das Grundſtück an einen Dritten verfauft und daß der Näherberechtigte 
die von dem dritten Käufer übernommenen Verpflichtungen feinerjeits erfüllt. 
Die Dinglichleit des Näherrechts 3) folgt daraus, daß es nicht bloß, wie das 


nn 


jelbft ausüben oder wie eine bewegliche Sache durch Privatverfteigerung veräußern, fondern er 
kann nur die gerichtliche Zmwangsvollftredung in das Hecht betreiben. RGB. 1184. 

6) RGEB. 1196. Behandlung ähnlich wie bei Miethszinſen eines Pfandgrundſtücks (obem 
S. 264); nur tritt an die Stelle der Beichlagnahme die Anzeige des Pfandgläubigers an den 
Drütfchuldner, daß er von feinem Einziehungsrecht Gebrauch mache, 

7) RGB. 1202, 

1) Wald, Näherrecht, 8. Aufl. (1795), Renaud in Ztſch. f. d. Recht 8 S. 240 (1848), 
Gengler, Lehrb, S. 877, Laband im Arch. f. civ. Praxis 52 ©. 151 (1869), Dahlmann, De 
retractu legali (1869), Stobbe IL $ 89, Heusler II ©. 60. 

2) Nur felten an Fahrniß, f. unten S 181 ® 

3) Kür die Dinglichleit des Näherrechts Dunder, Reallaften, S. 68, Befeler, $ 107, 
Deruburg 1 $ 380, Heußler II ©. 68. Dagegen Gerber, $ 175° der 16. Aufl, und Stobbe II 
8 89 Nr. 3. Erfterer bemerkt: „Unbaltbar ift die vielfach verbreitete Meinung, daß die Retrarts- 
age eine dingliche Klage fei. Welches dingliche Recht fol ihr denn zu Grunde liegen? Soll 
ein ſolches burch den Verkauf eines Grundſtücks für eine dritte ganz fremde Perſon entfteher ? 
Wo ift das Kriterium der Dinglichleit, nämlich das Hecht einer unmittelbaren Einwirkung anf 
die Sade? Die Analogie des Pfandrechts paßt gewiß nicht, da deſſen dingliche Natur ihrem 
Gehalte und geſchichtlichen Grunde nad völlig eigenthümlich if. — Der Retract ift ein perfün- 
licher Anfpruch, welcher auf einem gewiſſe thatfächliche Verhältniſſe (Bermandtichaft, Nachbarſchaft 
a. f. mw.) privilegirenden Recdtsjate beruht. Das Retractrecht ale Recht im fubjectiven 
Sinne ift erihöpfend darakterifirt durch feine Bezeichuung als ein unmittelbar durch Rechtsſatz 
gewährter perfönlicher Klaganſpruch; feine juriftifche Mobalität ift in der Natur ber Privilegien 
ähnlichen VBeichaffenheit des Rechtsfates enthalten, und macht fi nicht in der Bildung 
eines eigenthümlichen und foftematifch-felbftändigen Rechts im fubj. Sinne geltend. Dies hat 
ganz richtig Laband im Ardiv für civ. Prar., Bd. 52 (1869) ©. 188 fig. ausgeführt, und ich 
laſſe, indem ich mich ihm in diefer Beziehung anfchließe, meine frühere Eonftruction des Retracts 
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obligatoriſche Vorlaufsrecht, gegen den verlaufenden Eigenthümer, fonvern auch 
gegen ven dritten Käufer, und wenn biejer das Grundſtück meiter veräußert, 
auch gegen den jpäteren Erwerber wirkſam ift. Uebrigens ift das Näherrecht 
auch im Uebrigen von dem obligatorifchen VBorkaufsrecht verſchieden *) , denn dieſes 
verpflichtet den Eigenthümer, ehe er die Sache einem Dritten übereignet, dem 
Borlaufsberechtigten den Verkauf anzuzeigen, Die Sache aljo gewiffermaßen dem 
Vorkaufsberechtigten zum Kauf anzubieten, bei dem Näherrecht befteht dagegen 
eine folche Verpflichtung bes Eigenthümers nicht; der Eigentbümer kann es 
vielmehr dem Zufall überlaffen, ob der Näherberechtigte den Verlauf erfährt 
und alsdann dem Käufer das Grundftüd entreißt. Doch kann natürlich mit 
dem Näherrecht zufäglic ein Norkaufsrecht verbunden fein, und dies ift bei 
dem vertragsmäßig begründeten Näherrecht fogar als ftillihweigende Verein⸗ 
barung zu unterjtellen 5). 


2. Einzelne Arten des Aüäherredhts. 
‚ | a) Geſetzliche Näherredte. 
$ 179. 


* Das ältefte gejeliche Näberrecht des Mittelalters ift die „Erblojfung”. 
Sie kommt ſchon früh neben dem Beifpruchsrecht des Erben vor!): wenn fich 
nämlich der Eigenthümer in echter Noth befand, erichien es unbillig, daß er 
zum Verkaufe feines Grundſtücks der willfürlichen Zuftimmung feines Erben 
bebürfen follte, man entzog demgemäß für biefen Fall dem Erben das Recht, 


als Zuftandsobligation fallen. Dagegen hat mid die Auffafiung Laband’8 vom materiellen 
Subalte des Retractsanſpruchs nicht überzeugt. Während er biefen (wie bei ber Exrpropriation) 
dahin beftimmt, daß er das Recht bes einfeitigen Eigenthumserwerbs gegen Entſchädigung 
bedeute, glaube ich auch hier bei ber Anficht verbleiben zu müflen, daß er in der gefeßlichen 
Ermädtigung beftehe, den Beſitzer des retractpflichtigen Grundſtücks zur Zurückgabe kraft eines 
gejeglihen Rüdkaufsrecht8 zu zwingen.” Stobbe meint fogar, in den Fällen, mo das Näber- 
recht allen Gemeindegenofien zuftehe, fei es „mwiberfinnig”, das Hecht für ein bingliches auszu⸗ 
geben ; mir ift nicht deutlich, worin der Widerfinn Tiegen foll. 

4) „Die Anficht Eichhorn's, Einl., $ 100, das Retractrecht enthalte zugleich ein Vorkaufs⸗ 
recht, hebt ziwar ein Moment aus ber gefchichtlichen Entwidelung des Inſtituts richtig hervor, 
ift aber für das heutige Recht unhaltbar. Die Natur des Retracts ift jet mur die, daß ein 
Grundſtück aus der Hand eines Dritten zu rüdgezogen werde; das Vorkaufsrecht ka un eben⸗ 
falls zugleich begründet fein, dann ift e8 aber von dem Netracte als ein felbftändiges Recht zu 
unterfcheiden. Wenn manche, namentlich ältere Gefebgebungen den Retract mit einem Borlaufs- 
rechte ausdrüdlich verbinden, beſonders die Erblofung, fo erklärt fi) dies aus dem in ben 
älteren Quellen noch wahrzunehmenden Zufammenhange de8 neuen Inſtituts mit dem alten 
Erbgutsrechte; diefe Verbindung ift aber bald gelöft worden. Die juriſtiſchen Conſequenzen 
eine® ſolchen Vorkaufsrechts, welche fich ganz unabhängig von der Retractsklage geltend machen 
würden, liegen auf der Hand. Wald a. a. O. ©. 89 fig. Platner in der Zeitſchr. für 
Rechtsgeſch. 4. Bd. ©. 164 fig.” Ebenſo Stobbe ILS 89°, 

5) RGB. 1007, 444. Nach preuß. LR. I, 20 8 611 befteht die Anzeigepflicht bes Ber- 
Käufer and, beim gejetslichen Näherrecht. 

1) So 3. B. Stat. fam, 8. Petri Wormat, (1024), angeführt bei Heusler II S. 60, 





312 Sachenrecht. Rechte an fremden Sachen. 


den Verlauf des Grundſtücks einfach zu verbieten, und gab ihm ein bloßes 
Näherrecht, alfo die Befugniß, an Stelle des fremden, dem Eigenthümer ferner 
ftebenden Käufers das Grundſtück feinerjeits Täuflich zu erwerben. In jüngerer 
Zeit ließ man dann das Beiipruchsrecht ganz fallen und befchränlte den Erben 
auch außerhalb des Falles echter Noth des Eigenthümers auf ein bloßes 
Näherrecht?). Berechtigt war der zur Zeit der Uebertragung nächite gejetliche 
Erbe?). Das Recht bezog fich meiftend nur auf ſolche Güter, die der Eigen- 
tbümer ererbt Batte, alfo nicht auf „„wohlgewonnene‘' Grundſtücke +). 
Nachbilbungen diejes Retracts particularrechtlidhen Urjprungs find: 1) Die 
Marklofung bei VBeräußerungen eines Grundſtücks an einen nicht zur Gemeinde 
Gehörigen °); ähnlich ift der reichBritterfchaftliche Netract ®), felten die Aus- 
dehnung der Marllojung zu einem Xerritorialvetracte. 2) Das Nachbarrecht 
bei der Veräußerung anliegender Grunpftüde®*).. 3) Das Geſpilderecht 
(Theillojung) 7) zur Wiebervereinigung des veräußerten Theils eines ehemals 
verbundenen, fpäter zerjtüdelten Grundſtücks. 4) Das Ganerbenrecht bei der 
Beräußerung eines intellectuellen Theils eines im Miteigenthbum ftehenden 
Grundſtücks 5). 5) Der Retract des Gutsherren bei der Veräußerung von 





2) „Die Entwidelung des Nüherrechts ans dem Rechte der nächſten Erben läßt ih n 
den Statuten des 16. und 17. Zahrhundert® leicht beobachten. Das alte Recht des Sfp. I, 52 
war verdrängt worden; boch wollte mar es nicht ganz fallen laſſen und verlangte daher, daß 
den Berechtigten die zu verlaufenden Grundftüde mußten angeboten werben; bald ſprach 
man allgemein innerhalb ber bei diefem Inſtitute fo wichtigen Frift von Jahr und Tag den 
Berechtigten die Befugniß zu, die Sache bei unterlaffener Anbietung noch nachträglich entgeltlich 
an fich zu bringen. Statuten, welche diefen Uebergang anſchaulich machen, find eitirt bei Eich⸗ 
born, Einl., $ 99 not. f.; in dem Stadtrecht von Freiburg a. 1520 BI. 85b ift ber Retrac 
ſchon vollftändig ansgebildet, und nach Gail, Practice. obs. II obs. 19, der fi auch auf Zaſtus 
ben Berfafler jenes Staruts, und Stellen des römifchen Rechte beruft, galt da® Inftitut ſchon 
ganz allgemein; Anwendungen bed römifchen jus protimiseos bei ber Emphyteufe und häufige 
Berufungen auf Friedrichs II. Conftitution (Mon. Germ. IV, 332, V feud. 18) trugen weſent⸗ 
lich zur Unterftübung desſelben bei.’ 

8) „Im Zweifel find wohl alle Inteftaterben berechtigt, ſoweit das Erbrecht auf wirklicher 
Blutsverwandtidaft beruht. Dies ift wenigſtens das Princip des älteren deutichen Rechts in 
Betreff der Rechte der Erben am Grimbeigenthum.” 

4) „Vgl. die bei Ortloff, Grundz., S. 438 (Note 24, 4) citirten Geſetze. Die Beſchränkung 
bes Retracts auf die Erbgüter beruht auf der im 14. und 15. Jahrhundert faft in allen Statuten 
ansgejprochenen Begrenzung ber Rechte der nächſten Erben in dem angegebenen Sinne. Siehe 
Gerber, Meditationes ad loc. Spec. Saxon. I, 52 (1847) p. 5. Die fächl. Conftitut. II, 81 
gehören eigentlich nicht Hierher, da fie mehr nur vom Vorkaufsrechte handeln. S. aber Arnolb, 
Beitr. 3. deutſch. R. IS. 518, 887, 447.” 

5) ©. 3. B. Württemb. ER. IL, 16 8 17. Ortloff a a. O. ©. 439, 

6) Wald, S. 420 fig. 

6a) Kind, Quaest, for. II c. 75. Pufendorf, Obs. I, 183 8 12, IL, 41 u. 200, IV, 231. 
Bülow u. Hagemann, PBralt. Erört. IV, 8, 

7) Württemb. ER. II, 16. Kraut, Grundr., $ 167 Nr. 7—11. 

8 Wald), S. 890 fig. Frankfurter Reform IL, 5. 
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Dauergütern ?), und des Lehnsherrn (auch der Agnaten) bei Veräußerungen 
von Lebngütern 1°), 

Es war möglich, daß mehrere Berechtigte zugleich ihr Näherrecht geltend 
machten; ſtützten fie fich dabei auf gleichen Grund, jo entſchied, wenn nicht das 
Recht bei dem Einen in ftärferem Make vorhanden warı?), bie Priorität ber 
Zeit und endlich das 2008 2); ftügten fie ihr Näherrecht auf verjchiebene 
Gründe, fo trat biefelbe Entfcheibung ein 18). 

* In neuerer Zeit find die gefeglichen Näberrechte mehr und mehr befeitigt. 
Die Befeitigung war entweder eine ausnahmslofe, 3. B. in Heffen!*), oder fie 
Heß einen ſehr geringen Theil der Näherrechte fortbeftehen: fo haben z. B. 
in Preußen ein Näherrecht noch die Miteigenthümer und der durch eine Zwangs⸗ 
enteignung betroffene vormalige Alleineigenthümer 15). Auch das Reichsgeſetz⸗ 
buch ift den Näherrechten feindlich: es bejeitigt fie überall, ausgenommen bei 
denjenigen Imftituten, auf welche fich feine Regeln überhaupt nicht beziehen; 
ſonach wird z. B. im preußiſchen Rechtsgebiet das Näherrecht des Miteigen- 
thümers durch das Neichsgefehbuch aufgehoben, während das Näherrecht bes 
Enteigneten bejtehen bleibt. 


b) Bertragsmäßig begründete Näherrechte. 
8 180*, 


Sie kommen ſchon früh vor !)?). Die neuere Gejetgebung hat fie minder 
feindlich behandelt wie die gejeglichen Näherrechte. Auch das Reichsgeſetzbuch 
eriennt fie an. Um dingliche Wirkjamleit zu gewinnen, muß aber dad vertrag. 
mäßige Näherrecht im Grundbuch eingetragen werben 2). 


9, Eichhorn, Einl., 8 1085, Bd. 

10) gl. oben $ 187. 

11) 3. B. geht der nähere Erbe dem entfernteren vor; ber, welcher zur größeren Seite 
des Grundſtücks benachbart ift, dem, bei welchem dies nur zum fleineren Theile der Fall if. 
Zufammentreffen mehrerer Retractsgründe in einer Perſon kann feinen Borzug geben, wie 
Manche behaupten, ba jedes Retractrecht an fich fchon volllommen zum Zwecke ausreicht. Eich⸗ 
horn a. a. O. 8 1086. 

12) Mürttemb. LR. II, 16 $ 20, 

18) Abmeichende Rangbeſtimmungen find ganz willtirlicder Art. So z. B. Badifches GB. 
8 1701 ag. Pr. ER. I, 20 8 587 fig. 

14) Heſſ. ©. v. 15. Mai 1812, 

15) Preuß. Gef. v. 2. März 1850 5 4. — Das preuß. ER. (I, 18 $ 209, 20 8 651, 
I, 4 8 228) fannte außerdem noch 3. B. den Lehnsretraet und zum Theil das Geſpilderecht, 
provinziell auch die Erblojung. Cecins III S 189, 

1) Siehe 3. B. die bei Laband, Vermögensrechtl. Klagen, S. 271 angeführten Urkunden 
von 1212 und 1280. 

2) Gerber, $ 175° der 16. Aufl. beftreitet, daß ein Näherredht überhaupt durch Vertrag 
begründet werben könne; ebenfo Befeler, $ 107. Dagegen Stobbe II 8 89°. 

3) Preuß. LER. I, 20 5 570, fühl. GB. 1124, ROB. 1008, 794. 
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3. Ausübung des Hüherrecdts. 
$ 181. 


Das Retractrecht findet nur ftatt bei einer durh Kauf vermittelten 
Vebertragung des Eigentbums !) an Grundftüden 2). Der Retract, als Mittel 
zur Geltendmachung bevorzugter individueller Intereſſen, wird jedoch nur dann 
geftattet, wenn die Veräußerung nicht jelbft auf beſonderen, die Individualität 
des Käufers oder der Gegenleiftung betreffenden Motiven des Veräußerers be- 
ruht ®), wie bei dem |. g. Sreundichaftsfaufe *); dagegen kann der Retract fo- 
wohl bei öffentlichen Berjteigerungen als bei dem |. g. Mengekauf ausgeübt 
werben). Seiner inneren Natur nah ift das Näherrecht fein auf Andere 
übertragbarer Anſpruch ®), auch fegt feine Geltendmachung die Abficht voraus, 
die vom Rechte anerkannten individuellen Intereffen zu realifiren 7) 

Die Retractöflage ift begründet, wenn das Grundftüd dem Käufer über- 
tragen ift ®). Die Klage kann gegen den Fäuflichen Erwerber und jeden wei- 
teren Befiger der Sache gerichtet werden; fie -fegt voraus, daß fowohl im 
Momente der Uebertragung des Grundſtücks als der Klagerhebung die Ne- 
tractsberechtigung des Klägers begründet war. Der Beklagte ift verpflichtet, 
die Sache nebit allen aus dem Kaufe gegen den erften Veräußerer entjtandenen 
Forderungen an den Netrabenten abzutreten, auch die ftehenden Früchte gegen 
Zahlung der Eulturfoften, die gezogenen oder vernachläffigten nur nach einge- 


1) Wenn Particnlarrechte auch Zehntbeftellungen, Errichtung von Serpituten, oder gar 
Pacht (j. Steinader a. a. O. ©. 531 fig.) als Beranlafiung des Retracts aufftellen, fo ift dies 
als eine nicht einmal biftorifch gerechtfertigte Singularität zu betrachten. 

23) Es ift felten, daß Partieularrechte den Retract auch auf bewegliche Sachen ausdehnen - 
j. 3. B. Steinader a. a. D. ©. 285. Stobbe II $ 88°". 

3) Dies ift das bisher nicht genügend gewürdigte Motiv, weshalb das Näherrecht nicht 
bei Schenkungen, Taufchen u. ſ. w, fjondern nur beim Kauf ausgeübt werden kann. Der 
Grund des Netractrechts liegt in dem Beftreben, auch dem Inbividuellen Geltung zu verichaffen, 
wo dies nicht auf Koften ber natürlich ſtets vorgehenden eigenen inbivibuellen Intereffen des 
verãußernden Eigenthümers geichehen kann. Dies ift aber nur ber Fall beim Kauf, als dem 
gewöhnlichen farblofen Beräußerungsgefchäft, bei bem es den Parteien nur auf Erlangung eines 
von perfönlihen Momenten unabhängigen Werthobject® zu thun if. — * Beim Zwangsverkauf 
wird das Näherrecht zugelaffen von bem preuß. Gef. v. 18. Juli 1883 8 67, dagegen aus- 
geihlofien vom REB. 445, 1007. 

4) Ein ſolcher ift aber nicht etwa ſchon der Verlauf au eine befreundete Perſon; Seuffert’s 
Archiv v. Enticheid. d. Oberger., 18. Bd. ©. 137. 

5) Sofern nur der Eintritt in den Gefammtlauf möglich und beabfichtigt if. — Walch, 
©. 206 flg. Ortloff, Grundzüge, S. 435 fig. ’ 

6) Wald, S. 120. *Wreuf. ER. I, 20 8 594. Doc läßt RGB. 447, 1007 eine ab- 
weichenbe Vereinbarung zu. 

7). Will daher der Retrahent nicht für fich, fondern für Andere das Gut abforbern,, fo 
Tann dies der Bellagte als eine wirkjame Einrede entgegenfegen, worüber dem Kläger ber Gib 
zugeichoben werden kann. *So nod Pr. ER. I, 20 $ 595. Das RGB. kennt die Einrede 
dagegen nicht. 

8) Treten die Parteien vor ber Uebertragung des Grunbftüds vom Geichäfte zurüd, jo 
findet die Retractsklage nicht flatt. A. A. Walter, D. Pr.-R., 890, 8. 
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tretenem Verzuge herauszugeben 2), Der Retrahent muß dagegen dem Be- 
Hagten den erften19) Kaufpreis des Grundftüds, die durch den Kauf fonft 
verurjachten Koften !!) und die notbwendigen Impenſen erfegen 1?), auch in 
alle außerdem gegen den Verkäufer übernommenen Berbinblichkeiten eintreten. 

Die Ausübung des Näherrechts fällt weg, 1) wenn feit der Kenntniß 
des Näbergelter8 von der Uebertragung des Grundſtücks die vereinbarte oder 
gefegliche Frift abgelaufen ift 13). 2) Wenn der Netractberechtigte auf fein 
Recht verzichtet, was ftillichweigend durch Ginwilligung besfelben in die Ver⸗ 
änfßerung gefchieht 1%). 3) Wenn der Erwerber das Grundjtüd vor der An- 
meldung des NRetrabenten an den Verkäufer zurüd 15) oder an einen anderen 
gleichberechtigten Nähbergelter veräußert. 


9) Wald, S. 221 fig. Eichhorn, Einl. 103. 

10) Preuß. Landr., $ 635,.686. Das Recht gewährt die Retractsklage gegen Entichäbigung 
des Bellagten ımd fett diefe ein für allemal, alfo auch für den Fall, baf das Grundſtück vom 
erften Erwerber billiger ober theurer weiter verfauft worden wäre, auf den Kaufpreis feft, der 
bei dem den Retract veranlaffenden alle gegeben wurde. A. A. Walter, 8 390, 10. 

11) 3. 8. Bertragstoften, Gerichteiporteln, Lehnwaare (f. Ortloff a. a. O. ©. 486 fig.). 

12) Reuaud a. a. O. ©. 278. — Walter a. a. DO. $ 390, 4 will bie Erſatzpflicht auch 
auf die impens. volupt. au&dehuen; der dafür angegebene Grund, daß es Schuld des Retra- 
henten fei, ſich nicht früher gemeldet zu haben, reicht indefien nicht aus. — Die inzwiſchen ent- 
ftandenen Deteriorationen hat der Gutserwerber, von welchem retrahirt wird, nicht zu tragen, 
fofern fie nicht dolo8 bewirkt wurden. Aufgelegte Servituten und Hypotheken muß fich der 
Retrahent gefallen Lafien, ba fie gültig entftanden find. U. A. Walter a. a. DO. $ 391. 

18) * Bei dem mittelalterlichen Rechte der nächſten Erben galt die Frift von Jahr und Tag. 
Wald, S. 268 flo. Das Preuß. IR. I, 20 $ 610 und RGB. 444, 1007 ſetzen die Friſt auf 
zwei Monate feft. 

14) Diefer Grundſatz, der fchon bei bem mittelalterlichen Rechte der nächſten Erben beftand, 
mn noch heutzutage gelten. Die Einwendungen Renaud’8 a. a. DO. ©. 282 fig. beruhen auf 
feiner Auffafjung des Retracts als eines von befonderen Borausfegungen nnabhängigen allge 
meinen Bermögensredhts; die Idee bed Retracts, bie rechtliche Anerkennung individueller Inter- 
efien, führt aber gewiß dazu, einen Verzicht auf denfelben anzunehmen, wenn der Berechtigte bie 
gebotenre Beranlafiung, jene Interefjen geltend zu machen, ablehnte. Cine Ausnahme ſ. oben 
im $ 12719, welche fi aus der befonderen und ganz felbftändigen Stellung des Lehnsretracts 
gegenliber dem Lehnsrevocationsrechte erklärt. 

15) Renaud a. a. O. ©. 268. 
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Zweites Bud). 
Die Rechte an Handlungen. 


Erſtes Capitel. 
Don den Gorderungstecten ie 


Allgemeinzs, 
& 182. 


Die Obligationen find bie rechtlichen Formen bes menjchlichen Verkehrs. 
Sie haben Handlungen der Perjonen zum Gegenftande. Schon dur die Natur 
dieſes Gegenſtandes find fie den Rechten an Sachen gegenübergeftellt,; das 
Object einer fachenrechtlichen Befugniß Tann troß der Ausübung der legteren 
unverändert beftehen bleiben, das Object eines Forderungsrechts dagegen wirb 
regelmäßig mit deſſen Ausübung erjchöpft werden. Nicht weniger zeigt fich Die 
Derichievenartigleit der beiden Rechte, wenn man ihre Beziehung zum Eultur- 
leben des Volks vergleiht. Gerade dieje lektere ift e8 auch, welde zur Er⸗ 
Härung der eigenthümlichen Entwidelung des Obligationenrechts in Deutfchland 
wejentlich beiträgt. 

Wo fich die meiften Intereffen des Lebens noch an das Grundeigenthum 
anknüpfen und faft nur aus ihm befriedigt werden, wo bie wirtbfchaftliche 
Eultur noch faft ganz auf der Stufe der Naturalwirtbichaft mit unentwideltem 
Verkehrsleben verbarrt, da ift eine über die einfachften Formen hinausgehende 
Ausbildung der Forderungsrechte nicht zu erwarten. So erllärt es fih, warum 
gerade diefer Nechtstheil in den Rechtsbüchern des Mittelalters eine weit 
bürftigere Behandlung erhalten bat als das Sachenrecht. Ohne Rüdfiht auf 
die fpecifliche Eigenthümlichkeit der einzelnen Fälle wird bei ihnen bie Geltend⸗ 
machung perfünlicher Rechte vom verfchiedenften Inhalte gar oft in derjelben 
unbeftimmten Zorm der „Klage um Schuld dargeſtellt 1)y. Die ftäbtifchen 





1) Dies erhellt 3. B. deutlich aus dem Nichtfteig Landr., Cap. 6, „von schulde“, wo ſich 
ein Verſuch der Claffification der Schulden findet. Aus diefer Klaffification erfieht mar, welche 
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Statuten zwar enthalten eine Menge einzelner Beftimmungen über Forderungs- 
rechte, aber auch fie erheben fich felten über eine bürftige Caſuiſtik und über- 
fchreiten faum bie erften Anfänge in Bezug auf principielle Geftaltung. 

Sp wie nun die Aufnahme des römiſchen Obligationenrechts ſchon durch 
den Umftand erleichtert werden mußte, baß die Beftimmung der allgemeinen 
Prineipten zur rechtlichen Beurtbeilung der Verlehrsformen überhaupt weniger 
als die der übrigen Nechtsjtoffe durch die Beſonderheit eines ſpeciellen Volls- 
harakters bebingt ift?), fo mußte dies noch mehr gejcheben durch das natür- 
liche Vebergewicht, welches bei dem Mangel einer ausgeiprochenen Individualität 
im deutſchen Rechte gerade auf dieſem Gebiete dem boch entwickelten fremden 
Rechte zukam. So ift e8 gelommen, daß die allgemeinen Grundfäße des 
Obligationenrechts im Ganzen aus dem römifchen Rechte übernommen und nur 
in einzelnen Punkten mobdificirt oder ergänzt worden find. 

Dagegen bat fich einheimifches echt für viele einzelne Obligations- 
formen erhalten und entwidelt, deren Zahl ja ohnedies nicht begrenzt iſt, 
fondern durch die wechjelnden Bebürfnifie des Verkehrs beftimmt wird, Ein 
großer Theil der leßteren beruht auf individuellen Trieben und YJuftänven, wie 
fie jedes Boll in feinem Schooße jelbftändig erzeugt. 

Die bervortretendften neueren Erjcheinungen auf biefem Gebiete find bie 
auf den Handel bezüglichen Obligationen 3). Ihr Charakter ift größtentheils 


Berfchiedenartigen Berhältnifie damals unter dem farblofen Begriffe schulden zufammengefaßt 
wurben. gl. Haltaus, Glossar. s. v. schuld. Richthofen, Friesisch. Wörterb. s. v. skelde. — 
Die Beſtimmungen des germanifchen Rechts über Obligationen find fleißig zufanumengeftellt von 
Warnkoͤnig in feiner und Stein's franzöfiicher Rechtsgeſchichte, Bd. 2 (1848) S. 15 flg., ferner 
bei Walter, Deutſche Rechtögeich-, $ 556 flg., Stobbe, Zur Geichichte des deutichen Bertrage- 
rechts (1855), Laband, Die Bermögensklagen u. ſ. w. (1869) ©. 10 fig. Siehe auch Sohm, 
Recht der Ehefchliefung (1875), Franken, Geſchichte des franz. Pfandrechts I (1879), Heusler I 
S. 878, II, 228. 

3) Die Grundfäge des Obligationenredht8 im Allgemeinen bewegen ſich in einer von allen 
örtlichen und partienlären Einwirkungen freien, Tosmopolitifchen Sphäre. 

8) H. Thöl, Das Handelsrecht, Bd. 1 (6. Aufl. 1879), Bd. 2 (4. Aufl. 1878), Bd. 8, 1880. 
Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts, 1. Bb. 1. Abth., in 2. zum Theil in 8. Aufl. 1875 
bezw. 1891, 2. Abth. 1868, Endemann's Handbuch des deutfchen Hanbeld-, See- und Wechſel⸗ 
rechts von verfchiebenen Verfaſſern, feit 1881. Gareis, Das deutſche Handelsrecht, 4. Aufl. 
1892. Behrend, Lehrbuch des Hanbeldrechts, 1. Bd. feit 1880. Coſack, Lehrb. des Handels- 
rechts, 2. Aufl. 1898. Wagner, Handb. des Seerechts I (1884). Zeitjchrift für das gefammte 
Handelsrecht, herausg. von Golbihmidt u. A, feit 1853. — Die Quellen bes beutichen 
Handelsrechts waren (abgefehen von den in den Hamburger und Lübeder Statuten, der Rüru 
berger Reformation u. f. w. enthaltenen Beſtimmungen) großentheil® einzelne Markt-, Meß-, 
Wechſel⸗, Affecuranz- u. f. w. Ordnungen. Nur da Pr. LR. II, 8 8 475— 2464 behanbelte 
da8 ganze Handelsrecht in foftematiicher Bollftändigkeit. Außerdem galt noch in den deutſchen 
Ländern franzöfifchen Rechts der Code de commerce. Eine neue umfaſſende Quelle des Handels⸗ 
rechts ift für Deutfchland in dem deutſchen Handelsgefetsbuche ermachien, welches aus 
den Berathungen und Beichlüffen einer durch Bundesbeichluß vom 18. Dec. 1856 nad Nürn- 
berg zufanmengerufenen Commiſſton berborgegangen iſt. Es if feitbem in den meiften beutichen 
Staaten publicirt worden, im Bereiche bed Deutfchen Reichs nunmehr auch als formell gemeines 
Necht durch das Bundesgeſetz d. 5. Inni 1869. Als Kommentar ift befonders hervorzuheben 
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fein ganz origineller, fondern fte find meiftens nur Umbildungen fchon beſtehender 
Nechtsinftitute und Rechtsſätze, welche zum Gebrauche für die beweglichen Lebens⸗ 
verbältniffe pafjend gemacht wurden; ihr Bildungsprincip liegt in der for- 
mellen Fortbildung vorhandener Nechtsftoffe zu exacten und zuverläffigen 
Mitteln eines rafchen Verkehrs. Mehr als in irgend einem anderen Rechts⸗ 
theile betbätigt fich bier eine gemeinfame Nechtsüberzeugung des deutjchen Volks, 
weil die Principien des Handelsrechts fih auf Unternehmungen beziehen, deren 
Wirkſamkeit durch Feine territoriale Begrenzung gebunden ift; durch das beutiche 
Handelsgeſetzbuch hat jie zulegt auch ihre formelle Anerkennung erhalten *). 


I. Subjecte der Forderungsrechte. 
1. Meberhaupt. 
8 1883. 


Eine Obligation enthält eine Beziehung zwilchen beftimmten Subjecten, 
dem Gläubiger und Schuldner. Die Beitimmung der Subjecte kann zunächit 
in dem von den Parteien bei Eingehung eines Rechtsgeſchäfts ausgeiprochenen 
Willen liegen, fie fann aber auch, und dies iſt ein dem beutjchen Rechte eigen- 
thümlicher Gefichtspunft, durch einen äußeren Umftand, mit welchem eine Perſon 


der von F. v. Hahn (4. Aufl. jeit 1894), Staub, 8. Aufl. feit 1894 und der anf ba$ See⸗ 
recht beichränkte von Lewis (2. "Aufl. 1884). — Das Handelsrecht konnte im Syſtem bes 
deutſchen Privatrechts nicht fo behandelt werden, daB alle diefem Begriffe angehörenden rechtlichen 
Erſcheinungen ihren Platz erhielten. Dieb ift Sache der monographifhen Behandlung, welche 
nicht bloß die auf deutſchrechtlichen Quellen beruhenden Rechtsſätze berüdfichtigt, fondern 
auch das gerade hier fo umendlich ergiebige römiſche Recht ausbentet. Cine ſolche Geſammt⸗ 
darftellung der auf den Handelsverkehr Bezug habenden Rechtsfätze wirb nicht bloß durch das 
Bedürfniß, fondern auch durch die innere Einheit derfelben voifienfchaftlich gerechtfertigt, wie dies 
das treffliche ThöL’sche Handelsrecht bemeift, deſſen Kampf gegen die Herrichaft der Phrafe ein 
unvergekliche8 Berbienft bleiben wird. 

4) Der Begriff „Handelsgefchäft” hat durch das HGB. eine abgefchloffene juriftiiche 
Bedeutung erhalten. Er wirb zunächft bedeutend, indem durch ihn ber Begriff „Kaufmann“ 
beftimmt wird (A. 4). Sodann dadurch, daß auf Handelsgefchäfte die Beftimmungen des HGB.'s, 
wo fie diefe Richtung haben, überhaupt, in8befondere aber die bes 4. Buches Anwendung leiden, 
nnd zwar entweder unterſchiedslos auf beide dabei betheiligte Contrahenten, oder nur auf ben- 
jenigen Theil, für welchen das Geſchäft ein Handelsgeichäft ift (A. 277). Man muß nun nad 
dem HGB. unterfcheiden; 1) Hanbelögefchäfte, welche dies abſolut find, d. h. Handelsgrund⸗ 
grundgefchäfte, welche dies ohne Rüdficht darauf find, wer fie vornimmt, ob fie nur einmal oder 
öfter, namentlich geiverbsmäßig betrieben werden (A. 371); 2) Handelsgeſchäfte, weiche die nur 
find, wenn fie gewerb&mäßig betrieben werden (A. 272); 83) Handelsgeſchäfte, welche dies nur 
deshalb find, weil fie zum Betriebe eines kaufmänniſchen Gewerbes gehören (A. 273). Zu be- 
merlen ift noch: fir die Eigenfchaft ber von einem Kaufmann abgefchloffenen Verträge als zu 
feinem Gewerbe und mithin zu den Handelsgefchäften gehörig ftreitet die Bermuthung (A. 274); 
Berträge über unbewegliche Sachen find keine Handelsgeſchäfte (A. 275), ebenfowenig Gefchäfte 
aus der Sphäre des bloßen Handwerksbetriebs, welche abgejehen hiervon Handelsgeſchäfte fein 
würden (Art. 372, 1; 278, 3). 
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in Beziehung tritt, gegeben werben !). Ganz befonders häufig wird dem Befitze 
von Grundſtücken die Bedeutung beigelegt, daß durch ihn die Eigenfchaft einer 
Perfon als Subject einer einzelnen oder fich fortdauernd wieberholenden Ob- 
ligation beftimmt werde; fo wird es möglich, ein obligatorifches Verhältnig zu 
perpetuiren, indem es, von fubjectiver Wandlung unabhängig, die Eigenfchaft 
ber Unauflöslichleit von dem Grundftüde, welchem es angelnüpft ift, annimmt. 
Dies ift namentlich der Fall bei den ſ. g. Reallaften, bei gewiſſen Berbindlich- 
feiten eine® Lehns⸗ ober Fiveicommißbefigers 2), und bei der Verpflichtung 
gegenüber einem der |. g. Bannrechte, deren Inhalt in der Verbindlichkeit 
ber Einwohner eines Bezirks beiteht, Bebürfniffe einer beftimmten Art nur 
durch den Bannberechtigten befriedigen zu laffen®). Auch dem Befite einer 
beweglichen Sache wird jene Wirkung beigelegt, namentlich bei den auf den 
Inhaber lautenden Schulpfcheinen *). 


1) v. Sapigny, Syſtem des heut. röm. Rechts, Bd. 2 8 103, befien Obligationenredit, 
®d. 1 (1851) ©. 184. 


2) Sofern diefe nicht in dem fucceffiven Erbrechte ihren Grund haben. 


8) Die Bannrechte find das Beilpiel einer individuellen Willtür der Staatsgewalt, 
welche durch Privilegien an irgend ein factifche8 Verhältniß Rechte und Verbindlichkeiten aller 
Art anzuknüpfen vermag; für viele ältere Bannrechte läßt fich freilich nicht der formelle Nach⸗ 
weis einer Begründung durch eigentliche Privilegien führen, da die Bannpflicht oft nur eine 
einzelne Form war, in welder ſich die allgemeine Unterwerfung unter eine Hoheit oder eim 
bobeit8ähnliches Recht kund gab. Jedenfalls erfetst der Nachweis unvordenklicher Ausübung des 
Bannrechts den Beweis des Privilegiums. (Ueber den Duafibefig an Bannrechten f. Dunker 
in der Zeitſchr. f. deutich. R., Bd. 2 Heft 2 S. 68 fig.). Beiſpiele der in der Gegenwart feindlich 
behandelten (die Gewerbeordnung des Norddentfchen Bundes hebt fie im S 7 und 8 vom 
1. San. 1873 an auf oder erllärt fie für ablösbar) Bannrechte find: 1) der Bierzwang, d. h. 
die ausichliegliche Braugerechtigkeit mit der Verpflichtung der in dem Bezirke Wohnenden (auf 
den Dörfern find in der Regel die Kittergutsbefiger ausgenommen), das Bier von dem pridi- 
Vegirten Brauer zu nehmen; 2) der Muhlzwang, d. h. die Berpflidhtung der Bewohner eines 
Bezirks, ihre Frucht in einer beftimmten Mühle zu mahlen; 8) der Weintelterbann; 4) der 
Branntweinichant; 5) der Badofenzwang. S. Anſchütz, Archiv f. civ. Pr., Bd. 54 ©. 407 fig. 
Berichieden von diefen Bannrechten find die Realgewerberecte, d. h. die an ein be- 
ſtimmtes Grundſtück getnüpften Befugniffe, ein beftimmtes Gewerbe, z. B. Apothelergemwerbe, 
Gaſtwirthſchaft zu treiben; folche Realgewerbe find an und für fich keineswegs immer auch 
Bannrechte, d. h. ansfchließliche Gewerbebefugniſſe. Die Rechte erfcheinen ale juriſtiſche 
Dualitäten der Sade, an welche fie geknüpft find, nnd werden in Hinficht auf Entftehung, 
Wirkſamkeit, Schu und Ende analog den Privilegien beurtheilt. Sie können veräußerlich fein 
oder unveräußerlich, vom Grundftiide ablösbar ober unabiösbar. Vgl. Schmid, Arch. für civ. 
Praris, Bd. 44 ©. 1, 174, Unger, öfterr. Brivatr. I ©. 572. Daß künftig keine Realgewerbe- 
rechte mehr begründet werden können, befiimmt die deutfche Reichsgewerbeordnung $ 10. 

4) Unrichtig if e8, wenn Savigny, Obligationenredht, Bd. 2 ©. 89 die gemeinrechtliche 
Möglichkeit der Begründung folcher Obligationen für nicht individuelle Subjeete verneint. Er 
überfieht dabei das deutjchrechtlihe Bildungsprincip, welches hier entfcheidend ift, wie die ange- 
gebenen Fälle beweiſen. S. auch unten $ 236%, 
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2. Im Gandelsuerkehr. 
a) Der Kaufmann.‘ 
8 184. 


Das Net, ein Handelsgemwerbe zu haben und bie ſich daran knüpfen⸗ 
den Befugniffe !) auszuüben, fest die Erfüllung derjenigen Bedingungen voraus, 
welche aus Öffentlichen Rückſichten vorgefchrieben find ?). 

Unabhängig von diefer Sphäre der Beftimmung des Taufmännifchen 
Gewerbebetriebs ift diejenige, für welche das Handelsgeſetzbuch den Begriff des 
Kaufmanns feftitelt, indem es Damit nur das Anwendungsgebiet für feine 
Vorſchriften Über das Firmenwefen 8) u. dgl. und über Hanbelsgefchäfte *) be- 
grenzen will. In diefer Beziehung foll derjenige als Kaufmann gelten, welcher 
gewerbsmäßig (und zwar, wie zu ergänzen ift, in eigenem Namen) Handels⸗ 
gefchäfte betreibt). Jedoch find wieder einige Klaffen der Kaufleute in biefem 
Sinne von der Anwendung der Borfchriften über Firmen, Procuren, Hanbels- 
bücher und Handelögejellichaften ausgenommen, die ſog. „Minderkaufleute“ ©). 

Auch Frauen haben alle Rechte und Pflichten des Kaufmanns, wenn fie 
Handelsgefchäfte gewerbömäßig in eigenem Namen treiben, d. 6. Handels- 
frauen?) find, einerlei ob fie das Handeldgewerbe allein oder in Gemein- 
fchaft mit Anderen, ob fie e8 perſönlich oder durch Procuriften betreiben ®). 
Eine Ehefrau bedarf hierzu die Einwilligung ihres Ehemannes?), welche ale 
jtlffehweigend gewährt gilt, wenn fie mit deifen Wiſſen und ohne Einfpruch 
Handel treibt. Die ertbeilte Einwilligung kann jedoch jederzeit widerrufen 
werden, nur muß der Widerruf, wenn er rechtliche Bedeutung Haben fol, 
actuell durchgeführt und offenkundig fein. Die Wirkung der Stellung einer 


1) 3. 8. in Bezug auf Wahlrechte, öffentliche Aeınter, dann im Strafredit und Proceß 
(Gerichtsftand vor dem Handelsgericht) die Stellung eines Kaufmanns zu haben. 

2) Die Beftimmungen darüber find theils in der Reichsgewerbeordnung, theils in daneben 
befiehenden Landesgeſetzen enthalten. Xhöl, Handelsrecht, 5. Aufl, 8 43 fig. 

8) Insbeſondere gehören dahin Vorſchriften, in welchen die eigenthlimlichen Pflichten der 
Kaufleute feftgefeßt werben, 3. 8. die Eintragungen in das Sandelöregifter, gehörige Buch⸗ 
führung n. |. mw. 

4) HGB. 278, 274. 

5) HGB. Art. 4 dgl. mit Art. 11. 

6) HEB. 10 (Höfer, Trödler, Haufirer u. ſ. w., Wirthe, gewöhnliche Fuhrleute, Hand⸗ 
werker). 

7) Heiſe und Cropp, Jur. Abh. I, 1 u. 2. Kraut, Vormundſch. IS. 824 flg., 582 fig. 
Durch die norbbentiche Bundesgewerbeordnung 8 11 find einzelne Grundfähe, welche bisher mur 
für Hanbelsfrauen galten, generalifirt worden, fo daß fie nun überall eintreten, wo eine Berfon 
weiblichen Geſchlechts felbftändig ein Gewerbe betreibt, es fei, welches es wolle. 

8) HGB. Art. 6. Man umterfcheibe aber von der wirklichen Hanbelsfrau, welche Gefell- 
ſchafterin ihres Mannes ift, die Ehefrau, welche nur Gehülfin desfelben, welche m. a. W. nicht 
jelbft mercatrix, fondern nur uxor mercatoris ifl. 

9) Für das einzelne Gefchäft ift ſie alsdann nicht weiter nöthig. — Der Grund ber Noth⸗ 
wenbigleit der ehemännlichen Einwilligung ift übrigens nicht im ehelichen &üterrechte , ſondern 
in der Stellung des Mannes ale Herr des Haufes zu fuchen. 
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Frau als Handelsfrau ift die '°), daß fie fich durch ihre Handelsgeſchäfte gültig 
verpflichtet und in der Sphäre ihres Handelsbetriebs die Berufung auf die 
weiblichen Rechtswohlthaten verliert), ſowie enblih, daß ihr in der Ehe 
befindliches Bermögen für die aus ihren Handelsgeſchäften entftandenen Schulden 
ohne Rüdficht auf die dem Ehemanne gemäß bem ehelichen Büterrechte baran 
zuſtehenden Befugniffe haftet. 

Uebrigens wird für die Annahme eines Rechtsgeſchäfts als Handels- 
geſchäfts nach dem deutſchen Hanvelögejepbuche keineswegs allgemein voraus- 
geießt, daß es von Kaufleuten abgefchloffen ſei; noch weniger wird deſſen 
Gültigkeit dadurch bedingt, daß bie Parteien überhaupt zum kaufmänniſchen 
&ewerbebetriebe befugt find ? 2). 


$ 186. 


An die Stellung Jemandes als Kaufmanm!) Inüpfen fich zwei allgemeine 
Verpflichtungen: 

1) Ieder Kaufmann joll eine Firma) haben, d. h. einen firtrten kauf⸗ 
manniſchen Namen, unter welchem er im Handelsbetriebe Seichäfte macht. Der 
einzelne Kaufmann ®) foll hierzu feinen bürgerlichen Namen, biefen aber in einer 
feftbeftimmten Form gebranchen. Dabei foll er fich jedes ein Gefellichafte- 
verhältnig andeutenden Zuſatzes enthalten. Jede neue Firma foll fich von 
allen bisher am gleichen Orte beitebenden unterfcheiden, und daher Derienige, 
deſſen bürgerliher Name daſelbſt ſchon als Firma vorkommt, feinem Namen 
einen unterſcheidenden Zuſatz beifügen. Einen fremden Namen als Firma 
zu führen ift nur Dem geftattet, welcher ein beſtehendes Handelsgewerbe durch 
Vertrag oder Erbgang mit der Einwilligung der Intereffenten in die Fort⸗ 
führung der bisherigen Firma erwirbt). Das Recht auf die jo gewählte und 
in das Hanvelsregifter eingetragene Firma ift ein ausjchliepliches; der Berech⸗ 
tigte kann gegen Jeden, welcher fie unbefugt führt, auf Unterlafjung und vollen 
Schadenserſatz Hagen 5). 


10) HSB. Art. 8 u. 9. 

11) Alſo da8 8. C. Vellejanum, die Auth. si qua mulier. Die frau hört in der Sphäre 
des Handelebetriebes rechtlich auf, ein Weib zu fein. Cine ähnliche Exrfcheinung findet fich in 
der Lage eined minderjährigen Kaufmanns, wenn der Enrator zur Gründung eine® Hanbels- 
gewerbes ihm die allgemeine Zuftimmung gegeben bat. Thöl a. a. D. 8 42, 11. Giehe oben 
5. 48, 

13) HGB. Art. 276. 

1) ©. aber die Ausnahmen in Anm. 6 des vorigen Paragraphen. 

2) HGB. Art. 15—327. 

3) Als folcher gilt auch der, welcher einen ſtillen Gefellichafter hat. — Lieber Geſellſchaſte⸗ 
firmen |. ımten $ 232. 

4) Diefe Ausnahme vom Princip rechtfertigt fich durch Erwägung bed Werths, den eine 
bisher in hohem Credit geftanbene Firma in ben Augen des Publikums gehabt hat; fie enthält 
einen bevehtigten Zug kaufmännifcher Romantik. 

5) HB. Art. 27. 

17. Aufl. 21 
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2) Jeder Kaufmann ift verpflichtet, gewiſſe fein Gejchäft betreffende That⸗ 
ſachen (insbeſondere ſolche, welche fih auf die Firma, eine Brocura und auf 
Handelsgefellichaftsverhältnifie beziehen), in das Handelsregifter bes Orts 
feiner Niederlaffung eintragen zu laffen‘). In ben meiften Fällen tft biefe 
Berbindlichleit unter Androhung von Dronungsftrafen angeorbnet; für einige 
Falle 7) ift beftimmt, daß das fragliche Verbältnig erft durch die Eintragung 
zechtli begründet wird; für gewille Fälle ®) endlich ift folgendes Princip 
(qualificirtes Regifterrecht)®) feftgefeßt: — ift die Eintragung und 
Belanntmachung der Thatfache unterlaffen worben, jo Tann fie dem Dritten 
nur dann entgegengefegt werden, wenn ibm bewiefen wird, daß er fie ge- 
kannt habe; ijt die Thatſache aber eingetragen und belannt gemacht worden, 
fo muß fie der Dritte al8 gefchehen gelten laſſen, fofern nicht bie Umftände 
die Annahme begründen, daß er fie weder gefannt babe noch habe kennen 
möüffen. 

b) Hülfsperfonen des Kaufmanns. 
& 186. 


Juriftiſche Vertreter des Kaufmanns, d. h. PBerfonen, welche in feinem 
Namen Rechtsgeſchäfte abſchließen, find 1) die Procuriſten?), d. 5. kauf⸗ 
männifche Vertreter mit einer durch das Geſetz ein für allemal beftimmten, 
und zwar dem Publicum gegenüber unabänderlichen Vollmacht?). Sie enthält 
die Ermächtigung zu allen Arten von gerichtlihen und außergerichtlichen Ge⸗ 
Thäften und Rechtshandlungen, welche ver Betrieb eines Handelögewerbes mit 
fi Bringt, und erſetzt jede fonft erforderliche Specialvollmadht ?); doch erftredt 
fie fi nicht auf die Deräußerung oder Belaftung von Grundftüden. Die 
Beftellung eines Procuriften erfolgt durch Ertheilung einer als „Procura“ be- 
zeichneten Vollmacht?). 2) Handlungsbevollmächtigte. Der Umfang 
ihrer Vollmacht ift geſetzlich nicht beftimmt,, fonbern lediglich dem Willen des 
Principals anheim gegeben®). Ein Handlungsbevollmädhtigter Tann für das 


6) Das Handelsregifter fieht Jedem zur Einſicht offen. Ueberdieß werden die meiften 
Einträge jofort durch öffentliche Blätter dem Publitum mitgetheil. HGB. Art. 12—14. 

7) Entfiefung der Commanditgeſellſchaft auf Actien und der Actiengeſellſchaft. 
Art. 178, 211. 

8 HGB. Art. 25 und 46; ferner bie Art. 87, 115, 129, 185, 155, 171, 288, 

9) *Diefen Ausdrud habe ich Lehrb. des Handelsrecht $ 10 vorgeichlagen. 

1) HORB. Art. 41—46, 

2) Eine Beichränkung der geſetzlichen Vollmacht hat Dritten gegenüber leine rechtliche 
Wirkung. Der Dritte kann fih alfo, wenn er nur weiß, daß der andere Theil wirklich Pro- 
euriſt ift, getroft mit ihm einlaflen. — Bon felbft verfieht es fi, daß der Procuriſt und Prin- 
eipal unter einander gewifle Beichräntungen verabreden können. 

8) Der Proeuriſt ift alfo in ber That der alter ego bes kaufmänniſchen Principals. 

4) Beftellung und Erldſchen der Procura ift ins Handeldregiſter einzutragen. 

5) HGB. Art. 47 fig. Die Bollmacht dieler Berfonen wirb nicht in das Handelsregiſter 
eingetragen. Diefe Claſſe umfaßt die ganze Stufenfolge vom Generalbevollmädhtigten bi® zum 
Sandlungsdiener mit unbebentendem Wirkungsttreife. 
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ganze Handelögewerbe oder nur für beftimmte Arten von Gefchäften ober nur 
für einzelne Geſchäfte im Betriebe des Handelögewerbes beftellt werben. Eine 
ſolche Vollmacht giebt die Ermächtigung zu allen Gefchäften und Rechts⸗ 
Sandlungen, welche ber Betrieb eines derartigen Handelsgewerbes oder bie 
Ausführung derartiger Sejchäfte gewöhnlich mit fich bringt; nicht aber erftredt 
fle fih auch auf die Eingehung von Wechjelverbinblichleiten, die Aufnahme von 
Darlehen und die Führung von Procefien. Insbeſondere iſt anzunehmen, daß 
eine in einem Laden oder Waarenlager angeitellte Berjon die in einem ber- 
artigen Laden u. ſ. w. gewöhnlichen Verkäufe und Empfangnahmen vornehmen 
darf ®). 

Keine jwriftiichen Vertreter des Kaufmanns find an und für fich bie 
Handelsgehülfen, d. 5. Perfonen, welche zunächit zur Leiftung einer nur 
thätlichen Beihülfe im Handelsgewerbe angejftellt find”). Sie können 
aber durch beſonderen Auftrag des Principals ebenfalls zu deſſen rechtlicher 
Vertretung ermächtigt werben 8). Eine Brocura oder Handlungsvollmacht ift 
jederzeit wiberruflih 2). Der Tod des Principals hebt fie nicht auf *). 


g 187. 


Perſonen, welche gewerbömäßig den Abſchluß von Handelsgeſchäften nur 
vermitteln, db. 5. die zur Willensbeftimmung dienenden Thatſachen mit- 
theilen, die beiderſeitigen Erklärungen anstaufchen und deren Webereinftimmung 
eonftatiren, beißen Handelsmäller (Senſale) 1). Ste find amtlich beftellt 
und vereibigt, und haben einen eigenthümlichen Kreis von Berpflichtungen; für 
jebe einer der Parteien, denen fie dienen, aus einer Verſchuldung erwachiene 
Beſchädigung haben fie einzuftehen. Unmittelbar nach Abichluß eines Geſchäfts 
müffen fie jedem Contrahenten eine |. g. Schlußnote übergeben und bieje nach 
empfangener Unterfchrift gegenjeitig austaufchen. Für ihre Bemühungen haben 


6) Das HGB. kennt nod) eigenthümliche Bevollmächtigte für den Seeverkehr und bat auch 
den Umfang ihrer Ermächtigung geſetzlich fegeftellt, nämli den Correſpondentrheder 
(HSB. Art. 459 fig.) und den Schiffer (HGB. Art. 495 fig.). 

7) Es gehören dahin 3. B. Buchhalter, ECaffirer, Lehrlinge u. f. mw. 

8) Die Haftung Iemandes, der fi, ohne Vollmacht zu haben, al8 PBrocurift oder Hand⸗ 
Iungsbevollmächtigter gerirt, ober Defien, der feine Handlungsvollmacht überjchreitet, befiimmt 
der Art. 55. Der Dritte kann ihn anf Schabenserfa oder Erfüllung belangen. 

9) Es verfteht fih von ſelbſt, daß dieſes Recht des freien Widerrufs fi) nur auf bie 
Function der Rechtsvertretung bezieht, und daß das innere Dienftverhältnig dadurch an fich 
gar nicht berührt wird. 

10) Zu bemerten ift noch, daß das HGB. Art. 56 und 59 dem Procuriften, Sandlungs- 
gehlilfen und dem für das ganze Handelögewerbe beftellten Sandiungsbevollmächtigten unter 
eigenthlimlichen Präjudicien verbietet, ohne Einwilligung bes Principal® für eigene Rechnung 
oder für Dritte Handelsgeſchäfte zu machen. 

1) HGB. Art. 66 fig. Ueber die Geſchichte |. Laband in der Zeitfchr. f. deutfches R., 
20. Bd. ©. 1 fig. Goldfchmidt in f. Zeitfchr. f. Handelsr, Bd. 38 ©. 115 fig. Ihre Thä- 
tigfeit ift keine Geſchaftsſchließung für Andere, fondern nur eine thatfächlicde Bermittelung ber 
unmittelbaren perfönlicden Ertlärung der Barteien. 

231% 
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fie, fobalb das von ihnen vermittelte Geſchäft zu Stande gelommen tft, eine 
Mätllergebühr (Senfarie, Courtage) zu fordern, welche im Zweifel jebe Partei 
zur Hälfte zu entrichten bat. Der öffentlichen Stellung und ver Autorität, 
welche den Hanbelömällern zulommt, fteßen aber perjönliche Beichränkungen 
gegenüber. Insbeſondere dürfen fie für eigene Rechnung keine Handelsgeſchäfte 
machen, für bie Erfüllung der durch fie vermittelten Gefchäfte keine Bürg- 
Ichaften übernehmen, nicht Handlungsbevollmächtigte oder Handlungsgehülfen 
fein?) u. ſ. w. 


II. Begründung der Forderungsrechte durch Rechtsgeſchäfte. 


1. Dertruge. 
a) Formen des Vertragsſchluſſes. 
& 188 *. 


Nach älteftem deutſchem Recht wird der Schuldner durch fein bloßes Wort 
rechtlich nicht verpflichtet 1). Vielmehr ift für den Schuldner verpflichtend nur 
feine That. Wer aljo aus einem Vertrage einen Anfpruch herleiten will, 
muß feine Klage auf eine Handlung des Schuldners gründen, alio Darauf, 
daß diefer die von ihm veriprochene Leiftung bereit3 vollzogen babe?) ober 
darauf, daß er die laut Abreve vom Gläubiger zu vollziebende Gegenleiftung 
feinerjeits angenommen habe?) oder endlich Darauf, daß er für die ihm obliegende 


3) Außer den amtlich beflellten Handelsmäklern giebt e& auch Privatmäller; auf biefe 
find alle diejenigen Beſtimmungen de HGB. nicht anwenbbar, weldye ben Hanbelsimäfler als 
eine Öffentlich antorifirte Urkundsperſon vorausfegen. 

1) Früher war die Anficht berrfchend, daß nach ältere beutfchen Recht auch der formloſe 
Bertrag für den Schuldner verpflichtend geweſen fei: fo namentlich Gerber (16. Aufl.) 8 159. 
Die Unrichtigkeit der Anficht ifk indes nachgewiefen von Sohm, Recht der Eheſchließung S. 2« 
(1875), Stobbe, Reurecht uud Vertragsichluß in der Ztich. f. D. Rechtsgeſch, 13 S. 209 (1877) 
und Franken, Geſchichte des franz. Pfandrechte, I S. 209 (1879). Doch nimmt Stobbe IH 
8 165° an, daß ſchon zur Zeit des Sſp.'s das alte Recht geändert und das formlofe Ver⸗ 
Iprechen für rechtsgültig erachtet worden ſei; feine Beweisſtelle ift Sip. I, 7: sve icht borget 
oder lovet, die sal’t gelden; indes, warum joll denn loven (== geloben) ein formlofes 
Berfprechen fein? Auch fonft ift mandjes zweifelhaft, 3. B. Franken's Behauptung, das ältefte 
Recht habe nur das von beiden Seiten erfüllte Bargeichäft für vollgliitig gehalten (a. a. O. 
S. 218), oder Heusler's Ausführungen über die wadiatio (&. 227), 

3) Denn au in biefem Falle können Verpflichtungen des Schufbners entfiehen, z. 8. 
wenn die Sache, die er dem Gläubiger-Käufer geliefert, von einem Dritten entivehrt wird. 

8) Man muß in diefen Halle nicht, wie dies meift gefchießt, in den Borbergrund flellen, 
baß der Gläubiger vorgeleiftet, fondern, wie oben im Xert gejagt, daß der Schuibner die Vor⸗ 
leiftung angenommen bat. Nicht die That des Släubigerb, fondern feine eigene That ber- 
pflichtet den Schuldner. Siehe z. B. Lübilchee Recht, III c. 822 mit dem von Sad im 
Aum. 7 vermeriten Zuſatz: Welkerhande gut en man koft unde besut unde an syne 
were bringhet, de schal he betalen: men kofft he dat gudt unde in sine were nicht en 
bringet, so steit dat in sinem behage, oft he de kop entfangen wil edder nicht. 


Kormen des Vertragbichlufies. $ 188. 395 


Leiſtung ein Pfand gegeben babe. Man kann die Beiden erften Fälle unter 
vem Namen „Realvertrag‘ zujammenfaffen, den dritten aber als Wett- 
vertrag bezeichnen?). Ein reiner Bormalvertrag nah Art der römifchen 
stipulatio ober ein formlofer Gonfenfualvertrag tft dem älteften deutfchen Rechte 
durchaus unbelannt. 

Allmählich entwickelt ih aber ein reiner Formalvertrag, und zwar baburch, 
daß der Wettvertrag fein urfprüngliches Wefen verändert. Es wirb nämlich 
Sitte, als Pfand eine werthlofe Sache, ein bloßes Symbol, z. B. einen Stab 
(festuca) zu geben. Auch der fchriftliche Dertrag vermag nun Eingang zu 
finden, indem die Urkunde als ein Scheinpfand oder Vertragsſymbol aufgefaßt 
wird). Schlieglih fällt auch die Uebergabe eines Scheinpfandes fort, und 
andere Formalitäten — das Verjprechen mit Fingern und Zungen, der Hand⸗ 
flag u. |. fe — treten an deren Stelle). Auch Tann der Schuldner ftatt 
des Pfandes ein Handgeld geben, welches entweder von den Parteien und ihren 
Zeugen vertrunten wird (Weinkauf, Litlauf) oder aber an eine Kirche oder 
Etiftung fällt (Gottespfennig)). Das deutiche Vertragsipiten beruft nun- 
mebr auf der Unterſcheidung von Real» und Sormalverträgen als der beiden 
Sauptarten und der Eintheilung der Kormalverträge in verſchiedene Unterarten 
(Erklaäͤrung mit Fingern und Zungen, Vertrag mit Angeld u. f. f.). Ein 
Conſenſualvertrag ift noch immer unbelannt. 

Erſt mit Einführung des römiſchen Rechts tft Died Vertragsſyſtem gefallen. 
Aber auch bie römiichen Vertragsformen8) fanden in Deutichland keinen Ein- 
gang ®*). Vielmehr war das Ergebniß, daß man weder bie Einhaltung ber 


4) Denn „Wette, wadium, heißt uriprünglich Pfand; der Wettvertrag wirb denn and) 
in der älteren Rechteſprache wadiatio genannt. 

5) Demgemäß ift denn auch nicht die Ausftellung der Urkunde entfcheibend, fonbern die 
traditio chartae, die Thatſache, daß der Schuldner dem Gläubiger die Urkunde übergiebt. 
Brunner, Zur Rechtsgejchichte der Urkunde I ©. 66. 

6) Keine eigene Vertragsart — von dem Standpunkt aus gefehen, den die obige Dar- 
Rellung einnimmt — bildet der gerichtliche Vertrag, Denn der gerichtliche Abſchluß ift für 
die obligatorifche Verpflichtung des Schuldners durchaus nicht erforderlich und macht anch bie 
Anwendung der fonfligen Formen (z. B. die Erklärung mit Fingern und Zungen) nit un- 
nõothig. Die Verlegung ˖ des Vertragéſchluſſes an die Gerichtsſtätte hat alſo bloß den Zweck, 
die Wirkung des Vertrages zu verfärten. 

7) 3. B. Angeburger Stadtrecht e. 125: swa ein kauf geschiht da der gotsphenninch 
an geben wirt oder sust litkauf an getrunchen wirt, der sol staete sin. 

8) Ueber deren Behandlung im Mittelalter 2. Seuffert, Zur Geſch. der obl. Berträge (1881). 

Sa) „Damit fteht freilich nicht im Wiberfpruche, daß bei Verträgen, welche ihrer inmeren 
Natur nad) Realverträge find, auch jetzt noch zur Eutfiehung einer Verpflichtung die Hingabe 
der Sache vorandgefetst wird (v. d. Pforbten, Abbandi. ans dem Panbertenrecht (1840) &. 295, 
297. ©. and Demelius in den Jahrb. f. Dogmatil 8 ©. 899, Luger daſ. 8 &. 1. Giehe 
Dagegen Siebenhaar, Comment. z. fühl. ©b. & 782), Das Suftem ber unbenaunten Real- 
verträge des rönsiichen Rechts mit feinem Renrechte und anderen Folgen muß dagegen nun- 
mehr für befeitigt gelten (Pforbten a. a. DO. Erxleben, Condictionis sine causa, 2 Abth. (1855) 
©. 468. Anders die frühere Theorie, weiche namentlich auch in die Lanbrechte des 16. u. 17. 
ZJahrh.'s übergegangen war. ©. die Nachweiſungen bei Erxleben ©. 466',” 
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romiſchen noch die der deutſchen Formen für notwendig erllärte, ſondern auch 
den formlos abgefchlofienen Vertrag für rechtsverbindlich hielt. Hieran bat 
dann Das gemeine Recht und ebenjo die neuere Neichsgejekgebung feftgehalten. 
Manche der alten deutſchen Bertragdformen blieben freilich nach wie vor im 
Gebraud, 3. B. der Handſchlag, die!Hingabe eines Handgelos ; fie dienen aber 
jegt nur dazu, den Beweis des Vertragdfchluffes zu erleichtern oder feine 
Wirkung zu verftärlen, um bie Gültigkeit des Vertrags herbeizuführen, find 
fie regelmäßig nicht mehr nötbig ?). 


Fortfegung Die Schriftform, 
8 189. 


Gründe der Zweckmäßigkeit und Nüdfichten auf die Eigenthümlichleit 
mancher Bertragsarten!) find die Beranlaffung geweſen, daß neuere Geſetz⸗ 
gebungen ?) die Gültigkeit oder Klagbarleit einzelner Verträge von dem Vor⸗ 
bandenfein einer fchriftlichen Aufzeichnung derſelben abhängig gemacht haben. 
Darin darf fein Zurüdgeben auf den Standpunkt des römifchen Rechts erkannt 
werden, welches das innere Moment des Bertragsichluffes in eine äußerliche 
Formhandlung Hineinträgt, ſondern lediglich eine Erfchwerung der Perfection 
des Vertrags aus rechtspolitiichen DBeweggründen. Die Notbwendigleit einer 
ſchriftlichen Form wird von den Gefegen regelmäßig in dem Sinne vorgefchrieben, 
daß eine bloß mündliche Uebereinkunft feine lage erzeugt, weshalb eine wirk⸗ 
lihe Erfüllung des Vertrags troß des Mangels der Schrift nicht wieber auf« 
gelöft werden kann 2); dagegen kann das von einer Seite Gegebene im letzteren 

9) 3. B. Hamburger Stabtredit v. 1608 IL, 8, 10: Ein Kauff und Berlauf kann im 
diefer guten Stabt auch wol ohne Gottespfennig beftändiglich getroffen werden ; wann aber der⸗ 
felbige ergangen, ift der Kauff baburch defto mehr bekräftiget. Ausnahmen tamen freilich Landes- 
rechtlich nicht felten vor; fo ift 3. 8. nach preuß. Gefindeordn. v. 8. Novemb. 1810 8 28 bie 
Hingabe eines Angeldes nöthig, um die mänblich geichlofiene Miethe eine Dienfiboten rechts⸗ 
verbindlich zu machen. 

1) Hierher darf dex Wechſel nicht gezogen werben, bei welchem die Nothwenbigleit einer 
fchriftlicden Urkunde anf einem ganz verſchiedenen Grunde beruht. — Wenn es aud) nicht ge⸗ 
leugnet werben kann, daß für manche Rechtsgeſchäfte die Vorſchrift der Schriftlichleit oder Ge⸗ 
tichtfichleit durch die Natur der Sache gerechtfertigt ift, fo darf ſich doch die Gefeßgebung ſehr 
hüten, diefe Forderung zu häufig zu ftellen, indem fie damit im Rechtsleben boch nicht durch⸗ 
dringt, und dann nur der Ehicane in die Hände arbeitet. Dieß gegen mandje neuere Gefch- 
gebungen, in denen die Borfchrift folder Formen zum gebanfenlofen Rhythmus geiworden zu 
fein fcheint. Sehr lehrreich ift darüber der Erfolg der Beflimmungen des Preuß. LU. im 
Rechtsleben; f. darüber Förfter Theorie und Praxis d. preuß. Pr.-R. 1 Bb. 8 79. — Für 
Berträge über Handelsgejchäfte wird da8 Erforderniß der Schriftlichleit im Allgemeinen befeitigt 
durch Art. 817 des SGB. 

2) 3. B. Preuß. ER. I, 5 $ 181—170 (für Verträge, welche den Werth von 50 Thlm. 
und mehr zum Gegenftande haben). lieber die Ausnahmen und fonftigen Fälle der Roth» 
wenbigkeit der Schrift ſ. Dernburg I $ 95 fig. — Oeflerr. GB. Art. 986 u. 1249 (Schenkunge- 
veriprechen, Grbverträge unter Ghegatten). Cod. Max. Bav. I, 6 $ 29, III, 1 & 10. 

8) So . B. Pr. ER. I, 5 $ 146. * Nach dem RGB. 738 ift dagegen die condictie 
indebiti zuläffig. 
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Falle bei zweifeitigen Gefchäften condicirt werben, wenn nicht der Empfänger 
ebenfalls erfüllt, und diefe Erfüllung angenommen wird). Das Neichögefeh- 
buch fordert die Schriftform nur bei Schulbveriprechen,, die den Schuldgrund 
nicht angeben, jowie bei Miethverträgen, die auf länger als auf ein Jahr ge- 
fchlofien werben 5). 

In gleicher Weile kann die fchriftlide Form des Vertrags auch durch den 
Willen der Parteien gefordert werden. Geſchieht dies in dem Sinne, daß ber 
Bertrag erjt mit der Abfaffung der Schrift *) als vollendet gelten foll, jo kann 
vorher von Teiner Klage die Rebe fein, während eine deſſenungeachtet gefchebene 
Erfüllung nad den oben angeführten Grundſätzen beurtheilt wird. Soll da⸗ 
gegen die Schrift bloß den Zmed einer Beweiserleichterung haben, fo bat fie 
auf die Wirkſamkeit und Perfection des Vertrags keinen Einfluß. 

Die fchriftliche Abfaffung des Vertrags wird vollendet Durch die Unter- 
fchrift der Parteien 7); Beflegelung, Angabe des Orts und der Zeit der Ab- 
fafjung find zur Gültigkeit ſolcher Privaturkunden an ſich nicht weſentlich. 


Hortfegung Gerichtliche Abſchließung ober Befätigung ber Verträge. 
8 190. 


Das öffentliche Intereſſe, welches in Beziehung auf manche Nechtsgefchäfte 
obmwaltet !), und das Streben, verwideltere Verträge durch obrigkeitliche Bei- 
bülfe vor fpäteren Anfechtungen zu bewahren, welche aus Mangel an liquiden 


4) Die unrichtige Analogie der ſ. g. unbenaunten Realeontracte verleitet Eichhorn 8 98 
zu der Annahme, daß durch einfeitige Leiftung ein echt, die Gegenleiftung zu fordern, er- 
worben werbe. 

5) *RGB. 719, 720, 507. 

6) Die belannte L. 17 C. de fide instrum. (4, 21) und die Notariatsordnnung dv. 1512 
8 11 entfcheiden nur die Frage, wann gilt eine Schrift formell als perfect? und ſetzen bei 
einen möglihen Fall voraus, daß die Schrift die Bedingung der Bertragsperfection fei. 
Darin liegt alfo nicht eine Beantwortung der Frage, ob die Verabredung fchriftlicher Abfaſſung 
im Zweifel in den Sinne zu imterpreticen fei, daß dadurch ein bloßes Beweismittel für einen 
{don perfeeten Vertrag gefchaffen werden folle, oder in dem Sinne, daß bie Schrift die Be- 
dingung der Perfection fei; daß jenes im Zweifel anzunehmen fei, bat bewiejen Thöl a. a. O. 
8 60. Leber bie entgegengejetten Beſtimmungen ber beutfchen Gefete ſ. unten 192%, 

7) Nicht bloß Zeichen fchreibunkundiger Perfonen‘; fie bebürfen einer Beglaubigung 
(Nov. 78 Cap. 8). RER. 108. 

1) So namentlich bei der Beftellung dingliher Rechte (bisweilen auch bei bloßen Badıt- 
contracten) an Grundftüden. Die Bier faſt überall worgefchriebene gerichtliche Mitwirkung war 
im älteren Recht häufig zweifelhafter Natur, es fragte fih, ob fie der Eigenthumsübertragung 
gelte (gerichtliche Auffafjung) oder der Perfection ber vorausgehenden Verträge. Die Geſetz- 
gebungen jcheinen fich oft nicht klar zu fein und heben Geſichtspunkte hervor, welche auf beibe 
Acte, daS vorhergehende Geichäft nnd die Trabition, zugleich paflen. Die Befchichte des Grund⸗ 
eigenthums in Dentichland Täßt eher dafür ſchließen, daß der gerichtliche Act allein der Eigen⸗ 
thumsübertragung gelte. — Bol. übrigens die preuß. Gerichtsordn. II, 1 $ 8 fig., die bei 
Eichhorn $ 95 Anm. g angef. Magdeb. Polizeiorbn. Cap. 23 8 23 und das bei Kraut $ 181 
gebrudte Calemb. und Wolfenbüttel’jche Edict v. 4. April 1820, ferner Pfeiffer, Praktiſche Aus- 
führungen 1 &. 151 fig., und bie bei Ortloff, Grundzüge, S. 444 angeführten Geſetze, welche 
fi bis zum Ueberfluſſe vermehren laffen. 
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Beweismitteln ?), oder aus ber Nichtbeobachtung gejetlicher Borfchriften abge- 
leitet werben könuen), bat viele neuere Gejeßgebungen veranlaßt, für ben 
Abſchluß beftimmter Verträge die Nothwendigkeit der Mitwirkung einer Behörbe 
vorzuichreiben. Dieje hat nach der Berfchiedenheit der angeführten Nüdfichten 
bald nur den Zweck, die Ernftlichleit des Willens der Parteien zu ermitteln 
unb eine öffentliche Urkunde berzuftellen, bald ift fie auf eine Prüfung *) der 
BDertragsverhältniffe jelbft vom Gefichtspunkte der Zweckmäßigkeit aus gerichtet, 
von deren Ausfalle dann die Ertheilung oder Verweigerung der Beitätigung 


abhängt. AZuftändige Behörde iſt bald Notar ober Gericht, bald nur das 


Gericht, und zwar im letteren Falle entweder jedes beliebige mit freiwilliger 
Gerichtsbarkeit ausgeftattete Gericht oder nur ein einzelnes beftimmtes &ericht, 
3. B. das der belegenen Sadıe 5). 

*Nach dem Reichsgeſetzbuch ift gerichtlicher ober notarieller Abichluß vor- 
gefchrieben: 1) für die Schenkung, der Mangel der Form wirb aber durch bie 
thatjächliche Erfüllung der Schenkung geheilt); 2) für den Bertrag, durch ben. 
fid Jemand verpflichtet, das Eigentum an einem Grunbftüde zu übertragen ; 
der Mangel der Form wird geheilt, wenn bie Auflaffung des Grundſtücks er- 
folgt und der nene Eigenthümer im Grundbuch eingetragen it”); 3) für den 
Bertrag, durch den fich Jemand verpflichtet, fein gegenwärtiges Vermögen, ganz 
oder zu einem Bruchtheil, zu übertragen ober einen Nießbrauch daran zu be- 
ftellen ®), 4) für ven Bertrag, welchen künftige gefegliche Erben über ihrem 
geſetzlichen Erbtheil over Pflichttheil ſchließen ?). — Zuftändig ift jedes Gericht 
und jeder Notar; ein Prüfungsörecht haben Gericht und Notar nicht; fie wirken 
nur zur Beurkundung. 





3) Wo bieje Rüdficht allein bervortritt, laſſen mande Gefesgebungen die Wahl zwiſchen 
einem gerichtlichen Abfchluffe und notarieller Ausfertigung. 

8) S. Bülow und Hagemann, Prakt. Erörter., Bd. IV Nr. 88 (Berträge der Bauern) 
in Betreff der Juden fiehe Reichsabſchied von 1551 8 79. 

4) Der Richter haftet für jeden Nachtheil, der ans einem verichuldeten Berjehen bei der 
porgefchriebenen Prüfung hervorging. S. Blow und Hagemann a. a. O. Bb. II ©. 285. 
Die der Beftätiguug vorangehende Prüfung ift theil® darauf gerichtet, daß Teine Partei durch 
Betrug u. f. w. beuachtbeiligt werde, theils darauf, daß die Rechte Dritter nicht gefährdet 
werden. Ob eine ſolche Prüfung und in welchem Umfange fie vorzunehmen fei, muß nach der 
Intention des einzelnen Geſetzes beantiwortet werden. 

5) In manchen Gebieten find auch Gemeindebehörden zuflänbig. 

6) RED. 465, — Preuß. ER. I, 11 5 1068 fig. fordert Gerichtlichleit; bie Erfüllung 
ber Schenlung Beilt den Formnangel nur unvolllommen. Eächſ. EB, 1056 fig. if im Weſent⸗ 
lichen roͤmiſch. 

7) ROB. 265. — Preuß. ER. I, 5 5 185, Sächſ. EB. 823 lafien Schriftfichleit genügen ; 
Bayı. Gel. v. 10. Rov. 1861 fordert notariellen Abſchluß. 

8) ROB. 268. Lebertragungeverträge, welche and) das künftige Vermögen umfaflen, ſtud 
nichtig. REB. 262. 

9) REB. 264. Eonftige Verträge über den Nachlaß eines lebenden Dritten find nichtig. 
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Hortjegung Die Wechſelform. 
8 191. 


Der Wechfelvertrag Tann als eine allgemeine Form von Obligationen 
einer beftimmten Art gebraucht werben!). Diejer Gefichtspunft bei der An- 
ſchauung des Wechjels ift aber weder der einzige, noch ber hervortretendſte; er 
bat noch eine andere Bedeutung, welche ihn den einzelnen Obligationsgefchäften 
zugeſellt. 

| b) WBorbereitende Gefhäfte. 

& 192. 


Da das heutige Recht die Klagbarkeit eines Vertrags bloß von der Ueber⸗ 
einftimmung des Parteiwillens abhängig macht, jo muß auch die Uebereinkunft 
ber Parteien, fünftig einen Bertrag abfchließen zu wollen (Borvertrag, pactum 
de contrahendo), als Hagbar anerkannt werben. - Jedoch muß ber vorbe- 
reitende Bertrag trog feiner nothwendigen Verſchiedenheit vom Sauptvertrage 
ſchon die weſentlichſten Theile des letzteren enthalten, und bebarf da, wo bie 
Perfection des Vertrags im Intereffe der Parteien erjchwert ijt, berfelben 
Formen, welche für den Hauptvertrag vorgefchrieben find. Unter diefen Borans- 
fegungen erzeugt der vorbereitende Vertrag eine Klage auf Eingehung des 
Hauptvertrags. 

Als ein einleitender Vertrag in diefem Sinne gilt bisweilen das mit dem 
Ramen Bunctation bezeichnete Stadium eines Gefchäftes, objchon der Name 
auch in anderer Anwendung vorlommt ?). Punctation heißt nämlich eine von 
den Parteien unterzeichnete Urkunde über ein noch nicht ganz vollendetes Geſchäft; 
fehlt nur die Beftimmung von Nebenpunlten,, fo ift ſchon ein vollftändig bin- 
dender Vertrag vorhanden ®); ebenfo ift, wenn dem Geichäfte noch eine befondere 


1) Beſonders Häufig iſt es, dag man mittelſt Ausſtellung eine Wechſels eine andere 
Obligation zur Erfüllung bringen will. Es ift die Frage anfgeworfen worben, ob alsdann eine 
Novation vorhanden fei, ober ob in bem Geben und Nehmen eines Wechſels fchon bie wirkliche 
Zahlung liege. Dies muß um Allgemeinen verneint werden. Das Geben und Nehmen bes 
Wechſels erſcheint (abgefehen von dem Kalle einer emtfchieden auf Rovation gerichteten Abſicht) 
zur als eine Webereintunft über eine befiimmte Art, die Zahlung zu erwirken; getilgt 
wird bie unterliegende Obligation daher nur, wenn der Wechſel wirklich gezahlt, oder indirect, 
wen er durch die Nachläffigleit des Wechfelnehmers unwirkſam wurde. Siebenhaar im Archiv 
für Wechielreht, 1 Bd. ©. 165 fl. An Compenſation denktt Günther ebenbaf., Bd. 4 
©. 129 fig. Neue Ausführung von Schauberg, Zeitichrift für Handelsrecht, 11. Bd. S. 198 
(weicher eine bedingte oder unbebingte datio in solutum anninmnt). Bol. ferner Thöl, Sanbels- 
xedht 11 8 838, Golbichmibt, Handelsrecht 1 &. 1223, Coſack, Lehrb. $ 58 IV, RGB. 818 
Ab. 3. — Eine ähnliche Function, al® der Wechfel hier ausübt, nämlich ein beſtehendes Schulb- 
verhäftniß in ein gültiges rein formales Verſprechen einzulleiden, kann auch bem durch das 
H5L. Art. 801 anerlannten |. g. laufmännifchen Berpflichtungefchein beigelegt werden. 

3) Man nennt nämlich jo auch die Urkunde eines gauz perfecten Vertrags oder eine bloß 
zur Ueberſicht und des Gedächtniffes wegen gefchehene Aufzeichnung der Tractate. Jedoch if 

dieſer Gebrauch des Wortes nicht technifch. 
. 8) Denn wenn ſolche Nebenpuntte fpäter nicht hinzugefügt werben, fo treten die naturalia 
negotli ein. Thöla. a. DO. 5 62 8. "Abweichend ROB. 116: es foll die Bermuthung bafür 


- 
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gefetlich oder willkürlich feftgefeßte Form (3. B. notarielle Ausfertigung, gericht- 
liche Beglaubigung oder BVeftätigung) fehlt, die Punctation vollftändig klagbar, 
wenn jene Form bloß den Zwed der Beweiserleichterung hat, oder fie giebt 
wenigftens eine Klage auf Einholung der Form (dann liegt ein pactum de 
contrahendo vor). Died Lektere fett jedoch voraus, dag nicht jedes Binden 
des Parteiwillens überhaupt durch die Beobachtung beftimmter Formen bevingt 
ift, indem die Punctation fonft bloße Tractate enthält, d. h. rechtlich un⸗ 
wirkſame Vertragsberebungen, welche dem eigentlichen Vertrage vorausgehen 4). 


0) Weſtärkung der Verträge. 
& 193. 

Adgefehen von einigen ehemals zur Ergänzung des rechtlich mangelhaften 
Perfonaleredits dienenden 1), aber theils durch Neichögefege verbotenen, theils 
unter dem Einfluffe eines verbefierten Schuldrecht8 außer Uebung gekommenen 
Beftärkungsmitteln der Verträge, gelten al® folde an vielen Orten und unter 
manchen Klaffen von Perfonen noch Heutzutage der Weinkauf over Leih- 
tauf, d. 5. das Geben einer Geldſumme zur Beftreitung eines von ben 
Contrahenten und Zeugen zu genießenden Mahles?). Ebenſo wird zu dieſem 
Zwecke häufig das |. g. Darangeld!) (Draufgabe) angewandt. Das Hin- 


fprechen, daß, wenn auch nur eine Partei fich die Vereinbarung über einen Nebenpunlt vor⸗ 
behalten hat, die Punetation von beiden Xheilen für unverbindlich erachtet ift; im Zweifel finb 
alfo derartige Punctationen als bloße ZTractate zu behandeln. 

4) *Bei einer von den Parteien willlürlich feftgefettten Form ſpricht die Bermuthung daflir, 
daß die Parteien, ehe die Form nicht erfüllt ift, nicht gebunden fein wollen. Pr. ER. I,5$ 117, 
Sächſ. EB. 824, RGEB. 116. u 

1) ©. Stobbe, Zur Geſchichte d. beutfchen Vertragsrechts, S. 25 fig., Neumann, Geichichte 
des Wuchers in Dentfchland (1865) S. 120—142. Stobbe, Handbuch, 8 17%. — Dahin ge- 
hören 1) die Verpflichtung Jemandes bei feiner (fürſtlichen, adeligen, jungfräulichen u. f. mw.) 
Ehre, welche dem Gläubiger im alle ber Nichtbefriedigung das Recht gab, den Schuldner durch 
Worte, Schrift nnd Schandgemälde zu beſchimpfen (f. Kraut, Grundr. $ 148). Dies ift durch 
die Reichepolizeiordnung von 1577, Tit. 85 8 7 verboten. Cine Verpflichtung auf Ehrenwort 
bat demnach heutzutage nur noch die Wirkung, daß der nichtzahlende Schuldner bie Bekaunt⸗ 
machung der Thatfache dulden muß, vorausgefett, daß die Form nicht befchimpfend iſt. Ueber 
die Beſtrafung bez. Ungfiltigleit von Wuchergefhäften mit Hinzufügung der Ehrenwortver⸗ 
pflichtung f. das Reichsgeſetz v. 24. Mai 1880 und das Ehrenwort bei Verpflichtungen Minder⸗ 
jähriger |. Reichöftrafgefekbucd Art. 802. 2) Das Einlager, Einreiten, Leiſtungsrecht (pactum 
obstagii), d. h. das Verfprechen, im Kalle der Nichterfüllung fih an einem beftimmten Orte 
bis zur Erfüllung als Gefangener aufzuhalten. Aufgehoben durch bie Reichspolizeiordnuuug 
v. 1577, Tit. 17 8 10. Siehe Schrader, Handb. des Schleswig⸗Holſt. Rechts, Bd, 2 ©. 82. 
Friedlander, Das Einlager, ein Beitrag zur deutſch. Rechtsgeſchichte, 18085. — Das hierher 
regelmäßig gezogene alte Schuldereeutionsrecht, nämlich die Hingabe des Schuldners zu Hanb 
und Halfter, aus dem ber jpätere Schuldthurmsproceß hervorgegangen ifl, und von bem ber 
Wechſelarreſt die Tette Anwendung war, gehört nicht Hierher. S. darüber Sfp. III, 89 8 1. 
Eichhorn. Staats⸗ und Rechtsgeſchichte $ 50 u. 456. 

3) Namentlich unter Bauern und beim Viehhandel. Aehnlich ift der |. g. Gotteß- ober 
Haftpfennig; f. Lüb. R. II, 68 6 

3) Beim Verlauf von Landgltern heißt es oft Schlüffelgeld, beim Pferdelauf Zanmgelb. 
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geben diefer Summen ift eine thatfächliche Erklärung des Willens, den Vertrag 
als perfect gelten zu laffen *), und bie juriftifche Beurtheilung derſelben tft ber 
römtichen Arrha analog, falls nicht eine bejondere Abrede mit dem Geben bes 
Darangelds ein Reuerecht verbunden bat, in welchem Kalle die Parteien bis 
zur wirklichen Erfüllung mit dem bloßen Verfcherzen vesjelben vom Vertrage 
zurüdtreten lönnen, *Auh Bertragsftrafen kommen häufig vor; nur fuchen 
die deutſchen Geſetze dem Mißbrauch übermäßig hoher Straffeitiegungen zu 
ftenern; fo giebt das Reichsgeſetzbuch dem Proceßgericht die Befugniß, auf 
Antrag des Schuldners eine von ihm verwirkte unverbältnigmäßig hohe Strafe 
nach freiem Ermeſſen herabzufegen 5). \ 


2. Bay zinfeitige nNerſprechen 1). 
8 194*. 


Die römiſche Regel, daß das einfeitige Verſprechen des Schuldners keine 
verpflichtende Kraft habe, ſondern erſt durch die Annahme ſeitens des Gläubigers, 
alſo erſt, nachdem das einſeitige Verſprechen zum zweiſeitigen Vertrage erhoben 
ift, rechtsverbindlich werde, wird vom deutſchen Rechte gleichfalls grundſätzlich 
anerkannt ?). Indes durchbricht das deutſche Recht die Regel durch eine Reihe 
wichtiger Audnahmen. Namentlich beſtimmen bie deutſchen Geſetze, daß bei 
Dertragsverbandlungen unter Abwejenden der Antragfteller an feinen Antrag, 
noch bevor der Gegner den Antrag angenommen, eine gewiſſe Wartezeit hin⸗ 
durch gebunden ift 2); fie erkennen ferner die verbindliche Kraft der Auslobung, 
d. 5. der öffentlichen Zufage einer Belohnung für die Vornahme einer beftinmten 
Handlung an *); endlich beruht bei den Verträgen zu Gunften Dritter der Rechts⸗ 
erwerb des Dritten und ebenfo bei den Inbaber- und Orderpapieren das 
Släubigerrecht des Inhabers und Indoſſatars auf einfeitigen Zufagen bes 
Schuldners 5). 


4) Wird der Bertrag erfüllt, jo muß das Darangeld reftituirt oder in die zu zahlende 
Summe eingerechnet werden (HEB. Art. 285, RGB. 2389); beim Gefindevertrage wird et 
dagegen an manchen Orten als ein bejonderes Geſchenk betrachtet. — Neuere Schriften: Sohm, 
Das Recht der Eheſchließung, 1875, ©. 29 fig. Löning, Der Vertragsbruch und feine Rechts- 
folge, 1. ®b. 1876, Stobbe, Reurecht und Bertragsichluß (Leipziger Decanatsprogramım) 1876, 

5) RGB. 295. Ebenſo ſchon jetzt RGeſ. v. 16. Mai 1894 für Abzahlungsgeichäfte, nud 
wenn der Schuldner einen Theil der jchuldigen Leiftung bereits vollzogen hatte, auch c. c. 1281. 
Pr. LR. I, 5 8 801 fett für die Vertragäftrafe ein für alle Mal als Höchftbetrag das Doppelte 
des wirklichen Schadens feſt. Siehe auch Sächſ. GB. 1430 un. RGSewO. 184. 

1) Siegel, Das Berfprechen als Berpflichtungsgrumd (1878). 

3) Br. ER. I, 5 84. Sächſ. GB. 770. RGB. 810. 

3) Siehe oben S. 98. Ueber die Verbindlichkeit des bei einer Berfleigeruug abgegebenen 
Gebot? RGB. 126. Bergl. Sächſ. GB. 819. 

4) Breuß. ER. I, 11 8 988. Sächſ. GB. 771. RGB. 589, 

5) Siehe unten 5 196, 236. 
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III. Inhalt der Fordernugsrechte. 
1. Achuldrerſprechen ohne Angabe des Achuldgrundes. 
8 195*. 

Das altdeutſche Recht kennt Schuldverſprechen, welche ihren Schuldgrund 
nicht angeben, alſo der rechtlichen Individualiſirung ermangeln, und erklaͤrt ſie, 
vorausgeſetzt, daß fie in der rechten Form abgegeben find, unbedenklich für 
gültig 1). Seit Aufnahme des römifchen Nechts ift aber die Gültigkeit der⸗ 
artiger Schulpveriprechen durch Geſetz, Theorie und Praris angefochten worden ?). 
Erſt in neuerer Zeit fehrt man wieder zu der älteren Auffaffung zurück?); doch 
fordert das Reichsgeſetzbuch, daß ein Verjprechen, welches feinen Schuldgrund 
nicht angiebt, fchriftlich erklärt werdet). 


2. Beriprechen zu Guufen eines Britten’). 
8 196 *, 

Aelterer deutſcher Auffafjung folgend wird die Gültigkeit der Verträge zu 
Gunſten Dritter im heutigen Recht — der römifchen Regel zuwider — allge- 
mein anerlannt 1°). Doc laſſen die Landesgeſetze aus dieſen Verträgen für 
den Dritten erft dann ein eigenes Recht entftehen, wenn er dem Vertrage 
beigetreten ift?); folange dies nicht gefcheben, kann alfo der Dritte.nicht auf 
die zu feinen Gunſten feftgefegte Leiftung Hagen. Nur bet einzelnen Arten 
diefer Verträge erwirbt der Dritte ausnahmsweiſe ein eigene Recht, auch 





1) Syſtem. Schöffenr. II, 2 c. 188: Beclaget eyn man den andirn umme sliehte ge- 
Mbde und spricht, das ym der antworter globit habe gelt . . su geben, und der antworter 
vrogte, ap der clegir nieht benennen sulde, von wannen dy schulde queme . . . das kan 
den antwortir allis nicht gehelffen, sunder he mus vorsachen adir bekennen. 

3) Wiürttembergifches ER. I, 34 $ 4 (Hanbdfchriften beweifen, darinnen Urjachen derſelben 
vermeldt). — dv. Gerber, 16. Aufl. 5 159% 7; Zhöl, Handelsrecht, 8 212; Thöl, Ausgewählte 
Eutfcheidungsgründe Nr. 338. Eccius I 8 76. 

8) Bähr, Anerkennung als Berpflihtungsgrund, 3, Aufl. 1895; Sächſ. GB. 1897; für 
den Wechſel WO. 4; für den kaufmänniſchen Schuldichein und die laufmännifche Anweifung 
SB. 301. 

4) RB. 719721, Als Angabe bes Schuldgrundes genügt aber die Bezugnahme auf 
einen Vergleich oder eine Abrechnung; ift alfo diefe Bezugnahme erfolgt, fo ift die Beobachtung 
der Schriftform nicht nöthig. 

1) Buſch, Doctrin n. Praxis über die Gültigkeit von Verträgen zu Gunften Dritter 
(1860), Bähr in Ihering's Jahrb. 6 S. 181 (1868), Unger, ebenda, 10 ©. 1 (1869), Gareiß, 
Berträge zu Gunften Dritter (1878), Siegel, Berfprechen als Berpflidtungsgrund (1878) 
©. 142, Stobbe, III & 173. 

1a) Nur Gerber $ 159° Ieugnet, daß „das heutige Recht die Wirkſamkeit ber Verträge 
zu Gunſten Dritter allgemein anders beſtimme als das römifche Recht’. 

2) Preuß. LR. 1,5 8 75, c. e. 1131, GSädf. GB. 854. Und zwar kaun der Beitritt 
nme mit Zuftimmung beider Bertrag&parteien erfolgen. DaB beftiimmt Preuß. ER. I, 5 $ 75 
ausdrüdfich, ift aber auch für die Übrigen Rechte anzunehmen. Bähr a. a. D. ©. 144, Stobbe 
11 & 172%, bw. Gareis ©. 168. 
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wenn er dem DBertrage nicht beigetreten ift: fo beim Frachtvertrage ber Em- 
»fänger °), bei der Uebernahme eines kaufmännifchen Geſchäfts die Geſchäfts⸗ 
aläubiger, welche ſich alfo jofort an den neuen Gefchäftsinhaber halten Lönnen*), 
bei der Lebensverficherung berjenige, zu deſſen Gunſten die Verfiherung abge- 
ſchloſſen ift®). 

Das Reichsgeſetzbuch geht nun über das bisherige Recht hinaus). Es 
läßt, was bisher nur in Ausnahmefällen ftatthaft war, allgemein zu: bei 
fämmtlihen Verträgen zu Gunften eines Dritten foll der Dritte ein eigenes 
Recht erwerben, auch wenn ex dem Bertrage nicht beigetreten tft. Voraus⸗ 
geſetzt ift dabei aber, daß die Vertragsparteien den Rechtserwerb bed Dritten 
beim Abſchluß des Vertrages beabfichtigt Haben, ob dieſe Borausfekung 
zutrifft, ift für jeden Einzelfall durch freie Auslegung der von den Barteten 
getroffenen Abreven feftzuftellen 7). 

Wann fich der Nechtserwerb bed Dritten vollzieht, läßt fich nicht allge» 
mein beftimmen;, fo erwirbt z. B. beim Trachtvertrage der Empfänger fein 
Recht erft dann, wenn ber Frachtführer feine Reife vollendet Bat, bei ber 
Lebensverſicherung auf den Todesfall einer Perfon tritt der Nechtserwerb erjt 
ein, wenn dieſe Berjon geftorben ijt®) u. ſ. f. Ebenfowenig ift eine allge- 
meine Antwort auf die Trage möglich, ob der Nechtderwerb des Dritten ein 
unwiderruflicher iſt; jo kann z. B. beim Frachtvertrage das Recht des Em- 


— — 





3) HGB. 405. Goldſchmidt, Handelsrecht I, 2 S. 749*2 und Stobbe III S 178 Nr.7 
lafjen dies Beiſpiel freilich nicht gelten, fondern nehmen eine cessio ficta an, welche die Rechte 
des Abjenders auf den Eınpfänger überträgt. 

4) Rad) einem gemeinen Gewohnheitsrecht (mein Lehrb. d. Handelsr. $ 14, 5); vorans- 
geſetzt ift dabei, daß der Erwerber des Geſchäfts die Schulden mit übernimmt und daß er die 
Selhäftslibernahme öffentlich befannt macht; der alte Geichäftsinhaber haftet neben bem neuen 
weiter. — Auch wer ein ganzes Vermögen übernimmt, baftet den Gläubigern dieſes Ber- 
mögen unmittelbar. &o Dernburg II $ 65, 1 und RGB. 362. Freilich nimmt Dernb, 
11 8 65° bier feinen Bertrag zu Gunften eine® Dritten (de8 Gläubigers nämlich) an. 

5) Preuß. LR. II, 8 $ 2280. Dernburg II $ 31. Eccius II $ 146, Stobbe, IH 
8 173 Nr. 7. Ehrenberg, Berſicherungsrecht I (1898) ©. 178. Gin ferneres Beiſpiel ift der 
Outsũbernahmevertrag. 

6) Gareis und Unger a. a. O. nehmen dagegen an, daß die jetzt vom RGB. anfgeſtellten 
Regeln ſchon im gegenwärtigen gemeinen Rechte enthalten find; dagegen namentlich Bähr 
a a. O. und Stobbe IE 5 172 Nr. 5. 

7) ROB. 280-288. Doc, kommen der Auslegung des Bertrages folgende Regeln zu 
Hülfe: 1) Wenn fi Jemand einem Andern gegenüber zur Befriedigung eines Glänbigers beB- 
felben verpflichtet, ohne die Schuld zu übernehmen, fpricht die Bermuthung dagegen, daß 
der Gläubiger unmittelbar das Recht erwerben foll, die Befriedigung von ihm zu fordern. 
2) Wird die Zahlung einer Lebensverficherungsfumme oder Leibrente an einen Dritten bedungen 
ober wird bei einer unentgeltlihen Zuwendung dem Bebachten eine Leiflung an einen Dritten 
auferlegt oder wird bei einer Bermögens- oder Butsühernahme von dem lieberuchmer die Ab- 
findnung eines Dritten verfprochen, fo fpricht nmgelehrt die Vermuthung für den Rechtserwerb 
des Dritten. 3) Beim Frachtvertrage verfieht fich der Rechtserwerb bes Empfängers gleichfalls 
von felbft, wenn er nicht beſonders ausgeſchloſſen iſt, HB. 405. 

8 HB. 405. RGB. 288. 
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pfängers durch einfeitige Srklärung des Abfenders aufgehoben werben; erft 
wenn der Empfänger Klage auf Auslieferung des Frachtguts erhebt oder wenn 
der Frachtbrief ihm ausgehändigt wird, ift fein Recht unmwiberruflih?). Da 
der Nechtserwerb des Dritten fih auf den Vertrag ftütt, find alle Einreven 
aus diefem Vertrage, mögen fie auch aus den perfönlichen Nechtöverhältniffen 
der Bertragsparteten entfpringen, wider den Dritten zuläffig; nur folche Einreden, 
die erſt entjtanden find, nachdem fein Nechtderwerb unwiderruflich geworben 
ift, find gegen ihn ausgeſchloſſen !9). 

Diejenige Bertragspartei, welche fich die Leiftung zu Gunften des Dritten 
dat veriprechen laſſen, bat ein Recht auf die Leiftung felbft dann, wenn der 
Rechtserwerb des Dritten bereit3 unwiderruflich geworden ift1!); doch Tann 
fie lediglich fordern, daß die Leiftung dem Dritten, nicht, daß fie ihr ſelber 
gewährt werde. 

3. Entgelt aud Ring. 
a) Hligemeines. 
& 197 *. 


Regelmäßig hängt e8 von der Vereinbarung ber Parteien ab, ob ber 
Empfänger einer vertragsmäßig ausbedungenen Leiftung dafür ein Entgelt zu 
zahlen bat oder nicht. Doch Tann die Abrede auch ſtillſchweigend getroffen 
werben. XLebiglich eine Anwendung letzerer Regel ift der Satz, daß "Kaufleute 
für ihre ſämmtlichen Leiftungen ein Entgelt auch ohne ausbrüdliche Abrede 
fordern dürfen !). 

Ebenſo hängt die Frage, ob der Echuloner einer Gelbfumme diefe bis zu 
ihrer Bezahlung verzinjen muß, regelmäßig von der Barteivereinbarung ab. 
Aber auch bier greifen geſetzliche Regeln ein, welche dem Gläubiger einen 
Binsanfpruch auch ohne bejonvere Abrede gewähren. Derartige „geſetzliche“ 
Zinfen kann — von einzelnen befonveren Fällen abgefehen — fordern: 

1) jeder Kaufmann wegen feiner Auslagen und Vorſchüſſe feit dem 
Tage ihrer Leiftung, mag der Schuloner gleichfalls Kaufmann fein oder 
nicht ?) ; 

2) jeder Kaufmann wegen feiner übrigen Gelpforberungen feit bem 
Tage der Tälligkeit, jedoch nur wenn ber Schuldner gleichfalls ein Kauf- 
mann iſt?); 


9) REB. 280. HGB. 402, 405. 

10) ROB. 286. 

11) ROB. 287. 

1) Brovifton für ihre Dienfte, Lagergeld für die Aufbewahrung von Sachen u. f. f. 
HGB. 290. Siehe auch REB. 552%, 570, 

2) HB. 289. Fälligkeit der Forderung iſt nicht nöthig. 

8) 6GB. 290. Auch muß die Forderung anf einem zwelfeitigen Sanbelßgeichäft 
beruhen, 
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3) jeder auch nicht Taufmännifche Gläubiger wegen fämmtlicher Forde⸗ 
zungen, von dem Tage ab, an dem der Schuldner in Verzug geräth ober anf 
Bezahlung feiner Schuld verklagt wird *). 

Die Höhe des Entgelt8 und der Zinfen hängt zunädft von der Verein⸗ 
barıng ab, jevoch mit gewilfen Beſchränkungen, bie in den folgenden Para- 
graphen näher zu entwideln find. Iſt eine Abrede nicht getroffen, fo ift die 
Höhe des Entgelt8 durch freie Schäung der vom Gläubiger gewährten Lei- 
ftung zu ermitteln 5), während die Höhe der Zinfen für alle Verpflichtungen 
aus Handels- und Wechjelgeichäften ein für alle Mal auf 6 °/,*), im Uebrigen 
aber auf 5°/, 7) feitgefegt if. 


b) WVefhräukung der Zinsaßrede '), 
8 198 *. . 


Beſchränkungen der Zinsabrede find der Gefekgebung fait aller Zeiten 
belannt: und zwar ift die Vereinbarung wucherifher Zinfen ungültig nicht 
Bloß beim Darlehn, fondern bei allen Ereditgefchäften. 

Am ftrengften war das canonifhe Recht: es erklärte jeden Zins, anch 
ben allermäßigften, für wucheriſch, ibentiflcirte alfo Zinsnehmen und Wucher 
durchaus. Bertragsmäßige Zinfen waren ſomit ganz verboten?). Auch bie 
weltliche Gefeßgebung bes Mittelalters fchloß fich diefem Verbot an?), indem 
fie nur für Iuden und gewiffe privilegirte Ausländer eine Ausnahme zuließ *). 
Indes erwies fi) die kanoniſche Negel bei der fortfchreitenden Entwidelung 
des Creditverkehrs als undurchführbar: ſchon im fpäteren Mittelalter kamen 
zahlreiche Vebertretungen des Verbots vor, anfangs auf Schleichwegen 5), indem 
der Zins irgend eine andere barmlofe Benennung empfing, dann aber auch 


4 RGEB. 344, 247. Nur von Zinfen find Berzugszinfen nicht zu zahlen. Pr. ER. I, 
11 & 818. Sächſ. GB. 679. RGOB. 245, 

5) Doch beftehen häufig fefte Zaren, 3. B. für die Bezahlung von Aerzten und Anwälten, 
von Droichtenktutichern nnd Dienfimäunern. 

6) HEB. 287. WO. 50, 51. 

7) Der fünfprocentige Zinefuß führt auf das 16. Jahrh. zurüd (ſ. oben S. 296°), ift 
dann für Verzugszinfen 1600 reichögefeglich anerfannt und gilt jet nach allen dentichen Ge⸗ 
fegen und nah ROB. 210. 

1) M. Neumann, Geſch. des Wuchers in Deutichland (1865), Enbemann, Gtudien in 
der romanifch-Tanonififchen Wirthichafte- und Rechtslehre, I (1874), Funk, Geſch. d. kirchlichen 
Zinsverbot$ (1876), Amiet, Franz. u. lombarbifche Geldwucherer (1877), Hinſchius in ſ. Ztjch- 
f. Geſetzgeb. u. Rechtspfl. in Preußen II (1868), 

3) Tit. X de usuris V, 19. 

8) So ſchon verſchiedene Capitulare Karls db. Or., 3. B. vom Jahr 806. 

4) Stobbe, Die Inden Dentichlands (1866) ©. 108. ALS privilegirte Ausländer 
fommen vor die Lombarden umd die Cawercini (Wucherer aus Cahors), Stobbe HI 
8 190 10. 

5) Der Rentenkauf iſt aber als ſolcher Schleichweg nicht anzuſehen; vielmehr iſt bie 
Heute vom Zins nicht bloß dem Namen, fondern der Sache nad) verfchieden, zumal wenn ber 
Glaͤnbiger kein Kündigungsredht bat, ſ. oben S. 295 flg. 
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anmwachfende Schuld aufzullären; verlegen fie diefe Pflicht, fo verlieren fie für 
das Jahr ſämmtliche Zinsanſprüche '?). 

Das Reichsgeſetzbuch ſchließt ſich dem gemeinen deutſchen Rechte, wie es 
vorſtehend dargeſtellt, einfach an, ohne Neuerungen zu bringen ?°). 


c) Befhränkung der Abrede ſonſtigen Sutgelis. 
8 199*. 

Nachdem einmal die Vereinbarung von Zinſen geſetzlich eingeſchränkt war, lag 
es nahe, ähnliche Beſchränkungen auch für die Vereinbarung irgend eines anderen 
Entgelts einzuführen. Denn das Verbot des Zinswuchers beruht einfach auf 
dem Gedanken, daß Niemand die wirthſchaftliche Noth und die geiſtige oder 
ſittliche Schwäche ſeiner Mitmenſchen eigennützig zu ſeinem Vortheil ausbeuten 
dürfe. Eine derartige Ausbeutung kommt aber ſelbſtverſtändlich auch noch in 
anderer Geſtalt als der der Feſtſetzung übermäßiger Zinſen vor, und auch in 
dieſer anderen Geſtalt verdient fie den ſchimpflichen Namen „Wucher“ und 
muß von einer Geſetzgebung, die einmal zum Kampfe gegen den Zinswucher 
den Muth gefunden, gleichfalls bekämpft werden. 

Man hat denn auch ſchon ſeit langer Zeit dem eigentlichen Zinswucher 
jede andere Art des Creditwuchers gleichgeftellt *); der Wucherer hätte ja 
auch alle Zinsverbote und Zinsbeſchränkungen fpielend leicht umgeben können, 
wenn er dem Schuldner ftatt der Zinſen anderweite übermäßige Leiftungen 
bätte auferlegen dürfen. So auch die jegigen deutſchen Wuchergejepe: fie ver- 
bieten bei allen Crevitgefchäften *), daß der Gläubiger als Entgelt für bie 
Creditgewährung ) fi übermäßige Bermögensvortheile irgenb 
welcher Art veriprehen oder gewähren läßt, fofern er dabei die Noth, die 





19) Neichgef. dv. 19. Iuni 1898 Art. 4. Dort aud gewife Ausnahmen, 3. 8. für den. 
Verkehr zwiſchen Kaufleuten, deren Firma im Handelsregifter eingetragen if. 

20) RGEB. 211, 212. Die oben Anm. 10, 11, 18 erwähnten landesrechtlichen Bejonder- 
heiten werden dagegen durch das REB. befeitigt. Das Verbot der Zinfeszinfen wird in $ 212 
Abf. 2 durch einige Ausnahmen zu Gunften von Einlagen bei Sparkaſſen und Banlen uud zu 
Gunſten gewiſſer Creditanftalten durchbrochen. 

1) 3. B. Preuß. ER. I, 11 $ 810: jeder Gewinn und Vortheil, den ſich der Gläubiger 
von dem Schuldner für das Darlehen vorbedingt, hat die Natur der Zinſen. 

2) Ereditgefchäft ift an und für fich jedes zweifeitige Gejchäft, bei dem die bedungenen 
Leiſtungen nicht Zug um Zug zu vollziehen find, fondern die eine Leiſtung der anderen nad- 
folgt. Nach der pofitiven Beſtimmung der deutfchen Wuchergeſetze ift aber (außer dem Darlehn) 
nur da8 Geld creditgefchäft gemeint, d. 5. ein Gefchäft, bei welchem die nachfolgende, geftunbete 
Leiftung auf Geld oder auf folhe Sachen, die im Einzelfall bloß als Erſatz des Geldes dienen 
(Werthpapiere, leicht veräußerliche Waaren u. dgl.), gerichtet if. Denn das Geſetz vou 1880 
erwähnt überhaupt bloß das Darlehn und die Stundung einer Gelbforderung, während das 
Geſetz von 1893 nur folche Sefchäfte, die „benjelben wirthichaftlichen Zweden dienen”, hiuzufügt. 

8) Der übermäßige Gewinn des Gläubigers muß alfo mit der Creditnatur des Geſchäfts 
in urſächlichem Zufammenhang fiefen: wenn eine Waare unter Stundung des Kaufpreife® 
übermäßig theuer verlauft wird, fo liegt ein Creditwucher nur vor, wenn die Mebertbenerung, 
des Käufers gerade wegen ber Stundung bes Kaufpreifes erfolgt ifl. 
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Unerfahrenheit oder den Leichtſinn ſeines Schuldners ausbeutet. Unter das 
Wucherverbot fallen alſo außer den Zinſen auch Kapitalzuſchläge, die der 
Schuldner beim Darlehn über den ihm wirklich vom Gläubiger bezahlten Be- 
trag hinaus zu entrichten bat, ferner Vertragsſtrafen, Prolongationsgebüßren, 
ſodann beim Rentenkauf die Beltimmung übermäßig bober Renten oder eines 
übermäßig hohen Ablöfungslapitals u. |. f. 

Schwieriger war es, den Wucherbegriff noch über den Fall des Erebit- 
wuchers hinaus audzudehnen. Man begnügte fich zunächft mit höchſt cafuifti- 
ſchen Sonderregeln*). So ward z. 2. beitimmt, daß Früchte auf dem Halm 
nicht zu einem beliebig feftgejegten Preife, fondern nur zu dem Marktpreife, 
welcher zur Zeit des Berlaufs gilt oder 14 Tage nad der Ernte gelten wird, 
verkauft werden dürfen 4°); der Geſetzgeber hoffte dadurch zu verhindern, daß 
bie Landleute ihr unreifes Korn für einen zu niebrigen Preis an wucherifche 
Getreivehändler verichleudern. Und ſelbſt diefe und ähnliche wucherfeindlichen 
Regeln bat die neuere Gejeßgebung meiſtens wieder preiögegeben, wie fie ja 
zeitweife auch dem Zinswucher freien Lauf gelafjen hat). Erſt das Reichsgeſetz 
vom 19. Yuni 1893 nimmt den Kampf gegen weitere Kreile des Wuchers 
wieder auf. Die Feſtſetzung oder Annahme unmäßiger Vermögensvortheile 
unter Ausbeutung der Noth, der Unerfahrenheit oder des Leichtfinns der 
Gegenpartei ſoll fortab ganz allgemein als wucherifch gelten, auch wenn fie 
nicht den Entgelt für eine Ereditgewährung darftellt, fondern auf anderweiten 
wirthichaftlichen Gründen beruht ®); alfo 3. B. ein Baarkauf, bei dem der Käufer 
burch einen zu hohen oder der Verkäufer durch einen zu niedrigen Kaufpreis 
ausgebeutet wird, ein Dienftvertrag, bei den der Arbeitsherr dem Arbeiter 


4) Hierher gehört z. B. das Verbot der lex commissoria beim Pfande, die lex Anastasiana, 
die Anfechtbarfeit der Verträge wegen Iaesio enormis u. |. fe — Und die für bie Apothelen 
geltenden Preistaren gehören hierher, da fie vertragemäßig nicht erhöht werden können. 

48) Die Beſtimmung hat, mit vielfacher Abweihung im Einzelnen, fehr allgemein ge- 
golten, 3. B. nad) Reichöpolizeiorbn. v. 1577, 19 8 3, Zeitweife ift der Berlauf der Früchte 
anf dem Halın fogar ganz verboten geweſen, jo 3. B. nad Karl’8 db. Gr. Eapitular 809 c. 12, 
und dann wieder für Bauern nad Prenß. ER. II, 7 8 12 (vgl. freilich auch Preuß. LR. I, 11 
8 594), 

5) So ift der Berlanf der Früdte auf dem Halm von jeder Beichräntung befreit in 
Preußen durd Gel. dv. 9. Nov. 1848, in Württemberg 1839, in Bayern 1871 (Stobbe IN 
8 184°). Dagegen beftehen gewiſſe Beſchränkungen noch jest in Heflen-Darmfladt (Polizeiftraf- 
gejetb. 380) fort. Aufgehoben ift ferner bie Anfechtung wegen laesio enormis und die lex 
Anastasiana bei Handelögefchäften (HGB. 286, 299); auch für den bürgerlichen Verkehr ift 
aufgehoben: 1) die Anfechtung wegen laesio enormis in einzelnen Landesgefeken, 3. B. Sächſ. 
GB. 864, und im RGEB., während da8 Preuß. LH. und das franzöflfche Recht fie noch feft- 
hält; 2) die lex Anastasiana in den meiften Laubeögefegen und den REOB. Das Verbot der 
lex commissoria beim Pfande dauert dagegen noch allgemein fort. 

6) Diefer neue Wucher greift im Gegenfag zum Creditwucher Bla: 1) beim Baargeſchäft, 
3) bei dem Geichäft, bei weldhem zwar Credit, aber nicht Gelderedit gewährt wird; 3) bei bem 
Geſchäft, bei welchem Gelderedit gewährt wird, der Wuchergewinn aber mit der Erebitirung in 
feinem urfädhlihen Zuſammenhang feht, |. oben Anm. 2, 8. age 
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zu bobe Leiftungen gegen zu geringen Lohn auferlegt u. ſ. f. Doch fügt das 
Geſetz die wichtige Einſchränkung hinzu, Daß derartige Geſchäfte nur bei ge- 
wohnbeitd- oder gewerbsmäßigem Betriebe als wucherifch gelten follen. 


4. Aehrheit der Schnlduer. 
| S 200*., 

Entgegen der römifhen und der mit biefer übereinftimmenden beutjchen *) 
Regel nimmt das preußiiche Recht und für den Bereich der Hanbelsgeichäfte 
auch das Handelögefegbuch an, dag im Zweifel mehrere Perſonen, bie fi tn 
einem und dem nämlichen VBertrage zu einer Leiftung verpflichten, für dieſe 
Leiftung ſammt und ſonders haften?). Auch das Reichsgeſetzbuch ſchließt fich 
dem an ?). 

5. Haftpflicht deg Achuldnerg. 
8 201 *. 

Das alte deutjche Recht!) war im Ganzen geneigt, den Schulbner in 
jtrengerer Art baften zu laffen, als das römische Recht. Es lie z. B. 
den Entleiher einer Sache und den Fauftpfandgläubiger für jeden Zufall 
haften, der Verwahrer mußte, wenn die ihm übergebene Sache bei ihm ge- 
jtoblen ward, fchledhthin für den Diebftahl einftehen u. |. fe Doch kommen 
diefe Regeln jchon vor Aufnahme des römiſchen Nechts ind Schwanten. So 
ift e8 erllärlich, daß die neuere Geſetzgebung grundfäglich fi an das römifche 
Recht anjchließt. Immerhin hat die uriprüngliche ftrengere deutiche Auffaffung 
in zwiefacher Richtung auf das heutige Necht Einfluß gewonnen ?). 

Eritlih darin, daß der Schuloner nicht bloß für fein eigenes Verſchulden, 
Sondern auch für das Verſchulden feiner gejetlichen oder gewillfürten Vertreter 
und für die von ihm bei Erfüllung feiner Verpflichtungen zugezogenen Gehülfen 
einzuftehen bat: die römiſche Regel, daß er bei Verjchuldungen ver Stell- 
vertreter und Gebülfen grundfäglid nur für culpa in eligendo et custo- 
diendo haftbar jet, ift damit befeitigt ®). 

Zweitens darin, daß bei gewillen Verträgen der Schuloner für Zufall bis 


— — 





1) Heusler IL ©. 2358. Stobbe II S 176%, 

3) Pr. LR. I, 5 $ 42%. HOB. 280. So auch WO. 81. Die übrigen Gefege nehmen 
im Zweifel getheilte Haftung an, 3. B. c. c. 1202, Sächſ. GB. 668, 

3) RGEB. 370. Dagegen joll bei nicht vertragemäßigen, tbeilbaren Verpflichtungen um 
Zweifel jeder Schuldner nur auf einen Kopftheil haften; auch bei Mehrheit der Gläubiger foll 
jeder im Zweifel mur zu einem Kopftheil berechtigt fein. REB. 868. 

1) Heusler II ©. 263. 

3) Goldſchmidt, Ztſch. f. Handelsrecht 8 S. 58, 881 (1860), 4 ©. 569 (1861), 16 ©. 387 
(1871), Stobbe III $ 183, 200, 201. 

3) Die deutiche Regel ift zur Zeit anerfaunt: 1) reichörechtlic im Seerecht und Binnen⸗ 
frachtrecht 00B. 400, 451); 2) im franzöfifchen Recht c. c. 1884; 3) bei bem Werlvertrage 
auch im Preuß. LR. I, 11 $ 980 und fogar in ber demeinrechtlichen Praris (Reichſsger. Eutſch. 
10 S. 166). Auch Rov 284 nimmt die dentſche Regel an. 
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zur höheren Gewalt einiteben muß. Höbere Gewalt aber tft ein Unfall, wenn 
feine Urfache außerhalb des Gejchäfts- oder Gewerbebetriebe des Schuldners 
liegt und der Schuldner ihn durch ſolche Mafregeln, wie fie von ihm nad 
der Verlehrsfitte erwartet werden konnten, nicht zu verhindern vermochte *). 


6. Bering'). 
g 202*. 

Die römifche Lehre vom Verzuge iſt im deutjchen Nechte durch eine Reihe 
wichtiger Negeln umgeftaltet. 

1) Bei Schulden, deren Fälligkeit auf einen beftimmten Tag feitgefett ift, 
kommt der Schuldner in Verzug, wenn er an diefem Tage nicht erfüllt, mag 
auch ver Gläubiger ihn nicht gemahnt haben ?). 

2) Das deutjche Recht ift erft fpät dazu gelommen, den fäumigen Schuldner 
einfach zum Erjaß des dem Gläubiger durch feinen Verzug entftandenen Schadens 
zu verpflichten ®). Weit mehr entſprach es ber deutſchen Rechtsanſchauung, 
dem Gläubiger einen Anſpruch auf eine fefte Zögerungsbuße zu geben +) und 
jo jeden Streit darüber, ob ver Gläubiger im Cinzelfall durch ven Verzug 
einen Schaden erlitten habe und wie hoch der Schaden geweſen fei, abzu- 
Ihneiden. Einige Refte der älteren deutichen Rechtsanſchauung haben fich noch 
jet erhalten: der wichtigfte 5) ift die Negel, daß bei Geldforderungen der 

4) Diefe Haftung gilt flir den Frachtführer und den Gaſtwirth. HGB. 395, Pr. CR. U, 
8 8 447, REB 641. Sie Mnüpft äußerlich an den rönufchen Begriff der vis major an, führt 
aber in der Art, wie fie in unferer Praris gehandhabt wird, auf dentſche Rechtsanfchauungen 
zurüd. Eine genauere Entwidelung des fehr flreitigen Begriffs ift hier nicht zu geben, muß 
vielmehr der Darftellung des Frachtrechts, alfo dem Handeldrecht überlaffen werben. Siehe mein 
Lehrb. des Handelsrecht $ 70 II. 

1) Stobbe, Zur Geſch. des beutichen Bertragsrechtd (1855) S. 30, W. Sidel, Die Be⸗ 
firafung des Bertragebrudy8 (1876), R. Löning, Der Bertragsbrud im beutfchen Recht (1876). 

2) Es ift dies die Hegel, welche man durch ben Sat „dies interpellat pro homine“ aus- 
drüdt. Sie ift mittelafterlich deutfches Recht (Löning a. a. D. ©. 165) und ift auch nad) Auf- 
nahme des römifchen Rechts durch eine gemeinrvechtliche Gewohnheit (Windſcheid, $ 278* ®), 
Pr. IR. I 11 8 828, Sächſ. EB. 786, RGEB. 240 aufrecht erhalten. Ausgenommen find Hol- 
ſchulden; hier tritt der Berzug des Schuldners früheftens ein, wenn ber Gläubiger fich bei ihm 
meldet: jo 3. 8. bei der Wechſelſchuld. 

8) Lüb. Hecht codex II (Hach) c. 188: Dar en deme anderen schuldich is unde nicht 
ne ghelt to sime daghe, ... be mot eme den schaden beteren ofte he beclaghet wert darumme. 
Die meiften Rechte geben dagegen einen Erſatzanſpruch mur, wenn er bejonders ausbebungen 
war; 3. B. Eulmer Recht III, 60 (citirt bei Stobbe a. a. D. ©. 40): beclayt eyn man den 
andirn umme schaden, den her habe dor abe, daz her ym syn gelt uf synen . . tag nycht 
betzalet habe, der antworter darf ym nicht umme den schaden antworten. Is en sy denne 
das er daz ouch gelobit habe. 

4) So ganz regelmäßig nach den älteren Volksrechten: 3. B. lex Sal. 52, Aug ber 
Ipäteren Zeit gehört der Anſpruch auf den Rutſcherzins hierher, Sip. I, 54 8 2: sve sinen 
tins to rechten dagen nicht ne gift, tvigelde sal he ine geven des anderen dages. Andere 
Beifpiele bei Stobbe a. a. D. ©. 31, 84. 

5) Ein andered Beifpiel ift die Brovifton von */, 0%, die der Regreßſchuldner nad) Wechſel⸗ 
recht zahlen muß. 
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Bläubiger einen Anſpruch auf 5°/,°), bei Hanvelsgefhäften auf 6°, ”) 
Zögerungszinfen hat, auch wenn im Einzelfall fein Schaden geringer ge- 
weſen ift 2). 

3) Nach älterem deutichen Recht?) und den neueren deutſchen Gejek- 
büchern 1%) braucht der Gläubiger bei gewilfen Verträgen, wie z. B. dem 
Kauf, die nachträgliche Leiftung ſeitens des in Verzug geratbenen Schulpners 
nicht mehr anzunehmen, fondern kann Schadenserjag wegen Nichterfüllung des 
Vertrages fordern oder vom Vertrage ganz zurüdtreten. Das franzöſiſche 
Recht und das Reichsgeſetzbuch verallgemeinern dieſe Regel!!), indem fie fie 
auf alle zweifeitigen Verträge ausdehnen. Jedoch muß der Släubiger nach ben 
Regeln des Reichsgeſetzbuchs dem Schuloner zuvor noch eine billige Nachfrift 
anbieten und ihm dabei ausbrüdlich ankündigen, daß er nach Ablauf der Nach- 
frift die Lieferung nicht mehr annehmen werde. An diefe Ankündigung tft dann 
aber auch der Gläubiger felber gebunden; ‚er kann alſo nach dem Ablauf ber 
Nachfrift 1?) nur noch Schadenserfag wegen Nichterfüllung 13) fordern oder vom 
Vertrage ganz zurücktreten 14), Dagegen die vertragsmäßige Leiftung felbft nicht 
mebr begehren. Iſt im Einzelfall die verfpätete Reiftung ohne Intereſſe für 
den Gläubiger, fo braucht er natürlich eine Nachfrift nicht zu bewilligen, ſondern 


6) Das beftimmt für das Darlehn Reichsdeputationsabſchied v. 1600 8 1389. Ebenſo 
Preuß. ER. I, 11 8 830, Sächſ. GB. 742, RGB. 244. 

7) H08. 387. 

8) 3.8. er hat im der Zeit zwiſchen der Fälligkeit feiner Forderung und ihrer fchließ- 
lichen Bezahlung die Schuldfumme von einem Bankier geborgt und diefem nur 40% Zinfen 
geben müfjen. Kann aber der Gläubiger, wenn im Einzelfall fein Schaden größer war als 
5 ober 6%, den Mehrbetrag erftattet verlangen? Nach älterer beutfcher Rechtsanichaunng 
gewiß nicht; fo auch Preuß. ER. I, 11, 838 (aufer bei grobem Verſchulden des Schuldners) 
und c. c. 11583; dagegen Sächſ. GB. 742, ROB. 244. 

9%) 3. B. Mündener Stadtrecht 89: swas verleitohauft wirt, swer das chauft, wil 
der das nicht haimen . . und lösen, so sol ez der da verchauft hat, für recht pringen und 
dann verchauffen als daz recht sait: gieng im aber daran icht ab, das sol im iener er- 
statten. Das entfpricht ganz dem Selbfihilfeverfauf des HOB.'s 843, 854. 

10) 3. B. nad) Preuß. ER. I, 11 8 239 Rücktrittsrecht de Verkäufers bei Sachen unter 
50 Thaler; nah HB. 354, 355 Rücktrittsrecht des Käufers bei Lieferungsverzug des Ver⸗ 
täufer® und, fofern die Waare noch nicht übergeben ift, auch Rücktrittsrecht des Verkäufers bei 
Zahlungsverzug des Käufers, — Nah Sächſ. GB. 741 bat bei allen Berpflichtungen, die anf 
vertretbare Sachen gehen, der Gläubiger beim Lieferungsverzug des Schuldners das Recht, ftatt 
der Sachen ihren Geldwerth zu fordern, 

11) c. c. 1184, RGB. 277. 

12) Diefe Nachfriſt fennt aud) HGB. 856 umd c. c. 1184; jedoch braucht der Gläubiger 
jie hier nicht ausdrücklich anzubieten und die Zurädweifung der Leiftung nicht befonders anzu⸗ 
drohen. 

18) HGB. 354 beichräntt beim Berzuge des Käufers bas Hecht deö Verkäufers, Schadens- 
erfag wegen Nichterfüllung zu fordern, dahin, daß der Verkäufer die Sache verfteigern muß 
(Selbfthilfeverlauf),; er kann dann dem Unterfchied zwiſchen dem verabredeten Breije und dem 
Reinerlöfe der Verſteigerung erftattet verlangen. Das RGB. läßt diefe Beſchränkung fallen. 

14) Sat aber der Verkäufer die Waare dem Käufer bereits übergeben und den Kaufpreis 
geftundet, jo hat er bei Zahlungsverzug des Käufers kein Nüdtrittsrecht mehr. RGB. 893. 
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kann ſofort zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern. Das 
Gleiche gilt, wenn die Erfüllungsfriſt im Vertrage von vornherein als eine 
ſtrenge, unerſtreckliche feſtgeſetzt worden ift!5); freilich kann der Gläubiger 
auch eine derartige Friſt, wenn er will, verlängern und von dem ſäumigen 
Schuldner die nachträgliche Erfüllung des Vertrages fordern; der Schuldner 
kann aber verlangen, daß der Gläubiger fich binnen einer von ihm, dem 
Schuldner, feftgefetten Friſt erfläre, ob er auf ber nachträglichen Erfüllung 
beſtehe; läßt ver Gläubiger die Friſt verjtreichen, ohne fich zu erflären, fo 
kann er nur noch Schadenserjag wegen Nichterfüllung fordern oder ganz zurüd- 
treten 1%). Bei nicht vertragsmäßigen Verpflichtungen oder bei Verpflichtungen 
aus einfeitigen Verträgen gelten die vorſtehend bezeichneten Regeln des Neichs- 
geſetzbuchs nicht. Hier Hat der Gläubiger vielmehr bei Verzug des Schuldners 
das Necht des Rücktritts oder das Recht, Schadenserfag wegen Nichterfüllung 
zu fordern, nur dann, wenn im Einzelfall die Leiſtung in Folge des Verzugs 
für ihn fein Intereffe bat, oder wenn der Schuldner, auch nachdem er rechts. 
träftig verurtheilt ift, die ihm vom Gläubiger geſetzte oder im Urtheil be⸗ 
zeichnete Nachfrift nicht eingehalten Bat 17). 

4) Während eines Empfangsverzugs des SGläubigers ift nach dem Reichs⸗ 
geſetzbuch die Pflicht des Schuldners zur Zahlung von Zinfen — nicht bloß 
von Verzugszinfen, wie in Rom — von Rechts wegen aufgehoben. Nichtet 
ſich die Verpflichtung des Schuldners auf Uebergabe eines Grundſtücks, fo 
fann der Schuloner deſſen Befik einfach preißgeben, nachdem der Gläubiger 
in Annabmeverzug gelommen ift. Dagegen bat bei Fahrniß der Schuldner ein 
ſolches Preisgebungsrecht nicht, vielmehr muß er die Sache, wenn er von aller 
Haftung für fie frei fein will, entweder öffentlich hinterlegen oder, wenn die 
Sache fich zur öffentlichen Hinterlegung nicht eignet, fie verfteigern und ihren 
Erlös öffentlich Hinterlegen ! 3). 


IV. Wirkung der Obligationen gegenüber dritten Perjonen. 
8 203 *. 

Das Activ- und Baffivvermögen einer Perſon hängt rechtlich untrennbar 
zuſammen: erfteres ift zu Gunften bes lepteren gebunden, es ift den Gläubigern 
verfangen. 

Hieraus ergiebt fi, daß derjenige, der ein fremdes Activvermögen — unter 
Lebenden oder von Todes wegen — im Ganzen erwirbt, auch das dazu 


15) RGB. 278, Aehnliches hatte bereits HOB. 357 für „Firgeſchäfte“ beftimmt. 

16) Das Rücktrittsrecht bat übrigens der Gläubiger bei den Geſchäften mit firenger Er- 
fälungsfrift auch dann, wenn die Verfäumniß der Friſt ſeitens des Schuldners nicht verſchuldet 
war, alfo fein eigentlichen Berzug des Schuldners vorliegt. REB. 278, 

17) RGB. 242, 239. 

18) RGB. 255, 257, 330, Siehe HGB. 343. 
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gehörige Paffivermögen mit übernehmen muß !); er ift den Gläubigern in Höhe 
bes erworbenen Activvermögens ſogar unmittelbar verhaftet und kann die Haf- 
tung durch Vertrag mit dem früheren Befiker des Bermögens nicht ausfchließen. 

Eine fernere Folge jener Regel ift, daß Einzelzuwendungen aud 
einem fremden Activvermögen anfechtbar find, wenn fie das dazu gehörige 
Balfivvermögen beeinträchtigen. Doc wird dieje Anfechtung auf foldhe Zuwen⸗ 
dungen beichränft, bei denen dem Empfänger die Rüdgabe feines Erwerbes 
obne Unbilligleit zugemuthet werden kann: welche Zuwendungen dies find, Bat 
das Geſetz cafuiftiich beſtimmt?). Die Anfechtung ift zeitlich eng begrenzt und 
findet nur dann ftatt, wenn das Activvermögen, aus dem die Zuwendung ent- 
nommen ift, zur Dedung der Paſſiva nicht zureicht. 

Hiernach wirken die obligatorischen Verpflichtungen einer Perfon nicht bloß 
zwilchen ihr und dem Gläubiger, fondern auch Dritte, die aud dem Bermögen 
dieſer Perjon etwas erwerben, dürfen deren obligatorifche Verpflichtungen nicht 
unbeachtet laſſen. Es Liegt nahe, Diefe Auffafjung auch bei obligatorifchen 
Gefchäften, die Jemand mit Bezug auf eine beftummte Einzelfache abgejchloffen 
bat, zur Geltung zu bringen: ein folched Gefchäft wäre danach nicht bloß unter 
ben Vertragsparteien wirkſam, fondern auch dritte Berfonen dürften mit feiner 
der Vertragsparteien ein Geſchäft abjchließen, von dem fie wiflen, baß e8 den 
älteren obligatorifchen Verpflichtungen der Partei widerftreitet, Niemand dürfte 
etwa eine Sache kaufen, wenn ihm befannt ift, daß der Verkäufer diefe Sache 
bereitS früher einer anderen Perfon zugefagt bat. So Hat denn wirklich auch 
da3 preußiiche Landrecht beitimmt *). Die Übrigen Landesgeſetze und das Reichs“ 
gefegbuch Haben dagegen in römijcher Art die Wirkung derartiger obligatorifcher 
Gefchäfte ausfchlieglich auf die Vertragsparteien beichräntt. 


V. Aufhebung der Sorderungsredte. 
8 204. 
Die Zahlung der gefhuldeten Summe kann direct gefchehen, durch Baar- 
zahlung oder Compenſation; ſie kann aber auch eine indirecte ſein, nämlich 


y RGv. 862. Das preußiſche Recht hat die gleiche Regel nur für den Erbichaftslanf 
und den Bitalizienvertrag aufgeftellt (Pr. LR. I, 11 8 468, Anhaug $ 19 zu 8 646 ebenda; 
Entf. d. RO. 24 ©. 261, 25 ©. 276). Streitig ift, ob ein Gleiches nach preußiſchem Recht 
auch für die Schenkung eine® ganzen Vermögen anzunehmen ift; dafür Dernburg II 65°, da- 
gegen Eccius I $ 10218, 

2) RConec. Ordn. 22 fig. Ref. v. 21. Zuli 1879. Die Einzelheiten können hier nicht 
entroidelt werden, da Gerber’ Syftem das fog. materielle Concursrecht grundfägli von der 
Darftellung ausfchließt. Siehe mein Anfechtungsrecht der Gläubiger eines zahlungsunfähigen 
Schuldners (1884). 

3) Pr. ER. I, 10 8 25; 19 8 5. Dernburg 18 184. Eccius III 8 156. Mit Bezug 
auf Grundſtücke ift die Regel ſehr abgeſchwächt durch preuß. EEGeſ. 4. Die preußiſche Be⸗ 
fiimmung knüpft an das in der mittelalterfichen Lehre entwidelte jus ad rem an. Siehe 
Ziebarth, Realerecution u. Obligation (1866), v. Brünneck, Ueber den Urfprung bes fog. jus ad 
rem (1869), Heußler I ©. 880, Stobbe I $ 66 Nr, II. 
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Tilgung der Schuld durch Anweifung, Zahlungsmandat, Wechfel, Delegation, 
Bankzahlung ). Die indirecten Zahlungen find beſonders häufig im kauf⸗ 
männifchen Verkehre zur Erjparung ver Münzmenge, Zeit und des Geldtrang- 
ports. Diefe Rüdfichten haben auch eine befondere Form ber kaufmänniſchen 
Zahlung erzeugt, welde dafür die meilte Befriedigung bietet, nämlich die 
Scontration?). Hierbei treten mehr als zwei Perſonen freiwillig zuſammen 
und tilgen ihre gegenfeitigen Forderungen ganz oder theilweife durch Compen⸗ 
fation, indem fie mit Hülfe der wechjelsweifen ‘Delegation die alljeitige Mög- 
lichleit jener herbeiführen ?). 


Zweites Kapitel. 
Die einzelnen Fordexungsrechte. 


Erfier Abſchnitt. 
Die Geihäftsohligntionen. 


I. Kanf. 
L Meberhanpt. 
8 205*. 

Das heutige Recht des Kaufs beruht auf einer eigenthümlichen Verbindung 
deutfcher und römifcher Regeln. 

Nah altveutihem Recht gebt die Gefahr gelfaufter Fahrniß auf den 
Käufer erjt mit der Uebergabe des Guts1), nicht fchon, wie in Rom, mit dem 
Abſchluß des Kaufgejchäfts über. Von den neueren Gefeßbüchern haben das 
franzöfiiche und ſächſiſche die römiſche, das preußifche und das Reichsgeſetzbuch 
die deutfche Regel übernommen ?). Die beiden leßteren Gejeßbücher ergänzen 
aber die deutfche Regel Durch eine Sonderbeftimmung 3), daß bei einer Sache, die 


1) Thöl, Handelsr. 8 316 flg., Coſack, Lehrb. des Handelsrecht 8 61 fig. 

2) Thöl a. a. O. $ 339, Coſack a. a. O. $ 62. 

3) 3. 8. der Schuldner läßt durch feinen Schuldner feinem Gläubiger Zahlung ver- 
Iprechen oder dem Gläubiger feines Gläubigers. 

1) 2üb. Hecht IV, 99 (Hach): So wor einer etwes vorköfft unde dem gude schaden tho 
queme, den sehaden schal wheren dejenne, de dat gudt vorkoffi hefft. Stobbe, 3. Geſch. bes 
Bertragsrecht8 (1855) ©, 278, Laband ©. 158, 

2) c. c. 1188, Sächſ. GB. 806, 1091, — Pr. ER. I, 11 8 95, 100, 128, R&B. 387, 
888. So auch Tefterr. GB. 1048, 1051, 1064, | 

8) Sie nebört wohl ſchon dem älteren deutfchen Recht an. Auch HGB. 845 hatte biefe 
Sonderbefimmung, aber mit dem Zufage, daf diejenigen Geſetze, welche die Gefahr ſchon vor 
der Abjendung auf den Käufer übergehen ließen, in Geltung bleiben follten. 
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der Berläufer dem Käufer zuzuſenden bat‘), die Gefahr fchon mit ver 
Abſendung 3) auf den Käufer übergehen, die Transportgefahr alfo nicht ven 
Berläufer, jondern den Käufer treffen folle. Bei Liegenfchaften, welche dem 
Käufer noch vor der Webergabe aufgelaffen werden, geht die Gefahr ſchon mit 
der Auflaffung über ®). 

Das Eigentfum der verlauften Sache geht auf den Käufer gleichfalls mit 
der Uebergabe oder der Auflaffung der erlauften Sache über, daß der Käufer 
den Kaufpreis nicht bezahlt bat, bindert, anders als in Rom, den Erwerb bes 
Eigenthums nicht”). Und zwar fteht der Verkäufer dem Käufer pofitiv dafür 
ein, daß diejer das Eigentum der erkauften Sache gewinnt, er kommt alfo 
mit der römifchen Haftung für das bloße habere licere nicht fort®). Der 
Käufer braucht deshalb, wenn er nachträglich erfährt, daß er das Eigentbum 
der Sache nicht erlangt bat, fondern daß es einem Dritten zuftebt, nicht ab- 
zuwarten, bi8 die Sache ihm „entwehrt“ wird, d. h. bis der Dritte die Sache 
ihm thatfächlich entreißt, fondern er kann fofort von dem Kauf zurücktreten 
und Schadenserjag fordern ?). Die Haftpflicht des Verkäufers ift übrigens 
minder wichtig als in Rom; denn fie gilt nur gegenüber dem redlichen Käufer, 
und dieſer gewinnt nad den Regeln des Grundbuchrechts und dem Sat „Hand 
wahre Hand“ das Eigenthum der erkauften Sache regelmäßig auch dann, wenn 
dem Verkäufer jelber das Eigentum nicht zuſtand; nur bei verlorener oder 
geftohlener Fahrniß wird die Haftpflicht praktifch bedeutſam. 

Der Verkäufer muß dem Käufer nicht bloß Eigenthum fchlechthin, fondern 


4) Doch gilt diefe Kegel nur dann, wenn bie Verſendung ber Sade eine bloße Neben- 
verpflihtung des Verkäufers bildet oder, anders gefagt, wenn der Beitimmungeort, an welchen 
der Berfäufer die Sache zu fenden hat, nicht den Erfüllungsort für die Hauptverpflichtung des 
Verkäufers bildet. Ich habe (Lehrb. des Handelsrechts 8 34, 8, 9) vorgejchlagen, einen folchen 
Berlauf als „einfachen Verſendungskauf“ zu bezeichnen, im Gegenfat zum „Abholungslauf’‘, bei 
dem der Berläufer die Sache überhaupt nicht zu verfenden braudıt, und zum „qualificitten 
Berjendungstauf”, bei dem die Berfendung eine Hauptverpflichtung des Verkäufers bildet umd 
deshalb der Beſtimmungsort der Waare als Erfüllungsort für die Gefammtobligation des Ber- 
füufers erjcheint. 

5) Genauer: mit dem Augenblid, wo die Sade der zur Ausführung des Transports be- 
fimmten Perfon oder Anftalt (Eifenbahn, Spediteur u. f. f.) übergeben wird, HOB. 345, 
RGB. 388. Diefe Perfon kann übrigens auch ein Angeftellter bes Verkäufers, z. B. deſſen 
Kutſcher fein. 

6) Prager Stadtrecht von 13838 c. 70: welch man ain hous wider ainen andern chouft 
und das es verprint & der zit, ee den her ims aufgibt vor den wier penchen, . . so ist es 
dem verprunnen, der’s verchouft hat. NGB. 387. Weber das preußifche Recht vgl. einerfeits 
Dernburg I $ 242°, andererfeits Eccius 18 1084, Entſch. des Reichsgerichts 7 ©. 241. 

7) So nad allen neueren Geſetzbüchern. Motive II S. 318. Siehe oben S. 168°, 

8) Pr. ER. I, 11 $ 1; c. c. 1588, 1583; Deflerr. GB. 1053; RGEB. 375. Römiſch 
it nur Sächſ. GB. 1089, 980. 

9) Nur muß er nad RGB. 382 die Sache dem Dritten thatſächlich herausgeben oder 
dem Verkäufer zurückgewähren, es fei denn, daß er das Eigenthum des Dritten etwa durch 
Erbgang erworben oder ſich mit ihm abgefunden hat. Ueber preußiſches Recht Dernburg II 
8 148°, Bgl. Motive II ©. 218, 


Kauf. Gefahrübergang. Entwehrung. Haftung für Mängel. $ 205. 347 


laftenfreies Eigenthum verſchaffen; er ſteht alfo auch für folche (privatrechtliche) 
Laften ein, die ihm jelber zur Zeit des Verlaufs unbekannt waren, vorausge- 
ſetzt nur, daß nicht der Käufer jeinerfeitd fie beim Kaufabſchluß gekannt bat; 
für die Bejeitigung von Pfandrechten ift er fogar dann haftbar, wenn ber 
Käufer fie gelannt bat 1°), 

Nach altveutichem Recht haftete der Verkäufer für Mängel der von ihm 
dem Käufer gelieferten Sache nur dann, wenn er fie böswillig verjchwiegen 
hatte oder wenn fie eine beſonders zugefagte Eigenichaft betrafen; hiervon ab» 
geſehen mußte, wenn die Sache, nachdem fie einmal vom Käufer bejeben und 
angenommen war, fich nachträglich als mangelhaft erwies, der Käufer den 
Schaden;tragen '!) (‚Augen für Geld“; „wer die Augen nicht aufthut, thut 
den Beutel auf’), die Annahme oder der Empfang der erlauften Sache feiten® 
des Käufers wurde alfo als eine Billigung der Sache angefehen, welche dem 
Käufer das Recht [päterer Rüge entzog. An diefer altveutichen Rechtsauffaſſung 
bat indes bad neuere Recht nur ausnahmsweije feitgehalten 12). Als Regel 
it im heutigen Recht vielmehr anerlannt, daß der Verkäufer für alle heimlichen, 
d. 5. nicht fchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes erkennbaren Mängel der von 
ihm verkauften Sache einzuftehen hat, mag er auch befondere Zufagen wegen 
der Beſchaffenheit der Sache nicht gemacht ober die Mängel felber nicht ge- 
kannt haben. Immerhin zeigt fich die alte deutſche Nechtsauffaffung noch jept 
in der Regel wirkfam, daß der Käufer etwaige Mängel, die er bei Uebergabe 
der Sache erkennt, fofort rügen muß, widrigenfalls fie als genehmigt gelten !®); 
die vorbehaltlofe Annahme gilt alfo zwar nicht mehr als eine Billigung ber 
Waare ſchlechthin, wohl aber als eine Billigung ihrer vom Käufer erfannten 
Eigenfchaften. Noch weiter geht das Handelsrecht bei denjenigen Käufen, bei 
welchen der Verläufer die Waare dem Käufer von auswärts zufendet (Diftanz - 
gefhäft): der Käufer muß bier die ihm zugejendete Waare alsbald nach der 


10) Pr. LR. I, 11 $ 188, 1845 REB. 376, 381. Das römiche Recht war dem Ver⸗ 
äufer günftiger; ebenfo Sächſ. GB. 944, 945. 

11) Lüb. Recht (Bach III) 322 :.welkerhande gut en man koft unde besut unde an syne 
were bringhet, de schal he gelden. 

12) Heife und Eropp, Abhandlungen I &. 171 (1827). Für den Plaklauf hält das Ham- 
burgifche Recht noch heute an der alten Regel fe. Hamburger Stat. vd. 1608, II, 8, 17, 
Einführungsgefeg zum HGB. 43. Siehe Entfch. des Reichsgerichts, 18 S. 155. 

18) Pr. ER. I, 5 8 339 (bezüglich aller in die Augen fallenden Mängel, alfo nicht bloß 
derer, die der Käufer erfannt bat, fondern auch file foldhe, die er bei einiger Aufmerkfamteit 
hätte erfennen milſſen). RGB. 401. Diefe Regel ift durchans deutih und unrömiſch; das 
zömifche Recht gab allerdings dem Käufer kein Rügerecht, wenn ex beim Abſchluß des Kaufs die 
Mängel bemerkte oder hätte bemerken müffen ; dagegen legte es daranf feinen Werth, ob ber 
Käufer die Mängel etwa nachträglich bei der Erfüllung des Kaufs, alfo bei Ablieferung der 
Ware, erkaunt bat. Natürlich wird im Einzelfall auch der gemeinrechtliche Richter in der 
vorbehaltlofer Annahme einer erkennbar fehlerhaften Waare feiten® des Känfers eine Billigung 
der Waare finden, etwa wenn der Verkäufer oder fein Bevollmächtigter bei der Annahme zu⸗ 
gegen war; aber daß die vorbehaltlofe Annahme immer als Billigung der Waare anzujehen 
ei, trifft für das gemeine Recht durchaus nicht zu. Auch Sächſ. GB. 904 if römiſch. 
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Ablieferung orbnungsmäßig unterjuchen und ſodann nicht bloß die fofort bet 
ber Ablieferung bemerkten, fondern auch die bei einer ordnungsmäßigen Unter- 
fuchung wirklich erfannten over doch erfennbaren Mängel dem Berläufer ohne 
Zögerung anzeigen, wibrigenfall$ er fein Rügerecht verliert; Mängel, bie bei 
orbnungsmäßiger Unterfuhung nicht erkennbar find, können auch noch fpäter 
gerügt werden; doch muß auch bei ihnen die Rüge wenigftens fofort, nachdem 
der Mangel entdedt ift, erfolgen +) 15). 

Beiondere Regeln galten nach altdeutfchem Recht für den Viehfauf !°); 
jtellten fich nämlich gewiſſe ſchwere Mängel — „Hauptmängel‘' — bei einem 
gekauften Stück Vieh binnen einer freilich fehr kurz bemefjenen Friſt nach der 
Uebergabe — „Gewährſchaftsfriſt“ — heraus, jo war der Verkäufer zur 
Rüdnahme des Vieh verpflichtet, felbft wenn er den Mangel nicht gekannt 
und auch feine bejondere Gewährleiftung dafür übernommen hatte, der Ver⸗ 
fäufer baftete alfo beim Viehkauf ftrenger als bei anderen Käufen. Dies be- 
ſondere Recht des Viehfaufs hat fich in einem großen Theil Deutfchlands bis 
jegßt erbalten 17) und wird vom Reichsgeſetzbuch ale künftiges Neichsrecht 19) 
anerkannt; es bat aber troß diefer unveränderten Fortdauer feinen Charakter 
vollftändig gewechſelt; denn da für die übrigen Arten des Kaufs inzwilchen 


14) HGB. 347. S. mein Lehrb. ded Handelsrechts 8 35. 

15) Im Uebrigen ift das Rügerecht römifch beftimm. So kann der Käufer nad) feiner 
Wahl den Kauf „wandeln oder den Preis mindern; bei Gattungsſachen kann er außerdem 
Lieferung anderer, fehlerfreier Sachen fordern; beim Mangel ausbrüdlich zugefagter Eigenfchaften 
oder bei Arglift des Verkäufers hat fchließlich der Käufer auch das Recht auf vollen Schadens- 
erlag. Pr. CR. I, 5 8 820, 326, 328. RGB. 399, 400, 415. Nur die Berjähbrung 
der Rechte des Käufers wird in den neueren Gejegen noch einfacher und fchneidiger beftimmt 
als im römischen Recht. Co ift flir den Diftanzlauf des Handelsrechtd die Berjährungsfrift 
für alle Anfprüce des Käufers wegen Mängel der Waare (alfo nicht bloß, wie in Rom für die 
actio redhibitoria) auf 6 Monate feit Ablieferung der Waare beftimmt; die Friit gilt auch fir 
den Mangel ausdrüdlich zugefagter Eigenichaften; nur für Mängel, die der Berkäufer argliftig 
verfchiwiegen, gilt die gewöhnliche Verjährungsfrift; nad Ablauf der Frift kann der Käufer die 
Mängel aud nicht mehr einredemweife rügen, es jei denn, daß er noch innerhalb der Frift die 
Rüge dem Berläufer angezeigt hat; zur Wahrung des Klagerecht8 genligt dagegen ſolche Anzeige 
nicht, fondern nur die Klageerhebung (HGB. 347). Das RGB. 113, 414 dehnt diefe Regeln 
auf alle Arten des Kaufe aus; nur foll bei Grundſtücken die Friſt ein Jahr (feit der Webergabe) 
betragen. 

16) Stobbe III $ 188. 

17) Das reine römische Recht gilt beim Viehlauf z. B. in der prenß. Rheinpropinz, in 
Solfein und in einigen Kleinflaaten (Medienburg, Oldenburg, Braunfchweig u. |. f.); nad 
Preuß. LR. I, 11 8 199 fig. gilt gleichfall® römiſches Hecht, jedoch mit dem deutichrechtlichen 
Zufat, daß bei Hauptmängeln, die innerhalb gewifler Frift auftreten, vermuthet werde, fie feiern 
ion bei der Webergabe vorhanden geweſen; überwiegend beutfchrechtlich endlich ift ganz Süd- 
deutfchland, Heſſen⸗Naſſau, Sadjen. 

18) RGB. 416 fig. mit Bezug auf Pferde, Efel, Rindvieh, Schafe und Schweine. — Die 
Hauptmängel und Gewährſchaftsfriſten follen durch befondere kaiferliche Verordnung feftgeftellt 
werden. Nach Preuß. LR. I, 11 8 205, Anhang, 8 14 waren 3. 8. beim Bferbeverlauf Haupt⸗ 
mängel: Stätigfeit (Friſt 4 Tage), Räude, Rot (Krift 14 Tage), Dämpfigkeit, Herzſchlägigkeit, 
ſchwarzer Staar, Mondblindheit, Dummtloller (Friit 4 Wochen). 
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das milde deutiche durch das ftrengere römiſche Recht erſetzt ift, ift die Haftung 
des Verkäufers beim Viehkauf jet milder wie bei den fonitigen Käufen: ver 
Viehverkäufer haftet eben nur für Hauptmängel feiner Waare, der fonftige Ver- 
Täufer haftet für alle Mängel; der Viehverkäufer haftet außerdem nur für folche 
Mängel, die binmen der jehr kurzen Gcwährichaftsfrift heroortreten, während 
der fonftige Verkäufer für alle Mängel einjteht, die binnen der ſechsmonatigen 
Berjährungsfrift gerügt werden; ver Viehverkäufer braucht ſich endlich nur die 
Rückgabe des Viehs, nicht auch, wie fonftige Verkäufer, eine Preisminderung 
gefallen zu laſſen; fchließlich wird auch das Rügerecht des Käufers beim Vieh- 
fauf an eine beſonders kurze Verjährungsfrift '9) gebunden. Nur in einer 
einzigen Beziehung wird der Viehverkäufer ungünftiger behandelt wie ein anderer 
Verkäufer 2°): von einem Hauptmangel, der in der Gewährichaftsfrift hervor- 
tritt, wird vermuthet, daß er bereit? bei der Uebergabe des Thiers vorhanden 
geweſen fei. | 

Die römifchrechtliche Pflicht des Käufers, den Kaufpreis von der Ueber⸗ 
gabe der erlauften Sache ab zu verzinfen, wird von neueren Gejeten nicht 
in voller Strenge feitgehalten ?1) und vom Reichsgeſetzbuch ganz fallen ge⸗ 
lafjen. 


2. Befondere Arten des Aaufs. 
& 206. 


1) Beim Lieferungstauf (im Gegenfate des Tagskaufs) foll Die 
Lieferung der Waare ſpäter, als zur Zeit der Perfection des Vertrags, zu 
einem ſchon in dieſem feitgejegten Preife gefchehen. 2) Beim Kauf nad 
Probe) macht ſich der Verkäufer verbindlih, Waaren zu liefern, welche 
einer dem Käufer vorgelegten Probe gleichlommen follen. Das Geſchäft ift 
ein unbedingtes und berechtigt im Falle einer nachtbeiligen Differenz zwifchen 
Waare und Probe zum Anſpruch auf Schadenserjag, felbft dann, wenn ber 
Käufer die nicht vertragsmäßige Leiftung anzunehmen verweigert. Die Probe, 
deren Eigenthum nach der Intention der Parteien bald dem Verkäufer ver- 
bleibt, bald dem Käufer beftimmt wird, bat der Xebtere forgfältig aufzube- 
wahren, indem er im Falle ihrer VBerwahrlojung den Beweis einer behaupteten 
Differenz zwifchen ihr und der Waare zu führen hat. 3) Beim Kauf auf 


19) Nah RGEB. 425 ift die Verjährungsfrift auf 6 Wochen beſchränkt; außerdem fordert 
RGB. 420, daß der Käufer den Mangel binnen 2 Zagen nad) dem Ablauf der Gewährfrift 
ober dem Tode be Thieres anzeige. 

20) Noch eine andere Benachtheiligung des Verkäufers if, daß er fich die Wandelung des 
Kaufs auch dann gefallen Lafjen muß, wern der Käufer das Thier nicht mehr zurüdzugeben im 
Stande if, 3. B. weil es inzwiſchen gefallen ift. 

31) Nämlich) nur für fruchttragende Sachen (c. ©. 1652; Preuß. ER. I, 11 8 109; vol. 
aber Dernburg II 8 150°, Eccius II $ 125°), oder mit einer Ausnahme flir Käufe, bei denen 
Stundung bed Kaufpreifes üblich ift (Sächſ. GB. 1095). 

1) Eropp in Heife u. Cropp, Yurift. Abhandl, I ©. 208 fid. HGB. Art. 340. 
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Beſicht oder auf Brobe?) fteht dem Käufer in willkürlicher Entſcheidung 
die Befugniß zum Rücktritte zu. Er ift daher ein unter einer Suspenflo- ober einer 
Refolutivbedingung geichloffener Kauf; im Zweifel ift eine Suspenfiobebingung 
anzunehmen. Die Bedingtheit des Geſchäfts wird durch die definitive Erklärung 
des Käufers 3) gehoben, welche der Verkäufer zu fordern berechtigt ift. 

*4) Abzahlungsgefhäfte*) endlich find Kaufgefchäfte über beweg⸗ 
liche Sachen (Möbel, Nähmafchinen u. dgl), bei denen der Käufer den Kauf- 
preis in Theilzahlungen zu entrichten bat. Bei diefen Gefchäften pflegen bie 
Berläufer den Käufern für den Fall, daß diefe mit einer Theilzahlung im 
Berzug kommen, im Voraus fchwere Rechtsnachtheile aufzuerlegen, und vie 
Käufer, meift unbemittelte, wenig gefchäftsgewandte Leute, find nur felten in 
der Lage, beim Raufabichluß gegen die Aufnahme derartiger Bertragsklaufeln 
mit Erfolg Einfpruch zu erheben. So fallen fie, fobald fie mit einer Theilzahlung im 
Berzug gerathen, wehrlos der fchlimmiten Ausbeutung feitens der Berläufer 
anbeim. Grit das Reichsgeſetz vom 16. Mai 1894 fett diefer Ausbentung 
Schranken. Dies Geſetz beitimmt nämlich ein Doppeltes >), 

a) Wenn der Verkäufer wegen des gegueriichen Verzuges die Rückgabe der 
Waare fordert, fei es daß er fih das Eigentbum der Waare bis zur Boll- 
zablung des Kaufpreifed vorbehalten Hat, fei e8 daß er um des Verzugs bes 
Käufers willen den Kauf rüdgängig macht, jo muß er die vom Käufer bereits 
geleifteten Anzahlungen zurüderftatten®). Freilich kann er dabei Abzüge 
machen; insbefondere Tann er für die Zeit, während beren er dem Käufer den 
Gebrauch der Sache überlaffen hat, Miethszins und für jede vom Käufer zu 
vertretende Beſchädigung ber Sache Schadenserjag fordern und ben ent- 
ſprechenden Betrag von der dem Käufer zurüdgugewährenden Summe abrechnen. 


2) Eropp in Heife u. Eropp, Abhandl. I S. 187 fig. Thöl, 8 259. Goldſchmidt in f. 
Zeitfehr. file das gef. Handelsrecht, Bd. 1 ©. 66, 262, 886, 554 fig. Fitting, ebendaf. Bd. 2 
S. 203 fig. Unger, Bd. 8 ©. 386, und Fitting, Bd. 5 S. 79 fig., u. im Archiv f. civ. Pr., 
Bd. 46 ©, 237 fig. HGB. Art. 839. 

3) Wird eine foldye innerhalb der vereinbarten oder vom Berläufer nach billigem Ermeſſen 
einfeitig beftimmten Frift verweigert, fo ift anzunehmen, daß der Bertrag nicht zu Stande ge- 
fommen oder unwiderruflich geworden ift, je nachdem die Bedingung eine fußpenfive oder refolu- 
tive war. Goldfhmibt a. a. D. ©. 283. "HGB. 889, RGB. 482 fehen das Schweigen bes 
Käufers ale Billigung der Waare an, wenn die Waare ihm bereits übergeben iſt; war fie noch 
nicht übergeben, fo gilt da8 Schweigen al® Ablehnung des Kaufs, 

4) Ueber Looſe und Prämienpapiere fowie über Antheild- und Bezugsicheine auf folche 
Bapiere dürfen Abzahlungsgefchäfte überhaupt nicht geichloffien werden (KGeſ. v. 16. Mai 
1894 8 7). 

5) Die dritte Beſtimmung des Geſetzes, daß eine vom jänmigen Käufer zu leiftende Ver⸗ 
tragsſtrafe richterlich ermäßigt werden kaun, wird, wenn das ROB. in Kraft getreten fein 
wird, feine Beionderheit des Abzahlungsgeichäfts mehr fein. S. oben ©. 831°. 

6) Nach bisherigem Rechte konnte auch das Gegentheil vereinbart werden. Es wurde 
3. B. fehr oft ausgemacht, daß, wenn der Käufer mit einer Theilzahlung in Berzug fam, alle 
jchon geleifteten Theilzahlungen dem Berkänfer verfallen feien und diefer trotzdem NRüdgewähr 
der verlanften Sachen fordern bürfe, 
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Aber der Miethszins und der Schadenserfag muß dem wirklichen Werth ver 
Sache entiprechen und kann alfo nicht im Voraus durch Vertrag willkürlich 
feftgefegt werden. ine entgegenftebende Vereinbarung ift nichtig. 

b) Die Abrede, daß bei Verzug des Käufers der ganze noch ausſtehende 
Kaufpreis fofort fällig fein folle, ift nur für den Ball zuläffig, daß die Ver- 
zögerung mindeſtens ein Zehntel des Kaufpreiſes und- minveftens zwei auf- 
einanderfolgende Zahlungsziele betrifft. 

Beide Beichränkungen fallen fort, wenn der Känfer ein im Handelsregiſter 
eingetragener Kaufmann ift. . 

*Die gleichen Regeln gelten bei Geſchäften, die, obſchon ſie nicht in die 
Rechtsform des Kaufs gekleidet ſind, doch den nämlichen Zwecken dienen, wie 
das Abzahlungsgeſchäft. So namentlich bei dem Möbelleihvertrag: 
hier „miethet“ oder „leiht“ eine Partei die Möbel gegen einen gewiſſen 
Mieths⸗ oder Leihzins mit der Abrede, daß fie nach pünktlicher Zahlung einer 
bejtimmten Reihe von Zinszielen das Eigenthum der Möbel erlangt und von 
fernerer Zinszahlung frei wird. 


3. Handel mit Atantspapieren. 
8 207. 


Staatöpapiere !), deren Cours oder Taufchwerth nach dem Einfluffe äußerer 
Umjtände fteigt oder fällt, find Gegenftände der kaufmänniſchen Speculation, 
namentlich wird fpeculirt, indem nach einem bejtimmten Courje gelauft wird, 
in der Hoffnung, daß nad einem höheren Courfe verfauft, realifirt werden 
lönne ?). Der Gegenftand der Speculation ift daher die Differenz zwiſchen 
dem Einkaufs⸗ und Berlaufspreife. Die Gejchäfte, durch welde die Specu- 
lation vermittelt wird, find der Tageskauf und ganz vorzüglich der Kauf auf 
Lieferung. Wurde dem Geſchäfte eine Erlöfchungsclaufel (‚am 1. April ift 
das Engagement erlofchen‘‘) ober ein genau beftimmter Tag der Erfüllung 
beigefügt, fo kann ver Käufer, wenn die Lieferung zur bejtimmten Zeit nicht 
erfolgte, ftatt auf Erfüllung einfach auf die Preispifferen; (nebſt dem Erſatz 
des erweislich höheren Schadens) Hagen. Es kann nun aber verabredet 
werben ®), daß überhaupt gar nicht materiell erfüllt, fondern nur die Differenz 
des Preifes gezahlt werden folle, welchen eine Quantität Papiere zur Zeit bes 
Abſchluſſes und zu einem jpäteren Termine bat; dies Gefchäft Differenz- 


1) Thöl, Ueber den Verkehr mit Staat$papieren (1885), S. auch befien Handelsrecht, 
5. Aufl. $ 288, 284 und 286—294. Siegfried (Saling), Die Börfe und die Börfengejchäfte, 
6. Aufl. (1898). Die in biefem Paragraph aufgeführten Speculationen und Geſchäfte können 
zwar auch bei fonfligen Waaren bald mehr, bald weniger angewandt werden, aber fie haben 
ihren häufigften und bei der Natur des Gegenftands natürlichften Gebrauch bei Staatspapieren. 

2) Oder es wird verkauft, in der Hoffnung, es könne nun billiger gelauft werden. 

8) Unrichtig iſt e&, anzunehmen, daß der Lieferungstauf regelmäßig ein fimulirtes Differenz- 
geichäft fei; es giebt auch Interefien an der wirklichen Lieferung. 
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geihäft) ift fein Kauf auf Lieferung, fondern eine nicht verbotene Art der 
bedingten Verträge +). 

Ein Speculant verbeffert feine Lage, wenn er fich beim Lieferungsfaufe 
ein Wahlrecht zwifchen Erfüllung und Nichterfüllung, das Recht des Rücktritts, 
vorbehält). Dadurch entfteht eine Ungleichheit in der Stellung der Eontra- 
benten, dieſe wird ausgeglichen durch eine Prämie an venjenigen, welcher 
Das Wahlrecht nicht hat, alſo ungünftiger geftellt ift. Sie ift im Zweifel eine 
Affecuranzprämie, welche für das Necht des Nüdtritts, nicht für den gewähl- 
ten NRüdtritt gegeben wird. Das Prämiengefchäft Tann ein einfaches und ein 
zuſammengeſetztes fein (3. B. Zweiprämiengefchäft, zweiſchneidiges Prämien- 
und Stellgefhäft®), ohne daß fich die rechtliche Beurtheilung verändert. 
Modificationen des Prämiengefchäfts find: 1) der Schluß auf feft und 
offen, ein Lieferungsfauf, bei welchem ver Käufer einen Theil der Papiere 
feft fauft, in Betreff eines anderen Theils fich gegen eine Brämie (welche in 
. der Geftalt einer Preiserhöhung der feit gefauften Papiere ericheint) das Recht 
des Rücktritts vorbehält?), ein Geihäft, das den Namen Nochgeſchäft 
führt, wenn man es als einen Lieferungstauf auffaßt, bei welchem ver Käufer 
das Recht Hat, außer den bejtimmten Papieren noch eine Anzahl mehr zu 
faufen 2); 2) das Wandelgeſchäft, ein Rieferungslauf, bei welchem der Käufer 
gegen Prämie das Recht hat, die Lieferung früher als an dem beftimmten 
Tage zu fordern ?). 

Dei Staatöpapieren, welche ven Charakter von Lotterieloofen haben, 
dient häufig zur Speculation das Heuer- oder Bromeffengeidhäft, 

4 Nicht alle gewagten Gefchäfte waren im römifchen Rechte verboten, fondern wur daB 
Spiel; ein foldhes ift es nicht, da feine fpielmäßige Thätigkeit der Parteien flattfindet ; es ift 
auch keine Wette, fondern eine Art der sponsio (derem eine Art die Wette iſt) mit einem durch 
moderne Verhältniffe erzeugten Inhalte So richtig THöl, Verkehr, ©. 257. A. M. Bender 
a. a. O. ©. 424; Souchay, Zeitfhr. f. Eivilrecht und Pror., 8 ©. 328. Das Sädf. Eivil- 
gefegb. 8 1482 behandelt das Geſchäft ald Wette oder Spiel. 

5) Eine eigenthlimliche Art, fich zu helfen, gewährt dem, welcher an einem beflunmten 
Tage vertragsmäßig die Papiere nehmen muß, das ſ. g. Brolongationsgefhäft Mau 
verfteht darunter die Herbeiziehung eines Dritten, der den eigentlichen Käufer dadurch auß der 
Berlegenheit zieht, daß er die Papiere gegen Geld kauft, fie aber auf Zeit fofort an jenen 
wieder verlauft. Ladenburg a. a. DO. ©. 418 fig. 

6) Beim Zweiprämiengefchäft lauft A auf Lieferung von B umd verkauft auf Lieferung 
an C mit Vorbehalt des Rüdtritts bei beiden Geichäften gegen Prämie, ober bewilligt umgelehrt 
dem B und C gegen ‘Prämie den Rüdtritt; beim zweifchneidigen Prämiengeſchäft verpflichtet ſich 
Jemand gegen Prämie, einem Dritten nad defien Wahl entweder Papiere zn liefern oder von 
ihm zu beziehen, oder vom Vertrage zurüdzutreten; die dritte Wahlbefugnif fehlt beim Stell- 
geichäft. 

7) Die ift entweber ein Kauf mit Refolutiv- oder Suspenftvbedingung. 

8) Zwiſchen dem Nochgeihäft und dem Schluß auf fe umd offen befteht freilich immer 
der Unterſchied, daß man bort, um den Erfolg hervorzubringen, reden muß, während bei dem 
ießteren je nad) ber Art der Bedingung ſchon ein Schweigen genfgt. - 

9) Dies kann ſich anch der Verkäufer vorbehalten, wa8 aber nad) der Natur der Berhält- 
uiffe felten der Kal if. Thöl, Handelsr., 8 99 Note 2. 
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bei dem Semand einem Anderen gegen Prämie den Gewinn verfpricht, welcher 
auf ein in feinem ober eines Dritten Eigenthum befinbliches Loos fallen 
werde 19). 


IE. Pacht und Miethe'). 
1. Mehschanpt. 
8 208 *, 

Der Pacht⸗ und Miethövertrag ift im Ganzen nach römiſchem Necht zu 
beurtbeilen. Doc fehlt es nicht an wichtigen einheimifchen Regeln 1°). 

Hierher gehören namentlich Beftimmungen über die Dauer der Mieths- 
zeit. So endigt nach dem Reichsgeſetzbuch die Wohnungsmiethe durch eine 
Kündigung, welche fowohl dem Vermiether wie dem Miether freifteht, jedoch 
nur zum- Schluffe eines KRalendervierteljahrs wirkſam wird und ſpäteſtens am 
erften Tage des betreffenden Bierteljahrs erklärt werden muß?) Natürlich 
tönnen die Parteien auch eine längere oder fürzere Dauer der Miethe verein- 
baren >). Die Vereinbarung einer längeren Miethsdauer wird aber in gewiſſen 
Fällen unwirkſam, und die Barteien können alsdann fchon vor Ablauf der 
vereinbarten Frift, unter Einhaltung der gefeglichen Künbigungsfriften kündigen). 
In gewiſſen Fällen endlich haben beide Theile fogar das Necht, die Miethe ohne 
jede Künbigungsfrift fofort aufzuheben). Bleibt der Miether nach Ablauf der 
Miethszeit in ver Wohnung, jo gilt die Miethe als verlängert, wenn nicht 


10) Es ift entweder der Berlanf einer unbeflimmten und ungewiſſen Forderung oder eine 
nicht verbotene Art bedingter Verträge. Thöl a. a. O. $ 103, 

1) Hermann, Der Miethvertrag hauptfächlich in Bezug auf Wohnungen; Blomeyer, Padıt- 
recht (1871); Drechsler, Der landwirthſchaftliche Bachtvertrag (1871). Gefchichtliches bei Auer, 
Münchener Stabtr., Einl, S. 70, Arnold, Eigenthum in den deutſchen Städten, ©. 19%, 
v. Brünued in d. Ztſch. d. Sav. Stift. 1 ©. 138. 

1a) Ueber daS geſetzliche Pfandrecht ſ. oben S. 806. 

3) RGEB. 506. Anders, wenn der Miethzins nach Tagen, Wochen oder Monaten be- 
meſſen ift. 

8) Die Miethsdauer kann aber längftens auf 30 Jahre oder auf die Lebenszeit des Miethers 
vereinbart werben, und die Vereinbarung muß, wenn file anf mehr als ein Jahr geht, ſchriftlich 
fein. ROB. 507, 508. 

4) In diefer Weife fönnen kündigen: 1) beide Theile, wenn der Miether ftirbt ober in 
Concurs fällt; 2) der Miether, wern er als Beamter verfeßt wird, ober wenn ihm der Ber- 
miether grundlos die Aftervermietfung der Wohnung verbietet. RGB. 510, 511, 498, 
RContc. Ordn. 17. Siehe and) unten Anm. 16. 

5) Dies jofortige Kündigungsrecht hat: 1) der Bermiether, wenn der Miether die Wohnung 
trog Abmahnung mißbraudht ober mit zwei aufeinander folgenden Miethözielen in Verzug kommt; 
2) der Miether, wenn der Bermiether ihn die Wohnung gar nicht ober nicht in ber bebungenen 
oder geſetzlichen Art gewährt; doc muß der Miether dem Vermiether regelmäßig eine Frift 
einräumen, damit er feinen Verpflichtungen nachträglid genüge; auf Mängel der Wohnung, 
die er beim Miethen hätte bemerken müſſen oder die er beim Einziehen thatfädhlich bemerkt bat, 
shue Einſpruch zu erheben, kann er fich regelmäßig nicht berufen; andere nur, wenn die 
Wohnung geradezu gefundheitägefährlich ift; alsdann Tann er fogar auf fein Kündigungerecht 
nicht einmal gültig verzichten. RGB. 497, 487, 484, 488. 

17. Aufl. 33 
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einer von beiden Theilen binnen 14 Tagen feinen entgegenftebenden Willen 
erflärt, und kann fortab nur mit vierteljähriger Kündigung aufgehoben werden ®)- 
Aehnliche Regeln gelten für die Pacht von Grundftüden; doch wirb, wenn 
nicht8 anderes vereinbart, die Kündigung nur zum Schluß eines Pachtjahrs 
wirffam und muß ein halbes Jahr vorher erklärt werden !). 

Ein Anſpruch des Pächters auf Nachlaß am Pachtzins in Unglüdsjahren 
wird von den neueren Geſetzen nicht anerkannt ®). 

Ueberaus wichtig und vom römischen Necht grunbfäglich abweichend ift 
die deutſche Regel): „Rauf briht night Miethe“. Diefe Regel hat fi 
dem römijchen Recht gegenüber im größten Theile Deutfchlands behauptet und 
wird auch vom Neichögefegbuch angenommen !°). Die Regel bedeutet zumächft, 
daß der Verlauf oder die fonftige Veräußerung des Mietbögrundftüds unter 
ben urfprünglichen Vertragsparteien einen Kündigungsgrund nicht abgiebt, 
fondern daß der Miethsvertrag auf die volle urjprünglich vereinbarte Zeit 
fortbejtehen bleibt. Die Regel bebeutet weiter, daß auch ber Käufer ober 
fonftige Erwerber des Miethsgrundſtücks den Vertrag gegen fich gelten laſſen 
muß und ben Miether vor Ablauf des Vertrages nicht austreiben darf: der 
Miether hat alfo ein dingliches Necht am Miethsgrundſtück; ja, der Erwerber des 
Grundftüds ift fogar perſönlich mit feinem ganzen Privatvermögen für bie 
Erfüllung ded von feinem Vorgänger abgefchloffenen Miethsvertrages haftbar 11); 
die Vermietherpflichten ruhen mithin als eine Neallaft auf dem Grundſtück. 
Die Regel bedeutet endlich drittens, daß der neue Erwerber auch die Ver⸗ 
mietherrechte auszuüben befugt if. So tritt alfo der Erwerber von Rechts⸗ 
wegen in bie Miethverträge, welche fein Grundſtück betreffen, als Vermiether 





6) RGB. 509, 

7) RGEB. 555. Der Pächter hat außerdem wegen Verweigerung der Afterverpachtung 
und wegen Berjegung ein Kiindigungsredht ; ftirbt der Pächter, fo haben nur feine Erben ein 
Küindigungsrecht, nicht der Berpäcter (RGB. 556). 

8) Anerfannt ift er noch vom Pr. AR. I, 21 5 478 fig. und bem c. c. 1770 fig., nicht 
dagegen vom Sächſ. EB. und RGB. 

9) Vermebrter Sachfenfp. II, 4 d. 5: had eyn man sin hus . . vormid unde vorkouft 
das sint der zcith: der das gemit had, der had sin ingedinge. Wulde on der abetribe, der 
is gekouft hette, des en sal nicht sin... . . der is denne gekouft hette, der behalde sin 
eygen, ab her wel, unde warte sines zeinses. @oßlarer Stat, S. 231 3. 39, Brünner 
Schoͤffenb. e. 1389 n. ſ. f. 

10) Hamb. Stat. II 9, 18. Pr. ER. I, 21 8 358, c. c. 17485. RGB. 512. Im den- 
jenigen Gebieten, in welchen bie deutſche Regel durch das römische Recht verdrängt ift („Kauf 
bricht Miethe‘), wird meiften® vermittelnd beftimmt, daß der neue Eigenthümer vom Miether 
die Räumung der Wohnung erft nach Ablauf der gefeßlihen Küubdigungsfrift fordern darf: fo 
3. B. Sädf. GB. 1225, 

11) Aber auch der Veräußerer bleibt für die Erfüllung des von ihm abgefchloffenen 
Miethövertrages perfönlich haftbar: er fteht für jeden Schadenserfag, den ber jetzige Eigen- 
thumer wegen Verletzung feiner Bermietherpflichten zu leiften hat, wie ein ſelbſtſchuldneriſcher 
Bürge ein. Diefe Haftung erlifcht aber, wenn ber Miether, nachdem der Bermiether ihm den 
Eigenthumswechſel angezeigt, die Miete nicht am erften nach dem uripränglichen Bertrage zu⸗ 
läffigen Kündigungstermin auflündigt. RIB. 512. 


Kauf bricht nicht Miethe. 8 208, 355 


ein. Die Miethsverträge find fomit nach der Auffaſſung des deutſchen Rechts 
von dem wriprünglichen Vermiether nicht bloß für feine Perſon, fondern zu- 
gleich zu Gunſten und zu Laften aller fünftigen Eigenthümer des Miethögrund- 
ſtücks abgeſchloſſen:2). Daraus folgt, daß der Miether von dem Augenblid 
ab, wo er bie Mebereignung des Grundſtücks erfährt, den Miethszins nicht 
mehr an den urjprünglichen VBermiether, fondern nur an den neuen Eigen⸗ 
thümer zahlen darf; dagegen ift eine Miethszahlung, die der Miether zu 
Händen des urjprünglichen Vermiethers ohne Kenntniß des Eigenthumswechſels 
geleiftet bat, natürlich rechtsgültig8); nur eine Borausbezahlung der Miethe 
auf mehr als ein halbes Jahr braucht der neue Eigenthümer gegen fich nicht 
gelten zu laſſen0). Borausfegung der ganzen Regel ift, daß der Miether 
bereits in den Befig des Miethsgrundſtücks gekommen iſt; ver bloße Abſchluß 
des Miethövertraged giebt ihm aljo ein dingliches Recht noch nicht; dagegen 
ift die Eintragung des Mierhsrechts im Grundbuch nicht nöthig 10). Für bie 
Zwangsverfteigerung des Miethsgrundftüds gilt die Regel ‚Kauf bricht nicht 
Miethe“ nur dann, wenn das Grundſtück dem Erfteher „mit Uebernahme bes 
Miethsverhältniſſes“ zugefchlagen tft; ift Dagegen der Zuſchlag ohne dieſe 
Claufel erfolgt, fo kann der Erſteher dem Miether unter Einhaltung der ge- 
ſetzlichen Kündigungsfrift kündigen ?°); entiprechende Regeln gelten, wenn ber 
Vermiether in Concurs verfallen ift und der Goncursverwalter das Mieths⸗ 
grundftüd freihändig verlauft 17) 18), 





12) Dies ift bereitd im Wefentlichen die Auffafſung des preußifchen Rechte, Dernburg, I 
8 291. 

18) RGEB. 515. 

14) Dies if eine Neuerung des REB.'s 8 515. Das halbe Jahr wird fo berechnet, daß 
e8 dasjenige Kalendervierteljahr, in welchem der Miether den Eigenthumswechſel fchließlich er- 
fabren bat, und das nächftfolgende Vierteljahr umfaßt. Beiſpiel: Auflafjung am 2. Januar; 
Tags darauf erhebt der Beräußerer die Miethe für das ganze Jahr im Voraus; erfährt num 
ber Miether den Eigenthumswechſel am 30. Juni, fo muß er die Diiethe vom 1. October ab 
nochmals zahlen; erfährt er dagegen den Eigenthumswechjel erft am 1. Juli, fo ift die ganze 
Miethszahlung gültig. 

15) Damit wird alfo die Regel durchbrochen, daß eine dingliche Belaftung von Grundftäden 
gegen Dritte nur gilt, wenn fie offenkundig if. Allerdings macht die Uebergabe des Mieths⸗ 
grundſtücks an den Miether den Miethevertrag erfennbar unh bezeichnet dem Erwerber des Grund⸗ 
ſtücks die Perſon, bei der er fi Auskunft Über die Art und Weile der Miethsbelaftung holen Tann. 
Hätte nicht aber das Geſetz beftimmen müflen, daß der Miether nicht bloß in den Miethsbeſttz 
eingewiefen, fondern auch darin verbleiben muß, wenn fein Recht dinglich wirken joll? 

16) Amtl. Anm. zu REB. 520. Demgemäß ift das Grundſtück zwiefach auszubieten, 
mit den Miethöverträgen und ohne fie. Der Zufchlag erfolgt „mit den Miethöverträgen‘, wenn 
das betreffende Gebot alle betheiligten Gläubiger befriedigt oder wenn es wenigſtens nicht ge- 
ringer ift als das Gebot, welches die Uebernahme der Miethöverträge ablehnt. — Die meiften 
jegigen Gefeke geben dem Erfteher bei der Zwangsverſteigerung ba® Recht, die Miethöver- 
träge unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfrift zu Fündigen, unbedingt, kennen alſo das 
Ausgebot des Grundſtücks „mit den Miethöverträgen” nicht ; fo 3. Pr. ER. I, 21 8 860 fig. 

17) RConc. Ordn. 17 Nr. 2. 

18) Gerber beurtheilt die deutſche Regel: „Kauf bricht nicht Miethe“, wie folgt: „Dieſer 

33* 
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2. Biehverſtelluus. 
g 209. 


Unter den Grundfägen des Pachts fteht auch größtentheild das vielgeftal- 
tige Gefchäft ver VBiebhverftellung?!), wobei Jemand ein Hausthier einem 
Anderen zur Fütterung, Wartung und zum Genuß feines Nutzens gegen einen 
vertragsmäßigen Vortheil auf längere Zeit überläßt. Nicht immıer ift freilich 
die Uebereinkunft der Parteien auf ‘einen wirklichen Pacht, oft auch auf ein 
Societätsverbältniß gerichtet, namentlih dann, wenn beide heile zur An- 
ſchaffung des Thieres beitrugen und dem Einfteller quote Theile des Gewinns 
abgegeben werben. In Verbindung mit Gutsverpachtnngen kommt dies Ge- 
Ihäft als f. g. Eifernviehvertrag?) in der Geftalt vor, daß der Pächter 
das auf dem Gut befindliche, taxirte Vieh übernimmt und am Ende bes 
Pachts eine gleich große Anzahl von gleicher Güte zurüdläßt. Er übernimmt 
bier die Gefahr des Viehs, obfchon deſſen Eigentbum dem Verpächter ver- 
bleibt. 


III. Dienftvertrag'). 
8 210*. 


I. Begriff und Arten. Der Dienftvertrag verpflichtet den einen 
Theil zu Dienftleiftungen, ven anderen Theil zur Gewährung eines Lohns 
Sat hat in Älteren und neueren dentfchen Particularrechten den Charakter eines Billigleits- 
und Utilitätsfages; er ift nicht ale Ausfluß eines höheren, die Natur des binglichen Rechts 
überhaupt beflinmnenden Principe zu conftruiren. Das Lebtere ift freilich im neuerer Zeit oft 
verfucht worden, befonders zum Zwecke einer tieferen Begründung des Preuß. Rechts. So au 
von Ziebarth, Die Realereeution und die Obligation mit befonderer Rückſicht auf die Miethe, 
1886. — Es ift allerdings wahr, daß unfere modernen Gefeßgebungen in einer Reihe von Be- 
ſtimmungen die Grenzlinien der dinglichen umd perfönlicien Rechte überfichreiten. Ganz be- 
fonder® gilt dies von der Neigung, das Ingroſſationsſyſtem zu einem Mittel dafür zu ent- 
wickeln, daß perfönlihen Anfprücen bie Kraft dinglicher beigelegt werde. Es iſt möglich, daß 
die Wiflenfchaft, wenn diefe Richtung der Geſetzgebung fortdauert, bereinft dazu gelangen muß, 
ſolche Sätze nicht mehr als vereinzelte Modificationen zu betrachten, ſoudern darin eine elemen⸗ 
tare Veränderung des dinglichen und perjönlichen Mechtöprincips zu erkennen. Noch aber if 
biefer Zeitpuult wohl nicht gelommen; namentlich ift e8 noch nicht au der Zeit, bei ber Be- 
ſtimmung des dinglichen Rechts vom Inhalte ganz abzufehen und allein auf das Moment ber 
Berfolgbarfeit gegen Dritte zu bliden. Ob aber dereiuf jene Producte einer modernen Geſetz⸗ 
gebung an äußerlich ähnliche, aber doch einem völlig anderen Gedankenkreiſe angehörende Er⸗ 
fheinungen des Mittelalters angeluüpft werden dürfen, das wird fidh erſt feiner Zeit wifjen- 
ichaftlich beftimmen laſſen.“ Hierauf ift zu entgegnen, daß die Regel „Kauf bricht nicht Miethe“ 
durchaus nicht die Grenzlinien der perfönlichen und dinglichen Rechte „überfchreitet”‘, ſondern daß 
fie diefe Grenzlinien nur anders beſtimmt, als das römifche Recht. Es Tiegt alſo auch feine 
„elementare Veränderung des binglichen und perjünlichen Rechtsprincips“ darin. 

1) ©. vorzägli Hud in der Zeitfchr. f. deutſch. R, Bd. 5 S. 266 fig. Die meiften 
Bariationen bed Vertrags betreffen bie Frage über das Tragen ber Gefahr und die Art des 
als Pachtzins zu gebenden Gegenſtands. Der häufige Gebrauch des Geſchafts zum Wucher hat 
befonbere Beichränkungen desſelben in den Particnlarrechten veranlaßt. 

2) Eigentficher contractus socidae. RGB. 528. 529. 

1) Dandwardt in Ihering's Jahrb., 14 S. 228 (1874), Löning, Vertragkbruch (1876), 
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ober einer fonftigen Vergütung, die vbienftpflichtige Partei ſei fur; ale 
„Arbeiter“ bezeichnet, die dienſtberechtigte als „Dienſtherr“. Der Dienft- 
vertrag kam auf Dienfte aller Art geben und unterliegt deshalb ſehr 
verjchiedenen Regeln?). Insbeſondere giebt es beſondere Beitimmungen 
für gewerbliche Arbeiter) — zu denen aber nur die in Handwerk 
und Induſtrie beichäftigten Perjonen, nicht z. DB. Landarbeiter, Berg- 
leute, Seeleute, gerechnet werden, — für Hanblungsgehülfen +), für das 
Gefinde 5) 6). Das Recht des Dienftvertraged ift Überwiegend moberner Art: 
die Regeln des deutſchen Mittelalters und noch mehr die römischen find zumeift 
veraltet. 


II. Bertragsfhluß. Der Dienftvertrag kann formlos abgeichloffen 
werden’). Nur bei der Geſindemiethe ift landesrechtlich die Hingabejeines 
Handgelds nöthig, um den Vertrag zu Stande zu bringen®). Außerdem ift 
für Fabriken, in denen gewöhnlich mindeſtens 20 Arbeiter befchäftigt werben, 
und für Bergwerke der Erlaß einer fchriftlicden Arbeitsordnung erforberlich, 
die öffentlich auszubängen und jedem Arbeiter beim Antritt feines Dienſtes zu 
übergeben tft; dieſe Arbeitsordnung ift für den Dienftheren ſowohl wie für 
den Arbeiter verbindlich und erjegt oder ergänzt aljo den zwilchen beiden ge- 
ſchloſſenen Dienftvertrag; Sonderverabredungen zwifchen dem Dienftberrn und 
den einzelnen Arbeitern jind ungültig, wenn fie die Feſtſetzung von Disciplinar- 
ftrafen oder das beiderfeitige Kündigungsrecht betreffen 9). 


II. Lohnanſpruch der Arbeiter. Der Dienftberr ift zur Zahlung 
des vereinbarten oder ortsüblichen Lohns verpflichtet. Die Zahlung gefchiebt 
postnumerando, d. 5. nach Ablauf des Zeitabjchnitts, für welchen der Lohn 
beftimmt ift, oder nach Leiftung der dem Pflichtigen obliegenden Dienfte. Kommt 


W. Eidel, Beftrafung des Vertragsbruchs (1876), Stobbe III 8 187 fig. Dernburg II 
g 192 fig. 

| 3) Weshalb fich auch die zufammenfafende Darftellung bes gefammten Rechts der Dienft- 
verträge nur für eine kurze Skizze, wie fie bier — unter Verzicht auf Bolftändigleit — verfucht 
wird, empfiehlt. 

8) Duelle: RGewO. in der Fafſung des RGeſ. v. 1. Juni 1891. 

4) Onelle: HOB. 57 fig. und RGewO. 154. 

5) Duelle: das Landesrecht, 3. B. preuß. Gef.-Orbu. v. 8. November 1810. 

6) Für die übrigen Arbeiter gelten zum Theil Sondergefege (3. B. für Seeleute Reichs⸗ 
Geemannsorbnung v. 27. Dezember 1872, für Bergleute preuß. Gef. v. 24. Yuni 1899), zuun 
Theil die Gefindeorbn. (3. B. für ländliche Arbeiter, die beim Dienfiheren wohnen). Für alle 
anderen Arbeiter gilt hinfort REB. 551 fig., Regeln, die ergänzend Übrigens auch für ge- 
werbliche Arbeiter u. f. f. gelten. 

7) Die für Seeleute vorgefchriebene Anmufterung (Seemannsordn. 10, 24) ift für die 
Gültigkeit des Dienfivertrage® nicht weientlich. 

8) Preuß. Geſ.O. 28. Stobbe LIT 8 1871, 

9 RGewO. 1845 fig. Preuß. Gef. v. 24. Juni 1892 8 80a fig. Vor Erlaß der 
Arbeiteorbnung find die Ausſchüſſe der Arbeiter und da, wo folche Ausſchüſſe nicht gebildet 
find, fänmtlihe großjäßrigen Arbeiter der Fabrik zu bören. Die Arbeitsorbnung ift der Polizei 
einzureihen und kann von ihr beanftandet werben. 
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der Dienftberr mit der Annahme der Dienfte in Verzug, jo muß er den Lohn 
zahlen, ohne daß er Nachleiftung jener Dienfte forbern darf!) Ebenſo muß 
er den Lohn fortzahlen, wenn der Arbeiter ohne fein Verſchulden, 3. B. Durch 
Krankheit, an der Leiſtung der Dienjte verhindert war; doch gilt dieſe Pflicht 
regelmäßig nur bei einer Dienftunterbredung von verbältnigmäßig geringer 
Dauer; bloß für Handlungsgehülfen und höhere gewerbliche Arbeiter (Wert- 
meifter, Chemiler u. dgl.) iſt die Löhnungspflicht auf Dienftunterbrechungen 
bis zur Dauer von 6 Wochen, bei Dienftboten und Seeleuten jogar auf die 
ganze Dauer der Dienftzeit ausgedehnt 1!) Im Concurfe des Dienjtherrn 
haben alle Berjonen, die in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft verbungen 
waren, wegen des Lohns und fonftiger Dienftbezüge aus dem letzten Sabre den 
Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung !*). Der Lobnanfpruch unterliegt der 
Pfändung durch Arreft oder Zwangsvollſtreckung nicht, e8 fei denn, daß der 
Arbeiter die Dienfte, auf welche der Lohnanſpruch fich bezieht, bereits geleiftet 
und den Lohn am Zahltage einzufordern verfäumt hat; infoweit Tann ber 
Arbeiter feinen Lohnanſpruch auch nicht abtreten oder verpfänden 1°). 
Befondere Regeln find für den Lohnanſpruch der gewerbliden 
Arbeiter und der Bergleute aufgeftellt. E8 kann nämlich dur Orts⸗ 
ftatut beftimmt werden, daß der Lohn in feften Friften von einer Woche bis 
zu einem Monat auszuzahlen ift und daß der Lohn minderjähriger Arbeiter 
nit an biefe felbft, jondern an ihre Eltern oder Vormünder bezahli wird !«). 
Andererſeits ift, um eine Ausbeutung der Arbeiter duch die Dienftberren — 
das fog. Truckſ yſtem — zu verhindern, feitgefegt, daß die Lohne in Reichs⸗ 
währung zu berechnen und baar auszuzahlen find. Doc ift es dem Dienftheren 
geftattet, ven Arbeitern Xebensmittel, Teuerung, Beleuchtung, Arzeneien, Werk⸗ 
zeug und Arbeitsrohmaterial in Anrechnung auf den Lohn zu liefern, fofern 


10) ROB. 552, 555, 566. Der Arbeiter muß fi) aber vom Lohne abziehen laſſen, was 
er in Folge des Unterbleibens der Dienflleiftung erfpart oder durch anderweitige Verwendung 
feiner Dienfte erworben bat oder was er dadurch hätte eriverben können, wenn er es nid 
böswillig unterlaffen hätte. 

11) REB. 557. HGB. 60. RGewO. 1380. Preuß. Gef.Ordn. 86, 91. RGel. v. 
27. Dez. 1872 5 49. Bon der Trage, ob der Dienfihere dem erkrankten Arbeiter den Lohn 
fortzahlen muß, ift verfchieden die Frage, ob er auch die Kurfoften zu tragen hat. Dies wirb 
bejaht für Gefinde und Seeleute, Breuß. Geſ.Ordn. 86 fig. RGeſ. dv. 27. Dei. 1873 8 48. 
Siehe Rofin, Arbeiterverfiherung (1890), 1 ©. 2. 

12) RConc. O. 54 Nr. 1. 

18) RGeſ. v. 21. Juni 1869. CPO. 749. Vorausgeſetzt ift, daß das Dienftverhältniß, 
aus welchem der Lohnanſpruch hervorgegangen, die Erwerbsthätigkeit des Arbeiter vollfländig 
oder hauptfählich in Anfprucdh nimmt. Die Pfändung ift flatthaft regen geſetzlicher Alimenten- 
forderungen der Familienangehörigen des Arbeiters und, wenn der Lohnanfprud mehr als 
1200 ME. jährlich beträgt, in Höhe des Mehrbetrages auch wegen anderer Forderungen. 

14) RGewO. 119, 1830, 154. Dies gilt nicht für Arbeiter höherer Art; für Yabril- 
arbeiter in größeren Fabriten muß die Arbeitordnung (oben Anm. 9) die Zeit und Urt ber 
Abrechnung und Lohnzahlung beſtimmen. 
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der Preis die Anfchaffungs- oder Herftellungstoften nicht überfteigt , in gleicher 
Art kann der Dienftherr den Arbeitern Wohnung und Landnugung zum orts- 
üblichen Miethszins gewähren 15). Eine Angabe an Zahlungsftatt, die dieſen 
Regeln widerftreitet, ift nichtig; der Arbeiter kann alſo nochmalige Baarzablung 
feines Lohns fordern, muß aber das an Zahlungsftatt Empfangene an eine 
gewerbliche Hülfskaffe herausgeben. Für den Fall eines Vertragsbruchs bes 
Arbeiters Tann der Dienſtherr jich eine Sicherſtellung durch Einbebaltung eines 
Theils des Lohne ausbedingen; er darf aber von jeder Lohnzahlung höchſtens 
ein Biertel und insgefammt nicht mehr als einen Wochenlohn einbehalten 16). 
Ferner ift verboten, daß der Arbeiter vertraggmäßig in der Verwendung feines 
Arbeitsverdienites beſchränkt, z. B. zur Entnahme feiner Lebensbedürfniſſe 
in einem beftimmten Laden verpflichtet wird 17). Deshalb foll der Dienftherr 
auch dem Arbeiter feine Waaren auf Credit liefern, anverenfall® behält zwar 
der Arbeiter die Waare und muß fie auch bezahlen; die Zahlung geichieht aber 
nicht an den Dienftheren, jondern an eine gewerbliche Hülfskaſſe 13). 


IV. Sonftige Rechte der Arbeiter. Die Arbeiter können forbern, 
daß der Dienftherr, ſoweit er den Arbeitsraum ftellt, die Geräthſchaften Liefert 
oder den Dienft leitet, alle Mafiregeln trifft, um Gefahren für Leben und 
Geſundheit der Arbeiter jo weit abzuwenden, als die Natur der Dienftleiftung 
es geftattet, wenn der Dienſtherr dieſe Pflicht ſchuldhaft verlegt, ift er dem 
Arbeiter erjagpflichtig 12). 

Nah Ablauf der Dienftzeit können die Arbeiter vom Dienſtherrn ein Zeug- 
niß über die Zeit ihrer Beichäftigung, ihre Führung und ihre Leiftungen 
fordern 19%), 


V. Pflihten der Arbeiter. Sie werben durch Vereinbarung und 
Ortsgebrauch beftimmt. Nur felten enthalten die Gejege pofitive Beitim- 
mungen darüber, etwa wenn fie ven Hanblungsgehülfen verbieten, für Rech⸗ 


15) Ratürlich ift dabei vorausgeſetzt, daß der Arbeiter mit diejen Lieferungen des Dienft- 
Heren einverftanden ift oder ihre Annahme im Voraus verfprochen hat. 

16) REewO. 115 flg., 119a, 183e, 1545 (letere Regel gilt nicht für höhere Ar- 
beiter). 
17) RGEewO. 117, 154a. Eine Ausnahme ift zu Gunſien von Einrichtungen zur Ver⸗ 
befferung der Lage der Arbeiter und ihrer Yamilien gemacht. 

18) Mit Ausnahme der Waaren, die ihm, wie oben bemerkt, in Anrechnung auf ben Lohn 
zu liefern geftattet ifi. Die Lieferung auf Eredit ift übrigens nicht bloß dem Dienftherrn ſelbſt 
verboten, fondern auch, um Sciebungen zu vermeiden, feinen Yamilienmitgliedern, Gehülfen 
u. ſ. f. RGewO. 115, 118, 119, 154, 

19) ROB. 558. So bereit8 jett für gewerbliche Arbeiter RVOewO. 1208; für diefe if 
auch beftimmt , daß der Dienftherr für die Aufrechterhaltung der guten Sitten und bed An⸗ 
ftandes forgen muß: fo muß er da, wo die Arbeiter fi in der Fabrik wajchen oder umlleiden, 
getrennte Räume für beide Gefchlechter zur Verfügung fellen; auf Arbeiter nnter 18 Jahr 
ift befondere Rüdficht zu nehmen. RGewO. 120 b, 120c. 

19a) RGB. 568. Dies galt bisher nur für einzelne Arten der Arbeiter, z. B. fr Dienfl- 
boten und gewerbliche Arbeiter (KGewO. 118, 114). 
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nung eines Anderen als ihres Dienftheren Handelsgeichäfte abzufchließen ?°). 
Dagegen enthalten die neueren Geſetze jehr oft Beftimmungen negativer Art, 
welche die Dienftpflicht der Arbeiter in gewiſſem Maß zu befchränfen fuchen. 
Das gilt namentlich für die gewerblichen Arbeiter und insbeſondere für bie 
Fabrifarbeiter und Bergleute. Co ift für alle gewerblichen Arbeiter beftinmt, 
daß fie nur zu gewerblichen Arbeiten, nicht zu Häuslichen Dienitleiftungen 
verpflichtet iind ?°) und daß fie (mit gewillen Ausnahmen) an Sonn- und 
Fefttagen nicht einmal dann, wenn fie e8 ausbrüdlich zugejagt haben, zu 
arbeiten brauchen ??). Weitgehende Beichränkungen finden fich ferner für bie 
Dienftpfliht von Arbeiterinnen 28) und von jugendlichen Arbeitern ?*), nament- 
lih in den Fabriken und Bergwerken. Für größere Fabriken, in denen gewöhn- 
lich mindeftens 20 Arbeiter bejchäftigt find, und für Bergwerte muß Anfang und 
Ende der Arbeitözeit und der Umfang ber Arbeitspaujen durch die Arbeits- 
ordnung öffentlich bekannt gemacht werben 25), 


VI Zudtgewalt des Dienftherrn. Bei gewiſſen Dienftverträgen, 
die auf längere Trauer berechnet find, ift der Arbeiter einer Zuchtgewalt feines 
Dienftheren unterworfen. Doch beftehen die Zuchtmittel des ‘Dienftheren meift 
nur in dem Recht, dem Arbeiter Verweiſe zu ertbeilen und ihn bei grober 
Pflichtverlegung aus dem Dienft zu entlaffen. Stärkere Strafmittel, 3. B. das 
Recht, Lohnkürzungen zu verhängen, ftehen dem Herrn nur zu, wenn es im 
Dienftvertrage ausbedungen ift. Einer Unterftügung durch die Polizei oder 
Criminaljuftiz in dem Sinne, daß beharrlicher Ungeborfan oder fonitige grobe 
Pflichtverlegung des Arbeiters polizeilich oder ftrafrechtlich geahndet werde, er- 
freut der Dienftherr fich nicht. Doch giebt e8 von diefen Regeln eine Reihe von 
Ausnahmen. Einmal it zu Gunſten der Arbeiter in größeren Fabriken 
und Bergwerken pas vertragsmäßige Strafrecht des Dienftberrn eingejchränft : 
es müſſen die einzelnen Straffälle und die auf ſie gefegten Strafen in der 


20) HEB. 59. Ausführlichere Beſtimmungen im HEB. und der Seemannsorbn. für bie 
Seeleute und in mauchen Gefindeordnungen fir die Dienftboten. 

21) RGemd. 121, 134. 

22) RGEewO. 1058 fig., 184, nach 8 154 auch für Handlungsgehülfen gültig. 

23) Habrilarbeit ift ihnen in manchen Fabrilationsjweigen ganz verboten, in dem übrigen 
höchſtens 11 Stunden täglich erlaubt, Wöchnerinnen dürfen in ben erften 4—6 Wochen in 
Fabrilen gar nicht arbeiten; Arbeiterinnen über 16 Jahr, die ein Sauewefen beforgen, baben 
einen beionderen Anfpruch auf eine Mittagspaufe; ganz verboten ift den Arbeiterinnen auch die 
Bergarbeit unter Zage. RGewO. 1898, 187, 1d4a. 

24) Alle minderjährigen Arbeiter müflen ein Arbeitsbuch führen; Arbeiter unter 18 Jahr 
dürfen von einem Gewerbetreibenden, dem bie bürgerlichen Ehrenrechte aberfanut find, nicht be- 
ichäftigt werben; es ift ihnen Zeit zum Beſuch einer Fortbildungsſchule zu Iaflen. Arbeiter 
von 14—16 Jahren dürfen in Fabrilen höchſtens 10, Arbeiter von 13 Jahren nur 6 Stunben 
täglih, Kinder unter 10 Jahren gar nicht beichäftigt werden; für gewiſſe Fabrikationszweige 
kann die Beichäftigung von Arbeitern bis 16 Jahr ganz verboten werben. RED. 107, 106, 
120, 136, 139a. 

25) RGOewO. 184b. Preuß. Gef. v. 24. Juni 1893 $ 80b. 
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Arbeitsordnung im Voraus genau beflimmt jein; ferner dürfen bie Strafen, 
wenn fie auf Geld geben, höchſtens den Betrag des halben, in ſchweren Fällen 
des ganzen durcchfchnittlichen Tagelohns erreichen ; enplich dürfen die Strafgelver 
nur zum Beften der Arbeiter der Fabrik verwendet werben ?°). Zweitens ift 
umgelehrt zu Ungunften der Arbeiter die gejegliche Zuchtgewalt des 
Dienſtherrn verichärft gegenüber Dienftboten, ländlichen Arbeitern und See⸗ 
leuten; es werden nämlich, abweichend von der gewöhnlichen Regel, ſchwere 
Pflichtverlegungen dieſer Arbeiter polizeilich oder ftrafrechtlich geahndet ?°), und 
e8 Tann Seeleuten gegenüber der Kapitän ſogar ohne befondere Vereinbarung 
und ohne Zuziehung von Polizei oder Gericht ſchwerere Strafen, 3. B. Dienft- 
erihwerung , Koſtſchmälerung, nöthigenfalls auch körperliche Züchtigung oder 
Einfperrung und Feſſelung verbängen ?®). 

VO. Dauer der Dienftzeit. Die Frift, binnen deren ber Dienft- 
vertrag aufgefündigt werben kann, hängt im Allgemeinen von ber Vereinbarung 
ab 29). ft eine Bereinbarung nicht getroffen, fo find für die einzelnen Arten 
der Dienftverträge ſehr verfchievene Kündigungsfriften eingeführt ®),; und 
wenn der Dienftherr in Concurs fällt, gelten dieſe geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friften felbit dann, wenn eine längere Dienftzeit oder Kündigungsfrift vereinbart 
war 21). Im gewiſſen Fällen fann der Dienftherr oder ber Dienjtpflichtige 
dag Dienftverhältnig foger ohne Abmwartung einer Kündigungsfrift Iöfen 32). 


26) RGewO. 134b. Preuß. Gef. v. 24. Juni 1892 $ 80b. 

27) Gegen Seeleute reichsrechtlich laut Seemannsordn, 84, gegen Dienfiboten und Land- 
arbeiter 3. B. nach preuß. Geſ. v. 24. April 1854. 

28) Seemannsorbn. 79. Dienfiboten gegenüber gelten biefe firengeren Zuchtmittel nicht ; 
allerdings ſoll nad prenß. Geſ.O. 77 die Herrſchaft firaffrei fein, wenn fte fich durch Dienft- 
widrigfeiten des Gefindes zu leichten Xhätlichleiten binreißen läßt; aber ein Recht zu foldhen 
Thätlichleiten wird doch damit nicht anerkannt. 

29) Doch beftehen für die Vereinbarung folgende Schraufen: 1) Nah ROB. 563 kann ein 
Dienfivertrag, der auf mehr als 5 Jahr oder auf Lebenszeit eingegangen ift, nach Ablauf von 
5 Jahren mit fechsmonatiger Frift vom Arbeiter aufgelünbigt werden. 2) Nah RGewO. 123 
können Yenderungen der gejeglichen Kündigungsfriften bei gewerblichen Arbeitern nur für beide 
Theile gleich vereinbart werben; ebenjo für Bergleute preufß. Gef. v. 24. Juni 1892 $ 81. 

80) I. Der längften Frift erfreut fi) das ländliche Gefinde: Kündigung nur zu Ende des 
Dienſtjahrs mit dreimonatiger Friſt (preuß. Geſindeordn. 41, 112). LU. Kündigung zn Ende 
des Kalendervierteljahrs mit ſechswöchiger Friſt gilt vegelmäßig für ftädtiiches Gefinde, für 
Sandlungsdiener, für höhere gewerbliche Arbeiter und für fonftige Angeftellte höherer Axt (preuß. 
Gefindeordn. 41, 112, HB. 61, RGewO. 183, ROB. 561). II. Bierzehntägige Küindigung 
zu jeder beliebigen Zeit gilt für gewöhnliche gewerbliche Arbeiter, für Bergleute und für fonflige 
Arbeiter, deren Dienft ihre Ermwerbsthätigleit volltfändig oder bauptfählih in Anſpruch nimmt, 
ohne daß ihr Lohn nad) Zeitabfchnitten bemeflen ift (RGemO. 122, 134, preuß. Gef. v. 24. Juni 
1892 $ 81, RGB. 562). IV. In allen anderen Fällen iſt entfcheibend, für welchen Zeitabfchnitt 
ber Lohn vereinbart ift; fo ift 3. B. bei Tagelohn täglich, bei Wochenlohn am erften Tage der 
Bode, bei Monatslohn am 15. des Monats die Kündigung ftatthaft (RGOB. 560). — Eigent- 
thümliche Regeln beftehen für Seeleute (R&ef. v. 27. Dec. 1873 8 56 flg.). 

31) RConc. Ordn. 19. 

32) Regelmäßig beſtimmt das Geje die Gründe nicht, aus welchen eine vorzeitige Löfung 
des Dienfivertrages zuläffig ift, fondern flellt dies ins richterliche Ermeflen (HGB. 62, RSEewO. 
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doch muß der Arbeiter, wenn der Kündigungsgrund nicht ganz befonders dring- 
(ich ift, etwaige ihm aufgetragene Geſchäfte wenigftens fo lange weiterführen, 
bis der Herr für ihre Fortführung anderweit Fürſorge treffen kann 3°). 

Wird das Dienftverbältnig ohne Abwartung einer Kündigungsfrift aufge- 
löſt, fo tft der Lohn des Arbeiter nach Verbältniß der von ihm bereits ge- 
leifteten Dienfte zu bemeifen; ift jedoch die vorzeitige Aufldſung des Dienftver- 
trages durch die Schuld des Arbeiter veranlakt, oder hat er aus einem anderen 
Grunde als dem einer Bertragsverlegung des Dienſtherrn gekündigt, fo bat er 
auf einen antbeiligen Lohn nur infoweit Anſpruch, als feine bereits geleiteten 
Dienfte für den Dienftheren von Werth geweſen find; umgelehrt kann der 
Arbeiter, wenn die Aufldfung des Dienftvertrages durch eine Bertragsverlegung 
des Dienſtherrn herbeigeführt worben ift, noch über den antbeiligen Lohn hinaus 
vollen Schadenserſatz fordern °*). 

Auch in diefer Beziehung befteben aber für bie gewerblichen Arbeiter 
Sonderbeftimmungen. Wenn nämlich ein folder Arbeiter rechtswidrig bie 
Arbeit verläßt oder wenn er umgekehrt vom Dienftherrn rechtswidrig aus ber 
Arbeit entlafien wird, fo kann die unfchuldige Partei von der fchuldigen an 
Stelle des Schavenserjages für jeden Tag des Vertragsbruchs, längftens aber 
für eine Woche, eine Privatitrafe in Höhe des ortsüblichen Tagelohns fordern ?®). 
Außerdem follen Arbeitgeber, die einen Arbeiter zum Bertragsbruch verleiten 
ober bie einen Arbeiter, von dem fie willen, daß er einem anderen Dienftheren 
noch zur Arbeit verpflichtet ift, in Dienft nehmen oder im Dienst bebalten, für 
ben Schadenserſatz oder die Privatitrafe, welche der vertragsbrüchige Arbeiter 
zu zahlen Bat, ſelbſtſchuldneriſch mitverbaftet fein 3°). 

Bleibt der Arbeiter nach Aufhebung des Dienftvertrages im Dienft des 

Dienſtherrn, ohne daß diefer Einfpruch erhebt, fo gilt der Vertrag ald auf un⸗ 
beftimmte Zeit verlängert 37). 
1248, 1386, RGB. 565). Nur bezüglich des Geſindes und folder gewöhnlicher gewerblicher 
Arbeiter, die auf nicht Länger ald 4 Wochen oder mit längfiens vierzehntägiger Klindigungefrik 
angeftellt find, find die außerordentlichen Kündigungsgrände im Geſetze cafuiftifch aufgezählt 
(prenß. Gefindeorbn. 8 117 flg., RGewO. 133, 124); folche Gründe find grobe Bertragsver- 
legungen bes Gegners, Beleidigungen, Unfähigleit des Arbeiters zur Leiftung feines Dienſtes, 
liederlicher Lebenswandel des Arbeiters u. f. f. 

88) REB. 567. Das Gefe denkt dabei an Redhtögefchäfte, nicht an Dienfte thatſäch- 
licher Art. 

84) RGB. 566. 

85) Diefe Hegel gilt für Fabrilen, in denen gewöhnlich mehr als 20 Arbeiter beſchäftigt 
werden, nit. Eine Privatftrafe kann bier vielmehr nur gefordert werden, wenn fie befonbers 
vereinbart iſt; die Strafe darf höchſtens in der Berwirtung eines ducchichnittlichen Wochenlohnß 
beſtehen. RGewO. 184. Ebenſo für Bergleute preuß. Gef. v. 24. Juni 1892 8 80J. 

86) RGewO. 124h, 185. Ebenſo für Bergleute preuß. Geſ. v. 24. Juni 1892 $ 86. 

87) RGB. 564. 
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IV. Der gewerbliche Lehrvertrag)). 
8 211. 


Die Annahme von Lehrlingen ift zunächft nach den Grundſätzen der Dienft- 
miethe ?) zu beurtbeilen. Der Zweck ber Arbeit des Lehrlings ift aber für 
diefen ein anderer als für den Geſellen; er will das Handwerk erlernen. 
Dadurch ändert fih das Verhältniß infofern, als der Meiſter die Verpflichtung 
des Lehrens übernimmt). *Der Lehrherr darf aber feine „Lehre“ nicht auf 
die gewerbliche Unterweifung befchränlen, ſondern muß den Lehrling ganz all- 
gemein zur Arbeitfamkeit und guten Sitten anbalten. Er kann zu dielem 
Zwede alle Mittel väterlicher Zucht anwenden, alfo den Lehrling nöthigenfalls 
einfperren oder körperlich züchtigen €). 

* Im Einzelnen beftimmen fich die beiberfeitigen Pflichten, 3. B. ob der 
Lehrherr ein Lebrgeld empfängt, oder ob er umgelehrt dem Lehrling einen Lohn 
zu geben bat, nad Vertrag und Ortsfitte. Gefeglich tft nur angeordnet, daß 
ber Lehrherr oder an feiner Statt die Innung dem Lehrling nach beenbeter 
Lehrzeit einen Lehrbrief zu geben hate). Zu bemerken ift ferner, daß nad 
Maßgabe der Ortsfitte der Lehrling fich nicht bloß gewerblichen, fondern auch 
häuslichen Dienftleiftungen unterziehen muß. 

Bor Ablauf der Lehrzeit kann das Lehrverbältnig von Seiten des Lehr⸗ 
Inge aus gefeglich beftimmten Gründen aufgehoben werden, nämlich wegen 
Verwendung des Lehrlinge zu anderen als den vertragsmäßigen Gejchäften, 
Mißhandlung des Lehrlinge durch den Meifter, Unfähigfeit des Leßteren, das 
Handwerk zu lehren wegen Untauglichkeit, Arbeitslofigfeit und langer Krankheit. 
Ebenſo kann der Meifter den Vertrag vor beendigter Lehrzeit aufheben wegen 
Törperlicher oder geijtiger Unfähigkeit, Trägheit und fchlechter Aufführung bes 
Lehrlings ®). 

* Hat der Lehrling die Lehre unbefugt verlaffen, fo kann der Lehrherr ihn 
gewaltfam durch die Bolizei zurüdführen lafien. Er kann aber auch den Lehr⸗ 


u —— 





1) Quelle: RGewO. 126 fig. für gewerbliche Lehrlinge. Für Handlungslehrlinge giebt 
es ein gefchriebenes Recht nicht. 

2) Die in 5 210 bargefiellten Regeln des gewerblichen Dienfivertrage8 gelten alfo aud) 
für den gewerblichen Lehrvertrag, 3. B. das Berbot der Sonntagsarbeit, des Trudiyftems. 

*8) Der Lehrvertrag ift alfo fein eigentlicher Dienftvertrag, bei dem Dienft um Lohn, 
tondern — dem Tauſch ähulich — ein Vertrag, bei dem Dienft gegen Dienft zu leiſten ift- 

4) RGewO. 126, 127. 

5) RGewO. 129. 

*6) RGewO. 128 Abf. 2, 8. Auch der Tod des Lehrlinge und, wenn eine Partei es will, 
der Tod des Lehrherrn hebt den Bertrag auf, und Schabenserfatanfprüche können alsdaun nur 
geltend gemacht werden, wenn fie fchriftlich außbebungen find, RGewD, 128 Abf. 4, 182. 
Soll der Lehrling nach fchriftlicher Erklärung feines Vaters oder Vormundes den Beruf wechfeln, 
fo kann der Lehrherr den Lehrvertrag fofort, der Lehrling mit vierwöchiger Kündigungsfrift auf- 
löſen; es darf aber ber Lehrling binnen 9 Monaten bei feinem anderen Lehrherru des gleichen 
Gewerbes beichäftigt werben. RGemd. 131, 148 Nr. 10, 
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vertrag für aufgelöft erklären und Schadenserfaganiprüche geltend machen; für 
dieſe haftet nicht bloß der Lehrling perfönlich, ſondern auch jein Vater und 
diejenigen Arbeitgeber, welche den Lehrling zum Bruche des Lehrvertrages ver- 
leitet oder ihn in der Zeit des Vertragsbruchs wiflentlich in Arbeit genommen 
haben. Die polizeilihde Zurückführung des Lebrlings und die Erhebung von 
Schadenserfaganfprüden ift aber nicht zuläffig, wenn ber Lehrvertrag bloß 
mündlich abgefchloffen war 7). 

* Die eriten vier Wochen der Lehrzeit gelten beiderſeits als Probezeit , Lehr⸗ 
berr und Lehrling können alfo in dieſer Zeit das Lehrverhältniß willkürlich 
aufheben und find alsdann zu einem Schadenserſatz an die Gegenpartei nicht 
verpflichtet 3). 


V. Werkvertrag (Werlverdingung). 


1. Allgemeines. 
& 212*, 

Die römifchen Regeln von ver locatio conductio operis find durch 
das Neichdgefekbuch nach Vorgang der neueren deutichen Geſetzbücher mannigfach 
abgeändert. 

Bezüglid des Gefahrübergangs ift an Stelle der zweifelhaften und be- 
firittenen römijchen Süße folgende dem Gefahrübergang beim Kauf entiprechende 
Regel getreten: der Werkmeifter trägt die Gefahr folange, Bid das Werk vom 
Deiteller abgenommen oder an den “Befteller abgefendet ift; gebt aljo das 
Werk vor der Abnahme oder Abſendung unter, jo hat der Meifter Arbeitslohn 
und Auslagen verloren !). 

Mängel des beftellten Werts werden ähnlich behandelt wie Mängel einer 
gefauften Sache ?). Der Werkmeifter haftet alfo nicht bloß, wenn er beſondere 
Zufagen gemacht bat oder wenn ihn ein Verfchulden trifft, fondern er haftet 
für fämmtlide Mängel fchlechthin 3); der Vefteller kann zwilchen Minderung 

7) Der Erſatzauſpruch verjährt in vier Wochen. Der Erfat kann für jeden Tag des 
Vertragsbruchs höchſtens auf den Betrag des halben ortsüblichen Geſellenlohns, jedoch läugſtens 
für die Zeit von 6 Monaten feftgefegt werden. REewO. 180, 182, 133. 

8) Es fei denn, daß das Gegentheil fchriftlich ansgemacht fe. Die Probezeit kann ver- 
tragemäßig nicht verkürzt, wohl aber bis auf längſtens 3 Monate verlängert werben. REewO. 
188, 182, 

1) RGB. 580 nad; Vorgang von Pr. LR. J, 11 8 960 (hier freilich eine Ausnahme für 
Bauten), während Sächſ. SB. 1249 die Gefahr ſchon mit der Vollendung des Werls dein Be- 
ſteller auferlegte. Wenn übrigens der Grund für den Untergang oder die Verfchlechterung bes 
Werts in den Mängeln des vom Beiteller gelieferten Stoff ober in den Anmeifungen des 
Beftellers lag, fo kann ber Werkmeifter auch nad REB. 580 antheilige Vergütung nad Ber- 
bältniß der von ihm bereit8 gemachten Arbeiten und Auslagen fordern; traf den Beſteller ein 
Berſchulden, fo ift diefer natürlich zu vollem Schadenserfat verpflichtet. 

2) RGEB. 571—573, 575—577 nad Vorgang der preußifchen Praxis (Entf. des 
ROHGG.'s 18 S. 83); ebenfo Sächſ. GB. 899 fig. 

3) Boransgefetst ift natürlich Exheblichkeit de Mangels im Sinne der Berfehrefitte. 
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des Werklohns und Wandelung des ganzen Vertrages wählen, bei Verſchuldung 
des Werkmeifters natürlich auch vollen Schadenserſatz fordern; alle feine An- 
ſprüche verjähren, den Fall der Arglift des Werkmeifters ausgenommen, bei 
beweglichen Sachen in 6, bei Arbeiten an Grunpditüden in 12 Monaten *). 
Nur die folgende wefentliche Unterſcheidung zwilchen Kauf und Werkvertrag ift 
feftgefeßt: der Befteller bat die Pflicht und er bat das Recht, zunächit Aus- 
befierung des Werks zweds Befeitigung der Mängel zu fordern. Er bat die 
Pflicht dazu: deshalb muß er dem Werlmeifter zuvörderſt eine billige Frift 
zur Ausbeſſerung mit der Androhung, daß er nach Ablauf der Frift fi auf 
Ansbefferungen nicht mehr einlaffen werde, bewilligen, ehe er Minderung des 
Preifed, Wandelung des Vertrages oder Schadenserſatz fordern darf5). Er 
bat das Recht auf Ausbeflerung: deshalb braucht er dem Werkmeiſter, wenn 
er ihn zur Ausbeilerung auffordert, durchaus wicht anzudrohen, daß er nach 
Ablauf der Frift Ausbefjerungen nicht mehr aunehmen werbe, fondern er fann 
auf der Ausbefferung befteben und die Ausbeflerung fogar auf Koften bes 
Werkmeifters felber vornehmen, wenn dieſer fie verzögert‘). Wenn der 
Werlmeifter die bebungene Lieferzeit nicht innehält, fo bat der Beſteller nicht 
bloß die Rechte, die jedem Gläubiger bei einem Berzuge feines Schuloners zu- 
jteben, fondern ſein Rücktrittsrecht ift beſonders verfchärft, der Befteller kann 
nämlich dem Werkmeifter, auch wenn ihn ein Verſchulden bei feiner Verſpätung 
nicht trifft, alfo wenn ein eigentlicher Derzug auf jeiner Seite nicht vorliegt, 
unter Androhung des Rücktritts eine Nachiriit jegen; wenn die Nachfrift 
fruchtlos verftrichen, gilt fein Rüdtritt als vollzogen 7). 

Umgelehrt Tann auch der Werkmeifter, wenn zur Vollendung des Werks 
eine Mitwirkung des Beſtellers, z. B. die Lieferung irgend eines Rohſtoffs, 
nötbig ift, und der Befteller die ihm obliegende Leiftung ſchuldlos oder fchuld- 
haft verzögert, dieſem eine Nachfrift unter Androhung feines Rücktritts fegen ; 
ift die Nachfrift verftrichen, fo gilt der Bertrag als aufgehoben 8)- 

Liefert der Werfmeiiter jelbft ven Rohſtoff zu feinem Werft, fo wird bie 
Werkverdingung ganz und gar nach ben Regeln des Kaufe behandelt, wie in 
Rom. Nur wenn das Werl eine nicht vertretbare Sache, etwa ein Kunſtwerk 


Außerdem ift beftimmt, daß erhebliche, aber doch nicht beſonders wichtige Fehler kein Recht des 
ARüdtritts geben, fondern nur das Recht auf Ausbefierung und Preisminderung. RGB. 571, 572. 

4) Bei Bauwerken if die Berjährungsfrift 5 Jahr. RGB. 576. 

5) RGB. 572. Anders nur, wenn ber Befteller an ber fofortigen Erlebigung des Geichäfts 
ein Interefie bat, oder wenn bie Ausbeſſeruug vom Werkmeiſter verweigert wird. 

6) RGEB. 571. Anders nur dann, wenn die Ausbeflerung unverhältnißmäßige Koften 
machen würde. 

T) RGB. 6574. In den Fällen der Ann. 5 und außerdem dann, wenn die Lieferfrift 
von vorneherein als eine ftrenge, nnerftredliche fefigejetst war, braucht eine Nachfriſt nicht be- 
willigt zu werben. 

8) RGEB. 579. Der Werkmeifter kann, mag er nun zurüdtreten ober nicht, eine an- 
gemeſſene Entſchaͤdigung fordern. 
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tft, hat es bei den Regeln von der Werkverbingung im Weſentlichen fein Be⸗ 
wenden). 
2. Trausportrerdiugung. 


a) Zu Sande‘). 
8 213. 

Berbingt Iemand den Transport von Gütern au einen Frachtführer, fo 
entfcheiden über die beiderfeitigen Rechte und Verbindlichleiten zumächft die Be⸗ 
ftimmungen des Frachtbriefs 2). Die Grundſätze der locatio und conductio 
operis, welchen das Berbältnig im Allgemeinen unterworfen ift°), enthalten 
in dieſer Anwendung für den Frachtführer nicht nur die Berpflichtung zum 
eitigen und ordnungsmäßigen Zransport, jondern auch die Verbindlichkeit, für 
die Erhaltung der Frachtgüter vom Wugenblide ihres Empfangs Sorge zu 
tragen und die deshalb nöthigen Vorrichtungen jelbit oder durch Andere vor- 
nehmen zu lafien, — dies Alles mit Aufwendung der Sorgfalt eines orbent- 
lichen Trachtführere. Verſäumt er die bevungene ober übliche Lieferungszeit, 
fo Haftet er für allen Hieraus entftandenen Schaden, fofern er nicht beweift, 
daß die Verſäumniß troß der Anwendung aller fchuldigen Sorgfalt nicht babe 
abgewanbt werben können). Entſteht aber ein Schaden duch Verluſt oder 
Beihädigung des Frachtgnts feit der Empfangnahme bis zur Ablieferung, 
fo Baftet ver Frachtführer hierfür unbedingt, fofern er nicht beweift, daß ber 
Derluft oder die Beichädigung durch höhere Gewalt oder durch die natürliche 
Deichaffenheit des Guts oder durch äußerlich nicht erkennbare Mängel der 
Berpadung entſtanden ift®); jevoch erjegt er in dieſem alle, außer wenn 





9) RED. 586. Pr. LER. I, 11 $ 926, 956 läßt auch bei Anfertigung vertretbarer Sachen 
bie Regeln der Werkverbingung gelten. 

1) Dem Transport zu Lande wird vom HGB. Art. 890 der Traneport auf Ylüffen 
und Binnengewäflern rechtlich gleichgeftellt. — Bol. Thöl, Handelsrecht, 8. Bd. 1880. Eger, 
Das deutiche Frachtrecht, 8 Bde. 2. Aufl. feit 1888. 

2) HOP. Art. 891, 392, 

8) Außerdem wirlen noch andere Elemente ein; nämlich ein Moment bes Mandate und 
ein dem Receptum entlehntes Barantieverfprechen, „rem salvam fore“. 

4) HGB. 897, Die Haftung für Schaden aus Zeitverfäummniß ift alſo nah dem Princip 
der locatio conductio beftimmt. 

5) Bezüglich der Haftung für Berinft und Beſchädigung follen mithin firengere 
Grundfäte nach Gefichtspuntten bes receptum gelten. Der Fuhrmann ift daher nicht ſchon 
frei, wenn er die Diligenz eine® ordentlichen Fuhrmanns beweift, fo daß fich der Beſchädigte 
etwa bei dem non liquet des beichäbigenden Kreigniffes beruhigen müßte, vielmehr foll der Fuhr⸗ 
mann bie thatfächliche Urfache des Schadens beftimmt angeben, und fodanın ber richterlichen 
Beurtbeilung barlegen, daß fie vis major oder ein anderes der erwähnten befreienden Momente 
enthalte. Kann er dies nicht, fo haftet ex, gleichviel, was er fonft zu feinen Gunſten zu be- 
weifen vermödhte. In dieſer Wirkung der Analogie des Receptum, daß der Frachtführer 
da8 befimmte befgädigende Ereigniß angebeu muß, liegt der entfcheibende 
praktiſche Grund bafür, feine Haftung in diefer Weife feftzufegen, indem anderenfalls, bei bem 
Mangel einer Eontrole des Frachtführers während des Transports, der Frachtinterefient nur 
felten in der Lage fein würde, feinen Anſpruch geltend machen zu können. HGB. Art. 395. 


Frachtvertrag. 8 218. 367 


eine böfe Abſicht oder ein grobes Verſchulden vorliegt®), nur den gemeinen 
Handelswerth des Guts am Drte und zur Zeit der Wblleferung, nicht 
aber nuch das individuelle Interefie des Abſenders oder Empfängers”). Im 
diefem Umfange haftet er auch für feine Leute und für andere Berfonen, 
deren er fi zur Ausführung des von ihm übernommenen Transport be- 
dient, insbeſondere auch für die weiteren Krachtführer, benen er das über- 
nommene Frachtgut zu dieſem Behufe übergiebt. Aber umgelehrt haftet 
auch der fpätere Frachtführer, der das Gut mit dem urfprünglichen Yracht- 
briefe übernimmt, felbftändig für die ganze durch den Inhalt des Frachtbriefs 
begründete Verpflichtung, namentlih auch für die Verbinplichleiten der Vor⸗ 
männer). Der Anſpruch gegen den Frachtführer erliicht, wenn ber 
Empfänger das Gut angenommen und die Tracht bezahlt Kat, außer wegen 
Berluftes und Beichädigungen, welche bei der Ablieferung nicht erlennbar 
waren. Ueberhaupt aber verjährt die Klage gegen den Frachtführer nach einem 
Jahre ?). 

Als Beauftragter des Abſenders ift der Frachtführer den Anweifungen 
des Lebteren fo lange unterworfen, als er fich nicht der Verfügung des Em- 
pfängers nach Ankunft des Guts am Ablieferungsorte durch Webergabe des 
Frachtbriefs unterftellt Hat 1%), Aber auch ehe dies geſchehen, kann ver 
Empfänger, fofern Teine entgegenftehenden Anmweifungen des Abſenders vor- 
liegen, feine durch den Frachtbrief begründeten Rechte, insbefondere das 
Necht auf Uebergabe des Frachtguts, gegen den Frachtführer nach deffen An- 
funft am Ablieferungsorte mit einer eigenen Klage geltend machen ?!?). 

Den Frachtlohn und die Erftattung aller durch den Frachtvertrag veran- 
laßten Auslagen und Aufwenvungen bat der Frachtführer in der Regel vom 
Empfänger zu erheben, an welchen er deshalb ausbrüdlich oder ftillichweigend 
durch den Frachtbrief angewieſen iſt. Durch Annahme ver Güter und des 
Frachtbriefs aber entfteht für den Empfänger eine Verpflichtung, dem Fracht- 
führer gemäß dem Frachtbriefe Zahlung zu Leiften?2). Zur Sicherung feiner 
Torberungen bat der Frachtführer ein Pfandrecht am Frachtgute (oben S. 306 flg.). 
Folgen mehrere Frachtführer auf einander, fo hat der lette auch die Forde⸗ 


" 6) Der im Art. 396 Abf. 5 gebraudite Ausdrud „bösliche Handiungsweife” (vgl. Art. 427) 
will nicht bloß dolus, fondern auch fchwerere Fälle von culpa lata treffen. 
7) Für Koftbarteiten, Geld- und Werthpapiere haftet ber Fuhrmann, wenn fie nicht declarirt 
wurden, gar nicht. Art. 895, 2 (f. Art. 608), 
8) HGB. Art. 400, 401. 
9) Art. 408 vgl. mit 886, 

10) Art. 403. Die Uebergabe des Frachtbriefs ift alfo nicht bloß ein Theil der thatfäd- 
tihen Ausführung des Frachtvertrags, fondern ein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Empfänger und 
Frachtführer, gewiſſermaßen ein Accept der Anmweifung, welche dem Adreffaten an den Fuhrmann 
(ſtillſchweigend oder durch den Avis) gegeben ift. 

11) HB. 405. 

12) Die Annahme bes Guts und des Krachtbriefs ift alfo ein Nechtögeichäft, wodurch der 
Empfänger die auf ihn gezogene Anweiſung des Fuhrmanns annimmt. HGB. 406, 
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rungen der Bormänner mit Geltendmachung ihrer Pfanbrechte einzuziehen; bat 
er jelbft die Bormänner befriebigt, fo erwirbt er von Rechts wegen ihre For- 
derungen mit dem Pfandrechte, aber er darf, um ſich den Rüdgriff gegen fie 
zu wahren, das Gut nicht, ohne Bezahlung abliefern oder muß wenigftend das 
Pfandrecht rechtzeitig geltend machen 1°). 

Der Abjender und ber Frachtführer lönnen auch übereinlommen !*), daß 
ber Letztere einen f. g. Ladeſchein ausftelle, d. h. eine im Wefentlichen nach 
den Grundbjägen über das Connoſſement zu beurtheilende Urkunde, in welcher 
fih der Frachtführer dem Deftinatär gegenüber felbftändig und direct zur 
Aushändigung des Guts verpflichtet. 

Die vorftiehenden Säte gelten auch für die öffentlichen Zransportan- 
jtalten '°). Für Eifenbahnen aber gilt noch das Beſondere, daß fie bie 
über die Haftung des Frachtführers geltenden Nechtsfäge durch Reglement oder 
Verabredung nicht zu ihrem Bortbeile beichränten dürfen '°), infoweit dies 
nicht das Handelsgeſetzbuch ausdrücklich geftattet. 


b) Zu Bafler. 
8 214. 

Eine Frachtverdingung zur See!) kann 1) fo geicheben, daß der ganze 
Schiffsraum oder ein verhältnigmäßiger Theil desſelben für die Auf- 
nahme der Frachtgüter dienen fol. Im diefem Falle wird ein fchriftlicher 
Bertrag, Ehartepartie, errichtet. Auch diefer Vertrag ift eine locatio con- 
ductio operis ?)., Die bervortretendfte Cigentbümlichleit des dadurch be- 
gründeten Rechtsverhältnifies ift die, daß der Befrachter als der Herr des 
ganzen Unternehmens gilt, weshalb ihm der Berfrachter in manchen Punkten 
nachgeben muß, in denen dies nach den allgemeinen Grundſätzen der Werk⸗ 
miethe nicht der Kal fein würde. Der Befrachter kann, wenn er die Ladung 
nicht geliefert, gegen Entrichtung der halben Fracht (Fautfracht) vom Vertrage 
zurücktreten (Art. 581, 618). Der Frachtvertrag ift aufgeldjt, wenn das Schiff 
oder die Güter vor Antritt der Reife verloren geben, und jedem heile fteht 


18) 90B. Art. 409— 412. 

14) Art. 418—419. Gin Uinterfchied des Ladeicheins vom Connoſſemente liegt unter Anderem 
darin, daß der Frachtführer nicht verpflichtet if, einen Labeichein auszuftellen. 

15) Art. 421. Kür Poſtanſtalten gelten fie jedoch nur infoweit, als nicht durch Reidhe- 
pofigef. v. 28. Det. 1871 und Poſtordn. v. 11. Juni 1892 etwas Auderes beftimmt ift. 

16) HGB. 428. Gin hiernach zuläffiges Reglement bat den Charakter einer allgemein 
veröffentlichten lex contractus, und jeber Einzelne, der es Tennt oder bei einiger Sorgfalt feunen 
mußte, gilt, als habe er ſich demfelben unterworfen. Vgl. das tüchtige Werk von Koch, 
Deutſchlands Eifenbahnen, Verſuch einer ſyſtematiſchen Darftellung der Rechtsverh. derf., 2. Be. 
8 ©. 401 fig. (1865). Das jetige Reglement ift die Verfehrsorbn. f. d. Eiſenbahnen Dentid- 
lands vom 15. Nov. 1892. 

1) HGB. (5. Buch 5. Tit.). 
3) Alſo nicht eine 1. c. navis (Heife uub Eropp, Iurift. Abhandl. I ©. 632 fig.). 
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der Rüdtritt offen, wenn vor Antritt der Reife eine Kriegsgefahr brot. 
2) Eine Verfrachtung auf Stüdgüter ift dann vorbanden, wenn einem 
Schiffer nur einzelne Frachtſtücke zum Xransporte übergeben werben. Hier 
fteht der Schiffer vielen einzelnen Befrachtern gegenüber, und er erjcheint als 
der überwiegende SCheil des Verhältniſſes. Insbeſondere braucht der Schiffer, 
wenn der aufgeforderte Befrachter mit der Abladung ſäumig ift, nicht zu 
warten, fondern Tann fofort mit dem Anfpruche auf das volle Frachtaeld ab- 
fegeln (Art. 589). 

Dei dem Seefrachtvertrage kommt eine mit eigenthümlichen rechtlichen 
Wirkungen verfehene Urkunde vor, das Eonnoffement. Diejes ift ein regel- 
mäßig in mehreren Eremplaren ausgeftellter Berpflichtungsichein des Schiffers, 
welcher darin den Empfang der Waare befcheinigt und fie einem genannten 
ober erſt noch zu nennenvden Adreſſaten gegen Zahlung ber Fracht am Be- 
ftimmungsorte auszuliefern veripricht. ft das Eonnoffement „auf Order‘ 
geftellt, fo Tann e8 durch Indoffament übertragen werden, und es gilt dann 
der hierdurch berechtigte Inhaber desfelben als zum Empfange der Waare 
legitimirt. Durch das Eonnoffement übernimmt der Schiffer eine ftrenge Scriptur«- 
obligation ?) gegenüber dem durch den Beſitz besjelben legitimirten Empfänger 
zur Auslieferung des Frachtguts; es tft nicht die Verpflichtung des Frachtver⸗ 
trags, welche durch das Connoſſement wiederholt wird, fondern eine neue, davon 
ganz unabhängige Verbindlichkeit. Dem berechtigten Eonnofjementinhaber gegen- 
über tft der Schiffer unbebingt (gegen Zahlung der Zracht) zur Ablieferung 
verpflichtet; jener hat aus dem Connoſſement ein jelbftändiges Klagerecht, dem 
der Schiffer feine aus dem Empfange einer Eontreorore oder aus der Perſon 
des Abladers oder Indoflanten entnommene Einrede entgegenfegen kann. Daraus 
entfteht eine ungemeine Zuverläffigteit des obligatoriichen Anſpruchs des Deiti- 
natärs, welche ihm thatſächlich das gleiche Gefühl, als Hätte er die Waare 
ſchon wirklich, gewähren mag*). Diefe thatſächl iche Wirkung hat man oft 


8) Das will fagen, daß nur die Seriptur das Berhältniß beherrfcht und keine Einmen- 
dungen und Behauptungen gehört werben, welche fi auf nicht in ihr befundete Thatſachen 
beziehen. Es ift Goldſchmidt, Handb. des Handelsrechts, I S. 685, in biefer Auffafiung beizu- 
fiimmen im Gegenfage zu der (auch in biefem Buche früher angenommenen Bezeichnung) der 
Sonnofiementsobligation als einer |. g. formellen. 

4) Die obige Conſtruction findet fi n. X. in den (vom Berfafler dieſes Buchs herrühren- 
den) Motiven eine® Antrags zu dem Protocoll der Hamburger Seerechtconferenz vom 1. De⸗ 
cember 1858 (Brotocolle S. 2217). Unabhängig davon hat eine ähnliche Entwidelung gegeben 
Laband in ber Zeitichrift für Deutiches Recht, Bd. 19 ©. 121 fig. (1860). — Goldſchmidt, 
a. a. D. ©. 700 fig., verwirft die Auffaſſung als Korderungsrecht hauptfächlich aus den prac- 
tifhen Gründen, weil fie bezüglich der Eutſcheidnug bes Streits mehrerer Connofjements- 
inhaber den Dienft verfage und weil fie fein Klagerecht gegen Drüte gewähre. Indeſſen 
giebt bez. des erſten Punktes doch auch feine eigene Konftruction nur eine fehr ungenügende 
Löſung (S. 738); was aber den zweiten rechtspolitiſchen Punkt betrifft, fo möchte ſich 
fragen Iafien, ob das Bebürfniß eines ſolchen Klagerechts wirflid ein fo nnabweisliches ge- 
weſen jei. 

17. Aufl. 2A 
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auch als eine juriftifche betrachtet und !feit langer Zeit fi an der Beant- 
wortung der Frage verjucht: ob und wie man durch den Erwerb des Eonnoffe- 
ments Beſitz und Eigenthum des Frachtguts erlangen Lünne5)? Auch das 
HGB. Hat diefe Frage beantwortet, indem ed (Art. 649) beitimmt, daß die 
Uebergabe des an Order lautenden Connoſſements an denjenigen, welcher durch 
dasfelbe zur Empfangnahme legitimirt wird, dann, wenn die Güter wirklich ab⸗ 
geladen find, für den Erwerb der von der Webergabe der Güter abhängigen 
Nechte diejelben rechtlichen Wirkungen haben folle, wie bie Webergabe der 
©üter felbit. 


g 215. 


Die regelmäßigen durch die Schiffahrt veranlaßten Koften!) werden, 
wenn das Gele oder die Verabredung nichts Anderes beftimmt, vom Schiffer 
getragen, ber fich für fie durch Berechnung derſelben bei ver Beitimmung bes 
Frachtlohns entſchädigt. Schäden oder Unkoſten, welche entweder nur das Schiff 
allein, oder nur die Fracht oder einen Theil derſelben treffen (befondere 
oder particuläre Haverei), werden nur von dem Benachtbeiligten ge- 
tragen 2). Schäden und Verlufte dagegen, welche durch Aufopferung von 
Brachtgütern, von Schiff oder Schiffätheilen zur wirklichen Abwenbung einer 
Schiff und Ladung zugleich bedrohenden Seegefahr entitanden find (große 
oder gemeinjchaftliche Haperet), werben über das Schiff, die Ladung 
und die Fracht nach Verhältnig des Werths und Betrags derfelben vertheilt >). 


VI. Darlehn, 
g 216*. 


Das Darlehn fteht im Ganzen unter den einfachen Regeln des römiſchen 
Rechts. Nur haben neuere Geſetze in Ermangelung abweichender Abrede geieß- 
liche Kündigungsfriften für das Darlehn beftimmt; fo beträgt nach dem Reichs⸗ 
gefegbuch die Friſt für Heine Darlehen bis zu 300 Mark einen, für größere 
dret Monate’). 

Sehr Häufig wird über ein Darlehn, welches noch gar nicht ausbezahlt 


5) Ein folder Erfolg würde doch niemals ale die ummittelbare und allgemeine Wirkung 
des Eonnofjements als folchen, fondern immer nur der umterliegenden beſonderen Willensbe⸗ 
ziehungen gelten fönnen. Am häufigften rief man das constitutum possessorium zu Hülfe. 
Bisweilen griff man auch zur „ſymboliſchen Tradition”. Unter den vielen hierher nehörenden 
Schriften ift die beachtenswerthefte die von Holtius, Abhandl. civil- und handelsrechtl. Iuhalts 
(überf. von Sutro), 1852 ©. 97 flg. Bgl ferner Goldfchmidt a. a. D. 

1) 3. 8. Lootjen- und Hafengelder, Schlepplohn u. |. w. HGB. 622. 

2) HGB, Art, 703. 

8) HGB. 718 fig. Das Princip der lex Rhodia de jactu. Heck, Recht der großen 
Haverei (1889). 

1) RGB. 549. Aehnlich Pr. IR. I, 11 8 761, 76%. 
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iſt, im Voraus ein Darlehnsſchuldſchein ausgeſtellt und ſogar zur Sicherung 
der künftigen Darlehnsforderung eine Hypothek im Grundbuche eingetragen. 
Alsdann greift zwar die römiſche Regel, daß der Darlehnsſchuldſchein eine 
gewiſſe Zeit hindurch keine Beweiskraft haben ſolle, nicht mehr Platz?). Aber 
der Schuldner kann doch wenigſtens den Gegenbeweis der Unrichtigkeit des 
Darlehnsſchuldſcheins führen. Er kann ferner, um ſich das Recht des Gegen⸗ 
beweiſes auch gegen einen dritten gutgläubigen Erwerber der Darlehnshypothek 
zu ſichern, fordern, daß feine Behauptung, das Darlehn ſei noch nicht bezahlt, 
im Grundbuch vorgemerkt werde; dazu genügt bei Buchhypotheken binnen eined 
Monats nach deren Eintragung der einfeitige Antrag des Grunpftüdseigen- 
thümers; eine einftweilige Verfügung des Proceßgerichts ift, anders wie bei 
fonjtigen Vormerkungen, nicht nöthig ?). 

Wer die Hingabe eines Darlehns verſpricht, kann feine Zufage zurück⸗ 
nehmen, wenn die Vermögensverbältniife der Gegenpartei fich in erheblicher 
Weiſe verichlechtern *). 

Bon den Darlehnszinſen ift bereitd oben ©. 334 flg. gehandelt. 


VII. Leibrenten (Leibzuchtsvertrag). 
8 217. 

Die Abfiht, ſich oder Dritten eine lebenslängliche Berforgung durch 
Leiftungen Anderer zu verfchaffen, kann durch ſehr verfchiedene Rechtsgeſchäfte 
ausgeführt werden. Dahin gehört namentlih die auf Grund eines Vertrags 
oder Geſetzes geichehene Beltellung eines Witthb ums zum Unterhalte der 
überlebenden Ehefrau!) und die Hingabe eines Werthobjects an Dritte gegen 
die Verpflichtung zur Zahlung von lebenslänglichen Nenten oder zur leiblichen 
Verpflegung mit Darreihung von Alimentationsmitteln, Geftattung der Woh⸗ 
nung u. f. f. Dies leßtere Geſchäft bezeichnet man im Allgemeinen als Leib- 
zuchtövertrag, Leibgebing, contractus vitalitius, bei Gutdabtretungen als Alten- 
theil und Auszug; feine juriftiiche Bedeutung fann aber nach der Mannigfaltigkeit 
der Verhältniffe ſehr verſchieden fein. Es kann zunächft ein reines Kaufgefchäft 
mit der Mopdification fein, daß ein Theil des Kaufpreifes in der Verpflichtung 


2) Sie ift in allen neueren Geſetzbüchern abgeichafft , zuletzt reichsrechtlich durch Einf.- 
Gel. z. CPO. 17. 

8) So Pr. CR. J, 11 8 738 (mit einer Friſt von 38 Tagen), ferner das Baheriſche, 
Sächſiſche Recht u. |. f. und nun RGEB. 1047. In Preußeu iſt freilich zur Zeit die landrechtliche 
Regel durch die Geſetze vom 5. Mai 18723 aufgehoben. Siehe Motive III S. 703. — Bei 
Briefhypothefen ift diefe Vorfchrift nicht nöthig; denn bier kann fi der Eigenthümer gegen 
die Verwirkung feines Gegenbeweisrechts dadurch fichern, daß er den Hypothekenbrief erſt Zug 
um Zug gegen Auszahlung des Darlehns aus den Händen giebt. 

4) Pr. ER. I, 11 8 657. RGEB. 550. Nah Entſch. des ROHS., Bd. 23 Nr. 48 foll 
diefe Regel auch für das heutige gemeine Recht gültig fein. 

1) Darüber im dritten Buche ($ 283) beſonders. 

248 
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zu Leiftungen der genannten Art beftebe?); es Tann aber auch den Charakter 
der donatio sub modo annehmen). Die LetbzuchtSbeftellung bei der Ueber. 
teagung von Bauergütern insbejondere kann abgeſehen von dieſen Möglichkeiten 
unter befonderen Umftänden eine Gegenverpflichtung für den Vortheil einer 
erfrühten Erbriahme *) fein, bisweilen (und zwar namentlih, wenn das Gut 
an Fremde gegen die Leibzuchtöverbinblichleit abgetreten wird) auch auf einem 
dem römiichen Rechte unbelannten Pfründenvertrage ohne die Wirkungen ver 
ſ. g. anticipirten Erbfolge beruhen 5). Die auf dieſe Weife beftellten Verbind⸗ 
lichkeiten find an fi nicht nothwendig Reallaften; fie können aber deren Natur 
erlangen, wenn fie nach den Brundfägen über bie Entjtehung derjelben con- 
ftituiet werden). Der Leibzuchtsvertrag kann endlich einen befonderen Charalter 
dadurch erhalten, daß bei feiner Eingehung lediglich ein Gewinn durch eine 
Speculatton beabfichtigt wurde, welche auf der muthmaßlichen Berechnung der 
Lebensdauer des Nentenempfängers beruht; dies tft der Leibrentenvertrag. 


8 218, 


Deim Leibrentenvertrage!) verpflichtet fi) Semand, gegen Empfang 
einer Summe dem Geber oder einem Dritten eine lebenslängliche Jahresrente 
zu zahlen. Da die unfichere Berechnung der Lebensdauer des Rentenempfängers 
den Maßſtab für die Größe des zu leiftenden Werthes gewähren muß, und bie 
Rente das gewöhnliche Zinsmaß überfteigt ?), jo tft das Geſchäft ein gewagtes. 
Das Kapital tft mit der Perfection des Vertrages verfallen, und der Renten 
berechtigte tft nur noch Gläubiger auf den Betrag der Rente (,‚Leibgut ſchwindet 
Hauptgut‘). Vorausgeſetzt wird jeboch für jene Wirkung, daß ber Renten 





2) Runde, Die Rechtslehre von der Leibzucht und dem NAitentheile (1805) &. 307 fig. 

8) L. 8, C. de rer. permut. (4, 64). L. 1, C. de donat., quae sub modo (8, 55). 

4) Darüber im Erbrecht $ 802. 

5) Eichhorn, Einl., $ 117 III nennt dieſen Vertrag, welcher iu der Hingabe eiues Grund⸗ 
ſtücks gegen Leibzuchtsverbindlichkeiten ohne Kaufpreis befteht, einen ungenannten Contract und 
will daraus feine Eigenthümlichteit ableiten ; die ungenannten Realverträge haben aber be 
kanutlich heutzutage nicht mehr die Eigenthümlichkeiten diefer Form des romiſchen Bertragt- 
ſyſtems. Der Charalter des Verhältuifies entſcheidet fich nach den Beſtimmungen des Bertragt. 
Allgemein und durch Partienlarredht oft befätigt ift jedoch die Regel, daß ſich die Berbindlid- 
keiten des VBerpflichteten nicht durch Verheirathung oder Kindererzeugnng des Leibzüchters ver- 
mehren follen (Runde, &. 867 fig., Sächſ. GB. 1161). Nicht immer aber bedarf es eines 
Bertrags oder einer Teſtamentsbeſtimmung zur Entſtehung der Leibzucht an Vauergütern, oft 
gewährt fchon das Geſetz eine folche, 3. V. dem Suterimswirth, Überlebenden Ehegatten, ge 
brechlichen Kindern; Runde, ©. 855—867, 

6) ©. oben ©. 284. 

1) Pr. LR. I, 11 8 606, Sächſ. GB. 1150. RGB. 01, 

3) Eichhorn, EinL 8 118e. Wer die Nothwendigkeit biefes Grundſatzes lengnet, 
bat irgend ein anderes Gefchäft, nur nicht dem eigentlichen Leibrentenvertrag im Sinne. ©. 
Rüdert, Der Leibrentenvertrag, eine civil. Abh., 1857 ©. 23 fig. Es verdient feine Billigung, 
wenn Lenterer das Gefchäft unter ben allgemeinen Gefichtöpuntt der Darlehnsgeſchaͤfte 
bringen will. 
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ſchuldner die Verpflichtung zur Zahlung der Leibrente nicht durch eine vorfäß- 
lihe Handlung aufhebe?). Wird das Gefchäft durch Eintreten einer hinzu⸗ 
gefügten Nejolutiobedingung aufgelöit, fo wird das HBauptlapital gegen Er- 
ftattung des die gewöhnlichen Zinfen überfteigenden Mebrbetragd der empfangenen 
Renten zurüdgezahlt. 

Dieſe Grundſätze kommen nicht immer in diefer einfachen Geftalt zur An- 
wendung; fie find oft in complicirtere factifhe Vorausfegungen verflochten. 
Dies tft zumächit der Ball bei der f. g. Zontine, d. h. dem Geichäfte, bei 
welchem Mehrere fich in der Art eine Leibrente beftellen, daß der Antheil ber 
Derftorbenen den Ueberlebenden anwächſt; ferner bei den f. g. Leibrenten- 
anftalten, welche bei der großen Zahl ver fich betheiligenven Leibrentenkäufer 
auf einer der Einwirkung individueller Zufälligkeiten weniger ausgejetten Bafis 
beruhen, envlich bei den Wittwenverforgungsanftalten +), Dies find Anftalten 
(Gejellichaften oder Eorporationen), welche fich ihren zu beitimmten jährlichen 
Deiträgen verpflichteten Theilnehmern 5) gegenüber verbindlich machen, an die 
etwaigen Wittwen derſelben beftimmte jährliche Leibrenten zu zahlen). Mit 
bem Tode des betheiligten Ehemanns tritt Die Wittwe mit felbftändigem Klage- 
rechte der Wittwenkaſſe gegenüber in das gewöhnliche Verhältniß des Släubigers 
zum Schuldner). Denn es befteht dafür ein allgemeines Gewohnheitsrecht, 
daß bei allen folchen Rentenanſtalten der Dritte, zu deifen Gunſten die Rente 
beftellt wird, auch ohne Beitritt zu dem Vertrage ein unmittelbares Klagerecht 
gegen den Rentenfchuldner erwirbt ®). 


8) 3. B. Tödtung des Rentenglänbigers, vgl. Pr. ER. I, 11 8 631 flg.; verfchulbet. 
Unmöglichleit der Erfüllung nad) L. 11 Cod. de cond. ob caus. dat. (4,6), RGB. 132, 188. 
Bloße Säumigkeit in der Erfüllung der Rentenverpflihtung kaun dagegen nicht als Auf- 
bebungsgrund angejehen werden. Anders Preuß. LR. I, 11 8 647 und jest nad) der für 
alle gegenfeitigen Verträge gültigen Regel (oben &. 343) and) das RGB. 

4) Pfeiffer, Ztſch. f. D. Recht, 9 S. 440, pralt. Ausf. 8 ©. 222. 

5) Nur die Ehemänner, nicht die Wittwen find Theilnehmer ber Corporation, für bie 
rüdftändigen Beiträge haften daher auch nicht die Wittwen als foldye, fondern nur die Erben 
ber Ehemänuer. 

6) Die von Pfeiffer a. a. DO. der Zeitfhr. f. Deutich. Recht S. 464, angegebenen Unter- 
ſchiede vom Leibrentenvertrage find juriftiich irrelevant. Die Idee der Affecnranz, welche in der 
Wittwenverſorgung rubt, bat ebenfalls kein juriftifch bebeutfames Moment. Nennt man doc 
jet häufig den Erwerb irgend einer Art von Leibrente eine „Rentenverficherung”. 

7) Es bedarf alſo zur Begründung der felbftändigen Berechtigung der Wittwe sicht erſt des 
Nachweiſes eines Repräfentationsverhältnifies des Mannes zur Frau. 

8 Mit Recht nimmt aud) Staudinger, Die Rechtslehre von der Lebensverfidjerung, 1858 
S. 158, ganz allgemein ben Sat an, daß bei Aſſecuranzen und Rentengeichäften die Rechts- 
gültigleit von Verträgen zu Gunſten Dritter als allgemeines Gewohnsheitsrecht beftehe. Lebens- 
verfiherungs- und Renten-Anftalten werben recht eigentlich unter diefer Boransjegung begründet 
und in der nach diefer Richtung gehenden Wirkſamkeit allgemein anerkannt. 
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VIII. Spiel und Wette‘). 
g 219. 


Beim Spielvertrage fnüpfen bie Parteien Gewinn oder Verluft an ben 
vom Zufalle oder von der Gejchidlichkeit oder von Beidem zugleich abhängigen 
Ausfall einer in diefer Abfiht vorgenommenen Thätigleit ?). Die Unterjcheidung 
des deutſchen Rechts von erlaubten, d. 5. nur zur Unterhaltung, und un. 
erlaubten, d. 5. in gemwinnfüchtiger Abficht angeftellten Spielen bat keine 
civiliftifche, fondern lebiglich eine polizeirechtlihe Wirkung). Dem vielfad 


1) Schufter, Das Spiel im Deutfchen Recht (1878). "Das Zufammenfaflen von Spid 
und Wette, Leibrentenvertrag, Afjeruranz und ähnlichen Geſchäften unter die gemeinfchaftlide 
Rubrik „aleatorifche Verträge“ ift getadelt worden, weil das Wagen oder Stellen auf Ge- 
winn und Berluft oder das Abhängigmaden nom Zufall eine auch bei allen übrigen Ber 
trägen mögliche Mobdiflcation fi. S. Wilda, Zeitihr. f. Dentih. R., Bd. 8 ©. 205 fig. 
Puchta, Pandelten, $ 258 Anm. i. Nur ift dem Spiel und der Wette eigenthümlich, daß das 
Wagen bier ben alleinigen Eharalter des Geſchäfts ausmacht, weshalb fle als felbftändige Ber- 
träge, wenn auch nicht als die einzigen ihrer Art, unter den einzelnen Obligationen darzuftellen 
find. &. v. d. Pfordten, Abhandlungen (1840) &. 327 fig. Ebenſo Krügelftein, Leber ben 
begrifflichen Unterjchied von Spiel und Wette, 1869. Sehr werthuolle Erörterungen f. jetzt bei 
Goldſchmidt, Zeitichr. f. Handelsrecht, Ed. 28 &. 292 fig. 

3) Bon wen diefe Thätigleit vorzunehmen fei, ob von ben Parteien perfönlich ober hierzu 
beauftragten Dritten (Krügelfiein S. 21), ift gleichgültig. Nur muß fle eine beftimmte zur 
Hervorbringung des im Spielvertrage berlidfidhtigten Erfolgs geeignete und deshalb verab- 
redetermaßen vorgenommene Xhätigleit fein. So Thöl, Verkehr mit Staatspapieren ©. 257. 
AM. ift v. d. Pfordbten a. a. DO. ©. 830, und beionderd Wilda a. a. O., ®b.8 ©. 209, 
Diefer letztere Schriftfteler fucht einen tieferen Unterſchied zwiſchen Epiel und Bette, als ben, 
daß das erflere eine Thätigleit, daß letztere keine ſolche vorausſetze, weil ſich durch dirſe factiſch 
oft ganz geringfügigen Unterſchiede die große juriſtiſche Verſchiedenheit beider Geſchäfte nid 
erflären laſſe. Er fetzt das unterfcheidende Kriterium in die Abficht der Parteien, welche beim 
Spiel immer auf Gewinn, bei der Wette nur auf Bewährung der Richtigkeit einer aufgefellten 
Behauptung gerichtet ſei. Hiernach entfcheide die äußere Yorm des Geſchäftes gar Nichte, 
fondern es komme auf eine Prüfung ber in dem geſammten factiſchen Zuſammenhange ausge 
fprochenen Intention der Parteien an. Zwar ift diefe Charalteriftiit der Wette ganz richtig, 
aber bie des Spiels ift e8 gewiß nicht und fomwohl der im Volle lebenden Anſchauung ala dem 
Rechte fremd. Es wird bier überjehen, daß Spiel und Wette feine logiſchen Gegenſätze ber 
Art find, daß in ihnen alle Diöglichteiten ſolcher Gefchäfte erfchöpft werden, deren ausfchließ- 
licher Inhalt ein Setzen auf Gewinn und Berluft if; fie find vielmehr einzelne Arten des be 
bingten Vertrags, der keineewegs nur Spiel und Wette umfaßt, jondern in noch anderen 
Formen zur Anwendung kommen kann. Indem Wilda dies verkennt, verfudht er, alle 
möglichen ähnlichen Gefchäfte unter irgend eine diefer beiden Rubriken zu bringen, und enbigt 
dann natürlich mit einer ziemlichen Abſchwächung und Generalifirung des ſpecifiſchen Imhalts 
berfelben. 

8) Diefe Unterfcheidung, welche ſich zuerft in der ftädtiichen Geſetzgebung des Mittelaltere 
ausbildete, hat man in höchſt gezwungener Weife der juſtinianiſchen Gefegebung anfügen 
wollen, welche dann freilich erſt mobdernifirt twerden mußte, 3. B. in der Unterfcheibung zwiſchen 
Glucks⸗ und Kunfifpieien. S. Wilde, Zeitſchr. f. Deutſch. Recht, Bd. 2 S. 177. — Die obige 
Unterfcheidung ift nach der Anſicht Mancher auch privatrechtlih von Bedeutung, nämlich 
nah der Meinung, daß bei unerlaubten Spielen der ausgezahlte Berluft zurüdgeforbert 
werden kann; nicht aber ift dies der Kal, wenn man als Wirkung des unerlaubten Spiels 
nur eine polizeiliche Confiscation des Gewinns annimmt. So das Sächſ. Eivilgefegb. $ 1480. 


Spiel, Wette. $ 219. 220. 375 


bezeugten beutichen Rechtsbewußtſein entipricht die Aufftellung des Grundſatzes, 
daß zwar die Rüdforderung bezahlter Spielfehulden unzuläffig, dagegen aber auch 
die Klage auf Zahlung noch nicht berichtigter Spielfchulden ausgeſchloſſen fei*). 

Es giebt einige Spiele, bei denen bie Erlaubniß derfelben durch die Staats⸗ 
gewalt ausnahmsweiſe zugleich die Gewährung einer Klage auf den Gewinn 
ausſpricht. Dahin gehört 1) die vom Stante genehmigte Lotteried). Der 
Unternehmer verkauft Looſe ®) und läßt fie nach den Beftimmungen eines befannt 
gemachten Lotterieplans ziehen. Den bei ver Ziehung fich ergebenden Gewinn 
hat der Spieler, auf deſſen 2008 er fällt”), vom Ausſpieler zu fordern (nach 
Umftänden von einer f. g. Direction, von ber er fein Roos erhielt) °). 2) Das 
Ausfpielgefhäft. Es verlauft?) Iemand einen Gegenftand an eine 
Geſammtheit von Contrahenten 19), von denen Jeder durch Bezahlung eines 
Looſes in die Gemeinſchaft eintritt, mit der Beitimmung, daß die verkaufte 
Sade zum alleinigen Eigentbum an benjenigen fallen folle, der in einem vor- 
zunehmenden Spiele der Gejellichaft Sieger bleibt. Hat ver Verkäufer in dem 
befannt zu machenden Ausfpielplane nichts Anderes beftimmt, fo ift er ver- 
pflichtet, felbft bei noch fo geringem Abſatze der Looſe das Spiel am bejtimmten 
Termine vorzunehmen. 


g 220. 
Wette?!) ift die Uebereinkunft, nach welcher fich die Parteien Im Intereſſe 


4) Die Beweife ſ. bei Wilda S. 185 fig., 3. 8. Gtoffe zu Sfp. III, 6; Bermehrter 
Sſp. IV, 36, 9; Göttinger Statuten bei Pufendorf, Obserr. 8, 193, NReuterbeftallung 
v. 1570 8 311; Magdeburger Polizeiordnung, 54 $ 3 u. f. mw. Alle diefe Stellen gehen 
darauf aus, das Spiel auf Borg: zu verbieten. — Ebenſo Preuß. LR. I, 11 8 577, 578, 
RGB 704. 

5) Bender, Die Lotterie (1832), F. Endemann, Beiträge zur Lotterie (1882), ©. Cohn in 
Endemaun’s Handb. des Handelsrechts, III S. 86 (1885), 

6) Der Kauf des Looſes ift eine gewöhnliche emtio spei, für welche das 2008 bie Berveit- 
urtunde ift; der gänzliche oder theilmeife Berluft des Kaufpreijes begrenzt den Spielverluft des 
Einfegers. — Die Loofe werden theil® durch Collecteure verfauft, welche diefelben entweder als 
bloße Mandatare der Direction, oder nach den Bedingungen bed Trödelvertrag® verlaufen. Hage⸗ 
mann, Pralt. Erörterungen, V ©. 131 fg. Wolff, im Archiv f. Rechtswiſſenſch, N. F. 
6, Bd. (1869) ©. 188 fig. 

7) Jeder Inhaber des Looſes ift in der Regel zur Klage auf den Gewinn legitimirt. 

8) Dies wiederholt fich in der Regel bei jeder Claſſe; der Kauf eines Looſes gilt meiftens 
nur für eine Claſſe, bei der folgenden muß das Loos erneuert werben, 

9) Das vorbereitende Geſchäft kann auch Schenkung fein. — Das Geichäft Täßt 
übrigens je nach Umftänden nocd eine andere Auffaſſung zu, nämlich bie eine® Hoffnungs⸗ 
kaufs jede® Einzelnen. So Lange, Die Nechtstheorie vom Ausfpielgeichäft, 1818. Krügel- 
fein ©. 6. 

10) Wenn der auszufpielende Gegenftand der Gefellichaft felbft zugehörte, jo Tiegt 
ein Spielvertrag über die von jedem Gefellichafter an den Sieger abzutretenden Antheile vor. 

1) Die fhon 8 219* erwähnte Auffafjung bes Berhättniffed von Spiel und Wette hat 
auch hier Meinungsverfchiedenheiten hervorgerufen: 1) ber Unterfchied zwiſchen Spiel und Wette 
liege bloß in dem mur bei jenem ftattfindenden Grforderniß ber Xhätigleit; 2) der Uuter- 
ſchied Tiege nur im der Abficht der Parteien; werde daher gewettet, bloß um zu geivinnen, 
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der Bewährung ihrer Anfichten bei einem Meinungsftreite verpflichten, daß 
derjenige, deſſen Behauptung fich als unrichtig erweift, etwas verwirkt haben 
folle?). Solche Wetten find geftattet und mit rechtlicher Wirkung verjeben?), 
wenn fie im Ernfte angejtellt und nicht in ſich unfittlich find, was aber nidt 
ſchon dann angenommen werben kann, wenn ein Contrahent von der Richtigkeit 
feiner Behauptung Sewißheit hatte*), oder wenn die Wettſumme übermäßig 
groß iftd). *Die neueften Gejegbücher behandeln aber die Wette ebenfo wie 
das Spiel ®). 


IX. Das Geſellſchaftsrecht. 


1. Allgemeines. 
S 221*. 


Das römiſche Geſellſchaftsrecht hat im Reichsgeſetzbuch — zum Theil nach 
Vorgang des älteren deutſchen, des preußiſchen und franzöſiſchen Rechts und 
des Handelsgeſetzbuchs — weſentliche Aenderungen erfahren !). 

Zuvörderſt ſind die Rechte der Geſellſchafter am Geſellſchaftsvermögen nach 
den Grundſätzen der geſammten Hand geregelt?). Daraus folgt, daß der 
Privatgläubiger eines Geſellſchafters ſich an den Antheil, welcher ſeinem Schuldner 
an den einzelnen Stücken des Geſellſchaftsvermögens zuſteht, nicht halten 
darf; er kann fich vielmehr lediglich den Antheil, welcher feinem Schuldner am 
Geſellſchaftsvermögen im Ganzen gebührt, überweifen laſſen, kann demnächſt, 
falls er im Beſitz eines endgültig vollſtreckbaren Schulbtitels ift, die Gefellichaft 
aufkündigen — wobei er Übrigens an die im Gefellichaftsvertrage etwa beftimmte 
Kündigungsfrift nicht gebunden ift — und alsdann die Auszahlung des Antheild 


jo gehe die Wette in ein Spiel über (Wilda a. a. DO.) Dies ift aber umridgtig, indem 
auch bei der Wette eine gemwinnfüchtige Abficht vorhanden fein kann, unb abgefehen bavon 
ein bedingter Vertrag mit Sehen auf Verluſt und Gewinn nicht ſchon deshalb ein Gpiel 
wird, weil er keine Wette ift, und umgelehrt , fondern wie das Differenzgeichäft etwas 
ganz Anderes fein kann; daher ift es aud unrichtig, Wetten über Spiele als Spiele zu 
betrachten und ganz allgemein Haglo® zu machen (was nur unter befonderen Vorausſetzungen 
gerechtfertigt wäre). 8) Zwiſchen Spiel und Wette fei gar kein Unterſchied (Puchta, Pandetten 
8 208). 

2) Wem das Verwirkte zugedacht werde, ift gleidhgliltig, nur müſſen fich beide Parteien 
für den Fall der Unrichtigkeit ihrer Behauptungen zu einer Leiftung verpflichten. 

8) Schon im römiſchen Rechte (3. B. I. 17,8 ult. D. de prasscr. verbis [19, 5]). Wilde, 
Zeitſchr. f. Deutſch R., Bd. 8 S. 215 fl. A. A. Walter, D. Pr. 874. 

4) Wilda ©. 333. (Anders Br. ER. 1, 11 8 580.) Berfchieden davon ift natürlich ber 
Kal, wenn die wahre Sachlage dolos verheimlicht wird. 

5) Das Moderationsrecht, das Mauche (Wilda S. 230) in diefem Falle dem Richter ge 
währen, bat feinen pofttiven Grund im gemeinen Rechte 

6) Sächſ. GB. 1480. RGB. 704. — Nach Br. ER. I, 11 8 579 ift die Wette Hagbar, 
wenn der Wettgegenftand bei einem Dritten hinterlegt if. 

1) Im Kolgeuden find nur die grundfäglicy wichtigften Aenderungen aufgezählt. 

2) RGEB. 658. Ebenſo das Preußiihe Recht: Dernburg, II $ 217, 2. Eccius 
g 148 ss TB 
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feines Schuldners zu feinen Händen fordern ®). Auf dieſe Weiſe erlangen bie 
Gejellfchaftsgläubiger das Recht, fi aus dem Gefellichaftspermögen mit dem 
Borzuge vor den Privatgläubigern zu befriedigen; denn der dem Zugriff ber 
Privatgläubiger verfallende Antheil des Gefellichafters am Geſellſchaftsvermögen 
ift als Nettoantheil zu verftehen, ergreift alfo nur das Meinvermögen der 
Geſellſchaft nach Abzug der Gefellfchaftsichulden. So erhält das Vermögen 
der Gejellichaft den Charakter eines Sonverguts und kann zum Gegenitande 
eines felbftändigen Concurſes gemacht werben *). 

Eine weitere wichtige Neuerung ift, daß jeder Gefellichafter, infoweit er 
befugt ift, die Geſchäfte der Gejellichaft zu führen, infoweit auch die Vollmacht 
befigt, die übrigen Gefellfchafter Dritten gegenüber zu vertreten. Dieſe Voll» 
macht kann ihm Durch einftimmigen Beichluß, aus wichtigen Gründen auch 
durch einen Mehrheitsbeſchluß der übrigen Gefellfchafter entzogen werden. Sind 
mehrere Gejellfchafter mit der Geſchäftsführung betraut, jo fteht die Vollmacht 
ihnen nur gemeinfam zu Doc find dieſe Hegeln nicht zwingender Natur; der 
Gefellihaftsvertrag kann aljo die Vollmacht ausſchließen und — anders als 
bei den Handelögefellichaften — auch beliebig beſchränken, Tann fte aber auch 
beliebig erweitern °). 

Eine Geſellſchaftsſchuld verpflichtet, wenn fie durch alle Sefellichafter oder 
durch einen gemeinjamen Vertreter aufgenommen ift, alle Bejellichajter ſammt 
und ſonders, und verhaftet ihr ganzes Privatvermögen ©). 


2. Aie Handelsgefellfchaften. 
Einleitung. 
& 222. 


Handelsgeſellſchaften )), d. h. Dereinigungen Mebrerer zum gemeinjamen 
Betriebe von Handelsgefchäften, kommen mit fehr verfchtedenartiger Organifation 


9) ROB. 658, 668. Der Privatglänbiger eines Geſellſchafters ift alfo Hier günftiger ge⸗ 
Rellt wie bei der offenen Haudelsgeſellſchaft; denn bei diefer kann der Gläubiger ſich ben Antheil 
feines Schuldners erſt dann übermweifen laſſen, wenn er zuvor fruchtlos in das fonflige Ber- 
mögen des Schuldners die Zwangsvollſtreckung verfucht hat, und er kanu ferner die Auf« 
fündigung nur zum Schluß des Geichäftsjahre® mit fechömonatiger Friſt ertlären. HGB. 
Art. 12. 

4) Siehe Kohler, Concursrecht (1891) ©. 69. 

5) RGB. 654, 655, 649. Ebenſo Preuß. ER. I, 17 8 210, 281. 

6) REB. 870. Inwieweit dies eine Neuerung gegenüber dem römiichen Recht ift, hängt 
davon ab, wie man bie römische Haftung der Geſellſchafter für Geſellſchaftsſchulden auffaßt. 
Siehe Windicheid, Panderten 8 404. Mit dem RGB. ftimmt überein Pr. ER. I, 17 8 239, 
810 (edoch erlifcht die Gefammthaftung der Gefellichafter ein Jahr nad) Bekanntwerden der 
Gefellichaftsauflöfung); dagegen gilt nad) ce. c. 1862 und Sächſ. GB. 1878 Theilhaftung der 
Geſellſchafter. 

1) K. G. Treitſchle, Die Lehre von der unbeſchränkt obligatoriſchen Gewerbegeſellſchaft 
und von Commanditen nach römiſchem Rechte mit Rückſicht anf neuere Geſetzgebungen (1844). 
Thöl, Handelsr. 5 87 fig. Gierle S. 485, 325. Behrend, Handelsrecht 8 61 flg. Laband, 
Ztſch. f. Handelsſsr., 30 (1885) S. 469; 81 ©. 1. Kofad, Lehrb. d. Handelsrecht! 8 82 fig. 
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und rechtlicher Beichaffenheit vor. Sie können fo geartet fein ?), daß bie Gefell- 
ſchafter mit voller perſönlicher Haftung einjtehen, und zwar entweder unbe- 
ſchränkt (offene Handelögefellichaft), oder nur einzelne unbejchränkt, andere 
bloß bis auf einen gewiffen Betrag (Commanpitgefellfchaft); over fe, 
daß einer oder mehrere Sefellichafter ſich an dem Geichäftsbetriebe eines Kauf- 
manns nur mit einer Einlage betheiligen und nach Außen gar nicht perfönlich 
baften (itille Geſellſchaft); oder fo, daß Fein Gefellichafter perjönlich, 
fonvdern alle nur mit beitimmten Beträgen haften, welde zufammen einen 
organifirten Handelsfond bilden (Actiengefellichaft); oder fo, daß eine 
Actiengefellihaft mit einem oder mehreren perjänlich baftenden Gefellichaftern 
als Commanbitiftin in Verbindung tritt (Commanditgefellihaft auf 
Actien; *obder endlich jo, daß die Haftung der Gefellichafter bei der Eoncurs- 
eröffnung über das Geſellſchaftsvermögen wefentlich gefteigert wird (einge- 
tragene Genofjenichaft). Keine Handelsgefellichaft aber ift die bloß vorüber- 
gehende Vereinigung Mehrerer zu einzelnen Gewinngefchäften ®). 

Jede dieſer Handelägefellichaften Hat ihre Eigenthümlichkeiten und ijt ein 
felbftändiges NRechtsinftitut. Gemeinſchaftliche Rechtsſätze, welche die ganze recht- 
lihe Natur derjelben bejtimmen, giebt es nicht. Insbeſondere tft Die Meinung 
zu verwerfen, welche allen Handelsgeſellſchaften im offenen Wideripruche mit 
ihrer ganzen rechtlichen Anlage und thatſächlichen Wirkſamkeit das Princip der 
juriftiichen Perjon aufprängen will ). 


2) Die nachfolgende Claffificirung beruht auf den Beſtimmungen des D. HGB. im 2. 
u. 3. Bude, nur daß bier die fiille Gefellfchaft in den Kreis der Handelögefellichaften aufge» 
nommen worden ift, während fie das D. HGB. davon trennt und in ein befondere® Bud) 
vermweift. Dieſes Verfahren, welches zuletzt nur noch auf dem äußeren Grunde berubte, daß 
der Terminologie einzelner Particulargefege nicht präjudicirt werden follte, ift für eine wiflen- 
ſchaftliche Darftellung nicht maßgebend; eine folde braucht die ftille @efellichaft ſowohl nach 
geihichtlicher als ſyſtematiſcher Betrachtung al® ein unentbehrliche® Verbindungsglied zwifchen 
offener und Actiengefellichaft. — Ueber die ganz eigenthümlichen Verhältniffe dev Rhederei, 
d. 5. der unter mehreren Mitrhedern beftehenden Gefellfchaft, ſowie über deren Bertreter 
(Correfpondentrheder) vgl. HOB. Art. 456—477. Diefe Geſellſchaft nähert ſich den 
Hctiengefellfchaften dadurch, daf der Antbeil an Gewinn und Verluſt nah Schiffsparten 
beftimmt wird, daß in der Pegel eine (nad; der Größe der Schiffsparten zu beſtimmende) 
Majorität entjcheidet, daß der Austritt durch Preisgebung (Art. 468) oder Veräußerung ber 
Schiffspart zuläffig if. Sie ift aber keineswegs den Actiengefellichaften wirklich gleich, indem 
nicht immer eine bloße Haftung mit Schiff und Fracht, fondern bisweilen auch eine perjönliche, 
obgleid nicht folidarifche Haftung eintritt (Art. 474). 

8) Einige darauf bezügliche Beftimmungen enthält das HB. Art. 266270, 

4) Die Handelsgefellichaften find ihrer ganzen juriftifhen und äfonomifchen Natur nad) 
Societäten. Der Einigungsgrund ift immer das individuelle perfönfiche Interefie der Be⸗ 
theiligten, nicht da® allgemeinere und unabhängigere Interefie, das zu einer mit jurifiifcher 
Perjönfichkeit befleideten Anftalt drängt, — Gegenfäge, die freilich nicht allein und auch uidht 
immer über die Competenzgrenzen von Societät und jnriftifcher Perfon entſcheiden, aber doch 
ein dabei fehr bedeutendes Moment ausſprechen. Nur bei den Actiengefellichaften fann eine 
theilweife Verwendung des Princips der juriflifchen Berfon nicht entbehrt werden. Namentlich 
aber ift die offene Gefellfchaft (bei dem geringen Genofienfchaftselemente in der ftillen Geſellſchaft 
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In Bezug auf die rechtlichen Formen bes Hanbelsbetriebes überhaupt 
unteritellt das HGEB. die Handelsgefellfchaften den über Kaufleute gegebenen 
Borfhriftend). Namentlich gilt auch für fie der Satz, daß jeder Kaufmann 
eine Firma Haben fol. Die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft muß, 
wenn fie nicht die Namen aller Gejellfchafter umfaßt, wenigſtens den Namen 
eines Gejellichafters mit einem das Geſellſchaftsverhältniß andeutenden Zuſatze 
enthalten; die Birma einer Commanditgeſellſchaft (auch der Commanditgeſellſchaft 
auf Actien) muß den Namen wenigftens eines perjönlich baftenden Geſell⸗ 
ſchafters mit einem das Gefellichaftsverhältnig andeutenvden Zuſatze führen; bie 
ftile Geſellſchaft Hat keine Gejellichaftsfirma, fondern nur die Firma des 
Hanvelögewerbsinhabers ; die Firma einer Acttengejellihaft und die der ein- 
getragenen Genoſſenſchaft joll in der Regel von dem Gegenftande ihres Unter- 
nehmens entlehnt fein und feine Namen von Gefellichaftern oder andern Perſonen 
enthalten. 

* Die Form der eingetragenen Genofjenfhaft — nach dem Reichsgeſetzbuch 
auch die Form der offenen Hanbelsgejellichaft und der Commanbitgefellichaft ®) 
— kann auch von folden Gejellichaften angenommen werden, die fich nicht 
gerade mit dem Betriebe von Hanbelsgejellfchaften, fondern mit irgend einem 
anderen wirtbichaftlichen Unternehmen, 3. B. dem Betriebe eines Bergwerks, 
eines Baugewerbes abgeben. Diefe Formen find alfo auch für den bürgerlichen 
Verkehr wichtig. Noch mehr gilt dies für die Form der Actiengejellichaft und 
der Commanditgeſellſchaft auf Actien; fie ift ſogar nicht wirthfchaftlichen, 3. 2. 
politiihen oder religiöjen Vereinen zugänglich 7). Trotzdem hält aber das Geſetz 
an dem handelsrechtlichen Charakter aller diefer Gefellichaftsformen feſt; denn 
jeder Verein, der fich einer diefer Formen unterwirft, unterwirft fi damit zu- 


kann ohnedem vernünftiger Weife nicht von juriftifcher Perjon die Rede fein) ihrer ganzen An- 
lage nad) ein fo charakteriftifche® Beifpiel des Societätögedanlens, — Feſthaltung der individuellen 
Geltung der Mitglieder in der vertragsmäßigen Einigung — daß die Einzmwängung berjelben 
in den Mechanismus ber juriftiichen Perſon eine völlige Umgeftaltung ihres natürlichen That- 
beftandes und eine bebauerliche Verkürzung des Nechtsftoffs um eins feiner lebensvollſten Inſtitute 
fein würde. Es ift bier freilich nicht gerade nur die römische Societät gemeint; es giebt einen 
Grundgedanken dieſes Inftituts, der nicht durch das Fefthalten an allen Sätzen des römijchen 
Rechts über Societäten bedingt if. Und in der That hat das Inftitut, ohne fein Grund» 
prinzip zu verlieren, im neueren europäifchen Rechte fehr bedeutende Modificationen erfahren, 
z. B. die Anerlennung der Möglichkeit des Ausichluffes der Theilungstiage, der Yortbauer des 
Berhältnifjes trot eines theilweilen Wechſels der Perfonen, der Geltung von Majoritätsbeſchlüſſen 
nf. w. Es find dies Eigenthümlichleiten, melde zum Theil auf einer Verſchiedenheit des 
modernen Gejellichaftsvertehr& (Hervortreten der Bedeutung des Gemeinſchaftsapitals) gegen- 
über dem der antilen Welt (Gejellichaften unter wenigen nur in Rüdficht auf ihre Individualität 
gewählten Berfonen) beruhen. Ueber die praltifchen Eonfequenzen biefer Auffafjung f. Wach, Handb. 
d. Civilproc. 1. Bd. ©. 522 fig. 


5) HGB. Art. 5, 17, 18, 351. 
6) Genoſſenſchaftsgeſetz 17. ROB. 675. 
7) SB. 174, 208. RGeſ. v. 30. April 1893 8 13. 
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gleih dem ganzen Handelsrechte, muß z. B. ins Handelöregifter eingetragen 
werden, muß eine laufmännifche Firma annehmen u. |. f. 


a) Die offene Handelsgefellidaft. 
& 223. 


Es vereinigen ſich Mehrere in der Weife zum gemeinfamen Hanbelöbetriebe, 
daß fie Alle mit voller und unbeſchränkter perſönlicher Haftung für bie unter 
der Gefellichaftsfirma gemachten Geſchäfte einftehen wollen. Zur Errichtung 
einer folchen Gefellfhaft bebarf e8 keines fchriftlichen Vertrags, und es beginnt 
ihre rechtliche Wirkſamkeit fchon mit dem Augenblide der thatjächlichen Eröffnung 
ihres Gefchäftsbetriebs. Aber bei Ordnungsſtrafe haben vie Gejellichafter die 
Errichtung der Gefellfhaft, die Namen der Mitglieder, bie Firma, bie Zeit 
des Beginns der Gejellihaft und die etwaige Vereinbarung, daß nur einer 
ober einige (und welde?) der Theilnehmer zur Vertretung befugt feien, oder 
daß biefe nur in Gemeinfchaft gefchehen folle, beim Hanbelögerichte behufs Ein- 
tragung in das Handelsregiſter anzumelden !). 

Jeder Gelellfchafter ?), dem das Recht ver Gefellichaftsvertretung nicht 
ausdrüdlich entzogen ift, darf alle Arten von Gefhäften und Nechtshandlungen. 
im Namen der Gejellihaft vornehmen; insbeſondere ijt er auch ermächtigt, fie 
vor Gericht zu vertreten und die ihr gehörenden Grundftüde zu veräußern und 
zu belaften. Eine Beſchränkung des Umfangs dieſer Vertretungsbefugnig bat 
Dritten gegenüber feine rechtliche Wirkung?). Die Form, im welder die 
Geſchäfte der Geſellſchaft in einer alle Mitglieder verpflichtenden Weije geführt 
werden, ift die des Verhandelns unter der Gefellichaftsfirma *). Jeder Geſell⸗ 
ſchafter haftet aus den für die Geſellſchaft rechtögültig gejchlofienen Geſchäften 
folivariich und mit feinem ganzen Vermögen), und es foll fich dieſe Haftung 
immer aud auf die vor dem Eintritte des einzelnen Geſellſchafters begründeten. 
Berbindlichleiten beziehen ©). 

Für das innere VBerhältnig der Gefellfchafter gelten in&befondere ?), ſofern 


1) HGB. Art. 85—89, 110, 

2) GB. Art. 114. 

8) HGB. Art. 114—117. Gelbftverftänblich ift, daB die Vollmacht den Mitgefellichaftern 
gegenüber beichräntt fein kann, fo daß der fie überfchreitende @efellichafter biefen gegenüber 
bafıbar wird. 

4) Indem ein Gefellichafter die Firma gebraudt, fpricht er aus, daß er für fih und feine 
Mitgefellichafter nach Maßgabe des Gefellichaftsverhältniffes handle; der Gebraud der Firma 
ift eine Breviloquenz und dag HGB. Art. 111 geftattet refp. fordert diefe. Dies allein ift der 
Sinn des Art. 111 nach Abficht feine® Antragfteller8 wie der ihn annehmenden Gonferenz in 
Nürnberg. Keineswegs aber follte diefer Artikel etwa die Firma zu einer felbfländigen, einer 
juriftiichen Perſon machen. 

5) Diefer Satz konnte fhon vor dem D. HGB. als ein allgemeiner Sat des Handels⸗ 
rechts betrachtet werben. 

6) HGB. Art. 118, 

7) 988. Art. 90—109. 
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der Gejellichaftsvertrag nichts Anderes beftimmt, folgende Nechtsfäte. Jeder 
Gejellichafter tft verpflichtet, in Angelegenheiten der Gefellichaft den Fleiß und 
die Sorgfalt anzuwenden, welche er in feinen eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenden pflegt. — Ohne Genehmigung der übrigen Gefellichafter darf er in 
dem Handelszweige der Geſellſchaft weder für eigene, noch für eines Dritten 
Rechnung Geichäfte machen, auch fi nicht an einer gleichartigen Handels⸗ 
gefelljichaft betbeiligen ®). — Ein Gefeltlichafter, der überhaupt zur Gefchäfts- 
führung befugt ift, darf, fo lange kein anderer Gefellichafter widerſpricht, alle 
Diejenigen Geichäfte vornehmen, welche der Hanbelsbetrieb der Gefellichaft mit 
ſich bringt; bei Unternehmungen dagegen, welche über den gewöhnlichen Handels. 
betrieb hinausgehen oder deren Zwecke der Gefellihaft fremd find, muß ein 
Beſchluß der GSefellihaft, d. h. die Zuftimmung aller einzelnen Geſellſchafter 
eingeholt werden). — Bezüglich der Gewinnvertheilung gelten folgende Bor- 
ſchriften: am Schluffe eines jeden Geſchäftsjahrs werden dem Gefellichafts- 
antheile jedes Mitglieds zunächft vier vom Hundert Binzugefchrieben 1%), und 
wenn aus den Erträgnifien des Jahrs nicht nur diefe Procente beftritten 
werden können, fondern auch noch mehr übrig bleibt, fo ift Gewinn, im andern 
Falle Berluft vorhanden; Gewinn und Berluft werben nach Köpfen vertheilt 21), 
— Kein Gefellihafter darf ohne Zuftimmung der übrigen Gejellichafter feinen 
Antbeil am Gefellihaftsvermögen verringern 1°). 

Das für die Gefellichaftszwede beftimmte Bermögen foll dieſen nicht will- 
fürlich durch Preisgebung an die Privatintereffen der Gejellichafter entzogen 
werden lönnen 1®), und diefer Sat foll auch Dritten gegenüber gelten. Daher 


8) ©. darüber und über das Präjubiz Art. 96, 97. 

9) HEB. Art. 100—108. Im regelmäßigen Gange eines gefellichaftlich betriebenen 
Unterneimens wird von förmlichen Beichlüfien nur jelten die Rede fein, indem gemäß des gegen- 
feitigen Bertrauensverhältniffeß alle Fragen eine einfachere Loſung finden werden. Iſt dagegen 
ein Beſchluß nothwendig, fo muß er einftinmmig gefaßt fein; dies entfpricht dem Grundprincip 
des Societätsverhältnifies, welches bier zu verlafien bei der Solidarhaft bed Einzelnen und aus 
nahe liegenden weiteren Gründen nicht der geringfte Anlaß obmwaltet. 

10) Art. 106 nennt bie® zwar in Uebereinflimmung mit dem Taufmännifchen Sprachge- 
brauche „Zinfen”; es find aber in Wahrheit keine Zinfen, der Gefellfchaftsantheil ift fein ber 
Gefellichaft dargeliehenes Kapital, fondern es find Eigenthumsfrüchte. 

11) Art. 106, 107, 109. Diefe der Tanfmännifchen Uebung entfprechende Anordnung löft 
in ſinnreicher Weife die fonft fchwierige Frage der Bemeflung des Berhältniſſes des Kapital- 
und Arbeitsverdienſtes. 

18) Die Ansnahme |. in Art. 108. 

13) Diefe, nach dem bisherigem Rechte ſchwerlich zu begrändenden Beſtimmungen (Thöl 
a. 0. DO. 8 96), wie fie in den Art. 119—129 enthalten find, beruhen auf der Erwägung, daß 
ohne fie ein gebeihlicher Fortgang des Geſellſchaftsbetriebes nicht zu erwarten fei, indem daB ge⸗ 
meinfame Vermögen nur zu oft in die Privatverhältniffe der einzelnen Gejellichafter verwidelt 
werde. Nur dieß, entfernt nicht der Gedanke an eine juriftiiche Perjon, war ber Grund obiger 
Säpe. Bei dem Separationsredhte im Concurſe herrſchte noch außerdem der Gebanfe an den 
Bortheil eine® „glatten Eoncurjes vor. — Diefe Säge, fowie bie rechtliche Bedeutung bes Be⸗ 
griffs „Einlage”, ferner der Charakter des Antheilrechts jedes Geſellſchafters find trefflich ent- 
widelt worden von Laband in ber Zeitichr. f. Handelsrecht, Bd. 81 ©. 1 fig. »*Sie find, wie 
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ſoll der Brivatgläubiger eines Gefellfchafters nicht befugt fein, zu feiner Sicher» 
jtellung oder Befriedigung die im Gejellichaftsvermögen befindlichen Güter des 
Schuldners in Anſpruch zu nehmen, vielmehr ſoll er ſich nur an die Zinfen 
und Gewinnantbeile, ſowie an das demfelben bet der fchließlichen Auseinanber- 
jegung Zufallende halten können 1%). Daher joll ferner ein Gejellichaftsichulpner 
nicht mit einer gegen einen Gefellichafter ibm zuſtehenden Privatforberung com⸗ 
penfiren fönnen 16). Endlich liegt in der Confequenz dieſer Auffafjung auch 
der Sag, daß im Falle des Concurfes ſämmtlicher Gefellichafter ven Gefell- 
ihaftsgläubigern ein Separationgrecht bezüglich des Gefellichaftsvermögend ge- 
ftattet wird, fo jedoch, daß fie fich nur wegen des Ausfalls noch an das Privat- 
vermögen halten Lönnen. 

Die Geſellſchaft wird aufgelöft durch Eröffnung des Concurjes über bie 
Geſellſchaft, durch den Tod eines Geſellſchafters (jofern nicht die Fortſetzung 
der Gefellihaft mit den Erben vertragsmäßig bejtimmt wird), durch Concurs 
eines Geſellſchafters oder Kintritt feiner rechtlichen Unfähigkeit zur Vermögend- 
verwaltung, durch gegenfeitige Uebereinkunft, Zeitablauf und Auffündigung !6). 
Mebrigens ift die Vertragäbeftimmung, daß die Gefellichaft beim Austritt eines 
oder mehrerer Mitglieber unter den übrigen fortbeftehen folle, zuläffig; aus 
erheblichen Gründen dürfen fogar die Gejellichafter auf Ausſchließung eines 
Mitglieds antragen, um das Verhältniß allein fortzujegen 17). Die Auflöfung 
der Geſellſchaft, ſowie das Ausſcheiden oder die Ausichliegung eines Gejell- 
ſchafters muß in das Handelsregiiter eingetragen werben 1°). Die Klagen gegen 
einen Gefellichafter und Anſprüche gegen die Gefellichaft verjähren in fünf Jahren 
von Zeit des Austritt8 oder der Auflöfung 19). 


b) Die Commanditgeſelſſchaft. 
8 224. 


Es vereinigen fih Mehrere in der Art zu einer Handelögefellichaft, daß 
Einer oder Einige (Commanditiften) nur bis zur Höhe beftinmter Beträge, ber 
oder die Uchrigen aber unbeſchränkt wie der Einzellaufmann oder die Mitglieder 


oben S. 130 entwidelt, daraus zu erflären, daß den Gefellichaftern am Gefellichaftsvermögen 
nicht ſchlichtes Miteigentfum, fondern Miteigenthum zur gelammten Hand zufteht. Das ROB. 
überträgt jest einen Theil diefer Regeln‘ auch auf die bürgerliche Gejellfchaft, |. oben ©. 376. 

14) Ein Gegengewicht giebt der Art. 126, wonach der Gläubiger die Ausfcheidung des 
Geſellſchafters fordern kann. 

15) Zuläffig ift dagegen, daß der Brivatfchuldner eines Gefellichafters, wenn er von Letzterem 
belangt wird, mit einer Forderung gegen die Gefellichaft, nnd da ein von einem Gejellichafte- 
gläubiger belangter Gefellfchafter mit einer Privatforderung compenfiren kann. 

16) Art. 123—125, 

17) Art. 127, 128, 181 (132). Der Ausfcheidende bez. Außsgefchloffene kann feinen Antheil 
nur in Korm einer den Werth besfelben darftellenden Geldſumme fordern, und die Zurück⸗ 
bleibenden haben den Bortheil des ungeftörten Berbleibens im Ctablifjement und der firma, 

18) Art. 129, 

19) Art. 146—149. 
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einer offenen Handelsgeſellſchaft haften wollen). Die Errichtung dieſer Gefell- 
(haft muß zur Eintragung in das Hanbelsregifter angemeldet werben ?). 

Die Bertretung einer folchen Geiellichaft erfolgt allein durch die periönlich 
baftenden Geſellſchafter 2). Wie bei der offenen Geſellſchaft, fo wird auch bier 
in ber Form des Gebrauchs der Gelellichaftsfirma gehandelt. Aber ber 
Commanditiſt haftet für die hierdurch entitandenen DVerbindlichleiten, obſchon 
ſolidariſch und direct, doch nur bis auf den Betrag der verfprochenen Einlage *). 
Die Einlage foll während des Beſtehens der Gefellichaft nicht willfürlich ver- 
ringert, nicht zurückgezahlt oder erlaflen werben, indem andernfalls der Comman- 
ditift den Gefellichaftsgläubigern bis auf den Belauf der empfangenen oder 
erlaffenen Beträge fortwährend haften würde. Jahresdividenden aber, welche 
ber Commanbditift in gutem Slauben auf Grund einer in gutem Glauben er- 
richteten Bilanz bezogen bat, verbleiben ihm definitiv 2). 

Dezüglid des inneren Verhältniffes der Gefellfhafter gelten im Wefent- 
lichen dieſelben Grundſätze, durch welche die Beziehungen der offenen Gelell- 
hafter zu einander beftimmt werben. Insbeſondere gleicht die Stellung des 
Commanditiften auch iniofern der des offenen Gefellfchafters, als er ebenjo wie 
biefer wirklicher Miteigenthümer oder Mitberechtigter an dem durch die Einlage 
vermehrten oder gebildeten Handelsfond if. Dagegen bat er feinen Antheil 
an der Geichäftsführung; er hat nur ein Recht auf Mittheilung der jährlichen 
Bilanz und Prüfung ihrer Nichtigkeit mitteljt Einficht der Bücher und Papiere. 
Tod oder eingetretene DVerwaltungsunfähigleit des Commanbitiften hebt die 
Geſellſchaft nicht auf; im Webrigen gilt bezüglich der Auflöjung und Klagver- 
jährung das ſchon für die offene Gefellihaft Erwähnte, 


0) Die file Sandelsgefellfhaft '). 
8 225. 
Es betbeiligt ſich Jemand (ftiller Gefellichafter) nur mit einer Einlage an 


1) In diefer Ausbildung findet fih das Inflitut weder in der früheren Literatur noch in 
der früheren Gejeßgebung, fondern erfimals im D. HOB. II, 2. Der Ausgangspunkt war ein 
anderer, nämlich die Vorfchriften de8 Code de Commerce über ftille Gejellfchaften, welche der 
preuß. Entwurf adoptirt Hatte; wie man aber allmählih zu einem ganz anderen Inſtitute 
fortfchritt, wird namentlich erfichtlic aus dem S. 108083 der Protokolle gegebenen Bortrage 
des Berfaffers dieſes Buche. 

2) Art. 151. Der Name des Commanditiften nnd der Betrag feiner Einlage wird nicht 
mit befannt gemadht. 

8) Der Commanditiſt darf nicht einmal für die Geſellſchaft Geſchäfte machen, wenn er 
nicht ristiren will, nach Umftänden wie ein perfönlidh haftender Geſellſchafter behandelt zu 
werden; Art. 167, 8 

4) Hat der Commanbitift feine Einlage bereits eingezahlt, jo kann er, da er ja nur bis 
auf den Belauf derfeiben einfteht, iede Klage abwehren. 

5) Vgl. Art. 161, 8; 165. Darin ſteht allo der Commanditiſt anders, als der offene 
Gefellichafter, indem jener den wirklichen Jahresgewinn regelmäßig herausnehmen barf. 

1) &. über die Gedichte des Inftitut® Goldschmidt, De societate en commandite, sp. 1, 
Hall. 1851. 
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dent Gewinne und Verluſte einer fremden Handlung, fei e8 eines Einzellauf- 
manns oder einer Handelsgeſellſchaft (Eomplementar). Er will feine vermögens- 
rechtliche Perfönlichkeit weder ganz noch beichränkt dem Gejellichaftszwede zur 
Verfügung ftellen; er will nicht wirklicher Miteigentbümer oder unmittelbarer 
Mitberechtigter am Gefellihaftsfond werden, fondern nur einen Wertbbetrag in 
dem Unternehmen eine® Anderen auf verbältnigmäßigen ‚Gewinn und Berluft 
mitwirken laffen; er will Dritten gegenüber gar nicht berwortreten, die Perfön- 
lichleit de8 Complementard nur materiell unterftügen ?). Nach Außen ent- 
ftebt Hierdurch Feine Handelsgefellfchaft, fowie denn auch die Annahme einer 
Gefellihaftsfirma auf Grund der Betheiligung eines ftillen Gefellichafter® nicht 
zuläffig if. Nah Innen aber, d. 5. in Bezug auf das Verhältniß zwifchen 
dem ftillen Gejellichafter und dem Eomplementar, tft eine wirkliche Societät 
vorhanden). Die Errichtung einer ſolchen Hanbelsgejellichaft wird in das 
Sandelsregifter nicht eingetragen. 

Der ftille Gefellichafter ift verpflichtet, die bedungene Einlage an ben 
Complementar auszuzahlen, in deſſen Eigenthum fie übergest*). Ihr Schickſal 
wird der Verwaltung bes lekteren anvertraut 5). Der ftille Gefellichafter bat 
fein Recht der Mitverwaltung, fondern nur ein Recht auf Mittheilung ber 
jährlichen Bilanz und die Befugniß, fie mittelft Einficht der Bücher und Papiere 
zu prüfen). Alljährlih wird Gewinn und Verluft berechnet; die empfangene 
Dividende braucht der ftille @efellichafter wegen fpäterer Berlufte nicht wieder 
zurückzugeben 7). 

Nur der Complementar, nicht auch der ftille Gefellichafter wird aus ben 
Geſchäften des Handeldgewerbes berechtigt und verpflichtet). Gegen legteren 
könnten die Gläubiger nicht anders als mittelft einer durch den Complementar 
cedirten Klage auf Ein- oder Vollzahlung der verjprochenen Einlage auftreten. 
Dagegen Lönnen fie die Zurüdzahlung der dem ftillen Geſellſchafter heraus⸗ 


2) D. HGB. Art. 251, 252, 

8) Der ftille Geſellſchafter ift alfo nicht bloßer Gläubiger des Eomplementars, er iſt an 
wirklicher, obſchon eigenthümlicher Geſellſchafter. Die directe perfünliche Vertretung jedes Geſell⸗ 
ſchafters gegen Dritte gehört nicht zum Weſen ber Societät. 

4) Sie nimmt Theil an ben Veränderungen, welche ber Handelsfond im Wechiel des kanf⸗ 
männifhen Glücks erleidet, und bildet einen rechtlich nicht unterfchiedenen Theil des letzteren. 
Ausgefchieden wird fie erft, wenn ber ftille Geſellſchafter dies fordert. 

5) Thöl, 8 110. 

6) Auch von einem bejonderen Rechte, einen Rath zu ertbeilen, lann nicht wohl die 
Rede fein. — HOB. Art. 258. 

7) Art. 255, 

8) Nur der Complementar it der Eontrabent, und zwar hanbelt er in feinem Namen, 
nicht für den flillen Gefellfchafter. — Nur dann kann von einer unmittelbaren Verhaftung bes 
ftillen Geſellſchafters bis auf den Betrag der verfprochenen Einlage die Rede fein, wenn den 
Glaͤubigern die Eriftenz dieſes Verhältniffes ausdrücklich fo angezeigt wurde, daß für diefe ein 
mandatum de credendo vorliegt (Art. 260); e8 ift die® ein ganz felbftänbiger, zıum Geleljäafit- 
verbältnig äußerlich hinzutretender Obligationsgrund. 
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gegebenen oder erlaffenen Einlage fordern, wenn der Somplementar innerhalb 
Jahresfrift in Concurs geräth, und nicht bewiejen wird, daß biefer in fpäter 
eingetretenen Umftänden feinen Grund babe?) Der Eomplementar muß fi 
bei einer auf umbeftimmte Dauer eingegangenen ftillen Gefellfchaft die Auf 
fündigung und bie Herausnahme der Einlage jederzeit gefallen laſſen, fofern fie 
nur ſechs Monate vor Ablauf des Geſchäftsjahrs erfolgt 19), 


d) Die Actiengeſellſchaft). 
g 226. 


Es betbeiligen fich Viele an einem Handeldgewerbe ?). . Aber Keiner will 
perfönlich haften, fondern Jeder will wie ber ſtille Gefellichafter nur eine 
Geldfumme auf Gewinn und Verluft in dem gemeinfamen Unternehmen mit» 
wirken laffen. Weber dieſe hinaus will er nicht einfteben; ihre Preisgebung 
foll die äußerſte Grenze feines Berluftes bilden. Bei einer ſolchen Gefellichaft 
wird der Handelsfond in viele gleich große Summen — regelmäßig jebe nicht 
unter 1000” Mark — zerlegt, und die Theilnehmer (Actionäre) erhalten gegen 
die Einzahlung einer folchen einen auf Namen oder auf Inhaber geftellten 
Actienſchein 3). Auch bier find die Gefellfchafter unmittelbar am gemeinjchaft- 
lichen Vermögen berechtigt und Haben darüber in Generalverfammlungen zu 
verfügen; da aber der Gejchäftsbetrieb felbft nicht durch die Geſammtheit der 
Actionäre erfolgen ann, fo muß für den gemeinfamen Fond, damit er handelnd 
auftreten fünne, eine befonvere Vertretung geichaffen werden. So entzieht fich 
der im Actionfond enthaltene Vermögenstheil des einzelnen Geſellſchafters deſſen 
individueller Willensbeftimmung; er überläßt ihn unwiderruflich der Verwaltung 
der Gejellichaftsorgane und beſchränkt fich darauf, fein Gefellichaftsrecht durch 
Mitwirkung in der Generalverfammlung und Entgegennahme von Dividenden 
auszuüben. Hierdurch erhält nun der Actienfond einen felbftändigen, anftalt- 
lichen Charakter; die bloße Borftellung einer Summe vereinigter, für Rechnung 
der Eigenthümer einer fremden Verwaltung unterftellter Vermögensſtücke würde 
der Stellung desſelben im Rechtsleben nicht entjprechen, vielmehr ift es noth- 
wendig, behufs der rechtlichen GErmittelung des Erwerbs von Rechten und 
Berbindlichleiten ihm felbft als Rechtsjubject zu behandeln. Aber das Mittel 
der juriftiichen Perſon, welches biernach in die Actiengefellichaft eingefügt wird, 


9) Art. 259. 

10) Art. 261—265. 

1) HGB. II, 8. Gtatt der bezüglichen Artikel des D. HGB.'s gelten aber jet die Be⸗ 
flimmungen des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1884, Commentar von Ring, 3. Aufl. 
1898, 

2) Aetiengefellichaften Töunen nicht bloß für Handelsgewerbe, fondern aud für anbere 
Unternehmungen errichtet werben. 

8) Aetien auf Inhaber können nicht vor der felbftändigen Einzahlung des ganzen Nominal- 
betrag® audgegeben werben, benn Interimöfcheine auf Inhaber find nichtig, Art. 207. 

17. Aufl. Ä 25 
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bat nicht die Bedeutung eines das ganze Rechtsverhältniß erichöpfenden und 
beberrichenden Principe, jondern es ift nur ein verhältnißmäßig untergeorbneter, 
für beftimmte Zwecke angelegter Apparat, der die Geſammtauffaſſung des In- 
ſtituts al8 Geſellſchaft nicht hindert *). 

Zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft ift notarielle oder gerichtlihe Auf- 
nabme eines Geſellſchaftsvertrags erforderlid 5). Sie entfteht aber erit durch 
Eintragung in dad Handelsregifter *). Die Mitglieder der Gejellichaft haben 
nach Verhältniß ihrer Actien Antheil am Gejellihaftsvermögen, können ihn 
aber während des Beſtehens ver Gefellichaft nicht herausverlangen; ferner 
Anspruch auf die fih beim Jahresabſchluß ergebende Dividende, welche, wenn 
fie in gutem Glauben empfangen wurbe, nicht wieder zurüdgezahlt zu werben 
braucht”). Durch Beräußerung der Actie kann der Actionär aus dem Verein 
jederzeit ausjcheiden, nur bleibt er bei Actien auf Namen für den ganzen Rüd- 
ftand innerhalb zwei Sahren von der Anmeldung der Mebertragung der Actie 
zum Xctienbuche verhaftet®). Ihre gejellichaftlichen Befugniffe üben die Actio- 
näre in der Generalverfammlung aus; die Beichlüffe derjelben werben 


4) Diefe Conftruction gewährt die Möglichkeit einer Vereinigung be unftreitig in der 
Actiengefellfchaft liegenden gefellfchaftlichen Elements mit der Rolle des Handelsiouds als felb- 
ftändigen Rechtsſubjects, welde im Rechtsleben nicht wohl entbehrt werden faun, und in der 
That auch im Rechtsbewußtſein des Volls lebt. Man muß fi hierbei nur daran erinnern, 
daß das Inftitut der juriftifchen Perfon nicht immer in einer Geftalt auftritt, fondern mannig« 
facher Modificationen fähig ift, — von der großen organifirten Corporation mit Selbftzwed herab 
bis zu der Verwerthung als bloße Kapfel, in der ein Vermögen in einer gewiſſen Zmeden ent⸗ 
fprechenden Weife untergebracht wird. Ich habe dies ſchon früher angedeutet in der Zeitfchrift 
j. Civilr. u. Proceß, N. 5. Bd. 12 ©. 207, und in anderer Anwendung in m. und 
Shering’8 Iahrb., Bd. 2 S. 865. Jetzt kann auch dafür da8 HOB. angeführt werden, 
welches im Art. 216 das Gefellichaftsprincip und im Art. 218 („die A. bat als ſolche 
felbftändig ihre Rechte” u. ſ. w.) das Prineip der juriftiihen Perfon ausfpricht (man vgl. 
mit Art. 218 die ganz andere Faſſung der Art. 111 und 164, um fich zu lberzeugen, daß ihn 
Thöl, 8 121, 150° nicht richtig erklärt). Bei diefer Eonftruction wird nur der „Vorſtand“ 
al8 Organ der juriftiichen Berion betrachtet, nicht aber auch die Generalverfammlung der Actio« 
näre; dieſe ift vielmehr die Prineipalichaft, der darüberfiehende Herr und Eigenthümer. — Die 
Rechte der Actionäre auf Auszahlung von Dividenden und VBermögensantheilen erfcheinen Hier- 
nad) formell als Forderungsrechte gegen den Fond als gemeinfamen Schuldner. 

5) HOB. Art. 209 fig. Die noch im HGB. geforderte ftaatliche Genehmigung follte nur 
die Bedeutung einer gemwerbSpolizeiiichen Ueberwahung haben. Mehr und mehr lehnte aber 
die Öffentlihe Meinung das Syſtem ber ftaatlichen Ueberwachung ab. Ihr folgt nun das 
Bundes- bez. Neichögefe vom 11. Juni 1870 und das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884, und 
zwar mit der Maßgabe, daß die frühere flaatliche Controle durch Einrichtung einer 
vollfommenen Deffentlihleit ber Verwaltung (Belanntmachung und Eintragung 
aller erheblichen Thatſachen in öffentliche Regifter) erfetst werden foll. 

6) HOB. Art. 211. Das Gleiche gilt bezüglich der rechtlichen Wirkfamleit eine den 
Sefellichaftevertrag abändernden Befchlufles, Art. 214. 

7) Art, 216, 218. Nur wirklicher Gewinn, der fi) bei ber jährlichen Bilanz als reiner 
Ueberſchuß Über die Einlagen berausftellt, ſoll ausgezahlt werden, keine ſ. g. Zinjen von be- 
flimmter Höhe, Art. 217. 

8) Bgl. Art. 219 und Art. 184b. Imhaber-Actien fest das Geſetz vom 18. Juli 1884 
als voll bezahlte vorans, indem e8 auf den Inhaber geftellte Interimsfcheine für nichtig erklärt. 





Actiengefellfchaft. Gefellichaft mit beichräntter Haftung. 8 226, 387 


in der Negel nah Majorität gefaßt, und im Zmeifel giebt jeve Actie eine 
Stimme. Auch müſſen fie zur regelmäßigen Ueberwachung der Gefchäftsführung 
einen Aufſichtsrath beitellen 9). 

Der Actienfond ift eine juriftifche Perfon. Er wird vertreten durch einen 
von der Gefellihaft beftellten Vorſtand. Diefer Handelt im Namen der 
Geſellſchaft und zeichnet unter ihrer Firma. Alle von ihm in dieſer Weiſe 
abgeichloffenen Rechtsgeſchäfte berechtigen und verpflichten den Gelellichafts- 
fond +9), der zum Nachtbeil ver Gläubiger nicht willkürlich vermindert werben 
darf!1). Dritten gegenüber ift die Bollmacht des Vorjtandes unbeichränkt und 
unbefchräntbar 1°). 

Die Gefellichafter können die Auflöfung der Actiengefellichaft mit einer 
Mehrheit von drei Viertheilen des in der Generalverfammlung vertretenen 
Grundcapitals befchliefen. Der Beihluß muß in das Handelsregiſter ein- 
getragen und brei Mal in den hierzu beftimmten Blättern belannt ge- 
macht werben. Ein anderer Auflöjungsgrund ift die Eröffnung des Concurfes, 
Das Vermögen der aufgelöjten Geſellſchaft wird nah Tilgung ihrer Schulden 
unter die Mitglieder nach Verhältniß ihrer Actien vertheilt 12). 

*Eine bloße Abart der Actiengefellichaft ift die Geſellſchaft mit be- 
ſchränkter Haftung. Sie ift von manden Beichräntungen befreit, welche 
der gewöhnlichen Actiengejellihaft bei ihrer Gründung und Geichäftsführung 
gelegt find. Dafür tft die Veräußerung der Geichäftsantheile der Gefellichafter 
fehr erichwert, und jeder Gelellichafter in gewillem Umfang nicht bloß für bie 
von ihm felbft übernommenen Einlagen, fondern auch für die Einlagen ver 
übrigen Geiellichafter haftbar 1%). 


o) Die Commanditgeſelſſchaft auf Actien). 
8 227. 


Das Gefellichaftsfapital ift in Actien vertheilt, aber einer oder mehrere 
GSefellfehafter haften auch noch perfönlich mit ihrem ganzen Vermögen, Das 
HGB. faßt die Letzteren ald Complementare und die Gefellichaft der Actionäre 
als Commanditiſtin auf und überträgt daher auf dieſes Verhältniß eine Reihe 
der über die Commanbditgefellichaft gegebenen Bejtimmungen. Die thatjächlichen 
Berbältniffe aber können unter Umftänden zu der Auffaſſung nöthigen, dag in 


9) Art. 224, 326, verglichen mit Art, 191 u. 192 des Gef. v. 18. Juli 1884. 

10) Art. 229, 280. 

11) ©. über die Bedingungen einer Zurüdzahlung an die Actionäre Art. 248. 

12) Art. 231. 

18) Art. 245 fig. Die Liquidation gefchieht in ber Regel durch den Borftand, aber bie 
Auszahlung des Vermögens an die Actionäre kann erſt ein Jahr nad) der letzten Belannt- 
machung des Auflöfungsbeichlufjes erfolgen. 

14) RGEſ. v. 20. April 1892. 

1) D. HGB. II, Tit. 3, 2. Statt ber bez. Artilel des D. HGB. peiten — nun bie Be- 


fimmungen des Reichögefeges vom 18. Juli 1884. 26 
% 
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Wahrheit eine Acttengefellihaft vorliegt, mobifleirt durch Das Vorhandenſein 
eines Vorſtandes mit perfönlicher folivarifcher Haftung. 

Die Errichtung einer folchen Gefellichaft bedarf einer gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. Sie entfteht aber erft durch Eintragung in das 
Handelsregiſter?). Die Actien können auf Inhaber oder auf Namen lauten 
und müflen auf den Betrag von mindeſtens 1000 Mark geftelit fein?) — 
Die Actionäre üben ihr Gefellichaftsreght in Generalverfammlungen 
aus. Außerdem Haben fie immer einen Aufſichts rath, welder die Ge⸗ 
ſchäftsführung der Gejellichaft fortwährend überwacht, ihre Bücher einfiebt, 
die Kaffe unterſucht, die Iahresrechnung und Bilanzen prüft, die Generalver- 
jammlung berufen kann; er führt auch die von letterer bejchloffenen Proceffe 
gegen bie perjönlich haftenden Gefellichafter. — Die Gefellfchaft wird vertreten 
durch die perfönlich haftenden Gefellichafter, welche nur mit Zuftimmung ber 
©eneralverfammlung austreten können, was die Wirkung einer Auflöfung der 
Geſellſchaft Hat, wenn nicht ein Anderes durch den Geſellſchaftsvertrag bedungen 
worden iſt). Die Kündigung oder der Antrag auf Auflöfung der Gefeltichaft 
erfolgt durch die Generalverfammlung. 


f) Die eingetragenen Srwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ’), 
& 228*, 

Sie find Gefellihaften von ähnlicher juriftiicher Natur wie die Actien- 
gefeliichaften ; insbeſondere entftehen fie erft durch Eintragung im Handelsre⸗ 
gifter, find mit juriftifcher Perſönlichkeit ausgeftattet, haben eine ähnliche 
Drganijation wie bie Actiengefellfchaften (mit Vorſtand, Auffichtsrath, General⸗ 
verfammlung ?) u. ſ. f.). Hauptunterſchiede ber eingetragenen Genofjenichaft 
von der Actiengeſellſchaft find folgende. 

Erftlich verzichten bei der Actiengejellichaft die Actionäre auf die Rückzahlung 
ihrer Einlagen, folange die Gejellichaft beiteht, während bei der eingetragenen 
Genoſſenſchaft jeder Genoſſe das Recht hat, die Rückzahlung feiner Einlage 
ſchon dann zu fordern, wenn er, wozu er ſtets befugt ift, perjönlich aus der Ge⸗ 
noſſenſchaft ausſcheidet; demgemäß bilden die Einlagen der Actionäre zufammen 
ein feites, regelmäßig unabänverliches Kapital (Grundlapital), während das 
Einlagelapital der Genoffenihaft je nach der Zahl austretender alter ober ein- 
tretender neuer Mitglieder fortwährend wechelt. 





2) Ueber die Bedingungen der Eintragung f. Art. 178. 

8) Art. 1784. 

4) Art. 199, 

1) Sie find von Schulke-Delikfh (} 1888) ins Leben gerufen und reichbrechtlich zuerſt 
dur Gef. v. 4. Juli 1868, dann durch Geſ. v. 1. Mai 1889 geregelt. 

2) In der Generalverfammlung ift aber das Stimmredt der Genoſſen nicht nad) Ver⸗ 
hältniß ihrer Einlagen oder Gefchäftsantheile bemefien, ſondern die Abſtimmung geichieht nach 
Köpfen. 
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Ein zweiter wichtiger Unterſchied betrifft die Haftung der Gefellichafter 
für die Gejellfchaftsichulden. Freilich tritt der Unterfchied, folange bie Ge⸗ 
ſellſchaft beftebt, nicht bervor: die Genofjen haften wie die Actionäre ben 
Geſellſchaftsgläubigern nicht unmittelbar, ınd der Gefellichaft gegenüber tft 
ihre Haftung, wie die der Actionäre, auf die von ihmen übernommenen Ein- 
lagen beſchränkt. Dagegen wird ber Unterſchied praktiſch, fobald die Gejell- 
ſchaft durch Concurseröffnung aufgelöft wird. Denn alddann ändert fih an der 
Haftung der Actionäre gar nichts. Die Haftung der Genoſſen wird dagegen 
wejentlich gefteigert; fie können nämlich von dem Concuröverwalter zu Nach- 
Ihüffen über den Betrag der von ihnen verfprocenen Einlagen binaus ges 
zwungen werden, in folcher Höhe, daß dadurch die Genoſſenſchaftsſchulden voll- 
ftändige Dedung finden, jeder Genoffe haftet zunächſt auf einen Kopftbeil, 
fteht aber, fall8 der Kopftheil anderer Genoffen von dieſen nicht beigetrieben 
werden kann, ergänzend auch für den Dadurch entftehenden Ausfall ein. Wird 
binnen einer beftimmten Frift durch dies Berfahren eine Befriedigung der 
Genoſſenſchaftsgläubiger nicht bewirkt, fo können vie Genoffenfchaftsgläubiger 
fih an die einzelnen Genofjen unmittelbar halten, und zwar haftet ihnen ald« 
dann jeder Genoſſe fammt und fonderd. Doc find dabei zwei Arten der Ge⸗ 
noffenfchaft zu unterjcheiden: die Genofienihait mit unbeſchränkter 
Haftpflicht, bei welcher jeder Genoſſe, fei e8 daß er vom Concursver⸗ 
walter, fet e8 daß er unmittelbar von tem Gläubiger in Anfpruch genommen 
wird, unbeſchränkt mit feinem ganzen Vermögen haftbar ift, und bie Genoſſen⸗ 
ſchaft mit befhränkter Haftpflicht, bei welcher die Haftung nicht über 
eine beſtimmte Haftfumme hinausgeht. Außerdem giebt e8 noch eine dritte 
Art der Genoffenihaft, die Genofjenfhaft mit unbeihränlter Nad- 
ſchußpflicht, bei welder der Genoſſe zwar, wie eben gefchildert, vom Con⸗ 
eursverwalter auf Leiftung von Nachichüfien belangt werden kann und dafür 
mit feinem ganzen Vermögen einftebt, Dagegen dem unmittelbaren Zugriff der 
Benofjenfchaftsgläubiger in feinem Falle unterliegt. 

Als eingetragene Genoffenjchaften kommen namentli Confumvereine und 
Borfehußvereine in Betradt. Da die Einlagen nicht auf mindeftens 1000 Mark 
beftimmt find, wie bie der Actionäre, fonvern beliebig Hein fein können, fo 
ift auch unbemittelten Perfonen der Eintritt in die Genoffenichaft geftattet. 
Eine Berbriefung der Antheile der einzelnen Genoſſen am Genofjenjchaftsver- 
mögen durch Urkunden nach Art der Actienbriefe findet nicht ftatt. Die Antheile 
find unvererblich und unveräußerlich. 


X. Mandat, 
& 229. 
Defjondere Anwendungen des Mandats im deutſchen Handelsverkehr !) find 


1) Ueber da8 Mandat in Handelsjachen überhaupt bat das HOB. nur die Befimmung, 
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1) der Commiſſionshandel“), d. h. der gewerbmäßige Betrieb bes 
Handels im Auftrage eines Anderen, bei welhem vie vertragsmäßige oder orts- 
üblich beftimmte Provifion ®) den Gewinn des Commiffionärs ausmacht. Es 
gehört hierher ſowohl die Einkaufs-, als die Verkaufscommiffion. Der Com⸗ 
milfionär tritt dem Publikum gegenüber nicht als Mandatar, fondern als 
jelbftändiger Kaufmann auf; er contrahirt und handelt in eigenem Namen *), 
Dem Bommittenten gegenüber ift er verpflichtet, das aufgetragene Geſchäft auf 
bie für jenen vortheilbaftefte Weife zu führen); oft fichert der Committent 
jein Interefje durch Beſtimmung eines Limitopreiſes ). Zum Verkaufen auf 
Credit ift der Commilfionär nur berechtigt, inſoweit dies am Berlaufsplage 
überhaupt üblich und das Crebitgeben im einzelnen Kalle nicht eine Unter 
laffjung der durch das Mandat gebotenen Sorgfalt ift?). Durch einen Neben- 
vertrag (f. g. Delcredere⸗Vertrag) kann der Commilfionär auch die Haftung 
für feine Contrabenten in der Weile übernehmen, daß er dem Committenten 
innerhalb des Umfangs der Verpflichtungen jener felbft als directer Schulpner 
einftebt 8). Bei einer Commilfton, welche fih auf Waaren, Wechſel ober 
Wertbpapiere mit Börfen- oder Marktpreis bezieht, darf der Commiſſionär 
unter Anſatz des Tagescurſes ſelbſt als Käufer oder Verkäufer auftreten und 
doch die Commiffionsprovifion fordern ?) 1%). 2) Das Speditions- 
gejhäft!!), d. 5. der gewerbmäfßige Betrieb der zur Verſendung von 


daß e8 im Zweifel durch den Tod des Mandanten nicht erfifcht (Art. 297), daß die vom Mandatar 
innerhalb der Vollmacht Namend des Mandanten geichioffenen Geſchäfte diefen unmittelbar 
beredhtigen und verpflichten, und daß Jemand felbft haftet, der ohne Mandat oder über daB 
Mandat hinaus als angeblid) Beauftragter Geſchäfte abfchließt (Art. 298). 

2) Srünhut, Das Hecht des Commiffionshandels, 1879. HGB. IV, 3, 

8) Die Provifion kann (abgefehen von einer f. g. Autlieferungspropifion) nur geforbert 
werden, wenn das Geſchäft zur Ausführung gelommen if. 

4) HGB. Art. 360. Mithin wird der Committent aus den Geſchäften des Commiſſionärs 
mit Dritten nicht unmittelbar berechtigt und verpflichtet (Art. 368), mithin erwirbt ferner ber 
Commifftonär bei der Einkaufscommiſſion das Eigentfum an ber gelauften Waare zunächſt 
felbft, und e8 geht erſt durch Tradition (oder const. possessor.) auf den Kommittenten über. 

5) Die Pflichten de8 Commifftonärs find aufgezählt in Art. 361 bis 367. 

6) Dies hat natürlich nicht die Bedeutung, daß die erzielten noch günſtigeren Bedingungen 
nicht auch dem Kommittenten zu Gute fommen follten. Art. 872. 

7) Art. 869. Das Präjudiz daf., Abf. 8. 

8) Art. 370. Er fordert dann eine höhere Provifion. 

9) Das Nähere f. in Art. 376 u 8377. 

10) Beim Buchhandel gilt jedes Sortimentsgefchäft auch ohne befonbere Erklärung als ein 
Kommiffionsgeihäft; am der jebesmaligen Oftermefie werben die nicht verlauften Neuigkeiten 
zurüdgelandt, von den verkauften der Kaufpreis nad) Abzug des Buchhändlerrabatts als Provifton 
an die Sommittenten gezahlt. Bgl. Wächter in Goldfchmidt’8 Zeitichrift f. Handelsrecht, Br. 2 
©. 279 flg., deſſen auf S. 497 fig. entwidelten Gründen gegen Annahme eines Commiffions- 
geſchaͤfts ich jedoch nicht beitreten kann. Buhl in Goldſchmidt's Zeitfchr., Bd. 25 ©. 142, 
denkt an eine Art des Tröbelvertrags. Weidling, Das buchhändleriſche Conditionsgefchäft, 1885, 
erflärt das Geichäft für einen fuspenfiv-bedingten Kauf, welcher unbedingt wird, wenn nit 
zu einem beftimmten Termine vemittirt worden iſt. 

11) HEB. Art. 879 fig. 
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Gütern nothwendigen Gefchäfte im Auftrage des Verſenders oder Empfängers 
gegen Provifion (Spefen). Die Verpflichtung des Spebiteurd beiteht in ber 
Sorgfalt für die Erhaltung, gehörige Verpadung und Bezeichnung der Fracht⸗ 
güter, für die rechtzeitige, möglichft wohlfeile umd fichere Abfendung auf den 
beften Wegen und für den Abſchluß der deshalb nothwendigen Verträge mit 
Fuhrleuten und fonftigen Mittelsperſonen 12). — Der Commiffionär wie ber 
Spediteur haben an dem Commilfions- und Spebitionsgute, folange es noch 
in ihrem Gewahrſam ift oder fie fonft in der Lage find, darüber zu verfügen, 
ein Pfandrecht wegen ihrer Auslagen und fonftigen aus dem Gefchäfte ber- 
vorgehenden Forderungen ’®). — Im Mebrigen gelten für das Mandat bie 
tömifchen Regeln. 


XI. Berlagövertrag‘). 
g 230. 


Der Verlagsvertrag befteht in dem Uebereinkommen eines Schriftitellere 
(Malers, Notenjegers) mit einem Buchhändler (Kunft-, Mufitaltenhänbler), 
nach welchem fich jener verpflichtet, ein beftimmtes Manuſcript (Bild, Noten- 
jag) zu liefern, dieſer fich verbindlich macht, es gedruckt (geftochen, lithogra- 
phirt) unter das Publitum zu verbreiten ?). Das Interefie des Autors Liegt 


12) Was die Haftung des Spediteurs für die Zwiſchenſpeditenre und Frachtführer be- 
trifft, fo unterfcheidet ſich das dentiche vom franzöfifchen Rechte. Während das lettere ihn für 
alle Handlungen der Zwiſchenperſonen auf der ganzen Transportlinie verantwortlich macht, fo 
ertennt das deutiche Recht feine Aufgabe nur darin, daß er für fremde Rechnung die zum 
Transport nöthigen Sradıtverträge zu ſchließen babe, und läßt ihn dabei nur für culpa in eligendo 
haften. HGB. Art. 880, 

13) Art. 374—382, 

1) D. Wächter, Das Berlagsrecht, 2 Bde., 1857, Gerber in Ihering's Jahrb., 8. 
©. 859 fig (1859). 

2) Dies ift ber gefammte Inhalt des Verlagsvertrags. Das Eharakteriftifhe desfelben 
liegt in der befonderen Natur der im Verlagsvertrage geforderten Thätigleiten. Das geiftige 
Schaffen in der Form literarifcher Thätigleit und auf der anderen Seite das buchhändleriſche 
Berbreiten find Leiftungen von völlig urfprünglicher Bedeutung, die ſich nicht auf ein juriftifches 
Aligemeineres zurüdführen Yafien. Daraus ergiebt fi, daß jeder Verſuch, diefen Bertrag unter 
eine römiſche Kategorie zu bringen, 3. B. der Innominateontracte oder gar der Miethe, verfehlt 
fein muß. Ganz falich find aber diefe Berfuche, wenn fie auf einem Hereinziehen nicht weſentlicher 
Nebenbedingungen, 3. B. des Honorarverfprechens, oder einer gemeinfcaftlichen Uebernahme des 
Aifico ꝛc., berufen. Es bedarf hiernach gar keiner befonderen Ausführung, daß der Berlags- 
vertrag weder ein Kauf, noch eine Sorietät, noch ein getheilte® Eigenthum, noch ein Mandat 
ft. (Ein Kauf, deflen Object ein Manufeript, eine Societät, bei der die Einlage eines Ge- 
ſellſchafters in „Literatur“ befteht, eine Miethe, deren Gegenftand Lohnſchriftſtellerei if, kann 
borfommen ; das find aber feine Berlagdverträge, da bie literarifche Arbeit bier ganz anderen 
rechtlichen Geſichtspunkten untergeordnet wird und nicht felbft als geftaltende® Glement des 
Rechtsverhältniſſes hervortritt.) — Ganz befonders ift bei der Beflimmung des Weſens des 
Verlagsvertrags davon, daß der Verleger in der Regel einen geſetzlichen Schuß gegen Nachdruck 
genießt, völlig abzufehen. Diefer Schuß ift nicht ein aus dem Rechte des Autors abgeleiteter, 
(wenn and das Beſtehen eines Verlagsvertrags vorausfegenber), vielmehr ein dem Verleger 
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zunächft in ber Verbreitung feines Werks; in der Regel verbindet ſich damit 
auch ein pecuntäres Intereſſe, welches in der weiteren Beſtimmung des Ver⸗ 
trags befriedigt wird, daß ber Verleger dem Autor ein Honorar zahle und das 
Wert nur in einer bejtimmten Zahl von Exemplaren vervielfältige. Das Inter- 
eile des Berlegers ift in der Hegel ein pecuniäres; dies wirb befriebigt durch 
den Bermögendwertb der gedrudten Eremplare des Werks, welche der Gegen- 
ſtand feines Eigenthums find, und durch den Rechtsſatz, daß der Autor an 
demſelben Werle 8) keinem Anderen Verlagsrechte vor dem Bergriffenfein der 
früheren Auflage einräumen barf; vergriffen ift aber die Auflage, wenn ent» 
weder die im Verlagsvertrage beftimmte Anzahl von Eremplaren ober, wenn 
feine Beſtimmung deshalb getroffen war, die vom Verleger nad freiem Be- 
lieben wirklich hergeftellten Exemplare im Publikum verbreitet find *). Eine 
neue rvechtmäßige Auflage mittel® eines neuen Verlagsvertrags zu veranftalten, 
ift ein Recht, nicht eine Verpflichtung des Autors, bei deilen Ausübung der- 
felbe (fofern er fich nicht bereits für künftige Auflagen verpflichtet hat) nicht 
an die Perfon des erften Berlegers gebunden if. Liefert der Autor das 
Manufeript nicht, To bat der Berleger eine Klage auf vertragsmäßige Liefe- 
rung 5) , liefert er es, ohne durch genügende Gründe abgehalten zu fein, nicht 
in der berfömmlichen oder bejtimmten Zeit, fo bat der Verleger eine Klage auf 
Entihädigung, falls er ein rechtliches Intereſſe an der zeitigen Lieferung nach⸗ 
zumweifen vermag®). Erfüllt der Verleger feine Bertragspflicht nicht, jo Hat 


ebenfo unmittelbar durch das Geſetz gewährter, wie der Schu gegen Diebftahl, welchen das 
Geſetz jedem Sachberechtigten unmittelbar zukommen läßt. Ein höchſt bedenklicher Irrthum 
wirde e8 fein, wenn man den Nachdrucksſchutz als eine bei bem Berlagdvertrage vom Autor 
auf den Verleger übertragene Rechtsſubſtanz auffaffen wollte. Giebt es doch wirkliche und 
wahre Berlagsverträge über Werte, welche denfelben überhaupt nicht genießen! Gewöhnlich 
tritt jener Irrthum in der Form auf, daß der Verlagsvertrag ald die „Beräußerung‘ eines 
fon beim Autor vorhandenen „Verlagsrechts“ an ben Verleger dargeftellt wird. So Förſter, 
Theorie und Praxis des preuß. Privatr., II $ 134. Dagegen jetzt richtig Stobbe, Handbuch, 
8 189 N. 14. 

8) Eine Umarbeitung zu einem ganz anderen Buche kann er dagegen auch früber heraus⸗ 
geben; dies ift nicht dasfelbe Wert. 

4) Dieß letztere iſt beftritten, indem manche behaupten, daß ber Verleger, wenn keine 
Zahl der Exemplare beftimmt werde, das Recht auf Ausbeutung bes Werks in fieter Wiederholung 
des Drucks beliebiger Eremplare babe, aljo eigentlich nur die Willkür des Verleger das Ende 
ber Auflage beftimme (Pr. Landr. I, 11 8 1013). Es kommt Alles auf die Interpretation 
des Vertragswillens an. Eigenthümlich Sächſ. GB. 1142. 

5) Unrichtig ift es, mach dem Vorgange des Pr. Landr. 8 1000 fig. zu behaupten, der 
Berleger könne nicht auf Erfüllung Tagen, weil geiftige Arbeiten nicht erzwungen werden könnten. 
Das Richtige ift, daß eine ſolche Klage ſehr leicht elidirt werden kann durch Einreden, welche 
aus der unendlichen Menge von Urfachen hergenommen find, die eine geiftige Arbeit zu hindern 
vermögen. Aber freilih muß es der richterlihden Prüfung liberlaffen werben, inwieweit bie 
Wirkung folcher Einredegründe im einzelnen Falle anertannt werden kann, da 3. B. nicht jebe 
Schriftftellerei auf wirklichen Denten beruht. 

6) Dies ift dann der Fall, wenn eine Schrift in Lieferungen erfcheint und aus ber Zahl 
der Abnehmer der erften Kieferung ſich das Interefie berechnen läßt. Ob ber Berleger auch 
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ber Autor eine Klage auf Entfchäbigung für das nachweisbare Vermögens⸗ 
interefje, welches freilich nicht fein hauptſächlichſtes Intereſſe zu fein pflegt. 
Die vertragsmäßigen Rechte des Autors gegen den Verleger geben auch auf 
feine Erben über. 


Das Reichsgeſetzbuch regelt das Berlagsrecht nicht. 


XI. Geſchäfte zur Sicherung gegen künftige Nachtheile. 
1. Bürgfdaft '). 
g 231 *. 


Nach älteſtem deutſchen Recht braucht der Gläubiger nicht, bevor er ben 
Bürgen verklagt, erft den Hauptfchuloner zu "belangen. Im Gegentheil: er 
darf ten Hauptſchuldner überhaupt nicht verklagen, fondern nur den Bürgen: 
wenn der Schuldner, der ein Pfand giebt, fein fonftiges Vermögen von der 
Haftung für feine Schuld befreit, fo macht der Schulpner, der einen Bürgen 
ftellt, jogar fein ganzes Vermögen und feine Perfon baftfrei; dem Gläubiger 
baftet fortab dort nur das Pfand, bier nur der Bürge ?). Diefe älteſte deutjche 
Rechtsauffaſſung, alterthümlich wie fie ift, tritt ſchon im Mittelalter zurück?): nach 
bei meiften mittelalterlichen Rechten wird der Schuldner alfo durch Stellung 
eines Bürgen perfönlich noch nicht frei. Aber er fteht doch erſt im zweiter Linie 
inter dem Bürgen *), haftet 3. B. erft dann, wenn ber Bürge geftorben ift. 
Daneben finden fi) dann freilich auch fchon im Mittelalter Gefete, die den 
Bürgen in gleicher Reihe wie den Hauptichuldner haften laſſen oder in fpät« 
römischer Art fogar die Vorausklage gegen den Hauptſchuldner vorfchreiben 5). 
Seit Aufnahme des römischen Rechts ift das Erforberniß der Vorausklage gegen 
den Hauptſchuldner, alio die Subfibiarität ber Bürgenhaftung, ganz allgemein 


ein Nücdtrittsrecht hat, beſtimmt fich nach allgemeinen Regeln (oben ©. 342); eine befondere 
Hegel Hatte Pr. ER. I, 11 5 1004. 

1) Ueber die Gefchichte der Bürgichaft ſ. Phillips, Grundf. I $ 88, Müller in der Zeitſchr. 
f. dentſch. R. 1.8. ©. 821 fig., Paulſen, ebendaf. 4.3. S. 124 fig. Stobbe, Zur Geſch d. 
dentfch. Vertragsr. (1885), S. 115 fig, Platner, Die Bürgfchaft, eine germaniftifche Ab- 
handlung (1857). 

3) Heusler II ©. 251. 

3) Die Regel findet fi aber noch 3. 8. im Wiener Stadtrecht 7 (angeführt bei Stobbe III 
8 191°), 

4) Berm. Sſp. IIL, 12, 7: hat einer burge gesaczt und eischet im der sinander ym 
das geborget hat und sprech er denne hin czu im, mane dinen burgen, ich bin dir nicht 
schuldic, damit ist er der schult nicht ledic, ob der burge abeginge. Alfo: der Hauptſchuldner, 
nicht der Bürge hat daB Recht ber Vorausklage, es fei denn, daß der Bürge „abginge.' 

5) Richtſteig Landr. 9: Beciaget men enen des wort tu sprekest umme borchtuch, . . 
hir is achterleie wedderrede. Tume ersten vrage: na deme dat de sakweldiche jegen- 
wardich si, oft me den icht bilken allererst beclagen scole. .. Dit scal me di al vinden. 
Die Annahme Stobbe's (Vertragsrecht, S. 124), dab die Subfidiarität der Bürgenbaftung 
urſprünglich allgemein gegolten, hat er Privatrecht, III $ 191 fallen gelafien. 
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anerfannt, und dem jchließt füch auch das Reichsgeſetzbuch an). Anders nur im 
Handelsrecht: Hier haftet, wenn die Hauptichuld oder die Bürgenfchuld auf einem 
Handelsgeſchäft beruht, .ver Bürge in gleicher Reihe wie der Hauptfchuloner 7). 

Die altdeutſche Regel, daß die Bürgenfchuld nicht auf die Erben des 
Bürgen übergeht, wird nur von wenigen Landesrechten feftgebalten und von 
Reichsgeſetzbuch ganz befeitigt 3). 


2. Berfiherungunertrag. 
a) Ullgemeines‘). 
8 232. 


Die Abficht, fih im Voraus für den Vermögensjchaden zu deden, ben 
das mögliche Eintreten eines unglüdlichen Ereigniſſes bervorbringen würde, 
kann durch ſehr verichiedene Mittel erreicht werben, für welche das Recht die 
mannigfaltigften Formen darbietet !'*). Die einfachfte derfelben ift der dieſem 
Zwede ausſchließlich gewidmete Verſicherungsvertrag?). Hiernah übernimmt 


6) Pr. ER. I, 14 8 283, c. c. 2021, Sächſ. GB. 1461; REB. 71. 

7) HGB. 281. 

8), Verm. Sfp. III, 12, 1: Welch man eyn burge wert vor den andern umbe schult, 
sterbet der, der irbet dy burgeschaft nicht uf sinen erben. Stobbe, Vertragsrecht, S. 132, 
Brivatr. III 8 191°, 1927, 

1) Malß Betradhtungen über einige Fragen des PVerfiherungsrechte, insbe. der Feuer⸗ 
und Lebensverfiherung (1862). Defien Zeitichrift fir Verſicherungsrecht 2 Bände (1866, 68), 
König in Endemann’s Handb. des Handelsrecht, III 8 402 fig. (1885). Lewis, Lehrb. d. 
Verſicherungsrechts (1889). Bähr in Kohler und Ring's Ardiv 7 ©. 1 (1892). Geſchichtliches 
namentl. bei Goldſchmidt, Handb. des Handelsrechts, 8. Aufl. (1891) I ©. 354. Ghrenberg, 
Berfiherungsrecht I (1898). 

1a) Schon da8 römische Recht kennt Formen für ſolche Zwecke, indem es geftattet, daß 
bei manchen Verträgen ein Contrahent, der fonft die Gefahr nidt trägt, kraft befonderer Ber- 
abredung die Haftung übernehme. Verſichern kann man fi auch dadurch, daß man zwei an 
fi} ganz verjchiedene Gefchäfte durch die Abficht in Verbindung fest, in dem einen eine Ent- 
ſchädigung finden zu wollen, wenn das andere mißglüden ſollte. Man kann auch Geſchäfte, 
welche in ihrer äußeren Form gar nicht nothwendig auf bie Abſicht der Verficherung führen, 
3. B. einen Leibrentenvertrag, deſſen Wirkſamleit vom Tode eines Anderen beginnen folle, zu 
biefem Zmede gebrauchen. Berficherung ift demnach an ſich nur ein Motiv für Rechtsgeſchäfte, 
und bedeutet als ſolches nicht mehr als alle fonftigen Beweggründe für das Vorbereiten eines 
beftimmten Bermögentantheil® überhaupt. Beim Berficherungsvertrage als einem felbftändigen 
Rechtsgeſchäfte ift dieß anders; denn hier ift die Verficherung al® einziger, nicht nur nebenbei 
beabfichtigter Inhalt offen ausgeſprochen und enthält deshalb ein unmittelbares auf die Ge⸗ 
ftaltung und Berpflidätung ber Parteien wirkendes Rechtsprincip. Die civiliftifche Form besfelben 
ift feine ungewöhnliche ; fie ift ein zimeifeitiger, in der Regel von der einen Seite bedingter 
Bertrag. Anders bei Lebensverficherungen, f. Staudinger in der N. 5) ang. Schr., ©. 58.) 

2) Benede, Syftem des Aflecuranz- und Bodmerei⸗Weſens, 5 Thle., Hamburg 1805—1821. 
Defterr. Gefeb. 5 1288— 1291. Pr. Landr. II, 8 8 1934— 2858. Affecuranz- und Havareh⸗ 
ordnung der Stadt Hamburg v. 1731 (bei Klefeler, Samml. Hamb. Geſ., Bd. 1 ©. 28, u. Nettel- 
bladt, Thesaur. jur. provinc. et statut. Germ., Abth. 1 &. 1071), Affecuranz- u. Havareyordnung 
der Stadt Amſterdam v. 28. April 1744 (in Bremen gültig und herausgegeben in deutfcher 
Ueberſetzung von Engelbredht 1789). Zur Ertenntniß des Herkommens und ber regeimäßigen 
Affeenranzeinrichtungen dient die Vergleichung der Statuten der einzelnen Berfiherungsanfalter, 
welche öfter gefammelt worben find. 








Verficherung. 8 232. 395 


Jemand 3) gegen Empfang einer Prämie die Haftung für einen in Folge eines 
beftimmten -Ereignifjes *) an einer beftimmten Sache oder Perfon etwa ein- 
tretenden Schaden. Solche Ereigniffe find namentlich das theilweije oder gänz⸗ 
lihe Aufhören der Lebensthätigkeit eines Menjchen 5), Brand ®), Hagelichlag, 
Viehfeuche und Seeunglüd. Der Berfiherungsvertrag wird von dem Ber- 
fiherten zue Dedung feines Schadens?), nicht des Gewinne? halber einge- 
gangen; er fest daher ein wirkliches Intereffe des Berficherten bei den Ge— 
fahren des beftimmten Gegenftandes voraus ®); auch kann deshalb durch eine 
mebrfache Berficherung des vollen Werths, wenn fie überhaupt geftattet it, 
bo nur ein einmaliger Schadenserfag erreicht werden ?). Die Haftung bes 


3) Berficherer ift oft der Staat jelbft, oft ift e8 eine Societät; bei ben auf Gegenfeitigleit 
geſtützten Affecuranzen find die Berficherten zugleich die Verſicherer, wobei natürlich Leine 
Prämien, jondern Beiträge zu dem jedesmal nothiwendigen Berfiherungsfond geliefert werden. 

4) Es macht das Geſchäft zwar nicht ungilltig, wenn das Ereigniß beim Vertragsſchluſſe 
Ton eingetreten ift, vorausgejetzt, daß nichts Anderes beftimmt war ; nur darf der Berficherte 
nit darum gewußt Haben. — Vorausſetzung der Gültigkeit des Gefchäfts ift Übrigens bie volle 
Wahrheit in der Belchreibung des Gegenftandes, deffen Beſchädigung verfichert werden fol; eine 
verichuldete ober unverfchuldete Unrichtigleit der Angabe fann die Bedeutung haben, daß ber 
ganze Verficherungdvertrag wegen Mangels vollftändigen Bertragerillen® vernichtet wird. ©. 
Malß in Goldſchmidt's Zeirfchr. für Handelsrecht, Bd. 18 ©. 101. 

5) Ueber Lebensverfiherung |. Staudinger, Die Rechtslehre vom Lebensverficherungsver- 
trage, 1858. Neuling in Goldfchmidt’8 Zeitjchr. f. Handelsrecht, Bd. 15 ©. 87 flg., ©. 826 flg., 
Hinrichs in Goldſchmidt's Zeitfchr., Bd. 20 ©. 339 flg. Predöhl ebendaf. Bb. 22 ©. 441 fig. 
Rüdiger, Rechtslehre vom Lebensverficherungsvertrage 1885. Ehrenberg in der Zeitjchrift für 
Handelsrecht, Bb. 32 u. 33. Es kann auc) gegen Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit oier hohes 
Alter verfihert werden. Malß, Betradt., S. 24 flg. Eine eigenthümlihe Art Darlehen 
erblidt mit Thöl in der Xebensverfiherung Laband in der Straßburger Feftichrift von 1878. 
Der juriftiihe Kern des Lebensverficherungsvertrags ift doch nur die Uebernahme der Verpflichtung, 
gegen Leiftung der programmmäßigen Prämien beim Eintritt bed Todes des Berficherten eine 
Geldſumme bez. Rente zu zahlen. Der mwirthichaftliche Zweck, ben ber Berficherte durch Ein- 
gehung diefes Vertrags zu erreichen beabfichtigt, kann fehr verfchiedenartig fein; der Umftand, 
daß er auch das fein kann, was man Verfiherung Jemandes gegen einen zu befürdtenden 
Nachtheil nennt, ſowie das aſſecuranzmäßige Rıfico des Verſicherers find die Beranlafjung geweſen, 
daß diefer Vertrag nach der Technik des Verſicherungsweſens behandelt wird. Im Ganzen find 
diefe ölonomifchen Zweckmomente auf die rechtliche Natur des Vertrags ohne wefentlichen Einfluß. 
Dies gilt auch von dem hier oft betonten Diomente des „Sparens”. 

6) Im Zweifel haftet der Verficherer nit allein für jeden Brandfchaden, jondern auch 
für die bei der Lölchung oder den Rettungsverſuchen vorfommenben Berlufte. — Particular- 
rechtsſätze hierbei beziehen fich auf die Verpflichtung des Verſicherten, binnen einer gewiſſen 
Zeit das Gebäude wieder aufzubauen, als Bedingung des Empfanged der Aſſecuranzſumme, 
und darauf, daf letztere als Surrogat des zerftörten Hypothekenobjects gelten ſolle. S. Kod) 
im Kölner Sentralorgan für den Sandelsftand, II, 45, 47. Malß in Goldſchmidt's Zeitfchr., 13 
©. 430 flg. 

7) Aber nicht bloß pofitiver Schaden, ſondern auch das Jucrum cessans. 

8), Die f. g. Wettaſſecuranzen find keine Verficherungsverträge, fondern andere alcatorifche, 
und zwar ungültige Gefchäfte. Pr. ER. II, 8 8 1995. Hamb. Affecur.-Orbn. II, 3, XI, 1. 

9) Gemeinrechtlich (anders das Pr. IR. $ 2000) eine Ungültigleit der mehrfachen Ber- 
fiherung zu behaupten, entbehrt eines rechtlichen rundes; wohl aber findet eine Klage gegen 
den zweiten Aflecnrateur nur infoweit flatt, al® der erfte den Schaden nicht gededt hat. Das 
HB. erflärt fie bei der Seeverficherung für ungültig — als |. g. Doppelverficherung, b. 5. 
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Verſicherers findet jedoch nur ftatt für ben Fall, daß das Nachtheil dringende 
Ereigniß ohne verfchuldete Einwirkung des Verficherten eintritt, regelmäßig 
jogar unter der Borausjegung, daß der Legtere alle zur Abwendung ber Gefahr 
nöthige Borficht anwandte 10). Die VBerfiherungsjumme wird durch Schägung 
des eingetretenen Nachtheils beftimmt; die Angabe einer beitimmten VBerfiche- 
rungsjumme im Vertrage ift in ber Regel nur eine einfeitige vorläufige 
Schäpung des möglihen Nachtheild zum Zwecke der Feitftellung der Prämie 
und der äußerften Grenze der Entſchädigungsſumme 11). *Der Vertrag kann 
formlos abgejchloffen werden !?); doch ift die Errichtung einer fchriftlichen 
Urkunde, der Police, allgemein üblich 18), 


mehrmalige fucceffive Verficherung des vollen Werths, Art. 792. Dan unterfcheide hiervon 
ben Fall, wo zwar nur einmal der ganze Werth, aber bei verfchiedenen Perfonen nah heilen 
verfihert wird; bier haftet der Berficherer nad feiner Duote (das HGB., Art. 791 faßt 
bierunter den Ball einer f. g. gleichzeitigen Berficherung bei Mebreren). Eine Rüdverfidherung 
ſowohl feitens des Verſicherers als feiten® des Verficderten ift natürlich unbebenllih. S. darüber 
Heife und Eropp, Abhandl. II, S. 600—609. Chrenberg, Die Nüdverfiherung (1885). — 
Für Lebensverficheruugen ift diefer Gefichtspuntt überhaupt nicht anwendbar. 

10) Die Haftung de8 BVerficherers fällt weg, wenn das Ereigniß durch dolus oder culpa 
lata des Berficherter herbeigeführt wurde; der Berficherer will nicht für den Schaden haften, 
der ſchon bei einem geringen Grade der Sorgfalt abgemandt werden fonnte. Nach theoretifcher 
Betradhtung der Natur des BVerfiherungsvertrags könnte man vielleicht noch weiter gehen und 
die Haftung des Verſicherers durch jedes Verſchulden des Verficherten ausſchließen Iaffen wollen. 
S. Motive zum Entwurf eines preuß. Handelsgeſetzbuchs zu Art. 387. Aber eine ſolche Auf- 
faffung würde dem wirklichen Bebürfniffe des Lebens nicht entfprechen. S. die gute Faſſung 
der Statuten der Gothaer Feuerverſicherungsbank, $ 39 b, und Malf in Gold chm. Zeitſchr. f. 
Hanbeler., 18 ©. 56 fig. Wurde der Schaden durch Haußgenofien des Verſicherten verurſacht, 
fo kann ihm dies wegen groben Verſchuldens in der Veauffichtigung entgegen gehalten werben. 
— Uebrigens kann der Berficherer gegen Zahlung der Verfiherungsfumme Abtretung der Ent- 
ſchädigungsklage des Berfichererd gegen den Beichädiger fordern. — Bei Lebensverfiherungen 
wird die Verpflichtung des Verſicherers durch Eelbfimord des Verficherten aufgehoben, jofern ex 
nicht im Zuftande der Nichtzurechnungsfähigkeit erfolgte. S. Goldſchmidt, Zeitfchr. f. Handelsr. 
Bd. 23 ©. 179 fl. 

11) Es kann auch vorkommen, daß nach der Abficht der Parteien nicht der volle Werth 
verfihert werben follte. Tritt dann nur eine theilweife Beſchädigung ein, fo wirb von der 
Affernranzfumme nur ber hierauf fallende Theilbetrag entrichtet. — Bei der Lebensverficherung 
kann natürlich von einer anderen Schätzung, als fie der Wille des Berficherungsnehmers be- 
fiimmt, nicht die Rede fein. Auch bemerkt Malß, Betracht. S. 58 richtig, daß die Prämie 
bier nicht bloß Aſſecuranzprämie ift, fondern zugleich Beitrag zur Tapitalanfammlung. 

*12) So wenigften® bei der Berficherung gegen Prämien gemäß HGEB. 271°, 317, dagegen 
bedarf die Verſicherung auf Gegenfeitigfeit Ianbesrechtlich der Schriftlichkeit, Pr. LER. I, 8 

2064, 
s 18) Mancherlei Eigenthiimliches haben die Policen ber Lebensverfiherungen. Im ber Regel 
ift hier derjenige, deſſen Leben verfichert wird, zugleich der vertragichließende Verſicherungs⸗ 
nehmer. Er verfichert zu Gunften Dritter, denen hieraus nad einem allgemeinen Gewohnheits- 
rechte ein directe® Klagerecht erwächſt (vergl. $ 196). Diefer Dritte kann fein ein dem Ber- 
fiherer gegenüber vertragsmäßig Beftimmter. Die Nennung gegenüber dem Berficherer kann 
aber auch die Bedeutung einer nur vorläufigen, nicht obligatorifchen Bezeichnung haben, in 
welchem Falle der Berficherungsnehmer an anberweiter Verfügung nicht gehindert if. Der 
Letztere kann fi aber auch die Nennung des Verſicherten ganz vorbehalten. IR dann eine 
folde Nennung bei Lebzeiten nicht erfolgt, jo find die Erben als diejenigen zu betrachten, zu 
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* Das Berfiherungsrecht ift bisher nur landesrechtlich geregelt. Nur für 
das Seeverficherungsrecht ift eine reichögejegliche Regelung erfolgt, von der im 
Folgenden näber zu handeln ift. Reichsgeſetzlich geregelt ift auch bie Arbeiter- 
verficherung: fie gehört aber dem öffentlichen Nechte an, nicht dem Privatrechte, 
ift aljo in dieſem Buche nicht barzuitellen. 


b) Yon der Heeaflecuranz insbeſondere Y. 
S 233. 


Der Verficherungsvertrag wegen Seegefahr kann fowohl für eigene, als 
für fremde Rechnung ?), und im leßteren Falle unbeftimmt, „wen e8 angeht‘‘, 
geichloffen werden. Gegenftanb der Seeverfiherung kann fowohl das Schiff 
als au die Schiffsladung fein; auch das Gelingen einer Speculation (imagi- 
närer Gewinn) kann afjecurirt werben, Verfiherung der Schifferheuer Dagegen 
wird nicht zugelaffen®). Der Verficherer haftet für jede Gefahr, welder das 
Schiff oder die Ladung ausgefett ift, insbeſondere für Seeunfälle, Kriegsgefahr 
u. |. w., auch trägt er die Beiträge zur großen Haverei und fonftige Rettungs- 
koſten; er haftet aber nicht für den Schaden, welcher aus ber Seeuntüchtigfeit 
des Schiffs, der natürlichen Beichaffenheit oder Verpadung der Waaren und 
dem Verſchulden des DVerficherten hervorgeht). Die Haftung für die Gefahr 
des Schiffe® beginnt von dem Augenblide, in welchem mit der Einnahme ber 
Ladung angefangen wird, ober, wenn feine Nabung einzunehmen ift, mit ber 
Abfahrt des Schiffs, und dauert bis zur Beendigung der Löſchung im Be⸗ 
ſtimmungshafen; die Haftung für die verficherten Güter beginut mit dem Zeit- 
punlte, in weldem die Güter zum Zwecke ver Einladung vom Lande fcheiden, 
und endet mit dem Zeitpunlte, in welchem jie am Beitimmungsbafen wieder 
an das Land gelangen. Die begonnene Haftung des Verficherers läuft während 
diefer ganzen Zeit ununterbrochen fort, fo daß fie 3. B. bei der Berficherung 
der Hin- und Herreife burch den Aufenthalt im Beftimmungshafen nicht unter- 


deren Gunften bat verfichert werden follen. Oft werben ſolche Policen in ber Form von 
Snbaberpapieren au@gefiellt; fie werben aber dadurch keine wahren Inhaberpapiere, jondern der 
Berficherer will damit nur fagen, er werde jeden Inhaber als denjenigen anerkennen, der nach 
dem Willen bed VBerfiherungsnehmers als VBerficherter gelten folle, er werde feine Legitimation 
ohne Schwierigleit anerlennen. 

1) HGB. Buch 5 Fit. 11 (Art. 782 fig.), dazu Comment, von Vogt⸗Seebohm (1884 fig.) ; 
Ren in Endemann's Hanbb. des Handelsrechts, 4 8 60 fig. 

3) Eine ſolche VBerfiherung it nur dann gültig, wenn ber Berficherungsnebmer vom Ber- 
ficherten wirllich beauftragt war, oder, falls dies nicht der Fall if, hiervon dem Derficherer 
Mittheilung gemacht wurde. Art. 786, 

8) Art. 784. Es ift dies ein alter Satz bes Seerechts. Durch Zulaflung der Berfiche- 
rung ber VoltSheuer wäre der früher fehr allgemeine feerechtlide Grundſatz illuſoriſch gemacht 
worben, baß die Heuer ber Schiffslente nur im alle der Rettung bed Schiffs bezahlt wird. 

4) ©. Art. 824 fig. Indeſſen kann der Berficherer feine Haftung durch Claufeln in ber 
Bolice beichränten : „frei von Kriegslaſten“ (Art. 852), „nur Seegefahr” (Art. 858) u. ſ. f. 
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brochen wirdd). Wenn das Seeunglüd zur Zeit des Abfchluffes des Ver⸗ 
fiherungsvertrags fchon eingetreten war, die Parteien aber davon feine Kenntniß 
hatten, fo ift der Vertrag troßdem gültig; wußte aber ein Theil darum, fo ift 
der Vertrag für den anberen, nicht unterrichteten Theil unverbindlich 6). Weber- 
baupt ift der Berficherungsnehmer bei Abſchluß des Vertrags verpflichtet, dem 
Berficherer alle bekannten Umftände mitzutbeilen, welche auf den Entfchluß des 
legteren, die Verficherung zu Übernehmen, von Einfluß fein können 7). 

Der Berficherte, welcher den Erſatz cines erlittenen Schadens forbern 
will, muß dem DVerficherer eine Schadensberehnung 8) mittheilen. Die Klage 
aus dem Verficherungdpertrage verjährt in fünf Jahren von Zeit der Beendi- 
gung ber Verficherungszeit ?). Iſt das Schiff verfchoflen, oder ift der Gegen⸗ 
ftand der Verlicherung dadurch bedroht, dag Schiff oder Güter unter Embargo 
gelegt, von einer Friegführenden Macht aufgebracht, von hoher Hand angehalten 
oder durch Sceräuber genommen und in einer Friſt von ſechs, neun ober zwölf 
Monaten (je nach der Größe der Entfernung) nicht freigegeben find, fo kann 
der Verjicherte ebenfall® Zahlung der Berfiherungsjumme, aber gegen Abtretung 
der ihm am verficherten Gegenſtande zuftehenden Rechte an den Perficherer 
(Abandon), fordern; die Abandonerflärung, welche unwiderruflich ift, muß 
jedoch unbedingt und innerhalb einer gewiſſen Frift erfolgen 1°). 

Wird der Verficherungsvertrag ohne Schuld des DVerficherten aufgelöft, jo 
muß der Berficherer die Prämie zurüderftatten (riftorniren); jedoch darf er als 
Entichädigung für das Niftorno eine Gebühr zurüdbehalten t1). 


Anhang: Bodmerei?). 
& 234. 


Der Bobmereicontract it ein Darlehnsvertrag mit Berpfändung von 
Schiff, Fracht und Ladung, bei welchem der Darlehnögeber das Bopmereigeld 
nebft der bedungenen Prämie nur nah der Ankunft des Schiffs am 
Orte, an welchem die Bobmereireife endigt, fordern und fich deshalb nur an 
dte verbodmeten Gegenftände halten kann. Das Geſchäft wird vom 
Schiffer fraft einer ihm gefeglich beigelegten Bollmacht abgefchloffen; er Toll 
aber nur dann Bodmereigelder aufnehmen, wenn ſich das Schiff außerhalb des 


5) Art. 827—831. 

6) Art. 789, 

7) Art. 810. Weitere Verpflichtungen des Verficherten, von deren Erfüllnng die Haftung 
des Verſicherers ganz oder theilmweife bedingt ift, find in&befondere, daß der Verficherte von jeder 
Nachricht über einen ftattgefundenen Unfall dem Berficherer alsbald Kenntnif gebe, Art. 817 —833. 

8) Siehe übrigens über das Formelle Art. 886—890, 

9) Art. 910, 

10) Art. 865 fig. 
11) Art. 899. 
1) Schröder in Endemann's Handb. d. Haudelsrechts, 4 S. 235. HGB. Art. 690 fig. 
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Heimathshafens befindet und die Austührung der Reife oder die Erhaltung 
und Weiterbeförderung der Ladung dies fordert ?). Der Vertrag wird fchrift- 
lich errichtet; die Urkunde desfelben (Bodmereibrief) kann auf Order ausgeftellt 
werden ?). Kommen die verbobmeten Gegenftände am Beitimmungsorte glüd- 
ih an, fo ift die Bodmereiforderung nebft Prämie fällig, und es joll am 
achten Tage nach Ankunft des Schiffs Zahlung erfolgen. Die verbopmeten 
Gegenftände, welche dem Gläubiger folidarifch haften, dürfen vor Befriedigung 
des Letzteren nicht ausgeliefert werden. Erfolgt die Zahlung nicht, fo kann der 
Bodmereigläubiger den öffentlichen Verkauf des verbopmeten Schiff und der 
Ladung, ſowie gerichtliche Ueberweiſung der verbodmeten Fracht fordern *). 


XII. Obligationen ans Werthpapieren'). 
Einleitung. 
8 235*. 

Eine Berechtigung, die in einer Urkunde verbrieft ift, Tann mit biefer 
Urkunde derart verbunden werden, daß nur berjenige, der bie Urkunde befigt, 
die Berechtigung auszuüben befugt iſt. Alsdann ift die Urkunde nicht bloß ein 
Beweismittel für das beurkundete Recht, wie etwa der Darlehnsſchuldſchein; 
fie ift auch nicht bloß ein Mittel, das beurkundete Recht herporzubringen, wie 
etwa das fehriftliche Teftament. Sie ift vielmehr die Vorausjegung für bie 
wirkſame Fortdauer des Rechts; geht die Urkunde verloren, jo ift auch das 
beurfundete Recht verloren oder kann wenigftens, bis die Urkunde ungültig ge- 
worden ?), nicht ausgeübt werben). So ift die Urkunde gleichſam der Träger 
des Rechts; „ſie ift der verkörperte Wille des Schuloners, der fonjt nirgends, 
der nur in ihr vorhanden ift; am das Dafein des Papiers Inüpft fih demnach 
das Dafein der Obligation felbft an’. Eine derartige Urkunde wird ald Werth- 
papier bezeichnet *). 

2) SGB. 681. EI wird nicht immer Schiff, Ladung und Kracht zufammen verbodmet. 

8) Art. 683, 684, 687. 

4) Art. 688, 692, 695, 697. 

1) Brunner in Endemann’s Handb. des Handelsrecht, 2 ©. 140 (1882), Goldſchmidt in 
feiner Ztſch, 28 ©. 63 (1882), Gierke, ebenda 29 ©. 254, H. Lehmann, Zur Theorie ber 
Werthpapiere (1890). | 

2) Durch Kraftloserklärung oder (bei Zinsicheinen u. dgl.) durch Zeitablauf. 

3) Es giebt auch gewiſſe urkundlich verbriefte Rechte, die zwar ohne die Urkunde geltend 
gemacht, aber nur mit der Urkunde, nämlid) durch deren Uebergabe , veräußert werden 
können; hierher gehören namentlich Mitgliedfchaftsrechte an einer Corporation, welche durch 
Namenepapiere beurkundet find (Namensactien, Kurfcheine u. dgl.). Auch auf die Hechtöver- 
hältniffe diefer Art fann man den Ansdrud „Werthpapiere” anwenden: Werthpapier wäre ald- 
dann eine Urkunde, deren Beſitz für die „Verwerthung“ des beurkundeten Rechte wefentlich ift, 
und unter Verwerthung wäre ſowohl die Geltendmahung, wie die Veräußerung des Rechts zu 
verfiehen. Brunner, S. 149. Im Text foll indes, um die Ueberficht zu erleichtern, von dieſen 


Werthpapieren mit bloßer Transportfunction nicht die Rede fein, 
4) Brunner, a. a. DO. ©. 144, 
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Das im Wertbpapier verbriefte Recht tft meiftens eine Forderung. 
Deshalb ift die Darftellung bes Rechts der Wertbpapiere in ber Lehre von 
ben Forberumgsrechten wohl begründet. Doch giebt e8 auch ſehr wichtige Wertd- 
papiere, welche Träger einer ſachenrechtlichen Befugniß find, z. 2. bie 
Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefe, und nicht minder wichtige Werthpapiere, 
in denen ſich ein corporatives Mitgliebsrecht verkörpert, 3. DB. bie Actie Im 
Folgenden fol, um bie Weberficht nicht zu erjchweren, nur von Forderungs⸗ 
Werthpapieren gelprochen werben. 

Der Gläubiger kann die im Werthpapier verbriefte Forderung nur unter 
Borzeigung des Werthpapiers geltend machen; regelmäßig kann der Schuldner 
fogar verlangen, daß der Gläubiger ihm Zug um Zug mit der Erfüllung feiner 
Forderung das Wertbpapier zurüdgiebt: die Bezahlung der Forderung ericheint 
alſo als Einlöſung des Werthpapiers. Und zwar braucht der Schuldner 
bet den meiſten und wichtigften Arten der Wertbpapiere fich nicht bei dem 
Gläubiger wegen Einlöjung des Papierd zu melden, ſondern umgelehrt muß 
der Släubiger in der Wohnung ober den Geſchäftsräumen des Schuloners oder 
an einer anderweit beftimmten Zablitelle fich unter Präfentation des Papiers 
zur Einlöfung einfinden: nicht der Schuldner muß die Schuldfumme bringen, 
jondern der Gläubiger muß fie holen, ehe der Gläubiger nicht präfentirt bat, 
ift der Schuldner au nicht in Zahlungsverzug verſetzt; Werthpapiere biefer 
Urt werden Präfentationspapiere genannt). 

Nur der Befiger des Wertbpapiers kann das darin beurkundete Recht aus- 
üben. Aber nicht jeder Beſitzer ift dazu befugt, fondern nur derjenige, welchem 
außer dem tbatfächlichen Befig auch das Verfügungsrecht über das Papier zu- 
jtebt, alfo regelmäßig ber Eigenthümer?). Das in ber Urkunde verbriefte 
Recht — das Recht aus dem Papiere — ift alfo von dem Rechte an der Ur- 
kunde — dem Rechte am Papiere — abhängig. Je nach ber Art, wie man 
das Recht am Papiere und aljo nach der eben feftgefteliten Regel auch das 
Recht aus dem Papiere erwirbt, find verfchiedene Arten von Werthpapieren zu 
unterfcheiden. j 


1) Snhaberpapiere (lettres au porteur). Hier wird das Recht an 
der Urkunde durch beren formlofe, fchlichte Uebergabe begründet, ohne daß ber 
Name des Berechtigten in der Urkunde zu nennen if. Der Befiter des 
Papiers tft durch die bloße Thatfache feines Befiges zur Ausübung bes Rechts 
aus dem Papier legitimirt und braucht fein Verfügungsrecht am Papier nicht 


5) Bon ihnen bat zuerft eingehend Brunner, a. a. O. &. 155 gehandelt. Siehe and 
Goldſchmidt in f. Ztſch, 28 ©. 69. 

6) Wer am Papier bloß ein Pfandrecht bat, hat auch an der im Papier verbrieften Forde⸗ 
rung bloß ein Pfandredt. Ob er kraft biefed Rechts am Papiere befugt ift, das Recht aus 
dem Papiere für fi allein geltend zu machen, läßt ſich nicht für alle Arten der Werthpapiere 
gleichmäßig beftimmen, |. REB. 1201, 1188, Auch der Nießbrauch am Papier giebt nur ben 
Nießbrauch am Recht aus dem Papier, |. REB. 990 fig. 
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nachzumweifen. Vielmehr muß berjenige, der das Verfügungsrecht des Beſitzers 
Heftreitet, ſeinerſeits dieſe Negative beweifen. Das Inhaberpapier iſt immer 
zugleich Präfentationspapier. 

2) Namenspapiere. Hier genügt bie fchlichte Uebergabe des Papiers 
nicht, um das Recht am Papiere und das Necht aus dem Papiere zu begründen. 
Vielmehr iſt mindejtens der Name des Eritberechtigten in dem ‘Papiere aus- 
drücklich zu nennen und dadurch eine gerade für ihn und nur für ihn paſſende 
Legitimation urkundlich zu beichaffen. Etwaige fpätere Erwerber des Papiers 
aber müfjen nicht bloß den Befit bes Papiers nachweijen, fondern ihre Legiti- 
mation durch eine fortlaufende, bis auf den Erjtberechtigten zurückführende Kette 
von Rechtsacten darthun. 

a) Diefe zur Legitimation der jpäteren Erwerber dienenden Rechtsacte find 
bei gewiffen Namenspapieren eigenthümlich formalifirt und werben als In- 
doffamente (Giri) bezeichnet, während die Namenspapiere felber Orber- 
papiere genannt werben. Die Orderpapiere find regelmäßig Präfentations- 
papiere, falls nicht das Gegentheil auf dem Papiere felbft beſtimmt ift. 

b) Bei den Übrigen Namendpapieren, die man im Gegenfat zu den Order⸗ 
papieren als Rectapapiere bezeichnet, find Indoſſamente nicht ftatthaft. Viel⸗ 
mebr dient entweder als Legitimationsact für die jpäteren Erwerber des Papiers 
eine gewöhnliche Ceſſion; ober es ift das Papier unveräußerlih, ein fpäterer 
Erwerber des Papiers kommt alfo gar nicht in Frage. Ob die Rectapapiere 
Präfentationspapiere find, hängt von ber Parteivereinbarung ab. 

Die Werthpapiere gehören bereits dem älteren deutſchen Recht an, und 
zwar fänmtliche foeben erwähnten drei Arten”). Insbeſondere läßt fich das 
Inhaberpapier bis ins 9., das Orderpapier ſogar bis ins 6. Yahrbundert 
zurüdverfolgen®). Inhaber⸗ und Orberpapiere waren im älteren Recht um 
deshalb befonders wichtig, weil damals eine Abtretung gewöhnlicher Forderungen 
nicht als zulälfig galt und nur dadurch ermöglicht wurde, daß die Forderung 
urkundlich verbrieft und ihre Bezahlung ausprüdlich nicht bloß dem urfprüng- 
lichen Gläubiger, fondern auch dem künftigen Beſitzer der Urkunde veriprochen 
wurde. In fpäterer Zeit bat fih dann das Recht der Wertbpapiere überaus 
reich entwidelt. Anfangs überwog babei das Gewohnheitsredht. Eine gejeg- 
Liche Regelung erfuhr zuerft der Wechjel ?); im Anſchluß an ihn wurben dann 
noch andere Orderpapiere gefetlich geregelt 2%): bie Inhaberpapiere find ein- 

7) Ueber die Geichichte der Wertpapiere f. befonders Brunner in Goldſchmidt's Ztſch. 22 
(1877) ©. 1, 505; 28 (1878) ©. 225; Derf., Das franzöftfche Inhaberpapier des Mittelalters 
(1879). Kerner Dunder, Ziſchr. f. d. Recht 5 (1841) ©. 80, Stobbe in Goldſchmidt's Ztſch. 
11 (1868) ©. 397, v. Pofchinger, Beitrag 3. Geſch. der Iuhaberpapiere in Deutfchl. (1875), 
Goldſchmidt, Handb. d. Handelsrechts I S. 885 (8. Aufl. 1891). 

8) Freilich ift bei den älteren Orderpapieren bie heutige Form des Indoffaments noch 
nicht gebränchlich. 

9) Eiehe unten 8 242. 


10) 66B. 801 fig. 
17. Aufl. 26 
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gebender erjt im fächfiichen Geſetzbuch und num im Reichsgeſetzbuch beräüd- 
fichtigt worden. 


1. Iubhaberpapiere '). 
a) Die LEutſtehnng des Rechts aus dem Inhaberpapier. 
8 236 *. 


Die Wirkfamleit bes Inhaberpapiers ift an eine doppelte Borausfegung 
gebunden, eine objective und eine furbjective. 

Die erfte — objective — Borausfegung tft die gültige Austellung des 
Papiers. Hierzu ift ein vierfaches erforderlich: 

1) Das Papier muß in der rechten Form ausgeftellt fein. Diefe Form 
ift Die fchriftliche: der Ausfteller muß demnach das Papier mit feiner Namens- 
unterjchrift ?) verfehen Haben). Ungültig ift alfo ein Papier, welches vom 
Ausfteller mit gar feiner Namensunterjchrift oder mit der Namensunterfchrift 
einer fremden Perſon verſehen iſt. 

2) Das Papier muß den rechten Inhalt haben, d. h. der Ausſteller muß 
in dem Papiere dem jeweiligen (rechtmäßigen) Inhaber des Papiers eine be⸗ 
ftimmte Leiſtung verſprechen. Welcher Art die Leiſtung, iſt gleichgültig: über- 
wiegend geht das Papier auf Geldzahlungen; es kann aber auch etwa auf 
Leiſtung von Dienſten gehen, z. B. der Eiſenbahnfahrſchein. Der Schuldgrund 
wird meiſtens verſchwiegen; es iſt aber zuläſſig, daß er genannt wird, z. B. 
bei Zinsſcheinen. Daß die Leiſtung an jeden (rechtmäßigen) Inhaber des Papiers 
verſprochen wird, braucht nicht ausdrücklich geſagt zu werden, ſofern es nach 
der Verkehrsſitte ſelbſtverſtändlich iſt, z. B. bei Concertbillets. 

3) Der Ausſteller muß fähig ſein, ſich durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten: 
Geiſteskranke, Minderjaͤhrige ohne Zuſtimmung ihres Vormundes u. ſ. f. koͤnnen 
alſo fein gültiges Inhaberpapier ausſtellen. Für Inhaberpapiere, die auf eine 
beſtimmte Geldzahlung lauten, iſt außerdem eine beſondere Ermächtigung des 


1) Kuntze, Die Lehre von ben Inhaberpapieren ober Obligationen au porteur (1857), 
Unger, Rechtliche Natur der Inhaberpapiere (1857), Belter in: Belter’8 u. Muther's Jahrb. 1 
S. 226, 3860 (1857), Jolly in Goldſchmidt's Ztſch. 1 S. 177, 383 (1858), Siegel, Verſprechen 
als ZTerpflihtungdgrund (1873) &. 108. — dv. Savigny, Obligationenredht 2 ©. 93, Dern- 
burg II 8 88 fig., Stobbe III $ 179 fig., Thöl, Handelsrecht, $ 222 fig. 

3) Die Namensunterfchrift kann aber auch durd; mechanische Vervielfältigung geſchehen. 
So ſchon das jeige Gewohnheitsrecht und nun RGB. 722 in Abweichung von der für fonflige 
fhriftliche Urkunden aufgeftellten Regel (RGB. 105). 

3) Wird der Ausſteller bei der Ausſtellung durch einen Bevollmächtigten vertreten, fo muß 
der Bevollmächtigte feinen eigenen Namen unterfchriftlich zeichnen, während der Name bes Aus- 
ftellers nur im Text der Urkunde erwähnt zu werden braucht. — Bei der mechanifchen Ber- 
vielfältigung der Namensunterfhrift genügt es, wenn nur bas Original der linterfchrift vom 
Ausfieller herrührt ; mer die mechanifche Nachbildung der Unterſchrift fchließlich auf dem Papier 
anbringt, ift gleichgültig, — Bei Fahrkarten, Concertbillets u. f. f. wird gewohnheitsrechtlich 
eine Unterjchrift überhaupt nicht gefordert; |. RGEB. 785. 
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Bundesraths vorgefchrieben: ein Papier, welches ohne dieſe Ermächtigung in 
Verkehr gebracht wird, ift nichtig *). | 

4) Die Auöftellung muß auf einer Rechtshandlung, d. h. auf einer freien, 
bewußten Handlung des Ausſtellers beruhen. Sie ift alfo ungültig, wenn fie 
erzwungen oder unter der Herrſchaft eines wefentlichen Irrthums des Aud- 
ftellerd erfolgt ift. Nicht nöthig ift dagegen, daß fie in der Abficht vorgenommen 
if, den Außdfteller zu verpflichten, ſodaß fogar ein Papier, welches nur durch 
Simulation — z. B. ald Mufter der Belehrung wegen — ausgeſtellt ift, als 
vollgültig angefehen werden muß 5). 

Die zweite — fubjective — Boraudfegung der Wirkſamkeit des Inhaber⸗ 
papierd ift, daß Jemand das Berfügungdrecht über das Papier gewinnt; denn 
nach der bereit? erwähnten, für alle Werthpapiere gültigen Regel ift nur der- 
jenige aus dem Papier berechtigt, dem dad Recht am Papier zufteht e). Zu dem 
Erwerbe des Recht? am Papier ift aber regelmäßig 7) ein Uebereignungsvertrag, 
verbunden mit der Uebergabe des Papierd an den Erwerber, erforderlich. Da- 
gegen braucht eine weitere Form, etwa die namentliche Bezeichnung des Erwerbers 
auf dem Papier, nicht beobachtet zu werden, im Gegentheil ift es für dad 
Inhaberpapier charafteriftiih, daß es fraft fehlichter Uebergabe erworben werden 
fann. Und wichtiger noch: nach der bereit® im Sachenrecht vorgetragenen 
Regel ift ed auch nicht nöthig, daß der Beräußerer an dem Papier irgend ein 


— — 





4) REB. 724. Staatliche Genehmigung ift bisher reichsrechtlich nur für Prämien⸗ 
Anleihſcheine und Banknoten vorgeſchrieben (KGEeſ. v. 8. Juni 1871, v. 14. März 1875 8 1); 
die meiften Landesrechte erſtrecken aber das Erforderniß auch auf andere Geldpapiere (preuß. 
B. v. 17. Juni 1833, Sächſ. GB. 1040 u. ſ. f.), während gemeinrechtlich die ſtaatliche Er- 
mädtigung nicht nöthig ift (Gerber, F 161%, Stobbe III $ 17918, Brunner a. a. O. ©. 198, 
v. Poſchinger, Befugniß zur Ausftellung von Inhaberpapieren, 1870, abw. Savigny, Obliga- 
tionenrecht II S. 122). Nach bieherigem Recht ift es übrigens zweifelhaft, ob die Ausftellung 
eine® Inhaberpapiers ohne die erforderliche ſtaatliche Ermächtigung nichtig ift oder ob fie blog 
dur eine Eriminalfirafe geahndet wird; für Preußen nimmt erſteres Entſch. d. Reichs⸗ 
gericht® 14 ©. 94, letzteres Dernburg IE 8 89°, Brunner a. a, O. ©. 199 an; vgl. and 
Entich. des Neichögerichts 19 ©. 282. 

5) Siehe RB. 91, 93, 723. Nach bisherigem Recht ift die Frage ftreitig, muß aber 
in gleicher Art beantwortet werden; denn das römifhe Dogma von der Nichtigkeit einer zum 
Schein abgegebenen Erklärung paßt für Erklärungen, die an das große Publitum (an jeden 
künftigen Inhaber der Urkunde) gerichtet find, in keiner Weile, man mißhandelt geradezu das 
deutſche und jchließlih and) das römifche Recht, wenn man römische Dogmen blindlings auf 
dentiche Inftitute anwendet, die den Römern gar nicht bekannt gemwefen find und an die die 
Römer deshalb bei Auffielung ihrer Dogmen gar nicht haben denken können. Abw. trotzdem 
3. 8. Lehmann, Wechſelrecht, S. 426 (für den Wechſel). — Der Fall des Zwangs und Irrthums 
liegt jedenfall® ganz anders wie der der Simulation: benn dort bat der Erflärende die Er- 
Härung felbft nicht gewollt oder ihren Inhalt nicht gelaunt; bei der Simulation hingegen will 
der Erflärende die Erklärung felbft und will nur ihren Inhalt nicht, obſchon er diefen 
Inhalt kennt. 

6) Siehe oben S. 400. 

7) Um hier vom Ermwerbe durch Erbgang, Fund u. dgl. abzufehen. — Ebenſo foll hier 
der Kürze wegen die Wirkung ber VBeftellung von Pfandredjt oder Nießbranch am Papier nicht 
weiter verfolgt werden. 6 

% 
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Recht gehabt bat: ja es fchadet nicht einmal, daß das Papier dem wahren 
Eigenthümer geftohlen worden ift, nur die Redlichkeit des Erwerbers iſt voraud- 
geſetzt *). 

Die Ausſtellung des Papiers durch den Schuldner und der Erwerb des 
Verfügungsrechts am Papier durch den Gläubiger brauchen in feinem rechts⸗ 
geſchäftlichen Zufammenhang mit einander zu ftehen. Es ift alfo allerding® 
regelmäßig erforderlich, daß der Gläubiger das Papier vertragsmäßig erworben 
bat?) ; es ift aber nicht erforderlich, daß der Vertrag gerade mit dem Schuldner 
oder deflen Bevollmächtigten gefchloffen if. &8 fommt überhaupt die Perfon 
des Schuldnerd nur für die Ausftellung ded Papierd in Betracht, nicht für die 
Art, in der der Gläubiger den Befig des Papiers erlangt hat. Deshalb iſt 
das Recht des Gläubigerd vollwirffam, mag auch der Schuldner dad Papier 
durch nichtigen Vertrag in Berfehr gebraht haben 1°), ja felbft dann, wenn 
der Schuldner dad Papier ohne feinen Willen aus feiner Gewahrſam verloren 
bat 1211). Freilih nit in dem Sinne, daß ſchon der erfte Nehmer, der das 
Papier aus des Schuldnerd eigenen Händen durch nichtigen Vertrag empfangen, 
oder gar derjenige, der da3 Papier dem Schuldner geftohlen bat, dad Recht 
am Papier und aus dem Papier erwerbe. Denn in feiner PBerfon fehlt ja 
der Rechtsgrund des Erwerbed, der (gültige) Vertrag und meift auch die Red» 
lichfeit. In feiner Hand bleibt alfo in allen diefen Fällen dad Papier ungültig. 
Wenn aber der erfie Nehmer das ‘Papier an einen zweiten Nehmer veräußert, 
erlangt diefer — die Gültigkeit dieſes letzteren Veräußerungsvertrags und die 
Nedlichkeit ded zweiten Nehmerd vorausgeſetzt — das Verfügungsrecht über das 
Papier und damit das Gläubigerrecht aud dem Papier. Erft jebt alfo iſt das 
Papier vollwirffam. 

Faßt man die vorftehend entwidelten Regeln kurz zufammen, fo iſt zu 
fagen: der Schuldner wird verpflichtet durch einen einfeitigen Rechtdact — die 
Ausftellung ded Papierd — und durh die von feinem Willen unabhängige 
Thatſache, daß ein Gläubiger das Recht am Papier erwirbt. Da übrigen 
in der Zeit, die zwifchen der Audftellung des Papiers und dem Erwerbe des 
Gläubigerrehtd am Papier liegt, der Schuldner die im Papier niedergelegte 
Erklärung nicht widerrufen kann, es fei denn, daß er dad Papier vemichtet, 
jo muß man anerkennen, daß er fogar ſchon in diefer Zmwifchenzeit durch das 


8) Siehe oben S. 184". 

9) Siehe oben Anm. 7. 

10) Beifpiel: Die Reichsbauk giebt einen neugebrudten Tauſendmarkſchein an A. ber 
es fehlt ein gültiger Begebungsvertrag, weil A. geifteßfrant war; oder weil A. nur einen 
Hundertmarkfchein befommen follte und verjehentlich (durch error in corpore) einen danebenliegenden 
Tauſendmarkſchein erhielt. Gelangt fpäter der Schein an ben redlichen B., fo if er un deſſen 
Hand vollgültig. 

11) Beifpiel: Diebe brechen in die Keller der Reichsbank ein, fehlen die bort verwahrten, 
fertig außgeftellten, aber noch nicht außgegebenen Noten und geben fie dem redlichen B. in 
Zahlung ; auch biefe Scheine find in B.'s Hand vollgültig. 
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Papier gebunden ift, und zwar von dem Augenblid an, in dem er die Macht 
verliert, das Papier beliebig zu zerftören, regelmäßig alfo mit dem Augenblick, 
wo dad Papier mit feinem Willen oder ohne feinen Willen aus feiner Gewahr- 
fam fommt. Doch ift die Gebundenheit in Diefer Zwifchenzeit nur eine be- 
dingte: wenn fpäter da8 Papier von Niemandem erworben wird, bleibt die 
Gebundenheit des Schuldnerd ohne praftifche Wirkung. 


Aumerkung. Die im Tert vorgetragene fog. Kreationstheorie ift- vom ROB. 723 
angenommen, entfpricht aljo dem Zukunftsrecht Deutſchlands. Ich meine aber, daß fie auch 
ſchon dem jetzt geltenden Recht entſpricht. Doc ift letzteres ſehr beftritten. 1) Die Ber- 
tragstheorie (Thöl, Gerber, Golbdſchmidt, Brunner, Gierke) erflärt einen Begebungsvertrag für 
nöthig. Für diefe Theorie fpricht, daß das ältere dentſche Recht anfcheinend von ihr ausgegangen 
if, und daß fie ſich von der Schablone bes fonfligen bürgerlichen Rechts am wenigften entfernt. 
Ste vermag aber die unftreitige Regel, daß bei Nichtigkeit des mit dem erften Nehmer ab- 
geſchloſſenen Begebungsvertrage® das Papier vollgültig wird, fobald es in die Hand eines 
zweiten veblichen Nehmers gelangt, nicht zu erflären. Denn der mit dem erſten Nehmer geichlofjene 
Bertrag ift nichtig, kann aljo ale Bertrag überhaupt nicht gelten. Die Anhänger der Bertragd- 
theorie möäfjen alfo einen Bertrag mit dem zweiten Nehmer umterftellen. Indes kann, wie 
erwähnt, der Schuldner in ber Zwiſchenzeit, bis der rebliche zweite Nehmer das Papier erwirbt, 
feine Ertlärung nicht widerrufen, ift alfo mindeſtens in biefer Zwiſchenzeit durch fein einfeitiges 
Bort gebunden. Und hat derjenige, der eine Banknote von einer Privatperfon ausgehändigt 
befommt, wirklich die Abficht oder au nur das Bewußtfein, daß er durch die Annahme der 
Banknote einen Vertrag mit der Bank fchließt, welche die Note ausgegeben hat? Hier einen 
Bertrag nicht bloß mit dem Geber der Note, fondern direkt mit der Bank anzunehmen, ift 
gezwungen. Und welchen Nuten bringt diefer Zwang? Wird das Verfländniß des Bertrage- 
begriff oder des Begriffs der Inhaberpapiere wirklich dadurch gefördert, daß man die Erklärung 
der Bank an den erften Nehmer der Note und die nachträgliche Annahme der Note durch den zweiten 
Rehmer zu einem einheitlichen Rechtsgeſchaͤft verſchmilzt, während es doch thatſächlich zwei getrennte 
Rechtehandlungen find ? 2) Die Emiffionstheorie (Stobbe) fordert keinen Begebungsver- 
trag, verlangt aber, daß der Ausfteller da8 Papier mit feinem Willen in Verkehr gebracht, fich 
freiwillig der Gewahrfam des Papiers entäußert babe. Diefe Theorie ift mit der eben zu 1. 
beiprochenen Regel wohl vereinbar. Dagegen ſcheitert fie an der anderen Regel, daß das Papier, 
jelbft wenn es dem Außfteller vor der Ausgabe geftohlen ift, in der Hand eines redlichen Nehmers 
gültig wird. Freilich ift gerade diefe Regel im heutigen Recht fireitig, und felbfiverftändlich wird 
jeder Anhänger ber Emiſſions⸗ und Bertragstheorie fie beftreiten. Sie ift auch fchwierig zu be- 
weifen. Denn fie läßt fi nnr ans dem „Geiſt“ des Inſtituts der Inhaberpapiere ableiten, nnd 
die Anhänger der Emiffions- und Vertragstheorie faffen biefen Geiſt eben anders auf wie bie 
Anhänger der Kreationstheorie. So bemerke ich denn — nicht, um die Anhänger der gegneriichen 
Theorien zu Überzeugen, fondern nur um die von mir für richtig gehaltene Theorie zu verdeutlichen — 
folgende. Das Inftitut der Inhaberpapiere ift auf den öffentlichen Kredit zugeſchnitten. Zwar 
dienen nicht alle Inhaberpapiere dem öffentlichen Krebit, aber doch diejenigen, um deretwillen 
da8 Inſtitut der Inhaberpapiere vom Gewohnheitsrecht und Geſetz ausgebildet if. “Deshalb 
muß der Erwerber eines Inhaberpapiers thunlichft gegen jede Anfechtung gefchütt werden; nicht um 
feine® eigenen individuellen Interefies willen, fondern weil jede fchlechte Erfahrung, die er mit einem 
Yubaberpapiere madt, über den Kreiß feiner eigenen Interefien hinausreicht und den öffentlichen 
Kredit erfchüttert. Denn es it kein Zweifel: wenn die Bayriſche Notenbauk auch nur einem 
einzigen Inhaber ihrer Noten bei deren Einlöfung Schwierigkeiten macht, werben dadurch auch bie 
übrigen Befiger der Noten diefer Bank geichädigt, ba fte ihre Noten fortab ſchwerer [08 werden, ja es 
werben fogar die Noten der anderen Zettelbanlen bisfreditirt werben. Daher iſt gegen bie 
Ausfteller von Inhaberpapieren rüdfichtsiofe Strenge am Pla. Und wenn Brunner meint, 
„das bloße Berkehrsinterefie reicht zur Motivirung (ber fireitigen Regel) nicht Hin”, oder wenn 
Goldſchmidt jagt: „in Kollifion der Intereſſen wirb nicht immer die bloße bona fides geſchützt“, 
fo if daranf zn erwibern, daß allerdings das DVerkehreinterefie nicht überall den Ausichlag 
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geben Tann, und daß wirklich und wahrhaftig die bona fides „nicht immer” Schu verdient, 
daß aber bei dem Inſtitut ber Imhaberpapiere, bei welchem thatſächlich alle8 auf das Ber- 
fehr&interefie, alles auf die bona fides ankommt, derartige Bedenken numöglich enticheidend fein 
fönnen. Eine verpflictungsfähige Perfon, die ein Inhaberpapier ausftellt, ſoll eben wiſſen, 
daß fie damit in dem öffentlichen Kredit eingreift, und muß, wenn das Papier ihr geftohlen 
und fodann in Verkehr gefeßt wird, um bes öffentlichen Krebit® willen die Folgen tragen. 
Wer ein Inhaberpapier ausftellt, fordert eben die Deffentlichleit heraus, und darf fi) be&halb 
auf foldhe Umftände, wie den Mangel der Emiffion, zu feiner Entſchuldigung nicht Berufen. 
Mindeſtens hat er mit der Deffentlichleit gefpielt, und — wer mit Feuer fpielt, darf nicht 
Hagen, wenn er fich verbrennt. Ic lafſe deshalb den Außfteller haften, nicht weil ihn eine 
Schuld trifft — ex capite culpae —, fondern weil derjenige, defien Worte nad, ihrer Form 
für die Deffentlichleit beftimmt find, es fich gefallen laſſen muß, daß dieje feine Worte, an die 
Deffentlichleit gelangt, nunmehr von der Deffentlichleit nach ihrem wörtlichen Inhalt verftanden 
werden. In einem befonderen Falle ift meine Auffafjung auch bereit8 von dem heute geltenden 
Reichsrecht unzweideutig anertannt: die Reichskaſſe muß die Reichsſcheidemünzen zu ihrem 
Nennwerth, aljo über ihren Metallwerth, gegen Geld einlöfen; fie muß dies, da das Geſetz 
nicht unterfcheidet, auch dann thun, wenn die Scheidemünzen vor der „Emiſſion“ au® der Reichs⸗ 
kaſſe geftohlen find und num don einem redlichen Nehmer zur Einlöſung angeboten werden. 
Sollte wirklich die Reichsbank bei ihren Noten minder fireng verpflichtet fein, wie bie Reichs- 
fafie bei den Scheidemüngen ? 


b) Der Gläubiger. 
& 237 *. 

Das in dem Inhaberpapier verbriefte Necht fteht nach dem regelmäßigen 
Wortlaut der Inhaberpapiere jedem „Inhaber“, jedem „Ueberbringer” des 
Papier? zu. Indes ift dies nach der Auffallung des Verkehrs nicht wörtlich 
zu nehmen. Berechtigt ift vielmehr — nad der bereit mehrfach erwähnten, 
für alle Werthpapiere gültigen Regel — nicht jeder Inhaber 1), fondern nur 
derjenige, dem dad Berfügungdrcht über dad Papier zuſteht. Wer alfo das 
Papier durch nichtigen Vertrag oder unredlicherweife erworben bat, ift, obſchon 
er dad Papier in Händen hat, nicht Gläubiger aus dem Papier ?). 

Tropdem hat aber die bloße Inhabung des Papierd eine fehr erhebliche 
rechtliche Bedeutung. Einmal braucht der Inhaber fein Neht am Papier 
nicht zu bemeifen, vielmehr iſt es Sache ded Schuldners, ihm den Mangel 
eines Rechts ſeinerſeits nacdhzumeifen: der Inhaber wird alfo al® Gläubiger 
vermuthet. Und zweitend: wenn der Schuldner an den Inhaber bezahlt 


— — — 


1) Genauer: jeder „Beſitzer“. Denn offenbar iſt, wenn eine Privatperfon ihrem Rechts⸗ 
anmwalt einen Inhaberzinsſchein zur Einflagung übergiebt, nur ber Rechtsanwalt der Inhaber. 
Trotzdem ift nicht er, fondern fein Auftraggeber der Gläubiger. Andernfalls dürfte der Auwalt 
ja nicht im Namen des Aufttraggebers Hagen. RGB. 732 if alfo ungenau. 

2) Abw. Gerber S. 268: „Auch ift der Beſitzer nicht bloß der vermuthete Gläubiger 
(@egenbeweis vorbehalten); benn der Beſitz des Papiers, einerlei wie er erworben wurde, ift 
der Zufland, der den Gläubiger beftimmen ſoll ... dies ift der Wille defien, ber ſich bem 
Ynhaber des Schulbfcheins verpflichtet.” Ich befreite dies nachdrücklich: die deutſche Reichs⸗ 
bank, wenn fie Banknoten, der preußiſche Staat, wenn er Zinsſcheine auf den Inhaber ausſtellt, 
bat thatſächlich nicht die Abficht, die Banknote und den Zinsfchein auch dem überführten 
Diebe auszuzahlen. Mit Gerber's Anficht ſtimmt überein Sächſ. GB. $ 1045, während 
RGB. 722 fih mit meiner Auffaflung dedt. 
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und von ihm das Papier zurüdempfängt, wird er von feiner Verpflichtung aus 
dem Papier endgültig befreit, mag auch der Inhaber an dem Papier fein 
Recht gehabt haben); der Schuldner braucht alfo, wenn der rechtmäßige 
Eigenthümer fih fpäter meldet, nicht etwa an diefen nochmals zu erfüllen. 
Der Inhaber als folcher ift. ſonach von Gejebed wegen mit der Macht ausge⸗ 
rüftet, an Stelle ded Gläubigerd die Erfüllung anzunehmen: er ift nicht 
Gläubiger, aber Empfangdberehtigter*). Der Unterſchied aber zwifchen 
dem Gläubiger und dem Empfangdberechtigten ift, daB der Schuldner jenem 
leiften muß, dieſem bloß leiften darf. Verlangt alfo der Dieb eine? Zins⸗ 
ſcheins vom Zinsfchuldner Zahlung, fo darf der Schuldner ihm die Zahlung 
geben; er darf aber ebenjo gut die Zahlung ablehnen und den Beweid des 
Diebftahl® antreten 5). Und zwar beſteht die Empfangöberedhtigung des 
Papierbefiterd fogar dann zu Recht, wenn der Schuldner weiß, daß der 
Papierbefiger das Papier dem Eigenthümer geftohlen oder fonft veruntreut hat ®). 
Freilich liegt ed nahe, die Erhebung der Einrede, dag dem ‘Bapierbefiker dad Recht 
am Papier fehle, in diefem Falle dem Echuldner nicht bloß ald ein Recht zu- 
zugeftehen, fondern ald Pflicht aufzuerlegen. Doch wäre died ungerecht gegen den 
Schuldner. Denn die bloße Erhebuug der Einrede thut ed ja nicht. Der Schuldner 
müßte die Einrede vielmehr auch beweifen; und daraus, daß er perfünlich den 
Rechtsmangel auf Seiten ded angeblichen Gläubigers kennt, folgt noch nicht, daß er 
au den Beweid dafür zu erbringen vermag: nicht alled, was man weiß, fann 
man beweifen. Mißlingt aber der Beweis, fo würde der Schuldner zur 
Leiftung an den angeblichen Gläubiger verurtheilt werden und obendrein Ber- 
zugszinfen und Proceßkoſten bezahlen; diefe Laſt kann man dem Schuldner nicht 
zumuthen ?). 


co) Sinwendungen!) des Hcnldners. 
& 238 *, 


Die Regeln, daß das Inhaberpapier durch fchlichte Uebergabe übereignet 
werden fann, daß die Webereignung aud gültig if, wenn der Beräußerer da® 
Papier geftohlen hatte, und daß der Inhaber fein Reht am Papier nicht zu be⸗ 
weifen braucht, find gegeben, um den Verkehr mit Inhaberpapieren zu erleich- 


8) RGB. 732, 726 Gab 2. 

4) Nach lateiniſchem Sprachgebrauch: solutionis causa adjectus. 

5) Auch Einreden aus ber Perfon des Veftohlenen muß fich der Dieb als bloßer Em- 
pfang&berechtigter entgegenfegen laſſen. 

6) So auch RGB. 733, da es den Fall der Wiffenfchaft des Schuldners nicht als 
Ausnahme erwähnt. Ebenfo 3. B. Brunner a. a. DO. S. 212. Abw. Endemann, Handels⸗ 
recht (4. Aufl. 1887) S. 890. Gierle a. a. O. S. 262. — Anders nur, weun der Schuldner 
anit dem Papierbefiter unter einer Dede ftedt, biefen 3. V. zum Diebſtahl angefiftet hat. 

7) Brunner a. a. O. ©. 212. 

1) Einwendungen in dem Sinne, daß fie nicht bloß eigentliche Einreden, fondern auch 
008 birelte Beftreiten der Yorderung des Gläubigers mitumfaffen. 
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ten; fie follen dem vedlichen Erwerber eined Inhaberpapiers ſowohl dem 
Schuldner wie etwaigen Borbefigern gegenüber eine fichere Nechtäftellung geben. 
Dem gleichen Zmede dient num die fernere Regel, daß dem Erwerber eines 
Inhaberpapiers Einwendungen aus der Perſon eined Borbefigerd des Papiers 
nicht entgegengefeßt werden Tönnen 2). Demnah find die Einwendungen de& 
Schuldner? in zwei Klaffen zu zerlegen, in folche, welche objectiv gegen die auf dem 
Papier beruhende Forderung gerichtet find und gegen jeden Inhaber ded Papier 
Geltung haben, und in folhe, welche nur gegen die Perſon eines beſtimmten 
Gläubiger gerichtet find und bloß gegen diefen Gläubiger Geltung baben ®). 

Zur erften Klafle gehören die Einwendungen, daß das Papier gar nicht 
vom Schuldner herrühre*) oder Daß ed ungültig audgeftellt 5) oder nachträglich 
für kraftlos erflärt feis), ferner alle Einwendungen, die in dem Papier jelbit 
erwähnt find 7), ſowie endlid die Einrede, daß der Gläubiger die Frift zur Aus⸗ 
übung ſeines Rechts nicht eingehalten habe. Weber diefe Frift hat das Reichs⸗ 
gefeßbuch folgende Beltimmungen: der Gläubiger muß das Papier binnen 
dreißig Jahren nach Fälligkeit feiner Forderung dem Schuldner zur Einlöfung vor⸗ 
legen und binnen zmei Jahren nah Ablauf der Borlegungdfrift fein Recht ge⸗ 
rihtlih einflagen, widrigenfalld fein Recht erliicht; die dreigigjährige Vorlegungs⸗ 
friſt iſt Ausſchlußfriſt, die zweijährige Klagfrift ift Verjährungsfriſt; erftere kann 
in dem Papier abweichend beſtimmt werden, letztere iſt zwingenden Rechts ®). 


2) Es ſind alſo an und für ſich alle möglichen Einreden gegen die Forderung aus dem 
Inhaberpapier zuläſſig: die Beſchränkung beſteht nur darin, daß ſie nicht gegen alle Gläubiger 
zuläffig find; fo iſt z. B. auch die Aufrechnung mit einer Gegenforderung ſtatthaft. Doch giebt. 
e8 einzelne Einreben, die bei Inhaberpapieren ganz ansgeichlofien find, 3. B. das geſetzlich 
unverzichtbare Kiindigungsrecht des Schuldners bei einer Zinsverpflichtung von mehr als 60%, 
f. oben ©. 386 44, 

8) Sächſ. GB. 1046, RGB. 735. 

4) Alfo I. daß die Unterfchrift unter dem Papier weder vom Echuldner felbft noch von 
feinem Bevollmächtigten herrühre, oder UI. daß der Schuldner zwar das Bapier unterfchrieben. 
babe, aber befien Juhalt nachträglich rechtswidrig, 3. B. durch Fälſchung, geänbert fi. — 
Wie ſteht es, wenn jemand feine Unterfchrift auf ein unfertige® Suhaberpapier — ein ſolches 
3. B., welches bie Echuldfumme noch offen läßt — fett, und das unfertige Papier einer 
Berjon mit dem Auftrage übergiebt, e8 gemäß beftimmter Vereinbarungen und fpäterer An⸗ 
weifungen auszufüllen, und wenn nun diefer Nebmer das Papier abrebewidrig mit einer viel 
zu hohen Schuldfumme ausfüllt ? Hierin liegt eine Fälſchung nicht. Der Schuldner bat alfo eine 
Einrede nur gegen ben erften Nehmer, nicht aber gegen einen fpäteren reblichen Erwerber des 
Papierd. Denn indem der Schuldner das Papier im Voraus unterzeichnet und aus ber Hand 
gegeben Bat, hat er dem erſien Nehmer bie Vollmacht gegeben, den Schein ganz beliebig aus⸗ 
zufüllen: die Einſchränkung, daß die Anusfüllung nur nad Maßgabe gewiſſer Verabredungen 
erfolgen folle, hat gegen Dritte feine Wirkung. Entſch. d. ROHG. 7 Nr. 55; des Neide- 
gerichts 2 ©. 97, 23 ©. 110. 

5) Siehe oben ©. 402 fig. 

6) Siehe unten S. 411. Auch die Einrede, daß eine Zahlungsiperre verfügt iſt, 
gehört hierher. 

7) 3. 8. der Einwand, daß der Gläubiger ſich eine Zinsherabjegung gefallen lafjen muß. 

8 RGB. 739, 730. Wird eine Zahlungsfperre verfügt, jo ift Begiun und Lauf beider 
Friſten gehemmt; f. unten $ 289. Das bisherige Recht war fehr zeriplittert, Brunner &. 229. 
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Zur zweiten Klaffe gehören alle andern Einwendungen. So ift die Ein- 
rede, daß dad Papier auf einem Wuchergeſchäft berube, nur gegen den 
Wucherer, die ded Betruged nur gegen den Betrüger ftatthaft. Auch die Einrede 
der Zahlung gehört hierher; der Schuldner, welcher auf das Papier Zahlung 
leiftet, muß alfo, wenn da® Papier an einen andern Inhaber veräußert wird, 
an diefen nochmals zahlen, um ihn vor der Gefahr der Doppelzahlung zu 
bewahren, ift deshalb, wie bereitö früher erwähnt worden ?), beftimmt, daß der 
Schuldner nur gegen Rüdgabe des Papierd zu zahlen braucht. 

In zwei Fällen ift ein Einwand, der in der Perſon eines beftimmten 
Gläubigerd entftanden ift, auch gegen einen fpäteren Inhaber ded Papierd 
wirffam, nämlih 1) dann, wenn letzterer das Papier in argliftiger 1°) 
Kenntnig ded Einwanded erworben hat, und 2) wenn er dad Papier nur 
zu dem Zwede envorben ihat, um es für Rechnung des Gläubigerd, gegen 
den die Einrede begründet war, zu verwertben. Doch liegt in der Aus- 
dehnung der Einreden auf diefe fpäteren Inhaber gar feine Ausnahme von 
der allgemeinen Regel. Denn in beiden Fällen verfahren die fpäteren In⸗ 
baber, wenn fie die gegen den DBormann gültige Einrede gegen fi nicht 
gelten laſſen wollen, für ihre Perfon argliftig 11); es ift alfo gerade in ihrer 
Perfon eine Eintede neu entflanden, nicht um der gegen den Bormann be- 
gründeten Einrede, fondern um ihrer eigenen Arglift willen wird ihr Anſpruch 
abgemiejen. 

Daß die Einreden aus der Perfon eined Bormannd gegen den fpäteren 
Erwerber ded Papiers unwirkſam find, erfärt fih daraus, daß der fpätere 
Erwerber gar nicht das Necht feine Bormannd, fondern ein eigened neues 
Recht erwirbt. Der Schuldner hat fih durch Ausſtellung des Papierd einfeitig 
zu Gunften jeded fünftigen rechtmäßigen Beſitzers ded Papiers verpflichtet: auf 
diefe urfprüngliche Berpflihtung des Schuldner? geht das Recht jedes Gläu- 
bigerd, der das Papier erwirbt, unmittelbar zurüd, ohne erft einer Ableitung 
aud dem Rechte der früheren Papierbefiger zu bedürfen. Etwaige Mängel, 
welche dem Recht aud dem Papier zu der Zeit, wo ed einem Borbefiker zu- 


9) Eiche oben S. 400, RGEB. ©. 726. 


10) Nicht jede Kenntniß einer gegen den Bormann begründeten Einrede macht den Erwerber 
argliftig; fiehe mein Lehrb. des Handelsrechts 8 49, II, 2b. Die Arglift fehlt 3. B., 
wenn A. von B. eine Reichsbanknote erwirbt, obfchon A. weiß, daß die Reichsbank eine auf- 
rechenbare Gegenforderung gegen B. bat. 


11) Das ift für denjenigen, der jchon beim Erwerbe des Papiers die Einrede getannt bat, 
leicht verftändfih. Aber e8 gilt auch file dem, der die Einvede beim Erwerbe nicht gelannt hat, 
jeboh das Papier lediglich für Rechnung bed der Einrede unteriworfenen Bormanmes ver» 
werthen will: wer eine Leiftung auf Grund des Papiers lediglich für den Vormann beitreibt, 
handelt gerade dadurch argliftig, daß er Einreden aus der Perfon dieſes Bormannes nicht 
berüdfichtigen will, oder, anders gejagt, daß er für den Vormann eine Leiftung wiſſentlich bei⸗ 
treibt, auf die diefer fein Hecht hat. So richtig Entſch. d. RG. 4 ©. 100, 11 ©. 10, 28 ©. 185, 
während früher Entſch. d. ROHO. 1 Nr. 49, 5 Nr. 8, 6 Nr. 10 das Gegentheil annahm. 
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ftand, um der Perlon dieſes Vorbefigerd willen anflebten, gehen alfo auf den 
fpäteren Erwerber des Papierd durchaus nicht über 1?). 

Die Befchränfung der Einreden gegen den Ermerber eine? Inhaberpapiers 
bat Aehnlichfeit mit der Beichränftung der Einreden gegen den Erwerber einer 
felbftändigen Hypothef oder einer Grundfhuld. Doch ift lehterer infoweit 
ſchlechter geitellt, al® er alle Einreden aus der Perfon eine® Vorbefigerd gegen 
fih gelten laffen muß, die er beim Ermerbe des Pfandrechtd gefannt bat, mag 
auch feine Kenntniß nicht als Arglift zu bezeichnen fein. Umgekehrt ift er in« 
fomweit günftiger geftellt, als ſelbſt ſolche Einwendungen, die beim Inhaberpapier 
objectiv gegen jeden Gläubiger wirfen, gegen ihn, feine Redlichkeit voraudgefegt, 
unmwirffam find, 3. B. der Einwand, der Grundftüddeigenthümer fei bei Be⸗ 
ftellung des Pfandrecht3 geiſteskrank geweſen, oder das Pfandrecht fei auf Grund 
einer Urkundenfälfhung im Grundbuch eingetragen 1°). 


4) Abhanden gehommene Inhaberpapiere?). 
g 239 *, 

Wenn ein Inhaberpapier vernichtet oder geftohlen wird oder feinem recht⸗ 
mäßigen Befiger fonft abhanden fommt, fann diefer, da der Schuldner ja nur 
gegen Rüdgabe des Papiers zu leiften braucht, fein Gläubigerreht nicht auß- 
üben; er hat alfo, wenn er da® Papier nicht wiederzuerlangen im Stande ift, 
fein Gläubigerrecht endgültig verloren. 

Doch wird diefe Regel nur bei Banknoten und fonftigen unverzinslichen 
auf Sicht zahlbaren Papieren, fowie bei Inhabermarken, Fahrfcheinen u. dgl. 
in voller Strenge durchgeführt ?). Bei anderen Inhaberpapieren fann dagegen 
der frühere rechtmäßige Befiger fich durch ein Aufgebot ded abhanden gefom- 
menen Papiers fein Necht wieder verfchaffen. Zu diefem Zwede muß er, indem 
er dad Abhandenfommen ded Papiers glaubhaft macht, beim Amtögeriht des 
Zahlungsortd® die Kraftloserflärung (Amortifation) des Papierd bean- 
tragen; das Amtögericht bietet darauf dad Papier auf, fegt eine Frift feft, binnen 
deren ein dritter Beſitzer des Papierd fih zu melden bat, und ſpricht, wenn 
eine Meldung innerhalb der Frift nicht erfolgt, die Kraftlofigfeit ded Papiers 
durch Urtheil aus. Iſt Died geicheben, fo fann der Gläubiger nach feiner 


12) Dagegen leitet Brunner a. a. DO. ©. 170 die Beſchränkung der Einreden aus dem 
öffentlihen Glauben ber, welcher dem Inhaberpapier zutomme; Gierle a. a. DO. ©. 264 begründet 
dagegen die Einredenbeſchränkung dadurch, daß ber Ausfteller „das Papier von vornherein fo con⸗ 
Kituirt hat, daß er fchlechthin gemäß dem Papiere haftet.‘ 

13) Gerade aus diefer Verfchiedenheit geht hervor, daß die Einredebeſchränkung, die beim 
Pfandrecht richtig auf dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs zurkdgeführt wird, bei den 
Snbaberpapieren nicht mit Brunner (f. Anm. 12) ans dem öffentlichen Glauben bes Papiers 
abgeleitet werben darf. 

1) Shumm, Amortifation verlorener Schuldurkunden (1830), — RGB. 728, EBD. 
828 flg. Die jetzt gültigen fehr zeriplitterten Gejete f. bei Brunner a. a. DO. ©. 221. 
2) Siehe unten Anm. 4. Ueber Zinsſcheine u. dergl. ſ. $ 241. 

















Subaberpapiere, Kraftloserflärung, Umfchreibung auf Namen. 8 289. 240. 411 


Wahl die im Papier verbriefte Leiftung ohne Rüdgabe des Papierd fordern 
oder aber vom Schuldner eine Neuaudfertigung des Papierd verlangen. In 
der Zwiſchenzeit, bid die Kraftloderflärung ausgeſprochen wird, kann das Ges 
riht eine Zahlungdfperre anordnen, d. h. dem Schuldner einfiweilen die 
Reiftung an einen dritten etwa fi) meldenden Inhaber des Papiers ver- 
bieten ®). 

Hatte ein Dritter das abhanden gekommene Papier erworben, fo verliert 
er feine Rechte, wenn er fih in dem vom früheren Befiker beantragten Aufge- 
bot3verfahren nicht meldet; das Papier wird in feinen Händen null und nichtig, 
und erlangt auch dadurch die Gültigkeit nicht zurüd, daß es an eine andere mit 
dem Aufgebot nicht befannte Perfon veräußert wird *). Hat fi) dagegen der 
Dritibefiger rechtzeitig gemeldet, fo bleiben ihm feine Rechte gewahrt; entweder 
fegt alddann das Geriht das Aufgebotöverfahren aus und überläßt e® dem 
Antragfteller, fein Recht gegen den Drittbefiger im Proceßwege geltend zu 
machen, oder ed erflärt zwar das Papier für Fraftlod, behält aber dem ange. 
meldeten Gläubiger alle Rechte vor ®), 

Das Aufgebot von Inhaberpapieren fann nicht bloß von einem Gläubiger, 
fondern auh vom Schuldner beantragt werden, wenn ihm dad ‘Papier, bevor 
er es ausgegeben hat oder nachdem es ihm wieder zurüdgegeben ift, abhanden 
fommt ®). 


e) Amfhreibung auf Ramen und Außercursſetzung). 
8 240*. 


Das Inhaberpapier kann, weil feine Veräußerung fehr begünftigt und der 
redlihe Erwerber gegen Angriffe früherer Befiger geſchützt ift, Teicht veruntreut 
werden. Um ſich gegen diefe Gefahr zu fichern, wird mancher Befiper von 
Inhaberpapieren geneigt fein, auf den Bortheil der leichten Veräußerung zu 
verzichten. Er wird danach tracdhten, feine Inhaberpapiere in Rectapapiere zu 
verwandeln. Das Gefep läßt diefe Verwandlung auch wirflich zu. 

Nach ſüddeutſchem Rechte, welches auch vom Reichsgeſetzbuch übernommen 
iſt?), muß der Gläubiger ſich zu dieſem Zweck an den Ausſteller wenden und 


8) Amtl. Anm. zu RGB. 786. Ebenſo kann das Gericht dem zeitweiligen Beſitzer des 
Papiers deſſen Weiterveräußerung durch einſtweilige Verfügung unterſagen. Dieſe Verfügung 
wirkt aber gegen einen gutgläubigen Dritterwerber nicht. RGB. 101 Abſ. 2, 102. 

4) Die Möglichkeit der Kraftloserflärung zwingt alfo den Erwerber eines Inhaberpapiers, 
zu prüfen, ob das Papier nicht bereits anfgeboten ift, und auch nachträglich Acht zu geben, 
ob nicht ein Aufgebot eingeleitet wird. Dadurch erklärt es fich, daß bei Banknoten, Fahrſcheinen 
und bergl., wie erwähnt, das Aufgebot unftatthaft ift; denn bei biefen Papieren kann dem 
Erwerber eine derartige Prüfungspflict nicht zugemmthet werben. 

5) CPO. 880. 

6) EBD. 838 (‚der letzte Inhaber”). 

1) Marfion, Außereursfegung von Inhaberpapieren (1887). 

8) Motive II S. 715. RGB. 784. 


414 Rechte an Handlungen. Die einzelnen Forderungsrechte. 


wie etwa Actien, auf Antheile am Geichäftdgewinn ded Schuldnerd (Dividenden) 
gehen >). 
2. Bie Orderpapiere. 
A. Der Wechſel. 


Allgemeines. 
8 242. 


Durch den neueren europäifchen Verkehr?) ift ein Mittel gefunden morden, 
die Ausübung eine® Forderungsrechts in einem fo hohen Grade zu erleichtern 
und zu fihern, daß der verfügbare Vermögenswerth eines ſolchen dem des 
baaren Geldes faft ganz zur Seite tritt*). Diefed Mittel iſt die Wechſelform; 


5) RGB. 729, 738, 

1) Ueber die Geſchichte des Wechſelrechts ſ. befonders F. A. VBiener, Abhandlungen aus 
dem Gebiete ber Rechtögefchichte (1846) Nr. IL, und defien wechjelrechtliche Abhandlungen, 1859 
(ein in Hiftorifcher Hinficht treffliches, in Hinficht anf das dogmatifche Refultat — der Wedhfel- 
vertrag = Kauf — ſicher verfehltes Buch); Holtins, Abhandl. civil- und handelsrechtl. Inhalte 
(1852) ©. 169; M. Neumann, Gefchichte des Wechſels im Hanfagebiete bis zum 17. Jahrh. 
(1863). Endemann, Studien in der romanifch-canoniftifchen Wirthichafte- und Rechtslehre, Bd. 1 
S. 75 (1874), Goldſchmidt, Handb. d. Handelsrechts 1 ©. 403 (3. Aufl. 1891). Aus der fehr 
reichhaltigen Literatur des Wechfelrechts find hervorzuheben : Treitfchle, Alphabetifche Cuchelo⸗ 
pädie der Wechfelrechte und Wechfelgefette, 2 Bde. 1831. Einert, Das Wechfelrecht nach dem 
Bedürfniß des Wechfelgefchäfts im 19. Jahrhundert (1889). Thöl, Das Handelsrecht, 2. Br. 
1847 (4. Aufl. 1878). Thöl hat in diefer Schrift (mach Liebe) zuerſt die innere Natur des 
Wechſels im eigentlichen Kern erfaßt umd in echt wiſſenſchaftlichem Geifte juriftifch conſtruirt; 
Renaud, Lehrb. des gem. deutichen fowie des in der A. D. WO. enthaltenen W.⸗R. 8. Aufl. 
(1868) ; Kuntze, Deutiches Wechielrecht u. ſ. w. (1862); DO. Wächter, Mechfellehre nad) den beut- 
{hen und ausländifchen Geſetzen (1861); Braun, Die Lehre vom Wechſel (1868); Kuntze und 
Brachmann in Endemann's Handb. des Handelsrechts, Bd. 4, 2. Abth. (1884); H. Lehmamı, 
Lehrb. des Wechſelrechts (1886); Dernburg II 8 249 flg.; dv. Canſtein, Wechſelrecht (1890); 
Gareis, Handelsrecht, 4. Aufl. (1892) 8 81 flg.; Tofad, Lehrb. des Handelsrechts 8 42 flg. — 
Die particulären Quellen des Wechſelrechts find gefammelt 3. B. von Siegel, Corpus juris 
cambialis, 2 Bde. (1742). %. R. Meißner, Coder der Europäiſchen Wechſelrechte, 2 Bde. (1836 
und 1837). Hierzu ift nun die in allen beutichen Staaten und durch das Bundesgeſetz v. 5. Juni 
1869 im Gebiete des norddeutfchen Bundes und jet des Deutſchen Reichs auch als formell ge- 
meines Necht publicirte deut ſche Wechfelordnnng getreten, berathen in ber auf Antrag 
Preußens conftituirten Conferenz von Deputicten zu Leipzig vom 30. Oct. bie 9. Dec. 1847. 
Ausgabe: Protocolle der zur Berathung einer allgem. Deutfch. Wechfelorbnung abgeh. Con⸗ 
ferenz u. ſ. w., Leipzig 1848. 4. Cine äußerſt lichtoolle Darfiellung ber Bedeutung diefes 
neuen Geſetzes in feinem Verhältniß zur bisherigen Wiſſenſchaft giebt (Liebe), Die allgemeine 
deutiche Wechfelordnung niit Einleitung nnd Erläuterungen (1848), Commentare von Hoffmann 
(1859), Bollmar und Löwy (1862), Komalzig (3. Aufl. 1881), S. Borchardt (8. Aufl. 1882). 
Hehbein (4. Aufl. 1891). Durch Bundesbefchluß v. 19. Febr. 1857 wurde der in Nürmberg 
tagenden Conferenz zur Berathung eines deutfchen Handelsgeſetzbuchs der Auftrag gegeben, auch 
eine Reihe von Controverfen der D. WO, zu entfcheiden; der deshalb außgearbeitete Entwurf 
fam in den Sigungen v. 1.—8. März 1858 u. d. 1. u. 9. März 1861 zu Stande. Diele 
f. g. Nürnberger Novellen find im Bereiche des Deutichen Reichs ebenfall® durch das 
oben genannte Bundesgeſetz gemeines Recht geworben. 

2) Niemand kann leugnen, daß der Wechfel heutzutage für den Kaufmann die Bedeutung 
des Papiergeldes hat. Es ift aber unrichtig, wenn Einert a, a. O. Eap. 1 diefe Function 
des Wechſels zum ju riſtiſchen Brincip erheben will (dieß wird auch vertheidigt von Brauer, 








Wechſel. $ 242. 248, 415 


feine Kraft liegt in der Befeitigung der aus dem materiellen Grunde der For 
derung hervorgehenden Hemmniſſe ihrer Realifirung, indem ed den Schwerpunft 
des Nechtd in die Korm, die Urfunde verlegt, welche ein hier gültiged Summen- 
verfprechen ohne Gegenverfprechen enthält (materielle Wechfelftrenge). Zu diefer 
inneren Kraft tritt Die äußere Hülfe befchleunigter Proceßformen (formelle Wechfels 
ftrenge ®). Die ausfchließlich formelle Natur des Wechfelrechtd macht ſich nun 
in einer Reihe weiterer exacter Gefchäftsformen geltend, deren Geſammtheit den 
Inhalt ded Wechfelinftitut3 darftellt. 

Der Wechfel läßt rückſichtlich des Syſtems zwei verfchiedene Betrachtungs⸗ 
weifen zu. Er erfheint zunächft al® eine allgemeine Form für Obligationen, 
bei denen eine Summe gefchuldet wird, er fann aber auch al? ein befonderes 
Nechtögefhäft aufgefaßt werden, infofern er vermöge feiner rechtlichen Eigen- 
thümlichkeiten befähigt ift, gewiflen Intereſſen des Verkehrslebens in durchaus 
felbftändiger Weife Befriedigung zu verfchaffen. 


- a) Begriff uud Arten des Wedfels. 
8 243. 


Mechfel bezeichnet ſowohl das Wechfelverfprechen, d. h. ein Summenver- 
Iprehen ohne Gegenverfprechen, al® die Wechfelform, die Schrift. Diefe iſt ent- 
weder die Form einer Tratte, d. h. eined Wechlelverfprechen® mit Zahlungs⸗ 
auftrag, oder die eined eigenen (trodenen) Wechſels. Das Wechfelverfprechen 
fann ein dreifaches fein, das eine? Traſſanten (oder Indoffanten), eine® Accep- 
tanten und des Außftellerd eines eigenen Wechfeld. Bei der Tratte richtet Jemand 
(Zraffant) an einen Andern (Trafjat) den Auftrag, dem Wechfelinhaber (Remit⸗ 
tent) zu zahlen, und verfpricht, felbft zu zahlen, wenn der Zahlungdauftrag 
unerfüllt bleibe; die Annahme des Zahlungdauftrag® durch den Traſſaten ift 
das Wechſelverſprechen des Acceptanten an den Wechlelinhaber. Bei dem 
eignen Wechfel verfpricht Jemand felbft, ohne Zahlungsauftrag, an den Wechfel- 
nehmer zu zahlen. Nicht immer entfpriht aber die Form dem Charakter des 
Mechfelverfprechene, und es ift möglich, daß ein eigener Wechfel die Form der 
Zratte, eine Tratte die Form des eigenen Wechſels empfängt‘), jenes ift 


Deutiche Wechfelordnung (1849) ©. 12 fig., und Ardiv’f. Wechſelr. 3. Bd. ©. 397). Der 
Wechſel ift kein Papiergeld, d. h. kein Geldzeichen, fondern eine Gefchäftsurfunde. Siehe aud; 
Liebe a. a. D. ©. XXI fig. Auch iſt es unrichtig, zu fagen, daß die WO. jenes Princip 
angenommen habe, indem fie es vielmehr (tro aller Beglinftigung des Wechfels als cirenlations- 
fähigen Papiers) dur Ausſchluß bed Blancowechſels ausdrüdlih verwirſt. S. aud Diener, 
Wechſelr. Abb. (1859) ©. 449 fig. 

3) Früher hielt man bie formelle Wechfelfttenge, namentlich den Perfonalarrefi, mit Un⸗ 
recht für das den Wechſel hauptfächlich charakterificende Moment, S. dagegen Einert a. a. O. 
©. 14 fig. Thöl 8 17. Sekt ift num überdies der Perfonalarreft bei Wechſelſchulden durch das 
Bundesgeſetz vom 29. Mai 1868 aufgehoben worden. 


1) Z. B. domicilirte eigene Wechſel. 
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namentlich der Fall bei den eigen-traffirten Wechſeln?) und bei den Wechfeln 
auf eigne Order ®). 


b) Wehfelfähigkeit. 
8 244. 


Gegenftand des Wechſels fann nur eine Geldfumme fein. Die Fähigkeit, 
aus einem Wechfel berechtigt zu werden, unterliegt feiner Beſchränkung. Wechfel- 
rechtliche Verbindlichfeiten zu übernehmen, wurde früher als das befondere Recht 
einzelner Perfonenflafien betrachtet 7); heutzutage ?) fleht es Jedem zu, der fi 
zur Zeit der Ausftellung ded Wechfelverfprechend überhaupt privatrechtlich ver⸗ 
pflihten fann. Nicht paffive Wechfelunfähigkeit, fondern nur eine Beſchränkung 
der Wirkung der Wechfelftrenge wurde durch die Beftimmung begründet, daß 
gegen manche Perfonen der Perfonalarreft wegfallen ſollte, z. B. gegen Frauen, 
wenn fie nicht Handel und Gewerbe trieben ®). 


2) Vorausgeſetzt wird jebody nad) der WO. 8 8, daß die Urkunde die Form einer wahren 
Tratte hat und nicht die eine® eigenen Berfprechens, und daß ein anderer Zahlungsort (d. h. 
Gemeindebezirk) als ber der Ausftellung genannt ifl. Ein folder Wechfel fteht der Tratte auch 
in Hinficht auf Protefterhebung, Kotification, Verjährung u. f. w. gleih; nur ändert ſich bieß 
natürlich, wenn der Traffant zugleich Acceptant ift. Der Umftand, daß die Identität des Traffanten 
und Traffaten auf dem Wechſel felbft zu erbliden ift, ift ohne Bedeutung. S. id, Der traffitt- 
eigene Wechſel (1858), 

3) Dies iſt ein eigener Wechfel des acceptirenden Traffaten („Zahlen Sie an meine eigene 
Drber die Summe von” m. f. w.. WO. $ 6. 

1) Die Wechfelordnungen hatten ein verfchiebenes Princip, je nachdem fie entweder bie 
Wechfelfähigleit als Regel anerlannten, die aber durch vielfadde Ausnahmen beſchränkt wurde 
(namentlich Geiftliche, Soldaten, Staatsbiener, Handwerker, Bauern, Frauen, Minderjährige, 
Hauskinder n. f. m.), welde im einzelnen Kalle nah manden Geſetzen durch Dispenfation 
gehoben werben konnten (Weimar. WO. $ 2); oder als Ausnahme (3. B. Hannov. WO. 8 3. 
Pr. ER. II, 8 8 715 fig, Wiürttemdb. WO. Cap. 2). 

2) WO. 8 1: „MWechielfähig ift Jeder, welcher fich durch Verträge verpflichten fan.” Ein 
Wechſel ift demnach nichtig, wenn er von einer Perjou ausgeftellt ift, welche feine Handlungs- 
fäbigleit hat. Nicht ungültig, wohl aber im feiner Wirkfamleit durdy eine Einrebe anfechtbar if 
der Wechjel über ein Nechtögeichäft, welches der Ausfieller rehtsmirkfam nicht vornehmen Tanz, 
3. B. die frauliche Berbürgung, das Darlehn des Hausſohns. Ebendies gilt von einem über 
ein verbotenes Geſchäft ausgeftellten Wechjel, 3. B. über eine Spielſchuld, fowie über eine 
Wucherſchuld im Sinne des Reichsgeſetzes vom 24. Mai 1880. Ein foldhes Rechtsgeichäft ſoll 
immer und zwar auch dann unwirffam fein, wenn es in die Korm des Wechfels gebüllt if. 
Freilich können nad) 8 82 der WO. foldhe Einreden (ihre wechfelprocekmäßige Liquidität über⸗ 
haupt vorausgeſetzt) nur demjenigen Wechfelfläger entgegengebalten werben, welchem gegenüber 
da8 zu Grunde liegende verbotene ober unflagbare Verhältniß beftand. Ebenſo muß die Reſti⸗ 
tution eine Minderjährigen gegen eine Wechielverbindlichleit unter Einhaltung berfelben 
Schranke des 8 82 cit. für zuläffig gelten. ©. Liebe a. a. D. ©. 87 fig. — Ueber bie Wechſel⸗ 
fähigleit der Minderjährigen, Hauskinder und Ehefranen u. f. mw. f. Neuling, Wechſelrechtliche 
Erörterungen, ı. Heft (1875). 

3) WO. 8 2. Durch Bundesgef. v. 29. Mai 1868, welches ben Perfonalarrefi überhaupt 
aufbebt, find aber nunmehr alle diefe Eremtionen gegenftand8los geworben. 
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o) Yom traſſirten Wrehſel. 
a) Der Grundwechſel. 
8 245. 


Der Ausfteller einer Tratte (Traffant) giebt dem Traffaten einen Zahlung®- 
auftrag für den Wechfelnehmer (Remittenten). * Der Traffant verfpricht dem- 
gemäß zunächft nicht, felber zu zahlen, fondern er verfpriht, dag der Traſſat 
zahlen werde. Damit übernimmt er aber zugleich ſtillſchweigend die Gewähr 
für die Zahlung ded Trafjaten. Wird alfo das prinzipale Verſprechen des 
Traſſanten feiten® des Traſſaten nicht erfüllt, fo ift der Traffant felber als Regreß⸗ 
fhuldner für die Zahlung haftbar: er muß, wenn der Trafjat nicht die im 
Wechfel bezeichnete Wechſelſumme bezahlt, feinerfeitd die Regreßſumme 
(d. h. den Curswerth der Wechfelfumme nebft Unfoften) zahlen. 

Der Zahlungsdauftrag ded Traflanten an den Zraflaten und die ftill» 
ſchweigend darin enthaltene Zufage des Traffanten, daß er die Erfüllung des 
Zahlungsauftrages feiten® des Traſſaten gemwährleifte, ift feiner inneren Natur 
nach ein ohne Gegenverfprechen ertheilted Summenverfprechen 1): e8 wird nicht 
ein (individualifirted, den Schuldgrund bezeichnended) Schuldverfprechen gegeben, 
da die veranlafjenden materiellen Obligationdgründe außerhalb ded Wechfelge- 
ichäft® liegen, und fein Gegenverfprechen ?), denn der Wechfelnehmer wird 
durch den Wechjel nur berechtigt, nicht verpflichtet; ein folche® Berfprechen ohne 
causa debendi ift in der Form des Wechfeld gültig. Die der Tratte zu Grunde 
liegenden Berhältnifje, nämlich die Entfhädigung des Traffanten für deffen 
Wechfelverfprehen: die Baluta, und die Entfhädigung ded Traffaten für 
defien Zahlung: die Dedung, von denen die erftere der Wechfelnehmer, die 
leßtere regelmäßig der Zraffant zu leiften bat, ftehen außerhalb der Wechfel- 
verbindung und find in dem Bereiche des übrigen Obligationenrecht® be⸗ 
gründet ®). 

Die mwefentlichen +) Erfordernifle ded Grundmechfeld find 1) die DBezeich- 
nung des Papierd mit dem Worte Wechfel 5), 2) die Angabe der Wechfel- 


1) „Der Ansdrud Summenveriprechen im Gegenſatz eines Schufdverfprechens ift ein von 
Thöl gut gewähltes Wort für cautio indisereta, in welcher bie Zahlung einer Geldfninme ver- 
ſprochen wird.” 

3) „Denn die Verpflichtungen zur Erhebung von Proteften u. f. w. find keine dem Wechſel⸗ 
verfprechen analogen Berbinblichleiten, ſondern conditiones juris.‘ 

3) Diefe Verhältniſſe können der verfchiebenften Art fein; häufig liegen Schuldverhältniffe 
zu Grunde, 3. B. der Traffant ift Schuldner des Wechfelnehmers und Gläubiger des Traffaten, 
fo daß Valuta und Dedung in der Befreiung von einer Schuld beftehen. Weber die Klage bes 
Trafjanten gegen den Wechjelnehmer auf Zahlung der Valuta, noch die obligatorifchen Verhält⸗ 
niffe zwiſchen Trafjanten und Trafjaten haben wechſelrechtlichen Charalter. 

4) MOD. 8 4. Das Wefentlichite bei jeder Tratte ift der Zahlungsauftrag; diefer it im 
Tert nicht genannt, weil fein Mangel den Begriff der Zratte ganz ausfchliekt. 

5). Eine eigenthämliche Art von Wechjeln find die in neneren Particulargeſetzen eingeführten 
f. g. kanfmäuniſchen Anweifungen, denen im Wefentlichen alle Wirkungen der Tratte 
17. Aufl. 7 
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fumme ®), 3) Bezeichnung der Perfon oder Firma, an welche oder an deren Order 
gezahlt werden ſoll?), 4) die Beitimmung der Zahlungszeit, welche für die ganze 
Geldfumme nur eine und diefelbe fein darf®). Sie fann fein theild ein be 
fiimmter Tag), theild eine nah dem Datum ded Wechfeld zu berechnende 
Zeit (Datowechſel), theild der Tag der Präfentation oder ein nad ihr zu be- 
flimmender Zeitpunkt (Wechfel auf oder nah Sicht‘), theil® die Zeit einer 
Meile oder eined Marktes (Meß⸗ oder Marktwechfel) 21), 5) die Unterfchrift des 
Zraffanten mit feinem Namen oder feiner firma, 6) die Angabe ded Namen? 
oder der Firma des Traffaten, 7) die Angabe des Orts, Monatstags und Jahre 
der Ausftellung und 8) des Zahlungsortes, als welcher der bei dem Namen 
des Zraffaten angeführte angeſehen wird, wenn fi) feine weitere desfallſige 
Angabe findet; der Zahlungsort ift gemöhnlidy, aber nicht nothwendig, ein vom 
Orte der Ausftellung verfchiedener (Diſtancewechſel im Gegenfag der Pla 
tratten). Iſt ein anderer Zahlungdort beftimmt, ald der angegebene Wohnort 
des Traffaten, fo hat dies die Bedeutung, dag der Traſſat die Zahlung 


beigelegt wurben, bis auf den Wechfelarrefi und ben Regreß Mangels Annahme. Man kann 
fie daher ſyſtematiſch als eine eigenthümliche Art von Tratten ohne das Erforderniß ber Be- 
zeichnung als Wechfel auffaflen. Die geſetzliche Anertenmung dieſes Inſtituts, durch welches bie 
Wirkſamkeit des Wechſelinſtituts eine Beeinträchtigung erfahren würde, erſcheint bebenflid. 
Ladenburg, Die Anweifung und der gezogene Wechſel (1858). 

6) Lautet die mit Buchſtaben gefchriebene Summe anders al@ die mit Zahlen bezeichnete, 
fo gilt zunächft die mit Buchſtaben angegebene, unb weun der Zweifel dadurch nicht gelöft 
wird, die geringere, weil allein Liquibe. Thol $ 47, WO. $ 5. — VBeftritten war, ob 
ein Wechſel gültig if, in mweldhem ein Zin sverſprechen vorfommt. Bei Tratten war 
ein ſolches von jeher ungewöhnlich, nicht aber bei eigenen Wecfeln Die WO. ſchweigt 
darüber. Manche ließen das Zinsverſprechen zu; Manche erklärten es ungültig, Manche lichen 
den ganzen Wechſel als nichtig erjcheinen. Die letzte Anficht ift die conſequente. Denn bie 
Zufligung eines Zinsverfprechen® fteht mit der rechtlichen Natur des Wechſels im Widerſpruche. 
Das Wechfelverfprechen ift ein abftractes Zahlungsverfprechen, das feine weiteren obligatoriichen 
Triebe, aus denen Zinfen hervorgehen könnten, in fi trägt. Die Wechfelfumme iſt eine ab- 
geichlofiene, nicht eine summa erescens. So der principale Borjchlag der Nürnberger Conmiſfion, 
freilich auch mit dem eventuellen Borfchlage des Satzes, daß nurdas Zinsverfpreden 
für nit gefhrieben gelte, welcher leitere die Sanction der norbdeutichen Bunbeegefeh- 
gebung in der Publication vom 5. Juni 1869 erlangt bat. 

7) Daher find Blancowechſel und Wechfel au porteur ansgeichloffen. 

8) So ber Zuſatz der Nürnberger Commiſſion. 

9) Häufig ift die Bezeichnung: primo oder medio ober ultimo (Januar); medio foll nad 
WO. 8 30 immer der 15. fein. If die Zahlungszeit anf Anfang oder Ende eines Monats 
geftellt, fo ift darunter ber erfle oder legte Tag desſelben zu verfiehen (Zuf. d. Nürnb. Comm. 
zu Art. 30), — Da die Wechielorbuung die Feſtſetzung eines beſtimmten Tags ale Zahlungt⸗ 
zeit fordert, fo ift damit ausgeſprochen, daß ein Wechfel ungültig ifl, der auf Kündigung 
geftellt if. S. Archiv für Wechſelrecht Bd. 2 ©. 329. 

10) Jedoch muß bei Sichtwechleln die Präfentation zur Zahlung längftens binnen zwei 
SZahren nad) der Ausſtellung gefchehen. WO. 8 31. 

11) Enthalten die Particularrechte keine nähere Beftimmung hierüber, fo foll nach der WO. 
8 85 die Zahlungszeit ber dem gefeglichen Schlufie der Meſſe vorausgehende Tag fein. Durd 
die WO. if fomohl der Uſo wechſel, bei welchem die Källigfeit durch die an einem Orte be- 
lebende Ufance beftinmmt werben follte, als auch ber Wechſel a pincere abgeſchafft. 
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nur vermitteln und durch einen von ihm zu benennenden Dritten (Domi« 
ciliaten) am angegebenen Zahlungdorte (Domicil) bewirfen foll; ſolche 
MWechfel heißen Domicilirte Wechſel!2). — Fehlt es an einem der ge- 
nannten wefentlichen 2°) Erforderniffe, fo hat die Schrift nicht Die rechtliche 
Wirkung einer Tratte. 

Eine Tratte fann in mehreren Eremplaren, in Duplicaten audgeftellt 
werden, fo daß jedes die Bezeichnung je al® Prima, Secunda oder Tertia 
empfängt (im Gegenfab des Sola⸗Wechſels); Died gefchieht zur Sicherung und 
Erleichterung des Geſchaͤfts, und der Wechfelinhaber kann ed vom Außfteller 
der Zratte fordern 10). Iſt ein Eremplar zum Accept verfandt, fo müflen die 
übrigen die Angabe der Perfon enthalten, welche jene® befißt und dem Legiti⸗ 
mirten zur Herausgabe verpflichtet ift; dem Inhaber eine® Exemplars fteht 
gegen den nicht berechtigten Beſitzer des andern jedenfall® eine Editionsfor⸗ 
derung, unter Umftänden auch eine Bindication zu. Durh Bezahlung 
eined Exemplars erlifht die Wechfelfraft aller übrigen; die® ift jedoch nicht 
der Fall, wenn Jemand mehrere Eremplare an verfchiedene Perſonen indoffirte, 
und wenn ſich der Acceptant mehrerer Eremplare bei der Zahlung eines die 
übrigen acceptirten Duplicate nicht zurüdgeben ließ 1%). — Die Erleichterung 
im Betriebe eines Wechfelgefchäftd Tann oft auch durch eine Wechfelcopie er- 


18) WO. 8 24, 48. Dedung ift ber Trafſant nur dem Traſſaten ſchuldig und biefer 
binwiederum dem Domiciliaten, welcher als Mandatar des Bezogenen, bez. bes Wcceptanten zu 
beurtheilen if. Zur Annahme präfentirt wird nur beim Traffaten. If der Domiciliat in 
der Tratte ſchon genannt, jo muß zur Zahlung zuerſt diefem am Zahlungsorte präfentirt, 
eventuell hier Proteſt erhoben werben, If fein Domiciliat genannt, fo kann zunächſt beim 
Trafjaten zur Nennung bedfelben präfentirt werden (die8 darf auch ald nothwendig vor⸗ 
gefchrieben werben). Er kann fich felbft als Domiciliaten bezeichnen. Ueberhaupt gilt der Trafjat 
als Domiciliat, wenn von ihm die Nenuung des Letzteren nicht erfolgt oder gar nicht gefordert 
zu werben brauchte. Alsdann wird dem Trafſaten an dem genannten Domicil zur Zahlung 
präfentirt und bier Proteft erhoben u. |. w. (vgl. 8 24711), — If ein Domiciliat ſchon im 
Wechſel genannt, und der Traſſat acceptirt doch noch ausdrücklich, fo foll dies nach einem Ge- 
wohnheitsrechte die Wirkung haben, daß der Traſſat regrekpflichtig fein wolle — Kein domicilirter 
Wechjel iſt es, wenn der Traffat nur einen anderen Zahlungsort vermerkt hat. — S. Northoff 
im Ardiv für Wechfelr. 9 S. 105 fig. Braun, Die Lehre vom Domieilwechſel (1880). 

18) Ueber ben weiteren Inhalt einer Tratte, befien Dafein jedoch nichts Weſentliches ift, 
3: ®. Angabe der Baluta („Werth in Rechnung‘, „Werth erhalten‘), der Dedung („ftellen Sie 
es in Rechnung‘), des Avis („laut Bericht”, „ohne Bericht‘), ſ. Thöl, 8 82. 

14) WO..$ 66-72. Thöl 8 164 fig. Einert a. a. DO. S. 400 fig. Solly im Arch f. 
Wechſelr. Bd. 3 ©. 1 fig. und ©. 241 fig. 

15) Der erfte Fall ift Leicht erflärlich; denn wer an mehrere Perfonen inboffirt, giebt in 
ber That mehrere verichiedene Wechfelverfprechen. Der zweite, der nad Handelsgebrauch und 
WO. 67 jo wie im Terte entjchieden- werden muß, würde, abgefehen Hiervon, anders beurtheilt 
werden mäflen. Denn fowie die Duplicate nur mehrere Originalurtunden einer obligatio 
find, fo find es aud bie mehreren Uccepte; durch Bezahlung eines einzigen wären andy bie 
übrigen Accepte unmwirkfam gemacht. Uebrigens geht aus der WO. nicht auch ein Hecht des 
Aeceptanten hervor, feine Bezahlung von ber Aushändigung der übrigen Accepte abhängig zu 
machen. Jolly. S. 25. Er kann fich indeffen gegen die Iuhaber anderer Aecepte unter Um⸗ 
fänden durch bie exceptio doli frhlißen. 
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reicht werden, welche gültig indoffirt werden darf, aber die Angabe der Grenze des 
Copirten und der Perfon enthalten muß, bei welcher da8 Original zu finden ift 1°). 

* Die Verpflichtung des Traſſanten aud dem Grundwechſel wird, entfprechend 
der für Inhaberpapiere geltenden Regel, dadurch begründet, daß erftlich der 
MWechfel gültig ausgeftelli wird und daß zweitend Jemand dad PVerfügungdredht 
am Wechſel und fomit auch dad Recht aus dem Wechfel erwirbt. 

* Die Boraudfegungen der gültigen Ausftellung des Grundwechfeld find 
zum Theil bereitd erwähnt 17). Hinzuzufügen ift, daß die Ausftellung eine Rechts⸗ 
handlung !®) fein muß. Dagegen ift ed nicht nöthig, daß der Audfteller den 
Wechſel, nahdem er ihn durch eine Rechtshandlung audgeftellt, auch durch eine 
Rechtshandlung in Berfehr bringt; im Gegentheil haftet er fogar aud einem 
Wechfel, der ihm, nachdem er ihn fertig geftellt und unterfchrieben hatte, geftohlen 
worden ift 19). 

*Der Erwerb ded Rechts am Wechfel erfolgt regelmäßig *°) durch einen 
Mebereignungdvertrag. Daß der Beräußerer gar nicht zur Verfügung über den 
Wechfel befugt war, ja daß der Wechfel dem wirklichen Wechfeleigenthümer 
geftohlen ift, macht die Uebereignung nicht ungültig, fofern nur der Erwerber redlich 
war ?1). Die Uebereignung gefchieht aber nicht wie die der Inhaberpapiere 
durch fhlichte Uebergabe des Papiers. Vielmehr muß regelmäßig?) der 
MWechfel auf den Namen de? Erwerberd lauten. Der Erwerber muß alfo bereits 
im Grundwechſel ald Gläubiger (Remittent) bezeichnet, oder ed muß nachträglich 
auf den Grundwechſel ein formell gültige®, auf den Erwerber lautendes In⸗ 
doffament gefebt fein ?°). 

P) Indoffament (@iro). 
8 246. 
Das Recht aus einem Wechfel kann durch Eeffion auf einen Andern über- 


16) WO. 8 70 fig. Einert ©. 417. 

17) Nämlich die Regeln über die Wechſelfähigkeit des Ausſtellers und über Form und 
Inhalt des Wechſels 8 244, 245. 

18) In dem oben ©. 403 Nr. 4 bezeichneten Sinn. 

19) Dies ift freilich ebenfo freitig, wie bie gleiche Frage beim Inhaberpapier; f. oben 
S. 405. Gerber hält auch für den Wechſel mit Nachdruck an ber Bertragstheorie feſt (16. Aufl. 
8 2094), 

30) Siehe oben ©. 408", 

21) WO. 74. Hier ift freilich nur gefagt, daß ber redliche Nehmer den Wechſel den 
früheren Berechtigten nicht herausgeben müſſe. Indes ift biefe negative Regel in dem pofltiven 
Sinne auszulegen, baß der xedliche Nehmer geradezu das Eigenthum am Wechfel erwirbt, ſ. mein 
Lehrb. des Handelsrechts 5 48 Nr. 3. 

22) Anßer bei dem in blanco indoifirten Wechfel, $ 246°. 

28) IR alfo ein vom Traflanten A. auf den Trafiaten B. gezogener, an den Remittenten 
C. zahlbarer Wechſel dem A. geftohlen, fo faun der Dieb D. den Werhfel nicht au irgend eine 
beliebige Perfon E. veräußern, fondern er muß zunächſt ein Indoſſament des C. an fich ſelbſt 
fälfchen und dann den Wechſel feinerfeits auf E.’8 Namen (oder in blanco) indoffiren. Sat er 
dies seen: Io if ber Wechſel in E.’$ Hand, die Nedlichleit E.’8 vorausgeſetzt, vollgültig. ©. 
unten ©, 426". 
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tragen werden 1). Die Uebertragung der Inhaberrechte kann aber auch, und 
dies ift die Regel, durch einen von der Geffion ganz verfhiedenen Act, durch 
da8 Indoſſament geſchehen. Died ift die auf dem Rüden des Wechfeld oder 
der Alonge ?) angebrachte Erflärung, daß der Wechfelinhaber (Indoſſant) feinen 
Wechfel einem neuen Berechtigten (Indoſſatar) begebe. Das Andoffament hat 
die Form eined weiteren Zahlungdauftrag® (gewöhnlich in der abgekürzten 
Form: „Für mih an —“), mit der Unterfchrift des Indoſſanten, welche auch 
ohne Beglaubigung ald echt vermuthet wird, und dem Namen bed Indoſſatars; 
jedoch kann diefer legtere zur beliebigen Ausfüllung audgelaffen bleiben, ja e® 
genügt fogar zu einem gültigen Indoſſamente die bloße Unterfchrift des In⸗ 
doffanten (Blancoindoffament ?). Ermädhtigt zum wirkſamen Indoffament ift 
ſowohl der erfte Nehmer des Wechſels, als auch der Indoſſatar, fofern nicht 
die Tratte oder das Indoffament das weitere Begeben durch befchräntende 
Worte, wie „nicht an deflen Order“ ausſchließt *). 

Das Indoſſament ift eine neue Tratte, d. b. ein neues Wechfelverfprechen 
mit einem neuen Zahlungdauftrage, aber mit Wiederholung des Inhalt? Der 
alten Tratte 5), in8befondere der Gewährleiftung für die richtige Bezahlung des 
Wechfeld durch den Traffaten. Es überweift die nach der Grundtratte Wechiel- 
verpflichteten in der Form einer neuen Tratte, alfo unter Hinzufügung eine? 
neuen Wechfelverfprechend, an einen anderen Wechfelberechtigten. Der In—⸗ 


1) ©. Thöl $ 109. 

2) WO. 8 11. 

3) WO. 812 und 18. 

4) WO. 8 15 und 9 verglichen mit $ 4. Hierdurch iſt alſo (mittelſt Legalinterpretation) 
feſtgeſtellt, daß die Begebbarkeit eines Wechſels nicht von dem Daſein der Worte „oder an deſſen 
Order“ in der Tratte und dem Indoſſamente abhängt, ſondern daß dieſe Eigenſchaft ſchon ben 
Rectawechſeln und Rectaindoſſamenten zukommen ſolle. Dies iſt ſingulär; denn es läßt ſich 
civiliſtiſch nicht conſtruiren, daß das Ausftellen und Acceptiren eines Rectawechſels Originalver- 
bindlichleiten gegen einen anderen Berechtigten erzeugen könne, als den, welchem das Wechſel⸗ 
verfprechen geleiftet twurbe. Nur beim Orderwechſel verpflichtet fi der Traſſant und Acceptant 
auch Denjenigen, an welche der Wechfel vom urfpränglichen Nehmer weiter begeben wird. — 
Die Begebbarkeit muß aljo ansdrüdlich ausgefchloffen werden, wenn dies in der Abficht des 
Traffanten Tiegt; bie Wirkung iſt dann, daß ein deſſenungeachtet geichehene® Indoflament 
dem Indoſſatar weder gegen ben Acceptanten noch gegen ben Trafjanten oder andere Bormänner 
Wechſelbefugniſſe verleiht; ob imdeilen nicht wenigſtens die Befugniffe eines Ceifionars, ift nad) 
eivifrechtlichen Grundfägen zu beurtheilen. Anders ift e8 in dem Falle, wenn bloß ein In- 
doffant die Begebbarkeit ausgejchloffen hat; Hier haben diejenigen Indoſſatare, welche auf den 
nächſten nad dem die Girirung ausſchließenden Iudoffanten folgen, volle Wechſelrechte, nur nicht 
gegen den Lebteren; ober m. a. W.: das Verbot des Indoſſanten hat nur die Wirkung, daß 
er nur feinem Inboffatar haftet. WO. 8 15, 

5) Durch diefen Tichtoollen Gedanken Thöl's, $ 110, ift das fo oft falfch gedeutete Wefen 
des Indoſſaments mit einem Male erklärt worden. Gegen bie unrichtige Anficht, das Indoſſa⸗ 
ment fei eine Ceffioun ober Bürgfchaft (Einert S. 187), |. Thöl $ 118. * Man unterſcheide alſo 
die „Zransportfunction” des Indoſſaments, welche ben Indoſſatar zum Gläubiger ber biöherigen 
Wechſelſchuldner macht, und die „Sarantiefunction‘ des Inboffaments, welche zu den bisherigen 
Schuldnern noch ben Inboffanten als neuen Gewähren für bie dem Zrafiaten aufgetragene 
Zahlung Binzufügt. 
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doffatar hat zunächft gegen den Traffaten und Xcceptanten die Rechte feines 
Indoffanten, diefe aber ald eigene Nechte, fo daß ihm nicht die Einreden gegen 
die Perfon ded Indoffanten entgegenftehen. Der Indoſſatar hat ferner gegen 
feinen Indoffanten (fofern das Indoflament nicht mit dem Zufage „frei von 
Obligo“ gegeben wurde) 8) das Necht auf die Regreßſumme. Died Recht ſteht 
ihm auch gegen alle weiteren Qormänner und zwar, ald ein eigened Redt 
u?); bei feiner Ausübung ift er an die Reihenfolge der Indoſſamente nicht 
gebunden (fpringender Negreß) und hat auch freie Wahl zwifchen der Klage 
gegen den Acceptanten und der gegen die Bormänner®). Boraudgefept iſt 
hierbei, daß der Wechfel zur Zeit des Indoſſaments noch feine volle Wechſel⸗ 
kraft beſaß; gefchah das Indoſſament erft nach Ablauf der für die Protefter- 
bebung Mangel® Zahlung beftimmten Frift, fo gewährt es zwar Die Rechte 
gegen den Acceptanten, aber Regregrechte nur gegen Diejenigen, welche nach 
Ablauf jener Frift indoffirten; geſchah das Indoſſament, nachdem ſchon Proteſt 
Mangeld Zahlung erhoben war, fo hat der Nachindoſſatar fowohl gegen die 
Dormänner ald gegen den Acceptanten feine felbftändigen Rechte, ſondern nur 
die des Nachindoſſanten, und gegen diefen felbft feinen wehfelmäßigen 
Negrep?). 

Ein Indoſſament „zur Einkaffirung” oder „in Procura” überträgt nicht 
das Recht aus dem Wechfel, fondern bevollmädtigt nur zur Bornahme der 
zur Realifirung des Wechjeld nothwendigen vandlungen im Namen des Sa 
doflanten 1°), 


Y) AUcceptation des Wechſels. 
8 247. 


Die Tratte enthält einen Zahlungdauftrag, ein Mandat an den Trafjaten. 
Dies ift zunächft in der begebenen Tratte felbft, dann aber auch ausführlicher in 
dem Avisbriefe enthalten, welchen der Traffant zur Sicherung der Acceptation 


6) WO. 8 14. 

7) Vorausgeſetzt, daß die Reihenfolge der Indoſſamente nicht unterbrochen wird durch ein 
mit der Clauſel „nicht an deſſen Order” oder „ohne Obligo“ verſehenes, welches dann entweder 
überfprungen ober wenigſtens nach anderen Grundſätzen (Anm. 4) behandelt wird, 

8 WO. H 49 und 81. Im früheren Wechfelorbnungen war häufig der regressus per 
saltum und das jus variandi ausgejchloffen ; der mittelbare Bormann konnte dann nur ange- 
gangen werden, wenn Contraproteft erhoben, d. h. beiviefen war, daß der Regreß gegen bie 
unmittelbaren Bormänner unwirkſam geweſen fei. 

9) WO. 8 16. Den letzteren Fall behandelt die WO. wie eine gewöhnliche Ceffton. 
Die Entjheidung des erften alles erklärt fih buch die Wirkung bes Verſäummiſſes bes 
Brotefted. Diejenigen, welche nach Ablauf ber Proteftzeit indoſſirten, haben einen neuen Wechſel 
mit einem anderen Berfalltage ausgeftellt. Der Acceptant des alten bleibt natürlich verhaftet, 
ba durch Berfäumung bed Proteftes nur eine Präjudieirung gegenüber ben Regreßpflichtigen 
entfteht. Noch bleibt ber Fall übrig, wenn nach dem Berfalltage, aber no vor Ablauf der 
Proteſtzeit girirt wurde. Hier hat ber Inboffatar, wenn er roch rechtzeitig proteflirt, alle Rechte 
aus dem Wechfel. 

10) RO. $ 17. 
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und Zahlung des Wechfeld (befonderd durch Angabe des Dedungdverhältniffes) 
an den Zrafjaten zu fenden pflegt !). Nimmt der Zraffat den Zahlungdauf- 
trag an, fo giebt er damit ein felbftändiged Berfprehen an den Wechfelinhaber, 
und zwar ein Wechfelverjprechen, da das Dedungdverhältnig hier außer Anfag 
bleibt. Häufig wird Diefe ganze juriftifche Wechſelbeziehung in demfelben Mo- 
mente geſchloſſen, in welchem fie auch wieder gelöfl wird, wenn nämlich der 
Traſſat auf geichehene Präfentation dem Wechfelinhaber fofort Zahlung leiftet. 
Oft aber gejchieht ed auch, daß der Abfchluß dieſes Dertraged durch bloße Accep⸗ 
tation voraudgeht. 

Die Acceptation leitet die Präfentation des Wechſels an den Zraffaten 
ein, welche im Gefchäftslofale des Lepteren an einem Werktage gefchehen 
muß?). Zur Annahme präfentiren darf jeder Inhaber des Wechfeld, und zwar 
nach Belieben fofort nach deilen Empfang °) oder fpäter. !Berpflichtet hierzu 
ift der Wechfelnehmer an und für fich nicht*), ausgenommen bei Wechieln, 
welche auf eine beftimmte Zeit nah Sicht lauten; diefe mülfen in Ermangelung 
befonderer Beftimmungen fpäteften® binnen zwei Jahren nad der Ausſtellung 
präfentirt werden 5). Der Zraffat fann nach freier Wahl das Accept geben 
oder verweigern 6), wenn er nicht durch ein dem Traffanten oder Wechjelinhaber 
gegebenes Verfprechen zur Annahme verpflichtet ift?). *Der Wechfel wird auch 
dadurch nicht ungültig, daß der Traffat die Annahme verweigert; vielmehr 
bleibt der Zahlungdauftrag des Traſſanten und der Indoſſanten an den 
Traffaten und vor allem die flillfehweigende Zufage des Zraffanten und der 
Indofjanten, daß fie die Zahlung feiten® des Traffaten gemwährleiften, nach wie 
vor in Kraft. ft der Traſſat zur Annahme bereit, fo muß er died auf dem 
Wechfel felbft erklären, und zwar genügt dazu feine einfache Namendunterfchrift 
auf der Borderfeite des Wechleld, ohne jeden weiteren Zufaß ®). | 

* Die Wechſelannahme braucht fo wenig vertragdmäßig zu erfolgen, wie 
die Wechfelauäftellung und die Wechſelindoſſirung. Es genügt vielmehr die 


1) Oft wird defien Abfendung vom Traſſanten im Wechfelihluß übernommen. Auf dem 
Wechſel ſelbſt wird bie® angedeutet durch die Worte „laut Bericht” u. |. w. Kommt der Bericht 
dem Traflaten vor der Acteptation zu, fo darf er bei einem Widerfireite zwiſchen Avis und Tratte 
fih nur an die Beflimmung des erfteren halten. 

2) WO. 5 91 und 92. Bei domicilisten Wechſeln kann fie bei Strafe des Regreßverluftes 
als nothwendig vorgefchriebeu werben. WO. 8 24. 

8) WO. 8 18, woſelbſt eine Ausnahme gemacht wirb in Betreff der Meß⸗ und Markt⸗ 
wechſel. — Hierin liegt das Prineip ber f. g. prompten Aceeptation im Gegenfate der Beftim- 
mungen mandjer früheren (3. B. der Augsburger WO.), wonach fich der Trafſat immer erft 
einige Tage vor ber Berfallzeit bes Wechſels über beilen Annahme zu erklären brauchte. 

4) Denn ber Wechſelnehmer hat in der Tratte keinen Acceptationsauftrag, fonbern einen 
Zahlungsauftrag an den Trafſaten. Einert S. 161 fig. 

5) WO. 19, 

6) Selbft wenn er Schuldner des Trafjanten iſt. 

7) Die Klage, weldyer der Trafjat alsdann verhaftet ift, hat indes keine Wechſelkraft; der 
Traſſat haftet aljo wechſelmäßig erft dann, wenn er acceptirt bat. 

8 WO. 21. 
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einfeitige Erklärung des Traffaten, voraudgefegt, daß irgend ein Dritter dad 
Verfügungsrecht am Wechfel befigt; und zwar fommt, wenn dem Dritten da® 
Berfügungdreht am Wechfel ſchon zur Zeit der Annahmeerflärung zuftand, da? 
Accept fofort mit der Niederfchrift zu Stande, und der Bezogene ift alfo nicht 
befugt, da® einmal ertheilte Accept wieder auszuſtreichen ?). 

Die Acceptation verpflichtet den Traſſaten, die Wechfelfumme nah Eintntt 
des Derfalltagd zu zablen, und es fteht ihm deshalb gegen den Wechfelinhaber 
weder eine aus dem Mangel der Dedung oder der Baluta, noch aus einer er- 
baltenen Contreorder genommene Einrede zur Seite 19); die Verpflichtung befteht 
auch gegenüber dem Traſſanten, fodaß auch diefer die Wechfelllage gegen den 
Acceptanten bat !t). 

Wird die Tratte nur bedingt oder mit fonftigen Einſchränkungen accepfirt, 
fo haftet zwar der Acceptant in dem Umfange der von ihm übernommenen 
Berpflihtung, der Wechfelinhaber iſt aber nicht gebunden, dieſes mobdificirte 
Accept anzunehmen ; wohl aber ift er died, wenn die Beſchränkung ded Accepte 
fih nur auf den Umfang der Wechſelſumme bezieht, indem bier ein Theil der 
Zratte al® wirklich acceptirt, ein anderer als nicht acceptirt angefehen werden 
foll 12). 


8) Zufammenhbang der Wechfelerllärungen. 
g 248 *. 


Der Grundwechſel fann von jeder beliebigen Perfon audgeftellt werden, 
Dagegen zeichnet er den Gang der weiteren Wechfelerflärungen infoweit vor, 
als das Accept nur von dem im Grundwechſel genannten Traflaten, das erfte 
Indoffament nur von dem im Grundwechfel genannten Remittenten erflärt 
werden fann!). jedes fpätere Indoſſament fann nur von dem im nädfl- 
vorhergehenden Indoſſament genannten Indofjatar audgeftellt werden, ſodaß 
alfo die Reihe der Indoſſamente eine fortlaufende, bis auf den Remittenten 
zurüdführende Kette bildet; nur einem Blancoindoffament fann jede beliebige 
Perſon ein neued AIndoffament anfügen. 

Iſt eine Wechfelerflärung materiell ungültig, 3. B. weil fie gefälfcht oder 
erzwungen oder von einem Geiftedfranfen abgegeben ift, fo fann ein Wechiel- 
anfprud gegen die Perfon, in deren Namen die Erflärung abgegeben ift, 


9) Grawein, Berfection des Accepts (1876), Lehmann a. a. O. S. 228, Eutſch. d. Neicht⸗ 
gerihts 9 S. 59. A. M. Thöl 2 ©. 274. Gerber (16. Aufl.) $ 2118. 

10) WO. 5 28. Heiſe in feinen und Cropp's jur. Abhandl., 3. Bd. Nr. 1. ©. dagegen 
zhöl $ 82, Gelpde, Zeitichr. f. Handelsr. 1 ©. 147 fig. Liebe a. a. DO. ©. 100 fig. Dem 
Traſſanten kann bie Ginrede entgegengehalten werben, baß er die Dedung nicht gemacht habe, 
welche er vor dem Berfalltage zu befchaffen verſprochen hatte. 

11) Wohl aber befreit den Aceeptanten bei Domicilmechfeln die Berfäummiß ber Erhebung 
bes Protefies beim Domiciliaten., WO. 8 43. 

12) WO. 8 22. 

1) Alſo bei dem Wechfel an eigene Order nur vom Traffanten felbf. 
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natürlich nicht erhoben werden. Dagegen ift der übrige Inhalt des Wechfels 
vollgültig 2); fo iſt 3. 2. ein Wechfel, bei dem die Unterfihriften des Traffanten 
und der Indoſſanten — audgenommen die des legten Indoſſanten — gefälfcht 
find, welches aber mit einem echten Accept verfehen ift, in der Hand des lebten 
(redlichen) Indoſſatars vollgültig, wirft aber freilih nur gegen den Acceptanten 
und den legten Indofjanten. 

Anders bei formellen Berftößen. Hier zieht die Kormmidrigfeit des Grund- 
wechſels die Nichtigkeit fämmtliher Wechfelerflärungen, die Formwidrigkeit eines 
Indoſſaments wenigſtens die Ungültigfeit aller nachfolgenden Indoſſamente nad 
ſich 2). Dagegen bat die formelle Ungültigkeit des Accepts auf den übrigen 
Inhalt des Wechſels Teinen Einfluß. 


«) Zahlung. 
g 249. 


Die Zahlung wird vom Wechſelinhaber eingeleitet durch Präſentation des 
Wechſels bei dem Bezogenen; dieſe ift ein Zahlungdantrag gegenüber dem 
Zraffaten, eine Forderung gegenüber dem Acceptanten 1). Die Präfentation 
muß im Gefchäftslofal des Bezogenen und an einem Werktage gefchehen. Sie 
fann vorgenommen werden vom Berfalltage ded Wechfeld an, welcher in der 
Regel auch die Zahlzeit des Wechfeld ift?); dem Zraffaten ſteht es frei, die 
Wechſelſumme auf Koften ded Wechfelgläubigerd gerichtlich zu deponiren, wenn 
die Präfentation am Berfalltage unterbleibt und die Proteftfrift abgelaufen iſt ®). 
Der Berfalltag beitimmt fih nach dem Inhalte der Tratte; bei Sichtmechfeln 
ift er der Tag der Präfentation, melcher jedoch in Ermangelung andermeiter 
Beftimmungen binnen zwei Jahren nach der Ausftellung gewählt fein muß; 
bei Wechſeln, welche mit dem Ablaufe einer beflimmten Friſt nah Sicht oder 
Dato fällig find, ift der Berfalltag der lebte Tag der Frift, wobei der Tag der 
Ausftellung ded Datowechfeld und bei Sichtwechfeln der Tag der Präfentation 
zur Annahme nicht mitgezählt wird ®). 

Nur der zum Empfang der Zahlung Legitimirte fann die Zahlung fordern 
und der Präfentat hat diefe Legitimation zu prüfen, denn nur eine Zahlung 


2) WO. 75, 76. Gleichgältig ift, ob der Acceptant oder Inboffant von ber Fälſchung 
Kenntniß gehabt Haben oder nicht. 

3) WO. 7, 86. 

1) Zur Erbaltung des Rechts gegen den Acceptauten ift die Präfentation nicht nothwendig. 
BO. Art. 4. 

2) Auch jest noch kann die Zahlzeit von der Verfallzeit verfchieden fein, obſchon die Refpect- 
tage aufgehoben find (WO. 8 38), |. WO. 8 98. Die Einhaltung des Berfalltags zur Zahlungs- 
präfentation ift dem Zraffaten gegenüber richt nothwendig, wohl aber zum Zwecke bes Regreſſes. 
In diefer Beziehung fordert die WO. 8 41 inbireet die Präfentation fpäteflens am zeiten 
Werktage nad) dem Berfalltage 

8) WO. $ 40, 

4) WO. $ 80-82, 86. 
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an den Legitimirten giebt ihm den Anfpruc auf Dedung durch den Traffanten. 
Bei Blanco-Fndoffamenten ift der Inhaber - legitimirt, bei Indoſſamenten auf 
Namen Derjenige, welcher fih als Träger ded Namend audmeifen fann, mit 
welchem der letzte Indofjatar nach einer ununterbrochenen Reihe von Indoſſa⸗ 
menten bezeichnet ift; die Echtheit der Indoſſamente braucht der Bezogene 
nicht zu prüfen). Zur Zahlung verpflichtet ift der Prafentat nur gegen Aus⸗ 
bändigung der quittirten Tratte nebft Indoffamenten und Accepte®). Die Zab- 
lung muß, wenn nichts Anderes beftimmt war”), in gangbarer Münzſorte ge 
ſchehen; Theilzahlungen fann der Präfentant nicht zurückweiſen ®). 


&) Regreß’). 
g 250. 


Der Zraffant oder Indoffant verpflichtet ſich, wie gezeigt, wechielrechtlich 
(d. h. durh ein Summenverfprechen), den Werth der Wechſelzahlung nebft 
Koften dem Inhaber zu zahlen, wenn vom Traſſaten feine Zahlung erfolgen 
follte ?), dagegen verjpricht er nicht auch das Accept des Traſſaten, mithin 
auh nicht das ntereffe der Nichtacceptation. Wird nun die Acceptafion 
auf eine vor dem Berfalltage geſchehene Präfentation ganz oder traffizter- 
maßen verweigert , fo ift zwar der Fall der Verpflichtung ded Traſſanten, zu 
zahlen, noch nicht eingetreten, aber doch ift der Wechfelinhaber wegen der num 
entftandenen Unmahrfcheinlichkeit der fünftigen Zahlung berechtigt, von feinen 
Bormännern Sicherftellung für den Erfolg der Zratte am Berfalltage und 
für die Rüderftattung feiner Koften zu verlangen®). Dies ift der f. g. Re- 
greß Mangeld Annahme, weldher auf Leiftung einer Caution gegen 
beliebig audzumählende oder alle Bormänner unter Aushändigung eine® Mangels 
Annahme erhobenen Protefted *) gerichtet ift; die von einem Vormanne geleiftete 
Caution haftet nicht bloß dem Regreßnehmer, fondern allen regreßfuchenden 
Nachmännern °). 

Die Berpflihtung des Traffanten oder Indoſſanten aus ihrer Gewähr- 


5) WO. 36. 

6) WO. 5 39. Der Traffant leiftet dem Lraffaten nicht anders als gegen Aushändigung 
der Tratte die Dedung. 

7) WO. 8 87. 

8) WO. 8 88. 

1) Ueber ben Regreß wegen vermweigerter Herausgabe des acceptirten Duplicats bou Seiten 
des Pröfentanten |. Jolly im Archiv f. Wechielr. 8 S. 241 fig. 

2) ©. oben ©. 417. 

8) Dies muß ſchon nach dem gemeinen Rechte anerfaunt werben. 

4) ©. unten Aum. 6. 

5) WO. 8 25 fig. Die Kaution kann zurädgefordert werden, wenn 1) der Wechſel fpäler 
noch angenommen worden ift, 2) wenn binnen einem Jahre nad) dem Berfalltage kein Regreß 
auf Zahlung erhoben, und 8) wenn die Wechfeltraft durch Verjährung oder Zahlung erloſchen 
iſt. WO. 8 28. — Ueber die Cautionspflicht bei Unficherheit, Imfolvenz und Concurs des 
Acceptanten und den Securitätsproteft |. WO. 8 29. 
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leiftungdzufage tritt ein, wenn der Wechfel gehörig und rechtzeitig zur Zahlung 
präfentirt, diefe aber nicht erlangt und Proteſt Mangels Zahlung erhoben 
worden if. Der Proteft ift die Bedingung des Wechfelregrefied, ein präju- 
dieirter Wechfel giebt keinen Regreß ®). Der Proteft ift ein Zeugniß über die 
gehörige Präfentation und den Mangel der Zahlung, welches in der Form 
einer Öffentlichen Urkunde von einer Gerichtsperſon oder einem Notar aufge⸗ 
nommen ift”). Der Proteſt muß aber ein rechtzeitiger ſein, d. h. er kann 
zwar am Berfalltage felbft, muß aber fpäteftend am zweiten der darauf fol« 
genden Werktage erhoben werden 8). Es muß ferner der Inhaber des pro- 
teftirten Wechſels die Nichtzahlung innerhalb zweier Tage nach dem Tage ded 
erhobenen Protefled feinem unmittelbaren Bormanne und diefer wieder feinem 
Bormanne u. f. w. ſchriftlich notifieiren ; eine Unterlaffung diefer Berichter- 
fattung zieht eine Beichräntung des Regreßanſpruchs auf die Wechfelfumme 
als Strafe und eine Entfhädigungspfliht gegen die dadurch benadhiheiligten 
Bormänner nah ih. 

Gegen Aushändigung ded (quittirten) Wechfeld und ded Mangeld Zahlung 
erhobenen Protefted kann der Wechfelinhaber (fei died der legte Indofſſatar 
oder ein Indoflant, welcher den Wechſel einlöfte) mittelft einer entweder gegen 
alle Bormänner zugleich, oder nur gegen einige oder einen nach freier Wahl !®) 
gerichteten Wechfelflage Zahlung der Regreßfumme fordern. Diefe befteht in 
der Wechlelfumme mit 6 Procent Zinfen vom Berfalitage, den Proteftfoften 
und anderen Auslagen und einer Provifion von !/, Procent; alle dieſe 
Summen werden aber (wenn der Negreßpflichtige an einem andern Wohnorte 
al® dem Zahlungdorte oder dem Wohnorte des Regreßnehmers wohnt) berechnet 
nad dem Gurfe, den ein am Zahlungdorte oder dem Wohnorte ded regreß- 
nehmenden Indoſſanten auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener 


6) Die Form bes Proteſtes gehört fo wejentlich zur Ausübung bes Regreßrechts, bag, wo 
fie ganz oder theilweife fehlt (der Wechfel präjubicirt ift), auch das Regreßrecht ſowohl gegen ben 
Zraffanten als den Indoſſanten mangelt, ohne Rüdficht auf ben Unterfchieb, daß das Fehlen 
des Proteſtes auf Zufall und vis major beruht. Aus dem präjubicirten Wechſel findet nur 
noch eine, jedoch nicht im Wechfelprocefie durchzuführende Klage wegen einer zum Schaden des 
Klägers flattgefundenen Bereicherung flatt. WO. $ 83, und unten $ 254 Aum. 6. 

7) Proteft bedeutet nicht Rechtsverwahrung, fondern Beweisurkunde, Zeugniß. Die große 
Zahl der bisweilen aufgezählten PBroteftarten ſchwindet bei genauer Betrachtung auf zwei zu⸗ 
ſammen, den Securitätsproteft (dahin gehört der Proteft Maugeld Annahme unb der wegen 
eingetretener Bermögensunficherheit bed Bezogenen. WO. $ 29) und ben Proteft Maugels 
Zahlung; die übrigen find nur Species diefer beiden (namentlich alfo auch ber |. g. Plakproteft, 
wenn ber Bezogene nit am Zahlungsorte zu treffen if). 

8 WO. 8 41. Brauer im Archiv f. Wechſelr, Ob. 2 S. 407 u. Bd. 8 ©. 166. Haimerl 
n. Mothes ebenbaf., Bd. 8 ©. 86 fig. 

9) D. VO. 8 45. Ueber den Beweis der Notification fiehe daſ. $ 46. Diefes ift das 
milbere Notificatiousſyſtem gegenüber dem früheren firengeren Sufteme, welches ben Verluſt 
aller Wechſelrechte androhte. Nach dem Syſteme der WO. iſt auch die gleichzeitige Vorlage der 
Proteſturlunde nicht nothwenbig. 

10) WO. $ 49. Alle Bormänner baften folidariih. S. oben S. 422. 
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Wechſel auf Sit hat!!). Es fieht dem Negreßberechtigten frei, die Regreß⸗ 
fumme ftatt durch Klage dur einen f. g. Rückwechſel, der auf den 
Regreßpflichtigen gezogen wird, zu fordern, welcher jedoh auf Sicht zahlbar 
und unmittelbar (adritura) auf den Regreſſaten geftellt fein muß; dieſen 
ift der Traſſat zu honoriren verpflichtet, fofern ihm mit dem quittirten Rüd- 
wechfel zugleih der Proteft und eine quittirte Retourrechnung eingehändigt 
werden 1?), 
7) Intervention. 


g 251. 


Der Erfolg einer Tratte fann, wenn die Honorirung dur den Trafjaten 
audbleibt, durch Intervention herbeigeführt werden. Eine foldhe wird veran⸗ 
laßt durch eine auf dem Wechfel felbft befindlihe Nothadrefife, d. h. die 
Ertheilung eines Zahlungsauftrags an einen weiteren Traffaten, für den Fall, 
daß der erfte nicht honorire ). Der acceptirende Nothadrefiat ift zur Zahlung 
nur verpflichtet gegen Aushändigung eines gehörigen Proteſtes Mangels Zahlung 
ded Traffaten, deffen Koften er zugleich erftatten muß; auch haftet er aus dem 
Accepte nur den Nachmännern feines Adreffanten. Bon mehreren Rothadreilen 
muß zuerft diejenige angegangen werden, durch deren Honorirung die meilten 
Berpflichteten befreit werden ?). 

Die Intervention fann aber auch dur irgend einen Dritten geſchehen, 
welcher auf dem Wechfel nicht als Interwenient genannt ift®), dies ift bie 
1. g. Ehrenintervention, die Ehrenacception und Ehrenzahlung. Be- 
rechtigt dazu ift jeder wechlelfähige Dritte, auch der nicht acceptirende Traſſat 
und Nothadrefiat, der lebte Indoſſatar, der Indoffant (mwenigftend zu Ehren 
feiner Bormänner), aber nicht der Zraffant, Acceptant und Auäfteller eine? 
eigenen Wechſels?). Dad Ehrenaccept bat die Form eined gewöhnlichen 
Accepts, nur daß durch einen Beifa (per onor, sopra protesto) feine be- 
londere Eigenfhaft ausgedrüdt wird. Als Honorat gilt, wenn fein anderer 
genannt wurde, der Traffant5). Nimmt der Inhaber das Accept nach feiner 
Wahl an®), fo haftet der Ehrenacceptant bi® zum zweiten Werktage nad) der 


11) Ze nachdem der Wechfelinhaber regrebirt, oder ein den Wechſel einlöjender Iudofjant. 
WO. 8 50, 51. Die Berechnung der Regreßſumme geſchieht in der f. g. Retourrechnung, 
welche der Regreßklage beigegeben wird. &. Siebenhaar im Archiv f. Wedhfelr. I ©. 185 fig. 

19) WO. 8 58, 54. Die Wechſelſumme bes Ruckwechſels wird noch durch ‚bie etwa er- 
forderlihen Mäfler- und Stempelgebühren erhößt. 

1) Die Form der Nothadrefie ift die, da unter die erſte Adreffe die zweite nrit der Be⸗ 
mertung: im Fall der Noth bei n. ſ. m. geftellt wird. 

2) WO. & 56. 

8) Dadurch ift nicht ausgeichloflen, dag in einem Privatbriefe der Auftrag zur Intervention 
gegeben fein kann. 

4) „Dolo facit, qui petit, quod redditurus est.“ Thol $ 187 Anm. 5. 

5) WO. 3 59. 
6) WO. 5 57. 
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Berfallzeit dem Wechfelinhaber und allen Nachmännern des Honoraten ”) gleich 
einem acceptirenden Traſſaten; er ift auch verpflichtet, feinen Honoraten inner- 
balb zweier Tage nad Erhebung des Proteſtes Mangeld Annahme von der 
gefhehenen ntervention unter Ueberfendung des eingelöften Protefted zu be- 
nachrichtigens). Durh die Ehrenzablung, melde der Wechfelinhaber an- 
nehmen muß, erwirbt der ntervenient die Nechte ded Inhabers gegen den 
Heceptanten, den Honoraten und deſſen Bormänner?), weshalb er fich die 
Protefte Mangeld Zahlung nebſt dem Wechfel gegen Erftattung der Proteft- 
foften aushändigen laffen muß. Wenn Mehrere Ehrenzahinng leiften wollen, 
jo bat Derjenige, deflen Zahlung die meiften DBerpflichteten befreit, den 
Borzug 19). 


d) Yom eigenen Wechſel. 
g 252. 


Der eigene (trodene) !) Wechſel enthält ein directe® Summenverfprechen 
des Ausitellerd an den Wechfelnehmer oder deflen Order 2). Der Wechfel muß 
die Bezeihnung „Wechſel“, die Angabe der zu zahlenden Summe, den Namen 
der PBerfon, welche die Zahlung erhalten foll, die Angabe der Zahlungszeit, des 
Datumd und Ortd der Ausftellung und die Unterfchrift des Ausftellerd ent- 
halten 2). Dem eigenen Wechſel find mit der Tratte alle Grundfäge gemein- 
fchaftlih, welche fih auf das Wefen und die Wirkungen ded Wechjelverfprechend 
beziehen. Dagegen fallen alle diejenigen Rechtsſätze, welche aus der Natur der 
Tratte als eined Zahlungsauftragd hervorgehen, bei der Beurtheilung eigener 
Mechfel weg; died gilt indbefondere von der Acceptation und Präfentation zum 
Hecepte (und zur Zahlung). Dad Indoffament eine? eigenen Wechfeld iſt das 
Anfchliegen einer Tratte an den eigenen Wechiel. 


7) RO. 5 60. 

8) WO. 8 58. 

9) Der Imtervenient hat gegen den Honoraten und befien Bormänner entweder als Man- 
datar oder als negotiorum gestor ein Recht auf Dedung; WO. $ 68 verftärlt dies Necht nad) 
einer ſchon in den früheren Wechjelordnungen auerlannten Billigleitsrädfict. 

10) WO. $ 84. In jedem Falle if übrigens der Wechfelinhaber verpflichtet, eine Nach⸗ 
bhonorirung, d. h. eine nachträgliche Acceptation oder Zahlung des Traffaten anzunehmen, fofern 
er noch nicht Proteſt Mangels Zahlung erhoben hatte. 

1) Ueber die Erklärung des Wortes „troden' (cambium siccum, unfruchtbarer, zinslofer 
Wechfel) |. Eichhorn, RO. 5 574 Anm. d. — Bgl Über eigene Wechfel Überhaupt Pöſchmann 
im Archiv f. Wechſelr. Bd. 1 ©. 187 fig. 

3) Davon ift wohl zu unterfcheiden ein Schuldverſprechen, bei welchem fich der Ausfteller 
der Werhielfirenge unterwirft; dies ift fein Wechſel, weil die materielle Wechfelftrenge bes 
Summenverfprechens fehlt. 

3, WO. 96, 97. Das Stellen uf Kündigung if unzuläſſig. S. Protocolle 
S. 171 fig. Ueber die Unzuläffigleit vom Zinsverfprechen |. oben $ 418°. 


430 Rechte an Handlungen. Die einzelnen Forderungbrechte. 


eo) Siherheitsmittel für den Wechfelglänbiger. 
& 253. 

Der Werth eined Wechfeld kann gehoben werden dur Bürgfchaft eine 
Dritten. Geſchieht diefe durch eine offene Bürgfchaftserklärung, fei es mit 
oder ohne Unterwerfung unter die formelle (procefjualifhe) Wechſelſtrenge, fo 
ift fie al8 ein gewöhnliches Schuldverjprehen und nad) den allgemeinen Grund: 
lägen der Bürgfchaft zu beurtheilen. Die VBerbürgung fann aber au in die 
Geftalt eined Wechfelverfprechen® gefleidet werden; in diefem Falle wird fie 
nah ihrer fihtbaren Form ald wirklicher Wechfel behandelt, da ein al® Wechſel 
geleifteted® Summenverfpredhen nicht nad Maßgabe der unterliegenden mate- 
riellen Berhältnifje beurtheilt wird !). Die Wechfelform einer Berbürgung if 
befonder® häufig die des Avals, wenn der Bürge feinen Namen unter den 
des Außftellerd, Indoſſanten oder Acceptanten ſchreibt?); died hat die Wirkung, 
daß in den mehreren Unterzeichnern mehrere folidarifh ?), ohne Einrede der 
Zheilung verhaftete Wechfelfehuldner entftehen (Mitausfteller, Mitindoffanten, 
Mitacceptanten). 

Die Sicherftellung einer Wechlelfhuld kann auch durch Beftellung eines 
Pfandes (Kauftpfand oder Hypothef) bewirkt werden, zu deren allgemeiner‘) 
Wirkfamkeit!jedodh eine Beurkundung der Berpfändung auf dem Wechfel noth- 
wendig if. 

9 Befreiung des Wechſelſchuldners. 
8 254. 

Der Wechfelihuldner wird befreit durch Zahlung des Wechfelverpflichteten 
an den zum Empfang der Zahlung Legitimirten, durch Erlaß und Compen⸗ 
fation der Wechſelſchuld ). Die Wechfelforderung kann ferner angefochten 
werden durch Einreden, welche ſich auf die Ungültigkeit der betreffenden Wechſel⸗ 
erklärung ftügen, nicht aber durch die auf die unterliegenden Verhältiſſe bezüg- 
lihen Einreden ded Betrugd, Irrthums, Zwangd, der fehlenden Dedung oder 
Baluta 2). Der Tod des Wechfelfhuldnerd befreit die Erben nicht von der 


1) Thöol 8 144. 

2) Der Aval ift nicht nothwendig eine Bürgſchaft; es kann der Mitunterichrift jeder be 
liebige andere Grund, ſich verpflichten zu wollen, unterliegen. 

3) Nicht pro rata; denn die Verbindlichkeit, welche auf dem einen Papiere beruht, if 
eine uutbeilbare. 

4) Eine nicht auf dem Wechfel beurkundete Pfamdbeftellung wiirde nur demjenigen Wechſel⸗ 
glänbiger zu Gute kommen, dem fie gefchehen wäre, nicht auch feinen Indoſſataren. 

1) Vorausgeſetzt wird dabei immer, daß die Üiberirenden Acte gegenüber Demjenigen ge 
ſchehen find, dem die Einrede daraus entgegengejeßt wird. Es müßte deum fein, daß die Libe 
rirung dur; Quittung oder Durchſtreichung u. f. w. auf bem Wechſel erfennbar wäre. Die 
Einrede des Acceptanten, er habe Eontreorder vom Traffanten erhalten, ift umulälfig, da bie 
Verpflichtung de& acceptirenden Traffanten eine vom Willen des Trafjanten unabhängige if. 

2) WO. 82. *Es gelten die oben S. 407 fig. für die Inhaberpapiere entwidelten Regeln 
entſprechend. 
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Wechſelhaft. Der Wechfelihuldner wird ferner dur Zerftörung der Wechfel- 
form befreit (Bemichtung des Papierd, Durchftreihen der verpflichtenden Er⸗ 
Märung). Beim Berluft eined Wechfelpapierd wird ein Amortifationdverfahren 
geftattet, nach defien Einleitung der Berechtigte vom Acceptanten, gegen Cautions⸗ 
leiftung bis zur gefchehenen Amortifation, Zahlung forden darf?). Die 
Wechſelſchuld erlifcht ferner durh Berjährung; die Verjährungdgeit des An- 
fpruch8 gegen Acceptanten und Außfteller eigener Wechlel ift drei Jahre vom 
Berfalltage an, des Anfpruch® gegen den Ausfteller und die übrigen Bormänner 
je nach der geringeren oder größeren Entfernung ded Zahlungsorts drei, ſechs, 
achtzehn Monate vom Tage ded erhobenen Protefted, ded Anſpruchs des In⸗ 
dofjanten gegen den Ausfteller je nach der Entfemung drei, fech®, achtzehn 
Monate vom Tage der vom Indoſſanten ohne Klage gefchehenen Zahlung, 
außerdem vom Tage der ihm gefchehenen Behändigung der Klage oder Ladung 
berechnet 4). Unterbrochen wird die Verjährung durch Behändigung der Klage 
oder der Streitverfündigung ded Berklagten oder durch Anmeldung der Wechſel⸗ 
forderung zum Concurſe des Wechfelfchuldners 5). ft die Wechfelverjährung 
eingetreten, fo haften dem Wechſelinhaber der Zraffant (ein folcher ift auch 
der erſte Indoſſant einer Tratte auf eigene Order) und Mcceptant, aber 
nit auch der Indoſſant, noch auf fo weit, als fie ſich mit defien Schaden be- 
reichen ®). 
B. Honflige Örberpapiere, 
& 266 *. 

Das Reichsrecht kennt deren fieben, nämlih 1) die faufmännifche Order- 
anmeilung, 2) den faufmännifchen Orbderfchuldfchein, 3) das Eonnoffement, 
4) den Ladefchein, 5) den Lagerfchein, 6) den Bodmereibrief, 7) die Seever- 
fiherungspolice 1). 
w0.3 78. Bol. Jolly im Archiv f. Wechfelr. 4 S. 1 fig. 

4) WO. 8 100, 78, 78. 

5) MO. $ 80. Einf. Geſ. z. RConc. Ordn. 3 Abi. 3. Einf. Geſ. z. CPO. 13 Abſ. 3. 

6) WO. 5 88. Die Klage aus der Bereicherung iſt zwar nicht eine im Wechſelproceſſe 
auszuführende Wechielflage, aber doch eine Klage, welche einen wirklich vorhanden geweſenen, 
nun aber präjubicirten oder verjährten Wechfel vorausſetzt. Jacobi im Archiv f. Werhfelr., Bd. 9 
©. 26 fig. Sie hat mur die beſchränkte Richtung auf die Bereicherung. Zum Beweis einer 
folhen, welchen der Kläger führen muß, gehört der Nachweis, daß der Ausfteller Baluta er. 
halten, aber feine Dedung gegeben, ober der Acceptant Dedung erhalten und nicht zurlidgegeben 
babe. Bezüglich der Gründe, aus denen die Klage nicht auch gegen den Imdofjanten gegeben 
wurde (f. Ladenburg, Archiv, Bd. 10 ©. 20 fig), läßt fi nur auf die Erfahrung hinweifen, 
daß der Imboffant, wenn er auch Balıta erhalten, in der Regel felbft Valuta zu geben gehabt 
hat. &. Brotoe., S. 208-7. — Ein weiterer Rüdgriff auf die dem präjubicirten Wechfel 
umterliegenben Rechtsverhältnifie ſollte Übrigens durch obige Beſtimmung der WO. offenbar aus- 
gefhlofien fein. S. auch Renaud im Ardiv für civil, Praxis 46 ©. 859 m. 47 ©. 1 fig, 
und Siebenhaar, Archiv f. Wechielr., BVd. 18 ©. 1 fig. 

1) HGB. Art. 501 fig. Außerdem find reichsrechtlich gewiſſe Urkunden über corporative 
Mitgliebsrechte für inbofjabel erllärt, z. ©. Namensacien. Sie unterliegen aber den oben dar⸗ 
zuftellenden Regeln nicht. | 











432 Rechte an Handlungen. Die einzelnen Yorberungsredite. 


Alle diefe Papiere find aber nur dann Orderpapiere, wenn fie ausdrücklich 
an Order geftellt find. Sie find alfo nicht wie der Wechſel von Rechtswegen 
indoffabel. Gemeinfame Regeln für alle fieben Papiere find folgende: 

a) Sie find indoflirdbar. Die Formen, ded Indoſſaments find die gleichen 
wie beim Wechſel. 

b) Der Erwerb ded Rechts am Papier und des Rechts aus dem Papier 
geſchieht gleichfalld wie beim Wechſel. 

c) Jeder Indoffatar hat gegen den Außfteller der Urkunde ein eigene® Recht 
auf die in der Urkunde veriprochene Leiftung; er ift alfo Einreden au® ber 
Perſon feiner Bormänner nicht unterworfen. 

d) Der Schuldner braucht nur gegen Aushändigung ded quittirten Papiers 
zu zahlen; ift da® Papier verloren, fo muß es aufgeboten und für fraftlo8 er- 
tlärt werden. 

Die fonitigen mwechfelrechtlihen Regeln find auf die bier befprochenen fieben 
DOrderpapiere nicht übertragen. Namentlih ift, wenn der Bezogene die An- 
weiſung, der Außfteller den Schuldfchein nicht bezahlt, keine Protefterhebung 
vorgefchrieben, die Verjährungsfrift ift nicht verfürzt u. |. f. Ferner ift die 
Garantiefunction ded Indoſſaments nicht anerkannt: die Indoſſanten haften 
alfo für die Bezahlung des Papierd nur nad) Maßgabe des bürgerlichen Rechts; 
jeder Indoſſant ift fomit, wenn er überhaupt haftet, bloß jeinem eigenen In⸗ 
doſſatar verpflichtet. 

3. Rertapapiere ’). 
8 266*. 

Mande Papiere gelten von Nechtöwegen als Nectapapiere, 3. DB. ber 
Rectawechſel (d. h. ein Wechlel, in dem die Indoſſirung verboten ift), ferner 
Inhaberpapiere, die auf den Namen umpgefchrieben oder außer Curs geſetzt 
find *), Hypotheken⸗ und Grundfchuldbriefe®) u. dgl. Andere Papiere finb nur 
dann Rectapaptere, wenn fte eine befondere Clauſel enthalten, daß der Schuloner 
nur gegen NRüdgabe des Papiers zur Letftung verpflichtet ift; ſolche Clauſel 
findet ſich z. B. auf den Depotfcheinen der Reichsbank. 

Das Rectapapier wendet ſich nicht an bie Deffentlichkeit, nicht an eine 
unbeftimmte Zahl von Gläubigern. Es bezeichnet vielmehr den Gläubiger bei 


1) Brummer a. a. ©. 177. 

2) Brunner a. a. D. ©. 178. Brunner rechnet auch die faufmännifchen Schufdfcheine 
und Anweifungen aus HGB. 801 hierher, wenn fie nicht an Order geftellt find: danach wäre 
alfo der Schuldſchein, den ein Haufirer über ein Darlehn von 3 Marl ausftellt, Rectapapier 
und müßte, wenn er verloren geht, gerichtlich aufgeboten werben. Ich glaube nicht, daß das 
Gefetz dies gewollt hat, beziehe vielmehr HGB. 801 fig. nur auf Orberichuldfcheine, eine Aus 
legung, die auch fpradlih (HGB. 301 Abſ. 1) durchaus gerechtfertigt if. Siehe auch einerſeitt 
Entſch. des Reidsoberhandelsgerichtd 7 Nr. 51, 8 Nr. 106, andererfeits v. Hahn, Commentat 
zum 60B. 2 ©. 133 (8. Aufl.) 

3) ©. oben ©. 254, 


— — — .. 
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Namen und verbietet ibm entweder die Beräußerung des Papiers und des damit 
verfnüpften Rechts ganz*), oder e8 geftattet ibm doch die Abtretung feines 
Rechts nur in der gleichen Art, wie bei gewöhnlichen Forderungen, alfo im 
Wege der Eeffion. Deshalb fehlt beim Nectapapier jever Anlaß, feine ver- 
pflichtende Kraft, in gleicher Art wie beim Inhaber» und Orberpapier, auf eine 
einfeitige Nechtshandlung des Schuldners zurüdhuführen; das Rectapapier wird 
vielmehr nur durch einen zwiſchen dem Schuldner und dem im Papier nament- 
tih genannten Gläubiger gefchloffenen Vertrag wirkſam. Ein Rectapapier, 
welches dem Schulbner vor der Ausgabe geftohlen ift, bat jomit feine Gültig- 
feit, mag e3 auch gültig ausgeftellt fein und jpäter in die Hände eines reblichen 
Beſitzers kommen. 

Die Veräußerung eines Nectapapiers, foweit fie überhaupt zuläfftg, ift nur 
gültig, wenn der Veräußerer zu ber Beräußerung befugt war; die Veräußerung 
feitens eines Unbefugten giebt aljo dem reblichen Erwerber — anders als bet 
Order⸗ und Inhaberpapieren — kein Recht am Papier, mag das Papier num 
geftoblen oder dem Veräußerer vom Eigenthümer anvertraut gewelen fein. Die 
Regel „Hand wahre Hand’ findet fomit auf Rectapapiere feine Anwendung 5). 
Und zwar gefchieht die Veräußerung des Rectapapierd in den Formen ber 
Forderungsabtretung; ed bedarf mithin der Uebergabe des Nectapapierd an dert 
neuen Gläubiger nicht; vielmehr gebt ſchon durch den bloßen Abtretungsvertrag 
jowohl das Recht aus dem Papier wie das Necht am Papier auf ven neuen 
Gläubiger über). Es folgt alfo bei den Rectapapieren das Necht am Papier 
dem Recht aus dem Papier, während bei den Inhaber⸗ und Orberpapieren 
das Verhältniß gerade umgekehrt if. Doch ift natürlich das Recht des neuen 
Gläubiger fo lange ein unvolllommenes, als ber Gläubiger den Beſitz des 
Papiers nicht erlangt hat, da er folange fein Recht gegen den Schuldner nicht 
auszuüben in der Lage ift. 

Der neue Gläubiger ift einfacher Nechtsnachfolger des erften im Mecta- 
papter namentlich genannten Gläubiger8 und deshalb allen Einreden aus deſſen 
Perſon ausgeſetzt. Nur für Hypotheken- und Grundſchuldbriefe gilt mit Rück⸗ 
fiht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuch eine Ausnahme”). 


4) So 3. B. die Reichsbank⸗Depotſcheine. 

5) Brunner a. a. DO. ©. 183. Abm. Gierle a. a. DO. ©. 265. Allerdings erwähnt 
RGB. 847 die Ausnahme nicht; fte ift aber ſelbſtverſtändlich; denn das Nectapapier ift bloßes 
Zubehör des im Papier verbrieften Rechts; e8 kommen alſo nicht die Regeln vom Eigenthums- 
erwerb an Sadıen, fondern in erfter Reihe die Regeln von der Abtretung der Forderungen zur 
Anwendung. Entid. d. ROHG.E 7 Nr. 34, 18 Nr. 5. 

6), RGB. 842, 855. Eine Ausnahme für HYppothefen- und Grundichulbbriefe f. oben 
5. 268. Nach heutigem Recht ift übrigens die Frage, ob die Uebergabe de8 Papiers nöthig ift, 
nicht zweifellos; fie wirb z. B. vom ROHG. 11 Nr. 85 bejaht. 

7) Siehe oben ©. 272 fig. 


17. Aufl. | 28 
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Anhang. Legitimationdpapieret). 
8 257 *, 

Bei dem Legitimationspapier oder hinkenden Inbaberpapier tft, wie beim 
Merthpapier, eine enge Verbindung zwiichen dem Befike des Papiers und dem 
im Papier verbrieften Rechte anerkannt. Aber in einer eigentblimlichen Weile. 
Es ift nämlich der Schuldner befugt, an den Befiter des Papiers zu Teiften, 
ohne feine Legitimation irgendwie zu prüfen; aber er ift dazu nicht verpflichtet, 
fondern er kann, wenn er will, von dem Beſitzer des Papiers eine weitere 
Legitimation fordern. 

Hiernah iſt das Legitimationspapier vom echten Inhaberpapier deutlich 
unterichieden;, denn bet biefem darf der Schuldner vom Beſitzer des Papiers 
feine weitere Legitimation verlangen, er ift zur Zahlung an ven Defiter nicht 
befugt, ſondern verpflichtet, das echte Inhaberpapier nimmt nicht bloß dem 
Schuldner die Pflicht der Legitimationsprüfung, fondern auch dem Gläubiger 
die Pflicht der Legitimationsführung ab. 

Dagegen beftebt eine fcharfe Grenze zwiſchen Legitimationspapter und 
Namenspapier nicht. Vielmehr kann das nämliche Papier zugleich Legitimationd- 
und Namenspapier, und zwar ſowohl Orber- wie Nectapier fein. Das Hat 
den Sinn, daß der Schuldner zwar befugt ift, ohne Legitimationsprüfung an 
jeben Inhaber der Urkunde zu leiften, daß er aber ebenjo befugt ift, von dem 
Inhaber gerade den der Natur des Order» oder Rectapapiers entiprechenden 
Regitimationsnachweis zu fordern, und daß er keinesfalls berechtigt oder ver- 
pflichtet ift, von der Vorlegung der Urkunde oder ihrer gerichtlichen Amortifation 
abzufehen. 

Aber felbftverftändlich braucht nicht jedes Order⸗ ober Rectapapier zugleich 
Legitimationspapier zu fein?). Und auch umgekehrt ift nicht jedes Legitimationd- 
- papier zugleich Order⸗ oder NRectapapier. Es giebt nämlich auch Tegitimationd- 
papiere, die überhaupt nicht Wertbpapiere find, indem der Släubiger, welder 
das Legittmattionspapier verloren hat, nicht die gerichtliche Kraftloserklärung 
des Papiers betreiben muß), fondern auch ohne das Papier Erfüllung fordern 
darf, voransgejegt natürlich, daß er fich als alleinberechtigten Inhaber ber 
Forderung anderweit legittmirt. 

Das Legitimationspapier ift lediglich durch den Verkehr entwidelt. Auch 


1) REB. 786. Brunner a. a. O. S. 175. Fuchs in der allg. öfterr. Gerichtszeitung 
(1880) Nr. 88 fig. 

3) Uebrigens find nad) geltendem Rechte thatfächlich alle Orderpapiere zugleich Legitimations- 
papiere, f. Brunner ©. 173. Bon den Rectapapieren find Legitimationepapiere z. B. bie 
Reichsbank⸗Depotſcheine, nicht dagegen 3. B. die Hypothekenbriefe. 

8) Dem fteht auch RGB. 736 nicht entgegen ; denn wenn bier gefagt ift, daß ber Schuldner 
nur gegen Aushändigung der Urkunde oder nad Kraftloserklärung zu Teiften braucht, jo if das 
fiher nicht al8 zwingende Regel gemeint. So wird z. ®. bei Garderobenmarken nad 
der Abficht der Parteien eine gerichtliche Kraftlogerflärung nicht nöthig fein. 
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fein Recht ift deshalb nach den Anfichten und Intereffen des Verkehrs zu be- 
ftimmen. Deshalb ift anzunehmen, daß der Schulpner von feinem Rechte, die 
Legitimation des Papierinhaberd ungeprüft zu laſſen, feinen argliftigen ober 
grobfahrläffigen Gebrauch machen darf: wenn er aljo an einen Inhaber zahlt, 
von dem er weiß ober nach den Umftänben wifjen müßte, daß er zum Zablungs- 
empfang nicht befugt ift, wird er nicht befreit ©). 


Sweiter Abſchnitt. 
Sonftige Obligationen. 


l. Allgemeines. 
g 258 *, 


Das deutſche Recht, welches, wie ſchon gezeigt, auf dem Gebiete ber 
DBertragsobligationen ftrengere Regeln über die Haftpflicht des Schuldners auf- 
ftellt al das römiſche Recht ?), folgt auch außercontractlich befonvers ftrengen 
Anfchauungen und führt insbejondere eine außercontractliche Schadenserjaßpflicht 
in Fällen ein, in welcden fie den Römern durchaus unbelannt gewejen ift. 

Erftlich ift die aquiliiche Klage weientlich ausgedehnt worben. Sie greift 
jett auch bei Bloß mittelbaren Bermögensfhädigungen und bei Schabens- 
zufügungen mittelft pflichtwidriger Unterlaffungen Platz. Sie ift ferner unter 
Befeitigung der römifchen Regel: nulla corporis liberi aestimatio fieri potest 
— auch bei der Körperverlegung von Perfonen für anwendbar erklärt). Der 
Schadenserſatz befteht hier in dem Erfa der Heilungsfoften und, wenn ber 
Verletzte in Folge des Unfalls zeitweiſe oder dauernd in feiner Erwerbsfähig- 
feit benachtheiligt wird, in dem Erfah der Mindereinnahme; auch für einen 
anderen als einen Vermögensſchaden, z. B. für erlittene Schmerzen, kann der 
Berlepte eine Vergütung fordern ?). In entiprechender Art ift die aquilifche 
Klage auch bei Tödtung eines Menfchen anwendbar: der Schadenserfag umfaßt 


4) Die gleiche Frage war beim echten Inhaber anders zu enticheiden (ſiehe S. 407), weil 
bier die Ablehnung der Zahlung an den unberedhtigten Inhaber dem Schuldner mit Rüdficht 
auf die ihm treffende Beweislaſt nicht zuzumuthen ift; beim hinkenden Inhaberpapier trifft aber 
den Schuldner die Beweislaſt nicht, er kann alfo die Zahlung ohne Gefahr ablehnen. 

1) Siehe oben S. 840. Mataja in Kohler u. Ring’s Archiv 1 ©. 267. 

2) Br. ER. I, 6 8 111, ſächſ. GB. 1488, ROB. 766. 

8) Ein Anfpruh auf Schmerzensgeld ift feit dem 15. Zahrh. entwidelt (Stobbe LIT 
8 203%) und befteht jet nach gemeinem Recht und ſächſ. GB. 1489, für die niederen Klafſen 
aud nah Pr. ER. I, 6 $ 112; RGB. 770 fpricht dagegen allgemeiner von dem Erfat jedes 
„anderen Schadens als eines Vermögensſchadens“, ſodaß auch für bloßen Verdruß, den man durch 
die Körperverlekung erfahren, Bergütung gefordert werden kann. — Nach Sachſenrecht konnte 
bei widerrechtlicher Freiheitsberaubung die „Sachſenbuße“ gefordert werben; im ſächſ. GB. 1497 
ift fie auf 5 Mark täglich tarifirt; auch REB. 770 geftattet bei Freiheitsberaubung eine billige 
Entfhädigung für jeden nicht vermögensrechtlichen Schaben. 

28° 
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bier die Beerbigungstoften und die Bermögenseinbuße, welche diejenigen Berfonen 
erleiden, die der Getöbtete gejelich zu unterhalten verpflichtet war *). 

Daneben finden fich im heutigen Recht Erfataniprüche, die nicht auf einer 
Erweiterung des Princips der agquilifchen Klage, fondern auf einem dieſem 
Princip geradezu entgegengefegten Grundgedanken deutſcher Herkunft beruhen. 

Nach altdeutihem Recht haftete nämlich der Urheber eines Schaden? aud 
dann auf Buße oder Schavenserfag, wenn ihn perfönlich fein Berfchulden traf ®), 
vorausgeſetzt nur, Daß feine Handlung objectiv rechtswidrig war. Nachdem 
alle neueren Geſetze dieſe Negel fallen gelafien, Hat pas Neichsgefepbuch fie 
jet wieder aufgenommen, mit der Abſchwächung freilid, Daß der Schapens- 
anftifter nur haften fol, wenn feine Haftpflicht nach Lage des Einzelfall der 
Billigkeit entjpricht, 3. B. wenn er jelber reich, der Geſchädigte arm iſt; außer- 
dem ift beftimmt, daß dem Haftpflichtigen mindeſtens Die Mittel zu feinem 
eigenen ftandesmäßigen Unterhalte und zur Erfüllung feiner gefetlichen Unter- 
baltungspflichten gelaffen werden müſſen ©). 

Bon ähnlicher Art ift die altdeutſche, vom preußifchen Landrecht und vom 
Reichsgeſetzbuch gleichfalls wieder eingeführte Negel, daß auch Kinder für den 
von ihnen angerichteten Schaden erfaßpflichtig find; dabei gelten aber die gleichen 
Beſchränkungen wie bei der Haftpflicht fchuldlofer erwachfener Perfonen; ja es 
ift Die Haftung der Kinder fogar eine bloß ergänzende: fie greift mer Platz, 
wenn vom Vater oder Vormund fein Schabenserfat zu erlangen ij. Die 
gleiche Regel gilt für Geiſteskranke 7). 





4) So 3. B. RGB. 767. Nah RGB. 768 hat im Kalle der Tödtung ein Dritter auch 
dann Anſpruch auf Schadenserfag, wenn der Getödtete ihm gefetlich zur Leiftung von Dienften 
im Haufe oder Gewerbe verpflichtet war. 

5) Heusler U ©. 262. 

6) ROB. 753 Abi. 1. Die Regel gilt nur für Handlungen, die objectin rechtẽwidrig 
find, alfo gegen ein zwingendes Geſetz verftoßen oder das erworbene Recht eine® anderen ver- 
legen (ROB. 746; bie beiden im ROB. 747, 748 genannten befonderen Fülle — Freiheits⸗ 
beraubung und üble Nachrede — find nur Veifpiele der allgemeinen in 8 746 bezeichneten Kate- 
gorie) ; diefe objeetiv rechtswidrigen Handlungen follen aljo den Thäter ſchadenserſatzpflichtig 
machen, aud) wenn ihn fubjectiv kein Vorwurf trifft. Nun giebt es aber auch Handlungen, 
die zum Schadenserfag verpflichten, obfchon fie nicht gegen ein zwingendes Geſetz verſtoßen 
und auch nit in das erworbene Recht eines Anberen eingreifen; bier ift die eutfcheidende, 
die Schabenserfatpflicht begrünbenbe Thatfache (mie bei der actio doli) lediglich der böfe Wille 
des Schuldners, feine chicandfe, unlautere, „gegen die gute Sitte verftoßende” Abſicht ( KGB. 
749); flreiht man bier den böfen Willen des Schuldners, fo Hört die Handlung fofort auf, 
überhaupt rechtswidrig zu fein, und man kann alsdann aud von einer „objectiven Rechtswidrig⸗ 
keit“ nicht fprechen. In Wällen diefer Art ift der fchuldlofe Thäter fomit auch nach dem RGB. 
haftfrei. 

7) Pr. LR. I, 6 8 41, 42. RGEB. 762 Abſ. 2. Die Haftpflicht der Kinder und Geifles- 
kranken ift übrigens infomweit verfchärft, als fie auch die in Anm. 6 genannten Yälle miten- 
ichließt, bei denen der Thäter nur wegen feiner unlauteren Abficht haftet. Nicht etwa, als ob 
man von der unlauteren Abficht in diefen Fällen ganz abjähe; denn dann würde, wie in Anm. 6 
gezeigt, von einer Rechtewidrigleit der Handlung gar nicht mehr geſprochen werben lönnen. 
Auch wird die unlautere Abficht nicht fingiert. Vielmehr ift umgefehrt bloß die römifche Fiction. 
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Auf einem urfprünglich deutichen Gedanken beruht ferner bie franzöfifche 
Regel, daß der Dienftherr oder Auftraggeber für die unerlaubten Handlungen, 
welche feine Angeftellten oder Beauftragten in Ausführung ihres Dienftes be- 
geben, einzuftehen babe, mag ihn auch perfönlich kein Verſchulden treffen ®). 
Doch iſt diefe Regel von den neueren deutichen Geſetzen nur beſchränkt aner- 
fannt, Nämlich erftlich auf dem Gebiet des Seerechts, wo ber Rheder für die 
unerlaubten Handlungen feiner Seeleute Haftbar ift?). Zweitens im Gebiete _ 
des Gewerberechts, wo der Befiter von Fabriken, Bergwerken u. f. f. für bie 
Tödtung oder Körperverlegung eines Menſchen, bie durch ein Verfchulden feiner 
Auffichtsbeamten im Betriebe feines Unternehmens erfolgt, einzuftehen bat °); 
doch fällt diefe Haftung fort, wenn der Verletzte ein gefeglich gegen Unfall 
verficherter Arbeiter ift 1%), Im Uebrigen haftet nach den beutfchen Gefeken 
der Dienftherr und Auftraggeber nur, wenn ibn perjönlich ein Verfchulden 
trifft 1°), 3. B. wenn er bei der Auswahl oder Beauffichtigung feiner Leute 
nicht die nöthige Sorgfalt beobachtet Hat; fo auch das Reichsgeſetzbuch, nur 
daß dieſes den Dienftberrn und Auftraggeber zwingt, die Anwendung ber 
nöthigen Sorgfalt feinerjeits zu beweiſen 1°), 

Eine Haftung ohne eigenes Verſchulden findet ferner ſtatt, wenn ein 
Schaden durch Thiere angerichtet wird 1°). Insbeſondere läßt das Reichs⸗ 
geſetzbuch den, der ein nicht zu den Haustbieren geböriges Thier hält, für allen 
durch das Thier verurfachten Schaden unbedingt haften, während bei Haus. 
thieren die Erfaspflicht fortfällt, wenn der Befiter das fchuldige Thier in 


daß ein infans und fariosus nicht doli capax ſei, abgefchafft und dem Richter frei geftellt, auch 
bei Kindern und Geiftesfranten eine unlautere Abficht als thatſächlich vorhanden feftzuftellen. 

8) c. c. 1384. 

9% HER. 451. 

10) Reichehaftpflichtgefeg v. 7. Yumi 1871 8 2. 

10a) Alsdaun hat nämlich der Verletzte einen Anfpruch nur, wenn ftrafgerichtlich feftgeftellt 
wird, daß eig Dritter den Unfall vorjäglich verurfacht bat, und diefer Anfprucd gebt nur 
gegen die ſchuldige Perſon, und es ift die bem Verletzten durch die Unfallverficherung gewährte 
Rente von dem Schabenserfaganiprucd des Berletten abzuziehen. RGeſ. dv. 6. Juli 1884 5 96. 
Ueber den Rüdgriff, welchen die mit der Zahlung der Unfallrente belaftete Berufsgenoffenfchaft 
an ben Urheber des Unfalls nehmen kann, f. ebenda $ 98; grundfätlich geht der Küdgriff 
gleichfalls nur gegen ben, welchem eine perfönliche Verſchuldung an dem Unfall ftrafgericht- 
lich nachgewieſen ift. 

11) Die firengere Haftung, von ber oben S. 840 geſprochen wurde, gilt nur im Ber- 
tragsredht. 

12) RGB. 754. Die gleihe Regel gilt bei Handlungen Geiftesfranter, Minberjähriger 
n. f. f. zu Ungunften beffen, der die Aufficht über dieſe Perſonen kraft Geſetzes zu führen hat, 
ſowie zu Ungunften deſſen, der die Kührung der Aufficht für den kraft Geſetzes Berpflichteten 
übernommen bat. REB. 755. Ueber die Haftung jurifiifcher Perfonen für die Handlungen 
ihrer Organe f. oben ©. 7%. 

18) Das ältere deutfche Recht fteht dem Recht der römiſchen Noralflagen nahe, ift aber 
doch im Einzelnen firenger. So muß z. B. nad Sſp. II, 40 der Befiter das Thier wegjagen, 
fobald er den von dem Thiere angerichteten Schaden erfährt; anderenfalls ift er unbedingt haft- 
pflichtig. Stobbe III $ 202. 
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üblicher Weile beauffichtigt Hat; durch Herausgabe ober Tod des Thieres wird 
ber Befiter nicht baftfrei!*). Bon der Haftung für Wildſchaden iſt weiter 
unten eingebender zu handeln ($ 260). 

Auch von diefen allgemeineren Regeln abgefeben findet in gewiffen Einzel- 
fällen eine außercontractlide Haftung für Zufall ſtatt. So baftet ver DBerg- 
werföbefiger für jeden Schaden, welcher dem Überflächeneigenthümer durch den 
Bergbau zugefügt wird 16). Es haften ferner Eifenbabnen, wenn in ihrem 
Betriebe ein Menſch ohne fein eigenes Verfchulden verlegt oder getöbtet wird, 
für Zufall, ausgenommen den Fall höherer Gewalt 1°). 

Die Privatftrafen, welche nach römiſchem und altveutichem Recht von bem 
Urbeber einer unerlaubten Handlung an Stelle des Schadenserſatzes ober neben 
ihm zu zahlen waren, find im heutigen Nechte meift abgeſchafft. Ein Reſt 
davon ift 3. B. das Pfandgeld, welches bei der Beſchädigung von Grunbftüden 
durch Menfchen oder Thiere zu zahlen iſt!7). Wichtiger ift die Buße, welche in 
einigen neueren Strafgefeßen eingeführt ift 1%), Das Strafgericht fann nämlich 
auf Antrag des Verlegten dem Angeklagten neben der Criminalitrafe „ine an 
den Berlegten zu zahlende Geldbuße auferlegen, wodurch jeber Anipruch bes 
Verlegten auf weiteren Schadenserfap ausgeſchloſſen ift. Bei der Feſtſetzung 
der Buße foll das Strafgeriht den dem Verletzten durch den Angeklagten zu- 
gefügten Schaden zu ®runde legen; infoweit bezwedt die Buße, dem Berletten 
Schabenderfag zu verichaffen. Das Gericht braucht aber feinen beitimmten 
Nachweis der Höhe des dem Angellagten zugefügten Schadens zu fordern, 
jondern kann die Buße nach freiem Ermeſſen feftfegen: infoweit wirkt die Buße 
zugleich als Privatitrafe 19). 


2. Hadhjdruk'). 
g 259. 
Der Schuß des Autors und DBerlegers in der Verwerthung literarijcher 


14) RGOB. 756. Auch der vom Beſitzer beftellte Aufſeher haftet perfönlich, jedoch mur, 
wenn ihn ein Verfchulden trifft. REB, 757. Noch ftrenger ift c. c. 1385, wo auch der Be- 
figer von Hausthieren für unbedingt haftbar erflärt wird. Die anderen Rechte find durchweg 
milder; entweder lafjen fie den VBefiger nur haften, wenn er keine obrigleitliche Erlanbniß zum 
Halten wilder Thiere hat oder wenn ihn ein Berjchulden in der Aufficht trifft (preuß. ER. I, 6 
$ 70 fig.) oder fie geben ihn wenigftens bei Hausthieren frei, wenn ihn fein perfönliches Ver⸗ 
ihulden trifft und das Thier gefallen oder entlaufen ift ober dem Beichädigten herausgegeben 
wird (ſächſ. GB. 1560 flg ). 

15) ©. oben ©. 170. 

16) Ref. v. 7. Juni 1871 $ 1. Auch bier ift, wie in Anm. 108, der Fall ausgenommen, 
daß der Berlettte ein gegen Unfall verficherter Arbeiter ift. 

17) Siehe oben ©. 1086. 

18) 3. 8. im Strafgefetb. 8 188, 281 bei Beleidigung und Körperverlegung, in den 
Gefegen zum Schutze des Urheberredts u. f. f. 

19) €. ©. v. Wächter, Die Buße bei Beleidigungen u. ſ. f. (1874). Weitere Literatur bei 
Stobbe III $ 200, 

1) Jolly, Die Lehre vom Nahdrud (Beilagebeft z. Arch. f. civ. Pr. Bd. 35) 1852. 
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und Tünftlerifcher Erzeugniſſe 'gegen Beeinträchtigung durch Nachprud konnte 
bi8 zum Ausgange des deutſchen Reichs nur durch Privilegien erwirkt werben, 
welche ſich der Einzelne von Seiten der verjchiedenen deutſchen Regierungen 
verjhaffen mußte, da es ber Jurisprudenz troß aller Bemühungen nicht ge- 
lungen war und nicht gelingen konnte, mit ihren bisherigen Mitteln die Rechts⸗ 
widrigfeit des Nachdrucks zu begründen ?). Erſt durch eine Reihe von Beſchlüſſen 
des beutichen Bundes (v. 6. Sept. 1832, 5. Nov. 1835, 9. Nov. 1837, 
19. Juni 1845) ift für ganz Deutfchland der Nechtsfag feftgeftellt worden, daß 
der Nachdruck eine verbotene, ftrafbare und zur Entſchädigung verpflichtende 
Handlung ſei. Zugleich wurde durch einen ähnlichen Rechtsſatz (Bundesbeſchl. 
v. 22, April 1841 und v. 12. Mär; 1857) der Schuß dramatiſcher und mufl- 
kaliſcher Werke gegen umnbefugte Aufführung begründet?). Dies Alles hat 
endlih für das Gebiet des deutſchen Reichs feinen Abſchluß erhalten durch Das 
Reichsgeſetz v. 11. Juni 1870. Der Inhalt der dadurch beftimmten Nechts- 
füge 4) ift folgender. 


D. Wächter, Das Verlagsrecht m. Einſchl. der Lehren vom Verlagsvertrag u. Nachdrud, 2 Bde. 
(1857, 1858). Gerber in f. u. Ihering's Jahrb, Bd. 8 ©. 359 fig. (Gefammelte jur. Ab- 
handl., ©. 261 fig.) Kloftermann, Das geiftige Eigentum an Schriften, Kunſtwerken und Er⸗ 
findungen 1867. Ouellenfammlung: Eifenlopr, Sammlung der Gefege und internationalen 
Verträge zum Schutze bes Titerarijch-artiftifhen Cigenihums (1856), Nachtrag v. 1867. 

2) Unter den verfchiedenen Berfuchen einer allgemeinen Begründung bed Nachdrudsverbots 
Hat feiner einen fo nachhaltigen Erfolg gehabt, als der unbaltbarfte von allen, nämlich die 
Deduction aus einem f. g. geifligen Eigenthum. S. darüber und Über andere Verſuche 
Wädter a. a. DO. 8 8. Und doch begegnet man auch jett noch wenigſtens der Meinung, daß 
die ganze ummögliche Theorie eines Schrifteigentbums durch die Gefetsgebung feftgeftellt fei, weil 
einige unſerer neueren Geſetze ſich diefe® populär gewordenen Ausdrud® in Ermangelung 
eine8 anderen allgemein angenommenen Schlagwort8 bedienen! — Der Deduction ans 
dem geiftigen Eigenthum analog if die Deduction aus einem fubjectiven ſ. g. „Verlags⸗ 
echte‘ ober „Autorrechte““, oder aus einer phrafenhaften „dritten Kategorie von Vermögens 
zechten abfoluten Charakters, aber ohne fachliche Grundlage” (Mandry, Commentar üb. d. Bayr. 
Gef. v. 28. Inni 1865. 1867 ©. 99). Indeſſen neigt ſich dieſen Anfichten mehr und mehr 
die jetzt herrſchende Literatur zu, fo fehr, daß fie das Beharren anf der, wie ich überzeugt bin, 
allein richtigen Meinung als überwundenen Standpunkt behandelt. Auch aus Stobbe's „Herr⸗ 
Schaft über da8 vom Autor gefchaffene Rechtsobject“ fcheint mir wieber ein discret verhülltes, 
literarifche8 Eigenthum hervorzufhinmern. Siehe auch Kohler in Ihering’s Jahrb. 18 ©. 129 
Dernburg II $ 304 fig. Andererjeits ift e8 von großer Bedeutung , daß Laband (Staatsrecht 
des deutichen Reichs 11 S. 222) der bier vorgetragenen Anficht zuſtimmt. 

8) Zu diefen Bundesbeſchlüſſen kamen nod einzelne wichtige Particulargefete, bei. das 
preuß. d. 11. Zuli 1887, 

4) Der Schuß gegen Nahdrud beruht lediglich und allein auf Recht ſätzen. Die 
Anwendung berfelben fest beim Autor da8 thatjächliche Antorverhältnig, beim Berleger die That- 
fache eines Verlagsvertrags als Thatbeftand voraus, Auch für den Verleger ift der Schub 
ein originärer, nicht erft ein aus der Hand des Autors empfangener, jondern unmittelbar aus 
dem Gejete fließender; der Antheil de Autors befteht nur darin, daß er durch Abſchluß des 
Berlagsvertrags an ber Borbereitung des Thatbeſtands der Geſetzanwendung Theil nimmt. 
Daher ift e8 unrichtig, zu fagen, der Verlagsvertrag fei eine „Veräußerung des Autorrechts 
($ 330). Es beruht die8 auf der weit verbreiteten Anficht, welche nicht bloß den Beräußerungs- 
begriff zur Conftruction bes Verlagsvertrags verwendet, fondern die VBeräuferlichkeit de Autoren- 
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Verbotener Nachdruck ift jeve mechaniſche Bervielfältigung eines Schrift: 
werls ohne Genehmigung bes Urhebers bez. des Berlegers; auch die nicht 
geftattete Herausgabe eines Mannfcripts und ‘die vertragewibrige Bervielfälti- 
gung durch den Berleger ift Nachdruck. Die Herausgabe einer Ueberſetzung iſt 
es insbefondere dann, wenn ſich ber Autor das Recht ber Ueberſetzung aus- 
drũcklich vorbehält, letztere auch binnen Iahresfrift beginnt und innerhalb 3 Jahren 
beendet. Richt Nachdruck ift die Aufnahme eimelner Stellen und Stüde in ein 
Sammelwer! von felbftändigem Charakter oder zum Gebrauch des Unterrichts, 
ferner der Abdruck von Zeitungsartiteln, Gejeken und politiihen Reden °). 

Der Schub gegen Nachdruck dauert während ber Lebenszeit bes Urhebers 
und noch während 30 Jahren nach feinem Zobe, überhaupt während 30 Jahren 
bei Werfen, auf welchen fein Utheber genannt ift, oder weldye von Acabemien, 
gelehrten Gefellichaften u. ſ. w. ausgeben; der Schutz gegen Ueberſetzungen 
Dauert fünf Jahre. 

Wer vorfäglich oder ans Fahrläffigkeit einen Nachdruck in der Abficht ihn zu 
verbreiten veranftaltet, Hat den Urheber bez. Berleger zu entjchädigen und über- 
dies auf deren Antrag eine Gelpftrafe bis zu 1000 Thlr. zu entrichten. Ein 
in gutem Glauben und entſchuldbarem Irrthum vorgenommener Nachdruck ver- 
pflichtet zwar zur Entfchädigung bis zur Höhe der Bereicherung *), ift aber einer 
Beitrafung nicht unterworfen. Der Beſchädigte kann auch ftatt auf Entſchädi⸗ 
gung auf eine Geldbuße antragen, welche bis zu dem Betrage von 2000 Zhlr. 
erlannt werben Tann. Unter allen Umftänden werden die nachgebrudten &rem- 
plare und die Rachbrudsvorrichtungen eingezogen. Entichädigungspflichtig iſt 
enblich auch Derjenige, welcher Nachdrucksexemplare vorfäglich verbreitet. Die 
Strafverfolgung des Nachdrucks und die Entfhädigungstlage verjährt in drei 
verhãltnifſes als allgemeine Möglichkeit behauptet. Dies führt aber entiveber zur Bermiſchung 
ber lebertragbarleit ber einzelnen aus dem lirheberverhältnifie bervorgegangenen Anufprüdje mit 
dieſem feibft, oder zu der Behauptung einer Beräußerlichleit von Thatſachen und der Möglid;- 
feit einer vertraggmäßigen Berpflichtung zur Unwahrheit. Leber alle® dies vergl. meine in der 
Rote 1 angeführten Abhandlungen. Der bier gerügte Irrthum beherrſcht offenbar auch bie 
Faſſung bes Reichsgeſetzes v. 11. Juni 1870 (und der fpäteren Neichögefete), wie ſich Dies ans 
8 8 besfeiben und barans ergiebt, daß im Verlaufe des Geſetzes der Verleger unter den „Redit- 
nachfolgern“ des Urhebers einbegriffen wird. Nur bei $ 28 wird diefe unricdhtige Yormulirung 
verlafien. Indeſſen handelt e8 fi bier nur um eine incorredte Faſſung und uicht um eine 
materielle geſetzgeberiſche Fixirung. Schon die Formulirung „des Recht der Bernielfältigung 
ſteht ausſchließlich dem Antor zu‘ if incorreet und follte lauten: „bie Vervielfältigung ohne 
Genehmigung des Autor ift verboten”. Zur Beleuchtung biefer ganzen Auffafjung würde es 
unter Auderem bienlich fein, wenn man fi ein Autorrecht in ber Hand eines „Rechtenad- 
ſolgers“ dädhte, der es in einer Zwangeverſteigerung erflanden bat. 

5) Man unterfcheide überhaupt Nahdrud, PBlagiat und beleidigende Indiscretion (3. B. 
die Beröffentlihung eines vertraulichen Privatbriefß). j 

6) Diefer Sat enthält eine durch das Geſetz begründete Entſchädigungspflicht, welche ans 
dem allgemeinen Princip gefloffen ift, daß fich Niemand mit bes Anderen Schaden bereidern 
fol. Dagegen kaun aus der Griftenz diefe® Sabes fein Beweißgrund für ein beſonders fub- 
jeetives Antorrecht genommen werden. 
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Urbeberrecht an Schriftwerten, Kunſtwerlen, Photographien. 8 259, 441 


Jahren, vom Tage ber eriten Verbreitung berechnet; auch fällt die Strafver- 
folgung weg, wenn ber Berechtigte nicht innerhalb dreier ‘Monate von erlangter 
Kenntniß den Antrag ftellt. 

Die öffentliche Aufführung dramatiſcher Werfe ohne Zuftimmung bes 
Urbebers 7) ift allgemein, die von muſikaliſchen Werken bann nicht geftattet, 
wenn fie der Componift ausdrücklich auf dem Titel oder an der Spite des 
Werts fich vorbehalten bat. Auch Hier tritt während berfelben Zeitbauer Be⸗ 
ftrafung und Entichädigungspflicht 8) des Zuwiderhandelnden ein. 

In ähnlicher Weife bat Die Reichsgeſetzgebung auch den Schuß von Werten 
ver bildenden und zeichnenden Kunft gegen unrechtmäßige Vervielfältigung 
beſtimmt ?), * insbeſondere ift Die Art Des Schutzes und feine Dauer die gleiche 
wie bei Schriftwerlen; jedoch gilt der Schuß nicht bloß gegen mechantfche, 
fondern auch gegen freie fünftleriiche Nachbildungen, 3. B. eines Delgemälbes 
buch einen Kupferjtih 1%), und auch die Aufnahme von Nachbildungen in 
Sammelwerte tft nur erlaubt, wenn dieſe mit einem Text verfehen find und 
der Tert, nicht die Bilder die Hauptfache find. Auh Photographien find 
geijchütt, wenn fie den Namen und Wohnort des Verfertigers oder Verleger und 
das Jahr des Erſcheinens angeben; der Schuß gilt bloß gegen mechanifche 
Nachbildung, die Schugfrift beträgt 5 Jahr feit dem Jahr des Ericheinend der 
Photographie 11). 

* Abweichend ift ver Schuß, welchen Erfindungen genießen, jofern fie neu 
und gewerblich verwerthbar find 12). Der Schuß tritt nämlich nicht von Rechts⸗ 


7) Der 8 50 des Reichsgeſetzes legt das aus der unbefugten öffentlichen Auflührung ber- 
vorgehende Recht dem Urheber und defjen „‚Rechtenachfolgern‘‘ bei. Hierunter ann nicht wohl 
der gewöhnliche Verleger verftanden fein, und es ergiebt ſich daraus eine Beſtätigung für die 
am Schluſſe der Anm. 4 ausgefprochene Anſicht über bie incorrecte Faſſung des Geſetzes. 

8) Die Entſchädigung befteht nad $ 55 im ganzen Ertrage ber Einnahme ohne Abzug 
ber Koften. 

9) Preuß. Gel. v. 11, Juni 1887. RGeſ. v. 9. San. 1876. Nicht geſchützt find Werte 
der Architectur; öffentlich aufgeftellte Denkmäler find nur gegen eine Nachbildung in der gleichen 
Knnfart geſchützt. Wo ift die Grenze des Begriffs Werte der Kunft? Ob unter jenem 
Schutze Bilderbogen, Bilderbücher für Kinder, Malereien auf Tafien, Pfeifen u. f. w., fcheint 
nur quaestio facti zu fen. Auch die nicht autorifirte Nachbildung verfaufter Original⸗ 
gemälde fällt unter den Nachdruck; ebenfo. die Nachbildung von Kupferftichen nach Originalen, 
bie felber feines Schutes mehr genießen. Ref. 7, 8. — Bei Porträts kommt der Schub 
übrigens nicht dem Urheber, fonbern bem VBefteller zu. RGeſ. 8. — Siehe DO. Wächter, Ur⸗ 
beberredht an Werken der bildenden Künfte u. ſ. f. (1877). 

10) Erlanbt ift dagegen jelbftverfländlich die Entlehnung von Motiven eines Kunſtwerlks, 
fofern die Nachbildung als ein neues Werk erfcheint. Auch die unfelbfändige Nachahmung 
iſt erlaubt, wenn fie nicht zum Zweck ber Berwerthung geſchieht. RGeſ. 4—6. 

11) RGeſ. dv. 10. Ian. 1876. 

12) Reichs⸗Patentgeſetz v. 7. April 1891 (Umbilbung des älteren RGeſ. v. 25. Mai 1877). 
Ob die gewerbliche Verwerthung einen Gewinn verfpricht, ift gleichgültig. Ausgenommen find 
Erfindungen, deren Verwerthung den Geſetzen ober guten Sitten zumiderläuft. Bei Erfindungen 
von Nahrunge-, Genuß- und Arzneimitteln ſowie von chemifch hergeftellten Stoffen if nur ein 
beftimmtes Verfahren zur Herſtellung des Gegenflandes geſchützt; es ſteht aljo Jedermann frei 
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Berbotener Nachdruck ift jede mechanifche Vervielfältigung eines Schrift- 
werls ohne Genehmigung des Urhebers bez. des Verlegers; auch die nicht 
geftattete Herausgabe eines Manuſcripts und!die vertragsmwidrige Vervielfälti- 
gung durch den Verleger ift Nachdruck. Die Herausgabe einer Ueberſetzung ift 
es insbeſondere dann, wenn fich der Autor das Recht der Ueberfegung aus- 
drücklich vorbehält, legtere auch binnen Sahresfrift beginmt und innerhalb 3 Jahren 
beendet. Nicht Nachdruck ift die Aufnahme einzelner Stellen und Stüde in ein 
Sammelwer! von felbftändigem Charakter oder zum Gebrauch des Unterrichts, 
ferner der Abdrud von Zeitungsartikeln, Geſetzen und politifchen Reden 5). 

Der Schub gegen Nachdruck dauert während der Lebenszeit des Urhebers 
und noch während 30 Jahren nach feinem Tode, überbaupt während 30 Jahren 
bei Werten, auf welchen fein Ukheber genannt ift, oder welche von Academien, 
gelehrten Gefellichaften u. |. w. ausgeben, der Schub gegen Weberjeßungen 
dauert fünf Yahre. 

Wer vorfäglich oder aus Fahrläſſigkeit einen Nachbrud in der Abficht ihn zu 
verbreiten veranftaltet, hat ben Urheber bez. Verleger zu entſchädigen und über- 
dies auf deren Antrag eine Geldſtrafe bis zu 1000 Thlr. zu entrichten Ein 
in gutem Glauben und entfchuldbarem Irrthum vorgenommener Nachdruck ver- 
pflichtet zwar zur Entſchädigung bis zur Höhe der Bereicherung ®), ift aber einer 
Beftrafung nicht unterworfen. Der Beſchädigte kann auch ftatt auf Entjchädi- 
gung auf eine Geldbuße antragen, welche bi8 zu dem Betrage von 2000 Thlr. 
erfannt werben kann. Unter allen Umftänben werden die nachgedrudten Erem- 
plare und die Nachbrudsvorrichtungen eingezogen. Entſchädigungspflichtig iſt 
endlich auch Derjenige, welcher Nachdrucksexemplare vorſätzlich verbreitet. Die 
Strafverfolgung des Nachdrucks und die Entſchädigungsklage verjährt in drei 


verhältnifie® als allgemeine Möglichkeit behauptet. Dies führt aber entweder zur Bermifchung 
ber Uebertragbarfeit der einzelnen aus dem Urbeberverhältnifie hervorgegangenen Anſprüche mit 
dieſem felbft, oder zu der Behauptung einer Beräußerlichkeit von Thatfachen und der Möglid- 
keit einer vertraggmäßigen Verpflichtung zur Unwahrheit. Ueber alle® dies vergl. meine in der 
Note 1 angeführten Abhandbinngen. Der bier gerügte Irrthum beberrfcht offenbar auch die 
Faſſung bes Reichsgeſetzes v. 11. Zuni 1870 (umd ber fpäteren Neichögefete), wie ſich dies aub 
5 8 desſelben und daraus ergiebt, daB im Verlaufe des Geſetzes der Verleger unter den „Recht 
nachfolgern“ des Urhebers einbegriffen wird. Nur bei $ 28 wird diefe unrichtige Kormulirung 
verlafien. Indeſſen handelt e& ſich hier nur um eine incorrecte Faflung und nit um eine 
materielle geſetzgeberiſche Fixirung. Schon die Kormulirung „das Recht der Vervielfältigung 
fteht ausschließlich dem Autor zu‘ iſt incorreet und follte lauten: „die Vervielfältigung ohne 
Genehmigung des Autors ift verboten“. Zur Beleuchtung diefer ganzen Auffaſſung witrbe es 
unter Anderem dienlich fein, wenn man ſich ein Antorredit in der Hand eines „Rechtenad;- 
folgers“ bächte, der e8 in einer Zwangsverſteigerung erftanden hat. 

5) Man unterfcheide überhaupt Nachdruck, Plagiat und beleibigende Indigeretion (7. ©. 
die Veröffentlihung eine® vertraulichen Privatbrieis). 

6) Diefer Sag enthält eine durch das Geſetz begründete Entfehäbigungspflicht, welche aut 
dem allgemeinen Princip gefloffen ift, daß fich Niemand mit des Anderen Schaben bereichern 
fol. Dagegen kann aus der Exiſtenz dieſes Satzes fein Berweißgrund für ein beſonders fub- 
jeetived Antorrecht genommen werden. 
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Jahren, von Tage der erften Verbreitung berechnet; auch fällt Die Strafper- 
folgung weg, wenn ber Berechtigte nicht innerhalb dreier Monate von erlangter 
Kenntniß den Antrag jtellt. 

Die öffentliche Aufführung dramatiſcher Werfe ohne Zuftimmung des 
Urbebers 7) ift allgemein, die von mufilalifchen Werken dann nicht geftattet, 
wenn fie der Componiſt ausdrüdlih auf dem Titel oder an ber Spite des 
Werts fich vorbehalten Hat. Auch Hier tritt während berfelben Zeitdauer Be⸗ 
ftrafung und Entihädigungspflicht 5) des Zuwiderhandelnden ein. 

In ähnlicher Weife bat die Neichögefeßgebung auch den Schuß von Werken 
der bildenden und zeichnenden Kunſt gegen unrechtmäßige Vervielfältigung 
beitimmt 9), * insbeſondere ift die Art des Schutes und feine Dauer die gleiche 
wie bei Schriftwerken; jedoch gilt der Schutz nicht bloß gegen mechaniſche, 
ſondern auch gegen freie künſtleriſche Nachbildungen, z. B. eines Oelgemäldes 
durch einen Kupferſtich 120), und auch die Aufnahme von Nachbildungen in 
Sammelwerle ift nur erlaubt, wenn diefe mit einem Xert verfehen find und 
der Text, nicht die Bilder die Hauptjacdhe find. Auh Photographien find 
geihügt, wenn fie ben Namen und Wohnort des Verfertigers oder Verlegers und 
das Jahr des Erfcheinens angeben; der Schub gilt bloß gegen mechanifche 
Nachbildung, Die Schutfrift beträgt 5 Jahr jeit dem Jahr des Erfcheinens der 
Photographie 11), 

* Abweichend iſt der Schuß, welden Erfindungen genießen, fofern fie neu 
und gewerblich verwerthbar find 12). Der Schub tritt nämlich nicht von Rechts⸗ 


7) Der 8 50 des Reichsgeſetzes legt das aus der unbefugten öffentlichen Aufführung ber- 
vorgehende Recht dem Urheber und defjen „‚Rechtsnachfolgern‘‘ bei. Hierunter kann nicht wohl 
der gewöhnliche Verleger verftanden fein, und es ergiebt ſich daraus eine Beflätigung für die 
am Schluſſe ber Anm. 4 ausgeſprochene Anficht über bie incorrecte Faſſung des Geſetzes. 

8) Die Entſchädigung befteht nach $ 55 im ganzen Ertrage ber Einnahme ohne Abzug 
der Koſten. 

9) Prenß. Gef. v. 11. Juni 1887. RGeſ. v. 9. Ian. 1876. Nicht gefhligt find Werke 
ber Architectur; Öffentlich aufgeftellte Denkmäler find nur gegen eine Nachbildung in der gleichen 
Knnfart geſchützt. Wo ift die Grenze des Begriffs Werte der Kunft? Ob unter jenem 
Schutze Bilderbogen, Bilderbücher für Kinder, Malereien auf Tafien, Pfeifen u. ſ. w., fcheint 
nur quaestio facti zu fein. Auch die nicht autorifirte Nachbildung verlaufter Original⸗ 
gemälde fällt unter den Nachdruck; ebenfo die Nachbildung von Kupferftiden nad Originalen, 
die felber Feines Schutes mehr genießen. RGeſ. 7, 8. — Bei Porträts kommt der Schutz 
übrigens nicht dem Urheber, fondern dem Befteller zu. RGeſ. 8. — Siehe DO. Wächter, Ur- 
beberredht an Werken ber bildenden Künfte u. f. f. (1877). 

10) Erlaubt ift dagegen felbftverfländlich die Entlehfnung bon Motiven eines Kunftwerks, 
fofern die Nachbildung als ein neues Wert erfcheint. Auch die unfelbfiändige Nachahmung 
iſt erlanbt, wenn fie nicht zum Zweck der Berwerthung geſchieht. RGeſ. —6. 

11) RGeſ. dv. 10. San. 1876. 

19) Reich8-PBatentgeje v. 7. April 1891 (Umbildung des älteren Ref. dv. 25. Mai 1877). 
Ob bie gewerbliche Berwertbung einen Gewinn verfpridt, iſt gleichgültig. Ausgenommen find 
Erfindungen, deren Berwerthung den Gefegen oder guten Sitten zumiderläuft. Bei Erfindungen 
von Nahrungs-, Genuß⸗ und Arzneimitteln fowie von chemifch hergeftellten Stoffen iR nur ein 
beſtimmtes Berfahren zur Herfiellung des Gegenſtandes geſchützt; es ſteht alfo Jedermann frei 
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wegen ein, wie bei Schrift- und Kunſtwerken, fondern erft dann, wenn bie 
Erfindung beim Patentamt angemeldet und nach Anhörung der Gegeninterefienten 
ein „Patent“ für die Erfindung ertheilt ift1°). Der Schub gilt zu Gunſten 
deſſen, der die Erfindung angemeldet bat, felbft wenn er in Wahrheit gar nicht 
der Erfinder ift; doch kann der wirkliche Erfinder Einipruch Dagegen erheben, daß 
der Anmelder ein Patent erhält, und er kann auch nachträglich die Vernichtung 
des bereits ertbeilten Patents fordern 1%), dritte Perfonen können Dagegen bie 
Trage, ob ber Anmelver der wirkliche Erfinder ift, nicht aufwerfen 15). Der 
Schub erliicht regelmäßig mit Ablauf von 15 Jahren nach Anmeldung der 
Erfindung 1%), ein früheres Ende erreicht der Patentichug, wenn der Patent- 
inhaber die vorgejchriebenen Gebühren nicht bezahlt 17), oder wenn fein Patent für 
nichtig erllärt oder zurüdgenommen wird 18). Die Nichtigkeitserflärung erfolgt, 
wenn ſich nachträglich berausitellt, daß die Erfindung nicht patentirbar war 
oder mit einer früher angemeldeten Erfindung im Wefentlichen übereinftimmt 
oder wenn der wirkliche Erfinder nachweilt, daß der Anmelder ihm die Er- 
findung entlehnt Hat!?), die Zurüdnahme ift zuläffig, wenn der Patentinhaber 
jeine Erfindung nicht innerhalb dreier Jahre im Inlande zur Audführung ge- 
bracht bat, oder wenn er fich nach Ablauf dreier Jahre weigert, Die Benugung 
jeiner Erfindung Anderen gegen Entſchädigung zu geftatten?°). Der Su 
des Patentſchutzes ift, daß ausfchließlich der Patentinhaber befugt iit, 

Gegenſtand der Erfindung gewerbemäßig herzuſtellen oder in Verkehr zu ringen 


den gleichen Gegenſtand durch ein anderes Berfahren berzuftellen. Pat.Geſ. 1. — Als nidt 
nen gilt eine Erfindung, wenn fie zur Zeit ihrer Anmeldung beim Patentamt im Inlande 
bereits fo offenkundig benußt oder innerhalb der Iegten 100 Jahre in öffentlihen Drudicriften 
des In⸗ oder Auslanded derart befchrieben war, daß danach die Benutzung durch Sachver⸗ 
ftändige möglich if. Pat.Geſ. 2. 

18) Das Patentamt ift Reichsbehörde mit dem Sit in Berlin. Es beftebt aus rechts⸗ 
tunbigen und technijchen Mitgliedern. Pat.-Gef. 18. Die Prüfung der Anmeldung geichieht 
zunächft von Amtswegen; ift das Ergebniß der Prüfung ein günftiges, fo wird die Anmeldung 
bekannt geinacht und bamit bereit8 dem Anmelder ein vorläufiger Schug gewährt; num folgt 
eine zweimonatige Frift, binnen deren jeder Gegeninterefient Einſpruch gegen die Patentertbeilung 
erheben kann; werden derartige Einfprüche erhoben, muß das Patentamt nochmals prüfen; den 
Abſchluß bildet, je nad dem Ergebniß der Prüfung, die Zurldweifung der Anmeldung oder 
die Patentertheilung. — Gegen die Beichlüffe des Patentamts in Anmeldeiachen ift Beſchwerde 
an die Beichwerbeabtheilung des Patentamts zuläſſig. Diefe entfcheivet endgültig. Pat.⸗Geſ. 
20—27. 

14) Boransgefegt, daß er die Erfindung nicht etwa dem Anmelder überlaſſen bat. 

15) Pat.Geſ. 4, 10 Nr. 8, 28 Abf. 2. 

16) Pat.-Gef. 7. 

17) Pat.Geſ. 8, 9. 

18) Die Nichtigleitserffärung und Zurüdnahme geſchieht auf Antrag eines Interefienten 
durch das Patentamt, in der Berufungsinftanz durch das Reichsſsgericht. Pat.Geſ. 28, 33. 

19) Pat.-Gej. 10. Die Vernichtung bes Patents wegen Mangel der Patentfähigleit iſt 
früheftens fünf Jahre nach der Patentertheilung zuläſſig. Pat.-Gef. 28. 

20) Pat.-Gef. 11. In letzterem Falle ift aber die Zurüdnahme nur zuläffig, wenn bie 
Ausübung der Erfindung durch andere Perſonen als den Batentinhaber im öffentlichen Inter» 
efje liegt. 
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oder in eigenen gewerblichen Gebrauch zu nehmen; doch ift neben dem Batent- 
inhaber zur Verwerthung der Erfindung befugt, wer die Erfindung zur Zeit 
der Anmeldung bereit8 benußt hatte; doch darf legterer die Erfindung nur für 
bie Bebürfnifje feines eigenen Betriebes verwertben und nur zufammen mit biefem 
Detriebe vererben oder veräußern, während das Recht des Vatentinhabers 
ohne dieſe Beſchränkung vererbli und veräußerlich ift?'). Wer eine patentirte 
Erfindung rechtswidrig in Gebrauch nimmt, ift, wenn er wiljentlich gehandelt 
bat, fchabenserfagpflichtig und verfällt außerdem in eine Criminalſtrafe (Geld- 
ſtrafe bi8 5000 Mark, Gefängnißitrafe bi8 ein Jahr); hat er nur grobfahr- 
läffig gehandelt, jo fällt die Eriminalftrafe fort; bei geringer Fahrläſſigkeit 
oder völliger Schulvlofigfeit ift er fogar ganz haftfrei und braucht nicht einmal 
feine Bereicherung herauszugeben ?*), 

Iſt der Gegenftand der Erfindung ein Gebrauhsmufter?®), d. h. ein 
Modell von Arbeitsgerätbichaften oder Gebrauchögegenftänden, welche dem 
Gebrauchszwecke dieſer Sachen durch eine neue Vorrichtung dienen fol, fo tritt 
ein erleichterter Schuß ein; das Muſter wird nämlich, ohne daß feine Neuheit 
geprüft oder den Gegeninterefjenten zur Erhebung von Ginfprüchen Gelegenheit 
gegeben wird, auf einfeitige Anmeldung des angeblichen Erfinders in eine vom 
Patentamt geführte Mufterrolle eingetragen und erlangt ſchon dadurch, ohne 
förmliche Ertheilung eines Patents den geſetzlichen Schuß, den Gegenintereffenten 
ift e8 unbenommen, im Rechtswege die Löſchung des Mufters in der Nolle zu 
betreiben, wenn das Mufter ihnen entlehnt oder nicht neu ift. Die Schupfrift 
beträgt, wenn die vorgejchriebenen Gebühren gezahlt werden, 6 Jahr. Die 
Art des Schutes ift im Webrigen die gleiche wie bei patentirten Erfindungen. 

* Noch anders ift der Schuß bei ſolchen Mujtern und Modellen, welche, 
ohne Kunftwerke zu fein, doch Afthetifchen Zweden dienen, 3. B. Teppich- 
mufter, Modelle von Bilderrahmen. Er wird in der gleichen Art erworben, 
wie der Schug von Gebrauchsmuftern, nur daß die Mufterrolle nicht vom 
Patentamt, fondern von den Gerichten geführt wird. Die Schubfrift beträgt 
aber nicht 6, fondern 15 Jahr, und die Art des Schußes ift nicht Die gleiche 
wie bei Erfindungen, fondern wie bei Schriftwerlen, fo daß aljo z. B. auch 
der gutgläubige Nachahmer des Mufters (mit Beſchränkung auf die Bereicherung) 
baftbar ift 2%). 

* Der Schuß von Schriftwerten 25), Kunſtwerken, Photograpbien und äfthe- 


21) Pat.Geſ. 6. Der Reichskanzler kann außerdem die Wirkung des Patents im 
öffentlichen Intereſſe befchränten, 3. B um die Kabrifation rauchfreien Pulver aus ber Privat- 
fabrit des Patentinhabers felbft gegen deſſen Einfprud in die Staatsfabriken überzuführen ; der 
Patentinhaber ift aber alsdann zu entichädigen. Pat.⸗Geſ. 5 Abſ. 2. 

22) Pat.⸗Geſ. 35 fig. 

23) RGeſ. v. 1. Juni 1891. 

24) Ref. v. 11. Ian. 1876, 

25) Genauer: Schriftwerle find ſtets geichütt, wenn ihr Urheber ein Inländer ifl, mögen 
fie auch im Auslande erjcheinen; ift ihr Urheber dagegen ein Ausländer, jo find fie nur geſchützt, 
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tiſchen Muftern gilt nur zur Gunſten inlänbifcher Urheber oder inländifcher 
Erzeugniffe, wird aber durch Staatsverträge vielfach auch auf Ausländer ausge- 
dehnt 2%), Der Schutz von Erfindungen und Gebrauchsmuftern fommt Dagegen 
allgemein auch Ausländern zu gut, fofern ihr Heimathsſtaat die deutfchen gleich. 
mäßig behandelt und die Ausländer einen inlänbifchen Vertreter beftellen ??). 

Sp wünfcdhenswertb num auch ein weiteres Tortichreiten der Geſetzgebung 
im Schutze der geiftigen Arbeit unter Berüdfichtigung der vielgeftaltigen 
Mannigfaltigteit der heutigen Formen der Production und Vervielfältigung ift, 
ſo bedenklich wäre e8 Dagegen, wenn man etwa Die Dauer des Schubes über- 
mäßig erweitern oder gar die aus dem falfchen Gedanken des f. g. literarifchen 
Eigenthums entlehnte Idee eines ewigen Schußes aufneßmen wollte. Denn 
nicht das kann der Anſpruch fein, der an die Gefeßgebung zu ftellen ift, fie 
möge den Nachkommen großer Schriftiteller für immer die Speculation mit 
beren geiftigen Manifeftationen fihern und bie erbabenften Werle der Literatur, 
welche der ganzen Nation geftiftet wurden, für alle Zeiten in bie Privat- 
willensiphäre der Epigonen einjchließen. 


Anmerlung. Die Lehre vom Nacdrude beruht auf folgenden Gefichtspunkten. Der 
Berfafler eines Titerarifchen Werts (Urheber eines Kunſtwerks u. |. mw.) hat in feinem DManuferipte 
ein Bermögensobject, defjen Vervielfältigung und Verbreitung unter dem Publikum verfchiedene 
Intereſſen befriedigt. Das eine diefer Interefien befteht in der Senugthuung des Urhebers, zu 
fehen, wie das “Product feiner geiftigen Arbeit bildend, verebelnd, anregend auf Andere einmirft. 
Das andere ift pecuniärer Art: der Verlauf ber vervielfältigten Eremplare verfpricht einen 
Gewinn. Die Verwerthung eines literariſchen Werts für biefe Intereffen fteht allein im dem 
Willen deſſen, ber es geichaffen bat; ihm fteht es frei, das Werk zu fchreiben ober nicht zu 
ichreiben, das Geichriebene druden zu laſſen oder zu vernichten. Dies bedarf feiner jmriftifchen 
Conſtruction; e8 ift eine Sache der allgemeinen freiheit, res merae facultatis. 

Die Ausbeutung eines Manufcripts im ölonomifchen Intereffe kann nun bald fo gefchehen, 
daß der Autor felbft die Vervielfältigung und den Verlauf der gefertigten Eremplare übernimmt, 
balb jo, daf er dies vertragsmäßig einem Anderen gegen Entſchädigung ober ohne eine folde 
überläßt (Berlagsvertrag)., Der Erfolg eines ſolchen Unternehmens beruht aber großentheils 
darauf, daß die Vervielfältigung des einmal ber Oeffentlichleit übergebenen Werts nicht au 
nuch von Anderen vorgenommen wird, welche dann mit dem Autor oder Verleger concurriren 
würden. Gegen eine ſolche Concurrenz foll der Autor und fein Verleger geſchützt werben, er 
ſoll die Früchte feiner geiftigen Arbeit gefichert erhalten, Zu dieſem Zwecke foll er jetst nick 
mehr den Weg der Brivilegienerwirtung nöthig Haben; der Schu wird durd) ein Geſetz ge 
währt, welches den Rechtsſatz ausipricht, daB die Handlung, genannt Nachdruck, verboten if, 
zur Entihädigung verpflichtet und beftraft wird. Das Nachdrucksverbot ift daher nichts Anderes 
als eine allgemeine Dtonopolifirung des Autors und Verlegers in dem gewerbömäßigen Vertrieb 


wenn fie bei ihrem erſten Exjcheinen im Inlande verlegt find. RGeſ. v. 13. Juni 1870 8 61. 
Die anderen Gefege weichen in Einzelheiten ab. 

36) Wichtig find namentlich für Schriftwerfe die Verträge mit Defterreich, ſodann die Berner 
Literarconvention d. 1886, der Eugland, Frankreich, Italien, Spanien, Belgien, Schweiz bei- 
getreten find, ferner ber Vertrag mit ben Vereinigten Staaten dv. 1892. 

37) Pat.Geſ. 12. RGeſ. v. 1. Zuni 1891 $ 13. Nach letzterem Geſetz muß die Gegen- 
feitigleit des Schutzes im Neichsgefetsblatt für jeden einzelnen Staat ausbrüdlich feftgefellt 
werden, während nad dem Patentgeſetz umgelehrt der Mangel der Gegenfeitigfeit vom Reicht⸗ 
fanzler anszufprechen und die Anwendung des Bergeltungsrechts beſonders zu beflimmen if. 
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eines literarifhen Product durch Nehtsfat. Damit ift die juriflifche Conſtruction ber 
Lehre vom Nachdruck gegeben; es handelt fih um eine DelictSobligation, deren Erxiftenz 
oder Nichteriftenz im einzelnen alle mittelft einer Interpretation des Gefjetes zu erfehen ift. 
Beitere Intereffen des Autors, 3. B. den Schutz literarifcher Ehre gegen Plagiate, ober 
gegen eine (peruniär gleichgültige) Indiscretion in ber unbefugten Beröffentlihung bloß ver- 
tranlich mitgetheilter Manufcripte u. |. w., will das Nachdrucksverbot direct nicht berückſich⸗ 
tigen; ba e8 aber demjenigen, welcher die Hülfe des Richters anruft, nicht die Borbedingung 
des Nachweiſes eines ölonomifchen Intereſſes ftellt, fo greift in Wahrheit fein Schut weiter und 
umfaßt auch andere Autoreninterefien — wenn mur die Möglichleit eines Bermögenswerths nicht 
fofort ale abfolut ausgefchloffen erjcheint. Bgl. Gerber in f. u, Ihering’8 Jahrb. III S. 872 fig. 
Das ift aber lediglich eine (zwar zweckmäßige und gute, aber nicht das Princip charatterifirende) 
ſecundäre Nebenwirkung ded Verbote. 

Eine andere Auffafiung ift hingegen die, welche das Verbot des Nachdruds nicht auf einen 
beionberen Rechtsfag zuridführt, ſondern es als den Ausfluß eines höheren, allgemeinen, ſchon 
an und für fich beftehenden fubjectiven Rechts darſtellt. Dies will die alte Lehre vom litera- 
rifchen Eigentum und ebenfo die von Bluntfchli u. A. aufgeftellte Lehre vom „Autorrechte“ 
und „Berlagsreihte". Soll biefer Ausdrud etwas Anderes fein, als eine bloße Summirung 
aller der verfchiedenen Rechte, die ein Autor haben kann (Eigentum am Dlannfcripte, vertrage- 
mäßige Rechte gegen den Verleger, Schuß gegen Nachdruch), fo fragt e8 fich, welches fein eigent- 
licher Iubalt ſei? Die Antwort, melde Bluntichli (D. P.-R. I S. 192) giebt, ift nicht be- 
friedigend. Denn wenn er fagt, der Autor habe vor Allem das Recht, das Wert für fich zu 
behalten und eine Beröffentlihung gegen feinen Willen zu verhindern, fo if das zwar ganz 
richtig, aber der Inhalt eines befonderen fpecififch-eigenthiimlichen Rechtes kann darin nicht ge- 
funden werden. Abgefehen hiervon würde fi) aber fragen, ob die Charakterifiif des „Autor- 
rechts“ bei Bluntichli Überhaupt zum Nachdruckverbote führe? Denn wenn er jagt, das Wert 
gehöre dem Autor „als eine Offenbarung und als ein Ausdruck feines perſönliches Geiſtes“, fo 
bleibt es eim folcher ja nicht weniger im den (mit feinem Namen auf dem Titel) nadge- 
drudten als in den rehtmäßigen Eremplaren. Weun er ferner (S. 189) das Autor⸗ 
recht ein „perlönliched Recht‘ nennt und damit eine Charatteriftil gegeben zu haben glaubt, fo 
wäre zu beftimmen gewefen, welcher Begriff in diefem „perfönlich” liegen ſolle. Heißt dies 
ſoviel al8 ein nur der individuellen Perfon zuftehendes (ein ſ. g. höchftperfönliches) Recht? ober 
ein Recht, das aus der Perjönlichleit hervorgeht ? oder ein Hecht, deifen Gegenftand die Perſön⸗ 
lichkeit it? — Das Beijpiel einer Verwechslung zwiſchen der Forderung, welche das fittliche 
Bewußtſein ber Zeit an die Gefeßgebung auf Bewährung eines Schutes gegen Nachdruck 
ftellt, und der Frage nach dem rechtswillenfchaftlichen Charakter des nun wirklih entftandenen 
Rechts bietet die Hauptfächlich gegen meine Ausführungen gerichtete Abb. von H. Ortloff in m. 
u. Ihering's Jahrb., 5. Bd. ©. 268 fig. (1861). Durch Herumfchiveifen um den eigentlichen 
Sragepunft mit fleter petitio principii und durch eine flete Vermiſchung des Geſetziuhalts 
mit den gefetgeberifchen Motiden wird bie Sache jo wenig gefördert, als durch eine Dialeetik 
mit den Worten, wie „ftaat8gefellfchaftliche® Bedürfniß“, „Recht der geiftigen Erzeugungsfähig- 
fähigkeit”, „Recht auf Schuß bes Arbeitöverdienftes”, „Recht auf Anertennung der Perſönlichleit“ 
u. |. w. Aud Harum's Entgeguung (bei Haimerl, Oeſterr. Vierteljahrsſchr. 11 ©. 269 fig. 
1863) bat mich nicht widerlegt; der angebliche Einwand, meine Anficht laufe auf den Sat 
hinaus, „der Nachdruck ift unerlaubt, weil er verboten if”, if gar kein Einwand, und ein 
Erſchrecken vor diefer Formel ift nur ein bedauerlicher Mangel ihres Verſtändniſſes. Noch 
weniger verlohnt e8 auf andere, zum Theil jeltfame Einwenbungen einzugehen, wie fie bei einer 
Reihe nenefter Schriftfieller über diefen Gegenfiand zu lefen find. 


8. Mildfchaden. 


g 260. 


Derjenige, welchem eine ausjchließliche Sagbberechtigung auf einen fremden 
Bezirke zufteht, ift verpflichtet, diejelbe in der Art auszuüben, bag die jagd- 
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baren Thiere auf eine Zahl befchräntt bleiben, bei welcher für die Grundſtücke 
des Jagdgebiets Fein merklicher Schaden entjtehen Tann!). Der Iagbberechtigte 
ift jeden Wildfchaden, welcher aus einer Nichterfüllung dieſer Pflicht bervor- 
gegangen tft, zu erfeßen ſchuldig ?). 

* Viele Gejete 3) geben aber weiter und verpflichten den Inhaber eines 
ausichließlichen Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden, den gefammten 
in dem Jagdbezirk entſtehenden Wildſchaden zu vergüten, mag er auch das 
Wild gehörig abgefchoffen haben, alfo von jeder perjönlichen Schuld frei fein: 
wer den Nuten der Jagd bat, mag auch deren Nachtbeile tragen *). Aut 
denjenigen Grundftüden, welche wegen ihrer Kleinheit zu einem gemeinfamen 
Jagdbezirk vereinigt find, füllt nach dieſen Gefegen der Wildſchaden der Ge⸗ 
fammtheit der betheiligten Grundbefiger zur Laft 5). Einen bloßen Jagdpächter 
trifft dagegen dieſe Erftattungspflicht nicht, es fei denn, daß er fie im Padt- 
vertrage befonders übernommen hat ©). 


1) Die Eonftruction der Verpflichtung des Sagdberechtigten zum Erſatze des Wildſchadens 
wirb in fehr verfchiedener Weiſe verinht. Cine ältere ganz verierfliche Anficht gebt davon ans, 
daß in dem Jagdrechte zugleich ein Weiderecht enthalten ſei. Cine entgegengejete Anficht will 
die Verpflichtung zum Schadenerfage als eine abfolute Rechtsfolge des Jagdrechts Binftellen. 
Pfeiffer, Prakt. Ausführ. UL S. 100. Gewiß läßt fich allein die Anficht rechtfertigen, melde 
die allgemeinen Grunbfäge der Schadenserfakpflicht zur Anwendung bringt und demgemäß bie 
Erſatzpflicht als Folge einer unrechtmäßigen Handlung oder Unterlafinng aufflellt. Dabei muß 
davon ausgegangen werben, baß in der Ausfchließlichleit des Jagdrechts in einem ganzen Reviere 
zugleich die Verpflichtung einer gehörigen Ausübung desfelben nach der Natur der Sache ent: 
balten fei. Hiernach muß derjenige, welcher Erſatz verlangt, bie Borausfegungen feines An- 
ſpruchs ermweifen (ſ. aud) Bed iu der Zeitfchr. für Rechtspfl. und Verw. im Königreidde Sadıien, 
Bd. 3 ©. 108). Dabei kann der Gegenbeweis, daß der Schaden durch fremdes Streifwild ent- 
ftanben fei, bedeutend werben. 

2) Nach den neuen Jagdgefegen, welche die Jagd jedem Grundeigenthümer zurüdigeben, 
follte eigentlich die Frage von ber Erfaßpflicht des Wildſchadens ganz befeitigt erjcheinen. Ver⸗ 
pachten fie ihr Jagdrecht, fo fteht e8 bei ihnen, fi) dem Pächter gegenüber durch befondere 
Bertragsbeftimmungen zu fihern. Dies ift in der That der Standpunkt mehrerer nenerer 
Geſetzgebungen (3. B. der wilrttembergifchen, badiichen und äfteren preußiſchen). S. darüber 
Bening in der Tübinger Zeitichr. f. Staatswiſſenſch, Jahrg. 1867 S. 450. 

3) 3.8. preuß. Gef. v. 11. Yuli 1891 nnd nun RGB. 758, übrigens mit Beſchränkung 
auf gewifle Arten des Wildfchadens, nämlich den dur Schwarz-, Roth-, Elch⸗ Damm- ımd 
Rehwild, in Preußen auch den durch Faſanen angerichteten Schaden. 

4) Die gleiche Pflicht wird bei Iagdenclaven, in denen bie Jagd ruhen muß, weil fie von 
einem größeren Jagdbezirk rings umſchloſſen find, dem Beſttzer dieſes Bezirls auferlegt, wenn 
er bie Jagd in der Enclave gepachtet hat (REB. 758 Abſ. 2), in Preußen fogar auch dann, 
wenn er die ihm angebotene Pacht abgelehnt hat (Preuß. Gef. 8). 

5) Br. Gef. 23, REB. 758 Abf. 3. Da, wo in ſolchen Bezirken die Gemeinde das Jagd- 
recht hat, ift natürlich diefe zum Erfa des Wildſchadens verpflichtet, event. mit dem Rüdgriff 
an ihren Pächter; fo 3. B. darmftäbt. Gef. v. 6. Auguft 1810, 26. Juli 1848 Art, 12, 18, 
bayr. Gef. v. 15. Juni 1850, 

6) Doch fol es nach preuß. Recht bei Gemeindejagden die Hegel bilden, daß dem Püdter 
die Erftattung des gefammten Wildſchadens auferlegt wird. Deshalb bedarf ein Pachtvertrag, 
in dem biefe Klaufel fehlt, ber Genehmigung des Kreisausichufies, jobald auch nur ein Grund⸗ 
befiter Einſpruch erhebt. Preuß. Gef. v. 11. Juli 1891 $ 2. Nach mandjen Gefeken ift 
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*Noch anders tft der Standpunkt derjenigen Geſetze, welche den Jagdbe⸗ 
rechtigten felbft für ſolchen Schaden Haften laffen, welchen das aus feinem 
Bezirk austretende Wild in fremden Jagdbezirken anrichtet; doch ift dieſe 
Art der Erjagpflicht meiſtens auf foldhe Jagdberechtigte beſchränkt, die gemifje 
Wildarten in umgatterten Nevieren hegen, und bezieht ſich alsdann mur auf das 
aus den Gattern austretende Wild. Das Reichsgeſetzbuch wird berartige Geſetze 
fortgelten laſſen 7). 


Übrigens der Jagdpächter von Rechtswegen für allen Wilbfchaden Baftbar; fo 3. B. in Darm- 
fladt (Gef. v. 26. Juli 1848 Art. 12, 13). 

7) So preuß. Gef. 14 für Schwarzwild und (nad Francke in ben Berh. bes 18. Zuriften- 
tage8 II ©. 176) Braunſchweig auch für Damm- und Rothwild. Noch firenger ift das 
hannöverfche Hecht und die franzöfliche Praxis (Francke ebenda ©. 165, 178 fig). — Amil. 
Anm. zu RGB. 758, II Nr. 2, 


Drittes Bud). 
Die Rechte an Perfonen. 


Allgemeines. 
8261. 


Das ältere deutſche Rechtsleben enthielt eine Reihe von Motiven für 
diejenigen rechtlichen Beziehungen der Menſchen zu einander, welche die heutige 
Rechtswiſſenſchaft als Rechte an Perſonen auffaſſen würde. Dahin gehört das 
Verhältniß beſchworener Treue zwiſchen Vaſallen und Lehnsherren, wie es ſchon 
oben ($ 120, 1) gewürdigt wurde, ganz beſonders aber das in feinen einzelnen 
Anwendungen und Ericheinungsformen höchſt mannigfaltige Schutzverhältniß, 
welches die mittelalterlichen Nechtöquellen als die Unterwerfung gewiffer Ber- 
fonentlaffen unter das Mundium, die Bormundfchaft eines Schusherrn, dar- 
ftellen 2). Die allgemeine Urjache dieſes in fo verichtedenartigen Zuftänden 
wirffamen Mundiums war das Bedürfniß einer Vertretung für Diejenigen, 
welchen die vollkommene Rechtsfähigkeit nach Vollsrecht mangelte, deren allge- 


1) Eine forgfältige Bearbeitung der wichtigiten mit dem deutſchen Mundium in Verbindung 
ftehenden Rechtsinftitute ift in dem Werke enthalten: Kraut, Die Bormundfchaft nad) den Grund⸗ 
fäten des deutichen Rechte, 3 Bände (1835—1859), — Eine nene geichichtlicdhe Unterfuchung 
hat geliefert: Rive, Gefchichte der deutfchen VBormundfchaft, 1. Bd. (germanifches, namentlich 
nordifches Recht enth.), 1862, 2. Bd. 1. Abth. (1866); 2. Abth. (1875), Das hanptfächliche 
Ziel diefes Schriftftellere ift die Ablehnung einer für alle Arten der Bormundfchaft gemeinfamen 
Idee, wie fie bisher in der Fehdeunfähigieit und dadurch bebingten Wehrlofigleit gefunden 
wurde, und eine Zurüdiührung ber verfchiedenen Arten der vormundfchaftlihen Vertretung auf 
ihre fpeciellen realen Grundlagen im bejonderen Lebensverhältnifen. Inſoweit Rive damit der 
bisherigen Einfeitigleit in der VBerwerthung des Mundiums, als eines unterſchiedẽlos herrichenden 
Princips, entgegentritt, ift er wohl im Rechte. Cine neue Beſprechung diefer Frage giebt auch 
Agricola, Die Gewere zu rechter Vormundſchaft (1869) S. 77 fig. Heusler, Inſtitutionen des 
D. BR. (1885) 8 23 fig. faßt die „Munt“ nicht als ein Schubrecdht, fondern als einen 
Gewalt⸗ und Herrichaftsbegriff auf; der Grund des Mundiums habe nicht in der Schußbebürftig- 
feit und Waffenunfähigleit gewiſſer Perſonen gelegen, vielmehr fei basfelbe einfach das dem 
Borftaude des Hausweſens u. ſ. m. gebührende Gewaltrecht über alle dem Letzteren Angehörenden 
gervefen. Mit diefer Auffafjung würde wiederum einer ber Geſichtspunkte verſchwinden, welche 
man bisher als höchſt charakterifiiich für das beutfche Hecht betrachtet hatte. Vorerſt kann ich 
mic nicht von der Berechtigung dieſer Anficht überzeugen, die, wie mir fcheint, auf einer 
Barallelifirung von Munt und Gewere berubt. 
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meine Vorausſetzungen jowohl den Unmündigen und Frauen, als dern Geift- 
fihen und denjenigen Freien fehlten, welche den nothwendigen Schuß freier 
Bamiliengenoffenichaft entbehrten. So entitand eine Reihe von Mundial- ober 
Bormundfchaftsverhältniffen, deren urfprünglicer Charakter in der Vertretung 
der Wehrloſigkeit lag und fich in einem Verhältniß gegenfeitiger Nechte an ber 
Berfon daritellte. Neben dieſer gemeinfamen Beziehung hatte freilich jede ein- 
zelne jener Vormundſchaften auch ihre felbftändige Grundlage in dem fpeciellen 
Interefje des durch fie vertretenen individuellen Lebensverhältniffes, und in dem 
Maße, als jener alterthümliche Gedanke des Mundiums zurüdtrat, ging bier- 
aus das geftaltende Princip der einzelnen Imftitute der väterlichen, der Alters-, 
Geſchlechts⸗/ und Standesvormundichaft hervor. Bon dieſen Inftituten ijt bie 
Standespormundfchaft, die ſich ſchon früh in eine üffentlihe Gewalt (Wogtet) 
verwandelte, aus dem heutigen Nechte ganz, die Geſchlechtsvormundſchaft 
wenigſtens bet unverbeirateten Frauen, verſchwunden, wogegen die Grundzüge 
der väterlichen und Alter8oormundfchaft des älteren deutfchen Rechts auch bei 
der Bildung des gegenwärtigen Rechts bedeutfam geblieben find. 


8 262. 


Aber das deutihe Recht bat zur Beftimmung der Natur von Nechtöver- 
Hältniffen mit dem Charakter der Rechte an Perſonen noch ein bejonderes 
Motiv; es ift Dies der eigenthümliche Geift, in welchem e8 die urfprünglichite 
aller Verbindungen, die Familie, auffaßt. Es giebt fein Recht, weldhes das 
Band der Familie feiter fchließt, den fittlichen Werth der innigſten Familien⸗ 
gemeinfchaft tiefer erfaßt und ben Trieben der väterlichen Stätte für ehrwür⸗ 
diger erachtet al8 das deutſche. Zwar hatte fchon im fpäteren Mittelalter bie 
Samilienverbindung die Zunction der Friedensbürgſchaft der erjtarfenden öffent- 
lihen Gewalt abgetreten, aber die tiefere Bebeutung der Familiengenoſſenſchaft, 
der Gedanke der Steigerung des perjönlichen Werths durch Uebernahme und 
Fortfegung alter Stammesindividualität und der Einheit aller durch gleiches 
Stammesbewußtjein Verbundenen war dadurch nicht erjchüttert worden; und 
wie Died früher in eigenthümlichen Wirkungen auf die rechtlichen Verhältniſſe 
des Grundeigenthbums und einer bejonderen Organifation ver Kamiliengewalt 1) 


1) Wenn man in neuerer Zeit auf Grund diefer 3 B. beim hohen Abel noch immer 
vorlommenden Erfcheinung gefagt hat, die Familie gehöre zu den f. g. Genoſſenſchaften, 
fo Bat man babei überjehen, daß damit zwar etwas thatſächlich und ſittlich Bedeutendes, aber 
juriſtiſch völlig Unbeftimmtes ausgefprochen if. Allerdings find diefe Familien Genoffenfchaften ; 
darin Tiegt aber zunächſt weniger die Beſtimmung eine® rechtlichen, als eines factifchen Ver⸗ 
hältniſſes. Genoſſenſchaft ift an fich keine Rechtsform ; es giebt Genoſſenſchaften ohne alle Rechts- 
form; aber häufig liegt in der Genoffenfchaft da8 Motiv zur Begründung einer Rechtsform, 
welche der Ausdruck derfefben if. Sie kann ſich aber juriftifch ausdrücken in der Eorporations- 
verfafjung, oder ist einer Societät, fo felten die® auch vorlommen mag, unter Anderem auch in 
einer befonberen Eigenthumsgemeinſchaft (3. B. bei der in Franken vorfommenben ſ. g. Condo⸗ 


aninatenerTaffung einiger reichSritterfchaftlicher Familien); am bäuftgften freilich wird fie ſich nur 
17. 29 
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feinen entiprechenden Ausdrud fand, fo erjcheint es felbft noch in unjeren 
Tagen, troß vielfacher Abſchwächung jener altgermanifchen Gefühle, als die 
Grundlage mannigfaltiger Sitte, wenn auch mr felten als der Inhalt be- 
ſtimmter Rechtsformen ?)., Wohl aber berubt ver befondere Charakter ber 
elterlichen und Kindesrechte, der elterlichen Gewalt, des ehelichen Verhältnifſes 
und ber Herrichaft des Mannes im Haufe im heutigen Rechte noch immer zum 
großen Theile auf jener tieferen Auffafjung ver Familie und jener befonberen 
ſittlichen Kraft, welche der deutſche Volksgeiſt diefer natürlihen Verbindung 
beilegt. 


Erftes Gapitel. 


Das ehelide Recht. 


Einleitung. 
8 263. 


Die juriftifche Behandlung der Ehe kann abgejehen von der Entwidelung 
der vermögensrechtlichen Wirkung diefer Verbindungen nur wenig über die Feit- 
jtellung der äußeren Linien des perjönlichen Nechtsverhältnifies der Ehegatten 
binausgeben , fie kann fich nicht die Aufgabe ftellen, die ganze Fülle der aus 
der inneren Lebensgemeinfchaft der Ehegatten hervorgehenden Beziehungen, wie 
fie zumal in Deutichland bei einer hoben Würdigung der Ehe aufgefaßt werben, 
in Rechtsformen zu übertragen und jo dem Gebiete der fittlichen Freiheit, 
welchem fie vorzugsweile angehören, zu entziehen !). In diefem Sinne ift bier 


in dem Zufammenbange der Familienglieder darftellen, welcher aus dei gemeinfamen SInterefien 
und Rechten an Kamilienfideicommifien, Lehen, Erbverbrüderungen, Stiftungen u. ſ. w. hervor⸗ 
geht. Oft drüdt fi aud der Gedanke ber Genoſſenſchaft in Einrichtungen aus, welde mur 
auf Sitte beruhen; aber jelbft wenn dieje zum Nechte gefteigert worben ift, 3. B. eine gewiſie 
Strafgewalt de Seniors in Familien des hohen Adels, dann ift nicht der Begriff der Genofien- 
Ihaft zu einer beftimmten Rechtsform erhoben worden, fondern e8 bat nur eine einzelne 
Wirkung biefes Motivs rechtliche Anerkennung erhalten. Damit erledigen ſich von ſelbſt die 
Betrachtungen Beleler’s, Vollsrecht und Juriftenrecht”, ©. 168, und berer, welde ihm fpäter 
gefolgt find, 3. B. Renaud, Lehrb. des beutich. Pr.-R. 5 59, umd Gierle, Deutſches Genofien- 
ſchaftsrecht, 1. Bd. (1868), derf. in Grünhut's Ztſch. 5 S. 260. S. Gerber im Ardiv f. civ. 
Pr. Bd. 37 S. 50, in ber Zeitfchr. f. Eivile. und Proceß, N. F. Bd. 13 ©. 198, und in den 
Jahrb. f. Dogmatil, Bd. 2 S. 359 fig. Meier in d. Zeitichr. f. d. Privat- u. öff. R. d. 
Gegenwart v. Grünhut V ©. 239 fig. u. VI S. 201 fig. gegen bie ungeheuerliche Auſicht, deß 
jede hochadelige Yamilie ohne Weitere® als juriſtiſche Perfon zu behandeln ſei. S. aud) oben 
©. 136, 

2) Außer der Berfafiung der Familien des hohen Adels und mancher anderen Familien 
gehört hierher die Erblofung, das Inſtitut der Stammgüter und Yamilienfibeicommifie- 

1) Es würde unmöglich fein, das Wefeu ber Ehe durch eine bloße Summirung der bür’- 
tigen Rechtsfäte zu erfchöpfen, weiche die äußere Peripherie biefes Lebenstreifes berühren. Jene 


-  &äte erhalten überhaupt erft eine Bebeutung durch die Borftellung, daß Binter ihnen noch weitere, 


umfaflendere fittliche Pflichtverhältnifie ftehen. Ein Capitel der chriſtlichen Ethik vermag Bier 
eine inhaltreichere Entwidelung zu geben als ein Capitel des Privatrechts. 


— vv. um — u vu 
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zumächlt die Lehre von Bem durch die Ehe begründeten perfönlichen Rechts⸗ 
verhältnifie der Ehegatten zu behandeln, welches ein Verhältniß gegenfeitiger 
Rechte an der Perfon ift, und, obſchon durch einen Vertragsact errichtet, ſich 


. doch feinen Inhalte nach nicht als ein vertragsmäßiges, d. b. auf der Willtür 


der Parteien berubendes, jondern als ein organiich-fittliches, d. h. durch eine 
höhere und im Wefentlichen abfolute Rechtsordnung beftimmtes darſtellt; ſodann 
die Wirkungen ver Ehe auf das Bermögen, eine Lehre, in deren Ausbildung 
fih ein gamz befonderer Reichthum des beutichen Rechts entfaltet bat. * Voraus⸗ 
zuſchicken find einige vermögensrechtlic wichtige Bemerkungen über das Ver- 
loöbpniß. Dagegen gehört die Lehre von der Eingehung und Auflöfung der Ehe 
nicht in das Syſtem des deutfchen Privatrechts, fondern bildet den Gegenftand 

eines befonderen Zweiges der Rechtswiſſenſchaft, des Cherechts ?). | 


I. Das Berlöbniß'). 
g 264 *, 


Das Verlöbniß ift auch bei formlofem Abſchluß ein rechtsgültiger Bertrag. 
Freilich fanıı aus dem Vertrage nicht auf Eingehung der Ehe geflagt werben ?), 
und fogar die Feſtſetzung einer Bertragsftrafe für den Fall, daß die Ehe nicht 
zu Stande fommt, tft nichtig. Trotzdem ift der Bruch des PVerlöbnifjes ein 
Rechtsbruch. Und zwar bricht ein Verlobter fein Verlöbniß nicht bloß, wenn 
er felber grundlos zurüctritt, fondern auch dann, wenn er burcch fein ſchuld⸗ 
Haftes Verhalten den andern Verlobten zum Rücktritt veranlaßt. Wer fich des 
Verlöbnißbruchs ſchuldig macht, muß dem andern Verlobten over deſſen Eltern 
alle Vermögensopfer,, die fie in Folge des Verlöbniffes gebracht ®), erftatten, 


2) Diefen Staudpunlt bat bereit® Gerber eingenommen, freilid nur „einftweilen — 
„bevor nicht eine neue Gefammtcodification des Eherechts durch die bürgerliche Geſetzgebung er- 
folgt”. Nun ift biefe Gefammteodification jet erfolgt, da das RGB. das ganze perfönlicdhe 
Eherecht umfafjend geregelt Bat; Gerber's Grund gegen die Aufnahme des perjönlichen Ehe- 
rechts in das deutiche Privatrecht wäre alſo fortgefallen. Trotzdem bleibe ich bei der Aus- 
ſcheidung. Denn einmal ift das perjönliche Eherecht öffentliches Recht, feinem innerften Weſen 
nad; feine Regelung im RGB. kann hieran felbfiverftäublich nichts ändern. Zweitens muß 
bei der Darftellung bes perfönlichen Eherechts Schritt für Schritt auf das canoniſche Recht 
NRüdficht genommen werben, ſowohl aus gefchichtlichen Gründen wie kraft der rein praftijchen 
Erwägung, daß das canonifche Eherecht in foro conseientiae noch heute volle Geltung befitt 
und für den tatholifchen Theil unferes Volls das forum conscientise in Eheſachen rechtlich 
mindeften® ebenfo wichtig ift, wie die weltliche Gerichtsbarkeit; daß aber das canonifche Recht 
in ein Syſtem des deutfchen Privatrechts nicht hineinpaßt, bebarf feines Beweiſes. 

1) ROB. 1208—1208, 

2) EBD. 774, 779 bat bereit die Zwangsvollſtreckung zur Erzmingung der Che- 
fhließung verboten, geftattet dagegen nad) Maßgabe des Landesrechts eine Präjudicialklage, daß 
der Verlobte zur Eingehung ber Ehe verpflichtet ſei; das RGB. verbietet auch diefe Klage. 

3) Zu erflatten ift alfo une der pofitive Schaden, den bie Betheiligten durch das ver- 
gebliche Terlöbniß gehabt, nicht auch der Gewinn, den fie durch Auflöſung des Verlöbniſſes 
einbüßen. 

29* 
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voraudgefegt, daß dieſe VBermögensopfer nach Art und Umfang den thatſächlichen 
Berbältnifien entſprechen. Schenkungen, die ein Verlobter dem andern gemacht, 
fann er bei Auflöjung des Verlöbniſſes ſelbſt dann zurüdfordern, wenn bie 
Auflöjung nicht durch einen Rechtsbruch, fondern etiwa mit beiberfettiger freier 
Zuftimmung erfolgt‘); und wenn bie Auflöfung durch einen Nechtsbrud 
geichieht, fteht das Rückforderungsrecht nicht bloß dem unfchuldigen, fonbern 
auch dem fchulbigen Theil zu. 

Hat eine unbejcholtene Berlobte dem Bräutigam die Beiwohnung gejtattet, 
jo kann fie, wenn der Bräutigam rechtswidrig das Verlöbniß bricht, eine billige 
Entſchädigung in Geld felbft dann verlangen, wenn fie einen Vermögensſchaden 
nicht erlitten bat („‚Deflorationsanfprucy‘‘) 5); gebiert die Braut in Folge dieſer 
Beiwohnung ein Kind, fo Tommen die allgemeinen für uncheliche Kinder gül- 
tigen Regeln zur Anwendung, ohne baß das „Brautkind“ dabei einer bejon- 
deren Begünftigung tbeilhaft würbe ©). 

Ale Anfprühe, die aus dem PVerlöbnigbruche hervorgehen, verjähren in 
einem Jahr feit Auflöfung des Verlöbniſſes 7). 


II. Perſönliche Rechtsverhältniſſe der Ehegatten. 
& 265. 


Die innigſte fittliche Vebensgemeinfchaft, welche das deutiche Hecht feit der 
älteften Zeit ald das Wefen der Ehe anerlennt !), ftellt die Ehegatten als bie 
Genoſſen gleihen Rechts?) var. Aber dem Manne gebührt ein Uebergewicht 


4) Ausgenommen „im Zweifel“ die Auflöfung bes Verlöbniſſes burch den Tod eine 
Berlobten. 

5) RGB. 1206. Das heutige Recht behandelt die Frage fehr verichieden. Das gemeine 
Recht giebt den Deflorationsanfprud in Anknäpfung an den canoniſchen Sat „duc et dots“ 
jeber unbefcholtenen Jungfrau oder Wittme, welche von einem Manne zum Beiſchlaf verführt 
if, mag aud ein Eheverſprechen nicht vorausgegangen fein, und bezeichnet als Gegenſtand des 
Anſpruchs alternativ bie Ausftattung oder Heirath („duo aut dota); der Verführer hat allo 
zwiſchen der Ausftattung und der Heirath zu wählen; ähnlich Sächſ. EB. 1551, nur daf ber 
Anſpruch auch dann Play greift, weun das Mädchen die Beimohnung „ohne Verführung“ ge 
ftattet hat. Die Beichräntung des Deflorationsanfpruch® auf die verlobte Braut findet fid 
z. B. im preuß. Gel. v. 24. April 1854. Ganz abgefchafft ift der Deflorationsanfpruuch — ab- 
gefeben von dem Yall, wo der Dann bie Beimohnung durch ein Verbrechen erreicht bat — im 
franzöfifhen Recht. Mot. IV S. 912. — Ueber Hamburg. Recht Entſch. d. Reichöger. 29 ©. 97. 

6) S. unten $ 2908, 

7) RGB. 1208. 

1) Taciti Germ. c. 18: „— Admonetur (mulier), venire se laborum porienlorumque 
sociam.“‘ Cap. 19: „— unum corpus, unamque vitam.“ Schwſp. (Laßb.) 5: „— man und 
sin wip, diu reht und redelichen sur e chomen sint — da ist niht sweiunge an; si sint wan 
ein ip —.“ 

3) Sip. 1II, 45 8 3: Dat wif is ok des mannes genotinne tohant als sie in sin bedde 
trit; na des mannes dode, so is sie ledich von des mannes rechte.“ (S. auch daſ. II, 4 
$ 2). Daf. I, 45 $ 1: „Al ne si en man sime wive nicht evenburdich, he is doch ire vor- 
münde, und sie is sin genotinne, und tritt in sin recht, svenne se in sin bedde gat.“ frei 
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in der natürlichen Stellung al8 Herr und Meifter des Haujes?) und als Ber- 
treter der Familie nach außen *). Die Frau theilt Hiernach Namen und Stand 
des Mannes, und dem Manne ftebt in allen das gemeinfchaftliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten, 3. B. bei der Auswahl von Wohnort und Woh⸗ 
nung, die Enticheidung zus). * Deshalb kann dann auch die Frau über ihre 
Perfon nur mit Zuftimmung des Mannes verfügen; fie darf 3. B. ein Gewerbe 
nur treiben, wenn e8 der Mann erlaubt), und Dienitverträge, die fie eigen- 
mächtig eingegangen, kann der Mann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrijt 
kündigen; ja der Mann kann die Frau fogar, foweit dies nach den Verhältniffen 
der Gatten üblich ift, zu Arbeiten in feinem Gejchäft ober in dem gemeinfamen 
Hausweſen zwingen’, So kann man den Dann geradezu ald den Bormund 
der Frau bezeichnen. Freilich ift feftzuihalten, daß die eheherrlide Bormund- 
ſchaft von der Altersvormundfchaft wefentlich verſchieden ift®);, insbeſondere 
kann der Mann nach ven Regeln des Reichsgeſetzbuchs keine Nechtsgefchäfte im 
Namen der Frau abichließen und auch Feine Proceſſe in ihrem Namen führen, 
ift alio überhaupt nicht gefeblicher Dertreter der Frau; außerdem darf ber 
Dann feine bausherrliche Gewalt nicht bloß, wie ein fonftiger Bormund, im 
Interefje ded Mundels, fondern auch zum Beten des ganzen Hausweſens, alfo 
auch zum eigenen Beften geltend machen"). — Natürlich ift die hausherrliche 
Gewalt des Mannes durch Sitte und Billigleit befchräntt: jede Entſcheidung 
des Mannes, welche diefe Schranke überfchreitet, iit ein Mißbrauch feiner Ge- 
walt, und die Frau kann ihr Die Folge weigern ?). 

* Aber auch der Frau fommt in dem gemeinfamen Hausweſen eine eigen- 
thümliche Herrichaft zu. Regelmäßig ift dieſe Herrſchaft auf ſolche Angelegen- 


burger Stabtrodel $ 21: ‚„‚Omnis malier est genos viri sui in hao civitate et vir mulieris 
similiter‘ u. |. w. Diele Genofienfchaft des Rechts bedeutet namentlich auch Gleichheit bes 
Standes Kraut, Bormundihaft I S. 178—184. 

8) Schwfp. (Lafb.) 8: „— daz ist davon gesetzet, daz der man des wibes vogt is und 
ir meister.“ 

4) Die folgende Darftellung fchließt fich an die vom REB. aufgeftellten Regeln an, welche 
im Wefentlichen mit bem heute geltenden pofitiven Rechte übereinſtimmen. 

5) ROB. 1254, 1255. Deshalb theilt die Frau ohne Weiteres den juriftiichen Wohnfit 
des Mannes, es fei denn in dem Ausnahmefall, wo die Frau dem ins Ausland gehenden 
Manne rechtmäßig die Folge weigert. RGB. 20. 

6) HGB. 7. 

7) RGB. 1268, 1256, 

8) Deshalb muß der minderjährigen Ehefrau neben ihrem Ehemanne als dem Ühebor- 
munde noch ein befonderer Alter8vormund beftellt werden, und wenn, was zuläffig, diefe Alters- 
bormmndfchaft gerade dem Manne übertragen wird, fo erweitert ſich damit der Kreis feiner 
Rechte und Pflichten. 

8a) Eine Ausnahme f. unten $ 370 im Zert bei Anm. 12. 

9) Entweder ohne Weiteres (3. B. wenn der Mann ohne Grund ins Ausland wandert), 
oder fo, daß fie zuvor die Ermächtigung des Vormundſchaftsgerichts einholen muß (3. B. 
wenn fie gegen den Willen des Mannes einen Dienfivertrag eingehen ober Handel treiben will); 
f. RGOB. 1258, 
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beiten beichräntt, welche der Hausfrau als folder durch die Sitte zugewieſen 
find 10), und wird alsdann „Schlüſſelgewalt“ genannt. Sobald aber ber 
Mann duch Krankheit oder Abwejenheit behinvert ift, feine eigene Hausherr⸗ 
(haft geltend zu machen, geben noch weitere Geichäfte, die an un für fi 
dem Ehemann zulommen, auf die Frau über, jedoch nur im Nothfall, nämlich 
unter der Borausfegung, daß die Ausführung der Geſchäfte nicht bis zur Ge 
nefung oder Rückkehr des Mannes aufgefchoben werden fanın 1); dieſe Herrſchaft 
fann deshalb als „Nothverwaltungsrecht“ der Frau bezeichnet werben. 
Der Dann kann die Schlüffelgewalt der Frau beichränten und jogar gan 
ausichließen; aber er darf es nur aus triftigen Gründen thun, da andernfalls 
die Krau vom Bormundfchaftsgericht die Wiedereinſetzung in die Schlüflelge- 
walt fordern Tann !?),; und Dritten gegenüber wirkt die Beichränfung ober 
Ausſchließung der ehefräulichen Schlüffelgewalt nur, wenn fie im Guterregiſter 
eingetragen oder dem Dritten anverweit belannt geworden ift!2). Das 
Nothverwaltungsrecht der [Frau kann dagegen der Mann weder ausichließen 
noch beſchränken. 

*Der Mann muß der Frau nach Maßgabe feiner Lebensftellung , feines 
Vermögens und feiner Exrwerbsfähigkeit Unterhalt gewähren; die gleiche Pflicht 
liegt der Frau dem Manne gegenüber nur dann ob, wenn er außer Stande 
ift, ſich felbit zu unterhalten. Beide Pflichten gelten auch dann fort, wenn 
die Ehegatten getrennt leben und einer von ihnen die Herftellung des ehelichen 
Lebens rechtmäßig verweigert, kann aber in dieſem alle aufgehoben oder auf 
die Zahlung eines Beitrags befchränkt werben, fofern dies der Billigkeit ent- 
ſpricht 10). 

Das Eintreten eines der weſentlichſten Beſtandtheile des ehelichen Rechts, 
die Standesgleichheit, ſetzt bei den Ehen von Perſonen des hohen Adels 
noch die Erfüllung des beſonderen Erforderniſſes der Ebenbürtigkeit der Ehe⸗ 
gatten voraus 15). Wo diefe fehlt, ift eine Mißheirath (disparagium) vor- 


10) ROB. 1267. 

11) ROB. 1300, 1358, 

12) Nach der Faffung von REB. 1257 muß aber die Fran bemweifen, daß die Maßregel 
des Mannes grundlos war. 

13) REB. 1257. Auch Gerber erkeunt $ 234°, daß die Schlüffelgewalt einzelne rechtliche 
Wirkungen äußere, bezweifelt aber, ob fie „als Ganzes in die Sphäre des Rechts bineingezogen 
werden bürje”. — „Die Frage, ob ein Vertrag ber Ehegatten rechtswirkſam geſchloſſen werden 
tönne, in dem der Ehemann auf feine perjönliche Ehegewalt verzichtet, insbeſondere ſich ver⸗ 
pflichtet,, den Wohnfl der Frau ſtets beizubehalten, ift richtiger zu verneinen, ba die Hedtt- 
ftellung bes Mannes in der bei uns beſtehenden Organifation der Familie abfolntes Recht iR.“ 

14) 3. 8. werm die Frau ausreichende Einnahmen befist, der Mann dagegen unbe⸗ 
mittelt if. ROB. 1261. 

15) Pütter, Ueber Mifheiraten deutfcher Fürften und Grafen (1796). Mofer, Yamilen- 
ſtaatsrecht, Bd. 2 ©. 28 fig. ©. beſonders Göhrum, Geſchichtliche Darftellung ber Lehre von 
der Ebenbürtigfeit nach gem. dentfch. Rechte u. |. w, 2 Bde. (1846). Das Erfordermiß der 
Ehenbürtigkeit der Ehegatten war im Mittelalter, abgefehen von dem Verhältniß zwiſchen freien 
und Unfreien, auch in Bezug anf einzelne Abftufungen ber Freien anerkannt (Schröber, Zeitſchr. 
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Handen, welche außer der Ausichließung der Standesgleichheit der Gatten auch 
vie Wirkung bat, daß die Kinder nicht den höheren Geburtsſtand und Rang 
des Vaters theilen, und ſowohl die Frau als die Kinder nur diejenigen ver- 
mögendrechtlichen Anſprüche an die Binterlafjenfchaft des Letteren erhalten, 
weldhe von ber Borausfegung der Ebenbürtigfeit unabhängig find 1°). Werben 
diefe Wirkungen der Mißheirath gleich bei Eingehung der Ehe vertragsmäßig 
beftimmt, jo nennt man die Ehe eine Ebe zur linfen Hand (matrimonium ad 
morganaticam 8. ad legem Salicam) !?). 


f. Rechtsgeſch. II S. 461 fig.), jedoch veränderten fich die hierauf bezüglichen Rechtsfäge außer- 
ordentlih Häufig unter der Einwirkung der Wandelung des Ständeweſens. Später hat die 
Aufnahme des römiſchen Rechts das Princip der Ebenbürtigfeit bei der Ehe im Allgemeinen 
verdrängt. Es if nur beim Herrenftande, ben ehemaligen Reichsſtänden, d. h. dem heutigen 
Hohen Adel, beftehen geblieben, indem es in diefer Sphäre durch Hausgeſetz, Hausverträge und 
Obſervanz befeftigt wurde. Die Reichsgeſetzgebung hat nur in der Wahlcapitulation von 1742 
Art. 22 dariiber gefprochen, indem fie die rechtliche Exiſtenz „notorifcher Mißheirathen“ beim 
Hoden Abel anerlennt; das in der Wahlcapit. v. 1792 gegebene Berfprechen, diefen Ausdrud 
zu erklären, ift unerfüllt geblieben. — Bon Mißheirathen des niederen Adels kann hiernach im 
rechtlichen Sinne des Worts nicht mehr die Rebe fein. Indeffen ift au die Formulirung des 
heutigen Rechts der Ebenbürtigleit beim hohen Abel nicht umbeftritten; in feiner Lehre hat es 
mehr Schwankungen gegeben als in diefer. Cine lebhaft vertheidigte Anficht geht inshefondere 
dahin, baß ed in Bezug auf die Frage, was eine Mißheirath fet, gar feinen allgemeinen objec- 
tiven Rechtsſatz gebe, ſondern lediglich das individnelle Hecht jedes einzelnen Hauſes entſcheide. 
©. u. A. Zöpfl, Ueber Mißheirathen in den beutfchen regierenden Fürſtenhäuſern überhaupt 
und in bem Oldenb. Gefammthaufe insbeſ. (1858). Da es indeſſen unbeftreitbar iſt, daß bie 
Familien des hohen Adels, trog mancher Abweichungen, im Ganzen conflant und grundfäglich 
an dem Principe der Ebenbürtigkeit feftgehalten haben, und überdies der hohe Adel nach dem 
Wegfalle der Reichsgewalt, melde die ftändifchen Gegenſätze allenfall8 durch Standeserhöhung 
ausgleichen fonnte, vermöge des Art. 14 der deutſchen B.-A. als hiſtoriſch confolidirter Stand 
vollftändig abgefchloffen mworben ift, fo muß es jett auch als Regel, db. 5. als der im 
Zweifel vorauszufegende Wille der die Hausorganifation beffimmen- 
den Factoren, angenommen werben, daß nur die Ehe eines hochadligen Mannes mit einer 
in ihrem Haufe für ebenbürtig geltenden Tochter einer hochadeligen Familie als ftandesgemäß 
betrachtet werden kann. Nur wenn das Hausgeſetz oder die Hausobfervanz aud) die Ehen mit 
anderen als hochadeligen Perfonen für hausrechtlich vollwirkſam erflärt (mad namentlich bei 
Geſchlechtern des neufürftlichen und reichsgräflichen hohen Adels öfter ber Fall ift), darf biefe 
Regel im concreten Falle für durchbrochen angejehen werden. Diefe Regel hat aljo weniger die 
Bedeutung eines birecten Nechtsfages, als vielmehr die eines Interpretativfaes; in dieſem 
Sinne ift fie aber ein wirkliches Rechtsprincip, nicht eine bloße flatiftiiche Summirung überein- 
ſtimmender Eingelerfheinungen. — Nach Heffter, Die Sonderrechte ber fouveränen und mediati- 
firten vormals veichsftändifchen Häufer Deutfchlands (1861) ©. 11d, ſchließt das Ebenbürtigkeits⸗ 
prineip nur Perfonen des Bürgerſtandes, nicht auch des niederen Adels aus; dem Bat fich, 
freilich mit Beſchränkung auf die vormals reichSgräflichen Familien, das Reichsgericht ange 
ſchloſſen und deshalb die Ehe eines Prinzen von Löwenftein mit dem dem niederen Adel ange- 
hörigen Frl. von Fabrice für ftandesgemäß erflärt (Eutſch. Bd. 32 ©. 148). 

16) Daher hat die Fran keinen Anſpruch auf das ftandesgemäße Witthum, und die Kinder 
find nicht fuccefftonsberechtigt in Betreff der Stamm-, Fideicommiß- und Lehngüter des Haufe, 
erhalten auch keine Apanage. Diefe Nachtheile können durch Verzicht und Anerlennung der 
‚ebenbürtigen Erben (und Eimvilligung der Lehnsheren) gehoben werden. ©. über die Anſprüche 
aus foldden Ehen Heffter, Ztich. f. D. R. Bd. 2 Heft 2 Nr. 1. 

17) II feud. 26 $ 165. Il feud. 29: „Quidam habens filium ex nobili conjuge, post mor- 
tem ejus non valens continere, aliam minus nobilem duxit; qui nolens existere in peccato, 
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III. Einfluß der Che auf das Vermögen. 
Einleitung. 
& 266. 


Unverkennbar ift der feit der älteften Zeit bis auf die Gegenwart gleich- 
mäßig hervortretende Zug des beutichen Rechts, die eheliche Lebensgemeinſchaft 
in ihrer Beziehung auf das Vermögen nicht bloß durch die freie WillenSbeftim- 
mung, alſo den fittlichen Geift der Ehegatten, fondern auch durch beftimmte 
Rechtsformen darjtellen zu laffen. Dieje Einwirkung der Ehe auf das Ver- 
mögen der Ehegatten geftaltet fih in ber Form der wirthſchaftlichen 
Einheit der ehbelihen Güter in der Hand des Mannes, der fie 
verwaltet und für die Zwede der Ehe verwendet. Aber bie ift 
bloß die allgemeine Charafteriftit der vermögendrechtlichen Wirkung in Deutſch⸗ 
land. Ohne jenen principiellen Gedanken irgendwie zu verläugnen, bat ihn das 
deutſche Recht in der mannigfaltigften Geftaltung des Einzelnen zur Ausführung 
gebracht. Bon der im Wefentlichen gemeinfamen Grundlage des mittelalter- 
lihen Rechts ausgehend, in welchem er ſchon in voller Geltung erjcheint, it 
jener Grundſatz der Einwirkung inbivivueller Zufälligfeiten und Intereffen, von 
denen die Beſonderheit der Erfcheinungsform deutſchrechtlicher Principien in 
Iocalen und particulären Rechtsquellen abhing, in ſolchem Maße ausgefest 
gewejen !), daß die wiflenichaftliche Beherrichung ver Mannigfaltigleit feiner 


eam desponsavit, ea lege, ut nec ipsa nec filii ejus amplius habeant de bonis patris, quam 
dixerit tempore sponsaliorum : quod Mediolanenses dicunt accipere uxorem ad morganaticaın, 
alibi lege Salica. Hic filiis ex ea swusceptis decessit. Isti in proprietatem non succedu:t, 
aliis exstantibus: sed nec in feudo, etiam aliis non existentibus: qui licet legitimi sint, tamen 
in beneficio minime succedunt. In proprietate vero succedunt patri, prioribus non existentibus. 
Succedunt etiam fratribus sine legitima prole descendentibus secundum usum Mediolanensium.“ 
— Ueber das Imftitut Überhaupt und namentlich über die VBebeutung des Namens f. Niebel- 
schütz, Comm. de matr. ad morganaticam, Hal, 1851; bie Etymologie des Worts weiſt aber 
unzweifelhaft auf morgengabe hin. — Die morganatiiche Ehe wird ba ftattfinden, mo die geſetz⸗ 
lihen Nachtheile der Mißheirath durch Beftfegung eines Diinimum der Standes und Bermögen® 
rechte gemildert werden follen. Eine Benutung dieſer Form, um in einer ebenbürtigen Ehe 
die Frau und Kinder ihrer rechtlihen Stellung zu berauben, kann nicht u der Sphäre ber 
Dispoſitionsbefugniß des Einzelnen liegen. Das Recht Mmäpft Stand und Succeffion am die 
Thatſfache der ehelichen Geburt in ebenbürtigen Ehen, umd diefe Thatfache kaun durch Ver⸗ 
trag nicht ungejchehen gemacht werben. Putter, Mißheirathen S. 861. Abm. Zöpfl, Staat 
recht, 2. Bd. $ 228 und die pofitive Regel Pr. IR. II, 1 8 836, welde allen Männern 
„höheren Standes” mit Iandesherrlicher Erlaubniß die Ehe zur linken Hand geftattet. — Roth, 
D. Pr.R. II 8 91 Note 4 behauptet, daß durch 8 72 des Reichsgeſetzes v. 6. Febr. 1875 dab 
Recht der Abſchließung morganatifcher Chen dem hohen Adel entzogen und nur noch den landes⸗ 
herrlichen Familien und der Familie Hohenzollern belafien worden fei; ich lann jedoch dieſen 
Rechtsinhalt in dem genannten Paragraphen durchaus nicht finden. &o auch Stobbe IV 
5 31412, * Auch Einf. Geſ. Art. 34 zum RGB. läßt den hohen Adel fein bisheriges Recht. 
1) Es giebt feinen Gegenſtand, für defien Beftimmung ein größeres Bedürfniß empfunden 
wurde, als für die Regulirung der VBermögensverhältniffe der Ehegatten bei Auflöfung der Che, 
alfo die Theilung der bisher gemeinfdhaftlich verwalteten Güter, die Rechte de Ueberlebenden, 








Eheliches Süterrecht des Mittelalterd. 8 267. 457 


weiteren Fortbildung nur durch die Aufftellung mehrerer Gruppen ebelicher 
Güterrechte bewirkt werden Tann, welche fich dem Rechte des Mittelalters bald 
verwanbtichaftlich zuneigen, bald entfremdet von ihm abwenden ?). 


A. Aelteres Recht. 
& 267. 

Nach dem Rechte des Mittelalters !) Haben Mann und Frau lein gezweiet 
Gut während ver Ehe?); da der Haushalt beider Gatten gemeinichaftlich ift, 
und fie die Laſten besfelben mit ihrem beiberfeitigen Vermögen tragen, fo 
vereint e8 der Mann vermöge feiner vormundichaftlicen und hausherrlichen 


die Abtheilung "mit Kindern und fonftigen Erben. Der Dlangel einer principiellen und ſyſte⸗ 
matifchen Beherrſchung des Rechts mußte bei einem Nechtsverhältniffe, welches faft alle wich⸗ 
tigeren Bermögenszuftände berührte, nachdem die einfachen Grundlagen ber Rechtsbücher verlafien 
waren, Schwierigkeiten’ herbeiführen, welche überall,' auch in der Fleinften Stadt, die Thätigleit 
der Geſetzgebung veranlaftten. Daher der außerordentlihe Reichthum an flatutarifchen Beflim- 
mungen und Willfüren barüber. Es ift nun gewiß nicht zu verfennen, daß ſich bezüglich der 
Feſtſetzung über manche hier auftretende Frage, namentlich die Rechte des Weberlebenden am 
ehelichen Vermögen, fein Berhältniß bei beerbter und bei unbeerbter Ehe, eine gewiſſe Ueberein⸗ 
fimmung ber zu einer hiftorifchen Gruppe gehörenden Statuten nachweiſen läßt, und es läßt 
fi dagegen nicht8 einwenden, wenn man hierauf den Nachweis ſtammesrechtlicher Eigenthüm- 
lichkeiten zu gründen verjucht. Aber man darf dabei nicht vergeflen, daß die allen beut- 
{hen Stämmen gemeinfame Eigenthäümlichkeit doc nur in ber Gefanmtorgani- 
fation der ehelichen Wirthichaft duch da8 ehemännliche Verwaltungsrecht liegt, der 
gegenüber jene Beftimmungen eine verhältnigmäßig untergeordnete Bedeutung haben. 

2) Ueber die Geſchichte der ehelichen Güterrechte in Deutfchland ſ. Eichhorn, Rechtsgeſch., 
8 62 b, 869, 870, 456 fig., 457, 568. Haſſe in der Zeitichr, f. geich. Rechtswiſſenſch. 4. Bd. 
©. 60 fig. Albrecht, Gewere, S. 257 flg. Kraut, Bormundfc., Bd. 2 ©. 331 flg. Berck, 
Meber da8 Bremifche Güterrecht der Ehegatten (1832) 8 5—19. Cropp in feinen und Heiſe's 
juriſtiſchen Abhandl. II ©. 427 fig. Wigand, Die Provinzialrechte von Paderborn und Corvey, 
2. Bd. (1832), ©. 6 flg. Enler, Die Güter- und Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt (1841). 
Wächter, Württemb. Privatredt, 1. Bd. ©. 427 fi. Schwarz, Die Gltergemeinfchaft der 
Ehegatten nach fränkiſchem Rechte (1758); Roth im Beller und Muther's Jahrb. HI ©. 313 fig. 
(1859); Hänel in der Zeitfchr. f. Rechts⸗Geſchichte I S. 273 fig. (1862); Schröder, Geſch. des 
ehel. Süterrehts in Deutfchland, 2 Theile (1869—1874); Rive, Geſch. der beutichen Vor⸗ 
mundid., Bd, 2 ©. 130 flg.; Sandhaas, Fränkiſches ehel. Güterr. (1866); v. Martig, Das 
ebel. Güterr, des Sachfenfpiegeld und der verwandten Nechtöquellen (1867); Gerber's Leipziger 
Decanatsprogramm v. 13. Febr. 1869 (and) im 1. Bde. der Sammlung v. Abhandl. d. Mitgl. 
der Leipziger Yuriftenfacultät und in Gerber’s gejammelten jurif. Abhandl.); Agricola, Die 
Gewere zu rechter Bormundichaft als Princip des Sächſ. ehel. Güterrechtd (1869); Euler, 
Mittheil. über ehel. Gfterrecht mit bei. Hinf. auf fränkiſch. u. Frankf. R. (Arc. f. Frankf. 
Geſch. u. Kunft, N. 5. 4. Bd.), 1869. Stobbe, Hanbb. d. Deutih. Pr.-R. Bd. 48 217 fig. 
E. Huber, Die hiftorifhe Grundlage des ehelichen Güterrechts der Berner Handvefte (1884), 
R. Kreund, Das lübiſche eheliche Güterrecht in ältefter Zeit (1884). Heusler, Inftitutionen des 
D. Pr.R. U ©, 292 fig. 

1) Ueber die deutſch. Güterrechte d. Ehegatten überh. ſ. Ch. 2. Runde, Deutſches eheliches 
Güterr. (1841). 

2) Sſp. I, 31 8 1: Man und wif ne hebbet nein getveiet gut to irme 
live. Stirfe aber dat wif bi des mannes live, se ne erft nene varende have wenne rade 
und egen, of se dat hevet, in den nesten. Wif ne mach ok ires gutes nicht vergeven ane 
ires mannes willen, dat he’t dur recht dulden durve. Kraut, Vormundſch. ©. 551. Charak⸗ 
teriftifch fagt auch das Kl. Kaiferrecht II, 100: „alle dink sullen sin in des mannes hant.‘ 
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III. Einfinß der Che auf das Vermögen. 
Einleitung. 
8 266. 


Unverkennbar ift der feit der älteften Zeit bis auf die Gegenwart gleid- 
mäßig bervortretende Zug des deutſchen Rechts, die eheliche Lebensgemeinſchaft 
in ihrer Beziehung auf das Vermögen nicht bloß durch die freie Willensbeſtim⸗ 
mung, alfo den fittlichen Geift der Ehegatten, fondern auch durch beftimmte 
Rechtsformen darjtellen zu laffen. Dieſe Einwirkung der Ehe auf das Per 
mögen der Ehegatten geftaltet fih in ber Form der wirthfchaftliden 
Einheit der ebelihden Güter inder Hand des Mannes, der fie 
verwaltet und für die Zwede der Ehe verwendet. Aber dies iſt 
bloß die allgemeine Charafteriftit der vermögendrechtlichen Wirkung in Deutid- 
land. Ohne jenen principiellen Gedanken irgendwie zu verläugnen, bat ihn das 
deutſche Recht in der mannigfaltigſten Geftaltung des Einzelnen zur Ausführung 
gebracht. Bon der im Wefentlichen gemeinfamen Grundlage des mittelalter- 
lichen Rechts ausgehend, in welchem er ſchon in voller Geltung erfcheint, iſt 
jener Grundfag der Einwirkung individueller Zufälligkeiten und Interefjen, von 
denen die Beſonderheit der Erjcheinungsform beutfchrechtlicher Principien in 
Iocalen und particulären Rechtsquellen abbing, in folhem Maße ausgelegt 
gewefen 1), baß die wiffenfchaftliche Beherrſchung der Mannigfaltigleit jeiner 


eam desponsavit, ea lege, ut nec ipsa nec filii ejus amplius habeant de bonis patris, quum 
dixerit tempore sponsaliorum : quod Mediolanenses dicunt accipere uxorem ad meorganalican, 
alibi lege Salica. Hio Alliis ex ea susceptis decessit. Isti in proprietatem non sacesdu:t, 
aliis exstantibus : sed nec in feudo, etiam aliis non existentibus: qui licet legitimi sint, tameo 
in beneficio minime succedunt. In proprietate vero succedunt patri, prioribus non existentibes. 
Succedunt etiam fratribus sine legitima prole descendentibus secundum usum Mediolanensium.“ 
— Ueber das Imftitut Überhaupt und namentlich über die Bedeutung des Namens |. Niebel- 
schütz, Comm. de matr. ad morganaticam, Hal. 1851; bie Etymologie des Worts weiſt aber 
unzweifelhaft auf morgengabe hin. — Die morganatifche Ehe wird da flattfinden, wo bie geſeh⸗ 
lichen Nachtheile der Mißheirath durch Keftfegung eines Minimum der Standes und Vermögen! 
rechte gemildert werden follen. Eine Benutung diefer Form, um in einer ebenbärtigen Ex 
die Fran und Kinder ihrer rechtlichen Stellung zu berauben, kann nicht u ber Sphäre ber 
Dispofitionsbefugniß des Einzelnen liegen. Das Recht knupft Stand und Succeſſion an die 
Thatfache ber ehelichen Geburt in ebenbürtigen Chen, und dieſe Thatfache kann durd) Ber- 
trag nicht ungeichehen gemacht werden. Pütter, Mißheirathen S. 361. Abi. Zöpfl, Staat 
recht, 2. Bd. 5 238 und die pofitive Regel Pr. LR. Il, 1 8 886, welde allen Muͤnnern 
„höheren Standes‘ mit landesherrlicher Erlaubniß die Ehe zur linken Hand geftattet. — oh, 
D. Pr.-R. II 8 91 Note 4 behauptet, daß durch 8 72 des Reichsgeſetzes v. 6. Febr. 1875 dab 
Recht der Abichliegung morganatifcher Ehen dem hohen Adel entzogen und nur noch den landet 
herrlichen Familien und der Familie Hohenzollern belaffen worden fei; ich kann jedoch dieſen 
Rechtsinhalt in dem genannten Paragraphen durchaus nicht finden. Go and Stobbe IV 
8 21418, * Auch Einf.Gef. Art. 34 zum RGB. läßt dem hohen Adel fein bisheriges Red. 
1) &8 giebt feinen Gegenftand, für deifen Beſtimmung ein größeres Bedürfnig empfunden 
wurde, al für die Regulirung der Vermögensverhältnifie der Ehegatten bei Auflöfung der Ehe 
aljo die Theilung der bisher gemeinfchaftlich verwalteten Güter, die Rechte des Ueberlebenden, 
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weiteren Fortbildung nur durch die Aufftellung mehrerer Gruppen ehelicher 
Güterrechte bewirkt werden Tann, welche fich dem echte des Mittelalter bald 
verwandtichaftlich zuneigen, bald entfrembdet von ihm abwenden ?). 


A. Aelteres Redt. 
g 267. 

Nah dem Rechte des Mittelalters!) Haben Mann und Frau fein gezweiet 
Out während der Ehe?); da der Haushalt beider Gatten gemeinfchaftlich ift, 
und fie die Laſten besfelben mit ihrem beiberjeitigen Vermögen tragen, fo 
vereint e8 der Mann vermöge feiner vormundfchaftlichen und hbausberrlichen 


die Abtheilung "mit Kindern und fonftigen Erben. Der Mangel einer principiellen und ſyſte⸗ 
matifchen Beherrſchung des Rechts mußte bei einem Rechtsverhältniſſe, welches faft alle wich⸗ 
tigeren Vermögenszuſtände berührte, nachdem die einfachen Grundlagen der Rechtsbücher verlafien 
waren, Schwierigleiten’ herbeiführen, welche überall,‘ auch in der kleinſten Stadt, die Thätigleit 
der Geſetzgebung veranlaßten. Daher der außerordentliche Reichtum an flatutariichen Beſtim⸗ 
mungen und Willtüren darüber. Es ift nun gewiß nicht zu verfennen, daß fich bezüglich der 
Feſtſetzung über manche hier auftretende Frage, namentlich) die Rechte des Ueberlebenden am 
ehelichen Vermögen, fein Verbältniß bei beerbter und bei unbeerbter Ehe, eine gewiffe Ueberein- 
fimmung ber zu einer hiftorifhen Gruppe gehörenden Statuten nachweiſen läßt, und es läßt 
fi) dagegen nichts einmwenden, weun man hierauf den Nachweis ftammesrechtlicher Eigenthim- 
lichkeiten zu gründen verjucht. Aber man darf dabei nicht vergefien, daß die allen deut- 
{hen Stämmen gemeinfame Eigenthümlichkeit dod nur in der Geſammtorgani⸗ 
fation der ehelihen Wirthfchaft duch da8 ehemännliche Berwaltungsrecht liegt, der 
gegenüber jene Beftimmungen eine verhältnißmäßig untergeordnete Bedeutung haben. 

2) Ueber die Geichichte der ehelichen Güterrechte in Deutfchland ſ. Eichhorn, Rechtsgeſch., 
8 62 b, 869, 870, 456 fig., 457, 568. Haſſe in der Zeitichr. f. geſch. Rechtswiſſenſch. 4. Bd. 
©. 60 fig. Albrecht, Gewere, S. 257 fig. Kraut, Bormundid., Bd. 2 ©. 331 fig. Berd, 
Ueber das Bremifche Güterrecht der Ehegatten (1832) 8 5—19. Cropp in feinen und Heiſe's 
juriſtiſchen Abhandl. 11 ©. 427 fig. Wigand, Die Provinzialredhte von Paderborn und Corvey, 
2, Bd. (1832), ©. 6 flg. Euler, Die Güter- und Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt (1841). 
Wächter, Württemb. Privatredht, 1. Bd. ©. 427 fig. Schwarz, Die Gütergemeinfchaft ber 
Ehegatten nach fränkiichem Rechte (1758); Roth in Beller und Muther’8 Jahrb. HI ©. 313 fig. 
(1859); Hänel in der Zeitſchr. f. Rechts⸗Geſchichte I S. 273 flg. (1862); Schröber, Geſch. bes 
ebel. Güterrechts in Dentfchland, 2 Theile (1868—1874); Rive, Gefch. der deutichen Bor- 
mundſch. Bd. 2 ©. 180 flg.; Sandhaas, Fränkiſches ehel. Güterr. (1866); v. Martig, Das 
ebel. Büterr. des Sachjenipiegel® und ber verwandten Rechtsquellen (1867); Gerber's Leipziger 
Decanatsprogramm v. 13. Febr. 1869 (and) im 1. Bde. der Sammlung v. Abhandl. d. Mitgl. 
ber Leipziger Iuriftenfacultät und in Gerber’s gefammelten jurift. Abhandl.); Agricola, Die 
Gewere zu rechter Bormundichaft al8 Princip des Sächſ. ehel. Güterrechts (1869); Culer, 
Mittheil. über ehel. Güterrecht mit bei. Hinf. auf fränkiſch. u. Frankf. R. (Arc. f. Frankf. 
Geſch. u. Kunft, N. 5. 4. Bd.), 1869. Stobbe, Handb. d. Deutih. Pr.-R. Bd. 4 8 217 fig. 
E. Huber, Die hiftorifche Grundlage des ehelichen Güterrechts der Berner Handvefle (1884), 
R. Freund, Das lübiſche eheliche Güterrecht in ältefter Zeit (1884), Heusler, Inftitutionen des 
D. Br. R. II S. 292 fig. 

1) Ueber die deutſch. Güterrechte d. Ehegatten überh. |. Ch. 2. Runde, Deutſches eheliches 
Güter. (1841). 

2) Sſp. I, 31 $ 1: Man und wif ne hebbet nein getveiet gut to irme 
live, Stirfe aber dat wif bi des mannes live, se ne erft nene varende have wenne rade 
und egen, of se dat hevet, in den nesten. Wif ne mach ok ires gutes nicht vergeven ane 
ires mannes willen, dat he’t dur recht dulden durve. Kraut, Vormundſch. S. 551. Charak⸗ 
teriftifch ſagt auch das Kl. Kaiferrecht II, 100: „alle dink sullen sin in des mannes hant.‘ 
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Gewalt zu dieſem Zwecke in feiner Gewere?). Ihm gebührt daher ausſchließlich 
die Verwaltung der vereinten Güter, nach den meilten Rechten darf er fogar 
das bewegliche Frauengut allgemein, das unbewegliche wenigſtens im Falle der 
Noth veräußern), während er fonft bezüglich ber Veräußerung der Grund» 
jtüdle der Frau an deren Zuftimmung, nach älterem Rechte auch an die ihrer 
nächſten Erben gebunden ift5). So wenigftend die fächftihen Rechte, mehr 
als dieje beſchränkt das fränkiſch⸗ſchwäbiſche Hecht die ehemännliche Gewalt über 
die ehelichen Immobilien, indem es nicht bloß bezüglich der Verfügung über 
Grundſtücke der Ehefrau, jondern auch des Mannes das gemeinjchaftliche Han- 
deln der Ehegatten „zu gelammter Hand‘ fordert; damit will das ſüddeutſche 
Recht das in die Ehe gebrachte unbewegliche Gut zu einem ficheren genofjen- 
ichaftlihen FSamilienvermögen geftalten®). Durch die eheliche Vormundſchaft 





3) Sfp. I, 31 $ 2; „Svenne en man wif nimmt, so nimt he in sine gewere all 
ir gut to rechter vormuntscap; dar umme ne mach nen wif ireme manne nene 
Kave geven an irme egene, noch an irer varenden have, dar se’t iren rechten erven mede 
verne na irme dode: wende di man ne mach an sines wifes gute nene andere were gewinnen, 
wen alse he to dem irsten mit ire untvieng in vormuntscap.“ Bgl. auch Sip., Lehnr. 74 
81. — Kraut a. a. D. ©. 351 hat den Verfuch gemacht, die verfchiedeuen Elemente des che- 
männlichen Rechts (Bormundfchaft und Hausherrlichkeit) zu fondern und jedem ein befonderes 
Gebiet rechtlicher Wirkungen zu beftimmen. Sndeflen ift faum anzunehmen, daß dem Mittel- 
alter ein Bewußtſein diefer Gegenfäge eigen geweſen fei, vielmehr will der Ausdrud „Gewere 
zu rechter Vormundſchaft“ bezeugen, daß man fich das Recht des Ehemanns am Frauengute 
als den Ausflug einer einheitlich zu denkenden ehemännlichen Familiengewalt vorftellte. Bol. 
jetst Rive, Vormundſchaft 2 ©. 151 fig., Agricolaa.a. DO. ©. 114 fig. Nur irrt der Letztere, 
wenn er beshalb, weil der Ausdruck „Gewere zu rechter Bormundichaft” den füddeuticen 
Rechten fehlt, für die leßteren das hierin enthaltene Rechtsprincip felbft in Abrede ftellt. Bel. 
dagegen Schröder a. a. DO. 2. Bd. ©. 95 flg. Gegen die Anficht von Martik’ a. a. D., 
daß die vormundſchaftliche Gewere des Sachſenſpiegels abfoluten Charakters geweſen, ſpäter aber 
im DMagdeburgifchen Rechte dahin verändert worden fei, daß fie nur noch infoweit bejtanden 
habe, als fie die Frau durch das Rechtsgeſchäft der Illation habe zur Geltung bringen wollen, 
f. Gerber’8 angeführte Programm, S. 18 fig. — Die letzte Hälfte der obigen Stelle beruft 
auf dem Einflufie de8 Stammmgutsrechts auf die ehelichen Güter; bie Unzulänglichleit der Ber- 
gabung fahrender Habe an den Mann aber beruht auf bejonderen Gründen, ſ. Agricola ©. 547. 

4) So das Hamburg. Stadtrecht v. 1292 Cap. 14 (Eropp a. a. D. ©. 472). Lübijche® 
Recht, Cod. Hach, I, 15; II, 18. ev. Lüb. R. I, 5, 9. Pauli, Abhandl. aus dem Lüb. R., 
2. Theil, 8 4—ı123. Berk, Bremiſches Güterrecht, S. 198 fig. S. auch Schwſp. Wadern.) 
Art. 10 u. 23. — Eine ganz freie Dispofition geftatten Freiburger Stadtprivil. v. 1120 ©. 35, 
die Bremer Handfeſte v. 1218 Art. 42, und bei beerbter Ehe das alte Lüneburger Stabtr. (bei 
Kraut, Vormundſch., S. 499 Anm. 11 und ©. 509 Anm. 7). 

5) Hamburg. Stat. v. 1270 I, 20. Daß dieß auch der Inhalt des Rechts des Sachſen⸗ 
fpiegel® fei, ift gegenüber der früheren Meinung (Eichhorn, Einl. 296 f) bewieſen worden von 
Krant a. a. DO. ©. 450. Aber der Zug bes Rechts ging dahin, das VBeräußerungsrecdht des 
Mannes immer freier zu geftalten, wie fich dies fchon im fpäteren ſächſiſchen Rechte (Kraut 
0.0.8. ©. 441°) zeigt. — A. A. vd. Martitz a. a. O. ©. 142. 

6) Eine unmittelbare Kortfegung dieſes Gedankenß ift Die „Berfangenfchaft” der ehelichen 
Immobilien bei der Auflöfung der Ehe durch den Tod eines Gatten, indem das fübbentide 
Recht diefelben den hinterlaſſenen Kindern als Kamiliengut fichert, aber andererfeitS darauf auf 
ben Unterhalt des fiberlebenden Gatten gründe. ©. 5 289 Anm. Bgl. über dies Alles die 
in der Anm. 1 angef. Schriften von Euler, Schwarz, Roth und Schröder. 
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des Mannes ift die Frau in der Verfügung Über ihr Vermögen befchräntt 7), 
auch braucht er ihre ohne feine Einwilligung während der Che gemachten 
Schulden nicht anzuerfennen und aus ihrem Gute zu bezahlen®). Durch biefe 
äußere Vereinigung der Güter wird aber die Eigenthumszuſtändigkeit daran, 
wie fie vor der Ehe beitand, nicht verändert. — Das während der Ehe er- 
worbene Vermögen (ebelihe Errungenschaft) gebührt regelmäßig dem 
Manne; eine eigentliche Errungenichaftsgemeinichaft der Ehegatten läßt ſich aus 
dem Rechte des Mittelalters nicht nachweilen %),. — Nah Beendigung ber 
Ehe Löft fich die Vermögenseinheit. Das Frauengut, infoweit e8 noch wirklich 
vorhanden iſt 10), fällt an die Wittwe oder ihre Erben zurüd; jedoch behält 
der überlebenve Mann die fahrende Habe der Frau, infoweit fie nicht zur 
Niftelgerade gehört 11), und die überlebende Frau die Gerade, ben Mußtheil 
und was ihr fonft an Leibzucht, Witthum und Morgengabe beftellt ift, aus dem 
Nachlaſſe des Verftorbenen. So wenigſtens in den Rechten des fächfiichen Nechts 12). 


7) Sſp. I, 45 $ 2, 59. Berm. Sſp. 9, 20, 16. 

8) ©. die Belege bei Kraut, Bormundid. S. 406, Anm. 1. 

9) Allerdings findet fih in einigen älteren germanifchen Rechtsquellen (L. Ripuar 87, 2; 
Capitular. Lib. 5, 295: L. Saxon. 9) die Beſtimmung, daß die fiberlebende Wittwe beim Tode 
des Mannes einen Theil der Errungenfchaft erhalten folle. Aber immer bleibt es zweifelhaft, 
ob damit fchon ein bei Lebzeiten des Mannes beftehendes Recht, oder nicht vielmehr nur ein 
Erbrecht gemeint fei (jeme® beducirt jetzt Sandhaas, Fränk. G⸗R. ©. 82—95) Dasfelbe gilt 
von einzelnen fübdeutfchen, zum Theil auch mitteldeutfhen Statutarrechten der [päteren Zeit, in 
melden der Erbtheil der Wittme in einem Antheile an der Errungenfchaft beftinmt wird. 
Jedenfalls fcheint es verfehlt, wenn Kraut, ©. 377 u. flg., darin gemeineß deutſches Recht 
finden will, oder wenn er gar die moderne Errungenfchaftsgemeinfchhaft damit in Verbindung 
jest (j. Anm. 17). In den Sädftihen Rechtöquellen findet fich für diefe Anjıcht feine Unter- 
flügung. Heiſe und Eropp, Jur. Abh. II ©. 445. Heydemann, Joachimiſche Konftitution, 
©. 62 fig. Agricola, S. 261 fig. — Walter, Deutſche Rechtsgefchichte, 5 491 iſt (nad Kraut 
a. a. D. ©. 887) der Anſicht, daß die Errungenfchaft „ſtillſchweigend in der Gerade flede”. — 
Anderer Anficht find über die geichichtlihe Bedeutung und Entwidelumg des Errungenicafte- 
rechts im Mittelalter Roth und Schröder a. a. D. Sie anticipiren ben heutigen Begriff ber 
Errungenſchaftsgemeinſchaft im fräntifchen Recht ſchon für das frühe Mittelalter, indem fie daran 
antnüpfen, daß die tertia pars collaboratorum der Frau als Morgengabe beftellt worden fei; 
darauf beruhe auch die gefammte Hand an den Immtobilien, da ber Mann die ber Frau be- 
ſtimmten Errungenfchaftstheile nicht durch einfeitige Verfügung habe verkümmern bürfen, woran 
fi dann eine Gemeinſchaft zunächſt der Immobilien, fpäter auch bed ganzen Vermögens 
gebildet habe. Allmählich habe fich hieran entweder die Verfangenfchaft oder das Theilrecht an- 
gefhloflen, am Dlittel- und Ober-Rhein eine Quotentheilung, ebenfo am Niederrhein unter 
dem Einfluß weſtphäliſch⸗frieſiſchen Rechts. 

10) Ob die Wittwe oder ihre Erben bas Recht hatten, den Erjatz des vom Ghemanne un⸗ 
rechtlich veräußerten Frauenguts zu erlangen (Hafle a. a. D. ©. 70; Eropp a. a. D. ©, 447 
Anm. 31; a M. Kraut a. a D. ©. 461, trot des Berm. Sip. I, 5, 5, und des Art; 146 
des Schrofp. u. d. Laßb. Ausg.), ift zu bezweifeln; gewiß aber muß bie Gerade, welde alle 
Gegenftände aus der Berlafienfchaft des Mannes enthielt, bie zum Begriff der Ausſteuer ge- 
hörten, als eine Entfhädigung und Ausgleichung in diefer Hinficht angefehen werden. Eichhorn, 
Einl, $ 297, 1. Siehe jetzt v. Martis, S. 101 flg.; Agricola, S. 330 fig. 

11) Sſp. I, 81; III, 76. 

12) Sip. I, 20—24. Der Schwip. und bie füddeutichen Rechte kennen die Gerade nicht, 
wenigſtens nicht dem Namen nad. Bgl. Schröder, Gef. d. edel. Glterr. 2 ©. 159. — 
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Diefes einfache Verhältniß wurde ſchon frühzeitig befonders im ſtädtiſchen 
Reben modificirtt. Das Berfchwinden der Familienrechte am Erbgute neben 
dem im rafcheren VBermögensfluffe gefteigerten Werthe der fahrenden Habe, 
welche dort den hauptſächlichſten Theil des Vermögens ausmachte, führte all- 
mählich eine engere Bereinigung der ehelichen Güter berbei, als nach dem 
früheren Rechte möglih war; der Mann, der Ichon früher in den Städten 
bie fahrende Habe der Frau im Intereffe der Ehe frei veräußern durfte, konnte 
nun auch über ihr unbewegliches Vermögen verfügen, und ſowie man fid 
gewöhnte, ihn während der Ehe als Herrn des gejammten Vermögens zu 
betrachten, fo lag e8 nahe, daß man bald das Frauengut auch nach feinen Tode 
für feine Schulden haften Tieß!2). Diefes durch die Sitte, dann durch be 
fondere Eheverträge*) lang vorbereitete und endlich ftatutariich beftimmte Ber- 
hältniß zeigte feine bauptfächlichite Wirkſamkeit bei der Trennung der Ehe durch 
den Tod; je näher man dem Syſteme ver Rechtsbücher ftand, deſto mehr hielt 
man daran feft, daß dem überlebenvden Gatten fein urfprüngliche® Vermögen 
zurücigegeben werde, zu dem nun auch ein Erbtheil (oder eine Leibzucht) vom 
Vermögen des Verftorbenen hinzutrat; je weiter man fi) davon entfernte, 
defto mehr verfchwand die Unterjcheidung bes vorehelihen Vermögens, und ber 
Anfpruch des Ueberlebenden gejtaltete fih dann im der Regel zu dem Rechte 
auf Herausgabe eines quoten Theil der gefammten Gütermajfe, welche wohl 
als Nachlaß aufgefaßt wurde 14). In dem Maße des Fortfchritts auf dieſer 
Bahn und der Entfernung vom mittelalterlichen Rechte liegt die Individualität 
eines localen ehelichen Güterrechts. Schon jebt trennen ſich nun zwar bie ein 
zelnen Statuten durch die mannigfaltigfte Verſchiedenheit in der Feſtſetzung des 


Ueberhaupt geftaltete fi im fränliſch-ſchwäbiſchen Rechte das Schickſal des ehelichen Vermögens 
unter dem Cinfluffe des BerfangenfchaftsrechtS anders. Oft war danach der überlebeude Gatte 
zugleich Mobiliarerbe. Jedenfalls erfchien das verfangene Gut nur als ein den Kindern dieſet 
Che geficherte® Vermögen. Durch das an vielen Orten eingeführte Theilrecht wurde dam den 
überlebenden Gatten die Füglichkeit geboten, fi) mit einem Theile aus dieſem Berhältnifie reit- 
licher Gebumdenheit zu Idſen. — Ganz anders geflalteten fich die Berhältnifje, wenn bie Ehe 
unbelindert war. Bgl. Schröder a, a. D. 2 ©. 156, 

18) Den Entwidelungsgang erlennt in ber Hauptfache auch für das fräntiiche Recht an: 
Schwarz, Die G.G. der Ehegatten nach fränkifchem Rechte (1858) S. 67 fig. Nur führt er 
die volllommene ©ütervereinigung für diefes echt, welche ſich namentlich noch darin belundete, 
daß über das beiberfeitige unbemwegliche Gut nur mit Zufiimmung beider Gatten verfügt 
werden fonnte, ein Sag, ber zur Ausbildung jener Gütergemeinichaft weſentlich beitrug — 
insbefondere auf die Sitte zurück, daß fich die Ehegatten in ben Eheverträgen gegenfeitig eine 
lebenslängliche Leibzucht am Grundvermögen zu befiellen pflegten, was ſich fpäter zum Gewohn⸗ 
heitörechte auögebildet habe. Schwarz, ©. 18 fig., und jest Sandhaas a. a. DO. ©. 102 fig. 
Den umbildenden Einfluß des ftädtifchen Lebens erlennt auch Heusler, Juſtitutionen de D. 
Br-R. II S. 843 und 353 ar. 

*) Ueber die gerade in diefem Zuſammenhange bedeutenden ehelichen Erbverträge, auch die 
Vorbehalte von Einhandsgut der Frau f. jegt Agricola, S. 545 fig. 

14) Eine gute Bezeichnung dieſes Geſichtspunktes ift die mit dem Ausdrucke „Bütergemein- 

fhaft von Todes wegen“, 
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Einzelnen; namentlich berricht bei der Beitimmung des ehelichen Erbrechts mit 
oder ohne Goncurrenz der Kinder eine Prinziplofigleit und aus fubjectiver 
Billigleit hervorgehende Willfür, welche oft verbunfelnd auf das Güterſyſtem 
überhaupt zurüdwirtt. Aber doch verlieren fich die Statuten meiſtens nicht 
in eine unbeftimmte Weite, fondern noch immer ruhen fie in der Hauptfache 
auf dem Grunbprincipe der deutſchen Gütereinheit oder Berwaltung$s- 
gemeinfchaft, nach welder das Vermögen der Ehegatten durch den gemein⸗ 
famen ehelichen Haushalt zwar in eine innige Vereinigung gebracht und der 
Berfügung des Mannes unterworfen wird, aber das Eigenthum jedes Ehegatten 
an feinem Specialvermögen unberührt bleibt, obſchon beſondere Webereinkunft 
oder ein Rechtsſatz bei der Trennung der Ehe ftatt des Necht3 auf die urjprüng- 
lichen eingebrachten VBermögensgegenftände häufig den Anſpruch auf eine Quote 
des geſammten Eheguts jubftituirt !®). 

Ge unbeftimmter und weiter ſich die Grenzen des beutichen ehelichen 
Güterrechtd geftalteten, deſto leichter wurde eine ftörende Einwirkung des 
römischen Rechte. Wo ſich das mittelalterliche Recht am reinften erhalten Batte, 
glaubt man wohl auch das römiſche Güterrecht der Ehegatten daneben an- 
wenden zu dürfen, das man, um dem beutfchen Herkommen feine Berechtigung 
zu gewähren, durch Annahme eines ſ. g. ususfructus maritalis an den Gütern 
der Frau und eines ftatutarischen ehelichen Erbrecht (portio statutaria) mo- 
piflcirte 20). Noch glüdlicher glaubte man das fpätere ftatutarijche Güterrecht 
der Ehegatten, welches dem Weberlebenden ein Recht auf die gefammte ebeliche 
Gütermaſſe oder einen Theil davon gewährt, zu fchügen, wenn man die Che- 
Hatten in das Verhältniß der Societät, oder eines |. g. Geſammteigenthums, 
oder der Träger einer juriftiichen Perſon ſetzte. Damit gelangte man zu ber 
Theorie der Gütergemeinfchaft, welche entweder das ganze Vermögen 


— r r— — n 


15) Als beſonders conſtante Erſcheinungen dieſer Art iſt das Drittheilsrecht der meißniſchen 
Städte und das Halbtheilsrecht des auch im Norden und Oſten Deutſchlands Häufig ange- 
nonmmenen weftphälifch-flämijchen Recht zu nennen. &. darüber Gerber’ Programm, ©. 28 
u. 36. Immer aber ift feftzuhalten, daß foldhe Gütergemeinfchaften von Todes wegen noch 
teinestweg$ zur Annahme einer @ütergemeinfchaft während Beſtehens der Ehe nöthigen, da fie 
oft genng nur den Charakter einer Regulirung der Ehe-Auflöjungsverhältniffe durch unmittel- 
bares Eingreifen des Geſetzes haben. 

16) Freilich ift das Rechtsinftitut der Dos in feiner eigentlichen Natur und das darauf 
beruhende Syſtem des römifchen Güterrechts als ſolches nicht vecipirt worden. Das ehemänn- 
life Berwaltungs- und Gebrauchsrecht dedte in Deutichland überall die Stelle, welde im 
römilchen Rechte das ehemännliche Dotalrecht einnahm. Sonad blieb nur für die Aufnahme 
der die Reftitution der Dos betreffenden Befugnifje ein wirkiicher Raum übrig. Rathmann, Einige 
Worte über ehel. Güterr. (1869). A. A. Windſcheid, Pandecten, $ 491, 8, welchem zu erwibern 
if, daß die dentfchen Rechte bei aller fonftigen Verſchiedenheit doch in den Punkten, welche das 
römische Dotalrecht ausfchliegen, prineipiel zufammmenftiimmen. Anderer Anficht Roth, Bayer. 
Civilx., 1.88. ©. 138 fig. bezüglich einzelner Bayerifcher Rechtsgebiete. *Bgl. unten ©. 464°, 

17) Die moderne Errungenjchaftsgemeinfchaft ift mwejentlih eine Schöpfung ber romani⸗ 
firenden Juriäprudenz des 16. und 17. Jahrhunderts. Mau wollte das irrigerweife in den 
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Fahrniß umfaßte, ein Syſtem, welches feltener durch gejetlihde Sanction, 
am meiften durch eine weitverbreitete Doctrin 1°) im Leben Verwirk⸗ 
lichung fand. 


Anmerlung. Seit dem Grfcheinen dieſes Buchs ift das Syſtem ber Gütereinheit (ein 
Wort, welches fi) von jelbft als der pofitive Ausdrud des „Lein gezmweiet Gut” aufbrängt), bad 
früher die äußere und formelle Gütergemeinfchaft genannt wurde, auch von Anderen aufgeftelt 
worden. Nur bat man fi in ber Auffindung anderer Namen bemüht (Bütervereinigung, 
Süterberbindung, Bermwaltungsgemeinfchaft, ober da8 Syſtem bes geeinten Guts); ber Name 
„Verwaltungsgemeinſchaft“ ift ebenfall8 der Sache nicht entfprechend, da nad dem Syſtem bie 
Berwaltung gerade nicht den Ehegatten gemeinfam ift, fondern allein dem Manne gehört, und 
jeuer Ausdrud unmöglich zur Bezeichnung des Gedanken: Eiuheit der Güter zum Zwecke ber 
bloß ebemännlidhen Verwaltung — dienen kann. Eine Würdigung und Charalterifiit ber 
verfchiedenen Syſteme, insbeſoudere der Sütereinheit f. bei Gerber in feinen und Shering’s 
Jahrbüchern der Dogmatik, Bd. 1 (1857) ©. 239 fig. S. auch Rathmann, Einige Worte 
über eheliches Güterrecht nach heutigem gemeinen Rechte in Deutfchland (1859). — * Indes hat 
fi) das Wort „Berwaltungsgemeinfchaft‘ neuerdings fo eingebürgert, daß es auch im Zerte 
Erwähnung finden muß. Das Wort ift auch ganz gut, fofern man es nur objectin verfieht: 
das beiderfeitige Bermögen wird gemeinfam verwaltet, nämlich durch den Mann, 

Es ift von dem Verfaſſer dieſes Buchs niemals verlanut worden, daß bie Hier gegebene 
Gruppirung der @lterrechte, nach welcher die Gütereinheit das Centrum bildet, nicht mit dem 
Ergebniß einer bloßen Rechtöftatiftit übereinſtimmt, auch bat er fich niemals verhehlt, daß biele 
Entwidelung, indem fte hauptſächlich das Gebiet des Sachjenfpiegel® und der verwandten Rechte 
zum Ausgangspunkte nimmt, den Schein der Einfeitigleit bervorbringen könne. Judeſſen war 
nad) der ganzen principiellen Anlage dieſes Buchs die bloße Vollftändigfeit niemals die Anfgabe, 
bie ex zu erreichen bemüht war; namentlich bei der Darftellung des ehelichen Güterrechts konnte 
dag Ziel nur dies fein, aus der unendlichen Mannigfaltigkeit der Erfcheinungen diejenige Bildung 
herauszufinden und wifenfchaftlich zu entwideln, welche als bie ben allgemeinen Grundlagen 
des deutſchen Rechts am meiften entiprechende und deshalb recht eigentlich beutfche erſchien, — 
und daß dies das Prineip ber Gütereinheit fei, wird man bei genauerer Prüfung von biefem 
Sefihtspuntte aus anerkennen müflen. 

Allerdings ift es nicht unmöglich, eine zum Theil felbftändige Gruppe daneben aufn: 
ftellen, welche in dent Begriffe des fränkiſchen und ſchwäbiſchen Rechts zufammengefaht 
werden kann. Die Cigenthäimlichleiten besfelben giebt Schwarz, Die Gütergemeinfchaft der 
Ehegatten nach fränfifchem echte (1858) ©. 67, dahin an: „Ueber das gefammte bewegliche 
Bermögen konnte der Mann frei verfügen, über das gefammte unbewegliche (alfo auch jein 
eigenes) nur mit Zuftimmung der Frau; die gefammte Fahrniß fiel dem Weberlebenden zu freier 


deutſchen Rechten vorausgefettte Sorielätöprineip aus Grlinden römischer Anſchauung auf ein 
möglihft Meines Feld zurüdführen und beftimmte dies aus rationellen Erwägungen auf die 
Errungenfhaft. In Württemberg befland vor der Abfafjiung des Landrechts (deffen Hauptquellt 
befanntlic) da® Freiburger Stadtrecht war) nicht® weniger als eine Errungenfchaftsgemeinicaft. 
Siehe jetzt auch die intereffanten Erwägungen der württembergifchen Landrechtsacten (1859) 
©. 467 flg. Es ift freilich richtig, daß in vielen älteren Statuten des eingebrachten und der 
während der Ehe erworbenen Outs befonders bei der Beſtimmung des Wittwenerbrechts gedacht 
wird; aber darin liegt weitaus noch nicht eine Anerkennung bed Tünftlichen Syſtems der 
modernen Grrungenfchaftsgemeinichaft. A. M. Roth in Beller und Muther, Jahrb. ILL ©. 352. 
©. aber die Literaturnotizen in deffen und Meibom's kurhefſ. Pr.R. I S. 379. 

18) Schon von Veracius lib. consuet. Bamberg. (1681) vorgetragen, im meuerer Zeil 
namentlich von Lange, Rechtslehre von der Gemeinfchaft der Güter unter den deutfchen Eie 
leuten (1766); Scherer, Die verworrene Lehre von der Gemeinſchaft der Güter unter beu 
Eheleuten, 3 Thle. (1779, 1800), und Danz, Handb. d. deutſch. Privatrecht, 6. Vd. ©. 370 fig- 
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Verfügung an, alles unbeweglidde Vermögen war ben Kindern verfangen.” Auf diefer Stufe 
der Entnwidelung kann jedoch das fränfiiche Recht noch als innerhalb der Sphäre der Idee 
ber GSütereinheit liegenb betrachtet werben, weldje ber verfchiedenften inneren Mobififationen 
fähig if. So ift au die Anficht Wächter’8 in feiner lichtvollen Darftellung der Württem⸗ 
bergifchen Statuten (Württ. PrR. I, S. 197 Anm. 12) und in der Hauptfadhe Sandhaas' im 
$ 7 feines leider unvollendet gebliebenen Werts über fränkiſches ehel. Güterrecht (1866). Denn 
die Zuſammenfaſſung des ehelichen Immobiliarvermögens zu einem befonders geficherten Familien⸗ 
gute (gefammte Hand) fleht mit der fonftigen Ordnung ber allgemeinen &ütereinheitögrundfäte 
nit in Widerſpruch. ©. auch Schröder a. a. O. ©, 94 fig. Nun ift aber diejes ältere 
füddentfche Hecht faft nirgends zu einer ruhigen Ausbildung gelommen, fondern feit dem 
fechzehuten Jahrhunderte meift völlig umgeftaltet worden, und zwar in der Regel in bie 
allgemeine Gütergemeinfchaft oder in die Errungenfchaftsgemeinichaft. Obfchon auch bei dieſen 
Umgeftaltungen die Ausgangspunfte zum Theil eigenthümliche und andere waren als bei den 
Umgeftaltungen diefer Art im füchfiichen Rechte, fo berrichte dabei doch, wie die Ausführung, 
von Schwarz von Neuem zeigt, fo viel Willtür, daß es für die Darftelung des gemeinen 
Rechts bisher faum möglich zu fein fchten, eine geichloffene Gruppe des fränkiſchen Rechts bis 
zur Gegenwart fortzuführen (anders für die Darftelung des particulären Rechts). Am wenigſten 
aber fchien e8 bei einem foldhen Verſuche gerechtfertigt, das vermögensrechtliche Verhältniß der 
Ehegatten zu einander anf bie Inſtitute der Berfangenfchaft und des Theilrechts zu 
gründen, d. 5. auf Ordnungen, welche fich wefentlih nur auf das Verhältuiß der Eltern zu 
den Kindern nad Auflöfung der Che beziehen. 

Auf Grund biefer Erwägungen babe ih einer hauptjädhli auf die ſchon von Wächter 
und Schwarz beigebradhten Materialien geftüßten “Polemik Roth’ (Bekker u. Muther, Jahr⸗ 
buch 3, ©. 813 flg. 1859) gegen bie von mir dem Syſteme ber Gütereinheit beigelegte Be⸗ 
deutung für da8 heutige Syſtem des gemeinen beutichen Rechts eine Einwirkung nid)t 
beimefien lönnen. 

Nachdem Roth die Geltung und Bedeutung des Gütereinheitsigftens vom Standpunkte 
des jfddeurfchen Rechts angegriffen hatte, ift von Hänel (Zeitfchr. f. Rechtsgeſchichte, Bd. 1 
S. 278 fig. 1862) der Berfuch gemacht worden, eine Gruppe von Statuten, welche er „oſt⸗ 
fäliſch“ nennt (namentlich das Goslariſche Recht) und welche im Allgemeinen als im Geltungt- 
gebiete bes fächftichen Rechts Tiegend betrachtet wurden, ber Herrſchaft des letzteren zu ent- 
ziehen. Sodann hat v. Martik in |. ehel. Güterr. des Sip. (1867) e8 unternommen, die Be- 
deutung des Gutereinheitsſyſtems noch weiter dadurch herabzudrüden, daß er nachzuweiſen 
versucht, wie die fächfifchen Rechte felbft, befonders das Magdeburger Recht, feine Grundlagen 
{don früh verlaffen und namentlich) das Princip der ehemännlichen Bormundidaft aufgegeben 
hätten. Vgl. biergegen Gerber in ſ. Leipziger Programm vom 13. Febr. 1869 und Agricola in 
feinem Werte „Die Gewere zu rechter Bormundichaft‘ (1869), Der Lebtere nimmt zwar im 
Gegenfage zu dv. Martig und Hänel das Gütereinheitsſyſtem in der Hauptſache für das ganze 
nördliche Rechtsgebiet in Anfprucdh, verneint dagenen feine Geltung grundfäglich für Süddeutſch⸗ 
Iand, deſſen „gefammte Hand” und „Verfangenſchaft“ auch ihm einen principiellen Gegenſatz 
auszubrüden fcheint. Endlich hat noch weiter gehend Schröder, Geſch. d. ehel. Güterrechts 11, 
3. Abth. den Verſuch gemacht, eine viel größere Verbreitung befonbers der particulären Güter- 
gemeinfchaft in den Statuten mittlerer umd nörblicher HechtSpropinzen nachzuweiſen. S. auch 
befien Abd. in der Zeitfchrift für Hechtögefchichte, Bd. 10 (1872) ©. 426 fig. Diefer Streit 
wird fchwerlih ganz zum Austrage gelangen, da die Streitpunkte zu nicht geringem Theile 
in fubjectiven Empfindungen ruben, — auf der einen Seite die Neigung zur Crfafjung 
einheitlicher Gefichtspunkte, auf der anderen bie Neigung der Auffuhung von Stammeßgegen- 
fügen, — auf der einen Seite die Neigung zur größeren Würdigung centraler Principien, 
auf der anderen ein gefchärftes Gefühl für die Mannigfaltigleit in der Ausführung des Ein⸗ 
zelnen. Bol. auch Rive in ber Münchner kritifchen Bierteljahräichrift, 13. Bd. ©. 183 fig. 

» Neuerdings behauptet Huber in der S. 457° genannten Schrift und Heusler Il S. 802 
als älteſte Form bes dentſchen Güterrechts das Alleineigenrhun bes Mannes an dem von beiden 
Gatten zugebraditen Vermögen, ausgenommen der im Eigenthum ber Frau befindlichen orma- 
menta muliebriae. Dagegen Schröder, Rechtsgeſchichte S. 299. 
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B. Heutige Nedt. 
Allgemeines. 
g 268. 


* Das heute in Deutfchland geltende geſetzliche Güterrecht knüpft an alle 
bie Fäden an, welche, wie im vorigen Paragraphen geſchildert, das ältere Recht 
durchziehen. Sowohl die Verwaltungsgemeinfchaft !) hat noch gegenwärtig 
Geltung, wie auch die Gütergemeinfchaft, und zwar leßtere in ihren bereitö er- 
wähnten drei Hauptformen, nämlich der vollftändigen Gütergemeinjchaft ?), ber 
Errungenfhaftsgemeinichaft °), der Fahrnißgemeinſchaft“). Ja im manchen 
Gebieten bat auch das römische Dotalrecht Eingang gefunpden®). Andere 
Gebiete laſſen fogar eine Mehrheit von Güterrechten nebeneinander gelten ®). 
Das Neichsgefegbuch macht dieſer ‚Nechtszeriplitterung ein Ende: ein einziges 
geſetzliches Güterrecht ſoll in ganz Deutichland herrſchen. Und zwar ift das 
erforene Syſtem, welches über die anderen Rechte den Sieg davongetragen, 
die Berwaltungsgemeinihaft®®). 

Dei der bisherigen Nechtszerfplitterung ift die Frage von großer Bedeu⸗ 
tung, nach dem Rechte welches Orts das Güterrecht eines Ehepaare zu be 


1) Nämlich in den preußiſchen Provinzen Schlefien, Brandenburg, Sachſen, in Lübe umd 
den meiften Städten von Pommern und Medlenburg, in Theilen von Holftein (Altona, Kiel 
u, ſ. f.), in Oldenburg, in Oftfriesland und anderen Theilen Hannovers, im Königreich Sachſen, 
im größten Theil Thüringens, Roth II ©. 199. 

2) Nämlich in ben preußiichen Provinzen Oft, Weftpreußen, Poſen, Weftfalen und den vier 
nördlichſten Kreifen der Rheinprovinz, ferner in Xheilen von Pommern (3. B. Gtettin), 
Schleswig-Holftein (Schleswig, Flensburg u. ſ. f.), Hannover (O&nabrüd, Hildesheim, Züne- 
burg u. f. f.) und Heffen-Naffau (Fulda), fodanı in Hamburg, Bremen, Theilen Thüringens, den 
darmftäbtiichen, vormals zu Fulda, Erbach und Schlik gehörigen Gebieten, in Theilen Bayernd 
(Bayreuth, Bamberg, Lindau u. f. f.), Sigmaringen. Roth II S. 70, 

3) Nämlich in Theilen Schleswig-Holfteins (Dithmarfchen u. f. f.), in Naſſau, Frankfurt a. M., 
Wetzlar u. f.f., in Theilen von Hefien-Eaffel, im größten Theil von Heflen-Darmftadt, in Theilen 
Thüringens (Coburg), in Altbayern, Ansbach u. f. f., endlich in Württemberg. Roth II ©. 121, 

4) Nämlich im Gebiet des franzöfifchen Rechts, und rechts des Rheins in dem vormald zu 
Köln und Trier gehörigen Gebiete, Außerdem in den ſchwarzburgiſchen Städten Frankenhauſen 
und Sreußen. Roth I S. 165. 

5) Nämlih in Braunfchweig, Walde, den altwelſiſchen Theilen von Hannover, größeren 
Theilen von Bayern (Bistum Augsburg, Fugger'ſche Beſitzungen u. f. f.) und Darmfladt 
(Riedefel’fcher Beſitz u. ſ. f.), auf dem platten Lande in Medlenburg. Roth II S. 40. 

6) Beifpiele: 1) in den altheflifchen Theilen von Heflen-Eaflel gilt für die höheren Stände 
Dotalrecht, für die nieberen Errungenfchaftsgemeinfchaft, 2) in Nürnberg gilt für bie erfte Che 
vollſtändige Gütergemeinfchaft, für die zweite Errungenfchaftsgemeinichaft, 8) im Gebiete des 
Würzburger Recht8 gelten ſogar drei Syſteme nebeneinander ; bei beerbter Ehe vollftändige Giller⸗ 
gemeinschaft, bei kinderlofer Che Errungenfchaftsgemeinichaft, bei Chen der Reichsritter Dotal- 
recht. Roth II S. 41, 74, 75, 128, 128. 

6a) Doch giebt es Ansnahmefälle, in welchen auch nad dem RGB. ein anderes geſetzliches 
Güterreht, nämlich das der getrennten Güter, gilt. So namentlich dann, wenn ein minder 
jährige Mädchen ohne Zuftimmung ihres gefetlichen Vertreters eine Ehe eingegangen if, 
‚ferner wenn die Verwaltungsgemeinſchaft wegen Concurſes des Mannes beenbigt wird u. f. |. 
RGB. 1325, 1368, 1440, 
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ftimmen tft. Die Entſcheidung muß zu Gunften desjenigen Rechts ausfallen, 
weldes am erften Domicil des Ehemanns gilt. Die Natur des ehelichen 
Güterverhältniffes bringt es nämlich mit fih, daß feine Feftftellung durch das 
Geſetz nicht bloß die Möglichleit einer Anwendung beftimmter- Rechtsjäte 
bebeutet, fondern auch eine pofitive, fofort im Leben firirte Geftaltung der ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten, welche eine Reihe gegenfeitiger 
Rechte und Verbindlichkeiten erzeugt; dieſes als geſetzliche Folge der Ehe be- 
gründete Rechtsverhältniß unterliegt feiner anderen Einwirkung ber 
Geſetzgebung als jedes beftehende Nechtöverhältnig überhaupt, und insbeſondere 
folgt daher aus feiner urfprüngliden Veranlaſſung durch das Geſetz 
keineswegs, daß e8 bei einer Veränderung der Gefebgebung oder des Wohnorts 
des Ehemanns fich jofort in dasjenige verwandele, welches vom neuen Geſetze 
oder vom Geſetze des neuen Domicil® beftimmt wird ”). 

*Neben dem gefetlichen Süterrecht der Ehegatten ſpielt auch ein auf Ehe⸗ 
verträgen ober Eheftiftungen beruhendes vertragsmäfiges Güterrecht eine 
große Rolle 2). Eheverträge find ſowohl vor Eingehung der Ehe wie nachher 


7) Reichögeriht 8 ©. 223. 9. M. Eichhorn, Ein. $ 807 Anm. d. Runde, Ebel. 
Güterr. $ 97 Anm, a. Die Bertheibiger der richtigen Anſicht (namentlih Wächter im 
Archiv f. civil. Praxis, Bd. 25 ©. 49 fig, und Schüler in ben Abhandlungen von Ortloff, 
Heimbach, Schüler u. f. m., Bd. 1 (1847) ©. 450 fig.) fügen biefelbe auf die Vertrags⸗ 
mäßigteit der Güterrechte, d. 5. auf bie Annahme, daß die Ehegatten durch Eingehung der Ehe 
ohne Abſchluß befonderer, die Güterrechte betreffender Verträge fich ftillfchtveigend dem Geſetze 
unterwerfen, die geſetzliche Beftinunung zur vertragsmäßigen erheben; das Schweigen ber Par⸗ 
teien bebeutet aber nicht immer eine ſtillſchweigende Verwandlung des Geſetzesrechts in Ver⸗ 
tragsrecht, jondern oft auch nur das Negative, daß ber Anwendung bes Gejees fein Hindernif 
entgegengeftellt wird. Ebenſowenig tft eine Deduction entjcheibend, welche in dem bie perfän- 
lichen Verhältniſſe betreffenden Chevertrage zugleich einen ſtillſchweigenden Bertrag über bie 
Guterrechte erblidt; denn legtere find von jenen in ber That unabhängig. Der im Texte ge- 
gebenen Begründung der richtigen Anficht ähnlich, aber nicht ganz befriedigend, ift die von 
Savigny, Syſtem des heut. R. R., Bd. 8 ©. 881. Die entgegengefettte Anficht wird jetzt 
von Neuem, jedoch nicht überzeugend, in Schug genommen durch Bremer in der Zeitſchr. f. 
deutſch. R, Bd. 18 ©. 200 fig. — Uebrigens bin ich der Anficht, daß ſich die Wirkung bes 
dem leisten Domicil fremden Güterrechts nur auf das Verhältniß der Chegatten zu einander 
ſelbſt bezieht, auf das Erbrecht dagegen nur infoweit, als dies untrennbar mit dem ehelichen 
Güterrechte zufammenhängt. Beſteht ein folder Zufammenhang nicht, fo if die Wirkſamkeit 
des fremden Rechts, z. B. bei ber Trennung der Ehe durch ben Tod, beendigt, wenn nad) 
Maßgabe feiner Vorſchriſten der Nachlaß des Berftorbenen fefigeftellt ifiz die Erbredte bes 
Ueberlebenden und ber Kinder oder Verwandten, jowie die Rechte bes Ueberlebenben an dem 
ererbten Bermögen der Kinder ebenfalld nach dem fremden echte zu beſtimmen, dafür befteht 
im Allgemeinen fein Grund. *Abw. Pr. IR. II, 18 496: ber Überlebende Gatte kann zwifchen 
dem Erbrecht des erſten und des legten WohnfiteS des Mannes wählen; nad dem jo ansge- 
wählten Rechte wird baum auch der Umfang des Nachlaſſes des Borverftorbenen befiimmt. Das 
RGB. hat über die Trage noch Feine Entfcheidung getroffen. 

8) Diefe Eheverträge waren ſchon in fehr früher Zeit thatſächlich von größter Bedeutung 
und haben oftmals, wenn ſich im gewifien Gegenden ein beftimmter Inhalt der Gheverträge 
gewohnheitsmaßig feftiegte, die Ausbildung einer nenen Guterrechtsart gewohnheitsrechtlich her⸗ 
beigefüßrt. | 

17, Auf, 80 
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zuläffig 9). Landesrechtlich find meift beftimmte Tormen für derartige Verträge 
vorgefchrieben 19); auch das Neichsgefegbuch fordert gerichtlichen oder notariellen 
Abſchluß, und außerdem, wenn ver Vertrag auch gegen dritte PBerjonen wirken 
Soll, die ihn nicht gefannt haben, Eintragung des Vertrages in das gerichtliche 
Güterrechtsregifter 1°). 

* Der Inhalt der Eheverträge wird durch die Willtür der, Gatten beitimmt. 
Er kann demgemäß von dem gefeglichen Güterrecht in jeder Beziehung abweichen. 
Auch nach dem Reichsgeſetzbuch kann alſo, nachdem als einziges geſetz liches 
Güterrecht die Verwaltungsgemeinichaft feftgefett ift, jede andere Güterrechts- 
art, von der volljtändigen Gütertrennung bis zur vollftändigen Gütergemein- 
ſchaft, als vertragsmäßiges Güterrecht eingeführt werben 12); Das Reichsgeſetz- 
buch ftellt fogar für den Fall, daß die Gatten ohne weiteren Zufag die voll- 
ftändige Gütergemeinſchaft, die Errungenſchafts⸗ oder die Fahrnißgemeinſchaft 
als ihr Güterrecht vereinbart haben, durch ein umfaſſendes Syſtem von Rechts. 
regeln feft, wie jede biefer vertragsmäßigen Güterrechtsarten zu behandeln ift. 
Die Gatten find aber an diefe Regeln nicht gebunden, ſondern können fich nad 
eigenem Gutbünfen jedes jonftige Güterrecht auserwählen], wenn fie wollen, 
fogar ein von ihnen neu erfundenes, nur müfjen fie alsdann die von ihnen 
gewünfjchten Regeln genau formuliren; die bloße Bezugnahme auf ein aus 
länbifches oder ein noch zur Zeit in Deutichland gültiges Güterrecht ift alſo 
unzuläffig 19). 

Der Einfluß der Ehe auf die Seftaltung des Vermögens beginnt mit dem 
Augenblicke der rechtlichen Vollendung des ehelichen Verhältnifies, alfo vormals 
bes Vollzugs der kirchlichen Trauung, jegt der Bornahme des entiprechenben 
Eivilactes. Die frühere Beſtimmung bes deutſchen Nechts, daß jene Wirkung 
mit der Beichreitung des Ehebettes anfange!*), ift nur in einzelnen Sta⸗ 
tuten 15) feftgehalten worden, jet aber wohl überali unpraftifch 1°). 


9) Pr. IR. II, 1 8 209. Sächſ. GB. 1691. REB. 1331. Manche Landesrechte Lafien 
aber den Abſchluß von Eheverträgen nur vor Gingehung der Ehe zu, 3. B. ce. c. 1394, 1395, 
mit Bezug auf Gütergemeinfchaft auch Pr. IR. II, 1 $ 354, 413, 

10) Pr, CR. UI, 1 5 209, 856, c. c. 1894 u. ſ. f. 

11) ROB. 1831, 1383, 1834. Das Güterrechtöregifter wird bon den Amtsgerichten ge- 
führt und fleht jedermann zur Ginficht offen; die Gintragungen find auferdem im der Zeitung 
befannt zu machen. Die Eintragung gefchieht nur auf Antrag, und zwar bei dem Gericht, in 
deſſen Bezirk der Mann wohnt; verlegt er feinen Wohnſitz, fo if die Eintragung zu wieder- 
holen. REB. 146358. Alle diefe Regeln find dem Recht der Hanbelsregifter nachgebildet. 
Die Einrichtung des Guterrechtsregiſters beftand bisher nu im wenigen Gebieten, 3. B. in Bremen. 

12) Vgl. aber RGB. 1418. 

18) RGEB. 1332. Die Weftfalen können mithin ihr bieheriges Guterrecht nicht dadurch im 
Geltung halten, dab fie bei jeder Eheſchließnng kurz die „weftfälii—e Gütergemeisfchaft 
vereinbaren ; ebenfo unzuläffig if die Clauſel „mad dem code civil”, „nad; Dotalrecht“. 

14) Sſp. 145; III 45, 8, 

15) Berd, Bremiſche Güterr. Note 25 und 201. Schweriner Recht v. 1598 (Westph. 1, 
20389), Stobbe IV 8 212 am Enbe, 

16) Stobbe IV 8 212, 
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* Der folgenden Darftellung find die Regeln des Reichsgeſetzbuchs zu Grunde 
gelegt. Diefe lehnen fich meift an das heute geltende Recht an. Das Reichs⸗ 
gefeßbuch ſucht fich nämlich aus dem bunten Wirrwarr unferer lanbesrechtlichen 
Beitimmungen diejenigen Regeln aus, welche dem Geiſte des deutſchen Rechts 
und den Bebürfniffen des modernen Rechtslebens am meiften zu entiprechen 
ſcheinen. Deshalb entfernt fich eine Darftellung des ehelichen Güterrechts, bie 
auf dem Reichsgeſetzbuch fußt, nicht völlig von dem heutigen echte, 
enthält nicht bloßes Zukunftsrecht, ſondern giebt eine Auswahl geltenden 
Rechts. Auf Bildungen des geltenden Rechts, welche das Reichsgeſetzbuch ver» 
worfen, wird im Folgenden nur nebenbei verwiefen, wenn fie befonvers be- 
achtenswerth erfcheinen. 


L Bir Mermaltungsgemeinfchaft. 
a) Wegriff. 
8 269 *, 

Bei der Berwaltungsgemeinichaft Hat jeder der Gatten von Rechtswegen 
die Befugniß, bei der Verwaltung des eigenen und bes bem anderen Gatten 
gehörigen Vermögens mitzuwirken, und zwar der Mann als Haupt der Familie 
und Vormund der Frau, die Frau dagegen kraft ihrer Schlüffelgewalt und 
ihres Nothverwaltungsrechtd 1). So wird alfo das beiberfeitige Vermögen zu 
einer ‚rechtlich organtfirten Wirthichaftseinheit‘‘ erhoben. Dagegen findet eine 
völlige Verjchmelzung des Vermögens von Dann und Frau zu einer „Rechts⸗ 
einheit“ nicht ftatt; vielmehr behält jeder Gatte fein vor ober während ber 
Ehe erworbenes Vermögen zu gejondertem Eigentbum?): ber Verwaltung 
nach verbunden, ift das beiberfeitige Vermögen dem Rechte nach getrennt. 

Kraft feines Verwaltungsrechts darf der Dann nicht blog die Früchte 
des Trauenguts thatfächlich ziehen, ſondern er erwirbt die Früchte fogar 
zu Eigenthum in gleicher Art wie ein Nießbraucher?). Dennoch barf 
man nicht fagen, daß dem Ehemanne außer feinem Verwaltungsrechte noch 
als ein felbjtändiges weiteres Necht der Nießbrauch am Frauengut zuftebe 
Denn das Recht des Mannes, die Früchte des Frauenguts zu Eigenthum zu 
erwerben, wird durchaus nicht wie ein echtes Nießbrauchsrecht behandelt: es 
ift nicht einmal der Ausübung nach übertragbar und unterliegt deshalb bem 
Zugriff der Gläubiger des Ehemannes nicht, es erliicht an jevem Stüde bes 
Frauenguts, welches die Frau rechtmäßig veräußert; es ift mit eigenthümlichen 





1) Siehe oben S. 454. Die Schlüffelgewalt kann der Frau vom Manne entzogen werben, 
ift alfo für die Verwaltungsgemeinfchaft nicht unbedingt wefentlich; immerhin ift fle ein weſent⸗ 
liches Charalteriſtilum der normalen Berwaltungsgemeinichaft. 

3) Auch vertretbare und verbrauchbare Sachen der Frau bleiben fo lange ihr gefonderte® 
Eigenthum, bis der Mann fie thatfächlich verbraucht oder mit feinen eigenen Sachen vermengt. 
Aw. Roth II ©, 212°, Errius IV $ 208, 

3) S. unten ©. 475, 

80* 
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Verpflichtungen belaftet u. |. fe Wenn troßbem im folgenden von einem che 
männlichen Nießbrauch am Frauengut gefprochen wird, fo ift biefer umrichtige 
und irreführende Sprachgebrauch nur dadurch zu rechtfertigen, daß er fich feit 
Jahrhunderten in den deutſchen Geſetzen eingebürgert hat *). 

Rechtsgeſchäfte zwiſchen den Ehegatten find unbeichräntt ftatthaft; aud 
die gemeinrechtliche Ausnahme der Schenkungen unter Ehegatten ift von einigen 
neueren Gejegen und dem Reichsgeſetzbuch fallen gelafien ®). 

Anmertung. Die romanifirende Doctrin bat feit dem 16. Jahrh. das Niekbrauht- 
recht bed Mannes am Frauengut — ususfructus maritalis — geradezu als die Grundlage bei 
Syſtems der Verwaltungsgemeinſchaft aufgefaßt, und faft alle neueren Geſetze find von bieier 
Doctrin in einzelnen Beziehungen beeinflußt (f. 3. B. bie preußifche Regel in $ 27010), Trog- 
dem geht es zu weit, wenn Gerber das heutige preußilche und fächfiiche Güterrecht wegen biefer 
vereinzelten Nachwirkungen ber Theorie vom ususfructus maritalis gar nicht al® echte Verwel⸗ 
tungsgemeiufchaft gelten läßt, fondern als ein befondered Syſtem bes ehemännlichen Nießbrauch 
auffaßt; denn im MWefentlihen haben die neueren Geſetze deu Unterichiedb bes ehemänn- 
lichen Nutznießungsrechts von einem gewöhnlichen Nießbrauch durchaus wicht verfamt. 
Auch das RGEB. hat den Unterfchied mit vollem Bewußtſein nnd aeblihrender Strenge dur‘ 


geführt. 
db) Rechtsſtelung des Mannes. 
8 270*. 


Dezüglich feines eigenen Vermögens bat der Mann freie Hand. Bezüglich 
bes Frauenguts ift er zwar der eigentliche Träger der Verwaltung und hat 
außerbem, wie bereit® erwähnt, auch den „Nießbrauch“ des Frauenguts; dog 
ift in beiden Beziehungen feine Rechtsftellung eine beſchränkte. 

Zunächft Bat ver Mann den Befl des Frauenguts zu beanfpruchen, md 
zwar einfchließlich des baaren Geldes und der Wertbpapiere; will bie Frau ihm 
biefen gefährlichen Befit nicht anvertrauen, fo muß fie rechtzeitig durch Ber- 
trag das Befigrecht bed Mannes ausſchließen?). Er bat ferner das Reit, 
das Frauengut zu benuten?), und mit Bezug auf das Frauengut alle that- 
ſäch lichen DBerwaltungshandlungen vorzunehmen, mögen fie noch jo em 
greifend fein, ohne baß er die Erlaubniß der Frau einholen müßte; fo fam 
er z. B. auf dem Landgut der Frau eigenmächtig Häufer aufbauen und nieder 
reißen. Er bat endlich auch Die Macht rechtlicher Berfügung Über das Frauen⸗ 


4) Das RGB. vermeidet freilich den Ausdruck „Nießbrauchsrecht“ und fpricht dafür don 
einem Recht des Mannes auf die „Nutznießung“ des Frauenguts. Ob aber die Unter 
fheidung von Nießbrauchſrecht uud Nutznießungsrecht terminologifch ein Fortſchritt ift, fen 
mir doch zweifelhaft. 

5) &o 3. B. vom Pr. LR., dem Lübifchen Recht. Beibehalten iſt das Verbot vom Eädf. 
GB. 1647; f. Roth II ©. 24. 

1) RGB. 1272; |. aber unten bei Anm. 19, 

3) RGB. 1282. Kein Recht der Benugung hat ber Mann bei dem zum perfönlihen Or 
brand; der Frau befiimmten Sachen; wohl aber Bat ex auch bei biefen Sachen das Recht auf 
ben Mitbeftts, wichtig 3. B. bei Jer Verwahrung von Schmuchlſachen. 





Berwaltungsgemeinfchaft. Nießbrauch des Mannes. $ 289. 469 


gut; doch ift feine Verfügungsmacht beichräntt. Sie bezieht fich nämlich nur 
auf Gelder und andere verbrauchbare Sachen, auf das Inventar von Grund- 
ftüden, endlich auf unverzinslice Forderungen der Frau ?*). Im Uebrigen 
kann der Mann dagegen nur als Nutznießer, aljo unter Schonung der Sub- 
ſtanz des Frauenguts, Verfügungen treffen?): er kann insbeſondere Grund⸗ 
ftüde und unverbraudbare bewegliche Sachen ber Frau wohl vermiethent), ver- 
pachten, verleihen, nicht aber veräußern 5) oder verpfänden, er Tann bei 
verzinslichen Forderungen der Frau wohl die Zinfen, nicht aber das Kapital 
einziehen u. |. f. Will der Mann die ihm hiernach gejetten rechtlichen 
Schranken überjchreiten, jo muß er die Zuftimmung der Frau einholen, Doch 
hängt e8 nicht von der Laune oder Willlür der Frau ab, ob fie ihre Zuftum- 
mung geben oder verfagen will; vielmehr kann der Mann, wenn die Frau 
grundlos widerfpricht oder wenn fie durch Krankheit oder Abwejenheit an ber 
Abgabe einer Erklärung behindert ift, vom Vormundſchaftsgerichte die Zuftim- 
mung der Frau erjegen laffen und kann alsdann fogar die Grundftüde der 
Frau veräußern; indes foll das VBormundichaftsgericht dem Antrag des Mannes 
nur bezüglich folcher Rechtsgeichäfte, die zur orbnungsmäßigen Verwaltung des 
Frauenguts erforderlich find, ftattgeben und, wenn die Frau abwejend ober 
frank ijt, fogar nur dann, wenn das Rechtögefchäft nicht ohne Gefahr aufge- 
ſchoben werden kann ®). 

Procefie Über ein zum Frauengut gehöriges Necht kann der Mann auch 
ohne Zuftimmung der Frau anftrengen, da er ja wegen feines Nießbrauchs am 
Srauengut ein eigenes Interefle an der Vertheidigung der ehefräulichen Rechte 
bat; aber er muß den Proceß im eigenen Namen und auf eigene Koften führen, 
und das in dem Proceß ergebende Urtheil wirkt nım dann für und gegen bie 
Frau, wenn das eingellagte Recht der einjeitigen Verfügung des Chemanns 
unterliegt, 3 B. bei Proceffen über eine unverzinsliche Torberung ber 


238) REB. 1275, 1377. 

3) RGB. 1274. Die bisherigen Gefee waren dem Verfügungsrecht des Mannes meift gün- 
ſtiger. So jcheint aus Sächſ. GB. 1675 hervorzugehen, daß der Daun nicht bloß alle verbraud)- 
baren, fondern auch alle vertretbaren Sachen der Frau einfeitig veräußern laun; vgl. freilich 
Roth II $ 139%, Nach Pr. LR. UI, 1 5 232, 233 kann er über alle beweglichen Sachen und 
über ſolche Kapitalien, die nicht auf den Namen der Frau gefchrieben find, frei verfügen. Nach 
lübiſchem Recht find ihm fogar alle Berfügungen, ausgenommen über Grundſtücke der Frau, 
erlaubt, Roth II $ 139", 

4) Deshalb endigt auch der Miethvertrag, fobald das Berwaltungsredht bes Mannes er- 
lofchen if, alfo regelmäßig mit Auflöfung der Ehe, mag auch die vom Manne zugefagte Miethszeit 
noch nicht abgelaufen fen. Doc tritt die Aufhebung des Miethövertrags nicht von Rechts- 
wegen ein, fondern die Frau bat bloß ein an die geſetzliche Kündigungsfrift gebundenes Kün- 
digungsrecht. REB. 1322. 

5) Eine dieſen Regeln widerſtreitende einſeitige Veräußerung des Mannes iſt nichtig, Reichs- 
gericht 22 ©. 283. Trotzdem überträgt fie bei beweglichen Sachen das Eigenthum auf ben 
Erwerber, wenn dieſer redlich war, nach der Regel „Sand wahre Hand“. Anders liegt der 
umgelehrte Fall, wo die Frau ohne Einwilligung des Maunes veräußert, f. unten $ 271°, 

6) RGEB. 1278 nah Vorgang von Pr. ER. II, 1 $ 239. 
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Trau’). Entfprechende Regeln gelten für Proceſſe, die ein Dritter wegen eines 
gegen das Frauengut gerichteten Anſpruchs wider den Mann anftrengt. 

Schulden des Mannes verhaften nur fein eigenes Bermögen und die dieſen 
Dermögen zugewachienen Früchte des Frauenguts®), Dagegen ift Die Subftan 
des Frauenguts haftfrei ?): ebenfo diejenigen Früchte, welche noch nicht in das 
Dermögen des Mannes übergegangen find; freilich hat der Mann auf dieſe 
Früchte kraft feines Nießbrauchs ſchon jetzt einen Anſpruch; aber diefer Anſpruch 
iſt unveräußerlich 19%) und kann deshalb von den Gläubigern des Mannes nicht 
zum Gegenftande der Zwangsvollitredung "gemacht werben. Anders natürlich, 
wenn der Mann eine Schuld als bloßer Stellvertreter feiner Frau aufge 
nommen bat, wozu er aber ſtets einer befonderen Bollmacht der Frau bedarf 1°"): 
alsdann haftet nämlich umgekehrt das Frauengut, während Das eigene Ber- 
mögen bes Mannes Haftfrei iſt 11); doch Tiegt Hierin feine Ausnahme von ber ein, 
gangs aufgefteliten Regel: denn eine Schuld, die der Mann im Ramen ber 
Frau aufgenommen, ift eben rechtlich gar Teine Schuld des Mannes, ſondern 
eine Schuld der Frau. 

Das Verwaltungsrecht des Ehemanns ift vormundfchaftlicder Art: der 
Mann fol es alfo nicht zu feinem eigenen Vortheil, fondern lediglich zum 
Beiten der Frau geltend machen. Insbeſondere fol er von ber Verfügung 
freiheit, die ihm, wie gezeigt, Dritten gegenüber mit Bezug auf manche Stüde 
des Frauenguts eingeräumt ift, nur für die Zwecke der ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung des Srauenguts Gebrauch machen 12); ſpeciell für baare Gelder ber Frau 
ift jogar beftimmt, bag der Mam fie nur mündelficher anlegen darf, fall 

7) RED. 1381, f. and Pr. LR. I, 1 $ 188. 

8) RGEB. 1809, f. aber unten Anm. 15. So auch jest nach den meiften Rechten, ; &. 
Preuß. Verordn. v. 7. Apr. 1888, Sächſ. EB. 1678; dagegegen haftet nach Lübijchen Recht 
das Vermögen der Ehefrau für die Schulden des Diannes, falls die Frau nicht dawider gerikt- 
liche Verwahrung einlegt, Stobbe IV 8 232“, 

9) Demgemäß unterliegen bem gefetlichen Pfandrecht des Vermiethers die im bie iethörnch- 
wohnung eingebrachten Möbel der Frau nicht, es fei denn, daf die Fran den Miethvertrag mit 
abgeichloffen hat. Abweichend Preuß. Decl. v. 21. Juli 1846, 

10) RGB. 1307. Hierin weichen die meiften heutigen Rechte ab. So laßt z. B. dei 
Preuß. Recht die Zmangeverwaltung eined ber rau gehörigen Hauſes wegen der Schulden 
des Mannes zu und Läßt auch beim Concurſe des Mannes den Nießbrauch am Familiengut in 
bie Concursmaſſe fallen (Cecius IV 5 2084 4), 

108) Verweigert die Frau die Vollmacht, jo kann fie durch das Vormundſchaftsgericht wicht 
ergänzt werben, RGB. 1274, verglichen mit RGB. 1278. 

11) Natürlich kann in diefem Falle der Mann and) die Haftung zugleich für feine Perſon 
übernehmen ; alsdann haftet das Vermögen beiber Gatten gemeinfam. Nach Pr. ER. IL 1 
8 829 verfieht es fich fogar bei einer berartigen in Vollmacht der Frau vom Ehemanne auf- 
genommenen Schuld von felbft, daß ber Mann gewöhnlich mitverhaftet fein will; das Gegentheil 
muß er ausdrücklich erflären. 

18) ROB. 1378, 1276. Mur verbrauchbare Sachen außer Gelb kan ber Mann tu 
egoiftifch für fich feibft verbrauchen oder nad) Gutdünken veräußern; dann ift er aber der Kraul 
für den Werth der Sachen erſatzpflichtig. 
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die Frau nicht eine andere Anlage genehmigt 1%). Demgemäß ift auch der 
Mann fchuldig, der Frau zwar nicht eine formelle Rechnung über feine Ver⸗ 
waltung zu legen, aber ihr doch auf Verlangen Auskunft über den Stand der 
Verwaltung zu ertbeilen 1*). 

Bi- Von anderer Art ift dagegen das „Nießbrauchsrecht“ des Mannes, 
aljo fein Recht auf die Früchte des Frauenguts. Allerdings ift auch dies Recht 
nicht Taftenfrei. DBielmehr muß der Mann um feines Nießbrauchs willen alle 
Laften, die auf dem Frauengut ruhen und bei orbnungsmäßiger Wirthichaft 
aud deſſen Einkünften beftritten werden, auf feine Nechnung übernehmen; und 
wichtiger noch: er foll den Neinertrag des Frauenguts ohne Rüdficht auf feine 
fonftigen Berbindlichleiten in erſter Reihe für den eigenen und ben der Frau 
und den gemeinfamen Kindern zu gewährenden Unterhalt verwenden, foweit er 
für diefen Zwed erforberlih ift!°). Hat aber der Mann dieſer zwiefachen 
Verpflichtung genügt, fo fteht ver Ueberſchuß der Einkünfte des Frauenguts zu 
feiner unbedingt freien Verfügung; er kann ihn fogar gegen den Widerſpruch 
der Frau für feine einjeitigen Interefjen, etwa zur Unterhaltung feiner unebe- 
lihen Kinder oder zur Bezahlung feiner Spielfchulden verwenden; infoweit 
braucht auch der Dann ber Frau feine Auskunft über die Verwenbung der 
Einkünfte des Frauenguts zu geben. 

Wird die Subftanz des Trauenguts durch die Art, wie der Mann fein 
Derwaltungs- oder Nießbrauchsrecht handhabt, ſchuldhaft verjchlechtert oder 
verringert, jo ift ver Mann ver Frau erfabpflichtig, und zwar haftet er für 
diejenige Sorgfalt, die er in eigenen Angelegenbeiten zu beobachten pflegt !°). 

Die Frau kann feine ber Verpflichtungen, welche dem Manne aus 
ber Verwaltung ober Nutung ihres Vermögens erwachien, gerichtlich geltend 
machen, fo lange das Berwaltungs- und Nutnießungsrecht des Mannes dauert; 


13) Dies ift eine Neuerung des REB's. Miündelficher ift die Anlegung in ſicheren Hypo⸗ 
thelen, Grundſchulden oder Reutenſchulden an inländifhen Grundftüden (landesgeſetzlich kann 
noch näher feftgefettt werben, wann diefe Anlage als ficher gilt), im verbrieften oder gebuchten 
Forderungen gegen das Reich ober einen Bundesftaat, in verbrieften Forderungen, beren Ber- 
zinfung vom eich oder einem Bundesſtaat gemährleiftet ift, an verbrieften Forderungen gegen 
inlänbifcge communale Körperichaften oder Ereditanftalten folcher Körperfchaften, wenn die For⸗ 
derungen von Seiten der Gläubiger kündbar find oder einer regelmäßigen Tilgung unterliegen; 
außerbem kann ber Bundesrath die Anlegung bei beftimmten inlänbiichen Sparkaſſen 
und in beflimmten anderen, felbft ausländifchen Werthpapieren für mündelficher erllären, AGB. 
1687. 

14) RGB. 1378. 

15) RGOB. 1283-1286, 1288. Alle diefe Laften mn der Mann auch dann tragen, wenn 
fie im Einzelfall den Ertrag des Frauenguts überfteigen. Sie müfjen ferner auch von ben 
Slänbigern des Mannes anerlannt werben; fogar dann, wenn diefe ben Zugriff auf folche 
Früchte des Frauenguts nehmen, welche bereits in bes Mannes Eigenthum übergegangen find, 
müäfjen fie von ber Smangsvoliftredung foviel freilaffen, als zur Beftreitung des flandesgemäßen 
Unterhalts der ganzen Familie und der übrigen auf den Einkünfte” des Frauenguts ruhenden 
Laften erforderlich if; f. amtl. Anm. zua RGEB. 1307. 

16) RGEB. 1259; |. Sächſ.KGB. 1655. 
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nur ber Anſpruch auf den ihr felbit und ihren Kindern zu gewährenden Unter 
halt ift fofort umd jederzeit einklagbar 17). 

An und für fih braucht der Mann feiner Frau eine Sicherheit für die 
getreue Erfüllung der ibm obliegenvden Pflichten nicht zu ftellen 18). Erſt wenn 
durch fein Verhalten das Frauengut gefährbet wird, ift die Frau eine Sicher: 
beitsleiftung zu fordern befugt und kann außerdem verlangen, daß der Mann die 
zum Frauengut gehörigen Inhaberpapiere (mit Ausnahme der Zinsfcheine) bei 
ber Reichsbank oder einer Hinterlegungsitelle auf jeinen und der Frau gemein 
famen Namen binterlege 1). 


0) Rechtsſtellung der Aran. 
8 271*. 

Der Frau gebührt zunächft das Recht der Mitverwaltung ihres eigenen 
Dermögens infoweit, als der Ehemann zu den meiften Verfügungen über das 
Trauengut, wie bereit8 gezeigt, ihre Zuftimmung einholen muß!). Zu felb- 
ttändigen Verfügungen über das Frauengut ift fie dagegen regelmäßig nicht 
befugt, bebarf vielmehr dazu ihrerjeitS der Zuftimmung des Mannes; und 
zwar zeigt fich Bier der vormundſchaftliche Charakter des dem Ehemanne am 
Frauengut zuftehbenden Verwaltungsrechts deutlich: nimmt nämlich die Frau 
eine Derfügung über das Frauengut vor, ohne die Genehmigung des Mannes 
erhalten zu baben, fo tft die Verfügung nicht etwa bloß dem Manne gegenüber 
unwirkſam, ſondern ift in gleicher Art nichtig, wie die Verfügung, bie ein 
Minderjähriger ohne Zuftimmung feines Altersoormundes vornimmt ?). Dod 


17) RED. 1395. Die Gläubiger der Frau können dagegen deren Erſatzanſprüche gegen 
den Mann fofort einflagen. 

18) Abweichend davon geben manche Rechte der Frau, fofern der Manu Grupdſtücke be⸗ 
fist, einen geſetzlichen Hypothekentitel; Preuß. ER. II, ı & 254 (jedoch feit Preuß. Gel. v. 
6. März 1879 $ 4 auf das erfte Jahr nach Eingehung der Ehe beſchränkt), Sächſ. GB. 390 
u. „. f. 

19) REB. 1290 - 1392; Preuß. ER. II, 18 266. 

1) Siehe oben ©. 469. 

2) RGEB. 12394—1297, 1802. Es iſt alfo gleichgültig, ob die Gegenpartei gewußt hat, 
daß die Verfügung von einer verheiratheten Frau ausgegangen if. Selbft wer vom einer frau 
bewegliche Sachen oder Inhaberpapiere kauft, wird, wenn die Zuftimmung des Mannes fehlt, nicht 
Eigenthümer, mag er auch die Verkäuferin für unverbeirathet gehalten haben. Die Regel 
„Hand wahre Hand’ ändert nichts hieran: denn fie erflärt den Mangel dinglichen Rechte, nicht 
aber den Mangel perfönlicher Handlungsfähigkeit auf Seiten des Veräußerers für gleichgültig. 
Demgemäß ift auch eine Grundftädöveräußerung der Ehefrau nichtig, ſelbſt wenn das Grund- 
ſtück noch anf den Mädchennamen ber Frau eingetragen if; denn das Grundbuch will über 
bie perfönliche Handlungsfähigkeit des Eigenthümers feine Angaben machen, Reichegericht 3? 
S. 290. Deshalb wird auch die Verfügung der Frau nicht nachträglich wirkfam, wenn bie 
Ehe aufgelöft wird, fo wenig wie bie Berfügung eines Deinderjährigen dadurch gültig wird, 
daß diefer daB Alter der Volljährigkeit erreicht. Die Landesgeſetze ſtimmen meift grundſaͤtzlich 
mit dem RGEB. überein: Pr. LR. II, 1 $ 320, Sächſ. GB. 1641, Reichsgericht 19 ©. 341; 
nur ausnahmsweiſe, 3. B. im märkiſchen Brovinzialredht , wird angenommen, baß bie Ber- 
fügung der Frau gültig, aber während der Dauer des ehemännlichen Berwaltungsreht? 
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bildet die Unfelbftändigfett der Frau nur die Regel. Ein felbftändiges Ver⸗ 
fügungsrecht bat fie nämlich, foweit ihre Schlüffelgewalt und, fall der Mann 
Trank oder abweſend ift, ihr Nothverwaltungsrecht reiht. Außerdem Ianıı fie, 
wenn der Mann die Zuftimmung zu einer Verfügung verweigert, welche zur 
Beforgung ihrer perjönlichen Angelegenheiten nöthig ift, die Zuftimmung durch 
dad Bormumdichaftsgericht ergänzen laffen?). Zu einigen beftinmten Rechtsge⸗ 
fchäften, 3. B. zur Annahme und Ablehnung von Erbſchaften und zur Ablehnung 
von Schenkungen tft fie fogar ganz allgemein ohne Zuftimmung des Diannes befugt *). 

Nah ähnlichen Regeln beftimmt fih das Recht der Frau, wegen ihres 
Dermögens als Klägerin Proceffe zu führen, mm kann fie die vom Manne 
verweigerte Zuftimmung niemals durch das VBormumdichaftsgericht ergänzen 
lafien; fie ift vielmehr zur felbitändigen Klageerhebung nur 5) befugt, ſoweit 
es ihre Schlüffelgewalt oder ihr Nothverwaltungsrecht mit fich bringt; außer- 
dem ift ihr die felbftändige Procefführung geftattet bei Proceffen gegen den 
Ehemann, ferner bei Proceffen, durch welche fie Verfügungen, die der Ehemann 
über das Frauengut rechtswidrig vorgenommen haben foll, Dritten gegemüber 
anficht, endlich bei der gerichtlichen Geltenbmahung eined Wideripruchsrechts 
gegen eine in das Frauengut begonnene Zwangsvollitredung. Procefje gegen 
die Frau als Bellagte find ımbeichräntt ftatthaft, ohne daß der Mann zu- 
gezogen zu werben braucht; indes wirkt, wenn die Zuziehung des Mannes 
unterblieben ift, das Urtheil in Anfehung des Frauenguts fo lange nicht, als 
das ehemännliche Berwaltimgsrecht dauert ®). 

Auch bezüglich des ehemännlichen Dermögens bat die Frau ein Necht der 
Mitverwaltung Doc ift dies Necht fehr beſcheiden. Es reicht nur foweit, 
als ihre Schlüffelgewalt geht, indem nämlich die Frau als Trägerin biefer 
Gewalt etwa Forderungen des Mannes, die fi auf den Haushalt beziehen, 
beitreiben, gewiffe dem Manne gehörige Sachen veräußern Tann u. dgl. Weiter- 
gebende Rechte bat die Frau nicht; auch wenn der Mann krank oder abweſend 
ift, kann die Frau von ihrem Nothverwaltungsredht nur für ihr eigenes, nicht 
für des Mannes Vermögen Gebrauch machen ?). 

Was die Schulden der Frau betrifft, fo verbaften die vorehelichen Schulden 
ihr ganzes Frauengut, einjchließplich der Früchte dieſes Guts, auch wenn 
dem Ehemann gegenüber unwirkſam fei; letztere Anffaflung vertheibigt Gerber 5 231 7 als die 
der Bertvaltungsgemeinfhhaft am meiften entſprechende; er verkennt indes dabei, daß gefchichtlich 
und praktiſch da® Verwaltungsrecht de Mannes vormunbichaftlihen Charakter hat; giebt man 
dies aber zu, fo ift die abfolnte Nichtigkeit der ehefräulichen Verfügung fachgemäßer als ihre 
relative Unwirkſamkeit gegenüber den Mann. 

3) REB. 1257, 1300, 1808. 

4) RGEB. 1805. 

5) RGB. 1399 Abſ. 2. 

6) REB. 1299, 1300, 1806. Die Proceßkoſten trägt in jedem Kalle unter Mitbaftung 
des Sranenguts der Mann. RGB. 1286, 1811 Abf. 2. Ueber preuß. Recht Reichsgericht 28 


©. 332, 32°. 297. 
7 RGB. 1357, 1800, 
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die Früchte bereits in das Eigentum des Mannes übergegangen find; bas 
Gleiche gilt auch für die nach Eingehung der Ehe entitandenen Schulen, fo, 
weit fie nicht rechtsgeſchäftlicher Art find, fondern z. B. auf unerlaubten Hand- 
lungen der Frau oder auf Bereicherung ihres Vermögen? beruhen; das ehe⸗ 
männliche Vermögen ift für diefe Schulden nicht haftbars). Dagegen ift 
bezüglich der von der Frau nah Eingehung der Ehe rehtsgefhäftlid 
eingegangenen Schulden wie folgt zu unterſcheiden. I. Schulden, welde bie 
Frau kraft ihrer Schlüffelgewalt aufnimmt, find vollgültig; da aber der Mam 
den ebelihen Aufwand allein zu tragen bat, ift im Zweifel anzunehmen, daß 
die Frau die Schuld nur als Vertreterin ihres Mannes aufgenommen bat; es 
baftet alfo nur das Vermögen des Mannes®). IL Zur vollwirkfamen Auf- 
nahme anderer Schulden iſt die Frau regelmäßig nur mit Zuftimmung bes 
Mannes oder ergänzend des Vormundſchaftsgerichts befugt; dies Erforderniß 
fällt nur fort für Schulden, welde die Frau bei Abweſenheit ober Krankheit 
des Mannes kraft ihres Notbverwaltungsrechts aufnimmt. Alle dieſe Schulben 
verhaften nur da8 Vermögen der Frau!‘) TIL Alle fonftigen rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Schulden der Frau find zwar nicht ganz ungültig, die Gläubiger Tönnen 
aber wegen biefer Schulden den Zugriff auf das ehbemännliche Vermögen gar 
nicht, auf das ehefräuliche Vermögen aber erft dann nehmen, wenn das Ber 
waltungsrecht des Mannes erlofchen ift, regelmäßig alfo erſt nach Auflöfung 
der Ehe!!). 

Defondere Pflichten erwachſen der Frau durch ihre Schlüffelgemwalt; fie 
muß diefe Gewalt zum Beften des gemeinfamen Haushalts gebrauchen und 
haftet, wenn fie dabei die Sorgfalt verlegt, bie fie in eigenen Angelegenbeiten 
anzuwenden pflegt, dem Manne auf Schabenserfat. Andere Pflichten ent, 
ftehen für die Frau aus der Verwaltung ihres Vermögens durch den Ehemann: 
fie muß nämlih dem Manne alles erftatten, was diefer gutgläubig zu Gunſten 
des Frauenguts aufwenbet, natürlich mit Ausnahme derjenigen Aufwendungen, 
bie der Ehemann gemäß ordentlicher Wirthſchaft aus den Einkünften des Frauen 
gut3 zu beftreiten hat!2). Der Mann kann die Erfüllung diefer Berbindlid- 
feiten fofort verlangen, noch während fein Verwaltungsrecht und die Schlüſſel⸗ 
gewalt der Frau fortpauert. 


8) RGB. 1810. 
9) RGB. 1287. 

10) RGB. 1298, 1300, 1803, 1810. Abweichend läßt Pr. KR. II, 1 8 829 bei Schulden, 
die der Ehemann genehmigt hatte, da8 Vermögen beider Gatten Baften. 

11) ROB. 1298, 1311. Die meiften heute geltenden Geſetze behandeln dagegen bie Schulden 
der Frau ebenfo wie ihre Verfügungen über da8 Frauengut, d. h. erflären fle fir nichtig; Mo 
3. ©. Pr. ER. II, 1 8 320, fähl, BB. 1641. 

12) REB. 1259, 1289, 
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a) „Erwerb und Verluft in der She 
8 272 *, 


Alle Früchte des gemeinfamen Vermögens fallen dem Manne zu, bezüglich 
des ehemännlichen Vermögens, weil er ver Eigenthümer, bezüglich des Frauen- 
guts, weil er ber Nießbraucer if. Der Truchterwerb tritt bei natürlichen 
Früchten mit dem Augenblid der Trennung, bei Rechtsfrüchten mit dem Augen⸗ 
blick der Fälligkeit ein!). Gilt dieſe Regel zu Gunften des Ehemanns, fo gilt 
eine andere übrigens practifch minder wichtige Negel zu Gunſten ver Ehefrau: 
wenn der Mann als Erſatz für Haushaltungsgegenftändbe, die von der Frau in 
die Ehe gebracht find, andere Stüde anfchafft, werben fie Eigenthum der Frau ; 
wenn er andere bewegliche Sachen anfchafft, werben fie wenigſtens dann Eigen- 
thum der Frau, wenn bie Anfchaffung mit den Mitteln des Frauenguts ge- 
ſchah?). Bon dieſen beiden Regeln abgeſehen, beftimmt fich die Frage, wen 
ein in der Ehe gemachter Erwerb gebührt, nad allgemeinen Grundſätzen, es 
fällt alfo bei Erbſchaften, Schenkungen, Anfchaffungen unbeweglicher Sachen 
u. ſ. f. der Erwerb einfach demjenigen zu, auf deſſen Namen er gemacht ift. 
Entfprechende Regeln gelten, wenn das Vermögen der Ehegatten einen Verluſt 
erleidet: der Verluft, welcher die Subftanz des ebemännlihen Vermögens oder 
bie Früchte des Frauenguts trifft, ift vom Manne, der Verluſt, welcher bie 
Subftanz des Frauenguts trifft, ift von der Frau zu tragen. Anders natürlich, 
wern der Verluſt von einem der Ehegatten verjchuldet ift. Anders auch dann, 
wenn der Mann eigenmächtig oder mit Zuftimmung der Frau die Subitanz 
des Frauenguts veräußert, ohne den Erlös auf den Namen der Frau anzu⸗ 
legen; denn alsdann ift der Dann zum Erſatz des Werth ber veräußerten 
Vermögensftüde verpflichtet, und bezüglich dieſer Summenfhuld muß ber 
Mann — vorbehaltlich einer abweichenden Abrede — die. Gefahr des Verluftes 
tragen; das gilt namentlich dann, wenn ein Kaufmann das Vermögen feiner 
Frau in feinem Gefchäfte anlegt 3). 


0) Weendigung der Berwaliungsgemeinfhafl. 
& 273: 
* Die Verwaltungdgemeinfchaft hört auf, wenn der Ehemann in Concurs 


1) REB. 1282. 

2) Beide Sätze jind aber doch nr Auslegungsregeln bed ehemännlichen Willens, gelten 
alſo nicht, wenn der Damm ertennbar die Anfchaffung fir fich jelbft hat machen wollen. So 
auch REOB. 1279, während RED. 1280 anfcheinend eine abſolute Regel aufftellen will. 

3) Natürlich wird aber in Fällen diefer Art der Gewinn, welchen ber Dann mit dem bei Ber- 
äußerung des Frauenguts gewonnenen Erlöfe macht, gleichfalls dem Mann allein zugufprechen 
fein, vorbehaltlich abweichender Abrede. Infoweit — und im Hinblid daranf, daß der Mann 
alle Erfparnifie, bie er bei Bermendung der Einkünfte des Frauenguts erzielt, bebält und 
andererſeits alle Mehransgaben, die er bei Führung des Haushalts macht, aus dem eigenen 
Bermögen beftreiten muß, — kann man fagen: „Frauengut wächſt nicht und ſchwindet 
sicht.” 
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verfällt. Sie hört ferner auf, wenn ber Ehemann unter Vormundſchaft ge- 
jtelft wird oder wenn er feine Unterbaltungspflicht gegenüber Frau und Kindern 
dauernd verlegt, oder wenn er durch fein Verhalten das Frauengut gefährbet: 
doch muß in diefer Fällen die Ehefrau einen förmlichen Proceß gegen ven 
Mann anjtrengen, und die Verwaltungsgemeinichaft hat ein Ende erft, wenn 
ber Proceß durch rechtskräftiges Urtbeil zu Gunften der Frau entjchieben 
wird !). Fortab gilt zwifchen den Gatten das Syſtem getrennter Güter; ber 
Mann bat nunmehr die Frau in den Beſitz ihres Vermögens zu feßen und 
verliert fein DVerwaltungs- und Nutznießungsrecht. Die Ausantivortung bes 
Frauenguts an die Frau gefchieht in Natur ?): der Mann ift alfo weder bered- 
tigt noch verpflichtet, der Frau ftatt der von ihr eingebrachten noch in feinem 
Beſitz befindlichen Vermögensftüde eine Entihädigung in Geld zu gewähren: 
ob er ihr für eingebrachte, aber nicht mehr vorhandene Bermögensftäde Erfah 
gewähren muß, hängt von der Art ab, in welder das Stüd in Perluft ge 
fommen ift ?*). Iſt e8 zweifelhaft, ob ein beftimmtes Vermögensftüd zum Frauen 
gut oder zum Vermögen des Mannes gehört, fo fpricht die Vermuthung wie 
in Rom zu Gunften des Mannes ®). 

*Aehnliche Regeln gelten für die Vermögensauseinanderfekung, die zwiſchen 
den Ehegatten als Folge der Eheſcheidung eintritt®*). Abweichend ift dagegen 
das Nechtöverhältnig, wenn die Ehe durch den Tod eines Gatten gelöft 
wird ). 


1) RGB. 1817, 1318. Macht die Frau von ihrem Klagrecht gegen den unter Bormund⸗ 
fchaft gefiellten Dann keinen Gebrauch , fo wird das Berwaltungs- und Nutzuießungsẽrecht bed 
Mannes von deſſen Vormund ausgeübt. Doch kann die rau felber zum Bormunde des 
Mannes beftelt werden. RGEB. 1308, 1776. 

2) Abweichend zum Theil Pr. CR. TI, 1 $ 550, 564, 570, 572. 

28) ©. oben &. 4719, 475. 

3) NGB. 126%, Eine Ausnahme gilt für Sachen, die ausſchließlich zum perfönlichen Ge⸗ 
brauch der Frau beftimmt find. 

3a) Eine Beſonderheit ift, daß der unfchuldige Gatte die dem fchulbigen Gatten mährend 
der Berlobungszeit oder der Ehe gemaditen Schenkungen widerrufen kann. REB. 1471. 

4) „Diejenigen Gejetse, welche das Frauengut für die Schulden des Mannes haften laflen 
(f. oben &. 470°) laſſen die Haftung auch nach der Auflöfung der Che fortdauern. Runde, 
a. a. O. 8 55. Die herrſchende Sitte war in den Städten wohl die, baß bie Gläubiger bed 
Mannes fi) aus der geſammten hinterlaflenen ehelichen Gütermaffe erft befriedigten, und dann 
erft die Frau aus dem Uebriggebliebenen ihren Antheil herausnahm. Cropp, a. a. D. ©. 476. 
Wem num aber die Wittwe, melche hiernach perfönlic den Gläubigern ihres Mannes gar 
micht verhaftet war, ſich sach dem Tode des letsteren fofort in den Beſitz des verſchuldeten Nach⸗ 
laſſes fette umd diefen ſich aneignete, fo nahm man an, daß fie num felbft und zwar auch mit 
ihrem eigenen Bermögen die Schulden übernehme; um diefem Präjudiz zu entgehen, mußte 
fie nad) einer feit dem 14. Jahrhundert fehr verbreiteten Sitte durch eine ſymboliſche Handlung 
aller Einmifhung in die Regulirung der hinterlaffenen beiberfeitigen Giütermafle im Gterhehanie 
entfagen, wodurch” fie in jedem Kalle alle perfönliche Haftung vermied. Died nannte mau 
beneficium abdicationis, in Lübel „Bergen und Dachdingsauftragen”, legte es aber fpäter 
dahin aus, daß es ein Privilegtum der Wittwe fei, ihre perfönliche Haftung fiir die Schulden 
des Mannes, welche ihr als Erbin oder in Folge der Gütergemeinſchaft obliege, abzuftreiien. 
Bgl. die richtige Erklärung bei Hagemeifter in d. Zeitfchrift f. geſchichtl. Rechtswifſenſch. Bd. 3 
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Dft wird nämlich der Schwierigkeit, Erfaßanjprücde der Frau für ver- 
loren gegangene Stüde ihres Vermögens nachzumeiien, durch die Beitimmung 
vorgebeugt, daß die Frau nur noch die vorhandenen heile ihres Eingebrachten 
zurüdnehmen dürfe und für das Verlorene durch ein Erbrecht oder eine Leib⸗ 
zucht am Dermögen des Mannes entichädigt werde. Noch weiter geben viele 
Statute und Particularrechte, indem ſie allgemein oder wenigitens im Falle 
beerbter Ehe (d. 5. wenn Kinder vorhanden find) bei der Zrennung der Ehe 
burch den Tod dem Weberlebenven ftatt feines urfprünglichen Vermögens einen 
quoten Theil der gejammten Gütermafje gewähren 5), welcher die Natur einer 
Entſchädigung für den Berzicht auf die NRüderjtattung der Illaten bat. Die 
legtere Bejtimmung iſt weniger anomal, wenn dem überlebenden Ehegatten 
die Wahl zwifchen ver Zurüdnahme der Illaten und der Annahme diefer Quote 
gelafien wird 6). Zwar ift nur der über dieſen Entſchädigungsanſpruch Hinaus- 
gehende Bortheil aus der Hinterlaffenfchaft ald ein wahres Erbrecht zu be- 
trachten; nah manden Particularrechten jedoch wird die geſammte Erſatz⸗ 
forderung für das eingeworfene Frauengut in die Form eines unentziehbaren 
Erbrecht gebracht ”). 

* Die neueren Geſetze laſſen dagegen auch bei der Auflöfung der Ehe durch 
den Tod eine jcharfe Bermögensjonderung zwifchen den Gatten und deren Erben 
eintreten, halten insbefondere auch den Erfakanfpruch ver Frau oder ihrer 
Erben auf den Erſatz verlorener Stüde des Frauenguts aufrecht, fügen aber 


S. 178 fig. Berd, Bremiſch. Güterr., $ 15 flg., und Pauli, Abhandl. aus d. Lüb. N. II 
©. 230 fig. Dieſe Beftimmung findet fi) Schon im KL. Kaiferr. II 50. S. Braunſchw. Sta- . 
tnten, II 60 (Leibnitz, Seript. rer. Brunsvic. III, p. 440). Alt. Lüneb. Stadtr. Art. 102, 
Lub. R. bei Sach, Abth. 4, 61. (Revid. Stat. II, 4, 10, Hamb. Stadtr. v. 1270 VI, 32 
u. ſ. w. Die fpätere Deutung enthält 3. B. der Hildesh. Rathsſchl. v. 1648 bei Pufendorf, 
Obs. 4, 319. Einen ganz anderen Charakter hat das Inſtitut der „weiblichen Freiheiten“ in 
Württemberg.” 

5) Am bäufigften Halbtheile- oder Drittheilsrecht. — S. über das Recht der Hanfeftädte 
Donandt, Verſuch einer Geh. bed Brem. Stadtr. (1830), Th. 2 ©. 111. Berck, Brem. 
Güterr., $ 13 Anm. 149, und ©. 226 fig. und 884 fi. Cropp, a. a. O. ©. 524 fig. 
Pauli, a. a. DO. ©. 226 fig. Aus diefer beim Tode eines Ehegatten entweder allgemein ober, 
wie beionders im Lübifchen Rechte bei beerbter Che, fiatutenmäßig entftehenden engeren Ver⸗ 
einigung des ehelichen Vermögens flog man früher in der Regel auf eine während der Ehe 
beftehende Bütergemeinfchaft (an) Runde und Falck a. a. DO. find davon nicht frei, mährend 
Sarauw im N. ſtaatsb. Magaz., Bd. 6 S. 122 fig., Dunder, Gefammteigentbum S. 227, und 
Kraut, Bormundfchaft II &. 510, für Lübeck ein Eigenthum des Mannes am Frauengute an⸗ 
nehmen; ebenjo Baumeifter für Hamburg, ſ. aber Gerber in f. u. Ihering’8 Jahrb. 1, ©. 244 
Anm). Solche Beftimmungen find aber. nur als Beftrebungen der Geſetze anzuſehen, die 
Schwierigleiten der Auseinanderfegung auf eine freilich oft willfürliche Weife zu überwinden und 
erklären fich namentlich bei dem Kalle der beerbten Ehe leicht. 

6) Geſetzliche Beiſpiele bei Scherer, Die verworrene Lehre von ber Gütergemeinfchaft 
Tb. 2 8 974, 278. SHehdemann, Die Elemente der Ioachimifchen Eonftitution v. 3. 1527 
(1841). 

7) So and) das Sächſiſche Recht, welches fich hierin ber alten Gütereinheit wieber näherte. 
Haubold, Sächſ. Recht 5 328. 
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verfällt. Site Hört ferner auf, wenn der Ehemann unter Vormundſchaft ge 
jtellt wird oder wenn er feine Unterhaltungspflicht gegenüber Frau und Kindern 
dauernd verlegt, oder wenn er durch fein Verhalten das Frauengut gefährdet: 
doch muß in diefer Fällen die Ehefrau einen förmlihen Proceß gegen den 
Mann anftrengen, und die Verwaltungsgemeinichhaft bat ein Ende erft, wen 
der Proceß durch rechtskräftiges Urtheil zu Gunften der rau entichieben 
wird !). Bortab gilt zwiichen den Gatten das Syſtem getrennter Güter; ber 
Mann Hat nunmehr die Frau in den Befik ihres Vermögens zu ſetzen und 
verliert fein Verwaltungs und Nutznießungsrecht. Die Ausantwortmg des 
Frauenguts an die Frau gefchieht in Natur ?): der Mann ift alfo weder berech⸗ 
tigt noch verpflichtet, der Frau ftatt der von ihr eingebrachten noch in feinem 
Beſitz befindlichen Vermögensſtücke eine Entſchädigung in Geld zu newähren: 
ob er ihr für eingebrachte, aber nicht mehr vorhandene Bermögensitüde Erſaß 
gewähren muß, bangt von der Art ab, in welder das Stüd in Perluft ge 
fommen tft ?*). Ift e8 zweifelhaft, ob ein beftimmtes Vermögensſtück zum Frauen⸗ 
gut oder zum Vermögen des Mannes gehört, fo fpricht die Vermuthung wie 
in Rom zu Gunften des Mannes ?). 

* Aehnliche Regeln gelten für die Vermögensauseinanderſetzung, bie zwiſchen 
den Ehegatten als Folge ver Ehefcheibung eintritt®*). Abweichend ift Dagegen 
das Nechtöverhältnif, wenn die Ehe durch den Tod eines Gatten gelöft 
wird *). 


1) RGB. 1817, 1318. Macht die Frau von ihrem Klagrecht gegen ben unter Bormmb- 
fchaft geftellten Mann feinen Gebraud; , fo wird das VBerwaltungs- und Nutznießungsrecht dei 
Mannes von deflen Bormund ausgeübt. Doc kann bie Fran felber zum Bormunde det 
Mannes beftellt werden. ROB. 1308, 1776. 

2) Abweichend zum Theil Pr. IR. IT, 1 $ 550, 564, 570, 57%, 

238) ©. oben S. 4719, 475. 

3) RGB. 1262. Eine Ansnahme gilt für Sachen, die ausſchließlich zum perfönlichen Ge 
brand) der Frau beftimmt find. 

3a) Eine Befonderbeit ift, daß der unfchuldige Gatte die dem fchuibigen Gatten während 
der Berlobungszeit oder der Ehe gemachten Schenkungen widerrufen kann. RGB. 1471. 

4) „Diejenigen Gefete, welche das Frauengut für die Schulden des Mannes haften laſſen 
(ſ. oben S. 470°) laſſen die Haftung auch nach der Auflöſung der Ehe fortdauern. Runde, 
a. a. O. 8 55. Die berrfchende Sitte war in den Städten wohl die, daf die Glänbiger bet 
Mannes fi aus der geſammten hinterlaflenen ehelichen Gütermaſſe erft befriedigten, uud dann 
erft die Frau aus dem Webriggebliebenen ihren Antheil herausnahm. Kropp, a. a. D. ©. 416. 
Denn nım aber die Wittwe, welche hiernach perfönlich den Släubigern ihre Mannes gat 
nicht verhaftet war, ſich nach dem Tode des letzteren fofort in den Befitz des verſchuldeten Rad 
laſſes ſetzte und diefen fich aneignete, fo nahm man an, daß fie num ſelbſt und zwar and mit 
ihrem eigenen Vermögen die Schulden übernehme; um diefem Präjubiz zu entgehen, mußte 
fie nad) einer feit dem 14. Jahrhundert ſehr verbreiteten Sitte durch eine fymbolifche Handlumg 
aller Einmifhung in die Regulirung der hinterlaffenen beiberfeitigen Gütermafje im Sterbehaufe 
entfagen, modurdh” fie im jedem Kalle alle perfönliche Haftung vermied. Died nannte nes 
beneficium abdicationis, in Lübel „Bergen und Daddingsauftragen“, legte es aber ſpoͤter 
dahin aus, daß es ein Privilegum der Wittwe fei, ihre perfönliche Haftung für die Schulden 
des Mannes, welche ihr als Erbin oder in Folge der Gütergemeinfchaft obliege, abzuftreifen. 
Bol. die richtige Erklärung bei Hagemeifter in d. Zeitfchrift f. gefchichtl. Rechtswifſenſch, & ? 
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Dft wird nämlich der Schwierigkeit, Erfaganjprüce der Frau für ver- 
Ioren gegangene Stüde ihres Vermögens nachzuweiſen, durch die Beitimmung 
vorgebeugt, daß die Frau nur noch die vorhandenen Theile ihres Eingebrachten 
zurüdnehmen dürfe und für das Verlorene durch ein Erbrecht oder eine Leib⸗ 
zucht am Bermögen des Mannes entfchädigt werde. Noch weiter geben viele 
Statute und Particularrechte, indem fie allgemein over wenigjtens im Valle 
beerbter Ehe (d. h. wenn Kinder vorhanden find) bei der Trennung der Ehe 
durch den Tod dem Ueberlebenden ftatt feines urfprünglichen Bermögens einen 
quoten Theil der geſammten Gütermafje gewähren >), welcher bie Natur einer 
Entihädigung für den Verzicht auf die Rückerſtattung der Illaten bat. Die 
legtere Beitimmung ift weniger anomal, wenn dem überlebenven Ehegatten 
bie Wahl zwifchen der Zurüdnahme ber Sllaten und der Annahme diefer Quote 
gelafjen wird 6). Zwar ift nur der über dieſen Entſchädigungsanſpruch binaus- 
gehende Bortheil aus der Hinterlaffenichaft al8 ein wahres Erbrecht zu be- 
trachten, nach manchen Barticularrechten jedoch wird die gefammte ‚Erjat- 
forberung für das eingeworfene Frauengut in die Form eines unentziehbaren 
Erbrechts gebracht ?). 

* Die neueren Geſetze laffen dagegen auch bei der Auflöfung der Ehe durch 
den Tod eine jcharfe Dermögensjonderung zwifchen ven Gatten und deren Erben 
eintreten, halten insbejondere auch ven Erfaganfpruch der rau oder ihrer 
Erben auf den Erjak verlorener Stüde des Frauenguts aufrecht, fügen aber 


©. 178 fig. Berd, Bremiſch. Güterr., 3 15 fig., und Pauli, Abhandl. aus d. Lüb. R. I 
S. 230 fig. Dieſe Beftimmung findet ſich ſchon im Kl. Kaiferr. II 50. S. Braunſchw. Sta- . 
tuten, II 60 (Leibnitz, Script. rer. Brunsvic. III, p. 440). Alt. Lüneb. Stadtr. Art. 102. 
Lüb. R. bei Hach, Abth. 4, 61. (Revid. Stat. III, 4, 10). Hamb. Stadtr. v. 1270 VI, 32 
u. |. w. Die fpätere Deutung enthält 3. B. der Hildesh. Rathsſchl. v. 1648 bei Pufendorf, 
Obs. 4, 319. Einen ganz anderen Charakter hat das Inftitut der „weiblichen Freiheiten” in 
Bürttenderg.” 

5) Am bäufigften Halbtheilg- oder Drittheilsrecht. — S. über dag Recht der Hanfeftädte 
Donandt, Berfuh einer Geſch. des Brem. Stadtr. (1880), Th. 2 ©. 111. Berd, Brem. 
@üterr., $ 12 Anm. 149, und S. 226 fig. und 884 fl. Cropp, a. a. O. ©. 594 flo. 
Pauli, a. a. 0. ©. 226 flg. Aus diefer beim Tode eine® Ehegatten entweder allgemein oder, 
wie bejonders im Lübifchen Rechte bei beerbter Ehe, ftatutenmäßig entfiehenden engeren Ber⸗ 
einigung des ehelichen Vermögens ſchloß man früher in der Hegel auf eine während der Ehe 
beftehende Gütergemeinichaft (au Runde und Fald a. a. O. find davon nicht frei, während 
Sarauw im N. flaatsb. Magaz., Bd. 6 ©. 122 fig., Dunder, Gelammteigentbum ©. 227, und 
Kraut, Bormundihaft II S. 510, für Lübed ein Eigentyum des Mannes am Frauengute an⸗ 
nehmen; ebenjo Baumeifter für Hamburg, ſ. aber Gerber in f. u. Ihering's Jahrb. 1, ©. 244 
Anm). Sole Beſtimmungen find aber.nur als Beſtrebungen der Geſetze anzufehen , die 
Schivierigleiten der Anseinanderfegung auf eine freilich oft willfürliche Weife zu überwinden und 
erklären fich namentlich bei dem Kalle der beerbten Ehe leicht. 

6) Geſetzliche Beifpiele bei Scherer, Die verworrene Lehre von der Gütergemeinfchaft 
zb. 2 5 274, 278. Heydemann, Die Elemente der Joachimiſchen Eonftitution v. 3. 1537 
(1841). 

7) So aud) das Saͤchſiſche Recht, welches fich hierin ber alten Gütereinheit wieber näherte. 
Haubold, Saächſ. Recht $ 338. 
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zu dem Anſpruch des Meberlebenden auf Derausgabe feines eigenen Vermögens 
ein Erbrecht am Nachlaſſe des vorverftorbenen Gatten Hinzu: ber überlebenve 
Gatte erhält aljo fein eigenes Bermögen unverfürzt als urfprünglicher Eigen 
tbümer und einen Untheil am Vermögen des Vorveritorbenen als Erbe des 
Eigentümers. Nach dem Reichsgeſetzbuch ift der Erbtheil des überlebenven 
Gatten wie folgt bejtimmt: er erbt, wenn Nachlommen des Berjtorbenen zur 
gefeglichen Erbfolge gelangen, ein Viertel des Nachlaffes; wenn Verwandte ber 
zweiten Linie ober Großeltern zur Erbfolge gelangen, erbt er vie Hälfte des 
Nachlafjes und außerdem als „Voraus“ das im gewöhnlichen Gebrauch ge 
weſene Haushaltsinventar und die Hochzeitsgeſchenke; mangeln derartige gejek- 
liche Erben, fo nimmt er ben ganzen Nachlaß als Alleinerbe ®). Die Hälfte des 
eben bezeichneten Erbtheils des überlebenden Gatten ift fein Pflichttheil ?), 
kann ibm aljo felbft durch ein Teſtament des Verftorbenen nicht entzogen 
werben, es fet denn, bag ein Enterbungsgrund vorliege 19). 


9 Vorßehaltenes Bermögen der Siran. 
& 274*, 


Mit Nüdficht darauf, daß der Mann den Bejik bes Frauenguts für fich 
beanfpruchen kann, wird dieſes auch als „eingebradhtes ®ut’ ober als 
„Sllaten‘ bezeichnet, mag es der Frau jchon bei Eingehung der Ehe gehört 
baben ober erft jpäter von ihr erworben ſein. Es braucht aber nicht das ge 
fammte Vermögen der Frau „eingebracht“ zu werben. Vielmehr kann ein Theil 
davon der Frau „vorbehalten werben und beißt alsdann Vorbehalts⸗ 
Sonder» oder Einhandsgut. 

Ein Sondergut wird am hänufigften durch Ehevertrag oder dadurch ge- 
bildet, daß ein Dritter der Frau duch Schenkung oder Xeitament unter aus⸗ 
drücklichem Ausſchluß ber ebeberrlichen Rechte des Mannes eine Vermögens 
zuwendung macht!). Gewiſſe Vermögensjtüde gelten aber ſchon von Geſetzes 
wegen al8 Sondergut, nämlich alles, was die Frau durch ihre Arbeit oder 
durch den felbftändigen Betrieb eines Gewerbes gewinnt *). Dem Sonbergut 
wacjen zu deſſen Früchte, fodann alles, was die Frau durch ein auf das 
Sondergut bezügliches Rechtsgeichäft erwirbt, endlich alles, was der Frau als 


— — — —— — 


8) Entw. 1971. Nah Preuß. LR. II, 1 8 621 fig. befonnut ber Ueberlebende neben 
Nachkommen ein Kindestheil, höchſtens aber ?/,, neben Vorfahren, Gejchwiftern und Geſchwiſter⸗ 
findern */,, neben entfernteren Verwandten bis zum 6. Grad */,, neben noch weiteren Ver⸗ 
wandten den ganzen Nachlaß. Sächſ. GB. 2049 fig. flimmt dagegen im Wejentlichen mit bem 
RGB. überein. 

9) Entw. 8 1975. Ebenſo Pr. ER. U, 1 8 651, während Sächſ. GB. 2678 fig. ben 
Pflichttheil verſchieden hoch beftimmt. 

10) Als Euterbungsgrunde gelten regelmäßig die Scheidungẽegründe. Cutw. 2006. 

1) RGOB. 1267, 1266, 

2) RGB. 1266; dies iſt eine Neuerung des RGEB.'s. 
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Erſatz für die Zerftärung, Beichädigung oder Entziehung eines vorbehaltenen 
Bermögensitüdes zufällt ®). 

Bezüglich des Sonberguts gelten im Allgemeinen die Regeln bes Syſtems 
der getrennten Güter. Demgemäß baftet das Sondergut auch für folche 
Schulden ver Frau, welde vom Mann nicht genehmigt find und beshalb das 
eingebrachte Gut der Frau während der Dauer des eheherrlichen Verwaltungs. 
rechts nicht verbaften. 


8) Die gewerbefreibende „Shefran. 
& 275 *, 

Beſondere Regeln gelten für den Tall, dag die Ehefrau mit dem Willen 
und ohne den Einfpruch !) des Ehemanns ein (Iandwirthichaftliches, kaufmän⸗ 
niſches, handwerksmäßiges u. |. f.) Erwerbögeichäft jelbitändig betreibt. Als⸗ 
dann bedarf nämlich die Frau zu ſolchen Nechtsgeichäften und Rechtsitreitig- 
keiten, welche ver Gefchäftsbetrieb mit fich bringt, der Einwilligung des Mannes 
nicht und wird felbjt durch ein ausbrüdliches Verbot des Mannes nicht ge- 
bunden. Demgemäß find auch Schulden, welche die Frau im Betriebe des 
Erwerbsgeichäfts ohne Zuftimmung des Mannes eingeht, vollgültig und ver- 
haften das ganze Frauengut?). Der Mann Hat ferner an demjenigen Theil 
bes Frauenguts, welchen bie Frau zum Betriebe des Erwerbögefchäfts ver- 
wenbet, fein Nutungsrecht ®), und alles, was bie Frau aus dem Erwerbs. 
geſchäft erwirbt, ift fogar, wie bereit erwähnt, vorbehaltenes Vermögen 
der Frau. 


2. Bollfäntige Gütergemeinfchaft). 
a) NReditsverhältuiffe während des Peſtethhens der Gemeinfdaft. 
8 276*. 
Bei der vollftändigen Sütergemeinfchaft verſchmilzt das Bermögen beider 
Gatten zu einer wirklichen Rechtseinheit, zu einem einheitlihen Ge- 


8) RED. 1269, 

1) Der Einſpruch des Mannes kann nicht bloß bei Begründung bes Geſchäfts, fondern 
auch nachher erklärt werden, und jogar dann, wenn der Mann die Begründung des Gefchäfts 
anfänglich erlaubt hat. Er ift aber gegen Dritte, die ihm wicht gekannt haben, nur wirljam, 
wenn er im Bilterrechtsregifter eingetragen worden if. REB. 1804. Aus dem im RGB. 1258 
Abf. 1 ansgefprochenen Grundfage if analog zu folgern, daß aus befonderen Gründen bie 
Zrau den Einfprudy des Mannes durch das Bormundichaftsgericht für unwirkſam erklären 
lafien Tann. 

3) Nach Pr. ER. II, 1 $ 887 war auch da8 Vermögen ded Mannes mitverhaftet. 

8) Dagegen ifi fein Berwaltungsrecht an diefem Theile des Vermögens nicht voll- 
ftändig befeitigt, ſondern zeigt ſich z. B. wirkſam, fobald die Frau Über dies Vermögen eine 
nicht zum @eichäftsbetriebe gehörige Verfügung vornehmen till. 

1) Justus Veracius, Libellus consuet. prince. Bamberg. (1681). Lange, Rechtslehre v. d. 
Gemeinfchaft der Süter (1766), Scherer, Die verivorrene Lehre der ehelichen Gütergemeinfcdhaft 
(1798), Haſſe, Beitrag z. Reviſion der bish. Theorie dv. d. ehel. Gütergemeinfchaft, Stobbe IV 
287 flg., Roth IS. 70, Gierke S. 867. — Dazu kommt die Literatur ‚der berfchiedenen 
Particularrechte, z. B. für Preußen Deruburg III $ 84 fig., Eccius IV 8 209. 
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jfammtgut, weldes beiden Gatten gemeinjam gehört. Die körperlichen 
Sacen, welche biöber einem der Gatten allein zuftanden, treten fortab in Das 
Miteigenthum beider Gatten, ohne daß bei Grunpitüden die Umfchreibung im 
Grundbuch, bei Fahrniß die Vebergabe nöthig wäre ?); bei den Forderungen 
eines ber Gatten find fortab beide Gatten gemeinfam Gläubiger?) u. f. f. 
Und zwar iſt das Mechtsverhältniß, in welchem die Gatten jteben, das ver ge- 
jammten Hand +): jedem Gatten ftebt aljo am Geſammtgut ein Antbeil, nämlich 
bie Hälfte zu®); aber feiner von ihnen kann über diejen feinen Antheil ge- 
trennt verfügen, weder über den Antbeil im Ganzen, noch über den Antheil 
an irgend einem einzelnen VBermögensftüde €), vielmehr find Verfügungen nur 
über die Antheile beider Gatten zufammen ftatthaft 7). 

Mit der VBerichmelzung des beiverjeitigen Vermögens zu einem Geſammt⸗ 
gut ift aber das Weſen der Gütergemeinſchaft noch nicht erſchöpft. Vielmehr 
kommt hinzu, daß das Geſammtgut zugleich eine rechtlich organifirte Wirth- 
ihafts- und Verwaltungseinheit bildet. Der Grundgedanke der VBerwaltungs- 
gemeinſchaft, daß der Mann als Haupt der Familie, die Frau als Trägerin 
der Schlüffelgewalt und des Nothverwaltungsrechts zur gemeinfanen Berwal- 
tung des gefammten ehelihen Vermögens berufen find, lehrt aljo auch bei Der 
Gütergemeinfchaft wieder, nur bildet den Gegenjtand biejes gemeinschaftlichen 
Berwaltungsrechts bei der Berwaltungsgemeinichaft das rechtlich getrennte, 
bei der Gütergemeinfchaft dagegen das vechtlih vereinigte Vermögen beiber 
Gatten. 


23) RGB. 1887. So ſchon jekt preuß. EEGeſ. 5, preuß. Grunbb.Ordn. 50. Abw. 
ſächſ. GB. 8 1695 und Gerber 5 238°, welche bei Grunbftüden die Umfchreibung für nöthig 
erllären. 

3) Abw. Gerber $ 283 ?° wegen der römifchen Hegel „nomina in suo statu manent“. 

4) Darüber ift jet kaum mehr Streit, allerdings vermeiden manche Schriftfteller ben 
Ausdrud „geſammte Hand“ und fprechen von einer „Rechtsgemeinſchaft zu ibeellen Antheilen‘ 
(Gerber $ 233), von condominium pro indiviso u. f. f.; indes nehmen fie nicht das gewöhtt- 
liche römifche Miteigenthum an, fondern „modificiren“ e®, und ihre „Modificationen‘‘ betreffen 
gerade die Punkte, in denen die geſammte Hand ſich vom römiſchen Miteigenthum unterjcheidet ; 
ſachlich ftehen alfo auch diefe Schriftfteller auf dem Standpunkt der geſammten Hand. — 
Sonftige Auffafjungen der Gütergemeinichhaft, 3. B. eines Wlleineigenthums des Ghemanns 
(Dunder), juriſtiſcher Perfönfichteit de8 Ehepaare (Hafje), condominium plurium in solidum 
(Beracius) find jegt veraltet, 

5) Selten find die Bruchtheile verfchieden groß, z. B. nach Hohenloher Recht */, für ben 
Mann, ';, für die Frau. — Stobbe IV $ 289 und zum Theil Gierle S. 845! verneinen, 
daß man überhaupt von ‚„Antheilen” der Ehegatten am Geſammtgut fprechen bürfe: e® Liege 
ein Miteigentum ohne VBruchtheile vor; ebenfo Reichsgeriht 1 ©. 396. Wir fcheint dieſe 
Streitfrage durchaus belanglos zu fein. 

6) Das wird ſchon fir da8 heutige Hecht ziemlich allgemein zugegeben und nun burd) 
RGB. 1838 ausdrücklich beftimmt. 

7) Der Chemann kann allerdings 3. B. die ibeelle Hälfte einer zum Geſammtgut gehörigen 
Hypothek einem Dritten abtreten. Aber er darf nicht gerade die ihm felber oder die der rau 
gehörige Hälfte abtreten, fondern nur die Hälfte des eigenen und bie Hälfte des ehefräulichen 
Autheils. 
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Das Verwaltungsrecht des Mannes bei der Gütergemeinichaft weicht von 
dem ibm bei der Berwaltungsgemeinfchaft zuftehenden Berwaltungsrechte wejent- 
lih ab. Es ift einmal beſchränkter. Denn bei der Berwaltungsgemeinichaft 
Hat der Dann wenigftens über das ihm felber gehörige Vermögen freie Hand; 
bei der Gütergemeinfchaft geht Dagegen das eigene Vermögen ded Mannes im 
Geſammtgut auf und wird grundfäglich nicht anders behandelt als das von 
ver Frau zugebrachte Gut; demgemäß gilt die Negel, daß ber Mann gewilfe 
Ürten der Verfügung — nämlich Verfügungen über das Gefammtgut als 
Ganzes, Verfügungen über Grunditüde, endlich Schenkungen, foweit fie nicht 
durch Anftand oder Sttte gehoben find, — nur mit Zuftimmung der Frau 
vornehmen darf, auch für ſolche Gegenftände, welche der Mann felbft in bie 
Ehe gebracht hat, der Bauer, welcher eine gütergemeinfchaftliche Ehe eingeht, 
kann aljo fortab das vom Vater ererbte eigene Bauerngut nur mit Zuftimmung 
der Frau als der nunmehrigen Miteigenthümerin des Cuts verlaufen. Hiervon 
abgefehen ift dagegen die Stellung des Ehemanns bei der Gütergemeinfchaft 
günftiger als bei der Verwaltungsgemeinfchaft, fehr angemefjen, da das Syſtem 
der Gütergemeinfchaft feinem Wefen nach ein noch innigeres gegenfeitiges Vertrauen 
ver Gatten vorausſetzt als das der Verwaltungsgemeinichaft. Demgemäß bat 
zunächſt der Mann über Das ganze bewegliche Geſammtgut (alfo nicht bloß über 
verbrauchbare Sachen) und über alle Forderungen (nicht bloß über unverzins- 
liche) freies Verfügungsrecht; nur die bereit oben genannten Verfügungen 
über Grundftüde, über das Gefammtgut al8 Ganzes und Schenkungen find an 
die Zuftimmung der rau oder einen biefe Zuſtimmung erſetzenden Beichluß 
des Bormundfchaftsgerichts gebunden ®). Ferner ſchuldet ver Mann für bie 
Art, wie er das Gejammtgut verwaltet, der Frau feine Berantwortung ; num, 
wenn er die Frau abfichtlich fchäbigt oder wenn er eine Berfügung, zu ber 


8) RGB. 1342 — 1345. Die heutigen Geſetze weichen in ber Beftimmung des ehemänn- 
lichen Verwaltungsrechts unter einander fehr ab. So Tann nad) dem weftphälifchen Gef. v. 
16. April 1860 der Dann fogar über Grundſtücke entgeltlich frei verfügen, und auch Schenkungen 
tann er einfeitig vornehmen, ausgenommen über Grundftlide oder das Geſammtgut oder das 
bewegliche Vermögen im Ganzen. Umgelehrt engt das preuß. IR. II, 1 $ 887 fig. die Be⸗ 
fugnifje des Mannes derart ein, daß der Mann bei der Gütergemeinichaft jogar fchlechter geftellt 
ift, als bei der Verwaltungsgemeinſchaft: die Frau kann nämlich gegen jebes Rechtsgeſchäft, 
welches der Mann mit einem Dritten abichließt, mag es auch Gelb oder andere verbrauchbare 
Sachen betreffen, bei dem Dritten Widerſpruch einlegen, und das Geſchäft if, wenn es trotzdem 
abgefhloffen wird, nichtig; der Mann kann aber die Zuftimmung der Frau durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ergänzen laſſen. Legt die Frau den Widerfpruch nicht ein, jo ift der Maun 
auch nad) dem preuß. LR. ziemlich frei geftellt; er kann fogar Fahrnißſchenkungen einfeitig vor⸗ 
nehmen, und die Frau hat nur dann ein Widerrufsrecht, wenn bie Schenkung das Geſammt⸗ 
gut jo verriugert, daß nicht einmal das von ber Frau eingebraddte Gut übrig bleibt; nur bei 
Berfligungen über Grundftüde und über ſolche Kapitalien, die auf den Namen der Frau oder 
beider Gatten gefchrieben find, if die pofitive Zuftimmung ber Frau nöthig (Pr. ER. IL, 1 
5 881, 882, 878, 379). — Nimmt der Dann eine Verfügung ohne bie erforderlihe Zuſtimmung 
der Fran vor, fo ift die Verfügung nichtig, wie bie eines Minderjährigen ( KEB. 1347), ift alfo 
aud; für den Mann jelbft unverbindlich; |. and) Reichſsgericht 1 ©. 897, 28 ©. 276, 

17. Aufl. 81 
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die Zuftlimmung der Frau erforberlich tft, eigenmächtig vornimmt, ift er erſatz⸗ 
pflichtig ?). Daraus folgt denn, daß der Mann das Recht eigennüßigen Per- 
brauchs in feinem einfeitigen Intereſſe, welches er bei dem Syſtem der Der 
waltungsgemeinichaft nur bezüglich feines eigenen Vermögens, der Früchte des 
Frauenguts und der zum Frauengut gehörigen verbrauchbaren Sachen bat, bei 
dem Syſtem ver Gütergemeinſchaft bezüglich des ganzen beweglichen Gejanmt- 
guts befikt. 

Auh das Mitverwaltungsrecht der Frau ift bei der Gütergemeinfchaft 
anders als bei der Verwaltungsgemeinfchaft geregelt. Allerdings greift es in 
ven gleihen Fällen Platz, wie bet der Verwaltungsgemeinfchaft, nämlich im 
Bereich der Schlüffelgewalt und des Nothverwaltungsrechts der Frau und aufer- 
dem dann, wenn der Mann feine Zuftimmung zu einem Nechtsgefchäft ver- 
weigert, welches zur Beforgung der perfönlichen Angelegenheiten der Frau er 
forderlich tft, fofern das VBormundfchaftögericht die Zuſtimmung des Mannes 
ergänzt. Aber in allen dieſen Fällen ift die Frau zur Verfügung nicht blog 
über das von ihr eingebrachte Gut ober über ihren Antheil am Geſammtgut, 
fondern über das ganze Geſammtgut befugt !°). 

Proceffe wegen des Gefammtguts werden vom Manne im eigenen Namen 
geführt. Die Mitwirkung der Frau ift micht erforderlich, felbft nicht bet folden 
Proceſſen, deren Gegenitand der freien Verfügung des Mannes nicht unterliegt, 
z. B. bei Procellen um Grumdftüde 2). Noch weniger tft natürlich die Fran zer 
jelbftändigen Führung eines Procefies um das Geſammtgut befugt: ausge 
nommen im Bereich ihrer Schlüffelgewalt und ihres Nothverwaltungsrechts, und 
allgemein dann, wenn es fih um die Anfechtung einer DBerfügung handelt 
welche der Mann ohne die erforberlige Zuftimmung ber Frau vorgenommen '°). 
Unter den Ehegatten find Procefie um das Gefammtgut, folange Die Güterge 
meinichaft dauert, nicht zuläffig 13). 

Auf dem Gefammtgut laften die „Gelammtgutsverbindlichleiten”. Zu 
dieſen gehören zunächft fämmtliche Schulden ded Mannes ohne jede Ausnahme, 
mögen fie vor oder nach Eingebung der Che entftanven fein, mögen fie den 


9 RGB. 1548. S. au NEB. 1864 Abf. 1. 

10) RGB. 1858, 1856. Das Gleiche gilt, wenn fie mit Erlaubniß des Mannes ein 
Erwerbsgeichäft jelbftändig betreibt. REB. 1351. Die Verantwortung der Frau für bie At, 
in ber fie ihr Verwaltungsrecht ausübt, wird analog wie die des Mannes zu beftimmen fein; 
das RGB. enthält keine ausdrüdliche Regel darüber. — REGB. 1850 beſtimmt fer 
pofttiv, daß zur Annahme oder Ablehnung von Erbichaften u. dgl., die der Frau zufallen, nur 
die Frau zuftändig ſei; hier wird alfo doch eine Art Frauengut angenommen und der Freu 
bezüglich diefe® Frauenguts ein befonderes Verfligungsrecht eingeräumt; vom Standpunlte der 
Gutergemeinſchaft ift das nicht folgerecht. 

11) REB. 1842. Abi. für letzteren Fall preuß. Allg. Gerichtsorbn. I, 1 8 23, Ettius 1 
g 209 ®, 


12) ROB. 1853, 1849; au ROB. 1852, 
18) ROB. 1865. 
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Chezweden oder;den einfeitigen Intereffen des Mannes dienen!*). Es haftet 
mithin, anders als bei der Verwaltungsgemeinfchaft, auch das Frauengut für 
die Schulden des Mannes — das Sprüchwort fagt: die dem Manne traut, 
traut auch feinen Schulden. Die Schulden des Mannes find eben nach dem 
Wefen der Gütergemeinichaft auch zu Schulden der Frau geworden 15), und es 
tft deshalb auch der Antheil, welcher der Frau am Gefammtgut zulommt, für 
diefe Schulden mitverhaftet. Zu den Geſammtgutsverbindlichkeiten zählen aber 
auch gewiſſe Schulden der Frau: nämlich ihre ſämmtlichen vorehelichen Schulden — 
qui &pouse la femme, &pouse ses dettes, — alle nicht rechtsgefchäftlichen 
Schulden der Frau, mögen fie auch erjt nach Eingehung ber Ehe durch Be⸗ 
reicherung, unerlaubte Handlungen u. dgl. entftanden fein, endlich auch Schulden 
ans ſolchen Rechtsgefchäften, welche nad Eingehung der Ehe geſchloſſen find, 
wenn fie vom Mann over ergänzend vom Bormundichaftsgericht genehmigt 
find, oder wenn fie zwar eigenmächtig von ber Frau vorgenommen, jeboch durch 
ihre Schlüffelgewalt oder ihr Nothverwaltungsrecht gerechtfertigt find 1°). Die 
übrigen von der Frau nach Eingehung der Ehe eigenmächtig aufgenommenen 
Schulden find zwar nicht ganz ungültig 10°), aber doch dem Gefammtgut gegen- 
über unwirkſam, können alfo erft nach Auflöfung der Sütergemeinfchaft durch 
Zwangdvollitredung beigetrieben werben 17). 

Der Erwerb, den ein Ehegatte während der Ehe macht, fällt in Das Ge⸗ 
fammtgut, wird alfo beiden Gatten gemeinfam. Demnach ift von einem be- 
fonderen Nießbrauchsrecht des Mannes keine Rebe. Entiprechend iſt aber auch 
der ebelihe Aufwand von beiden Batten gemeinfam aus den Mitteln des Ge⸗ 
fammtgut3 zu beftretten 1°), und auch ein Verluft, den das Geſammtgut er- 
fährt, trifft beide Gatten gleichmäßig 9); fie fiten auf gemeinſamem Gedeih 
und Verderb. 

Auch bei der vollitändigen Gütergemeinfchaft können gewiſſe Dermögen?- 
theile einem der Gatten vorbehalten werben, und alsdann gilt dafür das 


14) RGB. 1856. Allerdings zählen Obligationen, die ber Mann über das Gefammtgut 
als Ganzes, über Grundſtücke oder ſchenkungsweiſe ohne Zuſtimmung der Frau eingeht, nicht 
zu ben Gefammtgutsverbindlichleiten. Dies ift aber Teine Auenahme, denn diefe Obligationen 
des Mannes find an und für fich ungültig (f. oben &. 481%. Und „ungültige Schulden bes 
Mannes find überhaupt feine Schulden; |. aber Reichdgeriht 23 ©. 276. — Die ganze Regel 
entfpricht auch dem heutigen Rechte. Doch finden fich landesrechtlich Abweichungen: 3. B. haften 
nach Pr. ER. II, 1 8 886 Grundſtücke und Kapitalien, die die Kran in bie Ehe gebracht hat, 
für einfeitige Schulden des Mannes nur fubfibiär. — Der Hegel des REB.'s gemäß ergreift 
ber über das Vermögen des Mannes eröffnete Concurs das ganze Geſammtgut. So auch amil. 
Anm. zu RGB. 1857. Abm. Entſch. des Reichsgerichts 8 S. 102, 

15) Die Haftung der Frau ift aber meiftens feine perjönlidhe; |. Anm. ©. 486, 

16) RGB. 1856, 1357. Neichdgeriht 7 ©. 169, 28 S. 185. Doch haftet für gewifie auf 
da8 Borbehaltsget bezügliche Schulden ber Frau dad Gefammtgut nicht. RGB. 1858, 1859. 

162) So andy für das jeßige gemeine Recht Reichsgericht 39 ©. 187. 

17) Vorher nur in ein etwaiges Vorbehaltsgut der Frau. RGB. 1857, 1841. 

18) REB. 1887, 1360. 

19) Ausgenommen in den Fällen der Anm. 9. j 

1° 
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Recht der getrennten Güter, der Vorbehalt beruht, anders als bei der Ver⸗ 
waltungsgemeinfchaft, niemals auf Geſetz, fondern nur auf Vertrag der Gatten 
oderf bei Zumenbungen eines Dritten auf der Anordnung bed Zunvendenben?*). 
- Außerdem find von der Gütergemeinfchaft alle Bermögensftüde ausgeſchloſſen, 
welche nicht durch Rechtsgeſchäft veräußert werden können, 3. B. Familien⸗ 
fiveicommiffe: für dieſe Vermögensftüde gilt das Recht der Verwaltungs 
gemeinfchaft mit der Maßgabe, daß die Früchte beiden Gatten gemeiniam 
werben 2), 


d) Auflöfung der Gütergemeinfdaft. 
8 277 *. 


Wenn einer der Batten ftirbt und gemeinfchaftliche Kinder vorhanden find, 
fo feßt der überlebende Gatte mit den Kinbern regelmäßig die Gütergemein⸗ 
haft fort!). Bon diefem Falle abgejehen wird dagegen die Gütergemeinicaft 
burch den Tod eines Gatten aufgelöi. Der überlebende Gatte bat ſich des⸗ 
halb mit den Erben des andern Gatten fofort auseinanderzufepen; bemgemöf 
nimmt er zunächſt bie Hälfte des Gefammtguts als fein bisheriges Eigenthum, 
empfängt von ber andern Hälfte und dem fonftigen Nachlaß des Berftorbenen 
den nämlichen Erbtheil wie bei der Berwaltungsgemeinichaft und bat ben 
Ueberreft an die fonftigen Erben des Beritorbenen herauszugeben *) ; wenn lekterer 
weder Verwandte ber eriten oder zweiten Linie noch Großeltern Hinterlafien 
bat, ift der überlebende Gatte Alleinerbe. Iſt einer der Gatten dem Gejammtgut 
erjaßpflichtig, jo ift der Betrag feiner Schuld allein auf feinen Antbeil am 
Gefammtgute anzurechnen ?°). Gefammtgutsverbinblichleiten find vor ber 
Zheilung aus dem Gefammtgut zu berichtigen, fallen alſo bem überlebenven 
Gatten und den Erben des verftorbenen zu gleichen Theilen zur Laft; mu 
gewiſſe geſetzlich beſonders bezeichnete Sejammtgutsnerpflichtungen find aus 
ſchließlich aus dem Antheil eines Gatten zu beitreiten und können deshalb 
— obſchon fie den Gläubigern gegenüber das ganze Gefammtgut verhaften — 


30) REB. 1840, 1841. Reichsgericht 24 S. 240. 
21) RGEB. 1389, 

1) Sierüber f. unten 8 289, 

2) Diefe Regel des ROB.’S 1874, 1880, daß ber Gatte bei ber Gutergemeinſchaft kein 
befieres Erbrecht bat wie bei ber Berwaltungsgemeinichaft (von dem falle der fortgefehten 
G.G. abgeſehen), ift für den größten Theil de8 der &.-&. huldigenden Deutichlauds ei 
große Neuerung. Denn es geben die meiften beutfchen Geſetze bei Einberlofer Ehe dem Aber 
lebenden Ehegatten entweder das ganze Geſammtgut (fei es durch Anwachſungsrecht, fei es, weil 
fie ihn zum Alleinerben des verftorbenen machen) oder fie geben ihm wenigften® aufer feiner 
Hälfte und einem Exbtheil an der anderen Hälfte den lebenslänglichen Nießbrauch am Ueberreſt: 
erfteres gilt 3. B. in Bremen, Osuabrüd, Fulda, Bamberg, lekteres in Oft-, Weſtpreußen, 
Poſen, Weflfalen. 

38) REB. 1374 Abſ. 2; erſatzpflichtig ift 3. B. der Mann, wenn er das Geſanutgut 
abfichtlich geichäbigt, die Kran, wenn der Marın da8 Geſammtgut aus den Mitteln feines Bor 
behaltsguts verbefiert hat. RGB. 1848, 1864. 
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als einfeitige Gefammtgutsverbindlichleiten bezeichnet werben; es find bies 
namentlich Berpflichtungen aus unerlaubten Handlungen dieſes Gatten, nicht 
dagegen auch feine vorehelihden Schulden ?). Die Zerlegung des Geſammtguts 
in feine zwei Hälften gefchieht, falls feine Realtheilung möglich, durch Ver⸗ 
filberung des Geſammtguts und Vertheilung des Gelverlöfes; doch kann ber 
überlebende Gatte die für feinen perfönlichen Gebrauch beftimmten Sachen und 
ebenfo ſolche Sachen, die er felber in die Ehe gebracht oder jpäter durch Erb- 
ſchaft, Schenkung oder Ausſtattung erworben hat, in Natur gegen Erftattung 
ihres Werths für ſich beanipruchen +). Solange die Auseinanderjegung fchwebt, 
befteht zwifchen dem überlebenvden Gatten und den Miterben das Miteigenthum 
zur gefammten Hand fort; Verfügungen über das Geſammtgut können aber 
nur von allen Betheiligten gemeinfam geſchehen; wenn einer von ihnen feine 
Zuftimmung zu einer nothwendigen Mafregel verweigert, fo kann die Zu- 
ftiimmung nicht durch das Vormundſchaftsgericht, fondern auf Klage der andern 
durch das Proceßgericht ergänzt werden ®). 

Auch wenn die Ehe durch Scheidung aufgelöft wird, findet eine fofortige 
Auseinanderfegung zwifchen ven Gatten wegen des Gejammtguts ftatt. Es 
gelten dafür im Allgemeinen die gleichen Regeln, wie für den Tall der Auf- 
löſung einer !inderlofen Ehe durch den Tod. Nur ift hier natürlich von einem 
gegenfeitigen Erbrecht der Gatten feine Rede. Außerdem ift beftimmt, daß wenn 
einer der Gatten für den allein fchuldigen Theil erklärt tjt, der unfchulbige 
Gatte ald Voraus denjenigen Betrag fordern darf, um welden ber 
Werth des von ihm in die Gütergemeinjchaft eingebrachten Guts den Werth 
des von dem fihuldigen eingebrachten Guts überfteigt ©). 

Ausnahmsweiſe wird die Gütergemeinichait fchon vor Beendigung der Che 
aufgelöftt. Es kann nämlich die Frau die Auflöfung der Gemeinfchaft im 
Wege der Klage fordern, wenn der Mann feine vermögensrechtlichen Ver- 
pflichtungen gegen Frau oder Kinder gröblich verlegt, 3. B. das Gejammtgut 
durch Verihwendung gefährdet, oder wenn durch feine Verbindlichkeiten das 
Geſammtgut erheblich überſchuldet wird ?). Das gleiche Recht hat der Mann, 


8) NOB. 1378, 1861 fig. 

4) RGB. 1875, 

5) RGB. 1869 fig. 

6) RGEB. 1876. Wenn jedoch der Werth des Geſammtguts geringer ift als der Werth 
bes beiderfeits Eingebrachten, fo ift jedem Gatten der Werth ſeines Eingebrachten unter Abzug 
ber Hälfte des Fehlbetrages zu gewähren. — Das heutige Recht behandelt die Frage fehr ver- 
jchieden: in Bremen fällt das ganze Geſammtgut an den unfchuldigen Gatten; nad Pr. ER. 
II, 1 8 755, 811 fällt bei der Ehefcheidung die Gütergemeinſchaft ganz fort; jeder Gatte nimmt 
fein Eingebradhte® in Natur zurüd und empfängt vom Ueberreſt die Hälfte, der unſchuldige 
Theil kann aber flatt diefer Güterfonderung bei der Gütergemeinfchaft verharren, d. h. die Hälfte 
bes Gefanuntguts fordern; in Osnabrüd und Hildesheim wird immer halb und halb getheilt; 
f. Roth II ©. 255. — ©. aud oben 8 278 °®=, 

T) RGB. 1866. Regelmäßig wird alfo au der Eonenrs über das Gefammgut die 
Frau berechtigen, bie Aufhebung der Gütergemeinichaft zu fordern; dagegen wird die Gfter- 
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wenn das Gejammtgut durch einfeltige Verbinplichfeiten der Frau erheblich 
überjchuldet wird. Wird die Gütergemeinfchaft aufgehoben, fo wird Das vor- 
bandene Geſammtgut unter die Gatten zu gleichen Theilen vertheilt, und für 
bie Zulunft tritt Gütertrennung ein®). Gegen gutgläubige Dritte wirkt bie 
Auflöfung der Gütergemeinſchaft erft Dann, wenn das die Auflöfung aus. 
ſprechende Urtheil im Güterrechtsregiſter eingetragen ift ?). 


Anmertung. Eine beſonders fchwierige Frage ift, inmieweit ein Ehegatte für die 
Gefammtguteverbindlileiten perfänlich haftbar ift oder bloß mit dem Geſammtgut haftet. 
Die Frage ift praktiſch ziemlich unerheblich, folange ber Gatte außer feinem Antheil am 
Geſammtgut kein weiteres Vermögen bat; fie wird aber praltifch bebentfam, wenn ber Gatie 
ein Borbehaltsgut befigt oder wenn er nad Auflöfung der Gütergemeinſchaft neues Vermögen 
erwirbt, da bei einer unbeſchränkten perfönlichen Haftung des Gatten natürlich auch dies weitere 
Bermögen dem Zugriff der Gläubiger unterliegt. Das ältere und heutige Recht behandelt bie 
Frage jehr ungleihmäßig (Mot. IV ©. 866), Das RGB. ftellt folgende Regeln auf: I. Der 
Ehemann haftet für alle Gefammtgutsverbindlichleiten perſönlich; doch erlifcht feine perfönlide 
Haftung für einfeitige Schulden der Frau (oben ©. 485°), fobald die Gütergemeinfchaft 
aufgelöf wird (RGB. 1856); bie perfönliche Haftung für diefe Schulden lebt aber wieder auf, 
wenu das Gejammtgut vor Berichtigung der Schulden unter den Gatten oder ihren Erben ver- 
theilt wird, ift aber alsdaun auf diejenigen Gegenftände beichräuft, welche dem Ehemanne bei 
der Theilung zugewiefen find (KGB. 1878). I. Die Ehefrau haftet nur für diejenigen 
Geſammtſchulden perfönfich, welche im ihrer Perſon (alfo durch ein von ihr im eigenen Namen 
eingegangenes Nechtögefchäft, durch ein von ihr begangenes Delict u. ſ. f.) entflanben fin 
(RGB. 1842 Abſ. 2). Diefe perfünlide Haftung ift natürlich unbeſchränkt und überdauert 
auch die Gutergemeinſchaft. Für die Abrigen Geſammtgutsſchulden haftet fie dagegen erft dann 
perfönlih, wenn fie in Kolge der fortgefehten Gutergemeinſchaft die Rechtsſtellung des Cie 
manns übernimmt ober wenn nad Auflöfung der Gütergemeinſchaft das Geſammtgut ofız 
Berichtigung der Schuld unter die Gatten (oder ihre Erben) vertheilt wird; im erfteren Falk 
kann fie aber ihre Haftung wie ein DBenefizialerbe auf den Beftand bed Geſammtguts be 
ſchränken; im letzteren Kalle tft ihre perjönliche Haftung von Rechts wegen auf diejenigen 
Gegenftände beichräntt, die ihr bei der Theilung Überwiejen find ( KEOB. 1400, 1878). 


d. Errungenfhaftsgemeinufhaft ‘). 
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* Bei diefer find drei Vermögensmaſſen zu unterfcheiben: I. das Sonder- 


gemeinfchaft nicht etwa von Rechte wegen durch die Eonenrseröffnung aufgehoben, wie dies bei 
der Berwaltungsgemeinfchaft der Kal. S. auch oben S. 488 1. 

8) ROB. 1366, 1867. Weber „einfeitige” Schulben ſ. oben bei Am. 8. 

9) RGB. 1868 fig. 

1) „Cine gute, aber and) bie außerordentliche Berfchiedenheit der Geſetzgebungen im Detail 
beiveifende Weberficht über biefe Statuten giebt Euler im der Zeitichr. für deutſch. R. Dh. I 
S. 38-61. Dabin gehören 3.8. Solmflfche GerichtSordn. v. 1571. Naſſau⸗Catzenellenbogiſche 
GerichtSorbn. d. 1711. Landrecht v. Trier v. 1718. Untergerichtsorduung v. Zweibrücen d. 
1723. Landrecht v. Baden-Baden v. 1588 und Baden umd Hochberg v. 1710. XBürtten- 
bergifche® Landr. v. 1610 (Weishaar, Württemb. Privatr. 8 147 flg.). Reformation von Fraul⸗ 
furt a. M. von 1509 und 1678. Churpfälziſches Landr. v. 1698. Codex Maximil. Barar. |, 
6 8 19 fig. Beſonders Iehrreich if der Witrttembergifche Entwurf eine® ehelichen @üterreit? 
von 1840. ine beachtenswerthe Darftellung jett auch bei Roth und Meibom, Kurheffildel 
Privatr. I ©. 397 fig., und bei Roth, Bayer. Eivilr. 1. Bd. ©. 844 fig. Als heffiſche Prapt 
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oder Propergut 1°) des Mannes, welches alle Gegenftände umfaßt, die er bereits 
vor Eingehung der Ehe befaß oder nach Eingehung der Ehe dur Schenkung, 
Ausstattung oder Erbſchaft erworben bat; II. das Sonver- over Propergut 
der Frau, welches in entiprechender Art zuſammengeſetzt ift, wie das Propergut 
des Mannes; III. das Gefammtgut, welches alles fonftige Vermögen ber 
Gatten umfaßt, aljo allen Erwerb, den die Ehegatten nach Eingehung ber 
Ehe in anderer Art als durch Schenkung, Audftattung oder Erbichaft machen, 
4 B. das Gehalt des Mannes, den gewerblichen Verbienft des Mannes oder 
der rau, namentlich aber auch die Früchte der beiden Propergüter. Iſt von 
einem Vermögensftüde ftreitig, zu welcher der drei Maffen es gehört, fo wirb 
vermutbet, daß es zum Geſammtgut gehörig ſei; jever Gatte kann aber In⸗ 
ventarifirung des beiberfeitigen Sonderguts fordern ?). 

* Für das beiderfeitige Sondergut gelten die Grundſätze der Verwaltungs. 
gemeinfchaft: der Mann nimmt aljo beive Güter in feinen Befik und verwaltet 
das eigene Sondergut frei, während er bei Verfügungen über das Sonvergut 
ver Frau regelmäßig an deren Zuftimmung gebunden if. Doch waltet eine 
wichtige Verſchiedenheit ob: die Früchte beider Propergüter fallen nicht, wie 
bei der Verwaltungsgemeinfchaft, an ven Mann, fondern gehören, wie ſchon 
erwähnt, zum Gefammtgut; es ift aljo von einem ebemännlichen Nießbrauchs⸗ 
recht nicht die Neve. Daraus ergiebt ſich denn auch, daß der ebeliche Auf- 
wand, fowie die Verwaltungskoſten und Laften der Sondergüter nicht vom 
Manne zu tragen find, fjondern dem Geſammtgut obliegen?). Tür das Ge- 
jammtgut gelten die Regeln ver vollftändigen Gütergemeinfchaft, der Mann 
Sat alfo auch die Verwaltung des Gefammtguts zu führen und tft dabei un 
freier geftellt, wie bei der Verwaltung des eigenen, freier, wie bei der Ver⸗ 
waltung des ehefräulichen Sonderguts +). Inwieweit das beiderfeitige Sonder- 

ut für die Schulden des Mannes und der Frau haftet, ijt nach den Regeln 
der VBerwaltungsgemeinfchaft zu beftimmen:). Entiprechend wird die Haftung 


wird dort die Auffaffung mitgetheilt, daß dieſe Gemeinfchaft Lediglich in der Verpflichtung der 
Ehegatten beftehe, den Werth der von ihnen erworbenen Acquäftobjecte zu conferiren. Die An- 
nahme eine® folchen obligatorifchen Vorſtadiums vor der wirklich realifirten Gemeinfchaft findet 
meines Wiffens in den fonfligen Quellen keinen Anbaltepuntt, — man müßte denn etwa bie 
frühere Idee ber societas quaestuaria hierfür ausbeuten wollen.” 

18) REB. 1415 nennt das Sondergut „eingebrachtes‘ Gut. 

3) RSB. 1415, 1418, 1414, 1420, 1432, 1438. Daneben kann als vierte Maffe noch 
ein Vorbehaltsgut der Krau kommen, das fie allein verwaltet und befien Früchte ihr allein 
verbleiben; ein Vorbehaltsgut des Maunes iſt unzuläſſig. RGEB. 1421. 

3) RGB. 1420, 1434. 

4) RGB. 1414. 

5) RGB. 1420 Abſ. 2. Abw. behauptet Gerber 8 284 20, daß für hie „vom Manne 
als Vertreter der ehelichen Genoflenfhaft und flir die von ber Frau im Gebiete der engeren 
Hauswirthſchaft contrahirten Schuiben . . . auch das Propergut beider Ehehälften‘ Bafte; in 
der That enthalten einige deuiſche Geſetze eine der Anficht Gerber's entfprechende Regel; aber 
dieſe Gefege weichen wieder unter fich erheblich ab, indem fie das Soubergut der Yrau bald 
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des Gefammtgutd für Schulden des Chemannes nach den Regeln der voll 
ftändigen Gütergemeinichaft dahin beftimmt, daß das Gefammtgut für alle 
Schulden des Mannes, auch für die vorebelichen, haftet °). Beſondere Regeln 
gelten dagegen über die Haftung des Geſammtguts für die Schulden ber 
Frau: das Gefammtgut ift nämlich Haftfrei wegen aller vorehelichen Schulden 
und wegen Schulden aus unerlaubten Handlungen der rau, während es doch 
nach gütergemeinschaftlicher Regel für diefe Schulden haften würde **); es tft ferner 
frei wegen folder Schulden, die die Fran nach Eingebung der Ehe ohne die 
erforderliche Zuftimmung des Mannes oder des Bormundichaftsgerichts aufge 
nommen bat; es ift dagegen haftbar wegen Schulden, welde bie rau nad 
Eingehbung der Ehe mit Zuftimmung von Ehemann?) oder Gericht oder zwar 
eigenmächtig, aber durch ihre Schlüffelgewalt oder ihr Notbverwaltungsrest 
gedeckt, aufgenommen bat 8). 

* Die Errungenfchaftsgemeinichaft wird in gleicher Art aufgelöft wie die 
Berwaltungsgemeinfchaft. Die Auseinanderſetzung wegen der Sonbergüter folgt 
den Regeln von der Verwaltungs- , die wegen des Gefammtguts den Regeln 
von der vollftändigen Gütergemeinſchaft. Beim Tode eines Ehegatten nimmt 
aljo der überlebende Gatte fein Sondergut und die Hälfte des Geſammtguts, 
und hat an dem Sondergut des verftorbenen Gatten und an der andern Hälfte 
des Geſammtguts das gewöhnliche Erbrecht ?). 

Das Syſtem der Errungenfchaftsgemeinichaft, wie es jet dogmatiſch aus 
gebildet ift, bat nur wenige Anknüpfungspunkte im älteren deutſchen Rechte 
und ift zum großen Theile eine Erfindung der Doctrin des fechzehnten Jahr⸗ 
hunderts, welche das vermeintliche deutſche Societätsprincip (im Hinblid auf 
das entgegenftehbende römische Necht) auf ein möglichft geringes Maß zurüd- 
führen wollte10), &8 empfiehlt fich fcheinbar Durch die Genauigkeit und Sorg- 


nur fubfidiär oder nur für einen Bruchtheil der Schulden (",, *,) halten laſſen; um 
andere Geſetze ichließen die Haftung des Srauen-Sonderguts ganz ans; f. Stobbe IV $ 248. 

6) RGB. 1425. Für die meiften Rechtsgebiete der Errungenſchaftsgemeinſchaft ift dieſe 
Regel eine Neuerung: fo wird 3. B. das Gejammtgut für bie vorehelichen Schulden be 
Mannes und ebenfo für feine Delictsfchulden meift nur zur Hälfte für haftbar erllärt; ſ. Roth 
U 8 119, Stobbe IV 8 246 Nr 7. 

6a) Nur die im Gefammtgut enthaltenen Früchte des Frauenſonderguts find haftbar 
(REB. 1310, 1420), 

7) Hierher gehören auch Gewerbsfchulden der Frau, wenn die Frau ihr Gewerbe ohne 
Einfpruc, des Mannes betrieben. REB. 1427 Nr. 2, 1428, 

8) RGB. 1427. Ferner für die geſetzlichen Alimentationspflichten der frau gegenüber 
ihren Verwandten und für folche nachehelichen rechtsgefchäftlichen ober durch Urtheil feſtgeſtellten 
Schulden, burch welche da8 Geſammtgut bereichert if. REB. 1427 Nr. 1, 1429, 

9) RGB. 1437 fig. Nach heutigem Recht gilt für diefe Frage eine geradezu verwirrend 
Menge landesrechtlicher Verſchiedenheiten. 

10) Allerdings ift nicht zu verkennen, daß fich die Errungenſchaft als neuere Bildung WT- 
u gsweiſe an bie fränkiſch⸗ſchwäbiſchen echte mit „gefammter Hand” und „Verſaugenſchaft 
angefchloffen hat. Aber diefer Anſchluß ift nicht in natürlicher Fortbildung, fonbern im völiger 
Beränderung des Princips erfolgt. Etwas Anderes ift e8 auch nicht, was Roth bei Belker und 
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falt, mit ber es die einzelnen ehelichen Vermögensverhältnifje vegelt. Näher 
betrachtet erfcheint es indeffen in mehrfacher Hinſicht als bedenklich. Es 
wiberftrebt dem ſittlidhen Charakter der Ehe, wenn es diefelbe dem Princip 
einer Erwerbsgeſellſchaft unterſtellt; es wird ungerecht, indem es ganz all- 
gemein den überwiegenden Erwerb des Mannes zur Hälfte der Frau zutbeilt 
(eine Beftimmung, die höchſtens bei den niederen Arbeitsftänden begründet fein 
tönnte); es führt nothiwendig zu einem complicirten Abrechnungsverfahren für 
die verjchiedenen Maffen, welches der Natur des deutſchen ehelichen Lebens 
widerſpricht und ein damit umerträgliches Beftreben ver fteten Bewachung 
des Separatvermögens zur Folge haben muß. Endlich ift e8 überdies 
nur durchführbar unter der Borausfegung einer ftörenden Cinmifchung der 
Behörden (z.B. gerichtlicher Inventarijation) in Verhältniſſe, in denen lediglich 
die Freiheit des fittlichen Geiſtes der Betheiligten berrichen follte. 


A 4ahrniggemeinfchaft. 
8 279 *, 

Hier ift das ganze bewegliche Vermögen beider Gatten Gefammtgut, 
außerdem diejenigen Grundftüde, welche ein Ehegatte nach Eingehung der Ehe 
in anderer Art als durch Schenkung, Ausstattung oder Erbichaft erwirbt ; Sonvergut 
find dagegen die Grundftüde, welde ein Gatte vor Eingehung der Ehe befaß 
oder nachher in einer der drei genannten Arten erwirbt. Die Regeln von ber 
Errungenſchaftsgemeinſchaft kommen entiprechend zur Anwendung !). Der Mann 
bat alfo über das Gefammtgut das Verwaltungsrecht der vollftändigen Güter- 
gemeinichaft, Über die beiden Sondergüter das Verwaltungsrecht der Verwal- 
tungsgemeinjchaft; die Früchte der Sondergüter fallen in das Gefammtgut. 


d, Gütertrennung. 
& 280*, 

Jeder Gatte bat das freie Recht der Verwaltung feines Vermögens und 
bezieht die Früchte dieſes Vermögens für ſich allein, muß aber auch die Laften 
des Vermögens allein tragen. Die Schulden jedes Gatten verbaften nur fein 
eigened DBermögen, außer den von der Frau Traft ihrer Schlüffelgewalt aufge- 
nommenen Schulden, welche im Zweifel nur das Vermögen des Mannes haftbar 
machen. Den ebelichen Aufwand trägt zunächit ver Mann; doch foll die Frau, 
foweit fie aus ihrer Arbeit, einem von ihr felbftändig betriebenen Geſchäft 
oder aus ihrem Vermögen Einkünfte bezieht, dem Manne einen angemefjenen 
Beitrag zur Beitreitung des ehelichen Aufwandes gewähren; und, wenn fie 


Muth. III S. 858 aufftellt, wenn ex jagt, die Errungenſchaftsgemeinſchaft beruhe darauf, daß 
man das Prineip der gefammten Hand bezüglich aller Beftandtheile bes ehelichen Vermögens 
— bis auf das in der Ehe Erworbene befeitigt habe. 

1) RGOB. 1444 fig. 
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des Geſammtguts für Schulden des Chemannes nach den Regeln ber voll» 
ftändigen Gütergemeinfchaft dahin beftimmt, daß das Gefammtgut für alle 
Schulden des Mannes, auch für die vorehelichen, haftet ). Beſondere Regeln 
gelten dagegen über die Haftung des Gejammtguts für die Schulden ber 
Frau: das Gefammtgut ift nämlich haftfrei wegen aller vorehelihen Schulden 
und wegen Schulden aus unerlaubten Handlungen der rau, während es doch 
nad) gütergemeinfchaitlicher Regel für diefe Schulden haften würde ®*) ; e8 ift ferner 
frei wegen folder Schulden, die die Frau nach Eingehung der Ehe ohne die 
erforderliche Zuftimmung des Mannes oder des Bormundichaftsgerichts aufge 
nommen bat; es ift dagegen haftbar wegen Schulden, welche die Frau nad 
Eingehung der Ehe mit Zuftimmung von Ehemann”) oder Gericht oder zwar 
eigenmächtig, aber durch ihre Schlüffelgewalt oder ihr Nothverwaltungsrecht 
gevedt, aufgenommen bat 8). 

* Die Errungenfchaftdgemeinfchaft wird in gleicher Art aufgelöft wie bie 
Berwaltungsgemeinichaft. Die Auseinanberfegung wegen der Sondergüter folgt 
den Regeln von der Verwaltungs-, die wegen bed Geſammtguts ben Regeln 
von der volljtändigen Gütergemeinſchaft. Beim Tode eines Ehegatten nimmt 
aljo der überlebende Gatte fein Sondergut und die Hälfte des Gefammtguts, 
und bat an dem Sondergut des verfiorbenen Gatten und an der andern Hälfte 
des Gefammiguts das gewöhnliche Erbrecht ?). 

Das Syſtem der Errungenfchaftsgemeinfchaft, wie e8 jeßt dogmatiſch aus⸗ 
gebildet ift, bat nur wenige Anknüpfungspunkte im älteren deutſchen Rechte 
und tft zum großen Theile eine Erfindung der Doctrin des fechzehnten Jahr⸗ 
hunderts, welche das vermeintliche deutſche Societätsprincip (im Hinblid auf 
das entgegenftebenvde römische Recht) auf ein möglichit geringes Maß zurüd- 
führen wollte10), Es empfiehlt fich fcheinbar durch die Genauigkeit und Sorg- 


nur fubfidiär oder nur für einen WBruchtheil der Schulden ("/,, Y,) halten laffen; und 
andere Gelege fchließen die Haftung de8 Frauen-Sondergut® ganz aus; f. Stobbe IV 8 246. 

6) ROB. 1425. Für die meilten Rechtsgebiete der Errungenfchaftsgemeinichaft ift dieſe 
Regel eine Neuerung: fo wird 3. ®. das Gefammtgut für die vorehelichen Schulden bes 
Mannes und ebenſo für feine Delictsfchuiden meift nur zur Hälfte für haftbar erllärt; |. Roth 
1 8 119, Stobbe IV $ 246 Nr 7. 

6a) Nur die im Gefammtgut enthaltenen Früchte des Frauenſonderguts find hafıbar 
(RGB. 1310, 1420). 

7) Hierher gehören auch Gewerbsſchulden der Frau, wenn die Frau ihr Gewerbe ohne 
Einſpruch des Mannes betrieben. REB. 1427 Nr. 2, 1428, 

8) RGB. 1497. Ferner für die gefetlichen Alimentationspflichten der Frau gegenüber 
ifren Verwandten und für ſolche nachehelichen rechtsgefchäftlichen oder durch Urtheil feftgeftellten 
Schulden, durch welche dad Gefammtgut bereichert iſt. REB. 1497 Nr. 1, 1429, 
| 9) RGEB. 1437 flg. Nach heutigem Recht gilt für diefe Frage eine gerabezu verwirtende 
Menge landesrechtlicher Verſchiedenheiten. 

10) Allerdings iſt nicht zu verlennen, daß ſich die Errungenſchaft als neuere Bildung vor⸗ 
u gsweiſe an die fränkiſch⸗ſchwäbiſchen Rechte mit „geſammter Hand” und „Verfaugenſchaft“ 
angefchloffen hat. Aber diefer Anſchluß ift nicht in natürlicher Fortbildung, fondern in völliger 
Veränderung des Princips erfolgt, Etwas Anberes ift es auch nicht, was Roth bei Bekler und 
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falt, mit ber e8 die einzelnen ehelichen VBermögensverhältniffe regelt. Näher 
betrachtet ericheint es indeſſen in mehrfacher Hinficht als bedenklich. Es 
wiberftrebt dem ſittlidden Charakter ber Ehe, wenn es diefelbe dem Princip 
einer Erwerbsgeſellſchaft unterftellt; es wird ungerecht, indem es ganz all- 
gemein den überwiegenden Erwerb des Mannes zur Hälfte der Frau zutheilt 
(eine Beftimmung, die höchſtens bei den niederen Arbeitsitänden begründet fein 
tönnte); es führt nothwendig zu einem complicirten Abrechnungsverfahren für 
bie verfchiedenen Maſſen, welches der Natur des deutſchen ehelichen Lebens 
widerfpricht und ein bamit unerträgliches Beftreben der teten Bewachung 
des Separatvermögens zur Yolge baden muß. Endlich ift es überdies 
nur durchführbar unter der Borausfegung einer ftörenden Einmiſchung ber 
Behörden (z. B. gerichtlicher Inventarifation) in Verbältniffe, in denen lediglich 
die Freiheit des fittlichen Geiſtes der Betheiligten herrſchen follte. 


A Fahrnißgemeiuſchaft. 
8 279 *, 

Hier ift das ganze bewegliche Vermögen beider Gatten Gefammtgut, 
außerdem diejenigen Grunbftüde, welche ein Ehegatte nach Eingehung ver Ehe 
in anderer Art als durch Schenkung, Austattung oder Erbichaft erwirbt ; Sondergut 
find dagegen die Grundftüde, welde ein Gatte vor Eingehung der Ehe befaß 
oder nachher in einer der drei genannten Arten erwirbt. Die Regeln von ber 
&rrungenfchaftsgemeinichaft kommen entiprechend zur Anwendung !). Der Dann 
bat alfo über das Gefammtgut das Verwaltungsrecht der vollftändigen Güter» 
gemeinfchaft, über die beiden Sondergüter das Verwaltungsrecht der VBerwal- 
tungsgemeinfchaft; die Früchte der Sondergüter fallen in das Gefammtgut. 


8. Güterirenuung. 
& 280*. 

Jeder Gatte bat das freie Necht der Verwaltung feines Vermögens und 
bezieht die Früchte dieſes Vermögens für fich allein, muß aber auch die Laften 
des Vermögens allein tragen. Die Schulden jedes Gatten verbaften nur fein 
eigened Bermögen, außer den von der Frau kraft ihrer Schlüffelgewalt aufge- 
nommenen Schulden, welche im Zweifel nur das Vermögen des Mannes haftbar 
machen. Den ebelichen Aufwand trägt zunächt der Mann; doch foll die Frau, 
foweit fie aus ihrer Arbeit, einem von ihr felbftändig betriebenen Geſchäft 
oder aus ihrem Bermögen Einkünfte bezieht, dem Manne einen angemeffenen 
Beitrag zur Betreitung des ehelichen Aufwandes gewähren, und, wenn fie 


Muth. III S. 853 aufftellt, wenn ex fagt, die Errungenfchaftsgemeinichaft beruhe darauf, daß 
man das Princip der gefammten Hand bezüglich aller Beftanbtheile bes ehelichen Vermögens 
— bis auf das in der Ehe Erworbene befeitigt habe. 

1) ROB. 1444 fig. 
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freiwillig mehr als biefen Beitrag gewährt, ift im Zweifel anzunehmen , baß 
fie eine Erftattung des Mebrbetrages ſeitens des Mannes nicht beabfichtigt 
bat. Oft überläßt die Ehefrau, welche mit dem Manne in getrennten Gütern 
lebt, vem Manne freiwillig die Verwaltung ihres Vermögens. Alsdann Tann 
ber Mann, falls nicht ein Anderes vereinbart ift, die Einkünfte dieſes Ver⸗ 
mögend nach freiem Ermeſſen, alfo fogar in feinen eigenen Nutzen verwenden 
und iſt der Frau feine Rechenfchaft darüber ſchuldig; nur bat er felbftver- 
ftändlich die nämlichen Verpflichtungen, die ihm auch bei ber Berwaltungs- 
gemeinfchaft bezüglich der Einkünfte des Frauenguts obliegen; er muß nämlich 
bie Einkünfte zunäcft zur Beſtreitung der laufenden Laften des Frauenguts 
und zur Unterhaltung von rau und Kindern verwenden !). 


6. Einzelne eheliche Bermögensuerrhältuiffe'). 
a) Ausſtener. 
8 281. 


Die nach alter und ſehr allgemeiner Sitte von der Frau in die Ehe ge 
brachten, Hauptfächlich zur Einrichtung des Hauswelens und ihrem perfönlichen 
Bebürfniffe dienenden beweglichen Gegenftände (Ausſtattung, Ausfteuer 2), aud 
Mitgift) erhalten ihre rechtliche Stellung nach Maßgabe des ehelichen Güter⸗ 
ſyſtems, in welches fie aufgenommen werben. Berpflichtet zur Gewährung einer 
jolhen Außdftener, deren Größe nach Landes, und Standesfitte beſtimmt wirb, 
find die Eltern der Braut ®), bei gewiffen &utsverhältniffen (Xehn-, Stamm-, 
Colonatgütern) aber auch andere Verwandte. 


b) Morgengabe. 
8 282. 


Hie und da Bat fich die alte Sitte!) erhalten, nach welcher ver Mam 


1) RGB. 1826— 1839, 

1) Ueber den Einfluß des Meierrechts auf das eheliche Guterrecht |. Reichögericht 4 S. 374, 
8 S. 135, 12 ©. 217, 19 ©, 242, 24 ©. 181. 

2) Auch Brautfchag, Brautivagen, Heimfteuer genannt. So ähnlich auch diefe Ausſteuer 
äußerlich betrachtet der römischen Dos ift, fo ift fie doch keineswegs als ſolche aufzufafien. Max 
würde fonft die beutfche Ausſteuer völlig aus ihrem eigenthlimlichen fittlich-rechtlichen Zufanınen- 
bange entfernen und ihr einen frembartigen, einem ganz anderen Gedankenkreiſe angehörenden 
Geſichtspunkt aufnöthigen (ander& die früheren Anflagen). 

*3) Sleichgültig ift, ob bie Tochter in der Gewalt ber Eltern ſteht oder nicht. Verpflichtet 
ift zunächſt der Bater, die Mutter erſt dan, wenn der Bater undermögend oder geftorben if. 
Die Verpflichtung fällt fort, wenn der ftandesmäßige Unterhalt der Eltern gefährdet wird oder 
menn bie Tochter ausreichendes eigenes Vermögen befigt oder wenn ein Enterbungsgrund gegen- 
über ber Tochter vorliegt ober wenn fie bereit8 einmal bei einer früheren Berheirathung von 
ben Eltern außgefteuert if. Der Anfpruc der Tochter auf die Ausftattung ift klagbar, aber 
unveräußerlich und verjährt in einem Jahr feit der Eheſchließung. RGB. 1515 fig. 

1) &. ſchon L. Alamann. 56, cap. 2. L. Burgund. 42 $ 2. (Bol. auch Gengler, 
Diss. de Morgengaba, 1843.) Sſp. I, 20 8 1. Schwſp. 19. Daß die Morgengabe in einer 
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am Morgen nach der Brautnacht der Frau ein Gefchent giebt, die Morgen⸗ 
gabe; in der Regel iſt dies eine freiwillige Gabe ?). Sie kann entweder fofort 
trabirt®) oder nur für den Ball des Todes des Mannes beftimmt werben; 
um erften Falle erwirbt die rau fofort das Eigenthum ber trabirten Gegen- 
ftände, welche aber während ver Ehe wie das Übrige Frauengut in der 
Hand des Mannes verbleiben *), im letzteren Falle erwirbt fie es erft beim 
Tode besjelben 5). — * Das Reichsgeſetzbuch regelt die Morgengabe nicht mehr. 


o) Wittäum?). 
g 283. 


| Eine Wittwenverforgung Tann durch Nechtsgefchäfte?) ver verichiedenften 
“Art bewirkt werben, ſowohl durch letztwillige Verordnung, als durch Gefchäfte 
unter Lebenden. Nach dem mittelalterlichen Rechte wurbe für dieſen Zwed 
beſonders das Leibgeding (Leibzucht, Witthum, vidualitium) angewendet, 
wonach der Ehefrau der lebenslängliche Nießbrauch an beſtimmten Theilen des 
Bermögens des Mannes beſtimmt wurde, deſſen Ausübung aber bis zur Auf⸗ 
löfung der Ehe ſuspendirt blieb?). Dieſem Verhältniſſe entſpricht die heut⸗ 


Beziehung zur Iungfräulichkeit geſtanden habe, iſt allerdings wahrſcheinlich (ſ. auch Bayer. 
Laudr. I, 6, 16), obſchon nicht für alle Gegenden nachzuweiſen. Die neueſten Unterſuchungen 
darüber f. bei v. Martitz, Das ehel. Güterrecht des Sſp. S. 216 flg., und Agricola, Die 
Gewere zu rechter Vormundſchaft S. 508 fig. 

2) Früher mochte es wohl in manden Ständen nad) localem Gewohnheitsrechte eine 
Pflicht des Mannes fein, die Morgengabe zu geben, wie noch fpäter bei &hen Adeliger in 
Sachſen (Haubold, Sächſ. Recht $ 404). S. auch Bayer. Landr. a. a. D.$ 8, 

8) Dies war namentlich auch der Kall nad) den ſüddeutſchen Rechtsbüchern. S. Kraut, 
Vormundſch. I S. 546. Alt⸗Bayer. Laudrecht $ 181 (Hermann 87, 9), Schwſp. 20. Leber 
den Charakter der Morgengabe nad) dem Sſp. |. Albrecht, Gewere S. 2361, dagegen aber Kraut 
0. a. D. ©. 558; jet von Martig und Agricola a. a. D. 

4) 8. fon Bayer. LR. 12, 9 (Heumann 87). Kraut a. a. O. ©. 549. S. aber . 
preuß. ER. II, 1 8 207. Gin wahres Sonbergut bilden landesrechtlich die Geſchenke, welche 
die Frau unter dem Namen: Spiel-, Trüffel⸗, Nadelgelder vom Manne erhält. Siehe Panli, 
Abhandl. aus dem Lüh. R. II ©. 52 fig. 

5) Immer aber ift auch hier ein jekt ſchon wirklſames Recht an ber Morgengabe beſtellt, 
welche deshalb auch anf die Erben der Yrau übergeht. Darin unterfcheidet fich die bloße Leib- 
zucht, vom welcher das Bremifche Ritterrecht 6, 1, und das alte Berg. Landr. $ 14 (bei Lacomblet, 
Ar. I, 1, 86) reden, obichon fie den Namen Morgengabe gebraudyen, und die fpätere flabt- 
rechtliche „gelobte Morgengabe“, welche nur die Bedeutung einer der Wittwe vertragsmäßig zu⸗ 
geſicherten Berjorgung und Hatenabfinbung hatte (Agricola S. 525 flg.). — Uebrigens verliert 
die rau die Morgengabe im Falle einer duch ihre Schuld herbeigeführten Scheidung, nicht 
aber im Kalle ihrer Wiederverheiratfung. So richtig Walter, $ 202, 6, 7. 

1) Ueber den Urfprung bes Wortes (v. wibmen) ſ. Phillips im den Diünchener gel. Au- 
zeigen Bd. 19 Nr. 222, 

3) Auch durch unmittelbare gefetliche Beftimmmumgen, 3. 8. erbrechtliche ober foldhe, welche 
das Berhältnig der Wittiwe zum Bermögen ber Kinder reguliren (Beifig). 

3) Sip. I, 21: „Man mus auch wol vrowen eigen gebn zu irme libe mit der erben 
gelobede, swie jung daz sin, binnen deme gerichte, dar das eigeninne ligt, 
in iclicher stat, deste dar konges ban sie. Libzucht kan den vrowen niman 
brechen, en weder nach geborne erben noch chein man, uffe den das gut erstirbt, sie en 
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zutage *) unter dem Namen Witthum vorlommende Wittwenverforgung, welde 
bald in der Weberlaffung einer Wohnung (Wittwenfig), bald in dem Nieß- 
brauche von Grundftüden und Kapitalien, bald in der Beftellung von Natural- 
oder Geldrenten beftehbt5) Im der Regel ift fie eine freiwillige Handlung 
des Mannes; bie und da kann ſie aber auch nach Gefeß oder Gewohnheits⸗ 
recht gefordert werden. Sie endigt nad den meiften neueren Gejegen mit ber 
Wiederverheirathung der Wittwe 6). 

’ Eine andere Art der Wittwenveriorgung wurde üblich, als befonbers in 
den Ehen Abeliger von der Frau auch Kapitalvermögen al® Heirathsgut einge- 
bracht zu werden pflegte; in Rückſicht auf ein folches Einbringen wurbe vom 
Manne eine gleich große ſ. g. Contrados (Widerlage, Gegenvermächtniß, 
donatio propter nuptias) bejtellt, welde von den Erben des Mannes bei 
befien Tode ausgezahlt und bei verzögerter Auszahlung verzinjt werben 
mußte’), Dieſes Rechtsverhältniß hat fpäter in Sachſen*) die Deutung 
als eine Leibrentenberechtigung der Wittwe (dotalitium) gefunden, welde 
au die Stelle des Nüdempfangs ihres Kingebrachten und Des Gegenver- 
mächtnifjes tritt und in dem Anſpruche auf die doppelten Zinfen (gemäß einem 
älteren Zinsfuße von 10 Procent) dieſer Bermögenstheile beſteht. Hiernach 
hatte die adelige Wittwe in Sachſen gefeglich die Wahl, ihren Brauticat 
neben dem Gegenvermächtniß zurüdzufordern, oder Die Leibrente von 


verwirkez selben — —. Wirt san ein man mit rechte von sime wibe gescheiden, si behaldet 
doch ihre libzucht, di he ir gegeben hat an sime eigen.“ Auch der Mann kann die zu 
Leibzucht angewiefenen Grundſtücke der Frau nicht durch eine Dispofltion entziehen. KT. Kailerr. 
2, 100. Schwſp. (Wadern.) 21. Albrecht, Gewere S. 228 fig. Kraut, Vormundſch. I 
&. 527 flg. Edardt, Zeitſchr. f. deutſch. R., Bd. 10 ©. 446 fig. Agricola, Gewere zu rechter 
Vormundihaft S. 480 flg., und v. Martig, Ebel. Güterr. des Sip., ©. 198 fig. Ueber 
Leibgeding am Lehen f. oben $ 117 Anm. 4 (v. Martig a. a. O. ©. 205 fig.). Ueber das 
. Leibgeding beim Herrenftande ſ. Schulge, Das Erb- und Kamilienrecht der deutſchen Dynaſten 
(1871) ©. 88 fig. 

4) Am meiften fommt fie bei dem Grundadel vor. 

5) Brem. Nitterr. Tit. 7 $ ı u. 4. Cod. Max. Bavar. I, 6 8 15. Kamptz, Mecklenb 
Eivifr. 8 203. Preuß. WM. II, 1 8 464 flo. Haubold, Sächſ. R. 8 406 (Eingeſchueidel). 
Sächſ. Civilgeſetzb. 8 1705. Defterr. GB. $ 1242 —1244, 

6) Eichhorn, Einl. $ 806 behauptet, daß im Zweifel dag Witthum lebenslänglich fei (mit 
Ausnahme des Wittwenfiges) ; dies widerſpricht der faft übereinflimmenden Beftimmung der 
neueren Geſetze, welche das Witthum als eine Verforgung der Wittive, folange fte im Wittwen⸗ 
ftande bleibt, anjehen. Edardt a. a. O. ©. 493. 

7) Die Natur dieſes Inftituts ift, wenn fie fich nicht aus der Abficht der Parteien ergiebt, 
unflar und ſchwankend. Häufig follte damit nur da8 alte Leibgeding bezeichnet werben, worauf 
man dann irrthümlich die Grundfäge der römifchen donatio propter nuptias anwandte. ©. 
Eiſenacher Rechtsbuch (Drtloff) II, 20. Eckardt a. a. DO. ©. 462—487. Agricola, Gewere }. 
rechter Vormundſchaft S. 608 fig. Eichhorn, Einl. $ 804 u. 805 (Phillips, D. Br. R. 8 132) 
©. Bayer. Landr. 11, 17 (Heumann 83). Schwſp. 28. — Cod. Maximil. I, 6 $ 14. Preuß. 
EN. II, 1 8 456, Kamptz, Mecklenb. R. 8 203 (augmentum dotis), Oeſterr. GB. $ 1330. 
Laspeyres in ber Zeitichr. f. deutſch. R. Bd. 6 ©. 45 fig. | 

8) Sächſ. Conſt. v. 1572 IL c. 42 n. 44. Haubold, Sächſ. Recht 5 398 fig. Zachariä, 
Eadıf. Lehner. $ 197 fig. Sachſe, Großherzogl. Sächſ. R. $ 538. 
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ben Erben des Mannes anzunehmen), zu deren Zahlung auch die Nach- 
folger im Lehen oder Stammgute als folche verpflichtet waren. Vertrags⸗ 
mäßig und dann bisweilen mobificirt findet ſich das Verhältniß auch außerhalb 
Sachſens. 

*Das Reichsgeſetzbuch hat über das Witthum keine Beſtimmungen. 


IV. Eheſcheidung. 
g 284*. 


Die Gründe, welche eine Eheſcheidung rechtfertigen, und die Form, in 
welcher die Eheſcheidung erfolgt, ſind in dieſem Syſtem des Privatrechts nicht 
darzuſtellen )). Zu erwähnen find bier nur die privatrechtlichen Wirkungen 
ber Eheicheidung nach Maßgabe der Regeln des Reichsgeſetzbuchs 2). 

Perfönli werden die gejchievenen Ehegatten unabhängig von einander. 
Doch behält die Frau zunäcdft den Familiennamen ded Mannes. Ausnahme, 
weiſe nimmt fie aber wieder ihren früheren Namen an, nämlich wenn fle nicht 
ober nicht allein für ſchuldig erflärt ift, nach eigener Wahl, umgelehrt, wenn 
fie für allein fchuldig erflärt ift, nach Beitimmung des Ehemann ?°), 

Der allein für jchuldig erllärte Gatte Hat dem unfchuldigen Gatten den 
ftandesmäßigen Unterhalt zu gewähren, infoweit leßterer außer Stande ift, fich 
felbit zu unterhalten. Kann er dieſer Pflicht nicht genügen, ohne feinen eigenen 
ftandesmäßigen Unterhalt zu gefährben, fo darf er von feinen Einnahmen, na 
Abzug der zur Beftreitung feiner fonftigen Berbinblichleiten erforderlichen Mittel, 
zwei Drittel für fich zurücdbehalten. Der Unterhalt ijt in Form einer Geld⸗ 
vente, aus wichtigen Gründen burch eine Kapitalzahlung zu gewähren. “Die 
Verpflichtung hört auf, werm der Berechtigte ſtirbt oder fich wieder verheirathet; 
Dagegen wird jie durch den Tod ober die Wieberverheirathung des verpflich- 
teten Gatten nicht aufgehoben). Ueber die fonftige Vermögensauseinander⸗ 
feßung zwilchen ven geichtebenen Gatten ift bereit8 oben gehandelt *). 


9) Borausgefeitt wird probatio dotis illatae. Jedoch hat bie Wittwe dann für biefe 
Forderung die Dotalprivilegien. Es ift eine wahre Leibrente, weldye nicht auf die Dauer des 
Wittwenftandes befchränkt if. — Im 8 1705 des ©. Civilgeſetzb. wirb diefes Inſtitut, gemäß 
dem Mandate v. 31. Jan. 1829 Art. 99, 101, als antiquirt vorandgefekt. 

1) Aus den oben S. 451° bezeichneten Gründen. 

2) Siehe auch unten 8 387. 

3a) Br. ER. UI, 1 8 781, 742. RGB. 1478. 

3) RGB. 1473 fig. Die meiften jet geltenden Gefeke kennen ein Syſtem von Ehe⸗ 
ſcheidungsſtrafen für den jchuldigen Gatten (ſ. auch Reichegericht 26 ©. 171); das RGB. hat 
diefe Strafen nicht übernommen. 

4) ©. oben ©. 476, 485. 
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Zweite Capitel, 


Sltern- und Kindestedt. 


1. Aie elterlihe Gewalt. 
Einleitung. 
F 285*. 

Die Grundlage der Rechtsverhältniſſe, welche zwiſchen den Eltern und 
ihren ehelichen Kindern beſtehen, iſt die elterliche Gewalt. Sie ift eine Um⸗ 
bildung der altdeutſchen Munt). Wie die Munt iſt fie vierfachen Inhalts: 
denn ſie umfaßt die Vertretung der Kinder nach außen, die Fürſorge für ihre 
Perſon, die Verwaltung ihres Vermögens, endlich den Nießbrauch an ihrem 
Bermögen ?). Wie bie Munt iſt fie zugleich ein Recht und eine Pflicht ®) ber 
Eltern; den Eltern ift e8 aljo nicht bloß vom Geſetz geftattet, daß fie Die Ber- 
tretung und Erziehung der Kinder fowie die Verwaltung ihres Vermögens 
übernehmen, fondern fie find zur Vertretung, Erziehung, Bermögensverwaltung, 
ob fie fie num wollen oder nicht, werpflichtet®*):; nur der Nießbrauch am 
Kindervermögen iſt ein bloßes Recht der Eltern. Deshalb ift denn auch feine 
Rebe davon, daß die Eltern, wie in Rom, durch willlürliche Emancipation ber 
Kinder ihre Gewalt beliebig preiögeben fönnten +), weil man wohl auf Rechte, 
nicht aber auf Pflichten verzichten Tann: nur den Nießbrauch am Kinbergut 
können die Eltern aufgeben 5). Wie die Munt iſt endlich die elterliche Gewalt 


1) Natürlich iſt auch bie patria potestes der Römer von größtem Einfluß auf die Aus- 
bildung der deutſchen elterliden Gewalt geweſen, fo namentlich durch Zulaſſung der Eman- 
eipation, durch Beſchraͤnkung der elterlichen Gewalt auf den Bater un. f. fe Doch find bie 
neueren Geſetze und vor Allem dag RGB. beftrebt, den römischen Einfluß wieber zu befeitigen; 
und manche der am meiften charalteriftifchen Cigenthihmlichleiten der patria potestas, 3. B. ihre 
Fortdauer während der ganzen Lebenszeit des Vaters, die Uebertragung der patria potestas auf 
den Großvater, die Berjonenidentität zwiſchen Vater und Hausfohn, die Einzelheiten des Peculien- 
rechts find in Deutichland gar nicht oder nur fporadiich aufgenommen worden. 

2) Das elterliche Nießbrauchsrecht ift nur in Hamburg umb übel nicht anuerkaunt. 
Mot. IV ©. 728, 

3) Die Auſicht Heusler’8 I S. 108, welche bie altdentſche Munt als ein reines Gewalt- 
verbältniß und uicht zugleich als eine Schußpflicht auffaßte, ift al&bald von Waitz, Sitzungs⸗ 
berichte der Berl. Alabemie 1886 &. 375 widerlegt. 

3a) Deshalb ift der Bater, wenn er die Pflichten der elterlichen Gewalt verletzt, ſowohl 
den Kindern als dritten Perſonen zum Schadenserfa verpflichtet : den Kindern gegenüber haftet 
er aber bloß für diejenige Sorgfalt, die er im eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt; fähl- 
GB. 1817, RGB. 1555. Weber die Haftung gegen Dritte f. oben ©. 437°, 

4) Freilich ift die Emaneipation nur in einigen beutfchen Gebieten ganz ansgefchlofien, 
> 8. in Hamburg, Naffan, Braunfchweig (Roth II &. 864); aber in den übrigen Staaten if 
doch zumeift eine Beſchränkung der Smaneipation 3. B. nad Pr. ER. II, 3 8 214, 250 auf 
Söhne über 20, Töchter über 21 Jahr ausgeſprochen, und dem praftiichen Rechtsleben gehört 
die Emaneipation auch in diefen Staaten nicht au. Das RGB. ſchafft fie ganz ab. 

5) RGB. 1558, 
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nur für die Zeit Beftimmt, in ber die Kinder von den Eltern abhängig find; 
und zwar verftehen bie meiften Gefege diefe Abhängigfeit in wirtbfchaftlichem 
oder geſellſchaftlichem Sinne, laſſen alſo die elterlihe Gewalt erlöfchen, wenn 
bie Söhne einen jelbftändigen Haushalt gründen oder wenn die Töchter bei- 
tathen ©); eine andere Gruppe von Geſetzen, welchen ſich auch das Reichsgeſetz- 
buch anjchliegt, verfteht dagegen die Abhängigkeit als eine rechtliche und läßt 
deshalb die elterliche Gewalt nur fo lange dauern, als die Kinder minber- 
jährig find”). 

Die elterlihe Gewalt fteht nicht mehr, wie im älteften deutſchen Recht, 
ausichlieplich dem Vater zu. Vielmehr gebührt fie, wenngleich erft in zweiter 
Reihe, auch der Mutter. Diefe „mütterliche Gewalt“ ift bereits im beutfchen 
Mittelalter ziemlich verbreitet gewefen ®), hat fich in einem Theile Deutſchlands 
auch nach der Aufnahme des römiſchen Rechts erhalten?) und wird nun durch 
das Reichsgeſetzbuch auch veichögefetlich anerkannt werben 1°), 


a) Während des Weſtehens der She. 
8 286 *. 

Solange die Ehe der Eltern befteht, ift Hauptträger ber elterlichen Gewalt 
regelmäßig ber Vater. Es tft deshalb zunächft allein von den Rechten und 
Pflichten des Vaters zu fprechen, während der Nechtöftellung ver Mutter erft 
am Schluffe der Darftellung zu gebenten ift. 

I. Elterlide Gewalt des Vaters. Die Vertretung ber Kinder 
nach außen berechtigt den Vater, im Namen der Kinder Nechtsgefchäfte abzır- 
ſchließen, Procefje zu führen u. dgl. Zu gewiſſen Nechtsgefchäften bebarf indes 
ber Vater der Zuftimmung des Vormundfchaftsgerichts, namentlich zur Ver⸗ 
äußerung und Belaftung von Grundftüden, zur Aufnahme von Darlehen, Ein- 
gehung von Wechjelverpflichtungen !)., Mit fich felbit, feiner Ehefrau und 


6) Die fog. emaneipatio saxonica. So 3. B. Pr. IR. II, 2 8 210, 228. Sächſ. GB. 1882 
läßt auch die Töchter bei Gründung eines felbftändigen Haushalts getwaltfrei werben ; dagegen wirb 
die Umkehrung, daß auch die Söhne ſchon durch ihre Heirath, auch wenn diefe nicht zur Grün- 
dung eines eigenen Haushalts führt, aus der elterlichen Gewalt gelangen, nur felten anerkannt. 

7) o. o. 872, ferner das Recht von Hamburg, Lübel, Naffau, Braunſchweig, Weimar 
(Roth II ©. 866) und jet ROB. 1521. — Doch machen die erfigenannten Geſetze die Tochter 
Thon mit ihrer Verheirathung gewaltfrei, wenn fie auch noch minberjährig ift, laſſen auch zum 
Theil eine Emancipation der minderjährigen Hauslinder zu; dagegen wird nad) dem RGB. das 
minberjährige Hauskind weder durch Heirath noch durch Emankcipation gemwaltfrei. 

8) Stobbe IV & 250 Nr. 4. 

9) So namentlih im franzöftichen Rechtsgebiet (außer her ARheinprovimz), in Hamburg 
und Bremen, in verfchiedenen Gebieten Bahyerns (Bamberg, Würzburg, Nördlingen u. |. f.), 
Thüringens, Heffens. Roth II S. 360. 

10) RGEB. 1572, 

1) REB. 1585, 1534, 1701. Dem Bater günftiger find Pr. ER. II, 2 8 168 fig., ſächſ. 
SB. 1818 fig. Ein Hechtögeichäft, welches ber Bater ohne die erforderliche Zuftinumung des 
Gerichts abfchließt, wird behandelt wie ein Rechtsgeichäft, welches ein Minberjähriger ohne die 
Zufimmung feine® geſetzlichen Vertreters abfchlief. RGB. 1584, 1709 flg.; ſ. oben ©. 48. 
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feinen Verwandten in gerader Linie barf der Vater Namens der Kinder weber 
Rechtsgeſchäfte abjchliegen noch Procefje führen?). Auch zu Schenkungen im 
Namen der Kinder ift der Vater nicht berechtigt, außer foweit fie durch Sitte 
und Anftand geboten find *)., — Selbftändig, d. 5. ohne Zuftimmung bes 
Vaters, können minderjährige Hausfinder Nechtsgefchäfte nur eingeben, wie 
andere Minderjährige auch ®*). 

Die Fürforge für die Perfon der Kinder beſteht in ihrer Erziehung, Ver⸗ 
pflegung *) u. |. f. Kraft feines Fürſorgerechts kann der Vater angemeffene 
Zuchtmittel gegen die Kinder anwenden und tft auch vom Bormunbfchaftsgericht 
duch Anwendung geeigneter Zuchtmittel auf feinen Antrag zu unterftüßen. 
Gegen Jeden, der die Kinder ihm widerrechtlich vorenthält, kann der Bater auf 
Herausgabe klagen 5). 

Die Verwaltung des Kindervermögens durch den Vater geſchieht nach ähn⸗ 
lichen Regeln, wie die Verwaltung des Frauenguts durch den Ehemann ®). 
Doch bat der Bater ein freieres Berfügungsrecht, indem er alle Fahrniß ber 
Kinder verlaufen und verpfänden, Hypotheken und fonftige Kapitalien der Kinder 
abtreten und einzieben kann; bloß die oben bereit? genannten Rechtsgefchäfte, 
welche er als Bertreter der Kinder bloß mit Zuftimmung des Bormundfchaftd- 
gericht abzufchließen vermag, find ihm auch in ferner Eigenichaft als Verwalter 
des Kindervermögens nur mit gerichtlicher Ermächtigung geftattet. Am Schlufie 
jeiner Bermögendverwaltung muß der Bater den lindern Rechenſchaft ablegen ?). 

Auch was den Niegbrauch am Kindervermögen betrifft, hat ver Vater eine 


2) RGB. 1525, 1675. Diefe Borfchrift findet auf Rechtsgeſchäfte, die nur in ber Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit beftehen, keine Anwendung. Der Bater laun alfo, was er bem 
Kinde ſchuldig iſt, an ſich ſelbſt als Vertreter des Kindes zahlen und fich entfprechend für feine 
Forderung an das Kind felbft bezahlt machen. 

8) ROB. 153%. Diefe Kegel fehlt in den meiften neueren Gefeken. 

3a) S. oben ©. 48. Bedürfen auch großjährige Hauskinder zur Eingehung läftiger Rechtb⸗ 
geihäfte der Zufimmung des Baterd? 1) Nach gemeinem Recht (3C. Macedonianum) wird 
die Frage für Darlehen bejaht, jonft verneint. 2) Nach Pr. ER. II, 8 8 185, 203 wird die 
Frage (in Crmeiterung des Macedonianiſchen Grundſatzes) allgemein bejaht: volljährige 
Hauskinder flehen alfo den minderjährigen gleich; anders nur, ſoweit fie freies Vermögen be» 
figen. 8) Umgelehrt wird die Frage nad fühl. GB. 1821 allgemein, alſo ohne die Wusnahme 
des Dariehns, verneint; nur können die Gläubiger den Zugriff auf das unfreie Vermögen beb 
Kindes erft nach Aufhebung der väterlichen Gewalt nehmen. 4) Nah dem RGB., welches 
großjährige Hauslinder gar nicht kennt, ift die Frage gegenflandloß. 

4) Die Frage der religiöfen Erziehung der Kinder ift dem Kirchenrecht zu überlafien. Das 
RGB. regelt die Frage nicht. 

5) RGB. 16596, 1597. 

6) So darf er 3. B. verbraudbare Sachen außer Geld auch für fich felbft verbrauchen 
oder veräußern, ift aber dann ihren Werth zu erjegen ſchuldig, jeboch regelmäßig erft nad Be⸗ 
endigung feines Nutzungsrechts; ferner muß er Gelber der Kinder mündelſicher auflegen, falls 
nicht das Vormundſchaftsgericht ein anderes erlaubt; Sadjen, die er mit den Mitteln ber Kinder 
tanft, gehen im Zweifel fofort mit dem Erwerbe in das Eigenthum ber Kinder über a. |. f- 
RGB. 1544, 1588, 1537, f. auch 1539. 

7) RGB. 1522, 1584, 1582, 1570; |. Reichegericht 24 ©. 220. 
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ähnliche Rechtsftellung, wie der Ehemann in Bezug auf das Frauengut. Ins⸗ 
befondere ruben auf dem väterlichen Nießbrauch die gleichen Verpflichtungen 
wie auf dem ebemännlichen Nießbrauch ®). Anvererjeitd kann ber Vater wie 
der Ehemann, nachdem er diefe Verpflichtungen erfüllt hat, über den Ueber⸗ 
ſchuß der Einkünfte des Kindervermögens beliebig verfügen; er braucht alfo bie 
Einkünfte nicht ausſchließlich für basjenige Kind, welchem das Vermögen gehört, 
zu verwenden, ſondern kann fie auch für die anderen Kinder, ja auch für feine 
eigenen Intereſſen gebrauhen. Der Vater — wiederum ähnlich wie ber 
Ehemann — bat an allem, was die Kinder durch ihre Arbeit oder Durch den 
vom Bater genehmigten felbftändigen Betrieb eines Erwerbsgefchäftd erwerben, 
fowie an Schenkungen und Erbichaften, bei deren Zuwendung der Geſchenkgeber 
oder Erblaffer die elterfiche Nutznießung ausgejchloffen bat, ein Nießbrauchsrecht 
nicht; dieſe Dermögenstbeile, welche im Ganzen dem Vorbehaltsgut der Ehe- 
frau entfprechen, werden als freie8 Vermögen der Kinder bezeichnet ?). 

Für die Schulden der Kinder, gleichgültig, ob fie auf Rechtsgeſchäften be- 
ruben, welche der Vater als ihr gefeglicher Vertreter abgeichloffen bat, oder 
ob fie andermweit entitanden find, haftet nur ihr eigenes Vermögen, jeboch ein- 
ichlieglich derjenigen Früchte, die bereit8 in das Eigenthbum des Vaters über- 
gegangen find 9), das übrige Vermögen des Vaters ift den Gläubigern der 
Kinder nicht mitverhaftet 12). Umgekehrt ift für Schulden, die der Vater im 
eigenen Namen, wenn fchon vielleicht im Intereſſe der Kinder aufgenommen, 
nur das eigene Vermögen des Vaters haftbar. 

Die elterliche Gewalt des Vaters erliiht — von dem Tode des Vaters 
und des Kindes abgejehen — nach dem Reichsgeſetzbuch regelmäßig dadurch, 
daß das Kind volljährig wird 1?) Ein fernerer Grund, der zur Aufhebung 
der Gewalt des Vaters führt, ift, daß er wegen eines vorjäglichen Vergehens 
gegen das Sind zu fehwerer Strafe verurtheilt wird 13). 


8) ROB. 1540, 1548, 1545. Allerdings ift das Kind, anders wie. die Ehefrau, nicht 
befugt, zu fordern, daß die Reineinfünfte feines Vermögens in erfler Reihe für den Unterhalt 
der Familie verwendet werden; der Vater hat alfo wegen der Verwendung der Reineinkünfte 
zeie Hand. Allein mwenigftend die Gläubiger des Vaters müfjen den Unterhalt der Familie 
als eine Laft bes väterlichen Nießbrauchs anerkennen und bitrfen deshalb felbft die vom Bater 
bereits gezogenen Früchte nur foweit pfänden, als nad Beftreitung des Familienunterhalts 
davon librig bleibt. Amtl. Anm. z. REB. 1549. 

9) RGB. 1542. Es waltet aber der Unterfchied gegen das VBorbehaltsgut ber Ehefrau 
ob, daß e8 kein vertragsmäßiges freied Bermögen der Kinder giebt und daß der Vater am 
freien Vermögen ber Kinder wenigſtens das Verwaltungsrecht behält (f. auch Reichsgericht 9 
&. 280), während dem Ehemanne am Borbehaltsgute der Frau nicht einmal die Verwaltung zu- 
fteht. Doc kann der Erblafier und Gefchentgeber auch beftimmen, daß an dem von ihm dem 
Kinde zugewendeten Vermögen der Bater nicht einmal die Berwaltung haben fole. ROB. 1580, 

10) ROB. 1550. 

11) Bon den oben S. 437 22 genannten Fällen abgejehen. 

12) ©. oben ©..495. 

18) REB. 1569. Wird der Bater wegen eines gegen fremde Perjonen verübten Ber- 

47. Aufl. 39 
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Kein vollitändiger Verluſt, fondern ein bloßes „Ruben ver elter- 
lihen ®ewalt tritt ein, wenn der Vater nah Yeltitellung des Vormund⸗ 
Thaftsgerichts an der Ausübung feiner Rechte längere Zeit hindurch behindert 
tft oder wenn er minderjährig, geiftestrant oder (z. DB. wegen Verſchwendung 
oder Trunkſucht) entmündigt iſt. Solange die Gewalt des Vaters ruht, iſt 
ibm die Vertretung der Kinder, bie Fürforge für ihre Perfon und die Ver⸗ 
waltung ihres Vermögens entzogen, während ihm das Anrecht auf die Früchte 
des Kindervermögens verbleibt. Fällt der Grund fort, welder das Ruben 
herbeigeführt bat, fo lebt die Gewalt des Vaters wieder auf!*). 

Beſchränkungen der elterlichen Gewalt des Vaters kann je nach Bedürfniß 
das Vormundichaftsgericht anordnen, fei ed, daß der Vater feine Pflichten verlegt, 
jet e8, daß feine Intereffen denen der Kinder widerftreiten. Das Gericht kann 
insbefondere dem Vater, wenn er die Erziehung ver Kinder vernachläffigt oder 
einen unfittlichen Lebenswandel führt, die Fürforge für die PBerfon der Kinder 
nehmen und die Rinder z. B. in einer Erziehungsanitalt unterbringen. Ebenſo 
kann e8 dem Vater, wenn das Vermögen der Kinder in feiner Hand gefährdet 
ift, die Einreichung eines Vermögensverzeichnifjes, jährliche Rechnungslegung, 
Hinterlegung der Werthpapiere, Stellung einer Sicherheit aufgeben, ja ihm bie 
Vertretung der Kinder, die Dermögensverwaltung und die Nubniefung des 
Kindervermögens ganz entziehen. Das kann im Gefammtergebniß dazu führen, 
daß das Gericht den Vater feiner elterlichen Gewalt ganz beraubt!5). Der 
Bormundfchaftsrichter ift, wenn er die ihm hiernach gejtatteten Maßregeln anzu⸗ 
ordnen ſchuldhaft verfäumt, den Kindern perjünlich für jeden ihnen widerfahren- 
den Schaden erjabpflichtig * 9). 

Ein Verluſt einzelner in der elterlihen Gewalt des Vaters enthaltener 
Nechte tritt in folgenden Fällen ein: 1) Bei der Concurseröffnung über fein 
Vermögen verliert der Bater die Berwaltung des PVermögend und die ver⸗ 
mögensrechtliche Vertretung der Kinder, während ihm die Fürforge für bie 
Berfon der Kinder und auch der Nießbrauch am Kindervermögen verbleibt 17). 
2) Durch die Heirath einer minderjährigen Tochter wird dem Vater umgelehrt 
die Fürforge für die Perfon der Tochter und der Nießbrauch an ihrem Der- 
mögen genommen, während ihm bie Vertretung der Tochter und eine Mit⸗ 
wirtung bei der Derwaltung ihres Vermögens verbleibt 1), 


brechens beftraft, fo verliert ex feine elterlihe Gewalt nicht, doch kann alsdann das Bormund- 
ſchaftsgericht ſeine Gewalt einfchränten, |. unten Anm. 15, 

14) ROB. 15651567. 

15) RGB. 1556 fig, 1525 Abf. 2, 1676. Trotzdem kann man nicht fagen, daß ber Bater 
in diefen äußerften Fällen feine Gewalt „verwirkt”, wie in dem oben bei Anm. 13 genannten 
Falle; denn die Verwirkung ift endgültig, die vom Gericht angeorbnete Eintziehung der elter- 
lihen Rechte ift dagegen ſtets widerruflich REB. 1562. 

16) R&B. 1568. 

17) RGB. 1588. — Pr. FR. I, 2 8 206 läßt auch den Niekbraud) erlöſchen. 

18) RGEB. 1528, 1553. Die Mitwirkung des Water beſchränkt fi) auf die Fälle, imo 








Elterliche Gewalt. $ 286. 287. 499 


D. Die elterlihe Gewalt der Mutter tft fo lange, als die Ehe 
befteht, von befcheivenem Inhalt. Der Mutter liegt nämlich regelmäßig bloß 
die Fürſorge für die Perſon der Kinder neben dem Vater ob, und auch hier 
muß fie fich bei jeder Meinungsverjchtevenheit der Entſcheidung des Vaters 
fügen %). Nur wenn bie elterliche Gewalt des Vaters ruht 20), fällt der 
Mutter auch die Bertretung der Kinder und die Verwaltung ?1) ihres Ver⸗ 
mögend zu, während das Anrecht auf die Früchte des Kinderguts auch jett 
dem Bater verbleibt. Daß der Bater feine Gewalt verwirkt ober daß das 
Vormundſchaftsgericht fie befchräntt, ftärkt die Gewalt ver Mutter nicht **), 


db) Aad Yuflöfang der She. 
8 287 *. 

Wird die Ehe duch den Tod der Mutter aufgelöft, jo wird dadurch an 
den Rechten des Vaters nichts geändert; felbft daß der Vater ſich wieder ver- 
beirathet, bebt feine Gewalt nicht auf !). Umgelehrt wirb dagegen, wenn bie 
Ehe durch den Tod ded Vater! aufgelöft wird, die Gewalt der Mutter nım- 
mebr der bisherigen väterlichen Gewalt gleichgeftellt; auch der Nießbrauch am 
Kindervermögen wird ihr jett nicht mehr vorenthalten. Immerhin wird bie 
Mutter auch als Wittwe in zwei Beziehungen ungünftiger bebanvelt als ber 
Vater. Es kann ihre nämlich erftlich ein Beiſtand für bie Zwede der Ber- 
mögensverwaltung zur Seite geftellt werden, und fie bebarf alsdann der Zu- 
ftimmung des Beiftandes, wenn fie über Wertbpaptere ober Forderungen der 
Kinder verfügen ober Gelder der Kinder verzinslich anlegen will?). Zweitens 
verliert die Mutter, anders wie der Vater, die elterlihe Gewalt, wenn fie fich 
wieder verbeirathet ?). 


die Frau neben dem Manne bei der Verwaltung ihres Frauenguts thätig wird, z. B. auf bie 
Zufimmung zur Einziehung einer Hypothekl. — Ueber abweichende Landesrechte, welche bei 
Berbeirathung der Tochter die elterliche Gewalt ganz erlöjchen lafien, f. oben &. 498, 

19) RSB. 1529. 

20) RGEB. 1578. Iſt aber der Grund für das Ruben ber elterlidden Gewalt des Vaters 
defien Entmündigung wegen Verſchwendung oder Truukſucht, fo wird bie mütterliche Gewalt 
nicht verftärkt, aus dem in der Anm. 82 angeführten Grunde. 

21) Ueber die Beiordnung eines Beiſtandes für die Mutter ſ. unten 8 287°, 

22) Der Grund if, daß die Mutter regelmäßig vom Bater zn abhängig if, als daß in 
Fällen diefer Art ohne Weiteres die Hechte des unwürbigen Baterd auf die Mutter Übertragen 
werden bürften. Es muß beshalb ein Pfleger oder Vormund für die Kinder beſtellt werben; 
doch fteht natürlich michts im Wege, dab im Einzelfall die Pflegichaft oder Bormundſchaft ber 
Mutter übertragen wird. RGB. 1664. 

1) Nur muß er eine etwa mit den Kindern beſtehende Rechtsgemeinſchaft durch Ausein- 
anberjekung mit den Kindern auflöfen und außerdem ein Verzeichniß des Kindervermögens auf- 
ſtellen. ROB. 1660. 

2) Ob der Beiſtand zu beſtellen if, hängt vom Ermeſſen des Gerichts ab; die Beſtellung 
muß erfolgen, wenn der Bater es letztwillig angeorbnet hat oder die Mutter es jelbfi beantragt, 
Die Zuftimmung des Beiftandes kann durch die Genehmigung des Gerichts erſetzt werben, 
RGB. 1876 fig. 


3) RGB. 1586, 
323% 
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Wird die Ehe der Eltern durch Scheidung aufgelöft, fo behält zumächft 
der Bater die elterliche Gewalt unverlürzt. Nur wenn er für ben fchuldigen 
Theil erflärt ift, muß er die Fürſorge für die Perſon der Kinder der Mutter 
überlaffen, und zwar bezüglich aller Kinder, wenn er allein für ſchuldig erklärt 
ift, anderenfalls dagegen nur bezüglich der Söhne unter 6 Jahr und der 
Töchter ; die Vertretung der Kinder und die Berwaltung und Nutznießung ihres 
Vermögens verbleibt dagegen auch dem für allein ſchuldig erklärten Vater +), 
Ruht die elterliche Gewalt des geſchiedenen Ehemanns, ohne daß Ausficht auf 
das Wieberaufleben der Gewalt in der Zukunft vorhanden ift, ober wirb fie 
durch ein Vergehen wider die Kinder verwirkt, fo geht die elterliche Gewalt 
vollftändig auf die Mutter über 5). 


2. Sonfige Rehtsnerhältuiffe der ehelichen Aiuder, 
8 288*, 


Unabhängig von ber elterlichen Gewalt des Vaters ober der Mutter und 
deshalb auch für volljährige Kinder gültig 1) ift die Regel, daß die Kinder ben 
Namen und Stand des Baterd annehmen!) Eine andere Regel gleicher Art 
ift, Daß Kinder, die dem elterlichen Haushalt angehören und thatjächlich von 
den Eltern unterhalten werben, verpflichtet find, in einer ihren Kräften und 
ihrer Lebensftellung entiprechenden Weife den Eltern in deren Hausweſen oder 
Geſchäft ohne Anfpruch auf Entgelt Dienfte zu leiften, fowie, daß fie für Auf- 
wendungen, welche fie für den gemeinfamen Haushalt aus ihrem eigenen Ber- 
mögen machen, im Zweifel feinen Erſatzanſpruch haben). Unabhängig von 
der elterlichen Gewalt ift ferner die Verpflichtung der Eltern, ihre Töchter im 
Talle der Verbeirathung. auszuftatten ®), ſowie die gegenfeitige Verpflichtung ber 
Eltern und Kinder, fi den notbwenbigen ftandesgemäßen Unterhalt zu ge 
währen *). 


4) RGEB. 1479. Aehnlich Pr. AR. II, 2 8 932 fig. 

5) RGEB. 1572 Nr. 2, 1578 Abi. 2. So auch dann, wenn die Gewalt bes Vaters wegen 
defien Entmündigung als Verſchwender oder Trinker ruht. Die gefchiedene Ehefrau wird alfo 
in diefer Beziehung gilnftiger behandelt, wie die nicht gejchiedene, offenbar de&halb, weil fie ben 
Einflüffen des Vaters der Kinder minder zugänglich fein wird; f. oben S. 490° 2. 

1) Auch die Pflicht der Kinder, zu ihrer Verheirathung die elterliche Zuftiummung einzu- 
holen, bat nad dem RGB. 1211 mit der elterfichen Gewalt nichts zu thun. 

1a) RGB. 1511. Deshalb werben alfo von einer Namensänderung ober Abelung des 
Baterd auch feine erwachſenen Kinder, felbft gegen ihren Willen betroffen. Ueber ben hohen 
Adel ſ. oben ©. 455. 

2) RGB. 1512, 1518. 

8) S. oben S. 490°, Eine Ausftattungspflicht erwachfener Söhne zwecks Grlndung eines 
eigenen Hanshalts ift nicht anerkannt; nur was zur VBorbildung für ihren Beruf nöthig, kbonnen 
fie fordern. ROB. 1505 Abſ. 2. 

4) RGEB. 1496 fig. 
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3. Abſchichtung der Kinder. 
8 289 *, 


Wenn die Kinder aus der elterlihen Gewalt treten, haben fie ein feites 
Recht darauf, daß ihnen ihr Vermögen zu eigener Berwaltung und Nutung 
herausgegeben werde. Das gilt, wenn eines der Eltern bereits verftorben iſt, 
regelmäßig auch für deſſen Nachlaß, foweit dieſer auf die Kinder vererbt ift; 
wenn alfo, wie dies meift der Fall fein wird, der Überlebende Gatte als Mit- 
erbe des verftorbenen bisher den Nachlaß ungetheilt mit den Kindern beſeſſen 
bat, fo muß er nunmehr zur Auseinanderfegung mit dem gewaltfrei gewordenen 
Kinde fchreiten, er muß das Sind abſchichten. Die abweichende, im älteren 
Nechte vielfach verbreitete Regel, daß der überlebende Gatte, auch nachdem jeine 
elterliche Gewalt erlojchen ift, den Kindern ihr Erbtbeil am Nachlaß des ver- 
ftorbenen Gatten vorenthalten kann !) und ihnen nur ihr anderweites Vermögen 
anszuantworten braucht, ift von den meiften neueren Gejeten verworfen. Nur 
für den Fall machen viele diefer Geſetze und auch das Reichsgeſetzbuch eine 
Ausnahme, daß zwiichen den Eltern vollftändige &ütergemeinfchaft beſtanden 
bat; es fett nämlich alsdann der Überlebende Ehegatte mit den Kindern bie 
bisherige Gütergemeinſchaft fort, folange er lebt und fich nicht wieder ver- 
beirathet, und es iſt deshalb von einer Abfchichtung der Kinder bezüglich ihres 
Elternerbes, wenn fie gewaltfrei werben, nicht die Rede. Im Einzelnen gelten 
für diefe fortgefegte Gütergemeinfhaft?) (communio bonorum 
prorogata) folgende Regeln. 

Mit dem Tode des erftverfterbenden Gatten gebt bie Hälfte, die ihm an 
dem Gejammtgut zuftand, von Rechts wegen auf die Kinder über’), ſodaß 


1) Beijpiele bei Roth $ 168°, 

2) RGB. 1881 fig. Die fortgef. G.G. gilt in Weftfalen, Stettin u. f. f., zu Gunften 
der Wittwe auch in Hamburg und Bremen. — Auch in denjenigen Hechtögebieten der voll- 
Könbigen &.-&., welche die fortgefekte G⸗G. nicht kennen, braucht ver überlebende Gatte 
meiftens den Antheil des verftorbenen nicht jofort an die Kinder herauszugeben. Bielmehr hat 
er regelmäßig den „Beiſitz“ an biefem Antheil, d. 5. das Verwaltungsrecht; der Uuterfchieb des 
„Beiſitzes“ von der f. G.⸗G. ift, daß der Beiſitz ſchon mit der Selbftänbigfeit der Kinder, bie 
f. G.⸗G. dagegen erft mit den Tode des Überlebenden Gatten aufhört, fowie, daß bei bem 
Beifitz der fpätere Erwerb des überlebenden Batten nicht in die Gemeinfchaft fällt, der Beiſitz 
gilt z. B. in Oftpreußen, Weftpreußen nudb Polen (Pr. IR. II, 1 8 687, 639, 658, II, 18 
8 412, 414). In andern Gebieten wächſt dagegen der Antheil bed verftorbenen Gatten dem 
überlebenden an, fo daß diefer Alleineigenthümer des bisherigen Geſammtguts wird ; die Kinder 
erhalten bier alfo nicht einmal ein Miteigenthum am Nachlaß; wohl aber haben fie ein unent- 
ziehbares Erbrecht an dem ganzen dereinftigen Nachlaß des überlebenden Gatten; dies gilt z. ®. 
in DOsnabrüd, Hildesheim, zu Gunſten bed Wittwers auch in Hamburg und Bremen. Roth 
1 &. 100, 94, 111. 

8) Nicht kraft Erbrechts — denn jonft würden die Kinder auch in die perjönliche Haftung 
bes verftorbenen Gatten für die Gefammtgutsichulden treten —, fonbern durch eine befondere, 
auf das Gefammtgut felbft befchränkte Rechtsnachfolge von Todes wegen. 
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nunmehr das Gefammtgut dem überlebenden Gatten und den Kindern zu ge⸗ 
fammter Hand gehört. Auch ein fpäterer Erwerb des überlebenvden Gatten 
fallt in da8 Geſammtgut, wird aljo ihm und ven Kindern gemeinfam. Das 
gegen bleibt Das anderweite Vermögen und der jpätere Erwerb der Kinder 
deren getrenntes Eigenthbum, und der überlebenve Gatte bat an diefem Ver⸗ 
mögen nur, folange die Kinder minderjährig find, die allgemeinen aus feiner 
elterlihen Gewalt fließenden Befugniffe. Die Gütergemeinfchaft tft alfo nur 
auf Seiten des Überlebenden Gatten eine wolljtändige, dagegen auf Seiten ber 
Kinder beichräntt auf dad elterliche Exrbtheil?*). Der Überlebende Gatte hat 
das Gefammtgut in feinem alleinigen Bett und ift deſſen Verwalter; und 
zwar bat er dabei diejenigen Rechte, die während der Dauer der Ehe dem Ehe⸗ 
mann zulonmen, fo daß aljo ber Überlebende Vater feine bisherige Rechts⸗ 
ftellung behält, die Nechte der Mutter dagegen wejentlich verjtärkt werden; zu 
ſolchen NRechtsgefchäften, welche bei Rebzeiten beider Eltern der Zuſtimmung ber 
Frau bebürfen, ift die Zuftimmung der Kinder oder eines ihnen zu beftellenven 
Pflegers nöthig; ein eigenes Verfügungsrecht kommt dagegen den Kindern nicht 
zu, felbft wenn ver Überlebende Ehegatte abweſend oder frank ift*). Gefammt- 
gutsverbindlichkeiten find alle Schulden, die ſchon bet Xebzeiten beider Ehegatten 
Gefammtgutsverbindlichleiten waren, fowie alle Schulden des überlebenden 
Ehegatten). Verpflichtungen der Kinder verbaften dagegen das Gefammtgut 
nicht. 

Die fortgefegte Gütergemeinfchaft dauert, wie erwähnt, regelmäßig fo lange, 
bi8 der Überlebende Gatte ftirbt oder fich wieder verheirathet. Kin früberes 
Ende erreicht fie, wenn entweder ber Überlebende Gatte oder die Kinder fie 
auflündigen. Doch iſt nur erfterer zu der Kündigung nach Willkür jederzeit 
befugt ®). Die Kinder haben dagegen das Künbigungsrecht nur, wenn ber 
überlebende Gatte feine Pflichten gegen fie gröblich verlett, und können ihr 
Necht überdies nur im Procepwege geltend machen?). Alsdann müſſen fich 
bie finder einer-, ber überlebende Gatte andererjeitS wegen des Geſammt⸗ 
guts auseinandberfegen. Und zwar entfällt auf jede Seite die Hälfte bes 


8a) RGEB. 1393. “ 

4) ROB. 1898, 

5) RGB. 1399. Auch hier find aber die Schulden, welche der Ehegatte ohne die erforder» 
liche Zuſtimmung der Kinder aufgenommen, al$ ungültig von ber Regel auszunehmen, f. oben 
©. 483 14. — Eine perfönlihe Haftung der Kinder für Gefammtgutsichulden findet niemals ftatt, 
es ſei denn, daß fie die Gemeinfchaft auflöfen, bevor die Geſammtgutsſchulden berichtigt find; 
und auch dann if ihre Haftung auf diejenigen Sadjen befchräult, die ihnen aus bem Geſammt⸗ 
gut zugewieſen find. REB. 1400, 1409, 1878. 

6) RGEB. 1404, 1403. Er kann bie f. ©.-&. auch ſchon von vornherein ablehnen. Da- 
gegen Tann ein Gatte für feinen eigenen Todesfall zum Nachtheil des liberlebenden Gatten bie 
f. &.-©. nicht ausſchließen, es fei denn, daß ein Enterbungsgrund oder ein Grund zur Auf- 
löfung der G.G. vorläge. RGOB. 1882, 1888, 

7) RGEB. 14086. 


Abſchichtung der Kinder, fortgeſetzte Gütergemeinfchaft. $ 289. 503 


Gejammtguts, To daß aljo dem überlebenven Gatten ein Erbrecht an der Hälfte 
des veritorbenen nicht zufteht. Die Abfchichtung der Kinder erfolgt regelmäßig 
fo, daß der Überlebende Gatte das Gefammtgut allein übernimmt und bie 
Kinder für ihre Hälfte in Geld entſchädigt; doch kann der Gatte auch die Form 
einer gewöhnlichen Erbesauseinanderfegung wählen, und wenn die Auflöfung 
der Gemeinſchaft auf Klage des Kindes gegen feinen Willen erfolgt, ift biefe 
Form fogar die einzig zuläffige 8). 

Natürlich endigt die fortgefepte Gütergemeinfchaft auch dann, wenn alle 
bei ihr betheiligten Kinder fterben, ohne ihrerjeits Kinder zu binterlaffen. Als- 
dann wächſt der Antheil des vorveritorbenen Gatten dem überlebenden an, 
fo daß dieſer Alleineigenthüämer wird; eine Auseinanderjekung wegen bes 
Gefammtguts findet hier alfo nicht ftatt. Verſtirbt dagegen ein Kind mit 
Hinterlaffung eigener Kinder, fo fällt fein Antheil am Gefammtgut an Iektere; 
verſtirbt eins von mehreren Kindern, ohne eigene Finder zu hinterlaflen, fo 
wächſt fein Antheil nicht dem Überlebenden Gatten, ſondern den Gefchwiftern 
oder Gefchwifterfindern an). 


| Anmertung. ine eigenthümliche Bildung des mittelalterlichen Rechte war es, daß 
nad) dem Tode des einen Gatten der Überlebende Gatte Alleineigenthümer bes gefammten 
beiberfeitigen Vermögens wurde, aber nur über bie Fahrniß freies Verfügitugerecdht hatte, 
während die Liegenfchaften deu Kindern verfangen waren. „Manche verftehen barunter 
ein Eigenthum der Kinder am unbeivegliden Vermögen des leberlebenden (Runde ©. 240; 
Dewies, Lichtftrahlen in das finfter ummöllte Berfangenichaftsrecht nach den Statuten ber 
Herzogth. Julich⸗Verg (1838) ©. 74, 75; jett auch Schröder, Geſch. des ehel. Güterr. II, 2 
©. 204 u. 3 ©. 150 Anm. 16, und Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. Bd. 10 ©. 441); Andere 
(3. B. Kraut, Vormundſch. IL ©. 611) fehen darin eine Anwendung des Rechts der nächften 
Erben. Die früheren Auflagen dieſes Buchs gaben folgende Auflafjung: man ſchmolz bie 
echte der Kinder am ehelichen Vermögen, wie e8 in der Hand bes überlebendeu Gatten ver- 
«int war, zu einem Worte und einem Rechtsbegriffe zuſammen, obſchon fie auf ganz ver- 
ſchiedenen Gründen berubten (einmal wirkliches Eigenthum in Bezug auf das vom par. praemort. 
Ererbte, dann die Rechte der nächſten Erben am Bermögen bes Weberlebenden); in diefer Ber- 
einigung legte mar dann dem neugeichaffenen Begriffe eine ſehr umfafjende Bedeutung bei 
und bildete daraus ein ganzes Syſtem. Aber auch biefe Anſicht trifft nicht das Richtige. 
Vielmehr ift das Inſtitut der BVerfangenfchaft aus dem fränkiſchen Principe der gefammten 
Hand zu erklären. Hiernach follten die beiderfeitigen Immobilien ſchon während der Ehe ein 
rechtlich gefichertes Familienftammvermögen bilden; nad dem Tode eines Gatten follte ber 
Ueberlebenbe hieran bie Iebenslängliche Leibzucht haben, aber der Charakter jenes Stammmper- 
mögen® als eines nnantaftbaren, d. h. unveräußerlicden Familienguts follte für die nun⸗ 
mehrigen Intereffenten der Samiliengenoffenfhaft — den überlebenden Gatten und die Kinder 
diefer Ehe (denn die Kinder einer zmeiten Che haben keinen Theil daran) — verbleiben, bis 
das Berhältui durch Tod des parens superstes oder Grundtheilung gelöft würde. Im den⸗ 
jenigeu Statuten nämlich, in welchen daneben ein f. g. Theilrecht galt, hatte der Ueber⸗ 
lebende das Recht, durch definitive Abtbeilung mit den Kindern erfier Che (namentli aus 
Anlaß einer zweiten Che) einen Theil der verfangenen Güter zu freier Dispofition zu eriverben. 
Wil man nun diefen Zufammenhaug juriftifch determiniren, fo wird man, glaube ich, ben 


8) RGB. 1410, Doch haben alsdann die Kinder dasjenige Wahlrecht, welches bem ver⸗ 
ftorbenen Gatten zugeftanden haben twürbe. 
9 AGB. 1895. Ein Erbrecht Liegt hierin nicht, |. oben Anm. 8, 
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Gedanken am richtigfien treffen, wenn man annimmt, daß mit dem Eintritte ber Berfangen⸗ 
haft eine interimiftifhe Rechtsgemeinſchaft mit zunähft nur genoffenfhaftliden 
Rechten der Einzelnen ftattfindet, welche fich erft dann in Specialrechte derfelben verwandeln, 
wenn der Nießbrauch des Leberlebenden aufhört oder Theilung vorgenommen wird. Währenb 
der Dauer jenes Nießbrauchs erfcheint der Anſpruch der Imterefienten auf Nealiftrung des 
Genofjenichaftsrechte juspeudirt. Der Gedanke einer folden Suäpendirung der Familien⸗ 
güterrechte liegt, wenn and in anderer Form, auch dem Principe des fächfifchen Beifitzrechts 
bes Weberlebenden zu runde, ift alſo deutfchrechtlich nichts Anomales. Was Stobbe, Deutſch. 
Pr.⸗R. Bd. 4 $ 225 Note 20 hiergegen fagt, kann nicht für eine Widerlegung gelten, denn es 
ift noch niemals für unzuläffig angefehen worden, daß die Mitglieder eines genoffenfchaftlichen 
Berhältniffes in verfchiedenem Umfange und in verfdiedener Weife betheiligt find. — Bgl. 
ferner Roth in VBelfer u. Muther, Jahrb. III ©. 248 flg., und Sandhaas in feinem fränkiſchen 
ehelichen Güterrechte (1866) ©. 256 fig. — Eine große Begriffsverwirrung hat das Wort 
„Berfangenichaftsrecht” im der Literatur des vor. Jahrh. erzeugt, wie man aus Fiſcher's Geld. 
ber deutfchen Erbfolge (1778) fehen kann. S. auch die Zufammenftellung bei Dewies a. a. O. 
S. 56 fig., befonder8 aber die vortrefflihe Darftellung bei Wächter, Hanbb. des Württemb. 
Prof. IS. 200 fig.” 


4. Rechtsuerhältniffe der unehelichen Ainder. 
8 290*, 


Der Bater bat feinem unebelichen Rinde gegenüber feine Nechte, weder 
was die Erziehung des Kindes, noch was die Verwaltung feines Vermögens 
betrifft. Dementiprechend find dem unebelichen Bater denn auch die Pflichten 
abgenommen, welche ein ehelicher Bater bat. Nur eine einzige Pflicht verbleibt 
ihm: er muß feinem Rinde ben nothwendigen Unterhalt geben, gemäß einer 
Regel, die bereit im Mittelalter vom deutſchen Rechte anerkannt worden ift?) 
und gegenwärtig in ganz Deutichland gilt. Die Hauptfchwierigkeit, welche fi 
biefer Regel entgegenftellt, betrifft die Feftitellung der Vaterſchaft. Das deutſche 
Recht ?) umgeht diefe Schwierigkeit durch die Rechtsvermuthung, daß berjenige 
der Bater des Kindes ift, welcher in ver geſetzlichen Empfängnißzeit der Mutter 
beigewohnt hat ). Haben der Mutter innerhalb der Empfängnißzeit mehrere 
Männer beigewohnt, fo iſt nach preußiichem Recht feiner ver Männer Haft 


1) Büngner, Zur Theorie und Prarid der Alimentationspflicht (1879), Stobbe IV 
8 262. Auf das canonifche Recht darf die Regel nicht zurldgeführt werden; noch weniger 
anf das römiſche Recht, welches bie Unterbaltungspflicht des Vaters nur file Conenbinenfinder 
feſtſetzt. 

2) Im Gegenſatz zu der franzoſiſchen, auch in Heſſen⸗Darmſtadt übernommenen, dagegen in 
Baden wieder abgefchafften Hegel: la recherche de la paternitö est interdite, Nach biejer 
Hegel darf dem Bater jeine Baterjchaft nicht gerichtlich nachgeiviefen werben, von dem Falle ber 
Nothzucht und Entführung abgefehen, fondern als Vater gilt nur, wer feine Vaterfchaft frei- 
willig anerlannt hat, 

3) Nah ROB. 1604 iſt die Empfängnißzeit die Friſt zwilchen dem 802. und dem 
181. Tage vor der Geburt. Doch wird dem arigeblicden Water geftattet, die Bermuthung durch 
ben Gegenbeweis zu widerlegen, daß das Kind in der von ihm zugeflandenen ober ihm nad- 
gewiefenen Beiwohnung nicht empfangen fein Tann; bie Beimohnuug hat z. B. am 182, Tage 
vor der Geburt des Kindes flattgefunden, das Kind ift aber bei der Geburt rörperh | fo ent 
widelt, daß es mindeſtens 270 Tage zuvor empfangen fein muß. 
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bar, meil keinem feine Vaterſchaft ficher nachgewiefen werden Tann *); nach 
badiihem Rechte haftet dagegen einer der Männer, und zwar ber, welder 
zuerft auf Anerkennung feiner Vaterſchaft verllagt wird 5), nach ſächſiſchem 
Nechte endlich haften alle Beifchläfer zufammen ®), da jeder von ihnen durch 
feine That e8 dem Kinde unmöglich gemacht hat, feinen Vater zu finden und 


ein jeder die Folge diefer That tragen muß; das Neichsgefegbuch tritt in diefer 


Trage dem preußifchen Necht bei”). Nach preußiichem Recht fällt die Pflicht des 
Baters jort, wenn die Mutter des Kindes eine gejchlechtlich befcholtene Perfon 
ift, das Reichsgeſetzbuch hat fich aber in vieler Beziehung dem preußifchen 
Recht nicht angeſchloſſen. 

Der Inhalt der väterlichen Unterbaltungspflicht iſt landesrechtlich ver» 
ſchieden beſtimmt; nach dem Reichsgeſetzbuch geht die Pflicht auf die Zahlung 
einer Geldrente, welche ausreicht, um dem Kinde den gelammten Lebensbedarf 
jowie die Koften der Erziehung und der Vorbildung zu einem Beruf zu ge- 
währen: der Maßitab für die Bemeffung der Rente ift ver Lebensftellung der 
Mutter zu entnehmen; die Rente tft bis zum 16. Lebensjahre des Kindes zu 
entrichten 8). Unterbaltsberechtigt ift nicht die Mutter als ſolche, fondern das 
Kind, doch Hat auch Die Mutter felbft gewiſſe Anfprüche, nämlich auf die Er- 
ftattung der Entbindungskoften und der Koften für die eriten ſechs Wochen 
nach der Entbindung innerhalb der Grenzen der Notbourft ?). Die Verpflich- 
tungen des Vaters verjähren in vier Jahren 19); beim Tode des Vaters geben 
fie auf feine Erben über!!), 

Auch die Rechtöftellung der Mutter ift gegenüber ihrem unehelichen Finde 
eine andere wie gegenüber ihrem ehelichen Rinde. Einerfeits ift ihr Einfluß 
vergrößert; denn manche Rechte und Pflichten, welche bei ehelichen Kindern 


4) Man drüdt dies dahin aus, daf die exceptio plurium (constupratorum) zugelafien ſei. 
Preuß. Gef. v. 24. April 1854, Ebenfo Württemberg, Kurhefien u. ſ. f. Roth II S. 885, 

5) Behaghel, Badiſches bürger!. Recht I 8 68. 

6) Sächſ. GB. 1872. Ebenſo die meiften thüringifchen Geſetze, Mecklenburg und über- 
wiegend die gemeinrechtliche Praxis; ebenfo auch die Regel des pr. ER. II, 2 8 619, 620, bie 
freilich nur noch in Bayreuth und Ansbad gilt. Roth II S. 885°", 

7) RGB. 1604. Doc Bat der, welcher feine Vaterichaft durch öffentliche Urkunde an- 
erlannt bat, die exceptio plurium nicht ; umd es ift ferner gegen die exceptio (entfprechend ber 
in Anm. 8 genannten Regel) die Replik zulälfig, daß die Mutter zwar in der Empfängnifzeit 
einem Andern bie Beiwohnung geftattet Habe, daß aber das Kind aus diefer Beiwohnung nicht 
empfangen fein könne. 

8 RGB. 1597 fig. Nach prengifcheın Recht kann dagegen das Kind Unterhaltung nur 
bis zum 14. Lebensjahre und anch diefe nur in den Grenzen der Nothönrft fordern. 

9) REB. 1602. Die Mutter kann auf Erlaß einer einfiweiligen Verfügung antragen, 
wonach ihr obige Koften und außerdem der dem Kinde für das erfte Vierteljahr zn getwährende 
Unterhalt bereit8 vor der Entbindung ausbezahlt werden. RGB. 1608. 

10) RGEB. 164, 16023. Es verjährt aber nur die jedesmal fällige Geldrate. 

11) Die Erben können indes das Kind mit demjenigen Betrage abfinden, welchen es als 
Pflichttheil bekommen würde, wenn es ehelidh wäre. REB. 1599. Ueber gemeined echt 
Neichögericht 24 ©. 156. 
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dem Vater übertragen find, kommen bei unehelichen Kindern der Mutter zu; 
fo nehmen fie von der Mutter den Namen, folgen ihrem Gerichtsftand u. |. f.; 
auch die Erziehung des unebelichen Kindes kommt ber Mutter zu, und wenn 
neben ihr ein befonderer Vormund beftellt tft, ift diefer auf Die Rechte und 
Pflichten eines bloßen Beiſtandes befchränkt. Andererfeits ift aber auch ber 
Einfluß der Mutter vermindert: denn eine eigentliche elterliche Gewalt kommt 
ihr nicht zu: fie hat das Necht, ihr uneheliches Kind zu vertreten und jein 
Dermögen zu verwalten nur, wenn fie zur Bormünderin bes Kindes beftellt 
ift, und den Nießbrauch des Vermögens ihres Kindes bat fie niemals !*). 

Dezüglich der weiteren Verwandten find natürlich die väterlichen von den 
möütterlicden zu unterjcheiven. Den erfteren gegenüber bat das Kind Teine 
Nechte und Pflichten, den legteren 1?) gegenüber bat es dagegen bie gleichen 
echte und Pflichten wie ein eheliches Kind. 

Zandesrechtlich werben hier und ba Kinder, welche eine Berlobte aus einer 
Deiwohnung ihres Bräutigamd empfangen bat, ven ehelichen gleichgeftellt 1%). 
Das preußifche und franzöfiiche Recht fowie das Neichsgefegbuch behandeln da⸗ 
gegen die Brautkinder nicht anberd wie fonftige uneheliche Kinder 15), 


5. Adoption nud Legitimation. 
8 291*. 


Adoption und Legitimation haben ihre Wurzel im römifchen Recht. Gie 
find deshalb in dieſem Syſtem des deutſchen Privatrechts nicht darzuſtellen. 
Zu erwähnen ift nur, daß das aboptirte oder legitimirte Kind wie ein ebeliches 
Kind der aboptirenden oder legitimirenden Eltern behandelt wird’) und des⸗ 
bald, wenn es minderjährig ift, in bie Gewalt dieſer Eltern tritt*); demgemäß 
erlifcht auch, wenn ein Hauskind aboptirt tft, die Gewalt feiner leiblichen 
Eltern. 


12) AGB. 1598 fig. 

18) ROB. 1593; anders pr. LM. II, 3 $ 689, 660. 

14) &o eine verbreitete Praxis, welche aber Reichſsgericht 5 S. 168 nicht für gemeinrech⸗ 
lich erklärt, fühl. GB. 1578 m. ſ. f. 

15) Mot. IV ©. 858, 

1) AGB. 1606, 1610, 1689. Zu den Verwandten des Iegitimirenben Baters oder der 
adoptirenden Eltern tritt dagegen das Kind in fein Rechtsverhältniß, nur bei der Legitimation 
durch nachfolgende Eheſchließung ift dies anderd. RGB. 1621, 1641. 

2) Doc kann den Abdopriveltern in dem Wboptionsvertrage ber Nießbrauch am Kinder⸗ 
vermögen entzogen werden. RGB. 1648, 
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Drittes Capitel. 


Die Vormundſchaft'. 


Einleitung. 
8 292. 


Die Vormundſchaft (Mundium) des älteren deutjchen Rechts beruhte nicht 
allein auf dem in gewillen Altersfiufen und anderen menfchlichen Zuftänden 
eintretenden Bebürfnifje einer fremden Vermögensvertretung, fondern fchon auf 
der allgemeinen Nothwendigleit des Schutes Wehrlofer und Hülfsbepürftiger, 
in welchem nicht bloß das Vermögen, ſondern auch die Perſon ihre allfeitige 
Vertretung fand. Da dieſes Bebürfnig nad der Beichaffenheit des öffent⸗ 
lichen Lebens jener Zeit ſehr ausgedehnt beftand, fo waren nicht bloß Unmün- 
dige, Gebrechliche und rauen, ſondern auch familienlofe Freie und Geiftliche 
einer Vormundſchaft (Vogtet) unterworfen. Der Inhalt der vormundſchaft⸗ 
lihen Rechte und Pflichten war je nach dem befonberen Lebensverbältniffe des 
Mündels verſchieden, indem fie fich bald einem obrigfeitlichen Schutze näherten, 
bald durch die natürliche Stellung des Vormunds als Bater oder Gatte einen 
eigenthümlichen Zuwachs empfingen. Diejer Charakter der Vormundichaft ver- 
änderte fich, als ein georbneter Öffentlicher Zuftand das Bedürfniß jenes be- 
fonderen Privatſchutzes befeitigte; es blieb ſonach nur noch die Bormundfchaft, 
welche den Mangel rechtlicher Selbftändigfeit, insbeſondere der Fähigfeit zu 
eigener Dermögensverwaltung erjegen foll. 

* Nach älteſtem deutichem Recht wird die Vormundſchaft über das vaterlofe 
Miündel von ber Gefammtfippe des Vaters geführt. Doch befaßt ſich natur- 
gemäß der nächte Schwertmage des Mündels am meiften mit der vormund⸗ 
Ichaftlihen Fürforge, und es entwidelt fich Daraus der Sat, daß der eigent- 
liche Bormund ?) eben biefer nächte Schwertmage ift, dagegen die Geſammt⸗ 


ı) Eine umfafiende Darftellung des älteren deutſchen Bormunbichaftsrechts und ber auch 
im heutigen Hechte noch beftehenden einzelnen Wirkungen desfelben giebt Kraut, Die Vormund⸗ 
{daft nad) den Grundſätzen des beutichen Rechts, 3 Bände (1835— 1859). Ferner Rive, Geſch. 
der dentichen Bormunbich., 2 Bde. (1868—1875). Stobbe IV 8 264 fig. 

2) „Kraut ©. 286 flg. u. ©. 897 beftimmt die Stellung des Bormunds im älteren Rechte 
dahin. Es wurde ihn am Vermögen des Mündele eine Gewere zugeichrieben, an feiner Perſon 
aber eine Gewalt; er Tonute ſich baher des Gutes und der Perſon unterwinden und hatte auch 
die Kinder des Münbels in feiner Vormundſchaft; er konnte Gehorfam vom Mundel verlangen 
und übte innerhalb gewiſſer Grenzen ein Strafrecht über ihn aus. Der Bormund konnte bie 
Bormundidaft auf andere Übertragen. Ex bezog die Kompofition wegen einer Berlekung ber 
Bormumdichaft, zum Theil auch des Mündels ; umgelehrt mußte er die vom Mundel verwirkten 
Compofitionen aus bes Mundels Bermögen und fubfidiär aus feinem eigenen bezahlen, welche 
letztere Berpflichtung jedoch fpäter wegflel. Der Bormund wurde wegen Berleung feier 
Pflichten „gebalemundet“, fei e8 auf Antrag des Mundels ober feiner Verwandten oder durch 
den Richter. — Gegen viele Theile diefer Charalteriſtik richtet fich jettt die Ausführung Rive's, 
Geſchichte d. deutfch. Vormundſch. II S. 13 fig.‘ 


. 508 Rechte an Perſonen. Die Bormundichaft. 


fippe bloß eine obervormundfchaftliche Gewalt ausübt. Im fpäteren Mittel. 
alter kann fich auch diefe Sejtaltung der Vormundſchaft nicht behaupten; immer- 
mehr nimmt die Obrigkeit die Obervormundfchaft an fih; auch wird der 
nächite Schwertmage aus feinem Amt als „geborener“ Vormund burch einen 
„gekorenen“, d. 5. von dem Vater berufenen oder von der Obrigkeit beftellten 
Vormund verdrängt ?). 

* Die Einführung des römifchen Rechts hat das deutiche Vormundſchafts⸗ 
recht in manchen Einzelheiten beeinflußt; doch kann man nicht jagen, daß das 
neuere Vormundſchaftsrecht völlig auf römijcher Grundlage ſtehe. Im Gegen 
tbeil Inüpfen viele der Heute geltenden Rechtsſätze an Regeln an, die fih in 
Deutichland bereits vor Aufnahme des römischen Rechts ausgebildet baben *), 
ober fie find Erzeugnifje ſelbſtändiger moderner Nechtsbildung. In neuefter 
Zeit tft für die Ausbildung des Vormundſchaftsrechts von größter Bedeutung 
die preußifche Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 geweien. Auf ihr 
rubt auch das Vormundſchaftsrecht des Reichsgeſetzbuchs, welches ber folgenden 
Darftellung zu Grunde gelegt wird. 


1. Bie Mormundfcaft über Minderjährige. 
8 293* - 

Die Bormundfchaft über Minderjährige ift ein Erfat der elterlichen Ge⸗ 
walt; fie gilt deshalb nur für foldhe Minderjährige, die nicht unter dieſer 
Gewalt ftehen!), Demgemäß ift über unebeliche Kinder eine Vormundſchaft 
jofort nach ihrer Geburt einzuleiten, ba es für fie eine elterlihe Gewalt nicht 
giebt. Weber ebeliche Kinder Tommt e8 dagegen zur Einleitung einer Vormund⸗ 
(haft regelmäßig erft dann, wenn ſowohl ihr Vater wie ihre Mutter geftorben 
und damit die elterliche Gewalt über fie erlojchen tft *). Daß die Großeltern 
eines Minderjährigen noch am Leben find, ftebt Dagegen der Einleitung einer 


8) Brunner, Rechtsgeichichte I ©. 89, 232. Schröder, Rechtsgeſchichte ©. 70, 315, 718. 
Stobbe IV 8 265, 266. Heusler IL ©. 480. 

4) Stobbe IV & 268 Nr, V. 

1) Pr. BD. 11. RGB. 1655. Doch ift auch über Minderjährige, die unter elterlicher 
Gewalt fiehen,, die Einleitung einer VBormundichaft ausnahmeweife nöthig, wenn bie elterlide 
Gewalt ruht oder den Eltern das Recht genommen ift, ihre Kinder nad aufen zu vertreten; 
f. die Källe oben S. 498, 

8) Dies gilt aber natürlich nur flir diejenigen Geſetze, welche, wie das RGB., die elter- 
liche Gewalt nach dem Tode des Vaters anf die Mutter übertragen. Die übrigen Geſetze, zu 
denen auch die pr. BO. gehört, leiten dagegen bie Bormundichaft fofort nach dem Tode dei 
Vaters ein: freilich geben dieſe Geſetze meift der ehelichen Mutter ein Recht darauf, daß fie zur 
Bormünbderin ihrer Kinder ernannt wird (preuß. BO. 17 Nr. 8); aber die Stellung der Mutter 
als bloßer Bormünderin ift minder günſtig wie ihre Stellung als Inhaberin ber elterlichen 
Gewalt, ſchon deshalb, weil ihr als Bormänderin der Nießbrauch am Kindervermögen fehlt. — 
Auch nad) dem RGB. kann e8 Übrigens vorkommen, daß die eheliche Mutter zur Bormünderin 
ihrer Kinder ernannt wird: fo namentlich, wenn fie zur zweiten Ehe fchreitet und baburd ihre 
mütterliche Gewalt verliert; j. auch oben ©. 499°, 


.— — — — oo. .- 
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f . 
Vormundſchaft über ihn nicht im Wege, da die Großeltern nach heutigem Recht 
eine elterliche Gewalt über ihre Enkel nicht mehr beſitzen 8). 

Der Bormund wird durch das Gericht von Amts wegen ernannt, inbem 
er mittels Handſchlags an Eidesftatt zu treuer Führung der Vormundſchaft 
verpflichtet, auch mit einer fehriftlichen Beſtallung verjehen wird +). Gewiſſe 
Perſonen haben ein Recht darauf, daß ihnen die Vormundichaft übertragen 
werbe, nämlich der Reihe nach: wer von dem (ehelichen) Vater oder der (ebe- 
Iihen) Mutter 5) zum Vormunde berufen iſt, der Großvater väterlicher, der 
Großvater mütterliher Seits ®); doch kann diefen Perjonen, wenn es fih um 
die Bormundfchaft über eine Ehefrau oder ein uneheliches Kind Handelt, ber 
Ehemann oder die umeheliche Mutter vorgezogen werden, und auch ſonſt tit 
ftatt ihrer, wenn ihre Ernennung bie Interefien des Mündels gefährden 
würde 7), eine andere Perfon zum Vormunde zu beftellen; übrigens ift davon 
feine Rebe, daß bie derart vorzugsmweile zur Vormundſchaft berufenen Perfonen 


das Amt des Bormunds von Rechts wegen empfingen, fobald ver Fall der Ein- 


leitung einer Altersvormundſchaft eingetreten ift, fie find alſo durchaus nicht 
gefegliche Vormünder, wie fie es im römiſchen und altdeutſchen Recht 
waren, erlangen vielmehr ihr Amt erit durch die gerichtliche Ernennung, gerade 
wie die übrigen Vormünder auch 8). — Gewiffe Berfonen follen nicht zu Bor- 
mündern beftelit werben, 3. B. Minverjährige, Gemeinfchulpner, Perſonen, 
denen die Ehrenrechte aberlannt find, ferner wer durch die ehelichen Eltern 
des Minderjährigen von der VBormundichaft ausgejchloifen ift, Frauen bürfen 
nur zu Bormündern für ihre Kinder und Enkel beitellt werden, für frembe 
Kinder bloß dann, wenn fie von deren Eltern zur Vormundſchaft berufen wor- 
ben find ?). Jeder Deutfche muß eine ihm vom Gericht angebotene VBormund- 


8) ©. oben ©. 4941, 

4) Pr. BO. 24. RGB. 1656, 1670, 1671. 

5) Die Eltern haben das Ernenmunge- und das weiter unten zu erwähnende Ausſchließungs- 
recht, ſowie das Recht, ben von ihnen beftellten Vormund von gewifien Pflichten zu befreien, 
die Einfeßung eines Familienraths anzuordnen u. f. f. nur, wenn fie im Beſitz ber elterlichen 
Gewalt find. Ihre Entſcheidung geſchieht durch Berfügung von Todes megen; bie des Baters 
gebt der der Mutter vor. REGB. 1658, 1663, 1780, 1761. — Das VBerufungsrecht des Vaters 
ift jet allgemein auerkannt; aber auch das mütterfiche Berufungsrecht findet fich wenigftens in 
allen neueren Gefeten, felbft wen fie eine elterliche Gewalt der Mutter nicht anerkennen, z. B. 
pr. BO. 17 Nr. 4, ſächſ. GB. 1886, 

6) RGEB. 1657, Seitenverivandte haben, anders als im römijchen und altbeutichen echt, 
feinen Anfpruch anf die Bormundfchaft; allerdings ſoll da8 Gericht bei der Ernennung des Vormundes 
Berwandte und’ Berfhwägerte des Miündels vorzugsweiſe berlidfichtigen, ift aber dabei an irgend 
eine Reihenfolge, etwa nad) ber Gradesnähe, nicht gebunden. REB. 1660. — Die uneheliche 
Mutter hat gleichfalls kein Recht auf die Ernennung, wohl aber ihr Bater, auch die eheliche 
Mutter hat in den Anm. 8 am Ende genannten Fällen kein Recht auf die Ernennung. 

7) Der vorzugSweife Berufene kann fich aber, wenn er feine Uebergehung nicht gerecht- 
fertigt findet, befchiweren. Pr. BO. 18. RGB. 1659, 

8) RGB. 1670. Alle Vormünber find alfo tutores dati. Die pr. BO. 12—14 kennt 
dagegen noch einige Fälle gefelicher Bormundichaft. 

9), Pr. BD. 21 fly. RGB. 1661 fig. 
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ſchaft annehmen, falls er nicht nach den eben gebachten Regeln von der Bor- 
mundſchaft ausgefchloffen ift, doch Fönnen Frauen und Perfonen über 60 Jahr 
die Bormundfchaft ablehnen, ebenfo wer bereit zwei Vormunbichaften führt, 
wer mehr als vier eheliche Kinder hat u. f. f. 1°). 

Negelmäßig wird für jeden Mündel — und, wenn es ſich um mehrere 
minderjährige Geſchwiſter handelt, fogar für fie alle zufammen — nur ein 
einziger wirklicher Bormund ernannt?!) Doc wird ihm, fofern mit ber 
Bormundſchaft eine erhebliche Vermögensverwaltung verbunden ift unb die 
Eltern die Gegenvormundſchaft nicht etwa ausgefchloffen haben, als Auffichte- 
organ ein Gegenvormund zur Seite geftellt. Auf defien Berufung finden 
die Regeln von der Berufung des Vormundes entiprechende Anwenbung 12). 
Neben dem Gegenvormunde führt die Dberaufficht über den Bormund das Bor- 
mundfchaftögericht (Amtsgericht), als Hülfsorgen fteht dem Gericht der Ge 
meindewaiſenrath zur Seite 1°). An Stelle des Vormundſchaftsgerichts kann 
aber als Oberaufſichtsbehörde auch ein Familienrath eingefett werden, beftebend 
aus dem Bormundfchaftsrichter als Vorfigendem und mindeftens zwei Verwandten 
oder Verſchwägerten des Mündeld 14) als Beifitern; die Einfegung gefchieht, 
wenn bie Eltern des Mündels fie angeordnet haben oder wenn auf Antrag 
der Derwandten ober des Bormundes des Mündels das Bormundichaftsgericht 
die Einfegung für fachgemäß befindet; ift die Einfegumg erfolgt, fo geben bie 
Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts auf den Familienrath über; 
er faßt feine Beichlüffe mit Stimmenmehrheit ?®). 

Der Bormund bat das Recht und die Pflicht, den Mündel nach außen 
zu vertreten, gerabe wie bie Eltern, folange ihnen bie elterlihe Gewalt zufteht. 
Im gleicher Art hat er für die Perfon des Mündels zu ſorgen 26). Dagegen 


10) REB. 1666 fig. Aehnlih pr. BD. 28. Wer fi ohne Grumd weigert, ift dem 
Münbel fchadenserfaßpflichtig und kann vom Gericht durch Orbnungsftrafen zur Uebernahme 
der VBormundfchaft gezwungen erden. 

11) Br. BO. 19. RGB. 1660 Abi. 2. 

18) Br. BO. 26. RGB. 1672, 1736. Der Gegenvormunb iſt nicht der gemeinrechtlide 
Ehrenvormund, deſſen Beftellung nur facultativ geſchah, ſondern dem tuteur subrogs des frau⸗ 
zöftichen Rechts nachgebildet. &. Mot. IV ©. 1028 fig. 

18) Der Gemeindewaifenratb hat namentlich bei der Einleitung der Vormundſchaft Bor- 
ſchlaͤge wegen des zu ernennenden Bormunds zu machen, hat auf die Erziehung ber Kinder durch 
den Vormund zu achten u. ſ. f. RGB. 17%3 fig. Eine ähnliche Einrichtung befteht ſchon jeht 
in Breußen, Baben u. f. f., während in Württemberg die Gemeinde nicht bloßes Hülfsorgen 
des Gerichte ift, fondern durch ein „Waifengericht“ die Obervormundichaft ſelbſtändig führt. 
Mot. IV S. 101%, 

14) Die Eltern können and) Nichtverwandte zu Beifigern des Familienraths berufen; ebenfo 
kann der Familienrath felber feine Mitgliederzahl durch die Berufung Nichtverwandter ver⸗ 
ftärten. REB. 1760. 

15) RGB. 1764 fig. Die Einfegung des Familienraths ift alſo facultativ; fe fchon jet 
pr. BO. 71 fig; im framzöflfchen Recht ift dagegen der Familienrath eine obligatoriſche Ein- 
richtung. 

u 19 Pr. BDO. 27. RGB. 1673 fig. Doch ift auch in der Erziehung des Mundels der 
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ift dem Vormunde die Verwaltung ded Mündelvermögene — von einem Nieß- 
brauch des Vormundes an diefem Vermögen ift natürlich überhaupt nicht bie 
Mede — in anderer Art übertragen, wie den Eltern. Sein Verwaltungsrecht 
ift nämlich ein minder freies wie das elterliche Verwaltungsrecht 1%). Er muß 
dem Gericht ein genaues Vermögensverzeichnig einreichen und alljährlich über 
feine Verwaltung Rechnung legen; Mündelfachen darf er, felbft wenn fie ver- 
brauchbar find, nicht für fich felbft benugen 17); Inhaberpapiere des Mündels 
muß er bei einer Hinterlegungsftelle oder der Reichsbank Hinterlegen u. |. w. 18). 
Ferner bebarf der Bormund zu einer ganzen Reihe von Rechtsgefchäften, welche 
die Eltern frei vornehmen können, der Zuftimmung des Bormundichaftsgerichts, 
fo 3.3. zum entgeltlihen Exwerbe eines Grunbftüds, zur Eingehung von Lehr- 
und Dienftverträgen auf länger als ein Jahr, zu einem Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrage, zu Vergleichen, wenn der Gegenftand den Werth von 300 Marl über 
fteigt, zur Verfügung über Inhaberpaptere, die bei der Reichsbank oder einer 
Hinterlegungsitelle binterlegt find, fowie über Forderungen, die in Staate- 
ſchuldbüchern eingetragen find 1?) u. |. f. Zu Kapitalanlagen für den Mündel, 
zur Erhebung von Sparkaffengelvern u. dgl., ſowie zur Berfügung über Forde⸗ 
rungen oder nicht Hinterlegte Wertbpapiere des Mündels bedarf der Vormund 
der Zuftimmung des Gegenvormundes; doch kann dieſe durch bie Zuftimmung 
des Gerichts erfet werden 20); ift ein Gegenvormund nicht beftellt, fo ift bie 
AZuftimmung des Gerichts auch für dieſe Rechtsgeſchäfte nöthig 21), Nimmt 
der Bormund ein Rechtsgefchäft ohne die erforberliche Zuftimmung des Gerichts 
ober des Gegenpormundes vor, fo wird es behandelt wie ein Rechtsgeſchäft, 
welches ein Minderjähriger ohne die erforberliche Zuftimmung des Bormundes 


Vormund mehr befchräntt wie der Vater; jo kann er nach Landesrecht bie confeſſionelle Zu⸗ 
gehörigkeit des Mündels nicht eigenmächtig ändern. 

168) Selbſtverſtändlich iſt, daß alle für den Vater geltenden Beſchränkungen auch Kir den 
Bormund gelten; deshalb ift 3. B. die Pflicht des Bormundes, das Baarvermögen des Münbeld 
fiher anzulegen, bier nicht weiter zu erwähnen, weil fie aud) für den Bater gilt. ©. oben 
©. 496 ®. 

17) Pr. BO. 56, 40. NED. 1718, 1685. 

18) RGB. 1694, eine Neuerung gegenüber den meiften heutigen Geſetzen, welche den Bor- 
mund nur dann zur Hinterlegung nöthigen, wenn das Gericht es aus befonderen Gründen 
anbefiehlt; nach dem REB. 1697 kann dagegen umgelehrt da8 Gericht dein Bormunb aus be= 
fonderen Gründen die Hinterlegungspflicht erlaſſen. — Richt mıt zu hinterlegen find die Zins- 
umd Gewinnantheilfcheine, wohl aber die Erneuerungsfcheine (oben ©. 412), — Die Hinter- 
legungspflicht des Bormundes fällt fort, wenn er die SImhaberpapiere anf den Namen des 
Mandels umfchreiben oder (bei Staatsfchuldverfchreibungen auf den Inhaber) die Forderung im 
Heiche- oder Staatsſchuldbuch auf des Mitndel® Namen eintragen läßt. REB. 1695. — Aus 
bejonderen Gründen kann das Gericht die Hinterlegung von Werthpapieren, die nicht auf den 
Yuhaber lauten, 3. B. von Hhpothelendriefen und von Koftbarkeiten anordnen. RGOB. 1698. 

19) Das Vormundſchaftsgericht fol, bevor e8 jeine Entſcheidung abgiebt, den Gegenvor⸗ 
mund, wenn ein folder beftellt ift, hören; in wichtigen Fällen fol es auch Verwandte bes 
Mündele, ſowie den Müundel felber vernehmen. Pr. BO. 42 fig, 55. REB. 1705—1707. 

20) Pr. BO. 89, 41. RGB. 1689, 1692. 

21) RGB. 1689, 1692; die pr. BO. hatte diefe Vorſchrift nicht. 
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vornimmt ??). Doc können die Eltern den von ihnen berufenen Bormund von 
einigen der foeben genannten Bejchränfungen befreien, nämlich ibm die Pflicht 
jäbrliher Rechnungslegung, die Pflicht, bei Kapitalanlagen und Verfügungen 
über Forderungen ober nicht hinterlegte Werthpapiere die Zuſtimmung von 
Gegenvormund oder Gericht einzubolen, endlich die Pflicht, Inhaberpaptere bes 
Mündels zu Hinterlegen, abnehmen. Doc kann das Gericht aus wichtigen 
Gründen diefe Befreiungen wieder aufheben ?3). 

Der Bormund und Gegenvormund,, der Bormundfchaftsrichter und jeder 
Beifiter des Familienraths ift für allen Schaden, den er dem Mündel durch eine 
Pflichtverlegung zufügt, erfatpflichtig; er haftet bei Wahrnehmung feines Amts 
für Anwendung aller Sorgfalt, nicht bloß für die Sorgfalt, die er bei eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Zu einer Sicherheitleiftung ift der Bor- 
mund nur verpflichtet, wenn das Gericht e8 aus befonderen Gründen forbert; 
er kann aber alsdann fein Amt niederlegen. Ein Gehalt befommt der Vor⸗ 
mund und der Gegenpormund nur, wenn das Vermögen des Mündels be- 
beutend und die Berwaltung fehwierig ift; dagegen find beiden die angemeffenen 
Auslagen aus dem Mündelvermögen in jedem alle zu erjtatten; das Gleiche 
gilt für die Mitglieder des Tamilienraths ?*). 

Der Bormund, Gegenvormund und jeber Beifiter des Familienraths ift 
vom Gericht zu entlaffen, wenn ein Grund eintritt, der ihn von der Bormund- 
ſchaft ansſchließt, wenn er feine Pflichten gröblich verlegt und wenn er aus 
erheblichen Gründen feine Entlafjung felber erbittet 25). Hiervon abgeſehen 
endigt die Bormundichaft mit der Volljährigkeit des Mündels oder Damit, daß 
der Mündel unter elterliche Gewalt fommt*®). 


2. Vormundſchaft über Molljährige. 
8 294. *, 

Sie tritt obligatorifch ein, wenn ein Bolljähriger entmündigt wirbt), z.B. 
wegen Verſchwendung ober Trunkſucht. Ste tritt facultativ, nämlich nur unter 
Berüdfichtigung aller Umftände des Einzelfalls ein, wenn ein Bolljähriger wegen 
Blindheit, Taubheit oder fonftiger Förperlicher Gebrechen feine Angelegenheiten 


22) Pr. BO. 46. RGEB. 1709 fig. Für Kapitalanlagen gilt diefe Regel nicht; bier if 
die Genehmigung durch Gericht oder Gegenvormund nur inftructionell vorgeichrieben; |. 
RGB. 1689. 

28) REB. 1736 flg. — Die pr. BO. 47 lief es zu, daß der Vater den Vormund fogar noch 
freier ftellte, ihm 3. B. aud bie Veräußerung von Mündelgrundfüden ohne Genehmigung bed 
Gerichts erlaubte, woraus denn folgte, daß ein derart befreiter Vormund eine noch freiere 
Stellung befaß, wie der Vater felbft! 

24) REB. 1732, 1739, 1722, 1747, 1785, 1734, 1768, 1764, 

25) REB. 1744, 1747. Erheblich find namentlich folche Gründe, wegen deren der Vor⸗ 
mund ſchon von vornherein die Uebertragung der Bormundfchaft abzulehnen befugt ift; f. oben 
bei Aum. 10, 

26) ROB. 1740. 

1) Pr. BO. 81. RGB. 1771. 
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nicht zu beforgen vermag ?); in dieſem Falle ift überdies die Einleitung der 
Vormundfchaft an die Zuftimmung des Mündels gebunden, es jei denn, daß 
mit ihm eine Verftändigung nicht möglich ift ?). 

Auf die Vormundſchaft über Bolljährige kommen diefelben Regeln zur An- 
wendung, wie auf die Vormundſchaft über Minderjährige. Doc haben ein 
Recht auf die Ernennung zum Vormunde in erfter Reihe der Vater, dann bie 
ebeliche Mutter, endlich die Großväter, während derjenige, der vom Bater oder 
von der Mutter zur Vormundſchaft berufen ift, eim ſolches Recht nicht befikt; 
eine Frau kann zur VBormünderin nicht bloß über ihre Kinder, ſondern auch 
über ihren Ehemann beftellt werven*). Wirb der Vater zum Vormunde be- 
ftellt, jo wird ein Gegenvormund nicht ernannt, und es kommen dem Vater 
diejenigen Befreiungen zu gut, bie er felber zu Gunften des Bormundes feiner 
minderjährigen Kinder anzuordnen befugt ift; Die gleichen Regeln gelten auch 
für die ehelihe Mutter). Ein Familienrath wird nur nach freiem Ermeſſen 
des Gerichts eingefeht, fofern der Bormund oder Verwandte es beantragen, 
aljo nicht auf Anorbnung der Eltern ®). 

Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt ift, kann für die Dauer 
des Verfahrens vorläufig unter Bormundfchaft geftellt werben 7). 

Eine allgemeine Bevormundung volljähriger rauen („Geſchlechtsvor⸗ 
mundſchaft“) findet nicht mehr ftatt ®). 


3. Aflesfhaft. 
8 295 *. 
Die Pflegichaft ift zunächft eine bloße Ergänzung der elterlichen Gewalt und 
der Bormundichaft, findet alfo regelmäßig nur über Perfonen, die unter elterlicher . 
Gewalt oder Bormundichaft ftehen, ftatt, — für folche Angelegenheiten nämlich, 
an deren Wahrnehmung die Eltern oder der Bormund behindert ift!). Einen 
jelbftändigen Charakter bat dagegen die Pflegichaft, welche je nach Bedürfniß 
für verichollene Perfonen ?) ober für eine Leibesfrucht ?) einzuleiten ift; ähnlich 


2) Pr. BD. 81. RGEB. 1772. Iſt er in Folge geiftiger oder körperlicher Gebrechen nur 
zur Beforgung einzelner Angelegenheiten unfähig, fo wird nicht eine Bormundichaft, fondern 
nur eine Pflegfchaft eingeleitet. Pr. BO. 90. RGB. 1787, 

8) RGEB. 1772, 1787. Die pr. BO. hatte diefe Einfchränfung nicht. 

4) RGB. 1775, 1776. 

5) ROB. 1779, 1780. Doch ift neben der Mutter ein Gegenvormumdb zu ernennen, 
wenn fie es felbft beantragt oder wenn das Gericht e8 aus bejonderen Gründen flir gut befindet. 

6) RGB. 1782. 

7) RGB. 1788 fig. 

8) ©. oben ©. 46. Ueber die Vormundſchaft des Ehemannes über feine volljährige 
Ehefrau ſ. oben ©. 453. 

1) Br. BD. 86. NEB. 1786, 

2) Hat der Verſchollene einen Bevollmädtigten hinterlaſſen, fo ift die Pflegſchaft nur 
einzuleiten, wenn Umſtände eintreten, welche zum Widerrufe der Vollmacht Anlaß geben. RGB. 
1788. — Dagegen läßt pr. BO. 82 über Verfchollene eine Bormundfchaft einleiten. 

3) Pr. BO. 88. RGB. 1789; f. auch oben $ 294%, 

17. Aufl. 93 
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fteht e8, wenn es ungewiß ift, wer bei einer Nechtsangelegenheit, 3. B. einer 
Erbſchaft betheiligt ift, und nun diefem unbefannten Betbeiligten, 3. B. dem 
unbelannten Exben, ein Pfleger beftellt wird *). 

Für die Pflegichaft gelten dieſelben Kegeln, wie für die Vormundſchaft. 
Doc erftredt fih das Vertretungs- und Fürſorgerecht des Pflegers natürlich 
nicht auf alle Angelegenheiten feines Pfleglings, ſondern nur auf die Sachen, 
bie ihm befonders überwielen find 6). Ein Gegenvormund braucht neben dem 
Pfleger nicht beitellt zu werben ®). 


4) Pr. BD. 89. RGB. 1790. 

5) Am umfafjendften ift die Ueberweifung bei dem Pfleger des Verfchollenen ; fie ergreift 
deſſen geſammte Bermögensangelegenbeiten. 

6) Pr. BD. 91. RGB. 1794. 





Diertes Bud. 
Das Erbrecht. 


Allgemeines. 
8 296. 


Das Erbrecht ift das Recht am Vermögen eines Berftorbenen, d. 6. an 
der Perfönlichkeit desjelben als Mittelpunkt ver beim Tode vorhandenen Rechte. 
Die Anerkennung dieſes Begriffs fett den des Vermögens voraus, d. 6. bie 
Auffaffung der Gefammtheit der Jemandem zuftehenden Rechte als den that- 
ſächlichen Ausorud feiner Perjönlichleit, bei welcher die Mannigfaltigfeit des 
Inhalts jener Nechte im Einzelnen außer Betracht bleibt. 

Das deutiche Recht der älteren Zeit!) kennt diefe Auffaffung der Rechte 
eines Menichen nicht; nach ihm liegt der Zuſammenhang der gefammten Ber- 
mögensrechte eines Menfchen nicht in ver VBorftellung ihrer Einheit mit der fie 
begründenden Perfönlichkeit, fofern fie deren juriftifche Qualificirung barftelfen, 
fondern in der Zufälligfeit ihrer äußeren Bereinigung in der Hand eines Ein- 
zelnen. Deshalb zerfällt auch nach ihm jener Zuſammenhang fofort, wenn fich 
bie phyſiſche Macht auflöft, die ihn begründet bat; es bleibt dann fein Der- 
mögen, feine Erbichaft, fondern eine Summe einzelner Sachen übrig, beren 
Bereinigung das Ende der fie verbindenden Kraft nicht überbauert. ‘Daher kennt 
das ältere beutfche Recht kein Erbrecht im obigen Sinne (Univerjalfucceifion), 
jondern nur eine durch den Tod vermittelte Berechtigung auf die einzelnen 
Gegenftände des Nachlafies. Diele Eigenthümlichleit beruht nicht auf einem 
befonderen erbrechtlichen Principe des deutſchen Rechts im Mittelalter, 
jondern darauf, daß es die Individualität der Gegenftände des Bermögensrechts 
nicht zu einer rechtlichen Einheit zu erheben vermag. Es hängt dies mit dem 
Umftande zufammen, baß das ältere deutſche Recht als die gewöhnlichen Beftand⸗ 


1) Majer, Deutfcye Erbfolge (1804). Paulsen, De antiqui populor. juris hereditarii nexu 
cum eorum statu civili I (1822), Grimm, Nechtsalt. ©. 466 fig., Sydow, Darfiellung des 
Erbrechts nach den Brımdf. des Sfp. u. f. w. (1828). Pauli, Abhandl. aus b. Lüb. R. Bd. 8 
(1841), Trummer, Das Hamburg. Erbrecht, 2 Bde. (1852), Siegel, Das deutſche Erbrecht 
nad) den Rechtsquellen des Mittelalter (1858). 

g3⸗ 
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theile des Vermögens ber Menſchen Lörperliche Sachen, iusbeſondere das fe 
mannigfach gebundene Grundeigentbum vorausfegt, erſt dann, wenn Daneben 
auch Forberungsrechte als gleichberechtigte Vermögenstheile anerfannt werben, 
drängt fich von ſelbſt die Verſchmelzung des Nachlafies zu jener Einheit auf, 
welche in dem Begriffe der Perfönlichleit ihren Mittelpunkt findet ?., So zer- 
fällt der Mobiliarnadhlaß in die Gerade, welche der nächſten weiblichen Ver⸗ 
wandten (Niftel) 3), das Heergeräthe, welches dem nächſten durch Männer 
verwandten Blutsfreunde (Schwertmagen) 4), und das Muftheil, welches 


2) Freilich wirkten in Deutichland jener Verſchmelzung des geſammten Nachlafſes zu einer 
inriftifchen Einheit noch manderlei andere Umftände entgegen, namentlich die befonbere Ratur 
der Rechte an Grundſtücken, und zwar nicht bloß ihre Stamm- und Hofgutseigenfchaft, fondern 
ihre geſammte Eigenthümlichkeit. Um ihren DBefig reiht fich jenes wunderbare Ne tief ein- 
greifender Ideen, welche ihren Gehalt bald aus der Stärke der blutsverwandtſchaftlichen Einheit, 
wie fie fich in der Gemeinfchaft des Grundbeſttzes verfinnlicht, bald aus dem inneren Zuſammen⸗ 
hange der Schutspflicht wehrlofer Familienglieder mit der Herrſchaft über das flanımwäterfice 
Erbe nehmen; wir fühlen fie überall als die unficdgtbaren Motive der verſchiedenſten Rechtsſatze 
in ihrer ftillwirtenden, aber weitansgebehuten Triebkraft; wir fehen fie nicht fo häufig im voller 
Evidenz als Inhalt eines Haren und fertigen Sates bargeftellt, als in leifen Modificationen der 
verfchiebenften Inſtitute angedeutet; fie treten in einem Zeitraume beftimmt und gebieteriſch 
hervor, in einem anderen finfen fie herab zu Neigungen, die fi nur als Motive der Rechts 
geichäfte darftellen. So ift auch im Erbrechte da8 Grundvermögen, das ja tedguifch Exbe ge- 
nannt wird, von befonderer Bedeutung; in dem Rechte ber nächſten Erben bei Veräußerungen 
desfelben ift eine fchon vor dem Erbfalle beftehende Verbindung ausgeſprochen, welche mit dem 
Tode des Erblafjers gemwiffermaßen nur confolidirt (le mort sailsit le vif). Damit ift dann von 
felbft der Gegenſatz gegen bie fahrende Habe gegeben, welche wiederum nad} gewiſſen thatfäh- 
lichen Jutereſſen getheilt it. — Dan kann fagen, daß in der Aufnahme der römifchen Univerſal⸗ 
fuceeffion eine unvermeidliche Entwidelung liege, fofern man dabei die treibende Kraft der in 
einem principiellen Gedanken liegenden Conſequenz im Ange hat. Ueberdies wirb die ummer 
umfafjeudere Aufnahme der Univerfalfucceifion durch die nivellivende Richtung unferer moberuen 
Gejeßgebung gefördert. Noch fliehen der ſchraulenloſen Wirkſamkeit derfelben gewiſſe Grund⸗ 
eigenthumsverbäftnifie beim Adel (Lehen- und Fideicommißgliter) und Bauernſtande (untheilbare 
Hofgliter) theilweife im Wege. 

3) Daß die Gerade fchon bei Lebzeiten de8 Mannes Eigenthum der Frau geweſen, mie 
Kraut, Vormundſch. II S. 355 (ſ. auch Gaupp, Germaniſtiſche Abhandl. 1855 S. 62 fig.) be- 
hauptet, halte ich für unrichtig; vielmehr war fie Gegenſtand eines nothwendigen Erbredt®. 
Erft beim Tode bes Mannes fchloffen fich die im beiderfeitigen geeinten Gute befindlichen Gerade⸗ 
gegenftände zur Gerade zuſammen, und nun erft wurden fie zum Objecte des erbrechtlicen 
Wittven- oder Niftelrehte. Es gab eine zwiefache Gerade: 1) diejeuige, welche die Chefrau 
aus dem Nachlaſſe ihres Mannes erhält, |. oben $ 459 Anm. 10-18); 2) diejenige, welche 
allgemein aus dem Nacdhlaffe einer Fran oder eines Mannes deffen nächfte weibliche Verwandte 
(Niftel) zu fordern bat, ein eigentliche® Cognatenrecht. Sſp. I, 27 81 umd LIE, 15 8 4. 
Sydow a. a. D. Anın. 524 fig. und 807 flg. Was zur Gerade gehört, wird z. B. im Sfp. I, 2453 
aufgezäßlt. Es find Ianter Gegenftände mit einer Beziehung zur weiblichen Individualität, befondere 
Saden, wie fie zum Hausrathe gehören und zur Ausſteuer gegeben zu werden pflegen. In 
dem Gerabeerbrechte ber Wittwe liegt eine Ergänzung bes Gütereinheitsfgftens, indem dadurd 
der überlebenden Fran ein Erſatz für den Verluſt ihres Eingebrachten gewährt wird. Das füb- 
deutiche Recht kennt die Gerade nicht. — Schon ſeit dem 14. Jahrh. wurde die Gerade, nament⸗ 
lich die läftige Niftelgerade in dem ftädtifchen Statuten eingefchräntt (v. Martig, Ehel. Güterr. 
des Sſp. ©. 818 fig.) ; heutzutage befteht fie faft nirgends mehr. — Bol. jetzt Agricola, Gewere 
zu rechter Vormundſchaft (1869) ©. 428 fig. 

4) Bgl. Rofin, Der Begriff der Schwertimagen (1877). Sſp. I, 27 8 2, II, 155 4 
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der überlebenden rau) zur Hälfte zufällt; das übrige Gut (im Nachlaffe 
der Frau die Liegenfchaften, ba die fahrende Habe dem Manne gebührt) bildet 
das f.g. Erbe) und gehört ven nächſten BlutsSverwandten (Sippe) ’), 
wobei jedoch die männlichen wenigſtens in Betreff des unbeweglichen Erbes 
einen Vorzug vor den weibliden Verwandten batten®). Zu diefem Gute, 
welche® den gefippten Freunden anfällt, gehören auch die Forberungsrechte Des 
Erblajjer8?); für die Schulden desſelben haftet dagegen der Erbe nicht alige- 


mein und jedenfalls nur bis zum Belang der nachgelafjenen fahrenden Habe ! 9). 


— Alle dieſe Berechtigungen waren bie unmittelbaren Wirkungen des Todes 
des Erblaffers, mit diefem traten fie jofort ein, obne Bermittlung einer be- 
jonderen Erwerbshandlung („der Todte erbt den Lebendigen“ 11). Auch Eonnten 


L. Angl. et Werinor. 6, 5. Was zum Heergeräthe gehöre, beftimmt 3. 8. Sip. I, 22 5 4. 
Sydow, Anm. 458 fig. Auch diefes Inftitut ift heutzutage allgemein aufgehoben. 

5) Sfp. I, 22 $ 8. Agricola a, a. O. ©. 461 fig. 

6) Sip. I, 27 8 ı u.2. (Bel. daf. 1,6 $ ı.) 

7) Sydow a. a. O. 8 9. Sfp. I, 38 2. — Einen wichtigen Beweis für die im Xert 
gegebene Darftellung liefert and) das (befonders im Frieſiſchen) particularrechtlich vorlommende 
f. g. Fallrecht (jus recadentiae oder revolutionis), wonach der Nachlaß eines ohne Defcen- 
denten Berftorbenen in diejenigen Vermögensgegenſtände getheilt wurde, welche von väterlicher, 
und diejenigen, welche von mütterlicher Seite ftanımten: erſtere fielen daun auf die väterlichen, 
letztere auf die mütterlichen Verwandten. SKI. Kaiferrecht II, 95. 

8) ©. 89 299 Am. 7. 

9) Sp. 1,68 4 

10) Sſp. I, 6 8 3. Das ältere deutfche Recht betrachtet die Schuld des Erblaflers als 
eine Verminderung der Erbſchaft; es läßt daraus nicht eine perfünliche Verpflichtung des Erben 
werden, fondern fteht darin eine auf dem Nachlaß rubende Laſt. Diefe konnte aber bei der 
Unveräußerlichleit des Erbguts nur die fahrende Habe (mit Ausnahme der Gerade, des Muf- 
theil8 und des Heergewettes) treffen. Andere mittelalterlicher Rechte (ſ. z. B. d. magdeb. ſyſtem. 
Scöffenr. IV, II, 49) erweitern die Haftungepflicht des Erben bis zu der Beſtimmung des 
KL. Kaiferr. II, 49, welche in das römische Recht übergeht. Vgl. Sydow ©. 330 fig. Siegel, 
Erbrecht S. 177 fig. Namentlich gefchah dies in den Städten. Goslar. Stat. (Oöſchen) ©. 6 
u. 7. Pauli a. a. DO. ©. 146 fig, Am längften Hat fi) der Sat, daß der Erbe nicht über 
den Betrag der Erbfchaft haftet, in Sachſen erhalten; Haubold, Sächſ. R. $ 348. — Stobbe 
(Jahrb. des gem. deutfchen Rechts, Bd. 5 ©. 812 fig.) will in obigem Sage nur eine Singu- 
larität des Sſp. erfennen und feinen (jchon von Richtſteig Landr. 10, 3) anerkannten Zuſammen⸗ 
bang mit dem Stammgutsprincip verneinen, weil nicht alle Rechte dieſe Confequenz gezogen 
hätten, und bei echter Noth die Veräußerung ber Immobilien auch ohne Erbenconfens zuläjfig 
gemweien jei. Echte Noth entfhuldigte zwar allerdings den Schuldner, wenn er ohne 
Zufimmung der Erben veränßerte, aber daraus folgt nicht nothiwendig, daß die Erben zur 
Preisgebung des Erbgnts genöthigt waren. (Lewis, Die Succeffion des Erben in die Obligat. 
des Erblaſſers 1864 S. 199 ift der Meinung, baß dem älteften Rechte die Univerfalfuccefjion 
und der allgemeine Schuldäübergang einen geweſen und erſt durch bie fpätere Entflehung des 
Beilprucherechts der Erben modificirt worden ſei. Bgl. dagegen Pernice in der Vierteljahrsſchr. 
9. Bd. 1867 ©, 82 flg.): 

11) Diefer Rechtsfat (im franzöfifchen Rechte lautet er charakteriftiih: ‚Le mort saisit le 
vif‘) geht zunächſt hervor aus Sip. III, 88 $ 1. So and Sip. I, 83, und Sächſ. Lehnr. 6 
(und das Bild dazu, auf dem der Sohn dem fterbenden Vater die Aehren ans der Hand zieht), 
j- ®erber in der Zeitichr. f. Eivilr. u. Proc, NR. F. Bd. 11 ©, 19. Phillips in der Zeitfchr. 
f. geſch. Rechtswiſſenſch. Bd. 7 Nr. 1. Reyhſcher, Zeitichr. für deutſches Recht, Bd. 5 S. 205 
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fie den Bluisfreunden durch feine einfeitige Verfügung des Erblaſſers auf den 
Todesfall entzogen werben, da es weber Teftamente noch Erbverträge gab, umd 
jeldft eine Dispofition, . welche noch anf dem Sicchbette vorgenommen wurde, 
zu Gunften der Familie ungültig war. Denn in der uriprünglichen Anfchauung 
bes beutfchen Volls war es nicht ber menfchliche Wille an fich, Die geiftige 
Potenz, welcher rechtliche Achtung und Anerlennung gebührte, jondern nur info- 
weit und folange er auf der Thatkraft eines phyſiſchen Trägers ruhte 72). Man 
Dachte fih, daß die Herrichaft über die Güter in demſelben Berbältniß den 
Erben zugeftrömt wäre, in welchem fie dem Exblaffer bei ſinkender Kraft ent. 
floh, bis der eintretende Tod die Strömung vollendete. 


g 297. 


Nachdem die Idee der Univerjalfucceifion des römifchen Nechts in Deutic- 
Iand eingedrungen war, verſchwand jene Unterfcheidung des Nachlafjes nach ber 
natürlichen Verſchiedenheit feiner Gegenſtände; es verlor ſich allmählich das 
befondere Recht auf Gerade, Heergeräthe und Mußtbeil, auf Liegenfchaften und 
fahrende Habe. Mit der Herrichaft des Gedankens, dag die Gefammtheit der 
von einem Berftorbenen binterlaffenen Güter juriftiih nur in ihrer Beziehung 
zur Perjönlichleit des Erblaſſers bervortrete, d. h. als Vermögen, mußte das 
alte Erbſyſtem in feinem innerften Kern durchbrochen werben; es konnte fortan 
nur in Einzelheiten erhalten bleiben. 

Nur in zwei Fällen kann dieſe Betrachtungsweiſe auch heute nicht voll, 
ftändig angewandt werben, wenn nämlich die Dinterlaffenichaft Jemandes Lehn- 
oder Samilienfiveicommißgüter enthält; dieſe ſondern ſich von ber eigentlichen 
Erbichaft und fallen den durch die successio ex pacto et providentia majorum 
Derufenen zu. Dies ift gar feine Succeſſion im Nachlaffe des Tetverftorbenen 
Inhabers, auch Feine Singularjucceffion; es ift ein Erbrecht gegenüber dem 
Stifter oder erjten Inhaber, deſſen Perjönlichkeit, foweit fie fich im biefem 
äußerlich beftinnmten Bermögenstbeile fubftantiirt bat, von allen berufenen Nad- 
folgern in der Urt aufgenommen wird, daß fie jedem neuen Berechtigten wieder 
in ihrer Urſprünglichkeit entgegentritt, weil fie fi) nach ihrer Beſtimmung nie 
mals in dem Rechtskreiſe des Inhabers auflöft, dem fie zeitweilig angehört, es 
ift ein ſucceſſives Erbrecht. 


(deffen grammatifche Erklärung aber unrichtig if). Renaud, Zeitfchr. für Rechtswiſſenſch. und 
Gefetsgeb. 19 S. 99, 279, 375. — Der Sat bedeutet zugleich, daß die Bewere des Erblaſſers 
auf den Erben von Rechtöwegen übergeht, f. oben ©. 125. 

12) S. Anm. 1. Uber fchon das Kl. Kaiſerrecht U, 36 denkt anders: „Die gift mag er 
auch wol tun, — er si gesund oder sich, wan der sin gut gibet, der gibt das 
mit dem mut und,nit mit dem libe.“ 
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Erftes Capitel. 
Yas allgemeine Erbrecht. 


I. Geſetzliche Erbfolge. 
1. Exbfolgerenht. 
g 298. 


* Erbberechtigt find die Blutsverwandten und ver Ehegatte). Uneheliche 
Kinder gelten nach altdeutſchem Nechte nicht als erbfähig?); dagegen Kat ihnen 
und ihren Nachkommen das heutige Hecht die Erbfähigleit gegenüber ber 
Mutter?) und den mütterlichen Berwandten *) fat allgemein zugefprochen und 
damit zugleich ein Erbrecht der Mutter und der mütterlichen Verwandten gegen- 
über den unehelichen Kindern und ihren Nachlommen anerkannt; manche Geſetze 
haben auch ein Erbrecht der unebelichen Kinder gegenüber dem Vater einge- 
führt 5), das Reichsgeſetzbuch hat aber dies letztere Erbrecht wieder abgeſchafft. 

Das Erforderniß der Ebenbürtigleit *) ift ebenjo als das der Lörperlichen 
Gefundheit und Wohlgeftalt”) aus dem heutigen Rechte verjchwunden. Da⸗ 


1) Außerdem kommt (vom Fiscus, Armenanftalten u. dgl. abgefehen) ein Erbrecht ber 
Adoptivverwandten in Betracht: nach ben meiften Gefegen und dem RGB. 1689, 1644 fig., beerben 
nämlich Adoptivfinder und ihre Nachlommien die Adoptiveltern gleich leiblichen Kindern, während 
ein Erbrecht der Aboptiveltern gegenüber den Wboptivfindern oder ein Erbrecht der Adoptiv- 
finder gegenüber den Berwandten ber Adoptiveltern nicht anerkannt ift (f. aber für das gemeine 
Recht Neichögericht 31 S. 187); das Erbrecht zwifchen den Adoptivlindern und ihren Bluts- 
verwandten wird durch die Adoption nicht verändert. 

2) Unebeliche Kinder entbehrten der Yamilienverbindung, Sippfchaft, welche die Boraus- 
fetuug des Erbrechts war. Sſp. I, 51 $ 1 (dazu bie Gloſſe). Schwſp. (Laßberg) #1. Verm. 
Sp. (Ortloff) 1, 5. 6 umd 16, 1. 2. Sydow, Erbr. S. 46 fig. Paulia a. O. ©. 11 fig. 
(Saubold, Sächſ. R. 8 808). Legitimation kennt der Sſp. nicht (ſ. die Bloffe zum Sſp. I, 44 
in der Zeitfchr. f. deutih. R. Bd. 4 S. 207 Anm. 1), wohl aber der Schrofp. (Laßb.) 47 und 
377, der ihre Wirkung in ber letzten Stelle wenigftens nach geiftlicdem Rechte anertennt. Erſt 
im Laufe des 15. und 16. Jahrhunderts ift die vom römifchen Rechte den Legitimirten gewährte 
Suceeffionsfähigleit im gemeinen Landrechte entichieden anerlannt worden. So 3.8. Wilda 
in der Zeitfchr. f. d. R. Bd. 4 ©. 287 fin. Rive, Zeitfchr. f. Rechtsgeſch. 3 S. 210 fig. 

8) Eine Ausnahme machen wur Roflod, Lüneburg und einige Städte Lübifchen Rechts, 
Roth II S. 378%, Doc ift nach manchen Gejegen das Erbrecht der unehelichen Kinder ac) 
der Mutter ein fchlechteres wie das der ehelichen Kinder: fo erben fie in Altbayeru und Lübed 
erſt, wenn keine ehelichen Kinder vorhanden find; nad pr. ER. II, 2 8 657 befommen bie ehe⸗ 
lichen Kinder als geſetzliches Voraus alles, was ihr Bater der Mutter durch Schenkung ober 
Erbſchaft zugewendet hat. Sächſ. GB. 2019 und das RGB. ftellt fie dagegen ben ehelichen 
Kindern völlig gleid. Roth II ©. 377. 

4) Das Erbrecht gegenüber ben mütterlichen Verwandten wird noch vom pr. ER. II, 2 
8 661 abgelehnt, dagegen vom ſächſ. GB. und RGB. bewilligt. 

5) So erben fie 3. B. nah pr. LR. II, 2 8 6523, wenn fie vom Bater anerfannt find 
und eheliche Nachlommen fehlen, */, des väterlichen Nachlaſſes. 

6) Sfp. I, 17 8 1: „Swer so deme anderen evenbordich nicht is, de ne mach sin erve 
nieht nemen.“ Göhrum, Die Lehre von der Ebenbürtigfeit I &. 848 fig. 

7) Sip. I, 4. 
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gegen wird die Erbfähigfeit particularrechtlich auf gewiffe Grabe der Berwanbt- 
ſchaft beſchränkt 8), "auch pas Reichsgeſetzbuch läßt als geſetzliche Erben nur die 
Angehörigen der erjten vier Linien zu, jchließt aljo Perfonen, die erft durch die 
Urgroßeltern des Erblaſſers mit diefem verwandt find, von der gefeglichen Erb- 
folge aus, 

Nur von der Erbfolge in ein Vermögen, welched den Charakter des abe- 
ligen Stammguts bat, werden nach der auf dem alten deutſchen echte br. 
barrenden f. g. Autonomie des hohen Adels, und nad provinzialen Gewohn⸗ 
beitsrechten bie und da auch beim niederen Adel, abgefehen von den Aboptirten 
die Legitimirten, die in einer Mißheiratb Erzeugten wenigftens beim hohen 
Adel, ausgejchloffen. 


2. Erbfolgeorännung. 
8 299, 


Die Reihenfolge der fucceffionsberechtigten Verwandten wirb in ben beut- 
ſchen Rechtsquellen Teineswegs gleichmäßig beſtimmt1). Nach dem Sächfijchen 
Zandrechte 2) werben zumächft die Defcenbenten (ver Bujen 3), dann die Afcen- 


8 Nach) dem Sſp. I, 8 8 3 endet die Sippe in der fiebenten Generation jeder der fieben 
erftien PBarentelen; in manchen germanifchen Bollsrechten (L. Ripuar. 56, 3. L. Sal. 46 (47) 
$ 10, 11) fchon in der fünften und fechften, in anderen ebenfalls in der fiebenter Generation. 
Ueber die Berbindung diefer Beſchränkungen mit den canonifchen Eheverboten f. Laspeyres, Diss. 
canon. computationis et nuptiarum propter sanguinis proping. ab eccles, christ. prohibitar. 
sistens histor. (1824), Sydow ©, 129 fig. Neuere Particularrechte: Reyſcher, Württemb. R. 
5 640. Sachſe, Sächſ. R. 5 445. — Ueber die geringen Spuren eines Vorzugs des Erit- 
geborenen im deutſchen Mittelalter |. Schulze, Das Hecht der Erfigeburt (1851) ©. 199 fig. 
Die franzöfifchen coutumes dagegen kennen Primogenitur und Majorat von Alters her (Wafler- 
ſchleben, Pr. d. Erbenf. ©, 168). 

1) Wafferfchleben, Das Prineip der Succeffionsordnung nad) deutſchem, insbeſondere füh- 

fifchen Rechte (1860); berf., „Die germanifche Verrvandtfchaftsberechnung und das Princip der 
Erxbenfolge. Eine Replik“ (1864); derſ., Das Princip der Erbenfolge nach den älteren deutſchen 
und verwandten Rechten (1870). v. Amira, Erbenfolge und Verwandtſchaftsberechnung nad 
den altniederdeutichen Rechten (1874), Schanz, Das Erbfolgeprincip des Sp. und bes Magde⸗ 
burgiſchen Rechts (1883). 

2) Sſp. I, 17 $ 1: „Stirbt der man ane kint, sin vater nimt sin erbe; en hat er des 
vater nich, ez nimt die muter mit mereme rechte den sin bruder.“ (linter „Water“ und 
„Mutter find bier alle Afcendenten gemeint). Vater und zmuter, swester und bruder erbe 
nimt der son, und nicht die tochter, ez en si, das da chein son sie, so nimt iz di tochter. 
Swenne aber ein erbe sich verschwestert oder verbrudert, alle die sich gliche nah zu der 
sibbe gestosen mungen, die nemen gliche teil dar an, ea si man oder wib; disse heissen die 
sachsen ganerben. Doch nimmt sones und tochter kint erbe vor den vater und muter und 
vor bruder und swester, durch daz ez get nicht us den busem, diwile die ebenbürtige buseme 
dar ist. Swer so deme andern ebenburtig nicht en ist, der en mag sin erbe nicht genemen.“ 
I, 8 8 8 am Ende: „Die zwischen dem nagele und dem houbete sich zu der sibbe gestozen 
mugen an glicher stat, die nehmen daz erbe gliche; der sich naher zu der sibbe stosen was, 
der nymt daz erbe zu voren.“ Sydow S. 87 fig. Pauli, Abb. aus dem Kübifchen Rechte, 
Bd. 3 ©. 90 fig. 

8) Und zwar mit dem Repräfentationsrechte der Entel, Sip. I, 5 $ 1. Dies Repräfen- 
tationsrecht wurbe fpäter vielfach bezweijelt, bie wiederholte Reichsgeſetze dem Schwanlen ein 
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benten, dann die Geſchwiſter und endlich die übrigen Seitenverwandten (Gan- 
erben, Magen) gerufen. Unter den letteren enticheivet die Gradesnähe, und 
zwar, wie es fcheint, zu ihrem mit dem Erblaffer gemeinfchaftlichen Stamm- 
vater (Nähe der Sippe) *); gleich Nahe erben zu gleichen Theilen®). Halb- 
bürtige Gejchwifter und Seitenverwanbte treten um einen Grad Hinter bie 
vollbürtigen zurüd®), und in der Claſſe der Defcendenten giebt das männliche 
Geſchlecht einen Vorzug vor dem weiblichen 7). 

So mancherlei Modificationen nım auch die Übrigen deutſchen Rechte gegen- 
über diefen Grundfägen bes ſächſiſchen Rechts enthalten, fo läßt fich Doch 
feineswegs aus ihnen al® allgemeines Princip des beutichen Landrechts das 
ſ. 9. Parentelenſyſtem ober die Lineal-Gradualorpnung nad- 
weifen, wonach immer zumächit die Nähe der Parentel (Linie), d. h. der durch 
den nächſten gemeinſchaftlichen Stammpater Verbundenen, in jeder Parentel 
aber die Nähe des Grades entjcheide®). Erſt in diefem Jahrhundert entftand 


Ende madten. S. Reichsabjchied von 1498 $ 37, und von 1521 $ 19. Sydow ©. 79 fig. 
Siegel, Erbrecht S. 42. 

4) Wafferjchleben S. 14 fig. Replit ©. 11 fig. (Über Sfp. I, 3 5 3). Es wurde, wie 
es ſcheint, im Rechte des Sp. nod) die germaniiche Bermandtichaftgcomputation angewandt, nad 
welder nur bie Grade zioifchen dem Erben und dem gemeinfcaftlihen Stammvater gezählt 
werden. Die Seitenverwandten werben übrigens im Sfp. erft von den Geſchwiſterkindern an 
gerechnet, die Gejchwifter aber noch zum Stamme gezählt, — eine Berechnungsart, welche im 
Schwſp. c. 3 und in ben fpäteren deutichen Rechtsquellen verlaffen wird. — Die germanifche 
Eomputation der Seitenverwandten wurde jedenfalls fehr bald durch die römiſche verdrängt. 
Waſſerſchleben S. 25 fig. 

5) Dies Princip ift in Betreff der Erbfolge der Geſchwiſterlinder durch den Reichsabſchied 
bon 1529 Tit. 31 aud für das heutige Recht erhalten worden. 

6) Sſp. I, 8 5 3: „In des halses lide die kindere, die ane zweiunge von vater und 
muter geboren sin; ist da zweiunge an, di en mugen an eime lide nicht besten und schricken 
an sin ander lid.“ Dies Prineip dehnte bie fpätere ſächſiſche Praxis auf alle Seitenver- 
wandte auß. J 

7) Vielfache Zeugniſſe beweiſen, daß im germaniſchen Rechte ein Vorzug des Manns⸗ 
ſtamms vor den Frauen und Cognaten wenigſtens in Bezug auf das Grundeigenthum bei der 
Erbfolge gegolten habe; freilich herrſchte ſchon damals keine Uebereinſtimmung über die Grenze 
dieſes Vorzugs, indem bie Lex Salica emend. 92, 2, die L. Ripuar. 54, 4, und die L. Anglior. 
et Werin. Tit. 6 die Frauen wenigftend in Bezug auf die terra salica oder avistica gänzlich 
ausjchließen, die Lex Saxonum 7, 1, 5, L. Burgund. 14, 1, L. Alam. 57 umd Leg. Longob. 
Liutpr. 1, 1 nur den Vorzug ber Söhne, nicht des gamen Mannsſtamms, vor den Töchtern 
ausſprechen. Eichhorn, Rechtsgeſch. $ 65. Reyſcher, Zeitfchr. f. deutfches R. Bd. 6 ©. 266 fig. 
Im Sfp. I, 17 ift der Vorzug des Mannsſtamms in dem erften beiden Parentelen anerkannt; 
im Schwſp. 128 ift nur im Betreff des „ansedel da er (der Bater) ufe saz' ein Borzug des 
Sohnes vor der Tochter ansgefprochen; in den fpäteren Quellen (Glofie zum Sp. I, 17, 
Goslar. Stat. S. 2 3. 8, Berm. Sfp. I, 6, 1, A. Kaiferr. II, 70) werben bie Söhne den 
Töchtern fogar gleichgeftellt, was fomit unftreitig ſchon vor Neception des römiſchen Rechts 
gemeines Landrecht wurde. Eichhorn, Rechtsgeſch. 5 375 Anm. Befeler, Erbvertr. III ©. 267 fig. 
Reyſcher a. a. O. ©. 277. Ueber die Erhaltung des Vorzugs des Mannsftamms im Adels⸗ 
rechte f. unten in ber Anm. 18, 

8) Das Parentelenfyftem hat ſich in der neueren germaniftifchen Literatur nach längerem 
Schwanten ber Anſichten eine ziemlich allgemeine Anerkennung erworben. Majer, Germanieus 
Urverfaflung (1795) ©. 128 flg. Eichhorn, Rechtsgeſchichte 8 65, 378. Sydow ©. 116 fig. 
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die allgemeine wiſſenſchaftliche Vorftellung, daß dieſes Syſtem das eigenthün- 
liche Princip der deutichen Erbfolgeordnung barjtelie, und wohl erft durch biefe 
Anficht und mancherlei Zweckmäßigkeitsgründe find einzelne Gefeßgebungen in 
neuerer Zeit zu feiner theilmeifen Einführung (für die entfernteren Claſſen ver 
Seitenverwandten) beftimmt worden ?), Nur in Familien bes grundbeſttzenden 


und ans der jüngften Zeit Bluntihli in ber Münchener Tritifchen Ueberſchan I &. 887 fig. 
Man freute fi, im germaniichen Rechte ein felbfländiges und mit den allgemeinen Ideen be 
ſelben leicht in Verbindung zu bringendes Syſtem gewonnen zu haben, das die Bertvanbtidaft- 
verhältniffe, im Gegenſatze bes atomiftifchen römifchen Gradnalſyſtems, plaſtiſch zu geftalt- 
vollen Gruppen zufammenfaßte Neuerdings ift nun die Eriftenz dieſes Syftem® befttitten 
worden von Siegel in feinem Erbrechte S. 21 u. 44 fig., fowie in feiner Differtation fiber bie 
germanifche Verwandtſchaftsberechnung u. f. iv. (1853), bis Waflerichleben in feiner oben an- 
geführten Schrift die Unerweislichleit eine® allgemeiner deutfchen Rechts der Parentelenordnung 
und das vermuthliche Princip des dentſchen Rechts ausgeführt hat. Insbeſondere hat er in 
feiner neueſten Schrift (Das Brineip der Exrbenfolge, 1870) den Nachweis geliefert, daß zuder- 
läffige Spuren des Parentelenfyftens nur ganz vereinzelt, nämlich) in eimigen ſchweizeriſchen, 
bolländifhen und normanniſchen echten vorlommen, tnogegen die Mehrzahl der deutſchen 
Statuten, wo fie überhaupt noch felbftändig und nicht römifch find, ſich dem Princip der Ab- 
theilungen des Sſp.'s annähern. — Hiergegen hat ſich Homeyer (Die Stellung des Sſp.'s zur 
Parentelenordnung, Berlin 1860) von Neuem bes Parentelenjyftems mit Wärme angenommen. 
Einen wirklichen Beweis für das letztere hat er freilich nicht erbracht; denn die vielleicht einzu- 
räumende Bemerkung, daß die oben erwähnte Berufungsorbnung ber Seitenverwandten wenig 
rationell iſt, kann als folcher wohl nicht gelten. Wenn er fid) aber auf die Vollsanficht beruft, 
welche die Gefchlechtelinien als felbftändige Gemeinfchaften anfehe, fo find feine ammuthigen 
Betrachtungen doch zu unbeflimmt, um als pofttive Unterlage eines beftimmten Rechts zu gelten. 
Jedenfalls drängt fih ihnen gegenüber die Krage auf, wie es fomme, daß eine fo tief gehende 
Bollsanficht nicht wenigſtens einmal einen wirklich Maren Ausdrud gefunden hat, was man doch 
bei einem fo einfachen und charakterbollen Syſtem, da8 nicht eriftiren kounte, ohne daß man fid 
feine® Weſens bewußt war, ſicher erwarten müßte. Nach meiner Ueberzeugung ift aber auf 
die Borftellung der felbfländigen Gruppirung der Seitenverwandten nad Linien überhanpt nur 
in der Sphäre bes hohen und übrigen Grundadels zur rechtlichen That getvorden; es mag aber 
zur Verallgemeinerung der Vorftellungen über die Bedeutung des Parentelenfgftems beigetragen 
haben, daß man, namentlid) im vorigen Jahrhundert, daS Recht des deutfcheu Adels fehr häufig 
gern mit deutſchem Rechte für ibentifch hielt. — Spätere Schriften find von Rive (Bell. u 
Muth. Jahrb. 6 S. 197), Stobbe, Beitr. 3. Geſch. d. deutfchen Rechte (1865) &. 39 flg. und 
die oben in Anm. 1 citirten Schriften von Amira und Schanz. S. jest auch Stobbe, Handb. 
Bd. 5 ©. 84 fig. Hensler, Inftit. des D. Pr.-R. II S. 587 fig. beruhigt fi, indem er 
©. 60% fagt: „So wenig als das Princip ler Verwandtſchaftsberechnung ift das der Erbiolge- 
ordnung in den Quellen des Mittelalters beftimmt formulirt. Beide gelten als die bekannten 
Boransfegungen, von denen man nicht zu fprechen braucht.” — * Neuerdings treten für bie 
Parentelenordnung ein Brummer in verſchiedenen Schriften, z. B. Rechtsgeſch. IS. 83, Schröder, 
Rechtsgeſchichte S 321 fig., dagegen Fider, Unterfuchungen zur Erbenfolge der oflgermanifcen 
Rechte (1891). 

9) So das K. Sächſ. Mandat dv. 31. Januar 1829 und dad Sächſ. Eivilgefetb. 8 2043 
(während das Hecht der Eonftitutionen von 1572 das PBarentelenfyftem entfchieden nicht hat), 
das weimar. Geſ. v. 6. April 1833, das Altenburger v. 6. April 1841, das gothaiſche v. 
2. Jan. 1844, das Reuß⸗Greizer v. 22. San. 1841 und das Reuf-Schleizer v. 10. Dez. 1853. 
Wafferfchleben S. 117. Das öfter. Geſetzb. $ 730 fig. bat (nach den Patente von 1786) ein 
eigenthümliches Linealfyftem, mit Befchränkung der Sureeffionsfähigfeit auf die erften ſechs Linien, 
und dem Brineip der Theilung nad) Vater⸗ und Dutterflännnen (f. darüber Unger, Siem 
bes öjterr. Privatr. 6 S. 135). 
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Adels, bei denen fich abgezweigte Linien mit eigenem Stammgutsbefik als 
ſelbſtändige Häuſer“ confolidiren und mit ben anderen Linien durch Erbver⸗ 
brüderungen, flveicommiffarifche und lehnrechtliche Eventualrechte verbinden, 
erſcheint eine ſolche Orbnung als die natürliche Folge der rechtlichen Familien⸗ 
geftaltung. 

Gemeinrechtlich gilt heutzutage die Succejfionsorbnung bes neueften römi⸗ 
(hen Inteſtaterbrechts. Nur ift diefe durch ftatutariihe Beftimmungen und 
Gewohnheitsrecht im Einzelnen nach ben Principien des deutſchen Rechts bis- 
weilen modifichrt worden. Dahin gehört 1) die Beftimmung, daß die Eltern, 
oft auch die weiteren Afcenventen, die Geſchwiſter ausfchließen (Schoßfall) 1°), 
2) daß das ſ. g. Repräſentationsrecht gar nicht ober doch beſchränkter als im 
römifchen Rechte ftattfindet 11), 3) daß die Halbbürtigen um einen Grab den 
Bollbürtigen nachftehen, ober wenigftens Kleinere Theile als die Letzteren er- 
halten follen ı?). 4) Während der Borzug des Mannesftamme felbft in 
dem bejchränften Umfange, in weldem ihn bie Rechtsbücher des Mittelalters 
anerlennen, ſchon vor dem Eindringen des römiſchen Rechts als Regel ver- 
ſchwunden war, bat er ſich in Bezug auf die Stammgüter des Adels nicht 
nur erhalten, fondern fogar an Stärke gewonnen!®). Ebenſo befteht hierbei 
kraft obfervanzmäßigen oder durch beiondere Dispofitionen (in Theilungsver- 
trägen, Tipeicommißftiftungen, Erbverbrüderungen) vermittelten Rechts Häufig 
eine Succeffionsordnung nach Linien balb mit, bald ohne Borzug der Grabes- 
nähe in ben einzelnen Linien, beim hoben Abel aber meiftens mit Vorzug der 
Erftgeburt. 

* Das Reichsgeſetzbuch hat mit der römifchen Gradualordnung gebrochen und 
fih der Parentelenorbnung angefchloffen. Demnach erben zunäcft als erfte 
Linie die eigenen Nachkommen des Erblaffers, demnächſt als zweite Linie feine 
Eltern und deren Nachkommen, als dritte Linie die Großeltern und deren 
Nachkommen, als vierte Linie Die Urgroßeltern und deren Nachlommen. In 
ben drei erften Linien giebt die Gradesnähe Teinen Vorzug; e8 treten vielmehr 
nah dem Repräfentationsgrundfat an Stelle jedes der gleichen Linie ange- 


10) Samb. Stadtr. III, 3, 12 (das üb. R. II, 2, 13 zieht die Eltern wenigſtens den 
Halbbrüdern vor), Churfächl. Eonftit. v. 1572 III, 17, Pr. ER. II, 2 8 489, Sächf. Tivilgefetsb. 
5 2086 fig. Schwarzburg⸗Sondersh. Suceeffionsorbn. v. 1829 II, 2. 

11) Die Nachweife bei Ortloff, Grundzüge d. D. Pr.-R. ©. 567 fig. Haubold, Sädf.'R. 
8 809. Dagegen aber jet das Sächſ. Civilgeſetzb. $ 2041. 

12) Pufendorf, Observ. jur. univ. II, 19835 "III, 201. Haubolb, Sächſ. R. $ 310, 311. 

Könige. Sächſ. Mandat v. 31. Januar 1829 8 41. Jetzt ſächſ. Eivifgefekb. 8 2081. - 
FR 18). 8 704 Bol: dazu auch. die’ Abhandlung: Fragment über das ſaliſche und ripua⸗ 
riſche Sueceffionsfyflen im Ritterfiande, befonder am Nieberrhein in Kamp’ Jahrbüchern, 
Heft 92 8 9 fig. — Der Borzug des Mannsftaınms bezieht fich jedoch bisweilen nicht bloß auf 
d08 Stammgut, fondern nad befonderem Familienherkommen auch auf das übrige Vermögen, 
und die" Töchter” haben gegen ben Erben nur das Recht auf ftandesmäßigen Unterhalt bis zur 
Verheirathung unb auf Ausſtener, welche zugleich ale Abfindung gilt. 
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börigen, aber durch Tod, Verzicht u. dal. bei der Erbfolge ausfcheidenden Ber- 
wandten deſſen Nachkommen; dagegen entjcheidet innerhalb der vierten Linie 
Ichlechterdings die Gradesnähe ohne Nepräfentation. Demgemäß wird denn 
auch unter mehreren Erben ber erften drei Linien nah Stämmen, unter 
mehreren Erben ber vierten Linie dagegen nach Köpfen getheilt. 

Ueber das gejegliche Erbrecht des Ehegatten ift bereits im ehelichen Güter⸗ 
recht geiprochen. 

*Anmerltung. Zur Erläuterung der Parentelenordnung nad; den Regeln des RSB.'s 
dienen folgende Beifpiele: 






AN 


en 
BEINE JK|€ 
Ser 9 


Im Beilpiel I erbt, da die 1. Linie (Nachlommen des Erblaſſers) fehlt, die 2. Linie (Eltern deb 
Erblaffers und deren Nachlommen), und zwar gehen die Eltern den Gefchwiftern vor; es gilt 
alfo der Schoßfall. Im Beifpiel IL ift die Sachlage die gleiche, nur daß ber Vater bereits 
verftorben iſt; Gefeke, die den Schoßfall in voller Strenge durchführen (3. 8. Pr. ER. I, ? 
5 489) lafſen bier die Mutter allein erben; nad dem RGB. tritt dagegen kraft Mepräfentation 
an Stelle des verftorbenen Vaters defien Sohn und der Sohn eines vorverſtorbenen Sohnes; 
es erbt aljo A. */,, B C. je ?/,. Im Veifpiele III erbt, da die 1. und 2. Linie fehlt, allein 
die 3. Linie (Nachlonnnen der Großeltern), und zwar A. B. C. je zu . D. zu '/,, obſchon 
A. B. C. einen Grab hinter D. zurüdtreten; denn fraft NRepräfentation treten A. B. C. au 
Stelle ihres verftorbenen Vaters, der gleichen Grades ift wie D.; bagegen erbt E. nicht, da er 
erſt der 4. Linie (Nachlommen der Urgroßeltern) angehört; nach der römifdhen. auch in Preußen 
anerlannten Gradualordnung würde dagegen umgelehrt E. allein erben, da er, obſchon ber ferneren 
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Linie angehörig, doch dem Grade nad dem Exblafier näher fieht, wie bie übrigen Verwandten. 
Im Beifpiel IV fehlen die drei erften Linien, e8 erbt alfo die 4. Linie (Nachlommen der Urgroß- 
eltern), d. 5. B. Wäre in dem Beifpiel IV die 4. Linie (B.) nicht vorhanden, fo würde A., 
obfhon er dem Grabe nad dem Erblafier näher fieht wie B., doch nicht erben, da er ber 
5. Linie angehört, und diefe überhanpt kein gefetliches Erbrecht hat. — Beifpiel V zeigt, wie 
die Zulaffung der Repräfentation in ber 4. Linie, falls man fte befchloffen haben würde, zur 
Zerfplitterung des Nachlaſſes geführt haben würde: denn es hätten, unter Berüdfichtigung 
der Theilung nad) Stämmen und ber ferneren Regel, daß Doppeivermandte nad) dem Re- 
präjentationsprineip mehrfache Erbtheile empfangen, geerbt: X. !/., 8. 1, +'!/ıy, P- !hıv 
H. Yet!las A. 0. er T. Ysıt!/se U. ae Q. R. 1/0 V. W. rer L. M. N, ee 
B.C.G.J.K. D. E. F. 1,2445 in Wahrheit erben nun aber nad dem NOB,, 
welches bie Repräfentation in ber 4. Linie verwirft, nur O. P. @. R. 8. U., und zivar, ba mit 
der Verwerfung der Repräfentation auch die Theilung nad Stämmen und die Berlidfichtigung 
der Doppelverwandtfchaft fortfällt, jeder 7/,; X., der bei der Repräfentation am meiften be- 
fommt, enthält ohne Repräfentation gar nichts. 


3. Ermerb der Erbſchaft. 


a) Aeberhaupt. 
8 300. 


Particularrechtlich gilt noch Heutzutage der Grundſatz: „der Todte erbt 
den Lebendigen“, jo daß alfo die Erbichaftsdelation und Acquifition zuſammen⸗ 
fällt). Im einzelnen Ländern des fächfiichen Rechts hat fich die Beitimmung 
des älteren beutichen Rechts erhalten, daß der Erbe fich bis zum Ablauf des 
breißigiten Tages nach dem Tode des Erblaſſers aller thatſächlichen Ein- 
milhungen in die Erbichaft enthalten muß, dagegen auch bis dahin gegen alle 
Klagen der Erbichaftsgläubiger gefichert ift ?). Ebenſo auch der Nechtsjat, daß 
von mehreren Miterben der Altefte zu tbeilen, der jüngite zu wählen hat ?), 
+ Das Reichsgeſetzbuch nimmt non den drei Regeln nur die erfte an +). 

+ Das Eigentbum an den Nachlaßgrundſtücken gebt von Rechts wegen auf 
den Erben über, ohne daß es der Umifchreibung der. Grundftüde im Grund⸗ 
buche auf feinen Namen bebarfd). So nach dem Neichsgefeßbuch felbit dann, 
wenn das Grundſtück einem Vermächtnißnehmer vermacht iſt: denn dieſer 
erwirbt nur ein Forderungsrecht auf das Grundſtück; das Eigenthum des ver- 
machten Grundſtücks gebt alfo zunächft auf den Erben über, und es bebarf der 


1) Ueber Hamburg und Lübed |. Pauli, Abhandlung III ©. 131. Kurlöin. Rechtsordn. 
v. 1668 Tit. 9 8 1. Pr. ER, I, 9 8 367. Oeſterr. GB. Art. 587. 

2) Sip. I, 22 8 1. Sydow, Erbr. 8 816. Haubold, Sächſ. R. $ 346. Heimbach, 
Sächſ. R. $ 802. Die ſächſiſchen Juriften feit dem 16. Jahrh. faßten die als ftille häusliche 
Zrauerfrift gemeinte Einrichtung fo auf, daß bie hereditas bis zum Dreißigften als jacens und 
den Verftorbenen vepräfentivenb zu denken fei. Die vollftändigfte Darftelluug giebt Homeyer, 
Der Dreißigfte (Abdr. aus ben Verh. ber Berl. Alad.), 1864. Ueber die Spuren im heut. 
ſächſ. R. ſ. Schmidt, Borleiungen über S. R. Bd. 2 ©. 209, 

8) Sſp. III, 29 $ 2. Sydow ©. 319 fig. Haubold a. a. D. $ 355. 

4) Entw. 2025. 

5) Entw. 2051. Cbenfo die meiften jetigen Geſetze; abw. ſächſ. GB. 276, 2286; f. oben 
©. 154, 
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Auflafjung des Erben an den Bermächtnißnehmer und der Eintragung bes 
legteren im Grundbuche, um ihn zum Eigenthümer zu machen ®). 


b) Insbeſondere bei baͤnerlichen Ontsverhältuiffen?). 
& 301. 


Die Untheilbarleit der Bauergüter, welche nicht bloß für die nach Colonat⸗ 
recht, ſondern häufig auch für die nach freiem Eigenthum befeffenen bejtebt **), 
fordert die Uebertragung derſelben nebft ihrem untrennbaren |. g. Allodialver- 
mögen auf einen einzigen Erben. Während biefer bei freien Bauergütern 
regelmäßig durch die Uebereinkunft ber Erben bei der Exrbfchaftstheilung beftimmt 
wird, ſofern dieſe feine Eiviltheilung mittelft Verlaufs der Hofftätte vorziehen ?), 
ift er bei Colonaten jchon durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht als ſ. g. Anerbe 
berufen, und zwar entweder jo, daß dies Anerbenrecht gejeglich feſtgeſtellt und 
gegen jeve legtwillige Dispofition des Befikerd und jede Verfügung des Guts—⸗ 
beren, die Fähigkeit des Anerben zur Wirthichaftsführung vorausgefekt, geſchützt 
ift?), over fo, daß es zumächft dem Vater ober dem Gutsherrn oder beiben 
gemeinfchaftlich frei ſteht, fih unter den Succeffionsberechtigten den Anerben 
zu wählen, und jene gejeglicye Ordnung erft Dann eintritt, wenn fie dies unter⸗ 
ließen *). Unter den nach gemeiner Eivilerbfolge berufenen Erben (von benen 
freilich nach vielen Gejegen nur die Defcendenten des Eolonen oder in Er⸗ 
mangelung folder nur die von der Hofftätte ftammenden Seitenverwanbten als 
fuccefjionsberechtigt anerkannt werben), wirb der Unerbe entweder nach bem 


6) Entw. 1865, der Grund ift aljo, daß da8 ROB. ein „Bindicationslegat”, welches 
dem Bermächtuißnehmer fofort Eigenthum giebt, überhaupt nicht anerfeunt. Da abweichend 
hiervon die meiften heutigen Geſetze das Bindicationslegat beibehalten haben, 3. B. Pr. ER. I, 
12 $ 288, fommen fie natürlich zu dem entgegengefetten Ergebniß wie das REB., d. b. fie 
fprecden dem Bermächtnißnehmer and bei Grundſtücken jofort, ohne daß feine Eintragung im 
Grundbuche nöthig wäre, das Eigenthum zu; allerdings wird ber Vermächtnißnehmer meiftens 
nachträglich das Grundſtück im Grundbuch auf feinen Namen umfchreiben lafien, und er muß 
alddann die Zuftimmung der Erben beibringen: aber dieſe imfchreibung bekundet nur, daß bag 
Eigenthum bereit8 auf ihm übergegangen if, und die Zuflimmung der Erben hat aljo keines⸗ 
wegs die Bedeutung, daß fie nunmehr erſt das Grundftüd dem Vermächtnißnehmer übereiguen, 
bedarf deshalb auch der Form der Auflafinng nit (pr. GrO. 58), — Anders auch im biefer 
Frage fühl. SB. 2451: e8 erfennt das Bindicationslegat im Allgemeinen au, macht aber gerade 
ir Grundſtücke eine Ausnahme. 

1) Wigand, Provinzialcecht der Fürftenth. Paderborn u. Corvey, Bd. 1 S. 104 fig., bes 
zürftenth. Münden u. |. w. Bd. 1 ©. 198 fig. Pfeiffer, Das Meierrecht (1848) S. 206332. 

1a) S. oben ©. 144, 

2) Codex Maximil. Bavar. IV, 7 8 14. 

8) Wigand, Paderb. IS. 115. S. befonder® bie vielen Belege bei Pfeiffer a. a. D. 
©. 237 flg. Die früher Häufig behauptete und bisweilen unter dem Einflufie des Lehnrechts 
ſelbſt praktiſch gewordene Anficht, der Anerbe fei durch eine successio ax pacto et. prov. major. 
berufen, ift freilich unrichtig. Beim Adel bient ba8 Gut dem Interefje des Geſchlechts, bei 
Bauern das Geichlecht dem Interefje des Gute, 

4) So in Münfter, Paderborn und Calenberg. Calenberger Dleierordmung V $ 3, 4. 

5) Das Ältere Meierrecht beichräntte die Exbfähigteit auf die Defcendenz; allein im Laufe 
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Minorate ober nach dem Majorate beſtimmt); dabei haben bie Kinder der 
erſten Ehe einen Vorzug vor den Kindern der zweiten, die Söhne vor den 
Töchtern?) und dieſe vor den männlichen Seitenverwandten oft nur, dann, 
wenn fie das Gut einem zur Bewirthſchaftung fähigen Ehemanne als Colonen 
übergeben können ®). In Bezug auf die rechtliche Beurtheilung der Stellung 
bes Anerben find aber verichiedene Syfteme zu unterjcheiden ?). Nach einem 
Spiteme erhält der Anerbe das ganze Vermögen bes verjtorbenen ober ab- 
tretenden Colonen als Wlleinerbe und bat nur die Berpflichtung, feinen 
Geſchwiſtern aus dem Allove eine Abfindung Herauszugeben. Nach einem 
anderen Syſteme erbt er nur das Colonat nebft dem allodium cum villa 
conjunctum, während für das übrige Vermögen eine Specialjucceifion nach 
ben Grundfäßen des gemeinen Eivilvechts eröffnet wird. Endlich ift auch vie 
Auffafjung möglich, bei welcher das Recht des Anerben auf das Eolonat gar 
nicht als ein ausichliegliches Erbrecht 19), fonbern nur als ein Vorzug bei ber 
ſchon gefeglich bejtimmten Bertbetlungsart eines unzertrennlichen Theile 
ber Erbichaft betrachtet wird; die Antheile der übrigen Erben liegen hierbei in 
ihrer vom Anerben zu leiftenden Abfindung 1); in Bezug auf das fonftige 
Vermögen des Gutsinhabers außer dem Colonate und feinem untrennbaren 


ber Zeit wurbe fie immer weiter außgebehnt. S. eine Zufammenftellung der Barticularrechte 
bei Pfeiffer ©. 205 fig. 

6) Pfeiffer S. 226 flg. Wigand, Paberb. 1 S. 106 fig. Wedekind, Reform bed Meier- 
rechts 1. Heft (1861), gebt wohl zu weit, wenn er das Winorat nur ein „Paroli des Guts⸗ 
herrn gegen die Altentheilswünfche des Meiers“ nennt; gewiß bat es bei Bauern doc auch 
feinen guten, in den bäuerlichen Lebensverhältnifien Tiegenden Grund. Das Altentheilsbedürfniß 
der Bauern wirb in der Regel erft bei dem Heranwachſen des jüngften Sohnes hervortreten. 

7) Osnabr. Eigenthums⸗Ordn. IV, 5. Pfeiffer ©. 282, 221 fig. 

8) Diefer Ehemann wird dann der eigentlie Colon und Reihemann ; die ratio liegt in 
dem Bebitrfuiß der ununterbrochenen Bewirthichaftung des Guts durch einen tüchtigen Mann. 
Stirbt der Mann vor der Fran, fo fällt ba8 Gut an diefe zurüd; ſtirbt die Frau, fo erben 
deren Erben. Manche Rechte geben dem Manne aber weiter gehende eigene Rechte; dieſe, 
namentlich die in Betreff des Einbringens desfelben in eine zweite Che, Lönnen allerdings nicht 
mit Wigand, Paderborn I 158, umd Minden I S. 282 u. 864 als Wirkungen der Güter- 
gemeinfchaft aufgefaßt werden, welche die Colonate in der Regel nicht ganz ergreift, oder als 
Folge des „Längft Leib, längſt Gut’; es find finguläre Befugniffe, welche im Iuterefie des 
Gntsheren willtürlich angeorbnet find. S. Pfeiffer S. 290 flg., ber ſich freilich vergebens um 
Auffindung eines eigentlichen Rechtsgrundes bemüht. 

9) S. über bie verichiedenen Syſteme Webelind a. a. DO. S. 80 fig. 

10) Daß diefe Auffaffung keine unbiftorifche fei, kann nicht beziveifelt werden. Das ältere 
Recht wollte nur dies: der Anerbe ſoll das Gut allein bekommen, — in melder Form dies zu 
erreichen fei, ift dagegen noch jett eine häufig offene Frage für die Willenfchaft. Es finden 
fi aber fogar alte pofitive Zengnifſe fir die obige Eonftruction, z. B. ein Weisthum bon 1526 
(Wigand, Paderb. I, 128): „Dar Kinder ader Erven van einem Hovesgute unvertegen weren, 
de moegen dat gut nicht splettern oder erfiteillen — —, sondern mogen dat versetten und 
Penynge auf nemen, und ohren Erffdeil affwiligen.“ Daher iſt es unrichtig, wenn 
Runde, Juterimswirthſchaft $ 65, Meyer, Lipp. Colonatr. (1855) 1 ©. 369 u. X. nur bie 
Conſtruction für zuläffig erklären, welche den Anerben zum alleinigen Erben macht. — * Auch 
das hannöveriche Gefe (Anm. 19) folgt diefem Syftem. 
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Allode findet ſodann eine Concurrenz aller Erben, auch des Anerben, nach den 
Grundſätzen der gewöhnlichen Civilerbfolge ſtatt 12). 

Die Abfindung (Brautſchatz, Auslobung) wird bald (je nach der Verſchie⸗ 
denheit der Rechte) nach dem Maßſtabe der Größe des Allods, bald nach dem 
Maßſtabe des Gutswerths (in dieſem Falle unter Theilnahme des Gutsherrn) 
beſtimmt, wie er ſich bei mäßiger Schätzung nach Abzug der darauf haftenden 
Schulden herausſtellt12); jedoch darf fie nicht jo hoch ſteigen, daß ihre Aus- 
zahlung das fernere Beſtehen der Gutswirthſchaft unmöglich machen würde?). 
Auch wird außerdem der Anerbe durch Geſtattung terminweiſer Stückzahlung 
begünſtigt. Die Abfindung, für welche das Gut verpfändet ift !°), kann jedoch 
nicht fofort beim Tode der Eltern, jondern von den Töchtern erſt bet ihrer 
Verheirathung und von den Söhnen erjt bei der Anlegung eines jelbftändigen 
Haushalts gefordert werden 26); bis zu dieſer Zeit haben die Gefchwifter das 
Recht, auf der Hofftätte zu bleiben und unterhalten zu werben. Stirbt ein 
Auszulobender vor eintretenver Fälligkeit der Abfindung, fo bleibt diefe als Ge⸗ 
winn beim Hofe zurück17). Abgefundene Kinder find von der ihnen fpäter 
etwa beferirten Succeffion in das Bauergut nicht ausgeichloffen, fofern dies 
nicht particularrechtlich ausdrücklich beftimmt wird 18). 

* Kinige neuere Gefeße 19) führen ein eigenthümliches falultatives An- 
erbenrecht ein. Das Anerbenrecht ſoll nämlich nur für ſolche Güter gelten, welche 
in eine vom Gericht geführte Höfe- oder Landgüterrolle eingetragen find, und 
ob diefe Eintragung erfolgt, und ebenfo, ob das eingetragene Gut in der Rolle 


11) ©. Anm. 18, 

12) Pfeiffer S. 336 fig. 

13) Die Frage, ob die Abfindung eine Abfindung vom Meierhofe oder vom freien trenn- 
aren Allode fei, muß je nach der Verſchiedenheit des Syſtems verfchieben beantwortet werben. 
Das Erftere muß angenommen tverden, ment man davon ausgeht, daß die Auslobung den 
Erbtheil der Meierkinder am Eolonat bildet. Die entgegengefeßte Anficht (welche in den meilten 
Geſetzgebungen fanctionirt ift) beruht auf dem Syfteme, wonach die Anerben als alleinige Erben 
gelten und den Geſchwiſtern nur Einiges vom Allod zu verabreihen haben. ©. Pfeiffer a. a. O. 
S. 252 flg., 264 fig. Buſch, Beitr. 3. Meierr. in Hildesheim (1855) ©. 121 fig. Mißver⸗ 
ſtändniſſe können hierbei dadurch entftehen, daß man die Möglichkeit einer Abfindung aus dem 
Allod, welche die Stelle der Exbtheilung bei diefem vertreten fol, überfieht; es ift fehr 
gut denkbar, daß auch das freie Allod vom Anerben gegen Abfindung allein übernommen 
werde, welche dann natürlich einen anderen Eharatter hat. Nur auf diefe beziehen fich Bülow 
und Hagemann, Erört. III Nr. 16, Richtig umterfchieben wird dafelbft Bd. VII, 57. 

14) Wigand, Paderb. I, 138. 

15) Wigand a. a. O. ©. 189, 

16) Wigand S. 140. Pfeiffer S. 269 fig. 

17) Pfeiffer S. 272, 

18) 3.8. die Osnabr. Eigenth.-Orbn. IV, 6. Die richtige, Schon aus allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen hervorgehende Anficht f. bei Pfeiffer S. 277. Denn bei der Abfindung handelte es ſich 
ja um die Erbſchaft des Vaters; die fpäter deferirte Erbſchaft ift dagegen die des Bruders. 

19) Solche Geſetze find nameutlih für einzelne prenfijche Provinzen erlaffen. Das wid. 
tigfte Gele ift das für die Provinz Hannover vom 2. Juni 1874 und 24. Febr. 1880, auf 
befien Regeln die im Xert gegebene Darftellung beruht. 


— — 
— — — 
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wieder gefirichen und babusch dem gewöhnlichen Erbrecht unterworfen werben 
foll, hängt vom freien Ermefien des jeweiligen Eigenthümers des Guts ab ?°), 
Als Anerbe eines derart eingetragenen Guts gilt nur ein Nachlomme bes leiten 
Egenthümers, und zwar haben ben Vorzug leibliche Nachkommen vor aboptirten, 
ebeliche vor unehelichen, der ältefte Sohn und feine Nachkommen vor ben 
jüngeren Söhnen und den Töchtern und deren Naclommen, enblih, wenn es 
an Söhnen oder deren Nachlommen fehlt, die ältefte Tochter und deren Nach⸗ 
Tommen; unter den Nachlommen eines Kindes beſtimmt fich der Vorzug nach 
entfprechenden Örundfägen 21); fehlen auch weibliche Nachlommen des letzten 
Eigenthlimers, fo erben die Seitenverwanbten, ohne daß einer unter ihnen als 
Anerbe den Borzug hätte. Der Anerbe erhält das Gut fammt Zubehör für 
ſich allein, nicht dagegen den fonftigen Nachlaß, muß aber den Werth bes 

Gutes zu ?/, zum Zweck des Ausgleichs mit den Übrigen Erben in die Erb⸗ 
ſchaftsmafſe einſchießen; eine Stundung ber hiernach den andern Erben zu ge« 
währenden Abfindung bis zu ihrem Ausfcheiven aus bem Haushalt des Anerben 
findet nicht ftatt. 

8 302. 


Die Wirkungen der Gutsübernahme durch ben Anerben, wie fie in ber 
Negel bei dem Antritte der Erbichaft des Eolonen entſtehen, fünnen auch an⸗ 
ticipirt werben!); ber Befiter des Eolonats kann dies fchon während feines 


20) Der Eigenthümer kann fogar, ohne das Ent in der Rolle ftreichen zu lafien, das 
Anerbenrecht bei ber nad) feinem Tode eintretenden Erbfolge, aljo nur für diefen Fall, aus⸗ 
fließen. Hann. Gef. 17. 

31) Auch biefe Regeln find nicht zwingend: ber Exblaffer Tann unter feinen Nachkommen 
einen anbern als den gejeßlich bevorzugten zum Anerben beſtimmen, 3. ®. den jfugften Sohn 
oder gar die jängfte Tochter. 

1) Das Abtreten eine alten ober gebredjlicden Bauern von feinem Gute unter Vorbehalt 
ober außdrüdlicher Beftellung einer Leibzucht iR ein im Bauernſtande ſehr häufiges und in ganz 
Deutfegland gebräuchliches Geſchaͤft; aber feine Formen und die mit ber Berfchiedenheit berfelben 
zufammenhängenben Rechtswirkungen find jehr mannigfaltig (f. 8 217 flg.). Hier iR nur von ber 
einen Form ber erfrühten Erbfolge die Rebe, welche nicht einmal bei Colonatgütern die alleinige 
iR, fi aber andererſeits nicht auf Eolonatgüiter beſchränkt. Bon biefer handelt namentlich 
(jedoch nicht ansfchließlich) das Werl von Ch. 2. Runde, Die Hechtslehre von der Leibzucht und 
dem Witenthetle anf deutſchen Bauerngütern, 2 Thle., 1805 (vgl. dazu Runde in ber Zeitfchr. 
f. deutſch. R. Bd. 7 S. ı fig), und Pfeiffer, Praft. Ausführ. Bd. 4 S. 119 fig. Bgl. bef. 
auch Wigand, Paberb. Provinziale. Bb. 1 &. 187 fig. Preuß, Die Leibzucht, eine eiv. Studie 
(1862), Die Altentheiltbeftellang in anderen Rechtsformen behandelt Hänfel, Die Lehre von 
dem Wuszuge ober ber Leibzucht (1834), und W. 9. Puchta, Lieber die rechtliche Natur ber 
Gutsabtretung überhaupt und mit Altentheilsbefteluung beſonders (1837), in welcher Schrift die 
allerdiugs mögliche Form des Kaufgeichäfts irrthumlich als die ſtets nothwendige betrachtet wird. 
— Die Möoglichleit des Begriffs „eine® erfrühten Erbſchaftsantritts in feiner Beſchrãnkung auf 
das Gut” als einer der denkbaren Formen der Gutsabtretung mit Altentheil fol im Zert er- 
wieſen werben ; nicht feharf genug bezeichnet Runde dieſes Prineip, indem er von einer anti- 
<ipixten Erbfolge ſpricht, womit die uncorreete Idee einer erfrähten Univerfalfucceffion ver- 
bunden iR, gegen bie er felbft anlämpft. Nur gegen biefe ſchiefe Auffaflung ift die Polemit 
Befeler’s, Erbverträge III &. 204 gerichtet. Roc unhaltbarer if bie Auffafſung bei Pfeiffer, 
der bie ganz auszuſchließende Idee des Erbvertrags einmifcht. 

17. 34 
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Lebens dem Anerben übergeben und ihn in Betreff der Gutsübernahme ſchon 
jet in die Lage ſetzen, welche fonft nur eine Folge des Erbichaftserwerbs ift. 
Inſofern ein folches Rechtsgeſchäft die rechtlichen Wirkungen des erbichaftlichen 
Butserwerbs künftlih anticipirt, enthält e8 eine erfrühte NRealifirung 
bes Anerbenrechts (f. g. successio anticipata ?).. Das Geſchäft ift nicht 
bloß eine Sachübergabe, weil zugleich eine Reihe von Verbindlichkeiten über- 
tragen wird; der Gegenſtand besfelben ift aber auch fein Erbrecht, denn nicht 
ein Dermögen, ſondern nur einzelne Sachen werben abgetreten; in dieſem be 
beſtimmten alle ift e8 auch Teine Schenkung, weil die Abficht der Bereicherung 
nicht das bauptfächlide Motiv ift®), noch weniger ein Kauf; es iſt die Ver- 
bindung mehrerer Rechtsgeſchäfte — Tradition, Ceifton, Schuldübernahme *), 
Berfprechen — zu einem gemeinfchaftlichen Acte, der in feiner Einheit einen 
neuen Rechtscharakter durch die Abficht erhält, welcher er dienen foll, nämlid 
die Erfrüäbung der Wirkungen bes erbihaftliden Gutsan- 
tritts. Mithin unterliegt das Gefchäft einer doppelten Betrachtungsweiſe, 
einmal al8 Ganzes und dann in feinen einzelnen Theilen; nur jene erftere iſt 
bier von Intereſſe. 

Die Vorausfegung diefer Auffafjung des Geichäfts ift die Abficht bes Ab- 
tretenden, im Bewußtſein feiner Altersichwäche ſchon jekt vom Colonate zu 
fcheiden und dem (in der Regel gefeglichen) Nachfolger im Intereffe der Gute 
wirthichaft und im Bedürfniß der Ruhe freiwillig den Plab zu eröffnen®). 
Mit diefer Bedeutung kann das Geſchäft auch bei freien Bauerngütern vor. 


2) Die Geſchichte des Nechtegeichäfts ift auf die Beurtheilung feine® heutigen Rechte⸗ 
charalters von feinem wefentlichen Einfluffe; denn mag es um, wie Runde und Eichhorn, Einl. 
8 865 annehmen, ein Reſt der alten Bergabungen vor Todes wegen, ober, was Wigand be 
hauptet, die alte „Außftattung‘ ober „Beradung“ der Kinder fein, fo kann man doch bentzutage 
nit umhin, bie in jenen Gefannntgefchäften liegenden verſchiedenen Möglichkeiten nach dem 
bentigen Rechte zu amalyfiren und zu fondern. Das von Runde a. a. DO. 2. Th. ©. 39 
als gefetliche Begründung der successio anticipata Angeführte genügt allerdings, um tvenigftene 
das Borhandenfein diefer Idee ſelbſt in den Geſetzen zu beweiſen. 

8) Hierher paſſen die Gründe, die Savigny, Syſtem des h. röm. Rechts IV ©. 81 fig 
zur Beurtheilung analoger Berhältnifie geltend macht. 

4) Windfcheid, Pandecten, 2. Bd. $ 838-840, wo bie rechtliche Natur der modernen 
Schuldübernahme entwidelt wird. 

5) Diefe Abſicht muß wirklich nachgewiejen werben. Ueber die Kriterien, welche bei biefer 
Unterfuhung hülfreich find, f. Runde, Leibzucht II $ 8. Es muß bie Abficht fein, bie recht⸗ 
lichen Wirkungen des Todes künftlich zu anticipiren, weil diejenige Lebenskraft geſchwunden if, 
welche das Bebürfniß der Gutswirthſchaft fordert; da das Recht den Erbichaftsantritt erſt an 
den wirklichen Tod anfnüpft, fo follen hier feine Wirkungen durch ein Recht Sgeſchäft ſchon 
dann herbeigeführt werden, wenn ein in Betreff der Verwaltung des Guts dem Tode gleih 
ſtehender Zuftand eintritt. Am deutlichſten wird diefer Geſichtspuntt da, mo der erfrühte An⸗ 
tritt des Anerben im angegebenen Falle ſchon durch das Gefetz herbeigeführt wird; Runde, 
Leib). S. 805. Andere Motive, z. B. die Abficht, durch Herausgabe eines Theil de Ber- 
mögens das übrigbleibende zum Einbringen in eine zweite Che frei zu befommen, führen nicht 
zum antieipirten Erbſchaftsantritte. — Darüber, baf das Geſchäft auch mit einem Ertrauene 
jo vorgenommen werden Tann, fiehe Seuffert's Ardiv Bd. 19 ©. 892. 
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fommen. Seine Wirkung ift die, daß der Anerbe nur das ihm übergebene 
Gut nebft den darauf laftenden Schulden übernimmt ®), von dem fonftigen 
Dermögen bes Abtretenden bagegen nur fo viel, als ihm ausdrücklich übergeben 
wurde); er übernimmt aber das But als Anerbe, tft daher verpflichtet, 
die übrigen Kinder zu alimentiren und abzufinden ($ 301) und die fonftigen 
äußeren Verbindlichkeiten eine® Bauergutserben zu erfüllen ®). 

Mit diefer Gutsabtretung wird faft immer die Beftellung einer Leib⸗ 
zucht (Auszug, Altentheil) für den bisherigen Befiger und feine Ehefrau ver- 
bunden; in manchen Gegenden iſt fie ſchon gefeßlih baran gefnüpft?). Der 
Inhalt derſelben iſt regelmäßig Nießbrauch an einzelnen Grunbftüden und ein 
Recht auf einzelne zur Alimentation dienende Leiftungen 10), welchen burch bie 
Art der Beftellung Häufig der Charakter einer Reallaft gegeben wird 12). Zur 
Gültigkeit des Geichäfts gehört gerichtlicher Abichluß 7°) und bei Eolonaten 
Einwilligung des Gutsherrn, Damit eine zu große Beichwerung des Hofs durch 
die Leibzucht verhütet werde. 


TI. Bertragsmäßige Exbfolge‘). 
Allgemeines. 
& 303. 
Die Erbfolge der Blutsfreunde war nach dem älteren beutjchen Rechte 
die unabänderliche Wirkung des Todes; durch feine Verfügung auf den Todes⸗ 


6) Weber die Bedeutung eines „Vorbehalte der Herrichaft” fiehe Runde, Leibzucht S. 856, 
vorzüglich aber Seuffert's Archiv f. Entſch. 15. Bb. ©. 234. 

7) Das übrige Vermögen des Abtretenden wird durch das Geichäft gar nicht ergriffen, 
namentlich auch in feinen fonftigen Schuldverhältniffen nichts geändert. Das Inteflat- und 
Notherbrecht bez. dieſes zurüdbehaltenen oder fpäter erworbenen Vermögens wird durd) bie Guts⸗ 
abtretung an ſich in keiner Weife beſchränkt oder modificirt. 

8) Pfeiffer, Pract. Ausf. 8. Bdo. S. 301 fig. 

9) Wigand, Paderb. I ©. 196. 

10) Es ändert an der Natur der Gutsabtretung nichts, wenn bie Leibzucht eine vor⸗ 
behaltene Onote des gefammten Gutsertrags iſt (oft wird dann auch der Stuhl, ber alte Plat 
am Tiſche vorbehalten); a. M. Wigand ©. 195 u. 197. — Häufig bezieht der Abtretende eine 
f. g. Leibzuchtskathe, ein abgefondertes Nebengebäude; ſ. dariiber Runde II 8 80. Nach dem 
Tode des Leibzlichters fällt die Leibzucht an den Hof zurüd. Uebrigens if ber Gedanke ber 
Leibzuchtbeftellung der, daß die Alimentation auf den gegenwärtigen Familienſtand des Leib- 
züchters befchränkt bleibe. Daher fagt Webelind, Reform ded Meierr. S. 25 mit Recht, daß 
eine vom Altentheiler als folchem geheirathete Frau nur unter dem Titel einer Magd und 
Berpflegerin ihres Mannes Zutritt habe, und daß das Erzengen von Kindern auf dem Alten- 
theile gleichfam als eine „meierrechtliche Sünde” betrachtet werde, Ueber bie rechtliche Natur 
der Leibzucht ſ. au Preuß a. a. O. ©. 17 fig. 

11) „Die Alten werden mit dem Hofe verlauft”. Reichsgericht 27 ©. 231 Hält nad 
preußifchem Recht den Altentheil immer für eine Reallafl. 

12) Es ift nnrichtig, wenn man biefe Forderung bloß dem partienlären Rechte zuſchreibt, 
wie Eichhorn, Einl. 3 865. Belege bei Runde $ 7ı, umd Pfeiffer, Meierredit S. 854. 

1) Beſeler, Die Lehre von den Erbverträgen, I. Bd. (1885), II. Bd. 1. Xheil (1837), 
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fall konnte fie Fremden eröffnet werden, man kaunte weder Teſtamente ned 
Erbvertraͤge *). Freilich konnte der Inhalt des Tünftigen Nachlaſſes gefchmälert 
ober fogar gänzlich erichöpft werben durch Veräußerungen unter Lebenden, 
foweit die Einipruchsrechte der nächiten Erben fein Hinderniß bildeten, um 
uamentlich findet fich zu dieſem Zwecke bie von den Neueren |. g. ‚‚Bergabum 
von Todes wegen‘ in bäufiger Uebung. Dies Geichäft befiaub in ber Zu 
wendung von Immobilien ober auch einem ganzen aus unbeweglicher und be 
weglicher Habe beftebenden Bermögen, bisweilen auch mit Einichlug bes Län, 
tigen Erwerbs, mitteljt gerichtlicher Auflaffung an einen Dritten, jo Daß dieſer 
jogleich eine Gewere au den übertragenen Gütern erhielt, ver Webergebende 
fie fich aber für die Dauer feines Lebens zum Beſitz und Genuß vorbebielt?). 
Dewegliche Habe allein konnte uriprüngli nur durch fofortige Beſttzübertra⸗ 
gung bei Lebzeiten des Gebers einem Fremden zugemwenbet werben. Aber chem 
eisige fpätere Quellen des Mittelalters geftatten eine Zuwendung auf be 
Todesfall mittelft (gerichtlichen) Verfprechens *), bei welchem Häufig der Wider⸗ 
ruf vorbehalten wurde, und gewiß durfte ſchon im vierzehnten Jahrhundert 
allgemein die Eheſtiftung auch die Beerbung ber Ehegatten beftimmen >). So 
verloren jene alten Geſchäfte allmählich ihren uriprünglichen Charakter um 
ſchienen bald den einfeitigen Dispofittonen auf den Todesfall, bald einfaden 
DBerträgen nahe zu kommen). Bei der Aufnahme des fremden Rechts wurde 


2. Theil (1840). [Der zweite Theil des zweiten Bandes wird der Klirge wegen als II W. 
eitirt. 


3) „Heredes tamon successoresque cuique liberi et nullum testamentum‘‘ (Tacit. Germ, 
c. 20). Weber die Geſchichte der Exrbverträge |. namentlich Albrecht, Gewete S. 188-131. 
Beſeler, Erbverträge, I. Bd. u. IL Bod. 8 7 u. 6, Albrecht im Schueider's kritiſchen Jahr⸗ 
bücdern, Jahrg. 1842 S. 822 fig. Walter, D. Rechtotzeſch. $ 549 fig, und D. Pr.M. $ 429; 
indeſſen ift gegen dieſen Schriftfieller bie Bemerkung notiwendig, daß an diefer Gtelle wie a 
fo mancher auderen der Anſpruch, zu er den hiſtoriſchen Zuſammenhang quelleumäßig zu 
Anſchauung gebracht zu haben, nicht anerlaunt werben kaun. 

8) Sſp. UI, 80. 1,986. Schwip. Art. 311. Beſeler a. a. O. LE. ©. 181 fi 
Aus dem älteren Rechte f. 3. ®. L. Langob, Rothar., o. 171. Cap. IV, a. 808 o. 7. Dit 
Geichäft ließ verſchiedene Modalitäten für das zurückbbleibende Necht des Gebers zu ; nach Beicler 
8 6 auch ein Geſannuteigenthum be Gebers und Empfängers, vgl. bagegen Dundier, Gejammi- 
eigenthum (3 5—7). Namentlich kam wohl auch der Fall einer bedingten Tradition ver. Be 
dieſem Geichäft bediente man ſich häufig der Bermittelung durch |. g. Treuhänder, Sal» 
mannen, manufideles; diefen wurde das Grundſtück zu „getreuen Händen“ anfgelafien, be 
mit fie es beim Tode des Gebers dem eigentlich Bedachten weiter auflafien ſollten. Veſeler 
a. a. O. S. 377 fig. 

4) Dieſe Beräuderung möchte wohl allmählich auch auf Inmobilien ausgebeht worden ſein. 

5) Dies erkennt auch Beſeler I ©. 165 au. Neuere Unterſuchungen, wei VAR 
Mebergangszuftand betreffen, ſ. bei v. Wartitz, Chel. Gaterrecht des Sip. ©. 246 fig., um 
Agricola, Gewere 3. recht. Bormundfchaft S. 560, 

6) Diefer Uebergang iR ein jeher allmäfider uud e8 iſt oft im hödhften Grabe zmeiilhf, 
ob in den Beſtimmungen ber Statuten und in einzelnen Urkunden eim einjeitigeß oder ein zuei⸗ 
ſeitiges Gefchäft angenommen werben müffe. An diefe Zweifel Inüpft ſich nun die intereſſante 
Frage über die Eutſtehung und den Grund der Geltung der Erbverträge; währemb Wibreit 
(et auqh Agricola a. a. O.) annimmt, daß ſich das deutiche Recht ſelbſt zu dem Gixrbverträgen 
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die Bertragdnater der Erbichaftsbeftimmungen in Eheperträgen als wifjenfchaft- 
licher Gegenſatz hervorgehoben, und ihre Wirkſamkeit ebenſo wie die ver Erb⸗ 
verzichte und Erbuerbrüderungen and Gründen des römiichen Rechts bezweifelt, 
oder doch nur als ftatutarifche und gewohnheitöreihtlihe Singularität aner- 
tannt?). Die fpätere Jurisprudenz fuchte jene Geſchäfte Durch die freilich aus 
dem Dafein derfelben ſelbſt erft entnommene Behauptung zu rechtfertigen, es 
fei eine anzuerkennende Eigenthümlichleit des beutjchen Rechts, daß es Die Erb⸗ 
verträge zulafle; fo fanb man neben ber erfirebten Rechtfertigung einzelner im 
Bolle üblicher Rechtsgeſchäfte ein Allgemeines, den Begriff ber Erbverträge, 
den bie fpätere Doctrin felbftändig ausgebildet ®) und duch Gewinnung einer 
allgemeinen NRechtsüberzeugung befeftigt hat. 


1. Begriff Bes Erbnertrags. 
g 304. 


Erbverträge find zweifeitige unmiderrufliche Geſchäfte ), deren unmittel- 


im 14. Jahrhundert geneigt habe, will Befeler (abgefehen von den Cheftiftungen) die Ent⸗ 
ſtehung der Erbverträge allein durch die romanifirende und fpäter durch die falfch germanifirende 
Surisprudenz gefchehen lafſen, ihre Geltung daher allein auf die communis doctorum opinio 
ſtellen. So viel iſt Mar, daß das ältere deutſche Recht die Erbverträge im heutigen Sinne bes 
Worts nicht kannte, und daß dieſes Inſtitut feinen gegemwärtigen Rechtöcharakter erft durch bie 
fpätere Jurisprudenz erhalten hat; dagegen kann man gewiß nicht in Abrebe fielen, daf das 
dentfche Recht ans ben verwandten alten Inſtituten Nechtsgefchäfte hervorgehen ließ, welche der 
Auffafjung als Berträge entgegentamen. Ich möchte beöhalb den Antheil des reinen deutfchen 
Rechts an der Bildung der Exbverträge mehr in etwas Negativem erkennen, nämlich in ber 
alimählichen Abſchwächung der alten Bergabungen von Todes wegen zu Gefchäften, welche die 
Auffaffung als Erbverträge zuließen; diefe Auffaſſung felbft aber und damit das Bewußt⸗ 
jein, daß die Vertragsidee dem deutſchen Rechte innewohne, d. 5. das für die Begründung der 
Erbverträge eigentlich probuctive Element, gebührt der fpäteren Jurisprudenz. Deshalb brandht 
man aber die Geltung der Erbverträge nicht anf eine communis doctorum opinio zu gründen ; 
durch die Jurisprudenz von drei Jahrhunderten ift der Gedanke des JInſtituts, wie die Gefeg- 
gebungen zeigen, allmählich zu einer wirklichen Nechtsüberzeugung geworden. 

7) ©. die fehr wichtige Dogmengejdjichte bei Vefeler II 8 6, Auf diefem Standpunkte 
ſteht noch die Frankfurter Reform. 1, 2 $ 4. Das Oeſterr. GB. $ 602 Täßt auch heutzutage 
nur die Erbverträge unter Chegatten gelten. 

8) Von ganz befonderer Bedeutung ift dafiir die Abhandlung von Hafle im Nheinifchen 
Mufeum II &. 149 fig., der zuerft die juriſtiſche Natur des Inſtituts fcharf beftimmte und fein 
Berhältniß zu den übrigen Gefchäften von Todes wegen im heut. Rechte fefifiellte. 

1) Es if durchaus kein obligatorifcher Bertrag anzunehmen (in dem Sinne, wie 
dies Wort von Savigny, Syſtem bes heut. R. Bd. 8 S 312 gebraucht wird, ſondern ein 
Bertrag nur in dem Sinne, wie auch die Tradition ein Vertrag iſt. Durch den Erbvertrag 
entſteht keine obligatio. — Eine neue Conſtruction verſucht Hartmann in ſeiner Schrift: Zur 
Lehre von den Erbverträgen und von den gemeinſchaftlichen Teſtamenten (1860). Er Töft den 
Crbeinfegungsvertrag in zwei ganz felbfländige Gefchäfte auf, — in die Erbeinfegung und in 
einen Berzicht auf fpätere Teftamentserrichtung. Dies führt dann zu fehr bedeutenden Eonfe- 
quenzen in Betreff der Frage über die Gültigkeit der Einſetzung eines Bertragsunfähigen, ferner 
fiber die Form des Geſchäfts. So mangelhaft nun auch die Eonftruction des Rechtsinftituts 
durch feine Gefchichte unterftüßt wirb, fo fcheint mir doch diefe Zerftörung der Einheit des 
Geſchaͤfts mittelſt Auflöfung in zwei Geſchäfte willkürlich und unbiftorifch zu fein. Mit Recht 
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barer ?) Gegenftand die Beerbung®) eines ober beider Contrahenten ift; 
es kann dadurch ein Recht auf die Beerbung erworben (Erbeinſetzungsver⸗ 
trag) oder aufgegeben werben (Erbverzicht). Daher gehören nicht zu ven 
Erbverträgen Gejchäfte, welche die Herausgabe der einem Contrahenten von 
einem Dritten anfallenden Exbichaft betreffen*). Auch fcheint es an einem 
ausreichenden Interefle zu fehlen, neben dem Erbvertrage (faft nur in Der 
folgung juriſtiſcher Dialektif) einen analogen Vermächtnißvertrag (Singular, 
erbvertrag) zu conftruiren, deſſen Inhalt das Recht auf Zuwendung eines 
Bermächtniffes wäre 5). 


fagt jetzt Gruchot, Preuß. Erbr. 2. Bd. (1866) S. 8383 Anm. 8, daß man dann ebenfo and 
die Teflamentseinfegung im zwei Xheile fcheiden müſſe, die Einfegung und den Vorbehalt der 
Teftirfreiheit. Den Ausgangspunkt der Debuction, daß der Inhalt der vertragsmäßigen Ein- 
fegung kein wirkliches Hecht darfielle, halte ich für unxichtig (Gerber, Progr. de pact. heredit. 
Jen. 1862). Das Recht des Bertragserben vor der Delation ift ein Vor⸗Recht auf das Erb 
recht, ähnlich dem Rechte der Lehnsagnaten auf das Lehnserbredt. S. auch Windſcheid, Pan 
decten 8 529, 8. 

2) Kein Erbvertrag ift daher das Gefchäft, durch welches Jemand verfpricht, einen folden 
abzufchließen, oder Iemanden im Zeftamente zu bebenlen (mas ohnedies als Beſchränkung ber 
testamenti faotio unzuläffig if), Sächſ. GB. $ 2559. 

8) Alfo nicht ver Nachlaß, wie Eichhorn, Einl. $ 850 fig. noch irrthümlich annimmt. 
Es giebt keinen Erbvertrag, deſſen Gegenftand bie unmittelbare Zuwendung einzelner Garden 
if. ©. Beleler II ©. 314. Der Erbvertrag ift ein wahres mortis causa negotium. 

4) Solche Verträge find gar keine Erbverträge; ihr Inhalt ift nicht das Recht auf die 
Beerbung, fondern eine obligatio auf Herausgabe einer künftigen Erbſchaft. Sie fliehen daher 
ganz unter den Regeln des römifchen Rechts. 

5) Während Einige die Berechtigung eines ſolchen Inſtiluts an die alte, aber abgerifiene 
Wurzel der Erbverträge, die VBergabungen von Todes wegen, anlnüpfen wollten, bat Hafle, 
Rhein. Muf. III S. 20 fig., einen Bermächtnißverirag (Singularerbvertrag) felbfländig zu 
conſtruiren verſucht. Mit Recht polemiſirt dagegen Befeler II ©. 221 und III ©. 109 fig; 
denn wenn er fich auch theoretifch denken läßt, fo bat doch die Theorie nicht die Aufgabe, ihre 
Kunft an einer vom Leben nicht geforberten Erfindung zu verfuchen. Durch bie mortis c. donatio 
und die Schenkung unter Lebenden mit Hinausgefchobener Erfüllung wird das Bedürfniß dei 
Nechtslebend wohl genügend befriedigt. Bon jener würde fich der Vermächtnißvertrag durd 
feine ftete Unwiderruflichteit und feine Abhängigkeit von ber Erbſchaftsautretung, von letzterer 
namentlich dadurch untericheiben, daß der aus dem Bermächtnißvertrage Berechtigte fich trotz der 
Unmiberruflichleit feines Rechts doch die freie Diepofition des Erblaffers unter Lebenden über 
den Bermächtnißgegenftand und fomit aud ben Borrang der Erbſchaftsgläubiger gefallen lafien 
müßte, fowie auch fein Recht, fall er vor dem Erblaſſer ftürbe, nicht auf feine Erben über 
gehen würde. Endlich würde man das in einem ifolirten Singularerbvertrage gewährte Ber- 
mächtniß vielleicht auch dem Abzuge der Quart unterftellen. Beſteht aber wirklich ein praltiſcheb 
Bedürfniß, diefe Differenzen zur Geltung zu bringen? Was insbefonbere gegenüber der m. c. 
don. bie ftete Unwiderruflichleit des Vertragsvermächtniſſes betrifft, fo erfcheint fie doch bei der 
Verfügungsfreiheit des Erblaſſers unter Lebenden in der That als illuſoriſch, zumal die Ver⸗ 
änßerung ber legirten Sache gewiß nicht mit Hartmann a. a. O. S. 80 unter ben Gefidtk 
punkt einer vertraggwidrigen Entziehung bed Vermäctnigrecdts kraft einer höchſt willkürlicen 
Ergänzung bed Erbvertrags aus dem ber römifchen Legatentheorie eigenthüämlichen Begriffe ber 
ademtio legati gebracht werden fan. — * Die neueren Geſetze erfeunen indes ben Vermaͤchtniß⸗ 

vertrag als zuläffig an; ſächſ. GB. 2542. Entw. 1962. Ebenſo Reichsgericht 21 S. 190 für 
das gemeine Recht. 





Erbvertrag. 8 304. 805. 535 


2%. Erbeinfeungsnertrag. 


A. Inhalt uud Errichtuug. 
8 505. 

Durch ben Erbeinfegungsvertrag wird Jemand zum zum Erben ernannt !). 
Es Tönnen Mehrere fich gegenfeitig durch dasſelbe Gefchäft zu Erben einfegen, 
fo daß der Ueberlebende die Erbichaft des Andern empfängt (mwechfelfeitiger Erb- 
vertrag?). Die Erbeinjeßung kann ferner fo geſchehen, daß dem Bertragserben 
die Auszahlung von Vermächtuiffen, oder fogar die Neftitution der Erbichaft 
als Untverfalfideicommiß an einen Dritten aufgelegt wird °). 

Die Form der Errichtung des Gefchäfts ift die des Vertrags; notarielle 
oder gerichtliche Abſchließung iſt zweckmäßig durch Particularrechte *) und das 
Reichsgeſetzbuch vorgefchrieben, aber die Nothwendigkeit derfelben kann für das 
heutige gemeine Recht nicht erwiefen werben 5). Einen Erbvertrag errichten 
kann Jeder, der durch Ernennung eines Erben über fein Vermögen bisponiren 
und ſich durch einen Vertrag verpflichten Tann ®). Die Pflichttheildrechte der 
Notberben können durch einen Erbvertrag nicht verlegt werden; dagegen braucht 
diefer nicht das ganze Hinterlaffene Vermögen zu umfaffen, er kann auch nur 
eine Quote zum Gegenftande des gewährten Erbfolgeredhtd machen und dann 
entweder mit ber tejtamentarifchen oder gefeblichen Berufung der Erben für die 
übrigen Erbichaftsquoten concurriren 7). 


1) Es if für die Theorie der Erbverträge ohne Bebentung, ob Jemand durch den Ber⸗ 
trag ein ganz neues Erbrecht erwirbt, ober ein fchon beftehende® nur fichert (confervativer Erb⸗ 
vertrag). Wohl aber Inüpfen ſich andere Fragen daran, 3. B. ob man die Bertragsbelation 
ausichlagen und die gefetliche dafür annehmen tann? S. Beleler a. a. O. ©. 275. 

3) Beſeler II S. 288 fig. 

8) Auch Subftitutionen können in einem Erbvertrage vorlonmen, fofern nämlich der zum 
Subftituten Ernanute dem Vertrag beitritt. 

4) Cod. Muzim. Bavar. IH, 11 8 1. Br. ER. I, 12 $ 6. Das fühl. GB. 2546 unb 
Entw. 1943 forbert höchft paflend die Form des orbentlichen Teſtaments. 

5) A. M. Eichhorn, Einl. 8 842, der fchriftliche Form gemeinrechtlich fordert, indem er 
das Geſchaft an die jpäteren Formen der alten Bergabungen aulehnen will und fich in&befondere 
auf Sſp. II, 30 zu ftligen fcheint, in welcher Stelle aber nur die Form der gerichtlichen Aufe 
laſſung erwähnt wird, aus welcher ein Schluß auf jene nicht gelten fanıı. (Beſeler I ©. 183.) 
©. Beleler a. a. O. ©. 234 fig. 

6) Hiernach entfcheidet fich die Frage über die Fähigkeit der Diinderjährigen und ber Saus- 
föhne in Betreff der Adventitien. Befeler II ©. 255. S. aber Gruchot, Preuß. Erbrecht 
3. Bd. ©. 887. — Energifch greift durch das ſächſ. Eivilgef. 8 2545. — *Entw. 19432 (in ber 
Faflung II. Lefung) geftattet Perſonen, die in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt find, 3. B. 
Minderjährigen, den Abfchluß eines Erbverrrage nur unter Zuftimmung ihres gejeßlichen Ber- 
treters und, wenn biefer ein Bormund ift, des Bormunbichaftsgerichts, und mit ber weiteren 
Beſchraͤukung, daß der Erbvertrag nur mit bem Verlobten oder Ehegatten des Erblaſſers ge- 
ſchlofſen werden barf. 

7) Mühlenbruch, Fortſetz. von Glück's Panderten Bd. 38 S. 80 u. ©. 889 fig.; bie 
mit der poſttivrechtlichen Entwidelung des römiſchen Erbrechts eng verbundene Regel: „Nemo 
pro parte testatus, pro parte intestatus decedere potest“ findet bei einem dem romiſchen Rechte 
anbelaunten Delationsgrunde feine Anwendung. 
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B. Wirkung. 
8306. 


Der Erbeinfegungsvertrag ift ein Delationsgrumd, der vom Einſetzenden 
nicht widerrufen werben kann!). Das Recht des Bebachten ift nur bie Be. 
erbung. Daher ift der künftige Erblaſſer durch den Erbvertrag in keiner 
Verfügung über feine Güter während feines Lebens befchränkt, welche nicht 
jene felbft zum Gegenftande Hat ?); gegen einen Mißbrauch dieſer Verfügungs- 
freiheit könnte fich der Lünftige Bertragserbe nur indirect ſchützen, infoweit etwa 
ein Antrag auf Prodigalitätgerflärung oder eine dereinftige Anfechtung bolofer 
Beräußerungen ?) ftatthaft wäre. Tritt die Delation der Erbichaft ein, fo 
bedarf es nach heutigem gemeinen Recht ber Antretung durch den Bertrage- 
erben *), welcher zugleich in diefem Zeitpunkte den Erforderniſſen der Succeffiont- 
fähigleit genügen muß. Durch die Erbichaftsantretung erwirbt er das Erbrecht 
mit allen Wirkungen, welde Das gemeine Recht daran anknüpft; nur bat er 
gegenüber concurrivenden Teſtaments⸗ oder Inteitaterben Teinen Anfpruc auf 
das Accrefcenzrecht 5) 6). Er baftet aljo, wenn er nicht cum beneficio inven- 


1) Man jagt wohl, daB Recht des Vertragderben ift wie das echt des in einem Teie- 
mente Eingefeßten zu behandeln, nur daß jenes unmiderruflich if. Ueberhaupt aber ift des 
Recht des Teftamentserben in weit höherem Grade von ber Form beeinflußt; man denke an bie 
Verſchiedenheit der Wirkung eine Untergangs der Zeflaments- und der Bertragsurtunde. 

2) Pr, LR. I, 12 8 624-628, Kurfähf. Deeifion v. 1746 Nr, XII. Oeſterr. 68. 
Art. 1258. Bejeler II S. 257 u. fig. Beftritten it, ob andy mortis causa donationes je 
machen erlaubt ſei; Beſeler bejaht es, bie meiften Abrigen Schriftfieler (auch Albrecht in den 
Rritiichen Iahrbüchern a. a. DO. S. 840) und die Geſetzgebungen verneinen es. WBefeler's An- 
fit iſt wohl die eonjequente unb ber Natur bes Geſchäfts entſprechende. »Entw. 1968 verbietet 
bie m. ce. d., menu fie nicht durch Veräußerung vollzogen: if. 

3) Beieler II S. 260 fig. Nur muß wohl der dolus nicht bloß in ber Perſen des ver- 
äußernden Erblaſſers, fonberu auch des Erwerbers nachgeiviefen werden; fo für Iäftige Ber- 
fügungen auch Neichögericht 38 ©. 175. Auch wirb der Nachweis einer (nach Umſtänden weil 
denkbaren) unmittelbaren Bermögensbeichädigung (im Gegenſatze ber bloßen Täuſchung einer 
Erwartung) erforberlih fein. — * Das RGB. läßt eine Anfehtung nur bei bößwilliger 
Shentungen de Erblafſers zu (Entw. 195% in der Yaflung zweiter Leſung). 

4) Manche (4. B. Eichhorn, Cinl. 8 344) verneinen die Nothwendigleit des Exbfcoftt- 
antritts, weil fie den Inhalt des Erbvertrags irrig für ein Necht auf den Nachlaß anfehen, 
welches mit dem Tode des Erblaſſers wicht erworben, ſondern nur unbedingt werbe. Schein⸗ 
barer iſt die Begründung diefer Meinung, welche in der Zuflimmmng zur Vertragsidliegung 
ſchon die Antrittserflärung fiebt; allein auch dieſe iſt unrichtig, da Weides ganz verſchiedene 
Dinge find. Richtig Beſeler II ©. 271 fig. 

5) Weil die Megel Nemo pro parte u, f. w. auf Grbberträge feine Anwendung leibet 
Ob man ein Acereſeenzrecht unter den Vertragserben zulafien folle, ift allein ans dem im der 
Art der Erbeinfegung ausgebrädten Willen des Erblaſſers zu entfcgeiben, wenn nämlich darin 
die Berufung der Mehreren zu ber ganzen Erbichaft ausgeiprochen iſt. 

6) Nah gemeinem Recht auch nicht auf die Faleidiſche ober Trebelliauiſche Kiwart. 
Beſeler S. 277; abw. Albrecht a. a. DO. S. 389, weil Berzichte nicht präfuniet wärden und 
die Größe ber Erbſchaft beim Vertragsabſchlufſe gar nicht überfehen werben Zäune. Wllehı mar 
darf die Idee des Verzichts auf eine Wohlthat bes Teſtamentserbrechts Hier nicht willkürkech 
dazwiſchenſchieben; man kann gar nicht annehmen, daß ber Vertragserbe ganz wie ein Teftamenit- 
erbe gehalten werben till, fondern lediglich fo, wie es der Vertragsinhalt beftimmt. 
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tarii antritt, für alle Schulden des Erblaſſers; er muß ferner die Bermädt- 
niſſe und Fideicommiſſe auszahlen, und bie damit Bebachten haben gegen ihn 
dieſelben Klagen, als wenn ihr Recht im Teftamente begründet wäre, weil es, 
obſchon in einem Bertrage beftelit, nicht jelbft ein vertragsmäßiges iſt). Dem 
Bertragserben ftehen alle Klagen und Rechtsmittel des Erben nach gemeinen 
Rechte zu. 
0. Aufhebung. 
g 307. 
Ein Erbeinſetzungsvertrag iſt reſciſſibel wegen Verletzung des Notherben⸗ 


rechts1); er wird vernichtet, wenn der eingeſetzte Erbe nor der Delation 


ftirbt ?) und kein Subjtitut ernannt iſt; er Tann durch den übereinſtimmenden 
Willen der Parteien widerrufen?) werben. Erbverträge find dagegen von 
Anfang an nichtig, wenn unmögliche Bebingungen Hinzugefügt find *), bie 
Hinzufügung einer auflöfenben Bebingung ober Beiriftung aber gilt als nicht 
vorhanden 5). 


D. Weſondere Kuwendungen des „Srheinfekungsvertrags. 
a) Erbeinfegungsverträge unter den Ehegatten. 
8 308, 


Erbeinfegungsverträge unter Ehegatten können felbftändig errichtet werben; 
dann haben fte nichts Beſonderes. Sie können aber auch ein Theil des 


7) Das Recht der Bermächtnißnehmer beruht auf der Befugniß des Exblaflers, den Erben 
mit Vermädtnifien zu belaften, ein Recht, welches jetst nach erfolgter Anerlenunung des Inſtituts 
der Erbverträge nicht au die Form der teſtamentariſchen Einſetzung gebunben fein kann. Dies 
vertennt Beſeler, welcher ©. 282 fig. mit Anbern die Rechte der Bermächtnifsehmer als ver- 
tragsmäßige anfleht und nur durch eine (wohl kaum flatthafte) Erweiterung der Wirkſamkeit der 
Berträge auf Dritte zur Geltung kommen läßt. (Mit meiner Anficht ſtimmt jebt auch überein 
Buchka, Bon der Stellvertretung (1852) ©. 195 fig., und Fein im ber Fortſetz. v. Glück's 
Comment. Bd. 44 &. 198 Anm. 9.) — Man neunt übrigens ſolche Erbverträge „reſtitutive, 
ein unnöthiges® Wort, das Irrthümer hervorgerufen hat. 

1) Und zwar nach den Grunbfägen und mit den Rechtsmitteln, weiche bei Verletzungen 
durch teffamentarifche Anorbnung flattfinden. Die Meiften, 3. B. Eichhorn $ 848, wollen bloß 
eine Klage auf den Pflichttheil zulafien, dies berubt anf der früheren Auffafjung ber Erbvertrüge 
als Berträge über den Nachlaß. S. Beieler II &. 397. Enterbungen können in einem Erb⸗ 
eiwfegungdvertrage nicht vorgenommen werden; beun der Erbvertrag darf nicht als ein un⸗ 
vwoiberruflicheß formloſes Teftament aufgefaßt werben. 

3) Died tritt auch dann ein, wenn ber Bertragserbe nach der Delation, aber vor dem 
—— wegfällt, und weder eine Transmiſſion noch eine Subfitution die Erbeinſetzung 

rettet (oder umter Umſtunden ein Acereſcenzrecht). 

8) Gemeinrechtlich auch durch restitutio in integrum; f. Beſeler ©. 812 fig. Ein Wider- 
rufsrecht wegen nachgeborener Kinder and wegen Unbankbarleit des Bedachten, welches Einige 
annehmen, läßt fich nicht begränben. 

4) Befeler S. 388 fig. A. M. Windfcheid, Banbeeten 554, welcher die entgegeuflehenbe 
anf die Zeftamente bezüügliche Hegel des gemeinen Rechts auch auf ben Erbvertrag anbdehnt. 

5) Denn semel beres semper hores. * Das RGB. hat die Regel nicht. 
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mannigfachen Inhalts der Cheftiftungen fein!) und find dann vegelmäßig 
wechjeljeitig?). Ihre Form ift die der Ehepacten, alſo particularrechtlic 
Schriftlichleit, gerichtlicher Abſchluß, gerichtliche Beitätigung. In der Ungültig- 
feit der Ebepacten liegt auch die Ungültigleit der darin vorkommenden Erb- 
einfegung, was nicht von jelbft auch umgekehrt der Fall ift®). Ein jelbftändiger 
Aufhebungsgrund der Erbeinjegung ift die Eheſcheidung *); die Regel „Kinder⸗ 
zeugen bricht Eheſtiftung“ findet, fofern fie nicht Die gewöhnlichen Wirkungen 
einer Verlegung des Notherbenrechts beveutet, nur dann Anwendung, wenn bie 
Bedingung der Kinderlofigleit von den Parteien gewollt war ©). 


d) EinfindfgaftN. 
8 309. 
Im fpäteren Mittelalter *) ift beſonders in den Gegenden des fränkiſchen 


1) Eheftiftungen pflegen, außer Befimmungen über die Beerbung, auch Beſtimmungen 
über die perfönfichen und Bermögensverhältnifje während ber Ehe zu enthalten. Nicht alle 
Beftimmungen vermögensrechtlicden Inhalts, weldde Zuwendungen an beu überlebenben Gatten 
betreffen, find aber Exrbverträge; fie können auch fein Leibzuchtöbeftellungen, Schenkungen, 
namentlich mortis causa donationes. Sie werden ſich häufig an ben Inhalt der an ben ver- 
ſchiedenen Orten geltenden ftatutarifchen Beſtimmungen über die Bermögensrechte bes über 
lebenden Gatten halten, welche aber ebenfalls nicht immer Erbrechte, oft nur Nießbrauch und 
Rechte auf einzelne Sachen find. Dies wird nicht genügend umterfchieden von Beſeler im feiner 
Darftellung II ©. 185 fig. 

3) Die wechfelfeitige Erbeinfeßung in den Cheftiftungen Tann and die Form eines wechſel⸗ 
feitigen Teftaments haben; die Unterfcheidung eines foldhen vom techielfeitigen Erbeinfegungt- 
vertrage, welche oft fehr fchwierig if, if quaestio facti. In mauden Statuten (3. B. Fraul⸗ 
furter Reformation II, 2 $ 4, 5) findet fich nod das ſeltſame Inſtitut ber pacta dotalia mixta, 
unter welchen man Erbeinfegungen in Cheftiftungen verftand, welche zwar der äußeren Form 
nach Erbverträge find, aber der Wirkung nad) letztwillige Dispofttionen, daher wiberzuflich fein 
follten. (Den Gegenfatz bildeten bie p. dot. simplicia, d. h. unwiderrufliche Exbeinfegungen, 
welche fogar häufig verboten waren.) Jenes Iuftitut iR nur die Firirung der erſten vmanl 
firenden Belämpfung der Grbverträge. 

3) Dies würde nur dann der Fall fein, wenn die übrigen Beſtimmungen der Eheſiſumng 
ſo ſehr mit der Erbeinſetzung verwebt wären, daß ihnen alle Selbſtändigkeit fehlte. 

4) Beſeler MI ©. 147. Sächſ. Civilgeſetzb. S 2567. 

5) An manchen Orten wird diefe Beftimmung als ftillichweigenbe für den Fall der Trenmung 
der Ehe angefehen (mas Eichhorn 8 847 ganz allgemein hinftellt); |. Runde, Deutſches ehel. 
Giterrecht S. 356. 

1) Tafinger, Ueber bie Lehre von der Einkindſchaft (1785). Hertel, Ueber die Einlind⸗ 
ſchaft — mit NRüdfigt auf die Beflimmmmgen des prenf. ER. (1818). Ringelmann, Hiſtor. 
Entwidelung und rechtl. Natur der Einkindſchaft (1825). Beſeler, Erbvertr. III S. 150 fig. 
Hillebrand, Zeitichr. f. deutſch. R.Bd. 10 S. 420 fig. Sandhans, Fränkiſches ehel. Güter- 
reiht (1868) ©. 596 fig. 

3) Darüber, daß der Gedanfe ber Einkindichaft (freilich nicht das in den Statuten be6 
16. und 17. Jahrhunderts ausgebildete Iuftitut) fchon früh hervortritt, |. Eichhorn, Rechtbgeſch. 
& 860 Anm. p. Gerber, De unione prolium observationes (1844). Sollte wicht ſchon Sſp. IH, 
78 53 2 bierauf zu beziehen fein? („Hatte aber die vrowe man genommen, und was her su 
ir und su den kinderen in daz ungesweite gut gevaren.“) Gintindichaftverträge aus dem 
Ende des 14. Jahrh. f. bei Done, Zeitfchr. für Gefchichte deB Oberrheine, Bb. 5 S. 897 fig. 
(1854). 
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Rechts 2) ein Nechtsgefchäft ausgebildet worden, deſſen wejentlicher Zweck die 
Abwenbung der Nachtheile ift, welche die Nothwendigkeit einer Abtheilung *) 
ber Rinder früherer Ehe von dem in fortgefehter Gütergemeinichaft mit ihnen 
lebenden Ehegatten bei Eingebung einer zweiten Ebe mit fich führt. Dies tft 
die f. g. Einkindſchaft. Der Hauptfächlichfte Inhalt desſelben ift der Verzicht 
der |. g. Vorkinder auf ihre Rechte an dem in der fortgejetten Gütergemein⸗ 
ſchaft befindlichen elterlichen Vermögen, welches nun der Gütergemeinjchafts- 
maſſe der zweiten Ehe einverleibt wirb5), wogegen ihnen ein Recht auf bie 
Beerbung der Ehegatten zweiter Ehe in der Art zugefichert wird, wie es fich 
bei der Fiction ergiebt , daß die Vorkinder und Nachlinder aus einer Ehe 
abſtammen. Dieſe Gleichitellung der verjchiebenen Kinder ift aber in ben 
Statuten nicht auf den Zwed der Beitimmung eines Maßſtabs für die Erb- 
theile bejchränkt worden; in der Regel werden bie Eltern der zweiten Ehe aud) 
verpflichtet, die Vorklinder wie bie eigenen Kinder zu alimentiren und auszu⸗ 
fteuern, und nach manchen Particularrechten fcheint jene Gleichſtellung jelbft 
elterlihe Rechte des Stiefparens gegen die Vorkinder zu erzeugen; bieraus 
erklärt ſich die ſowohl in der älteren Theorie als in vielen Statuten ange- 
nommene Analogie der Adoption, durch welche freilich der rechtliche Schwer- 
punkt des Geſchäfts in eine ganz andere Sphäre verlegt wird ®). 

Immer aber tft der Mittelpunkt der Einkindfchaft ein Erbvertrag ’) zwiſchen 


3) Daß das Geding auch anderswo vorgefommen ift, als in ben fränfifchen Landen und 
am Mittelrhein, wo noch heutzutage deſſen hauptſächlichſter Sit ift, kaun nicht bezweifelt werben. 
Ebenſo wenig kann man bie heutige Anwendbarkeit des Geſchäfts in irgend einem beutichen 
Land befireiten, wenn es (wie durch das öflerr. GB. Art. 1259 u. a.) nicht ausdrücklich ver⸗ 
boten if. ine andere Frage ift, welde Wirkungen es erzeuge? Dies beantwortet fi) dem⸗ 
nächſt nach den verfchiebenen Güterſyſtemen, von denen hier nur beifpielöweife die Gütergemein⸗ 
ſchaft voransgefettt wird, als da8 am häufigften mit der Einkindfchaft in Verbindung geſetzte 
Berhältniß. Der Grundgedanke bed Erbvertrags ift freilich überall möglich. 

4) Diele Abtheilung und ihre Nachtheile traten auch da ein, wo das f. g. VBerfangenfchafts- 
recht galt. Denn damit verband fich ja gewöhnlich das f. g. Theilecht, nach welchen der über- 
lebenbe Satte bei Eingehung einer zweiten Ehe die Kinder erſter Ehe vollftändig abtheilen konnte 
oder mußte, fo daß fie auch feinen Exrbanfprud gegenüber dem Abtheilenden mehr behielten. 
Hier ſetzte nun die Einkindſchaft ein, um die Machtheile der Auseinanderfeßung zu erſparen. 
Bol. über die große Mannigfaltigteit der Rechtsbildungen Sandhaas a. a. O. 

5) Bei eigentlicher Gütergemeinfchaft wird das abgetretene Vermögen der Vorkinder einen 
Theil der gemeinen Maſſe bilden, bei dem Gütereinheitsſyſteme und bei ber Errungenfdafte- 
gemeinfchaft einen Zuwachs des Bermögens beider Ehegatten zu gleichen Theilen, fofern nicht 
der Bertrag auf einen anderen Erfolg gerichtet if. (MM. U. Walter, D. Pr. R. 8 245, 2.) 
Die außerordentliche Unbeftimmtheit der Statuten läßt felten beren Tendenz bierin genan 
eriennen. 

6) Die Beerbung ift als vorzüglicher Zweck hervorgehoben in der Mainziichen Unter» 
gerichtsordnung v. 1588, im württemb. LR. IH, 9, churpfälz. X. (1610) IL, 25, 2. Spon- 
heim, Xanbr. v. 1578 (Maurenbr., Rheinpreuß. LH. II, 225). Der Annahme der Aboption 
nähern fich das Freiburger Stadtr, (1520) 3, 4, die Frankfurter Reformation III, 10 8.11, 
Würzburger Landgerichtdorbnung III, 118, 

7) Nach der Anficht Einiger, 3. B. Beſeler's a. a. D. (eine Meinung, die and) in meiner 
angef. Differtation vertheidigt wird), follen durch die Einkindichaft allgemein bie Eltern⸗ und 
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den beiben Ehegatten zweiter Ehe auf ber einen ımb ben Borfindern anf ber 
anderen Seite ®); diefe werben dadurch zu Erben eingelekt, und zwar wird ber 
Erbtheil ſchon von vornherein nach dem Mafftabe beftimmt, weldden die Bictien 
der Bleichbeit der Vor⸗ und Rachlinder als Intefinterben enthält. Der Erb⸗ 
theil kann groß ober Hein werden, er Tann ein wirklicher Erſatz für das preis 
gegebene elterliche Vermögen werben oder nicht; Das Geichäft ift aljo ein ge 
wagted. Daher wird allgemein die Beobachtung befonderer Formen, nmament 
lich der gerichtlichen Beftätigung und Zuziehung ber nächſten Freunde geforbert; 
die minderjährigen Kinder werben ſtets durch einen Vormund vertreten, und 
oft wird zur größeren Sicherung ber Vorkinder ein beftimmter Bermögensthell 
als Voraus ausgeichieben, der ihnen ungejchmälert verbleibt. Das zugeficherte 
Erbrecht kann den Vorkindern durch feine letztwillige Verfügung emtzogen, 
namentlich auch nicht auf einen bloßen Pflichttheil herabgefet werben 9); dem 
fie find feine Notberben, fondern Bertragserben, und ihre Gleichſtellung mit 
ben Nachlindern beſchränkt fi auf den Maßſtab der Erbportion. Das Erb 
recht der Borlinder bezieht ſich im Zweifel auf beide Chegatten 1%). Stirbt 
der eine, fo Tann fofort Realtheilung feines Nachlaſſes, oder das Berhättnif 
der fortgefegten ®ütergemeinjchaft eintreten; das Erbrecht der Borfinber 
gegen den Leberlebenden (auch gegen den Stiefvater) bleibt vorbe 


Kindesrechte ertvorben werben; dieſe Anficht Liegt wenigſtens meiftentheils nicht in den Statuten, 
weiche weder Berwandien- noch Kamilienrechte, fondern zunächſt ein Erbrecht dadurch begründen 
lafſen wollen, zu dem bann einige ans ber natürlichen Lage des Verhältnifſes hervorgehende, 
bieweilen freilich ſehr ausgedehnte perfünliche Rechte hinzugefügt werden; die Ausdrücke, bern 
ſich die Statuten bebienen, find allerdings oft fehr weit gefaßt. Conſtruiren Tiefe fich dieſe 
Anfiht nur dann, wenn man ganz auf das Gebiet der Fietionen treten wollte; und and, darin 
fann man wicht fo weit geben, daß man bie ganze natürliche Stellung eines Menſchen mit 
einem Schlage durch ein Rechtögefchäft umgumanbeln geftattet, vorausgeſetzt, daß mit jener Au⸗ 
fit nicht eine bloße Adoption gemeint if. Sehr wenig erflärt die Meinung von Phrllips, 
Deutſch. Pr.-R. II 8 149, daß die Einkindfchaft eine Kortfegung ber fortgefehten Gütergemein- 
ſchaft ſei. Ebenſo wenig enthält einen juriftifchen Begriff die von Hillebrand aufgeftellte Meinung; 
denn obſchon fie die Sache richtig befchreibt, beſtimmt fie doch ihre juriſtiſche Natur in feiner 
Beziehung und läßt die Möglichkeit offen, an ganz verſchiedene Rechte zu denken, an welche ſich 
diefer Erfolg anlebnen könnte, 

8) Diefe Stellung der Contrahenten vertennt Beſeler III ©. 174, indem er ben Kindern 
die Bedeutung einer felbfländigen Partei abfpricht. Im dieſem Irrthume liegt der Hauptein⸗ 
wand besfelben gegen die Annahme eines Erbvertrags. . 

9) Während die Anficht, daß die Vorkinder nicht enterbt werben können, jest die allgemeine 
ft, behaupten Manche, 3.8. Eichhorn, Einl. $ 848, daß der unentziehbare Anſpruch der Kinder 
nur der Pflichttheil ſei. Mit der Annahme eines Erbvertrags würde diefe Anficht au fich nicht 
unvereinbar fein; man müßte fich vorftellen, daß der Bertragswille auf Einräumung eine® Erb⸗ 
rechts gerichtet fei, welches auch feiner inneren rechtlichen Befchaffenheit nach dem gefetslichen 
Erbrechte der Defcendenten gleichfiehe. Zu vermuthen ift dies jedoch hier gewiß nicht. 

10) Manche fcheinen das Vertragsrecht der Borkinder bloß gegen ben Stiefparens anzt- 
nehmen; aber der Vermögensvortheil, welcher in dem Berichte der Vorkinder liegt, Tommt 
beiden Ehegatten zu ftatten, und die Wirkung der Einkindſchaft trifft beide gleichmüßig. Die 
Beränderung, welche die Einkindfchaft in Betreff der Beerbung bes natärlichen Parens berbor- 
bringt, deſteht in einer Verwandlung bes gefeglichen Erbrechts in ein vertragemäßiges- 
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halten 21). Ein Erbrecht des Stiefparens ober der Stiefgeſchwiſter gegen bie 
Borlinder geht aus der Einkindichaft zunächft nicht hervor 1?), nur giebt jenen 
ber Wegfall eines Borlindes indirect einen Bortheil. Beſondere Aufhebungs- 
gründe find Ehefcheidung, nach manchen Particularrechten auch die Kinderloſig⸗ 
keit der zweiten Ehe 13), und ein vichterlicher Ausſpruch, daß die Einkindſchaft 
wegen Verlegung der Kinder aufzuldfen fe. 

Bon diefer Eharakteriftil ift die Beitunmung des Geſchäfts in den einzelnen 
Statuten häufig verſchieden, da fie felten einen feften Geſichtspunkt annehmen 
und burcch eine maßloſe Ausdehnung der in dem Worte „Einkindſchaft“ Tiegen- 
den Borftellung, nämlich durch unrichtige Würdigung einer Reihe binzutretenber 
perjönlicher NRechtöverhältniffe, dazu gelangen, ben eigentlichen Inhalt zu ver- 
beden. Daß überhaupt einzelne perjönliche Derpflichtungen, 3 B. Erziehung, 
Gruäßrung, Ausiteuer der Vorkinder gefeglich oder vertragsmäßig unbeichabet 
des Hauptinhalts des Gejchäfts beigefügt werden länuen, kann freilich in keiner 
Weile bezweifelt werden; aber es darf nicht überfehen werben, daß fie juriftif'ch 
betrachtet immer nur ber Inhalt von Nebenbeftimmungen find, welche auf bie 
Charakteriſtik des bauptfächlichiten Weſens des Inſtituts keinen Einfluß haben, 
fo groß auch ihre fittlihe Bedeutung immerhin fein möge 1*). 

*Das Neichögejegbuc, erkennt Einkinpfchaftsnerträge nicht mehr au. 


e) Erbverbrüderung. 
$ 310. 


Eine eigentblimliche Anwendung des Erbeinjegungsvertrags liegt in ber 
Erbverbrüderung !), durch welche eine Familie oder eine einzelne Linie einer 
ſolchen für den Ball ihres Abgangs einer andern Familie ober Linie ein Erb⸗ 
recht (regelmäßig gegenfeitig) zufichert, ein &eichäft, welches meift nur beim 
hoben Adel vorlommen wird?). Das Erbrecht wird einer Familie, d. 5. der 
Summe ber durch Blutsverwandtſchaft verbundenen Berfonen, einer Geſammt⸗ 


11) Welche Verwirrung entfleht, wenn dies wicht angenommen wird, kann man aus bem 
Schriften über württemb. Pr.-R. ſehen. S. Weishaar 8 859. 

13) Manche PBarticularrechte (3. B. Pr. ER. $ 720, da8 Mainzer ER. II 8 18) geben 
wenigftens dem Stiefparens ein Erbrecht, jeboch ohne Grund, da die Borkinder ihr Vermögen 
bereits abgegeben haben; den Stiefgefchwiftern giebt ein ſolches die Landger. Ordn. des Herzogth. 
Sranfen II, 119 8 18, 

18) Aus der Natur des Geihäfts als eines Erbvertrags kann dies an und für fidh nicht 
gefolgert merben, da der Hauptzweck aud im alle des Fehlens ber eriwarteten Kinder eine 
rechtliche Möglichkeit hat. Siehe auch Walter a. a. O. 5 249, 8. 

14) Diefe das perfönlicde Verhältniß betreffenden Beftimmungen find nicht Bloß durchaus 
angemefien und natürlih, ſondern aud beinahe immer vorhanden. Bon dieſem thatfäd- 
lichen Zufammenhange unterjcheibe ich den, welcher aus dem juriftifchen Baue des Yuftituts 
bervorgeht. In biefer Hinfigt haben fie den Eharalter von Nebenberebungen. Dies gegen 
Wolter a. a. O. 8 246, 3, 

1) Mofer, Familienſtaatsrecht I S. 996 fig. 
3) Den Grund ſ. in der Amm. 3. 
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heit, welche in gegenwärtigen und zulünftigen Gliedern repräfentirt wird, zu⸗ 
gewendet; aber nicht jo, daß biefe Geſammtheit als folche fuccediren folle, 
jondern nur das einzelne Glied berfelben, welches beim Succeifionsfalle nad 
ber in ber Erbverbrüderung angegebenen Orbnung oder nach ber feines Hans. 
geſetzes zur Erbfolge berechtigt fein wird. Die Erbverbrüberung ift alfo in 
ihrem privatrecdhtlichen Kern die vertragsmäßige Erbeinfeßung eine® noch 
unbeftimmten Individuums; bei der Abfchließung des Geſchäfts werben nur bie 
beftimmenvden Momente feftgeftellt, nämlich die Eigenfchaft als Mitglied ber 
Familie und die Berufung durch die Succeffionsorbnung. Die Auffaffung der 
Familie in ihrer fortdauernden Bewegung als einer Einheit ®), wie fie dieſes 
Nechtögefchäft vorausſetzt, läßt ſich in der Regel nur für die Verhältniſſe des 
hoben Adels begründen; denn nur hier erfennt das Necht die Möglichkeit einer 
Verpflichtung der Nachlommen durch den von ber Geſammtheit ber gegen 
wärtigen Familienglieder ausgeiprochenen, auf Begründung einer Erbverbrübe- 
rung gerichteten Willen an. 

Die Rechtswirkungen, welche durch Erbverbrüderungen hervorgebradt 
werden koͤnnen, fuchte man in älterer Zeit auch noch auf anderem Wege zu 
erreichen 4). Bet Allodialgütern wandte man zu diefem Zwecke wohl bie Ber- 
gabung von Todes wegen mit jofortiger Uebertragung einer Gewere, bei Lehn- 
gütern die Eventual- oder Gefammtbelehnung durch den Lehnsherrn an. Das 
Dafein des eventuellen Rechts wurde in allen biefen Fällen bisweilen felbft 
durch eine vorläufige Huldigung des zukünftig anfallenden Landes 5) dargeſtellt 


8) Nicht als jurifiifche Perfon, mie Manche angenommen haben. Die Familie erfcheint 
hier als eine Einheit, al® etwas Individuelles im factifchen Sinne des Wortes. Diefe Einheit 
it an und für ſich mehr eine auf focialen Berhältnifien berubende Thatfache, aber mit wid- 
tigen rechtlichen Wirkungen (S. 449°). Anders faßt Befeler im erſten Capitel bes dritten 
Bandes der Erbvertr. diefe Einheit auf. — Daß biefe Erfcheinungen im Wefentlichen nur den 
Berhältniffen des Hohen Adels zugefprochen werben, bat barin feinen Grund, daß ur defien 
Familien in Kolge ihrer geſchichtlichen Auszeihnung und ihrer öffentlihen Stellung als frühere 
oder jetige Negentenhäufer diefe Anerfennung als Gefammtindividuen errungen haben. Nur 
fie befigen vermöge ihrer anf gebimbenem Grundbeſitz ruhenben feften Organifation die für Jahr- 
hunderte vderbürgte Indivibualeriftenz, wie fle die Boransfegung eines Rechtsverhältnifies ifl, 
defien praftifcher Exfolg ſchon nach der Borausficht bei ber erften Gründung vielleicht erft nach 
Jahrhunderten eintreffen wird. Bei Familien des Bürgerſtandes unb des niederen Abels⸗ 
ſtandes trifft dies nicht zu. Aehn liche Erſcheinungen bieten bie Eventualrechte von Familien 
und Linien des niederen Grundadels allerdings; aber in der Regel beruhen ſie doch nur auf 
Theilungsvertrãgen und Stammgutsftiftungen, alfo auf Dispoſitionen, welche aus einem Stiftungs- 
willen innerhalb der Yamilie felbft hervorgingen, nicht anf Verträgen, bei melchen fich zwei 
ober mehrere ganz unabhängige Familien als felbftändige Individuen gegenäber flanden. — 
Schon die ältere Jurisprudenz (Stryck, Tractat. de succ. ab intest., diss. VIII cap. 7 8 10—11) 
beichräntt die Erbverbrüderung auf den unmittelbaren Reichsadel, aber ohne genügende Erfenntniß 
der Gründe. 

4) Befeler I S 18. 

5) Ferner durch Auflegung eines Zinfes, Aufnahme ber Wappen und Titel. Daß hierin 
auch für die ältere Zeit kein Geſammteigenthum Tiege, welches Beſeler zwar nicht fiir die Gegen- 
wart, wohl aber für die ältere Zeit annimmt, hat ausgeführt Dunder, Geſammteigenthum 
S. 138 fig. 
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und die Verbrüberung der Häufer noch durch weitere Berbindungen (Erb⸗ 
einigungen ®) befeftigt. Sollte es heutzutage beabfichtigt werben, eine Erbver- 
brüderung bezüglich der Staatsfucceffton verjchtebener Länder abzufchließen, fo 
würde zugleich alles Dasjenige gefchehen müſſen, was zur Entjtehung eines 
Berfaffungsgefehes nothwendig ift. 


8. Erbrerzicht). 
Ss 311. 


Ein Erbvertrag kann durch einen Verzicht des Bedachten auf die Erbein- 
fegung wieder aufgehoben werden, fo daß die Dispofitionsbefugnig des Tünftigen 
Erblafferd wieder frei wird. Inſofern e8 denkbar ift, daß fich Jemand im 
Berfügungsrechte über fein Vermögen auch durch das Dafein von gejetlichen 
oder Teftaments-Erben, insbefondere von Notberben bejchräntt fühlt, ft ein 

Intereſſe möglich, auch diefe Schranke durch einen Vertrag mit dem Berechtigten 
zu beben, in welchem der Leptere auf fein Recht zur Lünftigen Beerbung ver- 
zichtet 2). Solche Erbverzichte läßt die deutſche Praris mit der Wirkung zu, 
daß dadurch das Recht Jemandes zur Beerbung des anderen Contrahenten 
-aufgehoben, mithin einem folchen Verzichtenden die Erbfchaft gar nicht deferirt 


6) Erbliche Schut- und Trutzbündniſſe, Ganerbichaften. 

1) Außer den Erbverzichten abeliger Töchter kommen am früheflen Erbverzichte bei der 
Abſchichtung der Kinder aus dem väterlichen Gütern vor, mit ber fie jeboch keineswegs noth- 
wendig verbunden waren. Sſp. I, 18. Befeler III ©. 809 fig. Ihre fpätere Gedichte in 
der Doctrin ift ganz analog der der Erbeinfegungsverträge, denen fie als renunciative Erbver- 
träge zur Seite gefettt wurben. Nur über den Begriff ift man noch jest nicht einig; während 
fie von Manchen als pacta de hered, tertii (Reyſcher, Württemb. Pr.-R. 5 696) angefehen 
werden, alſo als Verträge, durch welche fi Jemand zur Herausgabe einer angetretenen Erb⸗ 
Schaft verpflichtet, beurtheilen fie Andere als Verträge, burch welche fi Iemandb dem Exblaffer 
gegenliber verpflichtet, die Delation feiner Erbſchaft auszufchlagen (Albrecht in Schneider's 
Jahrb. 1842 ©. 349). Jene Anftcht würde alfo den Erbverziht aus beim Bereiche der eigent- 
lihen Erbverträge ausſchließen; diefe aber läßt fich civiliftifch kaum begründen. Das Xichtige 
if, den Erbverzicht als einen Vertrag (ohne obligatorifchen Charakter) über das ſchon jekt vor- 
handene Recht auf ein zufünftiges Erbrecht anzufehen, wie die and) von DBefeler III S. 238 
geſchieht; jedoch Hat dies als Inhalt eines Bertrags mit dem Erblaſſer nur dann einen jurifti- 
fhen Sinn, wenn man dieſes Recht in feiner die Dispofitionsbefugnig des Erblaſſers be- 
ſchränkenden Wirkung (dies das rechtliche Interefie des andern Theils) zum Inhalte des Gefchäfts 
macht. Hiernach if der Erbverzicht das Geichäft, in welchem der künftige Exbe auf die aus 
diefer Eigenfchaft hervorgehenden Beſchränkungen bes künftigen Erblafjers verzichtet. — Kein 
Erbverzicht in diefem Sinne ift jedoch die Einwilligung der nächſten Erben in die Beräußerung 
des Grundeigenthums; die entgegengefeitte Anficht Siegel's (Erbrecht S. 124 Anm. 500) beruht 
anf der einfeitigen Meinung, daß jene Rechte der nächften Erben nur dag Mittel zur Exhaltung 
ihres Tünftigen Erbrechts (eine Wirkung des Wartrechts) feien, — eine Meinung, die ohnebem 
mehr den Schein einer Erklärung als eine wirkliche Erklärung jener Rechte enthält. 

3) Man denke 3. B. an ben Fall, daß ein Sohn auswandern will und fchon jest feinen 
zulünftigen Exbtheil zu erhalten wünfcht, indem er dagegen durch Austellung eines Erbver⸗ 
zichtes dem künftigen Erblaſſer volle Verfügungsfreiheit verfchafft und ihn von jeder Rückſicht 
auf fich befreit. 
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wird 3), eine befondere Form, z. DB. eidliche Beftärkung t), tft für dies Rechts 
geſchäft nicht erforberlich. 

Eine Singularität der beim hoben Adel und ber ehemaligen reichsunmittel⸗ 
baren Ritterſchaft üblichen Erbuerzichte der Töchter zu Gunften bes Manns 
ſtamms ift die Wirkſamkeit derfelben auch für die geſammte Defcenbenz ber 
Berzichtenden. Der Gebrauch ſolcher Berzichte Hat heutzutage, da der Begriff 
ded Stammguts als Rechtsinftituts ausgebildet ift, nur bie Debeutung, daß ber 
Inbalt einer beftehenden Rechtsnorm als Inhalt eines Rechtsgeſchäfts wieder. 
bolt wird; es müßte denn fein, daß der Verzicht fich auch auf die übrige Erb⸗ 
f&aft außer den Stammgütern bezöge, und keine bejondere Rechtsvorſchrift aud 
in Beziehung auf diefe das Erbrecht ber Töchter ausſchließt. Die fehr häufig 
beigefügte Elaufel „auf den lebigen Anfall” bat daher bei dem Erbverzichte in 
Deziehung auf Stammgüter keine beſondere Wirkung; fie fpricht nur aus, was 
von felbft ans der regelmäßigen Succeffionsordnung hervorgeht 5). Die Regre⸗ 
dienterbin wird alfo troß jener Clauſel von der Erbtochter ausgefchloffen ®). 
Ob dies auch bei Erbverzichten adeliger Töchter aus älterer Zeit anzunehmen 
jet, hängt (abgefeben von der Interpretation der Worte) von der Beantwortung 


8) Der Einfluß des Verzichts eines Imteftaterben auf die Berechnung der Größe dei 
Pflichttheils der übrigen iſt derielbe, den eine Enterbung ausüben würde. Uebrigens verfieht 
es fi) von ſelbſt, daß ein Erbverzicht wicht auf die Nachkommen bes Remumcianten wirkt, ſofern 
jene ihr Recht nicht von diefem ableiten. (Uebereinſtimmend ift Walter, D. Pr.-R. 5 438, 1; 
nur fügt er jeltfamer Weife hinzu, daß dor ihm der Grund diefer Entfcheibung nicht erka unt werben 
fi. IR er bier nicht Uar genug angegeben?) Eine vom Reuuncianten erechte Wbfindung 
miüfjen fie conferiven. — Ich verfiehe nicht, wie Befeler, Syſtem 5 186 Anm. 10 fagen kaun 
meine Theorie führe zur Berneinung des Gates, daß der Renunciant ganz ans der Reihe der 
Erben ausfalle. Auch irrt er, wenn er meint, meine Gonftructien mache deshalb ben Erbver- 
zieht zu einem obligatorifchen Vertrage, weil fie bie Wieberherftellung der Iegtivilligen Dispofitiont- 
freißeit als das rechtliche Iutereffe des Geſchäfts hervorhebt. 

4) Diefe vourbe früher nach cap. 2 in VI de pact. (1, 18) allgemein gefordert, mm einen 
Anhalt für die Geltung ber Erbverzichte gegen bie Verbote des römiſchen Rechts zu gewinnen. 
Beſeler S. 242 fig. 

5) Nach der regelmäßigen Suereffionsordrnung gefchieht aber bie Delation zuerft den bem 
letzten Iubaber am nächften Verwandten, folglich der Exrbtochter vor ber Regredienterbin. 

6) Reyſcher, Zeitſchr. |. deutſch. R. 6 ©. 257 fig, 15 ©. ı fig. Diefe Frage, melde 
fi für heutzutage gegebene Verzichte leicht beantwortet, iR oft ſchwer zu enticheiden für Ber- 
ziehte, die aus alter Zeit ſtammen, weil die Erbredite der Töchter im Laufe ber Zeit au Umfang 
unb Bedeutung verfchieden waren. Während im Ipäteren Mittelalter ſchon daB bemtiche Recht des 
Tochtern ein umfalienbere® Landerbrecht zunerlaunte (&. 521 Aum. 7), werde dies päter im Bereiche 
des fi jeit dem 14. Jahrhunderte bildenden Adelsrechts im Intereſſe des Familienglanzes wieder 
geſchmälert; bie Mittel hierzu waren vorzüglich Die Erbverzichte der Töchter, welche nach Kamilien- 
herlommen und antenomiſchen Satungen oft als eine Zwangopflicht vorgefchrieben waren, I 
daraus der Ausſchluß der Töchter zur objectiven Rechtsnorm wurde. Daneben blieben aber die 
einmal gebräudlicen Erbverzichte häufig als Scheingeicäfte befiehen. Diefer geſchichtliche Zu⸗ 
fammenbang wurde fehr häufig verfaunt, und beshalb eine oft unlößbare Verwirrung in die 
Rechtsverhaltnifſe gebracht. S. Eichhorn, Nechtögeich. 8 454, 540, 541. Beſeler III ©. 269 fie. 
Neurath, Bon der Regredienterbichaft und den babei vorkommenden Nechtsfragen (1807). Dit 
Beurtheilung der Wirkſamkeit eine ſolchen Verzichts aus alter Zeit iſt durchaus quasstio facli. 
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ber Trage ab, inwieweit zur Zeit des Berzichts ein Erbrecht ber Töchter vor- 
handen war, inwieweit e8 diefen alſo frei fand, die Wirkung des Verzichts zu 
beichränten. ' 


III. Teſtamentariſche Erbfolge, 
g 312. 


Als im Mittelalter 1) allmählich die Teſtamente, befonders unter dem 
Schuge der Geiſtlichkeit, in Deutfchland gebräuchlich wurden, war e8 nicht die 
Erbeinfegung durch den bloßen Willen des Teftators, fondern nur bie bequeme 
Form der Einfeitigleit und Widerruflichleit für Zuwendungen auf den Todes⸗ 
fall, welde man in ihnen annahm?), Der Inhalt diefer f. g. „Geſchäfte“ 
waren baher jene Zuwendungen einzelner Sachen, wie fie dem Charalter bes 
älteren deutſchen Erbrechts entiprachen, und noch Heutzutage haben manche 
Statuten?) diefen Standpunkt bewahrt. Dagegen wurbe mit der Anerkennung 
bes römiſchen Erbrechts auch Das eigentliche römiſche Teftament gemeinrechtlich 
aufgenommen. Durch bie neuere Praxis bat dies in der Einführung einer Art 
ber Öffentlichen und in der Zulajfung wechjelfeitiger Teftamente eine Fort- 
bildung *) erfahren, auch bat die Willlür der Particularrechte eine große 
Mannigfaltigkeit der Formen, bejonvers für privilegirte Privatteftamente her⸗ 
borgerufen 5). Eine Veränderung liegt ferner in der Möglichkeit der Con- 
eurrenz eines Erbvertragd mit einem Tejtamente, indem dadurch die Regel be- 





1) Schon in einzelnen Volksrechten (L. Burgund. 60, 1) wird der Gebrauch der Teſta⸗ 
mente erwähnt, namentlid bei den Bölfern, welche mit den Römern in nähere Verbindung 
traten. Aber diefe Belanntichaft mit dem römiſchen Inftitute blieb ohne Wirkung, ba jener 
Gebrauch bald wieder verſchwand. Eichhorn, Rechtsgeſch. $ 202. Beſeler, Erbvertr. 1S. 244 fig. 

2) Eichhorn, Rechtsgeſch. 5 374, 455. Albrecht, Gewere S. 209— 217. Beſeler a. a. O. 
8 14. Beſonders aber Pauli, Abhandl. aus dem Lübifchen Rechte III ©. 156 fig. Euler, 
Beitrag zur Gefch. ber Teflam. in Franki. a. M. (1852) im Ardiv f. Frankf. Geſch. und Kunſt, 
5. Heft. Daß die um Texte angegebene Auffaſſung die allgemeine gewejen, ift wohl unzweifelhaft. 
Dagegen ift e8 oft ſehr ſchwer, zu beftinmnen, ob im einzelnen alle ein Zeftament oder eine 
f. g. Vergabung von Todes wegen in ihrer fpäteren abgeſchwächten Form vorhanden jei, da ſich 
beide ©efchäfte fehr nahe kommen, und im Bewußtſein der Handelnden noch oft das alte Gefchäft 
vorherrfchte, während vom Teflamente nur die Form gewählt wurde. Waren doch felbft die 
Zeftamente der Geiftlichteit hänfig nur fchriftlihe Zuwendungen einzelner Saden in der Formel: 
lego, relinquo u. f. w. (©. 3. B. Cod. dipl. Saxon. ed. Gersdorf II, 1 [1865] p. 257.) 

3) So das Hamb. Stabtr. II, 1, 223 und das Lübiſche Recht (Panli aa. DO. ©. 280234.) 
Dagegen hat die Beichränkung ber Teftamentification der rauen im Lübiſchen Recht II, 1, 14 
wohl keine deutichrechtliche Wurzel; f. Pauli S. 869 flg., und Schneider’ Fritifche Jahrb. für 
d. Rechtsw. (1848):&. 759 fig. Mit der älteren Auffafiung der Teftamente hängt auch die hie 
und da auf Teftamente übertragene Forderung des Nachweiſes phyſiſcher Kräfte bei der Teftamente- 
errichtung zufammen; Pauli a. a. DO. ©. 199—201, und Eichhorn, Einl. $ 350 Anm. d. 

4) S. Hartmann, Zur Lehre v. d. Erbverträgen und gemeinfchaftlidden Teftamenten (1860) 
©. 87 flg. Windſcheid, Pandeeten $ 568. 

5) &. Ortloff, Grundzüge &. 577 Aum. 9. Hahn, De diversis testamentorum formis, 
quae in Germania obtinuerunt observationes. Jenae 1847, 

17, Uufl. 35 
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Ichräntt wird, daß über ein Vermögen nicht nur theilweiſe teftamentarifch verfügt 
werben bürfe ®). 

In einem inneren Zufammenbange mit den alten Salmannen und Treu 
händern ftehen die in Deutſchland feit der Einführung der Teftamente üblichen 
Teftamentserecutoren, deren Aufgabe es ift, den im Teftamente ausgeſprochenen 
Willen zum Vollzug zu bringen?) Inſofern dies an und für fich Sache ver 
Erben ift, find fie Die Vertreter des Imterefjen der Lekteren. Ste können von 
den Erben ſelbſt oder, und dies ift die Regel, vom Erblaffer durch Auftrag) 
beftelt werden, welcher auch in einem Teſtamente ausgeiprochen fein lam 
Dieler fann mit Zuwendung eines Vermächtniffes verbunden?) oder ohne em 
folches gegeben fein (analog der Ernennung eined Bormunbs) !°), und es ſteht 
dann dem Ernannten frei, den ausgeiprochenen Auftrag anzunehmen ober ab» 
zulehnen. Der Erecutor haftet den Erben nach dem Gefichtspunkte ver Ber 





6) ©. 8 805 Anm. 7. 

7) Das Bebürfniß folder Erecutoren war nicht bloß ein befonder® dringende, fonden 
auch ein ganz eigenthlimliche®, wo nad der älteren Auffafiung der Teftamente ber eingefekte 
Erbe fehlte und fomit der Erblafler feinen Repräfentanten hatte. Wie im folchen Fällen ver 
&peceutor diefe Aufgabe der Repräfentation übernahm, babet eine in bie Bogtei Übergehenbe, Ich 
weit greifende Wirtfamleit erhielt, wie bie8 ferner in Lübeck mit der Erhaltung des alten Eb⸗ 
rechts bewahrt worden ift, bat Pauli a. a. O. S. 306 fig. in einer trefflichen Ausführung 
gezeigt. Der Gedaufe, daß ber Erecutor den Erblafier repräfentire, wie ihn Pauli namentld 
S. 380, 381 ausgefprochen hat, ift für jenes ältere Teftament ganz richtig. Nun bat ihm fpäte 
Befeler (Zeitſchr. f. deutſch R. Bd. 9 S. 173 fig.) benutzt, um ihm zum gemeinrectlihen 
Prineip der Lehre von den Zeftamentserecutoren zu machen. Nach ihm ſoll heutzutage ſich die 
Repräſentation des Erblaſſers in eine formelle und eine materielle theilen; jene übernehme der 
Executor, diefe der Exbe; der Erecutor fei geinifiermaßen der formelle Erbe, und das Prim 
Viege mithin in einer durch ba8 neuere Recht erweiterten Teftirfreiheit. Diefer Gedanke iſt für 
das heutige Recht nicht brauchbar. Zunächſt ift eine Theilung der Perfönlichkeit des Erbiafiert 
in eine formelle und materielle, wie fie aus dieſer Anficht folgen würde, nicht wohl benfbar. 
Dann fragt fih: morin zeigt ſich die |. g. formelle Repräfentation? Im der Bertheilung m 
Adminiftration bes Nachlaſſes? Aber dieſe übernimmt ber Executor nicht als Repräfentent 
des Erblafjers, jondern der Erben, melde jene im Falle, daß fein Exeeutor vorhanden wäre, 
ſelbſt ausführen müßten. Der Erblafier kann fo nicht repräfentirt werden, weil, folange er lebt, 
feine Erbſchaft vorhanden ift, unb der Verftorbene wicht als die Erbichaft vertheilend gedacht 
werden kann. Die Verbindung des Erblaffer® mit dem Executor ift nur diefe: jener giet 
diefem den Auftrag, flatt ber Erben und für fie die Theilung zu beforgen. Die Bolemil 
Bejeler’8 gegen die Unterftellung des Verhältniſſes nuter das Mandat würde nur gegenüber 
Demjenigen berechtigt fein, welcher biefen Zuſammenhang verfennen wollte. — ©. aud dal 
Urtheil im der Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung für d. Königr. Sachſen von Tandıik, 
N. F. Bd. 18 ©. 502 (1859). Sächſ. Civilgeſetzb. 8 228044. Unger, Oeſterreich. Private. 
Bd. 6 (1864) ©. 125. Randa, Der Erwerb der Erbſch. nad öſterr. Rechte (1867) ©. 72 Hg. 
Gruchot, Preuß. Erbr. 2. Bd. (1866) ©. 210 fig. S. überhaupt Muͤhlenbruch, orti. > 
Glück's Comment. 43 S. 390 fig. Gierle, Entwurf ©. 521. 

8) Ueber die Möglichkeit bes mandatam post mortem ſ. v. Scheurl, Beiträge zum R. 8. 
(1852) ©. 107. Schmidt im Ar. f. civ. Pr. Bd. 52 ©. 844. ©. indefien Windſcheid, 
Banbecten $ 467 Anm. 7. 

9) Unterholzner’8 Lehre v. d. Schulbverbältniffen II S 617. 

10) Nur biefe Analogie der Vornumdſchaft (alfo in Betreff der Entfiehung bes Berhält 
niſſes) darf angenommen werden. 
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pflihtungen aus dem Mandatsverhältniffe 12); die Erben können bagegen feine 
Zulafjung nicht verweigern, weil fie die Erbfchaft nur in der Art und Form 
erlangen, welche der Xeftator gewollt bat. Der Umfang der Thätigleit des 
Erecutord wird durch die Inftruction (e8 giebt Univerfal- und Specialere- 
eutoren) und, wenn Teine ſolche vorhanden tft, durch die Natur der bejonderen 
Derbältniffe, welche er orbnen will, beftimmt. Er ift daher zur Inventarifation, 
Negulirung und Bertbeilung der Erbſchaft, unter Umftänden!*) auch zur 
Berwaltung und Procekführung legitimirt,. dann aber auch zur Nechnungsab- 
legung verpflichtet. 

*Im Vebrigen ift das Teftamentsrecht als auf römifcher Grundlage be- 
rubend, bier nicht weiter darzuftellen. 


Zweites Capitel. 


Das fucceffive Abrecht. 


(Successio ex pacto et providentia majorum.) 


Einleitung. 
& 313. 


Es tft ein fowohl im longobardiſchen als im beutjchen Lehnrechte aner- 
fannter Grundfag, daß die Succeffion in das Lehen etwas Selbftändiges® und 
mit der landredtlichen Erbfolge in feinem inneren Zufammenbange Stehendes 
ift,; nur das Lehen und die mit ihm verbundenen Rechtsverhältniffe werden 
auf den Nachfolger nach einem eigenthümlichen Succeffionsrechte übertragen, 
und zwar ift der Anfpruch des Letzteren von der Einwirkung des Vorgängers 
unabhängig, da diefer weder das Lehen entziehen!) noch feine rechtliche Be- 
ichaffenheit im Wefentlichen verändern darf. Indem daher die Lehenfolge jeves 
Agnaten immer wieder auf ben erſten Erwerber als den gemeinfchaftlichen 
Stammpater *) zurüdgeführt wird, hat man fie im Gegenfate zur landredht- 
lihen Erbfolge als eine Successio ex pacto et providentia majorum charal- 
terifirt °). Damit ift namentlich der Umſtand hervorgehoben, daß die Lehns⸗ 


11) So auch Windſcheid a. a. D. 

12) Welches find diefe Umflände? Dies ift quaestio facti. Es Tann die Aufgabe, einen 
zerfirenten Nachlaß zufammenzubringen, and bie Legitimation zum Proceß enthalten. Aber in 
feinem alle darf man Beſeler beiflimmen, ber (a. a. DO. ©. 218) dem Erecutor ganz all⸗ 
gemein das Recht zuichreibt, im Imterefie der Erbſchaft Procefie zu führen. S. anch ſächſ. 
GB. $ 2238 u. 40. * Allgemein giebt dem Teſtamentsvollſtrecker eine Proceßvollmadjt Entw. 1908, 
— Streitigkeiten unter ben Erben bat der Eyecutor nicht zu entfcheiden. — S. auch Hinſchius 
in feiner Zeitfchr. f. Geſetzgebung und Rechtspfl. in Preußen, 1. Bd. (1868) ©. 518 fig, u. 
Gruchot a. a. O. ©. 220 fig. 

1) Ausnahmen |. im $ 127 Anm. 6. 

2) U fend. 11 $ 1 u. 17 pr. I feud. 14 8 1, 

3) Zu diefer Bezeichmung hat ſchon die Bloffe zu I feud. 1 $ 2, und II fend. 83 Ber- 
anlaffung gegeben. Ausgebildet ift das Princip fchon bei den mittelalterlichen — Andr. 
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folge Leine Repräfentation des letzten Juhabers enthält, daß ber jeweilige 
Lehnsbeſitzer Fein in feiner ‘Berfönlichleit aufgehendes Recht hat *). 


de Isernia in us. feud. comm. (Frankf. 1598), p. 586 (dafelbt beruft er fich auf Bulgarıt 
und Pillius); Matth. de Afflictis super III feud. lib. comm. (Frankf. 1598) p. 111, 11, 
578 u. a. a. D.; J. Allvarotti, Lecturs (Frankf. 1587) p. 2387. Unterſuchungen über die 
Literärgefchichte dieſes Begriffs enthält: Hartmann Pistoris quaestiones juris L. 3 (Lips. 1588), 
p. 11 u. flg., wo der Ausdrud successio ex paoto et pr. maj., der ſich im den Duellen jeiht 
nicht findet, richtig ein nomen commentitiam genannt, aber als pafiend anerlaunt wird. 

4) Das Gegentheil finden Biele in Bezug auf die Kinder des defunctus ausgefprocden in 
Il feud. 45 (vgl. II feud. 51 $ 4): „Si contigerit vasallum sine omni prole decedere, agnatus, 
ad quem universa hereditas pertinet, repudiata hereditate feudum, si paternum fuit, retinere 
poterit, nec de debito hereditario aliquid feudi nomine solvere cogitur, sed in fruetibu. 
si quos reliquit, ut de eis debitum solvatur, quo tempore decesserit, secundum quod sup 
diximus, considerabitur. Ubi vero filium reliquit, ipse non potest hereditaten 
sine beneficio repudiare, sed aut utrumque retineat, aut utrumque 
repudiet. Quo repudiato, ad agnatos, si paternum sit, pertinebit, et licet alterum sine 
altero retinere non possit, agnatis tamen consentientibus, poterit dominus eum, si voluerit, 
quasi de novo beneficio investire, quo facto licebit ei repudiata hereditate feudum tenere, 
nullo onere ei hereditario imminente.“ Bei unbefanugener Prüfung biefer Stel: 
ergiebt fih, dag tn ihr ebenfo wie ſonſt die Lehnsſuccefſion von ber Allodialfucceffion getrennt 
nnd beide fidh gegenübergeftellt werden; der Agnat foll nun die eine ansichlagen und die ander 
annehmen können, ber Sohn dagegen beibe neben einander nehmen müflen. Aus melden 
inneren Motive diefe Beſtimmung hervorgegangen if, ob namentlich dabei eine Erinnerung 
auß 1. 2 D. de acq. v. om. her. (29, 2) bier gewirkt hat, welche Beſtimmung aus Rüdfichten 
der Pietät bier befonders paſſend ericheinen mochte, daB ift im Weientlichen gleichgältig, ummer 
handelt e8 fi hier nur um eine durchaus äußerliche, obſchon nothwendige Verbindung 
zweier innerlich verfchiedenen Erbrechte, und die hanptſächlichſte Rückſicht, welche die Stelle br- 
herrſcht, ift die Frage nach der Verpflichtung zur Zahlung der Allodialfchulden des VBerftorbenen, 
welcher fi der Sohn nicht entfchlagen fol. Beim Aguaten tritt die Regel hervor; für da 
Sohn wirb eine Singularität eingeführt, nämlich die nothwendige Verbindung beider Surf 
fionen. Eine Kolge davon ift die, daB der Sohn die Handlungen des Berftorbenen anerlennen 
muß, denn er ift ja zugleih fein Erbe. Dies ganz einfache, fchon von Hartmann Pistoris 
quaest. jur. II p. 128, richtig erfannte Verhaͤltniß wird von Bielen verfannt. ichhorn, Einl. 
& 355 (um ihn flatt aller zu nennen) gründet barauf die Behauptung, bie Natur ber Lenk 
ſueceſſion fei eine andere bei den Agnaten, eine andere bei Söhnen; bei jeneu fe fie em 
Singular-, bei biefen eine Univerjalfucceffion in daB Vermögen des Verftorbenen. Cbenſo 
Micelfen, Zeitfchr. f. deutſch R. Bd. 5 ©. 210 fig. (Im Grunde genommen beruht au 
ähnlichen Ideen die veraltete Scheibung der Leben in feuda hereditaria und feuda ex p. el 
prov. maj.) Diefe Anficht würde zu dem Refultate führen, daß das Lehen in der Hand eine 
Befigers, der einen Sohn hat, alle rechtliche Eigenthümlichkeit verliere, im feiner Perfönlictet 
aufgehe, mit dem übrigen Nachlaſſe juriftiich eins fei, währen es dieſe Selbftändigleit wieder 
erlange, wenn zufällig fein Sohn vorhanden wäre. Die richtige Interpretation ergiebt mur died: 
auch wenn ein Sohn Lehnserbe ift, bleibt die Lehnsiucceffion in ihrer Befonderheit beftehen, nut 
fol dann die Allodialfuccefftion ſtets damit verbunden werden; dieje Verbindung ift aber nur 
eine äußere, nicht eine wirkliche Verſchmelzung. Freilich ift fie trogbem eine im ihren Wirkungen 
fo folgenreiche, daß fie fi in den wichtigſten Lehnrechtöfragen praktiſch geltend macht (3. ®. 
bezüglich der Haftung für die Schulden, der Anertennung von Veräußerungen, ber Erdulbung 
der Folgen der Felonie des Vater u. |. w.). Nach Schröder, welcher (Zeitfche. f. Rechtögeid- 
V S. 285 fig.) eine Ion bei Mayr, Lehnr. ©. 179 angedentete Anſicht Albrechts don Neuem 
vorträgt, foll das Lehnserbredht der Defcendenten ein Erbrecht gegenüber dem Defnuctus, dei 
der Agnaten aber ein Erbrecht gegenüber ihrem im Befitte geweſenen Wicendenten bedeuten, 
welches aber in feiner Ausübung bis zum Ausgange ber befigenden Linie ſuspendirt ſei. Det 
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Aber diefe Charakteriftit ift nur eime negative; es bebarf einer weiteren 
Beitimmung der Natur der Lehnsfolge, um ihr inneres Princip feftzuftellen. 
Dies bat man häufig dahin ausgeiprochen, daß die Lehnsfolge eine Singular- 
jucceffion jet. Aber auch dies ift offenbar nım eine richtige Verneinung in ber 
Form einer, unrichtigen Behauptung. Dieje Anficht ift richtig, fofern darin 
nur gefagt fein ſoll, daß die Lehnsfolge keine Univerfaliucceifion in das Ver⸗ 
mögen bes verftorbenen Vaſallen ſei; es ift aber unrichtig, zu jagen, daß fie 
deshalb eine Singularfucceffion in Bezug auf einen Bermögenstheil des Letz⸗ 
teren enthalte. Denn die Lebnsfolge ift nicht der Erwerb einer eimelnen 
Sache, es gebt eine Menge von Verpflichtungen und Forderungen, es geht in 
ber That ein Bermögen auf ben Nachfolger über, nur nicht Das des letzten 
Defiters, jondern des erſten Erwerbers, an welchen die Successio ex p. et 
pr. maj. die Lehnsfolge anknüpft. Sonach enthält die Lehnsfolge eine Univer⸗ 
jalfucceffion in das Lehnsvermögen bes erften Exrwerbers5), eine Nepräfen- 
tation von deſſen Perfönlichkeit, welche jeder Lehnsfolger an feine Perſönlich⸗ 
keit anfchließt, ohne fie in dieſer aufzulöfen; bei jedem Sueceffionsfalle wird 
daber das vom erften Erwerber begründete Vermögen in feiner Urfprünglichleit 
bon Neuem übernommen, die Lehnsfolge ift mit anderen Worten ein fuccej- 
fives Erbrecht 8). Nur ift es natürlich, daß die Reinheit des in fteter Succeifion 


innere Zufammenbang diefer Rechtsftellungen ſoll durch die Bermuthung hergeftellt werden, daß 
der verblaßte Hintergrund der longobardiſchen Säge eine ähnliche Geftaltung geweſen fei, wie 
fie das deutfche Recht nachweift (Erbrecht ber Defcendenten und gefammte Hand der Seitenver- 
wandten). Dagegen fpricht iubefien, daf im Liber feudorum das agnatifche Folgerecht nirgends 
als ein von befonderen Vorausſetzungen abhäugige®, fondern immer nur als ein unbebingtes 
behandelt wird, und daß bie dem Iongob. Lehnr. bekannte Mitbelehnung in keiner Spur an 
jened ältere Recht erinnert. Gewiß aber ift es unrichtig, wenn Schröder Anm. 18 meint, der 
Erwerb des zuerft Belehnten habe im longob. Lehnr. nur die untergeordnete Bedeutung gehabt, 
welche ihm bier beigelegt wird. Wie dem aber auch fei, — jebenfall® bat bie dftere Betonung 
. deffen, qui primus de hoc feudo investitus fuerit,, fchon in der älteften Literatur eine andere 
Auffaffung, nämlich die der succ. ex pacto et prov. maj. gefunden, und mit biefer ift bas 
Iongob. Lehnr. der deutſchen Praxis überliefert worden. Sie beruht anf dem richtigen Gedanken 
der Berbindung zweier Rechtsfreife in einer Perſon, eine Erfcheinung, für welche namentlich das 
Staatsrecht mehrfache Analogien bietet, und wofür ber Ausdruck „doppelter Rechtskreis“, 
„doppelte Berfönlichkeit” eine rechtswiſſenſchaftlich nicht zu beanftandende Formel liefert. 

5) Aus dem deuntſchen Rechte des Mittelalter8 kann man gegen die im Texte ausgeführte 
Anficht keinen Einwand entlehnen; denn das deutfche Lehnserbrecht ift ebenjo unausgebildet ale 
deffen Iandrechtliche® Erbrecht, und beide haben fich nad der Einführung unferes modernen 
Schuldrechts eine Fort- refp. Umbildung gefallen laffen müfjen (dies ift wenig erwogen worben 
in den Entf. des OAG. zu Roftod von Buchka und Budde, 5. Bd. 1865 ©. 194). — Sehr 
richtig drüdt den obigen @ebanten ſchon Hartmann Pistoris a. a, D. ©. 20 fig. aus, indem 
er fagt: „quoties feudum alicui et successoribus conceditur, tum unicuigue censetur saltem 
ad vitam ita concessum, ut post mortem primi ex eadem concessione 
perveniat ad secundum et sic deinceps, atque ideo tot intelligantur 
esse donationes, quot personae“ Diefe Auffafiung war feit der Gloſſe die allge- 
meine, und zwar war fie eine dem Berhältniß durchaus entfprechende. Gegenwärtig beburfte es 
nur ihrer vechtswifjenfchaftlihen Yormulirung. — Bgl. auch Gerber, Zeitfchr. f. Eivilr. und 
Proceß, N. F. Bd. 11 Heft 2 ©. 198 fig. 

6) Diefer Ausdruck (analog dem Ausdrucke fucceifives Bermächtniß), welcher unter den 
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vererhten Vermögens bei deſſen fortgefeßtem Durchgange durch die Rechts⸗ 
ipbären der Lehnsfolger nicht ganz gewahrt werben kann; es wäre undenkbar, 
baß bie fich immer wiederbolenden Befigveränderungen ohne fichtbare Spuren 
porübergeben follten. 

Das Lehnserbrecht bezieht fich aber bloß auf die in dem Lehnsvermögen 
ſubſtantiirte Perfönlichleit des erften Erwerbers; e8 ift daher notbwendig, einen 
boppelten Rechtsfreiß des Lehnsfolgers zu unterſcheiden. Dies wird möglich 
durch Aneignung der eigenthümlichen Anfchaungsweije des Lehnrechts im Ion- 
gobardiſchen und deutjchen Rechte, wonach es eine vom Landrechte ganz ge⸗ 
ſchiedene Sphäre des Handelns und Erwerbens ift, jo daß in beiden Kreiſen 
eine völlige Selbftändigleit ver Perjönlichleit ftattfindet. 

Dies für das Lehnrecht ausgebildete Princip der Erbfolge ift auf das 
Inftitut der Familienfideicommiſſe übertragen worden. Was bort auf einem 
natürlichen Boden ruht, erjcheint bier als Nachbildung; denn nur das Lehn⸗ 
recht läßt jene eigenthümliche Erſcheinung einer Trennung |desA perjönlichen 
Rechtskreiſes vollftändig erklären. 


I. Die Lehuserbfolge. 
Allgemeineg. 
8 314. 


Die Lehnserbfolge ift die Succeffion in das Lehnsvermögen des zuerft 
bamit belehnten Borfahren. Ihre Beranlaffung liegt in dem Aufbören des 
Rechtes eines Vaſallen, mag dies auf deſſen Tode oder einer fonftigen Urfache 
beruben !). Zur Lebnserbfolge berufen ift nur ein beftimmter, ſehr enger 
Kreis von Blutsverwandbten, und unter diefen nur diejenigen, welche einigen 
weiteren Borausjegungen genügen, die Erfüllung aller dieſer Bebingungen 
begründet das Lehnsfolgerecht?). Die Reihenfolge, in welcher das Lehns⸗ 


mehreren denfbaren wohl der befte ift, bezeichnet ziemlich alle Seiten des Verhältniſſes. Wenn 
Roth (Medienburgifches Lehnrecht S. 125 Anm. 2) meiner Auffafjung entgegenhält, fie enthalte 
einen inneren Widerſpruch, weil fie eine dem älteren deutfchen Rechte unbelannte Einheit des 
Bermögens vorausfege, fo vergigt er, daß meine Anficht nicht auf das deutfche, fondern auf 
das für die Beſtimmung der allgemeinen Brineipien maßgebend gewordene longobardiſche Lehn⸗ 
recht und feine Gloſſe geſtützt ift, der jener Begriff fehr wohl befannt war. 

1) Keine Lehnserbfolge ifl dagegen die Erwerbung des Lehns durch Eintritt ber Wirkſam⸗ 
feit einer Eventualbelehunng, oder durch Bermittelung einer Veräußerung, mag diefe in einem 
Geſchäfte unter Lebenden ober auf den Todesfall beftehen; immer ift dieß die Begrändung eines 
ganz. neuen Lehnrechts. Daher ift die Unterfcheidung zwiſchen einer successio feudalis ordinaria 
und extraordinaris unrichtig. 

2) Die Aufſtellung eines Unterſchieds zwiſchen Lehusfolgerecht und Lehnsfolgeordnung if 
völlig begründet, und zwar nicht bloß als ein doctrineller Gebrauch. Denn alle Lehnserben 
find ſolche ſchon durch ihre Geburt; ihr Recht ift ſchon vorhanden, wenn es auch fucteffio, d. h. 
erft nach dem Wegfalle der durd die Succeffionsordnung näher Berechtigten zur Wirkfam- 
keit kommt. Das Recht der Lehnserben ift alfo vor dem Eintritte feiner Wirkſamkeit nicht 
gleich jenem blogen Hoffnungsrechte eined Verwandten anf bie zukünftige Inteftaterhichait, 
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folgerecht der Einzelnen zur Ausführung kommt, beftimmt eine eigenthiimliche 
Succeffiond ordnung. 


A. Das Lehnsfolgerecht. 


L Had longobardiſchem Rechte. 
& 315. 

Zur Lehnsfolge berufen find nur die Defcendenten bes zuerft In- 
veftirten, alfo nur diejenigen, für welche das Leben ein paternum ift. Seiten- 
verwandte, welche nicht vom erſten Belehnten abjitammen, baben fein Suc- 
cejfionsrecht, denn für fie tft das Leben ein novum!); e8 kann aber auch für 
fie den Charakter eines paternum durch Fiction eines belehnten Stammvaters 
erlangen, als welder dann in der Regel der nächfte höhere nach dem erften 
Erwerber anzunehmen ift (feudum novum jure antiqui concessum ?). Aus 
des Natur der Sache folgt von felbit, daß Ajcenventen als folche nicht zur 
Lehnsfolge gelangen); nur geftattet das Lehnrecht*), daß ein Vater fich mit 
Zuftimmung des Lehnsheren den Rüdfall eines an den Sohn refutirten Lehens 
für den Fall, daß diefer früher verfterbe, vorbehält. Soll aber die Eigen- 
ſchaft Jemandes als Defcendent bes erften Lehnsbeſitzers das Lehnsfolgerecht 
gewähren, fo muß fie fich auf leibliche Abftammung aus bürgerlich gültigen 
und ftandesmäßigen Ehen, foweit jolche überhaupt noch al8 bejonderes Standes⸗ 
erforderniß gelten, ftügen, weshalb weder Aboptirte 5), noch aus einer morga- 
natifhen Ehe oder Mißheirath Stammende ®), noch uneheliche Kinder, felbft 
wenn fie jpäter legitimirt wurden ?), zur Succeifion berufen find. ' 


fondern es ift ein wirkliches Recht, da ſchon ein Erblafjer und eine nad) ihrer ganzen Bedeutung 
beſtimmte Erbſchaft vorhanden ift, obfchon feine Ausübung noch ſuspendirt bleibt. Dieſes 
Recht erzeugt aber auch ſchon vor dem Cintritt feiner Wirkfamleit beffimmte Kolgen, z. B. das 
Retractrecht der Agnaten. 

1) I fend. 1 8 1. I feud. 14, II fend. 11 u. f. w. 

2) S. auch Eichhorn, Einl. $ 852 Anm. m. A. M. Pät, Lehnr. ©. 240. Eine Ant- 
dehnuu⸗ dieſer Fiction anf den höchſten Stanunvater begründet ein |. g. Schild- oder Geſchlechtslehen. 

8) II feud. 50. 

4) II feud. 84, Ortioff, Grundzüge S. 599. 

5) II feud. 27 8 8. 

6) II feud. 29. Dies gilt jet nur noch für den hohen Adel. 

7) Die enticheidende Stelle iſt II fend. 26 5 10: „Naturales filii, licet postea fiant legi- 
timi, ad successionem fendi nec soli nec cum aliis admittuntur (bie soli find nicht die per 
rescriptum uud bie alii nicht die p. subs. matr. Legitimirten, wie man angenommen bat; bei 
aliis iſt zu ergänzen: sc. legitimis, und ber Gegenfag ifi der: weder ohne noch mit ehelichen 
Deſc.). Zrog diefer Stelle ift ſowohl in älterer als neuerer Zeit die Lehnsſucceſſionsfähigkeit 
wenigſtens der p. subs. matr. 2egitimirten fo häufig behauptet nnd in Particularredhten aner- 
Tanınt worden, daß für mehrere Jahrhunderte (das 16.18.) diefe Meinung als die herrfchende 
betradgtet werben muß, mährend in nenerer Zeit, befonbers feit Eichhorn (Einl. 854, d) die 
entgegengejetste Anficht an Raum geivonnen bat, bis ihr zuleßt die Schrift von Died (Beiträge 
zur Lehre von ber Legitimation durch nachfolgende Ehe, 1882) wieder einige Gegner hervorgerufen 
bat. 1) Dan hat verfucht, dem Lehntert ganz wegguräumen, indem man ihn fo interpreticte, 
daß er nicht anf uneheliche, ſondern auf Kinder aus nicht ebenbürtigen Ehen nad) den Srund- 
fügen des älteren lombardiſchen Rechts zu beziehen fei; f. Died im der Revifionsgegenfchrift in 
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Eine allgemeine Vorausſetzung des Lehnsfolgerechts ift Die Lehnsfähig- 
keit; fehlt diefe beim Succeifionsfalle, jo gebt die Lehnsfolge auf den näditen 
Derechtigten über, dem fie durch den Lehnsherrn nicht eimjeitig zu Gunſten des 
Lehnsunfähigen entzogen werben kann. Indeſſen lafjen neuere Particularredte 
bei manchen Arten der Lehnsunfähigkeit mildere Grundſätze eintreten ®); auch 
kann fogar die Unfähigkeit der Frauen und Cognaten, im Leben zu ſuccediren 
im Lehnövertrage aufgehoben werben (feudum femininum, Weiberlehen), was 
ſtillſchweigend erfolgt, wenn die erfte Berleihung an eine Frau geichah, feudum 
femineum °). 

2, Ua deutſchem Rechte, 
g 316. 

Das deutiche Recht gründet die Lehnsfolge auf die Gemeinfchaft des Be 
fige8; daher beruft e8 nur die Söhnme bes Bafallen!), die Seitenverwandten 
jelbft dann nicht, wenn fie vom erften Erwerber des Lehns abitammen. Ta 
gegen kennt e8 in ber Gefammtbelehnung ein Mittel, auch diefen ein Succeſ⸗ 
fionsrecht zu verichaffen ?); bier treten zumächft die Defcenventen an die Stelle 
eines verjtorbenen Gemeiners, aber in Ermangelung ſolcher wächſt der Antheil 
des Wegfallenden den Mitbelehnten an. Die Vorausſetzung dieſer Wirhm 
war jeboch die Fortdauer der ungelöſten Gemeinſchaft; Theilung brach ſiets 
bie Folge, wenn fih die Theilenden nicht abermals durch Erlangung eins 


der Bentind’fchen Streitfadhe (1844) S. 209), und in ber Reviſionsduplik (1846) S. 300 fig, 
fowie bei Michaelis, Botum in dem Reichsgräfl. Bentind’ichen Erbfolgeftreite (4. Heft, 1848). 
Allein diefer Interpretationsverfuch jcheint mißlungen zu fein; die hauptſächlich zur Unterſtützung 
angeführte Stelle (Leg. Luitprandi Lib. VI c. 53) felt doch wohl gerade die Nichtehe („quasi 
uzorem habnerit‘“) der wirfliden Ehe entgegen, was freilich Died befireitet. ©. jet und 
Wilda in der Zeitfchr. für deutſches R. Bd. 15 ©. 284. 2) Die Nachweife, daß jedenfalls im 
16. Jahrh. die Mehrzahl der Iuriften ſich der Anficht für die Lehufolgefähigkeit der Mante- 
finder zuneigte, könmen nicht als Beweis eines Gewohnheitsrechts gelten, da ein fortwährendes 
Schwanken fihtbar if, und die Meinungen der Iuriften in der Regel auf das caput naturales 
zurüdgehen, welches fie nur theoretifch wegzuräumen bemüht find. Demmach fiehen mir jekt 
diefer Duelle ebenjo nahe, als jene Borgänger; eine etivaige neue Rechtserzeugung liegt nicht 
dazwiſchen. 8) Aud kann nicht angenommen werden, daß durch das cap. 6, X. 4, 17 cin 
Nothwendigkeit gegeben fei, ein entichiedene® Princip der Rechtsblicher des Mittelalters bei einem 
Rechtöverhältnifie zu verlaflen, welches fich als ein eigenthilmliche® bewahrt und von der Ein⸗ 
wirtung des fremden Rechts im Weſentlichen frei erhalten Bat. Siehe auch Wilde in der 
Zeitfchrift für deutfched R. Bd. 4 ©. 300 fig. — * Das Reichtgericht 12 ©. 289 hat die Lehne 
Erbfähigfeit der Mantellinder bejaht. 

8) Höhere Geiftliche und Mitglieder der geiftlichen Ritterorden bat man im fpäteren ittel- 
alter zur Lehnsfolge zugelaſſen. S. Schnanbert, Erläut. d. Lehnr. ©. 458-460. Ueber 
Gebrechliche, welche partienlarrechtlich zur Succeffion gelafien werden (Pr. LH. I, 18 $ 315 fig. 
Gothaiſch. Lehnsmand. 8 75), |. Weber, Hanbb. III ©. 832 fig.; bei ihnen iſt Dißpenfation 
bes Herrn überhaupt zulälfig. 

9) II feud. 11, 17, 37, 50, 51 8 8. 

1) Sächſ. Lehnr. 31 $ 3: „It ne erft nieman nen len wen die vader uppe den sone". 
Schwfp. Lehnr. 420. Homeyer, Syflem S. 327 und 450 fig, Sind mehrere vorhanden, ſo 
braucht der Lehnäherr nur einen zu belehnen (Sächſ. Lehr. 29 5 2), der bie Brüder nad Lan- 
recht entichädigen muß (Sfp. Tandr. 1, 14 8 1). 

3) ©. oben 5 116. Sächſ. Lehr. 32. 
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Gedinge gegenfeitig verbanden. Später wurde zum Zwecke ber Begründung 
von Succeffionsrechten vorzüglich die neuere leichtere Borm?) der Belehnung 
zu gelammter Hand gebraucht, welche noch heutzutage hie und ba, bejonders 
in Sadfen*), die Bedingung der Agnatenfucceffion if. Im anderen Ländern 
bat der Gebrauch dieſer Gejammtbelehnung nur die Bedeutung, daß dadurch 
ftet8 ein friſches Andenken an das zuitehende Lehnsfolgerecht erhalten werben 
joll 5). 
3. Bei Erblehen. 
& 317. 


Abweichungen von diefen das Lehnsfolgerecht betreffenden Rechtsſätzen 
können im Imveftiturvertrage feftgeftellt werden. Eine beitimmte Art derſelben 
bat man, freilich irriger Weife, ſchon im longobarbifchen Lehnrechte finden 
wollen und die dadurch modificirten Leben Erbleben (feuda hereditaria) ge- 
nannt 1); die Principien diefer Theorie find dann fpäter fowohl von Particı- 
largefeßgebungen häufig anerlannt, als auch in einzelnen Rechtsgefchäften zur 
Anwendung gebracht worden ?). Es fehlt an einer Uebereinftimmung über den 
Charakter des Erblehns; im Allgemeinen liegt er in einer Annäherung bes 
Lebens an das Allodialrecht und Entfernung vom Lehnrechte, aber wie weit 
diefe Improprietät ausgedehnt fet, kann nur nach den Merkmalen des einzelnen 
Falls beſtimmt werden ?). Die Particularrechte enthalten oft nähere Beitim- 
mungen über die Kennzeichen der Erbleben und über den Umfang der Im⸗ 
proprietät. 


B. Die Lehnsfolgeorpnung. 
& 318. 
Zur Lehnsſucceeſſion werden nach dem gemeinen Lehnrechte berufen 1) die 


3) Befonders mit bloßer Theilung der Nutzungen (Mutſchirung, Derterung). 

4) Die Suceeiftonsordnung ift hierbei in Kurdhfachfen nach Linien, amd innerhalb der Linie 
wirb nach Köpfen getheilt. Zachariä, Sächſ. Lehnr. 5 77—104. Sächſ. Lehnsmandat v. 1764. 
Otto, Das Hecht der Lehngüter in Sachſen (1888) S. 118 fig. 

5) Außerhalb Sachſens hat diefe Sejammtbelehnung auf die Succeffiongordnnng der 
Agnaten (welche vielmehr die allgemeine ift) keinen Einfluß. — Da die Gefammtbelehnung jetzt 
nur noch eine Form der Bermittelung des Erbrechts bedeutet, und die Lehnsfolge der Gefammt- 
händer nicht mehr den Charakter einer ans der Befißgemeinichaft folgenden Eonfolidation hat, 
fo kann andy der Umftand, daß einige Sefannnthänder bei einem Succeffionsfalle compossessores 
find, andere nicht, jenen nunmehr feinen Vorzug vor diefen geben. Kind, Quaest. for. I 5, 
IV, 3. Coinvestiti nati gehen natürlich den praſentitten ſtets vor. Pfeiffer, Ueber die Ordnung 
der Regierungsnachfolge (1826) 18 46. 47. 

1) Ueber die Geſchichte der |. g. Erblehen |. Eihgom, Rechtögeich. $ 566, und von älteren 
Schriftſtellern beſonders Hartmann Pistoris quaestiones juris (1582) L. 2 qu. 1 u. 2. 

2) S. Schnaubert, Erläuterungen de Lehner. ©. 463 fig. Zachariä, Sächſ. Lehnr. 8 95. 
Breuß. ER. I, 18 8 437 fig. Gothaifches Lehnsmandat $ 64—70. Eine Reihe don Abhand- 
Iımgen darüber enthält Jenichen, Thes. jur. feud II ©. 569 fig., 609 fig. 

3) Man unteriheidet reine und gemifchte Erblehen; jenes enthält die größte Im- 
proprietät, indem es im Ganzen nad) dem Civilerbrecht benrtheilt wird, während diefes nur in 
einzelnen Stüden fi) dem legteren nähert. 
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TDefcendenten des lebten Befikers, und zwar fo, daß mit den näheren zu⸗ 
gleich die entfernteren fuccebiren, indem fle den Antheil ihres weggefallenen 
Afcendenten empfangen 1). 2) Bon den Seitenverwandten kommen zuerft 
die Brüder mit den Söhnen vorverftorbener Brüder zur Succeiftion ?); in &- 
mangelung folcher werben alle übrigen Seitenverwanbten 8), fofern fie vom 
eriten Erwerber abſtammen, lebiglih nad Maßgabe der Gradesnähe (romiſcher 
Computation) berufen*). Der Unterfchieb zwifchen vollbürtigen und halbbür⸗ 
tigen Verwandten ift hierbei ohne Einfluß, da das Succeifionsrecht nur mit 
der Abftammung vom erften Erwerber in Verbindung fteht. Mehrere zugleich 
zur Succeffion Berufene theilen das Lehen und bie darauf ruhenden Lehns⸗ 
pflichten zu gleichen Antheilen; es ſteht ihnen aber frei, ftatt der Theilung des 
Lehns oder feiner Früchte das ganze Lehen Einem gegen eine Abfinbung ber 
Uebrigen zu überlaffen, welche dadurch bis zum Abgange der befigenden Pinie 
von der Lehnsſucceſſion ausgejchloffen werben ®). 


1) I feud. 8 pr. II feud, 11 pr. 

8) II feud. 11. 

8) II feud. 87. 

4) Da® oben auf ber Grundlage der klaren Quellenausſpruche bargeftellte Syſtem der 
Lehnsfolgeordnung ift neuerdings nachgetwiefen worden von Waſſerſchleben, Das Princip der 
Succeffiongorbnung nad) deutichem, insbeſondere fächfijchen Rechte (1860) ©. 45 fig. Ban 
jeher aber herrichten fehr verfchiebene Anfichten über die Iongobardifche Lehnsfolgeorbmumng der 
Seitenverwandten. Neben bem bis in das 18. Jahrh. behaupteten Syſteme der reinen römifcen 
Gradualfolge (vertheibigt 3. ®. von Schilter im Cod. jur. Alem. feud. nr. 5; Maier, 
Gemeint. Erbfolgeordn. in f. g. Stammlehen n. |. w. 1805) wurde nämlich 1) das f.g. reine 
Linealſyſtem (Preufchen bei Zepernid, Sammlung anserlefener Abh. 3 ©. 227 fig; Pih, 
Lehrb. 8 109) vertheibigt; hiernach folle zunächft die Nähe ser Linie entfcheiden, innerhalb einer 
jeden aber die Gradesnähe feinen Unterjchied machen, fondern alle darin Befindlichen garz fo wie 
bie Deſcendenten bei der römifchen Smteftaterbfolge berufen werben; 2) die ſ. g. Zineal- 
gradbualorbnung, mit a. W. die Parentelenordnnung, wonach zuerft bie Nähe ber Linie, in 
berjelben aber bie Gradesnähe entfcheiden folle. Dies letztere Syſtem (G. L. Boebmer, Prine. 
jur. fend. $ 144; Schnanbert, Erlänt. des — Lehnrechts ©. 518 fig; Weber, Hanbb. 3 
©. 483 fig.; Eichhorn, Einl. $ 356) gründete man zunächſt auf die jet als unhaltbar erwieſene 
Anficht, daß es das dem älteren dentfchen Rechte überhaupt eigenthümliche gewefen fei; fodanı 
hauptſächlich auf einige einem befonderen Rechtsfalle angepaßte Ausdrüde der Stelle II feud. 50, 
mit melcher man die ganz felbfländigen Stellen II feud. 37 und II fend. 11 in ber Weiſe ver- 
band, dag man diefen eine erlänternde und ergänzende Function beilegte — ein ohne Zweifel 
willfürliches Verfahren. Daß aber überbie® die Stelle II feud. 50 keineswegs eine von den 
zulegt genannten Stellen verfchiedene Succeffionsorbnung anbeutet, fondern mit ihnen in vollem 
Einflange fteht, ergiebt die richtige Interpretation bei Waflerfchleben a. a. DO. ©. 46, und in 
defien Replil S. 44 („omnes alias lineae aequaliter vocantur“ heißt nicht: „alle übrigen Ber- 
wandten werben nad Linien‘, fondern : „alle in den übrigen Linien vorhandenen Berwandten” 
werben berufen). 

5) DI feud. 26 $ 7. II feud. 55 $ 2 (4). II fend. 50. Man muß übrigens eine 9% 
möhnliche Eiviltheilung, melde auf die Lehnsfolgeordnung ber Seitenverwanbten ohne Einfluß 
if, wohl unterſcheiden von einer Theilung, bei welcher fich zugleich die Familie in felbfländige 
Linien fpaltet, deren jede eine als Ganzes bereditigte Benwanbtengruppe für fich bilden joll. 
Ob biefe mit Stiftungswillen begründete, rechtlich allerdings bedentfame Organijation einer 
Familie anzunehmen ift, oder aber unr eine durch bie Theilung des Lehns bewirkte factiſche 
Sonderung, iſt quaestio facti, 
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Erft nach dem Abgange aller hiernach zur Lehnsfolge Berechtigten werben 
Diejenigen berufen, welche durch einen bejonderen Lehnsvertrag ein eventuelles 
Succeffionsrecht erhalten haben. Dabin gehören auch die Frauen und Eognaten 
bei ſ. g. Weiberleben, welche im Zweifel nur für ſubſidiäre im Gegenſatze zu 
denen zu halten find, bei welchen der Berfchievenheit des Geſchlechts aller Ein- 
fluß entzogen ift (feudum femininum promiscuum) °). Uebrigens fuccebiren 
die Cognaten ebenfall8 nach der gemeinen Lehnsfolgeordnung, und zwar fommen 
zunächſt diejenigen an die Reihe, welche fich nach jener am nächſten an den 
legten Befiter anfchließen. Beim Eintritt der Eognatenfucceffion und bei der 
weiteren Vererbung giebt abermals das männliche Gefchlecht einen Vorzug: vor 
den weiblichen ?). 

$ 319. 


Sowohl bei der Errichtung des Lebens als auch fpäter kann diefe Suc- 
ceſſionsordnung abgeändert werden, im leßteren alle ift die Zuftimmung 
fämmtlicher dabei betbeiligten Agnaten erforderlich, welche auch bie zukünftigen 
Deicenventen berfelben bindet!). Der Einwilligung des Lehnsherrn bedarf es 
jevoch Hierzu nicht ?). Der Zwed folder Abänderungen der Succeffionsordnnung 
ift in der Negel die Verhütung einer Zeriplitterung des Lebens; fie beftehen 
daher am häufigſten in der Einführung der Untbeilbarfeit mit Berufung eines 
einzigen Lehnsfolgers ?). 


C. Erwerb der Lehnserbſchaft. 
8 320. 

Die Lehnserbſchaft wird ipso jure mit der Delation zugleich erworben !), 
und daher auch auf die Erben des Derufenen nad dem Eintritte dieſes Zeit- 
punktes ohne Weiteres transmittirt. Der Lehnserbe übernimmt bamit das 
vom erjten Lebnserwerber begründete und geftiftete Lehnsvermögen; er über- 
nimmt dies aber als ein im Durchgange durch andere Rechtsſphären begriffenes, 
alfo mit den daraus nothwendig folgenden Wirkungen, d. b. den VBermehrungen 
und Berminderungen, welche eine Folge der Ausübung der vafallitiichen Rechte 





6) Schnaubert, Erlänter. ©. 443 fig. 

7) Dies ift fehr beftritten, indem 3. B. manche (Eichhorn S 358 Anm. h. i) diefe Ent- 
ſcheidung nur dann zulaffen wollen, wenn die mehreren Berechtigten in gleicher. Linie und 
Gradesnähe ftehen, oder zwiſchen dem alle des erften Aufalls an die Eognaten und der weiteren 
Bererbung umterfcheiden. Das Iongobardijche Recht behandelt diefe Kragen ſchon als beftrittene. 
II feud. 30, 50 pr. 51 $ 3. Aber II feud. 17 pr. fpricht das Princip der im Tert gegebenen 
Entſcheidung ganz allgemein aus. S. Weber, Hanbb. III $ 126. 

1) ©. oben $ 127 Aum. 4. und $ 128, 8. Beim hoben Adel find zur Errichtung einer 
befonderen Succeffionsordnung diefelben Borausfegungen zu erfüllen. 

2) Anders das pr. TR. a. a. O. 5 386. 

3) Die verfchiedenen Arten |. ©. 558, 

1) Sächſ. Lehner. 6 $ ı. Homeyer, Suflem ©. 454. II feud. 1 $ 1. II feud. 11 pr. 
ll feud. 33 pr. 
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und Pflichten find ?). Die Allovialerbichaft des letzten Beſitzers ſteht mit ber 
Lehnserbichaft in keinem Zuſammenhange: fie muß, wenn fie anderen Perſonen 
al8 den Lehenserben zufällt, vom Leben gejonvert werben ($ 131). Der bloße 
Lehnserbe haftet daher weder für die Allopialfchulden des lebten Beſitzers, 
noch braucht er deſſen auf das Lehen bezügliche Handlungen anzuerlennen, fo- 
fern er nicht aus befonderen Gründen dazu verpflichtet ift ($ 126. 127. 132. 
133). Der Erwerb der Lebnserbihaft kann aber gewiſſe Verbindlichkeiten 
gegen die Allodialerben begründen, namentlich die Verpflichtung zum Beſtellung 
eines Witthums für die Wittwe des legten Befigers und zur Wlimentation und 
Ausftener feiner Töchter ($ 125). 

Es ift möglich, daß die Allopialerbichaft mit der Lehnserbſchaft verbunden 
wird, wie dies für die Defcendenten des legten Befiterd durch ausdrück⸗ 
liches Geſetz geboten ift?). In biefem Falle muß der Lehnsfolger als Erbe 
die Handlungen des legten Beſitzers anerlennen*) und für deſſen Schulden 
nicht bloß mit dem Allodialnachlaffe, fondern auch mit ven Lebnsfrüchten, als 
einem Theile feines eigenen Vermögens, einftehen, jofern er nicht vom bene- 
fiium inventarii Gebrauh macht. Bei der inneren Unabhängigkeit beider 
Succeffionen fann da8 Lehen weder als Gegenftand einer Eollationspflicht be- 
tradhtet noch bei der Beitimmung des Pflichttheils in Anrechnung gebradit 
werben ®). 


II. Erbfolge in Zamilienfideicommifje und Stammgüter. 
& 321. 


Das Familienfideicommiß wird als Erbichaft des Stifters nach den Grund» 
jägen der successio ex pacto et providentia majorum in fuccejfiver "Folge 
auf die Berechtigten vererbt. Zu dieſen gehören bei dem beutichen Familien⸗ 
fiveicommiffe alle männlichen Verwandten ?), welche fi durch ihren Namen 


2) Nicht bloß die Veränderungen der Subflanz, melde als natürliche Folgen der Aut- 
übung des vafallitifhen Nutzungsrechts erjcheinen, find hier gemeint, ſondern auch die Hechts- 
veränderungen, melde ih an die Schidfale eines langen Lehnsbefiges knüpfen, und fi in 
Lehnsſchulden, Lehnstheilungen und in den Einwirkungen der Geſetzgebung barftellen. 

8) II feud. 45, |. oben $ 313 Anm. 4. Nach der bier gegebenen Auslegung diefer Stelle 
muß die Verpflichtung, beide Succeffionen zu verbinden, wegfallen, wenn der Bater den Sohn 
in Betreff der Allodialerbichaft enterbt (Heichögeriht 19 &. 286), oder das Lehen fdhon bei 
feinen Lebzeiten an den Sohn abtritt. Weber andere angebliche Ausnahmen und die ganze 
Streitfrage mit ihrer weitläufigen Literatur |. Weber, Handb. III $ 140. 

4) Es entſcheidet die Analogie von l. 78. D.de eviet. (21, 2). 1. 14, Cod. eod. (8, 45). 
Eichhorn, Einl. $ 361 Anm. m. S. Neichdgeriht 26 ©. 200, 32 ©. 2370. 

5) Anders ift es bei eimem Neulehen, welches mit einem Theile des Allodialvermögens 
angetauft if; bier muß der Erwerbspreis conferirt und in den Pflichttheil eingerechnet werden. 

1) Alſo im Zweifel auch die von einem höheren Stammovater als dem Stifter annnenden 
Agnaten, was Dlaurenbredyer, Lebrb. $ 572 u. 9. ohne Grund leugnen. Die Analogie des 
Lehnrechts entfcheidet bier nicht. S. ſchon Stryck, Tractat de succ. ab int. VII, 2, 45. — 
Der Borzug des Mannsſtamms ift beim eigentlichen deutichen Familienfideieommifſe unzmeifel- 
baft und ſelbſtverſtändlich. Bei Yideicommiffen des Adels fpricht eine Vermuthung für diefen 
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als Träger des Gejchlechts Tundgeben; find eventuell auch die Eognaten als 
Fideicommißfolger berufen ?), jo fällt das Fideicommiß nach dem Erlöfchen bes 
Mannesſtammes an die |. g. Erbtochter ?). Ausgefchloffen find nach der Natur 
und Beftimmung dieſes Bermögens die Adoptirten, bie Unehelichen, beim hohen 
Abel auch bie Zegitimirten *) und die in einer Mißheirath oder Ehe zur linken 
Hand Erzeugten?). Das Fideicommißerbrecht, welches kein Inhaber (nach dem 
Stifter) den Nachfolgern ſchmälern, beſchränken oder entziehen kann ®), fteht 
mit der Allodialfucceffion des legten Beſitzers in feiner Verbindung, gebührt 
biefe einem Andern als dem Fideicommißberechtigten, fo tritt eine Trennung 
des Allodinlvermögens vom Tideicommißvermögen ein, welde nad Analogie 
der Lehnsſonderung bewirkt wird. Die Succeffionsorbnung ift im Zweifel die 
des regelmäßigen Inteſtaterbrechts; mehrere zugleich Berufene treten daher zu- 
gleich in den Genuß des Fideicommiſſes 7). 

Der Idee, welde dem ganzen Inſtitute der Familienfideicommiſſe zu 
Grunde liegt, Tann die gemeinrechtliche Erbfolgeorbnung wenig entiprechen. 
Daher ift auch ſehr häufig bei der Errichtung berfelben®) eine abweichende 


Charalter der Stiftung; bei Fideicommifien des Bürgerſtandes wird man eine ausdrückliche 
Seftfegung in biefem Sinne erwarten, weil bei ihm derartige Einrichtungen auch oft als Ber- 
forgungsmittel für alle Familienglieder vorlommen. Aehnliches gilt von bloßen Familien- 
Riftungen. Ueber das Berhältuiß der Yetteren zum Familienfideicommiß ſ. ©erber in f. 
n. Ihering's Jahrb. Bd. 2 ©. 351 fig. (1858) und oben ©. 144°", 

23) Hier iR natürlich uur von bem Kalle die Rede, daß das Kamilienfideicommiß als 
ſolches in die Hand der Kognaten kommt. Ob daun aber auch ferner bloß der Mannsftamm 
fuceedire, ift quaestio facti und aus den Worten und dem Sinne der Stiftung zu beurtheilen. 
Die Analogie bed Lebens paßt nicht. 

8) $ 311 Anm. 5. 

4) Died ift ein faft allgemein anerlannter Sag des Privatfürſtenrechts (Pütter, Jus priv. 
prince. $ 27); für den niederen Abel, der durch Legitimation erworben werden kann, gilt er 
dagegen nicht (Reichögericht 80 ©. 146), wenn ihn nicht die Stiftung ausdrücklich will, was 
aber richtiger Interpretation nad) ſchon in den Worten „eheliche Leibeserben“ gefunden merden 
muß (vgl. Gerber, Botum über den Bentind’jchen Sucrefflonsftreit (1854) ©. 12 fig. Abw. 
Reichsgericht 30 S. 146). Die in früheren Auflagen behauptete allgemeine Unfähigfeit der p. rescrip- 
tam Legitimirten babe ich jetzt fallen lafien. S. Lewis, Das Recht des Yamilienfideicommifjes 
(1868) &. 831. — Uebrigens wirkt die Legitimation in civilvechtlicder Hinficht ex nunez daher 
bleibt der erfigeborene eheliche Sohn primogenitus, wenn auch früher geborene uneheliche Söhne 
fpäter in anderer Ehe legitimirt werben. Nur bei der Trage der Zuläjfigleit der Legitimation 
in kirchenrechtlicher Hinficht blicdt das echt rüdwärtd auf den Moment der Zeugung. 

5) Göhrum, Lehre von der Cbenbürtigleit II ©. 396. 

6) ©. oben 8 76.8, 

7) Eine relle Theilung ift im Zweifel als der Stiftung widerfprechend auzufehen. 

8) Ob auch die fpäteren Fideicommißbeſitzer und Agnaten eine andere Succeffionsorbnnung 
einführen können, ift nad) dem Grade des Einflufjes zu beftimmen, welchen die Particularrechte 
der Willensäußerung der lebenden Agnaten auf das Scidjal des Fideicommifjes beilegen. 
Sauptfächlich ift bei diefer Frage zu unterfuchen, wie ſich das Verhältniß der neu zu errichtenden 
Sueceffionsordnung zu dem Sinne und Geifte der urſprünglichen Stiftung herausfiellt. — 
Ueber die Spuren des PBrimogeniturredhts im echte des Mittelalters |. Schulze, Das Hecht der 
Erfigeburt (1851) ©. 199 fig. Wfeiffer, Ueber die Ordnung der Regierungsfolge in ben 
monarchiſchen Staaten (1826) Bd. 1 8 17 fig. Leber alle dieſe Succeffionsarten |. jegt Lewis 
0.0.0.5. 358 fig. 





560 | Anhang. 


Etſte Abtheilung. 








Nr. Eigenthümer u; zeit und rund bes Er⸗ Werth Mark 
| | 


| 





| 
1 | Philipp von Gutendorf zu | —S S bes Zuſcaee 
EEE Le. eided des ** 
| Dserhaufen, Major a. D. | Gerichts zu Momnborf vom 
| 10. März 1884 eingetragen 
| am 27. März 1884 
| 





F. 


2 Wilhelm Spengel zu Ober- | Aufgelafien und eingetragen —— bom | 722 000 


. ee‘ VO Dee am 12. Mär 1 1892 


| 
ven | r 


8 | Heinrich Spengel zu Haus- | Anf Grund ber Teflaments- | 


’ 


mannsborf, ausfertigung vom 1. Mai 
Albert Spengel zu Ober- | 1894 eingetragen am 10. | 
banjen . Dezember 1894 


N 
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Zweite Abtheilung. 








Wenderungen 
Betrag | Dauernbe Laften und Ein- 
Nr. | . on | Löfhungen 
Mart ränkungen des Eigenthums Ein⸗ 
ſch g dig traguugen | Wlhungen 
1 15 Fünfzehn Mark unablöslicher 
Zins für die Kirche in Ober- 
haufen eingetragen am 
F. N. 
3 Em Bortaufßredt für ben | | 2. Gelöfht am 5. Juni 
Delonomen ¶ deinrich Curl 9 
bon Sutendorf bis zum 
81. Dezember 1898. 
Eingetragen am 1. Mär; 1885 
F. N 
Borgemertt. das Reit. bes 3. elät iu Bolge 
driedrich Otto Spengei zu ganbgerichte u N 
Priſterwitz auf Eintragung | vom 
— am 18, M ai 189 5 


eingetragen in Folge einfl- F. N. 


weiliger Verfügung des Kgl. 
Landgerichts N. v. . . . a 
15, Deyember 1894 


als Eigenthümer 
F. N. 


4 Der Eigenthümer des itter- | 

ge Hoheneggen (Bd. 1. 

Nr. 1 des Grundbuchs 
von Hoheneggen) bat bie 
DL 88 der Orundalten näber 
befchriebene Wegegerechtigleit 
an Vorwerk Kuhren. | 
Eingetragen am 1. Mauͤrz 1895 

36 


| 


17. Aufl. 








Anbang. 





1 


6 


80 000 


350 000 
_50 000 000 
800 000 


100 000 


200 000 


87 000 


100 000 


Hypotheken und a 


Dreißigtaufend Mark Vermächtniß verzinslih mit 4 %.i in viertebjährlichen 


Kumnmeum nennen BEE ET an rer ET ET ————25. 


. ER ., Di" SOAHHER van Anhiiiee * Vai . nn anunshaneuuy- 


“onen LET EEE TER TEE TER TEE I en a nenn - 


——— —————————————————————————————————2 


Dreihundertfünfzigtaufend Mark rückſtändiges Kaufgeld verzinslich mit 4/, 


in halbjährigen Zinſen ſeit dem 1. April 1892, gegen jechSrmonatige 
Kündigung, die jedoch, wenn die Zinſen ſp ãteſtens 14 Say ig. 
teit ezahlt werden, erft am 1. Juli 1902 zuläffig ift, rü — Für 
tonom Heinrid Earl von Gutendorf zu Klem-Lanlaı dem 
—ãæ vom 10. März; 1892 eingetragen am 12. März ‚0 


F. N. 


Hunderttaufend Marl Grundſchuld verzinslich zu 5% feit bem 1. April 1892, 


rüdzahlbar ohne Kündigung am 2. Januar 1920 für Wilhelm Spenge! 
zu Oberhaufen eingetragen am 12. März 1892 


F. N, 


Zmweihundertaufend Mark Kautionshypothet für alle Yorberungen, die für den 


Baukier Friedrich Klein zu Noundorf aus feinem Kontotorrentverkehr 
mit Albert Spengel in Oberhaufen in der Zeit vom 1. Mai 1899 bie 
31. Dezember 1905 entftehen werden, ein geiragen, zu Laften ber dem 
Wert Spengel gehörigen ideellen Hälfte des —* ans der Schulb- 
urtunde vom 1. April 1895 am 10. April 1895 


F . N. 


Siebemmdachtzigtaufend Marl Sypo- | Im eine ‚Sypothel für eine Forderung 
thel vorgemert für den Baumeiſter aus einem Wertvertrage, verzind- 
Heinrich Bauer zu %. in Folge lich mit 50% feit dem ı. Januar 
einfhveiliger Verfügung des Kgl. 1898, rüdzahlbar ohne Kündigung 
Landgeriht8 zu N. am 1. Dlärz jederzeit, zu Folge Urtheil des Kol. 


1898 Landgeri u Fr , mgefehrieben 
F. N. am 18. 


F. 


Hunderttaufend Mark Grundſchnuld, verzinslich mit 80% feit dem 1. Januar 


1898, zahlbar nach dreimouati L Kündigung, eingetragen für Frau Rofine 
Spengel, geb. Korn am 2. März 1898 


N. 


Or Betrag Beränderungen ar. Betrag 
Mark Eintragungen Löſchungen NMark 
130 000 An den 30000 Mark Der Nießbrauch iſt1 





— ——————— 


“....n..n.....0000,nssm........... 


..n._—u nu... ..a1.nastansonsausnn« 


——————2 


— —— ——— 


Der Kantionshypothek 


zu 4 iſt der Vorrang 
dor der unter 3 ein- 
enen Grund 
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30 000 |Selöfcht am 12. Des 


50.000 Bf 


jember 1898 
F. N. 


iotanjend Mark 


i 
gelöſcht am 5. März 
1895 


F. N. 
36” 





Wortverzeichniß. 


(Die großen Zahlen bedeuten die Zahlen der Seiten, die kleinen bie der Anmerkungen) 


A, 


Abandon 398. 

Abbeder 56. 

Abfindung 528, |. Abſchichtung. 

Abgaben 368 ®, 269 ®. 

Ablehnung von Bormumbd- 
ſchaften 51019, 

Ablöfung 114, 116, 94216, 
287, 397, 299. 

Abmeierung 230 €, 288. 

Abrechnung 8334, 

Abſchoß 62. 

Abſchichtung 188, 501. 

Abichlagszahlung 267, 269°, 
2725, 


Abfonderungsrecht 308. 

Abftraete Verfprechen 332. 

Abtretung bes Pfandrechts 268, 
271,272, der Reallaſt 285 1°. 

Abweſende, Vormundſchaft 45 9, 
Vertragsſchluß unter Abm. 98. 

Abzahlungsgefchäit 350. 

Acteptation 422. 

Actiengefellichaft 879", 385. 

Adel 408, 50, 185, 1408, 
194 ®, 

— alter 51°, hoher 82, 50, 
185, 449 1,455, 542°, 544, 
wiederer 51, 135%, 137 1a. 

Adelige Wittwe 491 ?, 492, 

Adoha 206 1%, 

Adoption 506, 5191, 
557%, 

Afterbelehnuung 215. 


5515, 

Agnaten, Rechte beim Stamm- 
gut 136, beim Yamilienfidei- 
commiß 142, beim Zehn 
218, 214, 226, 228 ®, ge- 
jetslicher Bormund 507. 5 
Spillmagen. 

Annenprobe 515. 

Alimentationspflicht ſ. Unter⸗ 
altspflicht. 

Allmende 7, 9. 

Allod 88, 135, 187, 233 22, 
527, 


Allodialerbſchaft 548 *, 656, 
Alodification 226. 
——— 191. 

il 371, 581. 
Alter 47. 
Alveus derelictus 91. 
Amortifation 116, ſ. XAuf- 

ebot. 


8 
Amortifationsg 718, 
——— —— ſ. Ab⸗ 
ſchlagszahlung. 
Amtslehen 191. 
Anefangstlage 178®. 


Anerbe 526. 
Aufech 344, gegen daß 
rund 122, 


Angefälle 2022, 2185, 
Angeld ſ. Handgelb. 
Anmufterung 857 °. 
Annahmeverzug 348 18. 
Anrädjigleit 56, 1982, 
Antichreie 367 10, 246, 304 17, 
Anvertraute® Gut Sf. Sand 
wahre Hand, 

Anwärter |. Agnaten. 

Anmweifung 4175, 481. 

Anwenderecht 146 5. 

Apanage 558. 

Anpropriation 225, 

Arbeiter 357, 

Arbeitsorduung 857 ®. 

Arreſthypothek 260, 

Arrha |. Handgeld. 

Arcondirung 114. 

Aufgebot Berfchollener 45, des 
Grundſtückseigenthümers 157, 
der Pfandgläubiger 277 1°, 
von Fundſachen 1758, von 
Inhaberpapieren 410, von 
Wechſeln 431. 

Auflafiung 151, 153. 

Auflöfung von Vereinen 76, 
von Geſellſchaften 382, 888, 
385, 387. 

Auffichtsrath 71, 387, 388. 

en für Gelb 847. 

Anperconröfegung 411, 444. 


Unsländer 61. 
Auslobung 331, 528. 
Ausfäbige 47°. 
Ausipielgefchäft 375. 
Aus j. Aus 
Ausftener 490, 500 ®, 
Austritt 76. . 
Auszug |. Altentheit. 
Autonontie 32, 
Autorrecht 438. 

Aval 430. 

Avisbrief 422. 


8. 
Bad 90. 
Badiſches Lanbrecht 28. 
Balemunden 507%. 
Banknoten 4037, 410°, 
Bannforfi 147. 
Baunrecht 319°, 


Banergüter 118, 114, 117, 
145°, 229, ebeliches Güter- 


Bauernfland 52. 
Bauhandwerker 257% ®, 
Baum 176. 
Bauor 148. i 
Bayriſches Landrecht 19, 24. 
Beamte 791, 133 %®, 
Beförfierungsfyften 1487. 
Befreiter Vormund 51298, 
Begebungövertrag 404, 405, 
4 . 


Bebolz echt 244. 

Beiloger 466 14, 

Beiſitz 5019, 

Beiſpruchsrecht 183, 312. 

Beiftand 499 21, 2. 

Beneficiam abdicationis 476%. 

Beneficium exeussionis 279, 
393, 

Beneficium inventarii 556. 

Bergelohn 176 8. 

Bergen und Daddingsanftragen 
476, 


Bergleute 357. 





Bergrecht 164. 

Bergregal 168. 

Berafdailben 171 8, 1788, 

—— —* 

166 ©, 167°, 

Bernflein 166 ®, 

Beſchränkung des Gebrauchs 
145, der Theilung 144, 299 8, 
‚der Beränßerung 182, 

Beichreitung des@pebettß 46614, 

Beſitz 108, 124, Bererblichleit 
1355, 1265, Befiberwerb 
dur Gonnoflement 3705, 

Beflerung 295 +. 

Beitärfungsmittel ber Berträge 


288 10, 
Bentellehen 188 %, 198, 205, 
Bewegliche? Sachen 86. 
Bienen 176. 

Bierzwang 8319'2. 

Bildende Künfte 441. 
Blancoabtretung 268 +, 
Biancoindoffament 421 3. 
Blankett 408 ®, 

Blinde 518%, 

Blutzehnt 291, 

Bodeuregal 101 ®, 

Bodmerei 898, 

Böhnbafe 88. 

Bona*aviatica 185, 
Brautfind 4526, 506 14 15, 
Brautf 490%, 528, 
Bremer Hecht 212, 24 1%, 
Briehypothet 254, 12693, 868, 
Bucheigenthum 120. 
Buchhandel 39010, 891, 
Buchhypothek 255, 263, 8718. 
Bürgerftand 51, 
Bürgervermögen 79, 
Bürgfchaft 46 =, 898, 
Burglehn 190. 

Buße 458, 


€. 


Canoniſches Recht 7°. 

—— 258 ©, 26118, 

Chartepartie 368. 

Code eivil 7, 20, 232. 

Codex Maximilianeus 19, 24. 

Collaboration j.Errungenichafts- 
emeinjchaft. 

Colonat 231. 

Commmanbitgefelichaft 279 ©, 
382% 


Commanditgeſellſchaft auf Ac⸗ 
tien 8797, 887. 
Commilfionshandel 390. 
Communio bonorum prorogata 
501. 
Commmniondeihung 97. 
Compasculatio 242 ?, 
Complementar 884. 
Compntation, germaniſche 521*. 
Conceptiondzeit 504 ®. 


Wortverzeichn iß. 


Coneurs des 475, 


2887, 804 !7, 
Connoffement 369. 
Eonfensprimip 119%, 1588, 
259, 23607, 
Confolidetion des Lehns 228. 
Eonfolidationsprincip 484 2. 
Constitutio Joachimica 323. 
Confumverein 389. 
Contractbruch ſ. Bertragsbrud). 
Contractus socidae 856 ®. 
Contractus vitalicius 344 1, 871. 
Contrados 492. 
Eomventionsfirafe ſ. Vertrag- 


afe. 

Copula carnalis 466 1®, 
Corporationen 65, 
Correfpondentrheber 378%, 
Conpon f. Zinsſchein. 
Courtage 324. 
Creationstheorie 405. 


B. 


Darangeld ſ. Handgeld. 
Darlehn 370. 
Darlebnehgpothet 370. 
Datowechſel 418. 

Dedung 417. 

Deflorationsanfpruch 452 5. 

Deichrecht 96, 145 8. 

Delicte 41 1% ., juriftiicde Per⸗ 
fonen 725, 79°, Minder- 
jähriger 486 ', Geiſteskrauker 
4367. 

Dereliction 155%, 28315, 

Deterioration 142, 209, 266. 

Detractus 68, 

Diebftahl |. neRohlene Sachen. 

Dienftbarfeiten 289. 

Dien ufepflicht der SHansfinder 

— der Ehefrau 453. 

Dienftoertrag 856, Minderjäh- 


riger 48. 
Differenzgeichäft 381. 
Dinglide Klage 109 *, 178, 
— Rechte 109%, 

Disparagium 454. 

Difanzlauf 347, 
Diſtanzwechſel 418. 
DiftrietSverleihung 166 5. 
Dithmarfer Recht 24. 
Dividenden 385. 
Dividendenfchein 8107, 412. 
Dominium directum, utile f, 

Obereigentum. 

Donatio propter nuptias 492. 
Dotalicium 492. 

Dotalrecht 46118, 4645, 6, 
Dramatifche Werle 441. 
Draufgeld |. Handgeld. 
Dreißigfter 525 ®. 


Drittheilsredgt 461 1°, 4775, 


665 
Droit d’aubains 68. 
Duplicitãt des Eigenthums 120, 
€, 
Chenburt 155, 519®, 551®, 
5575, 
Echte Noth 134 19, 1368. 


Echtloſigleit 54. 

Echtwort 80, 

Che 450, 451. 

Eheliches Büterrecht 456, Ge⸗ 
ſchichte 457, Geſegliches 
Necht 464, (Wechſel des 
Wohnſitzes ber Ehegatten 
4657), henerträge 4168, 
Guͤterrechtsregiſter 454 18, 
46611, 4791, 486°, Be- 


ginn ber Wirkſamkeit bes 
Büterrechts 466 1%, Eigen- 
thum am Chevermögen 467 %, 
475, 480, 487, 489, Ber- 
gungsrecht des Mannes 
458, 468, 481, 487, Rieß⸗- 
brauh bed Mannes 467, 
468 Aum., 471, 475, 4798, 
Verfugungsvecht der 
472, 478, 482, 489, 
ceſſe um das Chenermögen 
469, 473, 482, Schulden des 
Mannes 470, 4749, 482, 488, 
489, Schulden der Frau 
474, 479, 483, 488, Gegen- 
feitige Veramtwortlichleit der 
Satten 47114, 10, 47a 18, 
47gıT, 4899 10, 4901, 
Gegenfeitige Sicherungsmittel 
der Gatten 473 18 19, 476, 
4851, 4868, Eheliche Laſten 
471, 4749, 4758, 483, 487, 
Früchte bes Ehevermögens 
4688, 47115, 4748, 475, 
4798, 488, 487, 489, Er- 
werb und Berluft in ?ber 
Ehe 4599 10, 475, 478%, 
483, 487, 489, Tod eines 
Gatten 477, 484, 488, 501, 
Scheidung 47622, 485, 498, 
Concurs ded Ehemanns 475, 
488 16, 4857, 
Chelihe Vormundſchaft 453, 
45883, 47018, 473%, 5097. 
Eheſcheidung ſ. Trennung. 
Eheſtiftungen ſ. Eheverträge. 
Ehevertrãge 460, 465, 587. 
Ehe zur linken Hand 455, 567 5, 
Ehre 53, 58. 
Ehrenintervention 428. 
Ehrenvormund 510 1°, 
Ehriofigkeit 54, 55, 198°, 
Eigen 88. 
Eigenlehner 171. 
Eigenthůmerpfandrecht 258 5, 
259 4, 26219, 274, 277%, 
3788, 
Eigentum 127, 
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Eigenthumserwerb: Grimdftüde 
150, 4802, 5355, Fahrniß 
158, 179, 475%, 4809, 
496°, Früchte 174, 1778, 
4751, Wild 162, Fiſche 168, 
Mineralien 169, Fundſachen 
175, Inhaberpapiere 184, 
Hectapapiere. 

Eigenthumßflage 1748, 178, 

Eigenthumspfand 246, f. Eigen⸗ 
thümerpfandrecht. 

Eingebrachtes Gut 478. 

Eingetragener Eigenthilmer 158, 
154, 157, 261. 

Eingetragener? Verein 69 10, 
* Ye 888, 

Einhandsgut ſ. Sonderant. 

Eintinbfcjaft 538, gu 

Einlager 830 1, 

Einreden gegen bie Hypothek 
270, 3718, gegen Inhaber- 
papiere 407. 

Einfeitiges Verſprechen 381. 

Eintragung |. Grundbuch. 

Eifenbahn 89, 368 16, 138 10, 

Eifernviehvertrag 856, 

Eisgewinnung 92 16, 

Eiteriche — * ‚ 5086, 

‚ änfung 498, 
Berluft Ra er der 
Kinder 495, freies "Kinder 
vermögen 4979, Haftung des 

Kinbervermögeng für Schul- 

ben ber Eltern und für ei- 

gene Schulden des Kindes 

4978 10, 5025, 


Eiterlie Rechte und Pflichten 
Slterlicer Nießbrauch 494, 497, 


Emancipation 494 4,495 7, 
Empfängnißzeit 504 ®, 
Emphyteuſe 231. 

Enteignung 98, 96®«, 155, 
169 7, 2406, 2785, 2889, 
818315, 

entgelt 24. 
ntmündigung 48, 

Entwehrnng Bu, 

Erbbaurecht 241 15, 

Erbe 88, 5178, 
rhen⸗Beiſpruchsrecht 132. 

Erbfähigkeit 71%, 519, 

Erbfolgeordnung 520. 

Erbgüter 134. 

Erhfur 170121. 

Erbleben 2802, 553, 

Erbleihe 232°, 295 4. 

Erblofung 311. 

Erbpacht 232 », 

Erbrecht 515, ber Ehegatten 
478, A657, 484, ABB, 
501. 

Erbſchaftserwerb 525, 517 11, 
im Lehnrecht 558. 

Erbſtollen 170, 

Erbtochter 544 ©, 557 8, 


Wortverzeichniß. 


Erbverbrüberung 541. 

Erbvertrag 533, 3289, 

Erbverzicht 543. 

Erbzinsrecht 2825, 2812, 
295 4. 


Erfindungen 442. 

Erfüllungsort 41. 

Erneuerungsfchein 412, 511 1®, 

Errungenfhaftsgemeinfchaft 
459 9, 46117, 4648, 486, 

Erſatzgeld 106 «, 

Erfigung 157, 177, 202, 240 ®, 
285 7, 


Erwerb ber Erbſchaft 525, 
517 31, 556, 

Eniehung 496. 

Efiende Bänder 800 8. 

Eventualbelehnung 199. 

Ewiggeld 294. 

Exceptio non numeratse pe- 
cuniae 870. 

Exceptio plurium 508 +, 

Exfestucatio 150, 

Erimirte 511, 

Erneruation 288 17 . 2791, 
299 5, 


2791, 
Eiropmiacn |. Enteipumg 


&. 


Habrifarbeiter 387. 

Fabnlehen 190. 

Sahrende Habe 86, Gigen- 
thumserwerb 158, 179®, 
Klage 178, Pfandrecht 300, 

Sahrnißgemeinfchaft 462, 464 4, 

89, 


—* 2366. 

allrecht 517". 

Familie 419 1, 300. 

Familienfideicommiß 187, 266°. 
484 31, 586, 

Familienrath 510 1%, 

Familienſchluß 14114 15, 
143 26. 

Familienſtiftung 144 87, 782, 
5571, 


Kauftpfand 801. 
Fautfracht 368. 
Felbbereinigung 114. 
— 126 8, 79. 
eldzehnt 291. 
Felonie 205, 224. 
Fenſterrecht 149. 
Festuca 151%, 825, 
g 1458, 
Feudafter 2802. 
Feudum 187. 
— advocatise 191. 
— sedificii 190. 
— antiquum 551°, 
— aperturse 190. 
— castrense 190. 
— extra curtem 188. 
— femineum 5852. 
— habitationis 191. 


Feudum improprium 189. 

— informe 208. 

— ligium 190 ®, 

— nobile 194, 

— novum 5511, 

— officii 191. 

— proprium 189, 

Fideicommißerbfolge 556. 
deicommißſchulden 141, 266*. 
inderlohn 175%. 
irma 69 10, 831, 379, 
ifcherei 162. 

Fiscus f. Abgaben, Regalien. 


bi efhäft 348 Is. 
erei 92. 


achtbrief 366, 
—— 866 
anne Recht 210. 
ranzöftiches Recht 7, 30, 22. 

Grauen 45, 509, Erbrecht 521", 
623 18, 544, 555, 557. m 

wäãch 

—— — 

Greictl bes Bergbans 
1 . 


4558, 


riſten 98, 
rohnden 289. 
* 110. 


Früchte 178, 177 ®, Pfandrecht 
2641, 3028, auf dem Helm 
8389 4a 5, 


rftenlehn 190. 
* Recht 24 
ſachen 175. 


6 


Gabella emigrationis 63. 
— hereditaria 68. 
Ganer 312 s, 
Ganerbichaft 548 ©, 
Gaſtwirth 341 4, 306 11, 
Gehranebeihräntung 143 
an r 146. 
Gebrauhsmnfter 448. 
Gebrechliche 46, 513 2, 1318 13 
Geburt 48. 
Gedinge 1991, 1767. 
Gefahrübergang 345, 864%. 
Gegenbuch 171. 
©egenpfändung 105 ®. 
Gegenvermädhtnig 492. 











Geg b 51012, 


envormmm 
Bi1!19—sı, 


Gehülfen, Haftung für, fe 340, 

Geiſteskrante 48, 436 

Geiftliche 52%, 1985, 

Geld 184 ". 

Geldlehen 189°, 191. 

Gemara 61. 

Gemeinden 79, Autonomie 35, 
Schulden 88, Wälder 1488", 

Gemerndewaifenrath 510 18, 

Gemeingebraud) 92. 

Gemeines nwohndeiteren 81, 


_ Rei 9 
— — 28. 
Gemeinheitsthei 114, 82. 


Generalcommiſſion 116. 
Generalpfandrecht 249 3, 257, 
801. 
Generaolverfammlung 70, 386, 
Genofjenfchaften 388. 
Genofjenichaftstheorie 66. 
Gerade 4659 19 18, 5168, 
Gerichtlichkeit 897, 151, 248. 
Gerichtsgebrauch 37 6, 
Gerichtslehn 191. 
Geringftes Gebot 270 21. 
Gejarmmtbelehuung 201, 5485, 
552 2 
Sefemmteigeutsum 181. 
130, 
876, 381 18, 458, 480, 


—— ſJ. handlunge· 


——— 45, 
Ge tspormundichaft 46% ®, 
ene Büter 144 ®, 
& e 84, 8514, ſ. gewerbliche 
Arbeiter. 
Gefellenbau 1711, 
Geſellſchaft mit beichränkter 


Geltjgehsianen Yin 6 


158, 


8805 6, 8834, 
Gefeliſchaftedertrag 8* 
Seſc zuiches —— 805, 248, 
Sefindermiethe 2684, 8857, 
nildereiit 312". 
er 1 
— Sachen 178, 1798, 
17713, 184, 302%, In⸗ 
haberpapiere 1841 , "4048, 
405, 410 
Gefundheit 4 


en —* ſ. Ober⸗ 

——— Güter ſ. ®üter- 
trennung. 

Gewalt, elterlihe f. elterliche 
Gewalt. 

Gewerbefrau 46 22, 320 7,479. 

Geiverbliche Arbeiter 867. 

@ewere 108, 124, 517 11, rechte 


G. 1936 9, zu rechter Vor⸗ 
mindſchaft 458, 
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Gewerkſchaft 67, 171. 

Gewinngüter 286 5, 

Gewohnheitsrecht 8 1, 
Beweis 329. 

Gilde 83. 

Giro 420. 

Gottespfennig 825 7. 

Grenze 146 ®, 

ð roß ahrigteit ſ. Volljährigkeit, 
Diinderjährige. 

Großvater 494 1, 5098 6, 

Grubenvorftand 178, 

Grundbuch 117, 14110, 152, 
168%, 2408, 261, 855 15, 
Anhang 559. 


17, 28, 


. Orundereditbant 262, 


Grundrenten 294. 

Grundruhrrecht 175 ®, 

Grundſchuld 256, 259 ®, 
373, 377. 


Seundfdulbbri ſ. Sypothelen- 


—8 ſ. unbewegliche 
Sachen. 
Grundwechſel 417. 
Grundzinſen 1037, 298, 
Gülten 294. 
Outsübernahme 38857, 529, 
Guteherrlichtei 80 4, 110,114, 
287 
®ütereinheit |. Bermaltungsge- 
meinfchaft. 
Gütergemeinihaft 461, 4642, 
419, fortgejegte 501. 
Gtertechtsregifter ſ. ebeliches 
©üterredit. 
©ütertrennung 464 ®=, 
476, 486 8, 


265, 


489, 


$. 


Haftpflicht bei Verträgen 340, 
außercontractlid) 485. 

Haftpflichtgefeg 437 20 10a, 
43816, 


g ber Beamten 128 2®, 
der juriſtiſchen Perjonen 71, 
79, ber Korporationsmit- 
glieder 744, 86518, der Ge⸗ 
meindemitglieder 83, der 
Gewerten 1718, 173 ®, für 
Gehülfen unb Stellvertreter 
840, 437, mehrerer Mit- 
ſchuldner 341, für Schulden 
des Fideicommiß beſiders 141, 
266 ®, des Bafallen 220, des 
Kolonen 283 16, perfönliche 
Haftung des Bfandichuldners 
24710—18,251,256,27024, 
2755, 278, 300 4, 301 10, 
des Reallaftfchuldners 281, 
296°, 29718, Kinder und 
Seifteßtranter 436, 

Thiere 436, des Erben 51710, 


ſ. Ü 
ide 6 ellihaftsiculden, che- 
Halbgeſchwifter 521°, Bag 1», 
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Fig 46115, 
rger Recht 21°. 

—* chlagsrecht 146 8, 

Hammeriwurfsrecht 244 7° 

Dandelsfrau 4682, 320,7, |. 
Sewerbefrau. 

Handelsgebräuche 317. 

Handelsgeichäft 818 *. 

Handelsgejellichaft 877. 

Dandelögejegbud 317 ®. 

Handelsmaller 328. 

Handelsrecht 318. 

Dandeleregifter 322. 

Handgeld 326°, 330, 357 ®. 

Sanbiohn 2378, 

Sandlungsbevollmächtigte 

Handlungsfähiglet 46, 
der Corporationen 1. 

Sandlungsgehülfen 828, 857, 

Hand muß Hand wahren 178, 
240%, 8302, 807, 809 * 
469 1728, 

Handvefte 296 ®. 

Hauberg 146, 

Sauptmängel 348. 

Hausgeſetz 33, 50. 

Haustınd 496 sa, j. elterliche 
Gewalt. 


Haußpermögen 185. 

Haverei 870, 

Deergeräth 516 ®. 

Heerſchild 192. 

Heimfall 228, 238. 

Heirath macht mündig 471°, 

ve et, 49818, 

Herrenhof 110. 

Herrenloſe Sachen 155, 159, 
175. 

Heuergeſchäft 352. 

Sinterbe Snbaberpapiere 434. 

Höferolle 528 19, 

Höhere Gewalt Bu1?, 8665, 

Hörigleit 52%. 

Softehen 206, 187%, 

Homagium 197, 


Hordenſchlag 242 3. 


4775, 


322. 
408, 


Hufe 80, 
Hutgeredhtigteit |. Weiderecht. 
Hppothelen |. fandrecht. 


rpothetenbant . Grunderedit⸗ 
Omen 254, 259°, 262, 


Sppothetenbuh ſ. Grundbuch. 
Hypothekentitel 257, 259°, 
272 8, 47218, 


3 


Jagdrecht 159. 
Fagdregal 160. 


Jahr und Tag 98, 1572, 1771, 
8151 

Illaten v8. 

Immobilien f. unbemwegliche 


Sachen. 
Indigenat 61. 
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Mmdividualfuceeffton 555 ®, 568, 
Indofſſament 480, 428. 
Infamie 54. 
Intfeudatio 194, 
nforeftirung 147. 
Ingrofjation |. Grundbuch. 
Inhaberpapiere 400, 40%, Aus 
ftellung 402, Eigenthums⸗ 
erwerb 184, 403, Berpfän- 
dung 302 2, 809° «, 310°, 
400 ®, Gläubiger 406, Ein» 
wendungen des Schuldners 
407, Aufgebot 410, Um⸗ 
ſchreibung auf Namen 411, 
Außerkursſe 412, Zins- 
ſcheine 419, Inhaberactien 
3862, Politen auf den In⸗ 
aber 896 18, Grundſchuld⸗ 
iefe auf den Inhaber 2598, 
368 *, Pfandrecht zu Gunſten 
von Inhaberpapieren 259 ®, 
25612, Sinterlegung durch 
den Bormund 51118 19, 
Snnominatcontract 3268 a. 
Innung 83. 
Inſel 91. 
Interimsfchein 886 8. 
Interimswerth 234. 
Internationales Privatrecht 38, 
4. 
Intervention 428, 
Inveſtitur 150, 197. 
Joachimica 23. 
ae 188 1, 1987, 3860. 
ilatshypothet 260. 
— EN 
Juriſtiſche Perfonen 68, 
jus albinagii 68, 
— ad rem 844 8, 
— offerendi 267 12 18, 9037, 
— recadentise 3. revolutionis 
5177, 


8. 


Kämmereigut 82. 

Kavel 97, 

Kauf 97, auf Probe 350, uach 
Probe 349, der Früchte auf 
dem Halm 389 +5, Viehtauf 
348, auf Abzahlung 850, 

Kauf bricht nicht Miethe 354. 

Kaufmann 820, 

Kaufpreiserflattung 18212, 188, 

Kinder 48, 47, |. elterliche Ge⸗ 
walt. 


Kiftenpfand 8005. 
Klagverjährung |. Verjährung. 
Kloftergeiftliche 53 5, 
Körperverlegung 435, 438. 
Kogen 97. 
Koppelhut 242. 
Krankheit 46, von Arbeitern 

85812, 
Krantzehnt 291, 

1478. 


Züprieht mass, 


Wortverzeichniß. 


Kündigung von Hypotheken 
265 41 5, 266%, Miethver- 
trägen 853, Dienflverträgen 
361, Gefjellichaften 8778, 
382. 

Kurmede 288 19, 

Kur 171. 

Kurſchein 1724, 899 8, 


8. 


Ladeſchein 368. 

längft Leib, längft Gut 484°. 

laesio enormis 8895, 

Landesgeſetze 19. 

Zandgüterrolle 538 1°, 

Zandrechte 19. 

Landsassiatus 62 3. 

Landichaften 262. 

Landſiedelleihen 286. 

Landtafel 152 ®. 

Langobarbifches Recht 17. 

Laudemium 287, 

Lebensvermuthung 45 '. 

Lebensverfiherung 896 ®, 
8835 °, 

ceehfvothet ſ. geſetzl. Pfand⸗ 
recht 


Legalitãtsprincip 158 ®. 
Legalſervituten 145. 
legitimatio ad honores 565. 
Legitimation 506 , |. Mantel⸗ 
inder. 
Legitimationdpapiere 434. 
Lehde 155 8. 
nbrief 198. 
Lehnfolge 550, 
ngeld 287 ®, 
Lehnrecht 185. 
Lehnsanwartſchaft 195 7, 199. 
nscontract 195. 
Lehnsdienſte 204. 
Lehnseid 197. 
ngerneuerung 208. 
Lehnserfigung 202. 
Lehn nz; 195, 199. 
Le nee 193, 552. 
Lehnsfehler 208. 
Lehnsfrüchte 213, 218. 
Lehnsgerichtsbarkeit 206. 
Le nöberr 187, 192, 209, 228, 
2325. 
Lehnshof 206, 
Lehn$hoheit 188. 
nsindult 208. 
neinventarium 198. 
nsquantum 223. 
Lehnsretract 214. 
Lehnsſchulden 220. 
Lehnstonderung 218, 556. 
Lehnsſtamm 222, 
Lehnsträger 216. 
nötreue 204. 
Lehnsveräußerung 211. 
nsverpfändung 215. 
nspormund 217. 
uwaare 287°, 


Lehrling 368. 

Leibeigenichaft 52 ?. 

geibgebing sTı, 491. ‚ 
tbgedingsgüter 286 ®. 

—e rk 871, 492. 

Leibzucht 289 2, 871, 491, 331, 
5881. 

Leihlauf ſ. Litkauf. 

Leinpfad 96 85, 

Leiterrecht 1467. 

Leſeholzgerechtigkeit 245. 

lex Anastasiana 389 ®, 

— commissoria 247, 267.3, 
80415, 8895, 

libri feudorum 7. 

Lichtrecht 149. 

Lieblohn 268 *, 

Lieferungsfauf 349. 

eiegenicjaften ſ. unbewegfiche 

achen. 

Linealgradualorduung |. Paren⸗ 
telenorduung. 

Liquidation 77. 

Litkauf 325°. 

Locus regit actum 42. 

Löſchung 119, 121, 277, f. 
Grundbuch. 

eöfehungsfähige Quittung 

Lohnungsanſpruch 188, 802 7 8. 

—— — 858 15, 

Lommbarden 885 . 

Lofung 810. 

Lotterie 375, 350%, 358 1®, 

Lucida intervalla 48 20. 


Lübifches Hecht 21°, 2412. 


A. 


Mäller 328. 

Mahljahre 234. 

Mainzer Recht 24. 

Majorat 537 ®, 558, 

Malerei 441, 

Mandat 889, 

Manniehu 198 ®. 
Mannsflamm f. Frauen, Erb⸗ 


recht. 

Manteltinder 5517, 557 4, 

Manufidelis |. T . 

Martgenofienfchaft 79. 

Mart 3125, 

Marktverteht 1882 8, 

—— — 11, 
aftgerechtigleit 244. 

Mehrheit der Gläubiger 340 ®, 
der Schuldner 340, |. Rang⸗ 
ordnung. 

Mengelan! 8145, 

Meßwechſel 418 11. 

Meyerbrief 233 2°, 

Meyerrecht 281,490 1, |. Bauer- 


Miethe 358, 
gRiethfnlnfen 264 7 855. 


4648 —S — Gewalt 495. 





Minderfauflente 320 ®, 

Minorat 527°, 568. 

Mißheirath 455. 

Miidua 61. 

Mitbau zur Hälfte 170 11a. 

Miteigenthum 129, 812°, 313. 

Miterben 130%, 1815, 

Mirgliedſchaft bei Corporationen 
8. 


Mitfhuldner 840, 

Mobilia ossibus insunt 40 1®, 

Modelle 448. 

Möbelleihvertrag 851. 

Mönde 535. 

Morganatifche Ehe 456, 

Morgengabe 491. 

Mortgage 2468. 

Mort saisit le vif 51713, 525°, 

Mortuarium 238 3°, 

Mühlen 93 3%, 9580, 101°, 

—— 8198. 

Münchner Stodtuect 213, 

Miündelfihhere Anlage 41 18, 
496 ®, 511 10. 

Mundigkeit 47. 

Mütterlihe Gewalt 495, 499, 
505, 508%, 5095. 

Mundium 448, 494, 507. 

Muſikwerke 441. 

Diufter 443. 

Mußtheil 5175, 

Muthung 168, 208. 


u. 


Nachbarrecht 145, 312 ©». 
Auceend 438. 
laß an Zinfen 294 1% 15, 
achſteuer 63. 

—AS 142 18, 221. 

Näherrecht 810. 

Name 4818, der Ehefrau 453, 
455, 498, der Kinder 500 ! a, 
455, von Vereinen 69 10. 

Ramenspapier 401. 

Neuftiftögüter 236. 

Niekbrau 241, ſ. ehel. Güter- 
recht, elterlicher Niekbrauch, 
Leibzucht. 

Niftel 5168, 

Nochgeſchaãft 858, 

NRormativbeftiimmungen 68. 

Notarieller Vertrag 328. 

Aothabreile 428, 


Nürnberger West 218, 
and 246, f. Anti- 
Ze 
®. 
Obereigenthum 


14118, 
Obermeifter 84. 


1018, 128, 
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Obervormundſchaft 508 8, 510. 
Oblatio feudi 196. 

Obligation 816, 348, 344, 
Obstagium 880 1, . 
Ocenpation 159. 

Deffentliche Gewäfler 90. 

— Sachen 89, 90. 


Deffentliher Glaube 120, 258, 


272, 410182 ı8, 4723, 
Oeffnungslehn 180. 
Oeſterreichiſches Recht 2 
Offene Sanbefögefeifeiaft 3798, 


Offenfaftung des Grundbuchs 
123 25, 2376 7, 
Onera matrimonii ſ. eheliche 


Orderpapiere 401, 481, 
Orbeusgeiftliche 585, 
Ortsblirger 805, 


4. 


Pacht 858, 

Pactum de contrahendo 829, 
871* 

Pachter, Pfandrecht 806 20, 

Seien 558, on, F 
arce bar, 299 °, 


Barentelemorbmung 521, 555. 
Batente 442. 
Berfönliche 19, |. Ockung er 271%, 


— 9a 
——— 
—— 394, 4 


Perſonallehen 202. 
Pertinenz f. Zubebör. 
Pfänbung 102, 808. 
Bfandbrief 282. 
Pfandclauſel 108°, 
Pfaunddeichung 97. 
Pfandgeld 106. 
Pfandke g 105,8, 
Pfandl 191 4, 
Bedt 887 38, 
Par 


agspfand 801, geieg" 

— 144 Pfändungspfan 
re 

Blonbredit. au Grund 
Geſchichte 245, Bean 
274°, 280, 297 ı2 PN 
feit 25628, aereff i my: In 
253, Public 248, 267, 
Special 249? 257. Arten 
252, icherungshupothel 265, 
258 4 259°, 26018, 268, 
271, 
253, Rn ul 2586, 
259 . 265, 278, 277, Ren- 
LEE BG4, 268, 208 Su 
re 4 26 


pfaudrech 255, 268, 
catähgpothet 260, Arreflähpo- 


e Supothel Proteftation 
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the 260, Cautionshypothel 
268°, 261 16, Eigenthlimer- 
pfandrecht. 274, 277%, 2788, 
26239, 265 2594, Be- 
gränbung 258, Abtretung 
263, Pfändung 264, Aufhe- 
bung 277, Umfang 266, 
Zubehör 264 1, 266%, gypo⸗ 
thetenbrief 254, 259° 262, 
268, Dinfen 26972, 265°, 
26718, 9725, 97313, Koften 
265, 267 15, 268 ®, '273 12, 
Rau ordnung ber Pᷣfand⸗ 
gläubiger 122, 268, 27115, 
276, mangsverwaltung 268, 
274 " Zmwangeverfteigerung 
266, "268, 275, 278°, 

Einwendungen de Pfand» 
chuldners 271, 871°, Zah⸗ 
nng 267, 271, 272, 978° 8 
27945, Bei zung 2725, 
278 10, 27414, Kündigu 2 
und wvatigien 265, 266 

260°. 270, Berf 

es Pianbgrumdftüds 266°, 

— Forderung bes 
Pfandgläubigerd 247, 251, 
258, 256, 264, 37014, 271, 
2755, 277 18, 278, Pfand» 
recht zum Schut von In⸗ 
haberpapieren 259°, Grund- 
qu auf den JInhaber 2598, 


Blade an Rechten 809, 


gie recht 242 8, 
* haft 518. 
Photographien 411. 
Bolice 896 13, 
Bolice statutaria 461. 
Poftregal 101. 
Prämienanleihe 850*, 4034, 
Prämiengeichäft 852. 
FA larger des Wechſels 425. 
räjentationspapier 400. 
Praesumtio muciana 476°. 


— 558, 
—— 123%, 
rivatfürftennvecht 50, 

fändung 102, 
en, Si rafen 1064, 438. 
rivilegien 100. 
Pr 822. 
Prodominium 204. 
Pröve 290. 
a 853°, 
r 
* 427. 
119. 
Provasallus 216, 

El T 

Publica fides, ſ. öffentl. Glaube. 
—— 2482, 257, 


Bunetation 829. 


570 
®. 
Duafifelonie 225. 
R. 


Rabbiner 61. 

Raffholz 245. 

Rangordnung der Rechte an 
Grundſtũ 122, 248 15, 
268, 27115, 876. 

Rayonbefchräntung 145 ®, 

Realfolium 118 %, 

Nealgemeinde 80, 1488, 

Reaigewerberecht 8198, 

Neallafi 280, 242 1, 872 4, 
Befi 286, Entſiehung 284, 
Aufhebung 287, Klagen 285, 

erſönliche Haftung bes 
chuldners 281, 

Nealobligation 252, 280, 301. 

Realvertrag 825 —* 

Reception 1, 17. 

Rechte Gewere 136°. 

Rechtloſigkeit 58. 


3 tsb 1277, 286. 
t8fäbigfeit 4078, 47°, 71. 
Hi tegeichäfte f. Form. 


Nectapapiere 401, 428. 
Redlicher veſiher 174. 
—Exwerber 179, 404, 409. 
Reformationen 31, 

Regalien 91°, 100, 147, 1551, 
160, 168% 185, 1668 
1751, 

Regifter für Vereine 68, 69 1°, 
für Sauftpfänder 801 1 für 
Schiffe 304° , Hanbelsregifter 
322, |. e chic @üterredht. 

Regrediente in 544°, 

Regreßfumme 417, 427. 

Reichsgeſetzgebung 8, 18, 

Reicheritter 82, 50, "138, 3128, 


Reihefandfieft 50. 

Religionsverfchiebenheit 8. 

Rentenbanten 115°, 299, 

Nentenbriefe 115, 296, 298, 
299, 412. 

Renten ut 298. 

Kenten auf 294, 108°, 2358, 

Rentenfchulb 298. 

Repräfemtationbrecht 520°, 
528 11, 5 

Res — solita 19342. 

Restitutio in integrum 48%, 


Wortverzeichniß. 


Ritterpferdsgelder 206. 
Robot 290. 

Römiſches Recht 1, 4, 28. 
Aüdtrittsrecht 843, 868, 
NRüdwerhiel 428. 
Rutſcherzins 294, 341%, 


8. 


Sadjienbuße 435 ®, 

Sachſenſpiegel 28. 

Sachenrecht 28. 

Sachwucher 839. 

eaaftiges Geſetzbuch 21, 28, 
Sala 180. 

zanıt 110, 

Saline 18643. 

Salmann 582°, ſ. Teftaments- 
erecutor. 

Salzregal 166°. 

Satumg 246. 

Schadenserfah ſ. Haftpflicht. 
Haftun 


g. 
——— — 242. 
fereirecht 2428, 

— ag 1751, 

Schenkung, Yorm 828°, an 
Korporationen 71°, sub 
modo 78, unter Berlobten 
4524, unter Ehegatten 4685, 
476°a, 481°, des "Baterd 
498 g” 1. unentgeltlicher Er⸗ 
werb 


Schiffbarteit ”, 91. 
Sciffe 88°, 304%, 
Sciffer 389, 
Schifffahrt 91, 98, 98 22 
Sdiffspart s18®. 
Schlichte Klage 1788, 
Schlüjfelgewalt 454, 473, 474, 
Schluß auf und ‚fien 382. 
< merzenögeld 485°, 
Bfall 52820, 524. 
Sim 00 836, „995°, 86478, 
rift 
ee en. 
Schriftwerke 
—— 167, 170. 
ütteng 1 
ne Haftum 
En * 
me B338, ! 278. 
Schupflehn 286. 
Schutzwald 148 10. 
Schwertmagen ſ. Agnaten. 


Retardat 172. Scontration 845. 
Retorſton 08%, Secundawechſel 419. 
Retract 310. Secundogenitur 588°. 
——— e 144 — Beh Securitutsproteſt 4277, 
evocationsflage Seefracht 868. 
— —* Seeleute 857. 
erei Seeberficherung 887. 
Riſtorno 898 u, ——ùu — 8429 18, 
Nittergiiter 111, 114 ®, 116, Benstusoonsultum Macedonia- 


185, 16021212, 
Nitterlehen 194, 208, 


num 206 °ı 
— — Vellejanum 46 ®a, 3211 


Seniorat 558. 


Senfal 323. 


Separata oeconomia 495 ®. 
Separation 115. 
Sequefieation f. Zwangbeer- 
waltung. 
Servitut 239. 
255, 258°, 


icherum 
Per —* 2 268, 271. 
ichtwechſel 418. 
Siechthum 46, 518 22. 
Siele 96. 





Sonderredit 701, 1, 75°, 
Sonnenlehn 187°, s 
Spatenrecht 97. 
Specialitätsprincip 257, 801, 
Spebition 390. 
Sperrjahr 77. 
Spiel 874. 
Spillm en 517°, 521 7, 593% 

5585, 
Sprüdwörter 81, 
Srantelehen 188. 

taatöpapiere 851. 
Stabredht 242°, 
Stabtredite 21. 
Stände 49. 
Stammgüter 135, 523818, 556, 
Statut 6 
Statutarifie Portion ⸗oi. 
Statutenän 708. 
Statutentollifion 38 
Steligeiejäft 859. 

tellvertreter f. 


Stenem ß geben. 


Stiftun Te ligaft 388. 
e 

Strandredit 175%. 

Straße 89. 

Streulehn 189. 

Stüdgüter 869. 

Subhaftation f.__Zwangtver- 


eig 
Subinfendatio 216. 
Successio antieipata 530. 
— ex pacto et providentis 


Succeſſives Erbrecht 547. 
Summenverſprechen 838. 
Superflcieg 241 3%, 


T 

T n 202. 
Ta 61. 
Talon 412, 311 "8, 
Taube B18°. 
Zeide 9, 108. . 

Selegraphenteg 101®, 
Teſtament 54 


Zeftamentserelutor 546. 
Theilbarteit 186%, 144, 148°, 
2993, 
T eitrecht ſ. Verfangenſchaft. 
Thiere 437, 446. 
Thronlehen 227. 
Todbeſtaände 286. 
Todeserllärung 44. 
Tode erbt den Lebendigen 525", 
517 
Tobfagung 246, 
Tödtung 485, 488. 
Tontine 873, 
Tractate 330, 
Tradition 150, 154, 158, 
Tratte 415. 
Trennung der Ehe 476 ?a, 485, 
498, 500. 
Trepptecht 1466. 
zu änder 532°, 3 5408 
— 244. 
ſtem 258 
ucht 48. 
—— 571, 
tutela usufractuaria 5073, 


H, 


Ueberfallsrecht 177°, 

Uebergabe 155, 158, 

— erhangerecht 1778. 
Ufer 96. 

—A auf Namen 411. 
eneglice Sachen 86, Eigen- 

in berigetb 150, 8 
bung 245, —— 
328", 

Unehtheit 54 

Uneheliche Kinder 54 18, 56,504, 
509, 519. 

Unehrli feit 56. 


Unentgeltlicher Erwerb 120 12, Vertrag 


13115, 185°. 
Unestanbt Sanbluugen f. De 


— 0 268 17, 
Untereigenthum . Obereigen- 


thum. 
Unterhatkepfit gegen den 
atten 454, 47115, 498, 
gegen bie Kinder 471 18 497° 


Untheißbarteit ſ. Tyeilbarleit. 

Unvordenkliche Zeit 95 * 
100?, 385°, 319. 
Ucheberredit 488, 

Urtheilſshypothet 260. 

Ususfructus maritalis 461, 468 
Am. 


98, 


». 
Büterliche Gewalt ſ. elterli 
Gewalt. ige 


Valuta 871°, 417, 
Bafall 188, 198. 


Bortverzeichniß. 


Venia aetatis 47. 

Berächtlichleit 57. 

Beräußerun ng von Srundflüden 
3287, eſchränkung 132, 
211, 288. 

Bereine 66. 

Berfallpfand 247, |. lax com- 
missoria. 

Berfangenfchaft 458°, 459° 17, 


Berfügungen auf dem Siechbett 
Begihung bon Todeswegen 


Berge 23712, 
Berjährung 99, 1064, 128%, 
241 10, 2735, 27317 274 14, 
288 7, 801 11, 408, 413, 


Berfaufßpfand 347, 
Berl 


—— Sachen ' „geRohlene 3 
Saden, 
Bermädtni * 5a s. 6 
Bermiether, Pfandredit 306 8, 
Beni "470°, 
üchter , Bfandrecht 806°. 
Fr chellene 44, 518%, 


Verſchwender 48. 
Berfiherung' 89, Verſiche⸗ W 
rungsſumme haftet den 


Pfandgläubigern 265°, 
se eben, einfeitiges- 331, 
ohne Angabe des Sauh: ® 
runde® 332, zu Gunften W 
ritter 883, 878°, 
Berfleigerung 188°, 184°, f. 
Zwangsverſteigerung. 
Vertrag, Form 324, 380%, 
unter enden 97, 
sbruch 860, 862. 
Vertragsſtrafe 331. 


Bertreter, Saftung | fr 840. 


Bertretung ber en 
877, 880, 388 387 1? 
888%. 


Bermaltungegemeinfcaft 457, 
461, 462, 4641, 467 

Verzug 341, 365. 

Vidualitiam ws. 

Bieblauf 848. 

Biehverfiellung 856. 

Vif-gage 246°. 

Bitaligienvertrag |. contractus 
jährige 

Bollj eit 47. 

Vollmacht | Vertretung. 


Vorbehalt des Ranges 128°, 
wi ebaltene® But |. Sonber- 
Borkanfsrecht 310. 


Borlegungsfrift 408, 413. 
Bormerkun —8 191, 8718. 
— 4, 507, über 


jähri e48, 508, über 
FA 1, 518, des W 
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Ehemanns 453, 458°, 47012, 
473°, 509°, 

Borfchufverein 389. 

Vorftand 70, 387. 

Borvertrag 329. 


M. 
Wadiatio 325%, 
Waifenrath 510 18, 
Wald 8218, 187, 244. 
Walzende Güter 144 3, 
Waubdeläder 144 °. 
Wandelgeihäft 852. 
Wandlungéklage 348 16. 
Wardunge 106. 
Warpitio 150, 
Aareveiik Be — 188, 
affergenofienfchaft 95. 
Waflerrecht 90. 
Wechſel 829 1, 414. 
ne 3 t 422. 
eigene Order 416 °. 
Wechſelburgſchaft 430. 
—* 420 10. 
Rn eDomieil 419 13, 
elduplicate 419. 
Get el, eigener 445, 429. 
eu-traffixter 416°, 
416, 4951, 


437. 
426, 
ehlelfiten e 415, 
weile rung 430. 
echſelvertrag 420°, 


ehahlung 425. 
die dıse 6 


Weiberie 552, 555. 
Weiderecht 82, 118, 1462, 243, 
245%, 


Weintanf 237, 326, 830. 
Weistum 31. 


Berkverdingung 306'?, 364. 

Werthpapier 309° 4, 8107, 
899, 5118. 

Wette 375. 

Wettvertrag 826. 


MWiderlage 492, 
Wiebereinfegung i in den vorigen 
Stand 48. 
Wieberverheirathung 492°, 
498 3 499, 502, 
Wildbahn 162 +. 
Wilddiebflahl 161', 
Wildfangsrecht 634 
Bildflößerei 92:8. 
Wildfolge 162%, 
Fam —X us. ui 
t Stabtr 88°, 
Ser 86. 


134, 


572 | Wortverzeichuiß. 


Württembergifches Recht 24. beim Kauf 349 ®, bei offener Aufammenlegung 114. 


Wurtzins 295%. Geſellſchaft 881 1°. —— — 260. 
Wurzeln 1767, ER 835 4 83612, wangstotalberichtigung 1524 
insgut 187%. 2617. " 
2 Zinsiehn 191, 230°. Zwangsvergleich 271°. 
. Sinsfhein 310°, 412, 511%. Zwangsverſteigernug 241”, 
Zahlung an ſich ſelbſt 496°, Zubehor 88, 264, 266 ®. 268, 275, 288°, 314". 
Zahlungsſperre 408°, 411. Zubuße 171, 173. 35518, 
ehnt 290, Aufall 840, 436, 488. Zwangsperwaltung 266, 268’, 
3eitablauf 98. Sun 83, 274°, 
Zeugniß 35992, 868°, Zurüdbehaltungsredt 305%, BZmangs- und Banmrechte 319°, 


Zins 296, 310°, 385, 842%, 806%, 


Bufähe und Druckfehlerberichtigungen. 


& 8 Zeile 12 vom oben ließ: „an“ ftatt „von“. 

„ 46 Am. 1 „ „Bd. Roth.” Statt „Ed. Roth,“. 

„ 48. Der lebte Abfat ift mit einem * zu verfeben. 

„ 1183 Anm. 10 Zeile 8 lies: „das Eigenthum“ ftatt „ber Eigenthümer”. 

„ 121 Zeile 5 von oben „ „dringlich“ ftatt „dinglich“. 

„ 127 Anm. 1 Zeile 5 „ „Mobiliarklage” ftatt „Mobiliarfrage“. 

„383 „ 5: Im der zweiten Lefung des REB.'s if auch für Miterben die gejemmmte 
Hand angenommen morben. 

„ 156 Ann. 4 Zeile 5 lies: „S. 169'" ſtatt „S. 167”, 

„179 „ B „ 2 „ „find die Regeln trogdem” ftatt „enthalten fie”. 

„30 u 2 u 2 m „Binde ſtatt „Zins,“. 

» 223 „ 18 ” „Ss 1707 „8 169%, 

„ 239 u 1 iſt mit einem * zu verſehen. 

„277 „ 8 8 Zeile 6 ließ: „150000 flatt „100 000”. 

„285 „ 7 Die Zuläffigkeit der 30« oder 40 jährigen Erfigung bei Reallaften bejaht 
für da8 gemeine Hecht Reichögericht 24 ©. 193. 

u 288 Aum. 9 Zeile 3 von unten lies: „Reallaften” ftatt „Rentenlaften”. 
„ 301 Zeile 18 von oben ließ: „unerlennbarer” ftatt „unperlenmbarer”. 
„ 8333 Anm. 5 Zeile 3 if hinzuzufügen: Siehe Neichögericht 29 S. 173. 
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